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das Jahr 1S50, 
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Erfter Band, 
Die Donate Januar — Juni. 


Derlin 
Drud und Berlag von A. W. Hayn. 
1851. 
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Yorwort 


Wouie man das Jahr 1850 kurz charakteriſiren, fo iſt vom Deutſchen wie 
vom Preußifchen Standpunkte aus, kaum eine andere Bezeichnung, als: das 
„traurige, zu finden. 

Jene moralifchspolitifhe Krankheit, vie im Jahre 1848 zum Ausbruch 
kam, befteht freilich nicht mehr in ihrer urfprünglichen Sorm. Die große Maffe, 
obwohl noch Tange nicht vollkommen genefen, verfiel beveutenver Abſpannung, 
wie nach jedem Rauſche. Ihre Führer und Verführer mußten fliehen, oder 
ſitzen im Gefängniß, und wer Beiden glücklich auswich, erachtet für zweckgemäß, 
fi einſtweilen todt zu ſtellen. Alle zahmen Revolutionaire von ehemals hat 
ber Schrecken über die mittelbaren Folgen ihres Treibens in fogenannte Con⸗ 
flitutionellsConfervative umgewandelt. 

Immerhin ein guter Anfang, wenn nur ver Srankheitsftoff nicht unter 
ſehr veränderter Geftalt in höhere Regionen gebrungen wäre! Leider iſt da an 
vielen Orten den Froſtſchauern von 1848 fieberhafte Hitze gefolgt, und biefer 
Umfchlag ſcheint befonvers das Crinnerungss®ermögen an gegebene Verhei⸗ 
Fungen afficirt zu haben. Dagegen tritt faft überall ein handfeſter Egoismus 
hervor. Beides vereinigt fchafft die fonverbarfte, aber durchaus nicht erfreuliche 
Mufterfarte von verfchiedenen Politifen: hier liſtige und zugleich brutale, dort eine 
ehrliche aber ſchwankhafte, am dritten Orte wüſte Großmachts-Träume, am vierten 
Das Verwechſeln perfönlicher Idioſynkraſien mit der Staatsweisheit. Und fo 
weiter, bis zu den wahrhaft erbarmenswerthen Begebenheiten und Zuſtänden im 
Kurfürftenthum Heſſen herab. 


IV 


Soldem Jammer gegenüber darf es nicht befremven, daß die geiflige Gene 
fung ver Bölfer nur Iangfame Fortfchritte macht, vielleicht gar ſtillſteht; daß 
die Unverbeflerlihen der Demokratie fogar wierer hoffnungsreih in vie Zu⸗ 
Ffunft bliden. 

Solcher Yammer betrübt ven aufrichtigen umd treuen Baterlandsfreund 
bis zur Entmuthigung, und gewiß wird fi manchem unferer Lefer während 
ver fetten Monate Montlofiers Wort aufgedrängt haben: 

Jles temps actuels sont difficiles, je dois dire plus, ils sont impossibles. 
Berlin, im März 1851. 

















Januar. 


Abreiſe S. K. H. des Erzherzogs Johann von Frankfurt a. M. 

7% K. H. die Herzogin von Anhalt⸗Deſſau, geb. Prinzeſſin von Preußen. 

* Graf Woyna, K. Orfterreichiicher Felbmarfchallstieutenant und Geſandter zu 
Brüftel. 

+ Dr. Dietrih (Botanifer) zu Eifenadh. 

Circular⸗Verfügung des Negierungs- Prafibii zu Koblenz, woburch den Landräthen 
gelhärfte Auffiht auf den Fremden⸗Verkehr, namentlich polniſcher Reiſender, 
zur Pflicht gemadt wird, weil vorliegenden Nachrichten gemäß bie Agitatoren 
beabfichtigen, eine bebeutende Anzahl ausgewanderter Polen nad der Provinz 
Poſen zu fenden. 

Die zweite Sammer bes Königreiches Sachſen bewilligt die Erhebung eines 
außerordentlichen Zufchlages zu ben für 1849 bereits gezahlten Grund⸗, Ges 
werbes und Perfonal-Steuern. 

Circulars Schreiben des K. Würtembergifchen Minifteriums für Kirchen» und 
Schulmefen, — wohl auch anderwärts beachtenswerth. 

„Ew. Hochwürden habe ich Eürzlich Veranlaſſung gehabt, auf die durch bie politi= 
ſchen Ereignifje der beiden legten Jahre herbeigeführten Zuflänve in unferem Vaterlande, 
und auf die in deren Gefolge der bürgerlichen Ordnung, fowie der Religion und Moral, 
drohenden NachtHeile aufmerkfam zu machen. Unter den Urfachen, welche dieſe Wir⸗ 
fungen beroorbrachten, und hauptfächlich die Schuld tragen, daß die Hoffnungen der 
ächten Vaterlandofreunde großentheild getäufcht wurden, und daß eine Bewegung, welche 
in ihrem Urfprunge zu fo hohen Erwartungen berechtigte, auf jene Abwege gerieth, ift 
der Mißbrauch der Preffe Leine der geringften. Statt einer wohlthätigen Leuchte für 
Geiftesbildung wurde fie meiſt zur Brandfackel ver Zwietracht und politifcher Leiden⸗ 
fehaften, ſtatt eined Heilmittel zum freffenden Gifte, das alle Verhältniffe durchwühlte, 
nichts Heiliges unverflhont ließ, überall Vertrauen zeritörte und Argwohn fäete, bie 
Begriffe von Recht, Orbnung und Freihelt vermirrte, Stitlichfeit und Religioſitaͤt un⸗ 
tergrub, und fo die Grundlagen des Familien und Hffentlichen Lebens bis in's Tieffte 
erjchütterte. Insbeſondere die Lokal⸗Preſſe zeichnete fich in dieſer verberblichen Richtung 
aus, und Ihr Erfolg mußte .ein um fo fchädlicherer fein, als fie für Leferkreife berechnet 
ift, welche fehr Häufig fich nicht in der Rage befinden, fich ein eigenes, felbftflänviges 
Urtheil bilden zu fönnen. Oft ihre einzige politifche Lectüre ift das von folddem Geifte 
erfüllte Tag oder Wochenblatt, deſſen Gift mithin durch Fein Gegengift neutralifirt 
wird, und defien böswillige Verdrehungen und trügerifche Sophismen ver Verſtand des 
einfachen Landmanns zu duschichauen, ohnedies nicht immer auch nur bie Faͤhigkeit hat. 
Die Regierung würde ihre Pflicht verlegen, wenn fie nicht diefem Unfuge mit allem 
Ernſte und aller Kraft, welche ihr die Gefege verleihen, entgegenträte. Ste wirb baber, 
fo weit es mit dem verfaffungämäßigen Orunbfaße ver Preßfreiheit vereinbar ift, folche 
zügellofe Blätter ſtreng überwachen, und fo oft fie Die Grenze des gefehlich Erlaubten 
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, Überfchreiten, gegen fie die Thaͤtigkeit der Strafgerichte aufrufen. Indeß ift hiemit nicht 
alles gethan,. was gethan werden kann und gethan werben fol. Es ift vielmehr uner⸗ 
läßlich, daß ver fchlechten SPrefie eine gute gegenüber geſtellt werde. Es iſt hoͤchſt 
wünfchenswerth, daß insbeſondere in ven Lokalblaͤttern der anarchiſche, irreligiöfe, unſitt⸗ 
liche, die ſchlechten Leidenſchaften heraufbeſchwoͤrende Inhalt durch Aufſaͤtze verdraͤngt 
werde, welche es ſich zur Aufgabe machen, in einer beſonnenen, verſtaͤndlichen, der Faſ⸗ 
ſungsgabe des Landvolkes entfprechenden Weife über feine wahren Intereffen aufzuklären, 
ſowie die Sache der Ordnung und des Rechts, ver Religion und Moral, mit den 
Waffen des Geiftes und der Wahrheit zu verfechten. In dieſem Sinne für Die gute 
Sache thätig zu fein, und dadurch beizutragen, unabſehbares Unglück von unferem Va⸗ 
terlande abzumenden, dürfte nicht außerhalb des Berufes des ehrwürdigen Standes der 
Seiftlichkeit Ilegen, und indem Ich daher Em. zunächft erfuche, ſoweit die unmittel= 
baren und naͤchſten Obliegenheiten Ihres Amtes, ſowie fonftige Verhältniſſe ſolches 
geftatten, zu jenem Zweck mitzuwirken, verbinde ich Hiemit vie weitere Bitte, daß 
Sie auch von den Ihnen nachgefegten Geiftlichen viejenigen, welche durch Neigung und 
Bildung biezu beſonders berufen fein follten, zu einer folchen, vie wahre Volkdaufflä- 
rung fürdernden Thätigfeit veranlaffen, und fie namentlich zur Unterftügung der in 
ihrer Nähe befinvlichen Intelligenz» und Wochenblätter durch periodifche, den Zeitbedürf⸗ 
niffen entfprechende Auffäge politifchen oder ſonſt gemeinnützigen Inhalts in der erwähn- 
ten Richtung aufforbern möchten. Ich werde e8 nicht nur dankbar erkennen, wenn Sie 
bon dem Erfolge Ihrer diesfälligen Bemühungen unter namentlicher Bezeichnung berje- 
nigen Ihrer Amtöuntergebenen, welche fih um jene Suche. Berbienfte erworben, mir 
bon-Zeit zu Zeit Nachricht geben wollen, fondern ich werde es auch als eine befondere 
Pflicht erachten, folche rühmenswerthe Beſtrebungen zur Kenntnig ©. K. Majeftät zu 
dringen. | 


A. Armee⸗Befehl S. M. des Kaiſers von Defterreich. 


1) Es Hat alljährlich im Monat December unter dem Dorfige eines jeweiligen von 
Mir zu beſtimmenden Herrn Generals eine Commiſſion von Oeneralen bier zufammen zu 
treten, welche auf Grundlage der bis dahin einlangenden Individual⸗Schilderungen ber 
Stab8-Offiziere, Hauptlente und Rittmeifter viefelben zu beurtheilen, und über jene ein- 
zelnen Dualificationen durch Entſcheidung den Fragepunkt auszuftellen hat: ob das In⸗ 
dividuum fich zur vorzugweiſen, oder nur zur Beförderung in der Rangstour, over aber 
zu keiner Vorrüdung in höhere Charge eigne, und in dieſem Kalle, ob dieſe Belaffung 
auf dem dermaligen Poften dem Dienfte entfpricht, oder endlich bei phyſiſchen und mo⸗ 
raliſchen Sebrechen, ob feine Entlafjung vom Dienfte nothwendig fe. 2) Zu dieſer 
Commiſſion ift von jeder der vier Armeen, fowie von denen dem Banus unterſtehenden 
Truppen, ein amgeftellter General durch den betreffenden Armee⸗Commandanten ald Mit- 
glied zu beſtimmen. Dem-Präfes bleibt e8 überdies unbenommen, noch andere Generale, 
welche die Eigenfchaft von Stab8-Dffizieren, Hauptleuten und Mittmeiftern bei beſonde⸗ 
ren Angelegenheiten zu beurtheilm in ver Lage wären, und wenn er es für nöthig 
erachtet, felbft von jedem Armee⸗Corps einen General der Commiffion beizuziehen, um 
ein möglich richtiges Urtheil über die Befähigung ver Individuen zu erlangen. Bei ber 
Glaffifientton von Stabs-Offizieren und Hauptleuten der Artillerie, des General⸗Quar⸗ 
tiermeifterftabes, des Genie⸗ und des technifchen Corps, Hat auch noch ein General der 
betreffenden Waffengattung, welcher von ben beiden BeneraleDirectoren und dem Chef 
des General⸗Quartiermeiſterſtabes zu bezeichnen iſt, als Mitglied beizuwohnen. 3) Bei 
den Sitzungen diefer Commiffion hat ein von dem jeweiligen Bräfes zu beftimmenber 
Stab3-Dffizier das Elaffificationd-Protofoll zu. führen. 4) Dieſes Protokoll, von dem 
Präfed und fümmtlichen Glievern der Commiſſion unterfertigt, ift bis zum erſten Januar 
des nachfolgenden Jahres zuverläfiig an dad Armee⸗Ober⸗Kommando einzufenven und 
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‚wird als Grundlage für die Anträge zur Beſetzung der im darauf kommenden Jahre 
erledigten Stellen zu dienen haben. Dieſes Protofoll für dad Jahr 1840 wird ber be= 
ſonderen Berhältniffe tvegen auf ven 31. Januar 1850 binausgerücdt. Zum Präfes ver 
Commiſſion beftimme Ich den Kriegsminifter Grafen Gyulai. 

+ Dr. son Scheurien, Director des evangeliihen Conſiſtoriums zu Stuttgart. 

Königlich Saͤchfiſches Decret, worin der „Antrag der Kammern”: den an bie 
Stelle Suspendirter zu Abgeordneten Gewählten bie Legitimations-Urfunden 
nicht auszuantworten, abgelehnt wird. 

In Zolge der immer mehr geſteigerten Frechheit des bemofratifchen Poͤbels und 
vormaliger Freiſchaͤrler verfügt das Feſtungs⸗ Gouvernement zu Mainz, daß 
alle Tumultuanten ohne Weiteres von den Militair⸗Patrouillen verhaftet und 
nach der Citadelle gebracht werben follen. 

Die Regierung von Mecklenburg⸗Strelitz trägt bei ber Bundes - Eentraf- Commif- 
fion darauf an: „fe wolle dahin fchleunigfie Berfügung treffen, daß bie 
Grh. Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung ſich jedes weiteren einfeitigen Vor⸗ 
ſchreitens mit Aufloͤſung der bisherigen gemeinſamen Landesverfaſſung enthalte, 
und den gemeinſamen engeren Ausſchuß der Ritter⸗ und Landſchaft zu Roſtock 
in denjenigen Zuſtand wiederherſtelle, in welchem derſelbe ſich vor dem 20ſten 
December 1849 befanden hat“.“) 

Erſte Anordnungen S. K. H. des Großherzogs von Baden, wegen Reorganiſation 
der badiſchen Truppen. 

Schreiben der deutſchen Bundes⸗Central⸗Commiſſion an die Statthalterſchaft des 
Herzogthums Lauenburg. 

„Es iſt der Bundes⸗Central⸗Commiſſion zur Kenntniß gekommen, daß die Abſicht 
beſtehe, der auf den 7. d. M. einberufenen Landes⸗Verſammlung des Herzogthums 
Lauenburg eine Reihe Im Entwurfe bereits vollendeter Geſetz⸗Vorſchläge vorzulegen, durch 
welche zur Ausführung des, am 14. Mai 1849 mit Vorbehalt ver Rechte des Landes⸗ 
herrn, verfündigten Grundgeſetzes eine durchgreifende organifche Umgeftaltung des Her⸗ 
zogthums bewirkt werden ſolle. Obwohl das von ver vormaligen proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt der Statthalterſchaft des Herzogthums ertheilte Mandat die Befugniß in ſich 
ſchließt, die bis zum Abſchlufſe eines Friedens erforderlich werdenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen unbeſchadet des definitiven Zuſtandes, in Wirkſamkeit treten zu laſſen, jo wird 
ſich doch die Statthalterſchaft die Nachtheile nicht verhehlt haben, welchen das Herzog⸗ 
thum durch einen ſo ausgedehnten Gebrauch jener Befugniß ausgeſetzt ſein wuͤrde. Gleich 
dem ohne Verbindlichkeit für den Souverain, zu thatfächlicher Wirkſamkeit gelangten 

Grundgeſetze würden auch die im Gefolge veflelden erlaffenen organifchen Gefege und 

Einrichtungen nur den Character thatfächlicher Anorbnungen an fick tragen, und einen 
Zuftand der Unficherbeit aller Hffentlichen Rechtöverhältniffe begründen, welcher nur durch 
die landesherrliche Sanction in eine definitive gefeßliche Oronung übergehen könnte. Es 
Vlegt der Bundes-Commiſſion von Seiten S. M. des Königs von Dünemarf, Herzog 
zu Lauenburg, die beruhigende Zuficherung vor, daß den Anfihten S. M. nichts ferner 
ftehe, als dem Herzogthum Lauenburg Diejenigen politifchen Oarantieen oder Diejenigen 
admirtifffätioen und legislativen DBerbefierungen entziehen oder verfümmern zu wollen, 


die aus dem wohlverftanvenen Intereffe des Landes hervorgehen, und mit ver Würbe 


*) Die Heim BerwaltungssRathe und Bundes-Schiebsgerichte geftellten Anträge auf ein 
Inhibitorium waren von beiden Behörben (unter dem 8. October und 3. November) 
- wegen mangelnder Competenz zurüdigewiefen worden. - 
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und den Nechten der Krone vereinbar find. Ihrerfeits findet fih die Commiſſion zu der 
Erwartung berechtigt, daß nicht in dem Augenblide, in welchem vie Friedens⸗Verhand⸗ 
lung bereits eröffnet, und Hoffentlich von einem allen Theilen ertwünfchten Ziele nicht 
weit entfernt ift, der beſtehende Zuftand in Lauenburg völlig verändert, dem Landesherrn 
alle Theilnahme an einer dem Lande heilſamen Neugeftaltung in Mechtöpflege und Ver⸗ 
waltung, Gemeinde, Kirche und Schule entzogen, und dadurch bie ihm gebührende 
Sanction des Grundgeſetzes entweder völlig bedeutungslos ober zu einer Quelle viel- 
facher Verwirrungen gemacht werde. Das Intereffe einer geveihlichen Entwickelung ber 
Berfafiungs-Angelegenheit des Herzogthums, fowie die Ruͤckſichten auf die Friedens⸗ 
Berhandlungen, beſtimmen daher die Bundes⸗Central⸗Commiſſion, der Stattbalterfchaft 
die Erwägung anbeimzugeben, intviefern eine Bertagung ver fraglichen legislativen Ar⸗ 
beiten der Landes⸗Verſammlung den Verhältniffen angemefien, und zur Verhütung der 
berührten Nachtheile vdienlich fein Eönne. Unabhängig von vieler Erwägung, worüber 
fie, fowie überhaupt über Die gegenwärtige Lage ver politifchen Angelegenheiten des 
Landes, einer gefälligen Aeußerung entgegenfieht, macht e8 die Bundes⸗Commiſſion ver 
Statthalterfchaft zur Verpflichtung, vor weiterer bieffeitiger Entjchliegung auf Teinen 
Fall zur Genehmigung und Publication der von der Berfammlung ausgehenden orga= 
nifchen, auf die Ausbildung und Ausführung des vom Könige noch nicht anerkannten 
Grundgeſetzes berechneten Geſetz⸗Entwürfe zu jchreiten. 


7. | Den preußifchen Kammern wirb der Bertrag vom 7. December über bie Abtre⸗ 
tung ter beiden Fürftenthümer Hohenzollern nebſt einer darauf bezüglichen 
Denkſchrift vorgelegt, deren Inhalt hier wenigſtens auszugsweife mitzutheilen ift. 


Das Königl. preußifche Haus ift bekanntlich mit dem Haufe ber regierenden Für⸗ 
fien von Hohenzollern deſſelben Urſprungs. Die niemals erlofchene Erinnerung dieſer 
gemeinfamen Abſtammung gab gegen bas Ende des fiebzehnten und zu Anfang des 
achtzehnten Jahrhunderts Veranlaſſung, daß in zwei Staatöverträgen von 1695 und 
1707 eine engere Samilienverbindung geftiftet, und namentlich anerkannt und feftgeftellt 
wurde, daß beim Erloͤſchen des Mannsſtammes des Fürſtlich hohenzollernſchen Hauſes 
das K. preußiſche Haus in deren Fürſtenthümer zu ſuccediren berechtigt ſei. Dieſes Suc⸗ 
ceſſionsrecht iſt ſeitdem öfters und auch in neueren Zeiten, nachdem es dem Fürſtlich 
hohenzollernſchen Hauſe waͤhrend der Ereigniſſe von 1803 bis 1815 gelungen war, ihre 
Beſitzungen zu erweitern, die Souberaͤnetaͤt darüber zu behaupten, und Mitglieder bes 
deutfchen Bundes zu werben, feierlich anerkannt und beflätigt worben. 

Die neueften Beitereigniffe haben inveflen in den Herren Fürften von Hohenzollern⸗ 
Hechingen und Sigmaringen den Entſchluß heranreifen laſſen, dieſer Souverainetät zu ent- 
fagen, und ſolche S.M. dem Könige und der Krone Preußen anzutragen. S. M. der König ha⸗ 
ben hierauf, weit entfernt, auf dieſen Beichluß hinzuwirken, längere Zeit und fo lange na= 
mentlich angenommen werben Tonnte, daß derfelbe durch vorübergehende Umſtaͤnde her⸗ 
beigeführt fein koͤnnte, Sich geweigert, auf Diefe Anträge einzugehen; erſt nachdem bie 
Herren Fürften feit dem vorigen Brühjahre wiederholt und mit Beftimmtheit erklärt 
hatten, daß Sie Sich außer Stande fähen, die Regierung ihrer Fürſtenthümer zum 
Beften des Landes fortzuführen, und ſeitdem bie im fühlichen Deutfchland hervorgetrete⸗ 
nen Ummwälzungen jene Ueberzeugung beftätigten, haben des Königs Mafeftät zur Wah⸗ 
rung Höchftdero Gerechtſame als fucceffionsberechtigter Agnat, zur Behauptung ber Rechte 
und des Eigenthums der Fürſtl. hohenzollernſchen Häufer, und zur Aufrechthaltung Der 
gefeglichen Orbnung In den Fürftenthünern, dem dringenden Anfinnen ver Herren Für- 
ften auf Nieverlegung der Regierung, und Uebernahme verfelben Seitens der Krone Preu⸗ 
Ben, nachgeben müſſen und Commiſſarien ernannt, welche mit einem Fuͤrſtl. hohenzollern⸗ 
ſchen Bevollmächtigten wegen Abtretung der Souverainetät unterhandelt haben, und von 
denen ber eine im Laufe dieſes Jahres fih an Ort und Stelle begeben Hat, um bon 
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den bei diefer Abtretung zu berüdfichtigenden Modalitäten, von der zu gemwährenben 
Entfchädigung, und von ber Bewandtniß ber Fürftenthümer überhaupt Kenntniß zu 
nehmen. ' 

In Bolge defien ift der anliegende Vertrag (S. 7. December 1849) zu Stande ge= 
fommen, wonach beibe regierende Fürſten von Hohenzollern= Hechingen und Sigmaringen 
der Souveränetät über Ihr geſammtes Gebiet zu Gunſten S.M. des Königs und Allerhächft- 
dero Nachfolger entfagen, und Sich nur den Beſitz und Genuß des im Lande belegenen 
Familienvermoͤgens und der bazu gehörigen Rechte und Einkünfte vorbehalten, fo lange 
der Mannsſtamm der Fürſtl. Häufer beſtehen wird. 

Bei der entſchiedenen Willend- Erklärung der Herren Fürften, die Souveränetätd=, 

Rechte und die Landesregierung nieverlegen zu wollen, und bei der Unmöglichkeit, in 
welche Sie ſich Ihrer wiederholten Verficherung nach verfeßt feben, ſolche fortzuführen, 
bei vem anerkannten und feſtſtehenden Anwartungsrechte des K. Hauſes ferner, erfcheint bie 
Annahme der Megierungd= Abtretung ſeitens der Krone Preußen als eine unvermeibliche 
Nothwendigkeit, welche eben deshalb einer näheren Motivirung nicht bedürfen wird, 
Es muß indeſſen hervorgehoben werben, daß in ber daraus refultirenden Erweiterung 
des Staatsgebietes keinesweges ein neuer Erwerb für die Krone Preußen liegt, fondern 
nur eine anticipirte Nachfolge in ein Land, auf melches dieſe Krone in Folge der Erb» 
einigungd=Berträge von 1695 und 1707 und auf den Grund gemeinfamer Abftam- 
mung, beftehende Succreffionsrechte ohnehin befißt, dergeſtalt, daß das Weſen des abge- 
ſchloſſenen Vertrages darin beſteht, daß die näheren Euceefjiond- Berechtigten, nämlich 
die Herrn Fürften von Hohenzollern und deren Defcendenz, ivegen ihrer Nutzungsrechte 
abgefunden werben, und ber entferntere Erbfolgeberechtigte, die Krone Preußen, fogleich 
in Beſitz und Genuß eines Objektes tritt, auf welches ihm ein zukünftiges Recht be= 
reits zufteht. In ganz Abnlicher Weiſe Hat Preußen im Jahre 1703 vie Ausübung 
der Landeshoheit über die Fürſtenthümer Anspach und Baireuth durch Abdication des 
legten Markgrafen vertragsmäßig an fich gebracht. 

Rechtliche Bedenken ſtehen alfo ver Annahme diefer Abtretung der Souveraͤnetäts⸗ 
Nechte über die hohenzollernſchen Fürftenthümer nicht entgegen. Auch kann nach einer 
noch in Kraft beftehenden Beſtimmung ber veutichen Bundes» Berfaffung, eine freimillige 
Abtretung der auf einem Bundesgebiet haftenden Souveraͤnetaͤts⸗ Rechte zu Gunften 
eines Mitverbündeten, ohne Zuftimmung der Geſammtheit des Bundes gefchehen. Indem 
hiernach die Sache feldft, die Annahme der Abtretung, da die Herren Bürften feit und 
unerfchütterlich bei Ihrem Entichluffe beharren, zur Wahrnehmung ver Rechte der Krone 
Preußen einerfeitö als unumgänglich, andererſeits allen beftchenden- Rechten gemäß er= 
fcheint, wird es nicht nothwendig fein, auf die Gebote der Ehre und die höheren poli⸗ 
tifchen Intereffen binzumweifen, welche vie Ablehnung jener Anträge verbieten, «8 wird 
fi daher nur um die Modalitäten ver Abtretung handeln, wie foldhe in dem abgefchlof- 
jenen Bertrage enthalten find. In diefer Hinficht wird Folgendes bemerkt: 

Die Artikel 5, 6 und 7 fegen diejenigen Entfchäbigungen feit, welche den Herren 
Fürften für die Abtretung der Megierung und ber Souveränetät über Ihre Lande aus 
der preußifchen Staatöcaffe gezahlt werben follen, fo wie fie die Zahl der Beamten be⸗ 
ſtimmen, welche mit ihren Befoldungen von der Krone Preußen übernommen werben. 

Zur Motivirung diefer einzelnen Artikel erfcheint es nothwendig, einige flatiftifche 
Notizen über die beiden Fürftenthümer und einige Bemerkungen über die dortigen Ver⸗ 
bältniffe überhaupt voranzufchiden. 

Das Fürftenthum Hohenzollern= Hechingen umfaßt 64 Duabrat= Meilen, mit einer 
Bevoͤlkerung von 20,433 Seelen (nach ver Iegten Zählung vom Jahre 1848); das Für- 
ſtenihum Sigmaringen 18,6 Quadratmeilen mit 45,757 Einwohnern. Die der römifch- 
katholiſchen Eonfeffion zugethanen Einwohner beider Fürftenthümer, welche den größten 
Theil der Bevoͤlkerung bilden, gehören ver oberrheinifchen Kirchenprobinz und inähbe- 
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“ fondere der Erzdioͤceſe Freiburg an. Nach dem Reſultate ver im Iahre 1846 abgehal⸗ 
tenen legten Bundes-Inſpection der Militair-Contingente beider Fürftenthümer, fo wie 
nach der Bunded-Matrifel vom 3. Mai 1847, zählte das Fürſtl. Hechingenfche 144 Coınbat- 
tanten mit einem Neferve- Detafchement von 71 Mann; bas Fürfll. Sigmaringenfche 352 
Mann Eombattanten nebft einer Referve-Compagnie von 173 Mann. — Der Boden ift 
im Fürſtenihum Hechingen und ‚in dem fogenannten Unterlande von Sigmaringen ein 
fruchtbarer Thon⸗ und Lehmboden, aber auch vie hoben Gebirgägegenven des Ober- 
landes gewähren noch reichliche Erndten, indem ver überall vie Ervoberfläche bedeckende 
Kalkftein die zum Gebeihen ver Pflanzen nöthige Wärme fichert. 


Die Benslkerung nährt fih Hauptfächlih vom Aderbau, in einzelnen milveren Di: 
ftriften verbunden mit Obſtbaumzucht; Handel und Gewerbe werben nur in jehr gerin- 
gen Umfange betrieben. Aber auch die aderbautreibende Klaffe der Bevölkerung ift im 
Durchfchnitt wenig bemittelt, da, wie in Süden Deutjchlands überhaupt, fo auch Hier, 
das Grundeigenthum bis ind Unenvliche zerfplittert ift und, es an bäuerlichen Beſitzun— 
gen, jelbft von mäßigem Umfange, ganz feblt. 

Die Verwaltung ver beiden Fürftenthümer ift in ver Neuzeit vollſtändig regulirt, 
und zwar für dad Fürftenthum Sigmaringen nah Maßgabe der Verfaſſungs-Urkunde 
vom 11. Juli 1833, und für das Fürſtenthum Hedjingen durch ven Landes-Vergleich 
vom 26. Juni 1798 und die V. U. som 16, Mai 1848. Beide Berfaffungen find jedoch 
durch den deutfchen Bund nicht garantirt. 


In den Fürftenthümern beſteht demnach eine eigene Landes⸗ und eine eigene Kammer: 
Berwaltung (fogenannte Hof» Kammer) mit ihren beſonderen Behoͤrden und ftreng 
gefonderten Reffort-Berhältnifien. Demgemäß find auch die Staats⸗Intraden und deren 
Verwaltung von den Revenüen der Herren Bürften aus ihrem Fideicommiß⸗Vermoöögen 
und den ihnen zur freien Dispofition überwiefenen Landes⸗-Revenüen fireng gefondert 
und durch befondere Behörven vermaltet, und chen fo unzweifelhaft ftehen die Ver⸗ 
pflichtungen feft, welche die Herren Bürften aus den Ihnen überwiefenen Einkünften 
dent Lande gegenüber zu beftreiten haben. 

Es wird darauf ankommen, dies Berhälmig mit Wenigem näher zu erörtern. 

Nah ver Verfaſſung des Fürſtenthums Sigmaringen bezieht der Herr Fürſt in 
Gemäßheit des Art. 77 der ®. U. de 1833 bis zum Abſchluß eines anberiveiten, bisher aber 
nicht erfolgten Uebereinkommens, die aud den Negalien fließenden Nevenien und drei 
Viertheile des reinen Ertrages fämmtlicher Zoll⸗ und Salzgefälle, wogegen er verpflichtet 
ift, alle Ausgaben für die Staatsverwaltung zu beftreiten. Dahin gehören die Be⸗ 
foldungen der Beamten der Randesregierung, ald oberfter Berwaltungäbehörbe, des «Hof: 
gerichts, als zweiter Inftanz in ver Iuftizpflege, der vorhandenen fieben Iandesherrlichen 
Oberämter, der unterften Inſtanz fowohl in Verwaltungs⸗ und Bolizei= Angelegenheiten, 
ala in der Juftizpflege, ferner die Beftreitung ſämmtlicher Büreau=Bepürfniffe dieſer 
Behörden, und die Penfionen und Unterflüßungen im Bereiche ver letzteren. 

Diefe Einkünfte und Ausgaben werben ohne alle ftänpifche Gontröle von ver Hof- 
fammer verivaltet. Die fich ergebenden Ueberfchüffe bleiben zur freien und uneingefchränf- 
ten Berfügung des Herrn Fürften für Sih, Seine Hofhaltung, zu den Apanagen ber 
Prinzen und Prinzeffinnen des fürftlichen Haufe, und bilden die fogenannte Givillifte. 

Ganz getrennt Hiervon befteht die Landedfaffe, unter Verwaltung ver Landes- 
Negierung, in welche das letzte Viertheil der Zoll und Salz-Revenüen, fo wie bie 
übrigen indirecten und die birecten Abgaben fließen, und für welche alle drei Jahre ein 
befonderer Etat mit den Ständen vereinbart toird. — Bid zum Jahre 1846 war das 
Land ohne Schulden. Die gefteigerten Beduüͤrfniſſe führten jedoch Damals zu einer An- 
leihe von 200,000 Fl., wovon nach dem feſtſtehenden Tilgungsplane am 1. October v. 3. 
6000 ZI. wieder getilgt- waren, und zu Anfang v. J. zu einem Anlehen von 80,000 Fl., 
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fo daß die gefammte Landesſchuld zur Zeit 274,000 Fl. beträgt. Dagegen befitt das 
Land an Activ⸗Capitalien Die Summe von 89,528 Fl. 56 Kr. 

Ein gleiches Verhaͤltniß zwifchen Fuͤrſt und Land waltet im Fürſtenthume Hechingen 
ob, nur mit dem Unterfchiede, daß bier die ganzen Netto⸗Revenuen aus den Zoll» und 
Salzgefällen ver Hofkammer gegen eine, im Jahre 1842 mit den Ständen vereinbarte 
Abgabe von jährlih 5000 BI. an die Landeskaſſe zufliegen und bei dem geringeren 
Umfange bier nur ein Oberamt, ald unterfle Verwaltungs» Behörde, und ein Ober- 
Amtsgericht, als erfte gerichtliche Inſtanz eingerichtet find. Im Uebrigen beftehen bier 
ebenfalls ald Staats» Behörben eine Landes⸗Regierung und ein Apellationdgericht. ALS 
dritte Inſtanz in Proceß- und Griminalfachen fungirt fowohl für Hechingen ald Sig⸗ 
maringen das K. würtembergifche Ober» Tribunal, auf Orund eines mit der Krone Wür- 
temberg abgefchloffenen von 6 zu 6 Jahren kündbaren Vertrages. 

Die Landeöfchulden des Fürſtenthums Hechingen betragen 175,400 Fl., wogegen 
ein Activ⸗Capital von 3500 EI. bei der Spar⸗ und Leihkaſſe deponirt iſt. 


Artikel 6 ſetzt die Entſchädigungs⸗Rente feit, welche dem Herrn Würften von 
Hechingen, der zur Zeit Feine fucceffionsfähige Deſcendenz bat, für die Abtretung ber 
Souverainetät und der aus den Landes=Mevnenüen gezogenen Einkünfte, aus ver preußi⸗ 
ſchen Staats⸗Caſſe gezahlt werden fol. Diefelbe ift für Seine Lebenszeit anf ven jähr- 
lichen Betrag von 10,000 Rthlr. vereinbart. 

Nah den Ermittelungen, welche der viefleitige Commiſſarius an Ort und Stelle 
borgenommen bat, haben nach dem Durchfchnitt der drei Jahre 1845 bis AB die zur 
Fürſtl. Hof» Kammer⸗Caſſe gefloffenen Einnahınen aus den Regalien incl. der Zoll« und 
Salzgefälle nach Abzug der Erhebungsfoften pro anno | 
beitagm 22000 een ne 58,778 51. 6 Kr. — Hlr. 

An Ausgaben übernimmt vie Krone Preußen: 
an Befoldungen . -. » . . 16123 91. 39 Kr. — Sir. 
an Penfionen und Gratialien. 4940 » 8 = — » 
an Beſoldungen ver höheren Hof- 

Beamten. - 2 2 2 2. 00 ⸗ 3 - — > 
an Büreaufoften für pie Landes⸗ 

Behörden und fonfligen 

Leflungen . . 2 2 2. W008 = A -» A = 





50,323 =» 2 = A = 


CCXCC 

fo daß der Preußiſchen Staats» Caffe baar zufließen. .. 7,95 Fl. 3 Kr. 2 Hlr. 
Wenngleich diefer Betrag nicht ganz die Hälfte derjenigen Summe erreicht, welche 

dem Herrn Bürften auf Seine Lebenszeit zugefichert worben ift, fo muß doch in Er⸗ 
wägung genemmen werden, daß nach dem Ableben deſſelben die Zahlung ver Nente, 
falls Feine fucceffionsfähige Deſcendenz vorhanden ift, ganz wegfallen und jener Betrag 
ald-reiner Gewinn für die Preußifche Stantscaffe erfcheinen wird, daß die mit A940 Fl. 
8 Kr. in Abzug gebrachten Penſionen und Gratialien allnälig aufhören, und daß die 
große Zahl der übernommenen Staatsbenmten bei der beiden Kürftenthümern zu gebenden 
neuen Organifation fich weſentlich vermindern, auch vie höheren Hofbeamten mit dem 
in Abzug gebrachten Jahresgehalte von 9250 Fl. 35 Kr. allmälig ausſterben werben. 
Berner iſt nicht außer Acht zu laſſen, daß an der Summe von 20,008 Fl. für Büreau⸗ 
Bebürfuiffe ꝛc. erhebliche Erfparniffe zu erwarten ftehen, und daß darunter fi eine 
Summe. von 1000 Fl. Hefindet, welche alljährlich die Ausübung des Münzregald mehr 
gefoftet als eingebracht Kat, und dieſe Mehrausgabe für die Folge ohne Weiteres wegfäͤllt. 
Artikel 7 oronet daſſelbe Verhaͤltniß dem Seren Fürften von Hohenzollern-Sig⸗ 
maringen gegenüber, und ſetzt bie Entſchädigungs-Rente für Ihn auf jährlich 25,000 
Rihlr. fe. Auch bei Normirung diefer Summe ift von dem Gefichtöpunfte ausgegangen, 
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daß der Herr Fürſt für diejenigen Revenüen zu entſchädigen ſei, welche Er nach Er⸗ 
füllung der damit in Verbindung ſtehenden Verpflichtungen aus den durch den Vertrag 
an die Krone Preußen übergehenden Regalien und ſonſtigen Landes-Revenüen zu feiner 
freien und uneingefchränften Disppfition bezogen bat. Das Ergebniß ver drei letzten 
Jahre 1846 bis 49 ift Hier ebenfalld zum Grunde gelegt worben. 

Nach den von dem biefjeitigen Gommiffarius an Ort und Stelle gemachten Auf- 
nahmen haben die Bezüge der fürftlichen Hofkammer aus den Megalien und den drei 
Viertheilen ver Zoll⸗ und Salgrevenüen betragen pro anno 92,035 FI. 36 Kr. 

Hiervon find in Abzug gebracht die an die Krone Preußen 

übergehenden Laften, nämlich: 
die aufgeführten Befoldungen mit 34,071 81. 57 Kr. 
die Benfionn. . . 2 2... 8369 - 5 > 
die Büreaubedürfniſſe 2c. nach ver 

dreijährigen Tradion . . .  DU48 = 42 = 

ber Verluft beim Münzregal . . 330 - 34 = 
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fo daß ein Netto=Meberfchuß verbleibt von . . . 40,015 Fl. 18 Kr. 

In Berüdfichtigung, daß unter den Beſoldungen fi) 874 Fl. widerrufliche Func⸗ 
tiondgehälter des Präfiventen der Landeöregierung und des Dirertord des Hofgerichts 
befinden, daß der Ausfall beim Münzregal für die Folge ganz wegfällt, und auch bier 
die Penfionen allmälig eingehen und an ven Befoldungen durch Verminderung ver 
Beamtenzahl Erfparungen eintreten werben, wird die Bewilligung einer Jahres⸗Rente 
von 25,000 Rthlr. einer weiteren Rechtfertigung nicht bebürfen. 


Artikel 12 behandelt das perfönliche Verhälmiß ver Herren Fürſten von Hohen⸗ 
zollern nach Abtretung der Souverainetät befonders für den Ball, daß dieſelben in dem 
preußifchen Staate fich nieverzulafien beabfichtigen follten. Soweit die getroffene Stipu= 
Iation, auf welche die Herren Fürften in ihrer Eigenfchaft ald gewejene Souveraine und 
Mitglieder des deutſchen Bundes, und in ihrer Eigenfchaft ald Angehörige des K. preußifchen 
und hohenzollernfchen Gefammthaufes einen hohen Werth zu legen berechtigt find, bloße 
Ehrenvorzüge betrifft, kann im Intereffe des Staats ein Bedenken Dagegen nicht obwalten. 
Der am Schluffe des Art. für ven Fall einer dauernden Nieverlaffung im preußifchen 
Staate gemachte Vorbehalt, wonach die Hesren Fürften in Bezug auf gewiffe Ehren 
rechte, namentlich in Bezug auf einen beſonderen Gerichtsſtand, den Mitglievern des 
8. Hauſes gleichgeftellt werben follen, erfcheint eben aus dem runde, weil. D. als Au⸗ 
gehörige und Verwandte dieſes Hauſes zu betrachten find, und ein dem Rückfall an Die 
Krone unterworfened Stammgut zu befiten fortfahren, an fich gerechtfertigt, die näheren 
Modalitäten aber werden, infofern damit ein Act der Gefeßgebung zur Ausvehnung ver 
jeßt nur den Mitgliedern des K. Haufes zuftehenden Gerechtfame verfnüpft ift, nach er⸗ 
folgter Feftfteluug durch den Erlaß einer befonveren Verordnung gefchehen müffen, welche 
den legiälativen Gewalten zur Genehmigung vorgelegt werben wird. 

Artikel 13 und 14. Sowohl die in den Art. 6 und 7 feitgefeßten Renten aus 
der Staats⸗Caſſe für Abtretung der Souverainetätd=Nechte, ald Die int achten Artikel 
vorbehaltenen Eigenthums⸗Rechte an vem Stamm⸗Vermoͤgen des Fürftlich Hobenzollernfchen 
Haufes, unterliegen bei einem eventuellen Crlöfchen des Mannd- Stammes beider Fürftl. 
Häufer vem Rückfall an ven preußifchen Staat und an S. M. ven König oder Allerhoͤchſtdeſſen 
Nachfolger, ald Oberhaupt des K. preußiichen und Fürftl. hohenzollernſchen Geſammthauſes. 
Zur Wahrung diefer Rechte beftehen jet fchon ſowohl in den Erb- Einigungs= Verträgen 
von 1695 und 1707, als in den anderen Fürſtlichen Bamilien-Verträgen und Haus⸗Ge— 
fegen, gewiſſe Beitimmungen, wonach 3. B. Schulden nicht ohne Conſens der Ugnaten 
und Zuſtimmung S. M. des Königs contrahirt werden können, auch bei Bermählungen in 
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gewiſſen Fällen pie Einwilligung S. M. als Kamilien-Oberhaupt erforberlich ifl. Die Ar 
haltung diefer und aller anderen Beftimmungen ver hohenzollernfchen Haus» Beri 
beren rechtöbeftändige Aenderung ohnedies ohne Abfchluß eines neuen Familienver 
nicht gefchehen Eonnte, Tann einem Bedenken nicht unterliegen. Unbedenklich aber er 
auch die Ausdehnung dieſer Beftimmungen ver Hausverfaſſung Hinfichtlich des Si 
bermögend auf die von nun an für Abtretung der Souverainetäts-Mechte flipulirt: 
[Hädigungs= Rente, und fie gefchieht im Intereffe des Staated, weil nur dadur 
Rückfall diefer Rente an die Staats-Caſſe gefichert wird. 

Es ift Hierbei zu bemerken, daß nach Annahme tiefer beiden Artikel fowoh 
jeßige eigentliche hohenzollernfche Stammvermögen, wie folches im Artikel 8 nähe 
zeichnet ift, als auch die für Abtretung der Souverainetät zu gewaͤhrende Nente fi 
Zukunft, in Gemäßheit der Artikel 6 und 7 nach dem Mechte der Erfigeburt in 
Fürſtlichen Häufern vererben wird. 

Hierdurch entſteht, nachdem die Herren Fuͤrſten von Hohenzollern nach Aufgel 
ihrer Stellung ald Souveraine, Hinfichtlich des im Fürſtenthum Hohenzolern belen 
Stammoermögend und binfichtlich der Rente aus der Staats-Caſſe, in den preußii 
Staatöverband eintreten, ein neued Bamilien= Fiveicommiß, deſſen zukünftige Aufr 
erbaltung bei ber, in ver Verfaſſungs-Urkunde angeordneten allgemeinen Aufhebung 
Fideicommiſſe, eben fo wird fanctionirt werden müffen, wie folches Im Artikel 39 
Berfaffung vom 5. December 1848 für das Königliche Kron« und Haus-Fideicom 
und für dad Prinzliche Familien» Fiveicommiß ausgeſprochen worden ift. Es kann vi 
aber auch einen Bedenken nicht unterliegen, weil daffelbe Motiv, welches die Aufre 
haltung diefer Fideicommiſſe vorgezeichnet hat, daß ſolche fich nämlich theils fchon 
mit der Krone vererben, theild den Rückfall an viefelbe unterworfen find, auch auf 
fünftige Fuͤrſtl. hohenzollernſche Fideicommiß Anwendung findet, indem auch dieſesen 
Erloͤſchen des Fürſtlichen Mannsſtammes an die Krone und den Staat zurückfallen w 
Es Tommt Hinzu, daß der allegirte Artikel 39 auch die Fideicommiſſe der vormals reic 
unmittelbaren Fürften im preußifchen Staate aufrecht erhält, fo weit foldhe durch t 
deutſche Bundesrecht gewährleiftet find, und dieſer Grundfag auch den Herren Fürf 
bei Nieverlegung der Regierung zu Statten kommen muß. 


Bei Artikel 15 ift zu ermägen, daß nad) den Erbeinigungs=DVerträgen von 16: 
und 1707 ven Herren Fürften von Hohenzollern ein Succeſſions⸗-Recht in irgend einı 
ber jeßt zum preußifchen Staate gehörigen Landestheile für den Fall des Erlöfchens d 
K. preußifchen Mannsftammes, welchen Gott in Gnaden verhüten wolle, durchaus nic 
zufteht, wie denn auch alle Diefe Gebiete erft nach ver Trennung beider Linien der % 
milie von dem K. Haufe ermorben worden find. Die Herren Fürften gehören daher keine! 
weges zu den fuccefjionäberechtigten Agnaten des K. Hauſes. In dem Erbeinigungs-Be: 
trage von 1707 ift jedoch für den Fall des Erlöfchens der Königlichen, Kurfürftliche 
und Marfgräflichen Linie des Haufed Brandenburg den Herren Fürften von Hohenzoller 
die Ausficht auf eine in damaliger Zeit dem Könige Friedrich 1. von Preußen angefallen 
Grafſchaft Geyer in Franken, fo wie auf die lehnbaren Theile der Graffchaft Limbur: 
ebenvafelbft, deren Heimfall an die Krone Preußen damals zu erwarten fand, eröffne 
worden. Diefe- Heinen Gebiete befinden fich nicht mehr im Befiße der Krone Preußen 
und ed. bat angemeffen erfchienen, da Der gebachte Vertrag von 1707 gegenwärtig in 
feiner Weife alterirt werben foll, auf Berlangen der Herren Fürſten von Hohenzollern 
in dem jeßigen Vertrag auf jene älteren Erbeinigungen nur einfach Bezug zu nehnten, 
und die Anfprüche, die eventuell aus jenen Stipulationen wegen Limburg und Geyer 
etiva hergeleitet werden Fönnten, gegenwärtig in ihren Werthe beruhen zu Taffen. 


Nachdem endlich im 17. Artikel die Zuftimmung ber beiden preußifchen Kanımerr 
vorbehalten worden, wird die Natification der Bertragdslirfunden und K. preußifcherfeite 
die Mitvollziehung verfelben durch den Prinzen von Preußen 8. H., als muthmaßlichen 


- 
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Ihronerben, wie ſolches bei ähnlichen wichtigen Verträgen biefer Art immer gefchehen ift, 
ausgefprochen. Fuͤrſtlich Hohenzollfernfcherfeitd übernimmt man dagegen nicht nur jegt 
den Conſens ver majorennen Agnaten der Herren Fürften zu befchaffen, fondern auch in 
Zukunft, ſobald ein Mitglied der Fürſtl. Haͤuſer die Volljährigkeit erreicht Haben wird, eine Bei⸗ 
iritts⸗Urkunde deſſelben einzureichen, damit Die Stantdcaffe, welche die Auszahlung der Entfchä- 
Digungärente übernommen hat, gegen etwaige Meclamationen deſto geficherter bleibe. 


Es bleibt fchließlich übrig, die Grundzüge des Verhältniffes anzugeben, in welches 
die beiden Fürftenthümer nach ver Abtretung verfelben an die Krone, zu dem preußifchen 
Stante treten follen. Es foll dies keineswegs das Verhaͤltniß einer bloßen Perfonal- 
Union unter demfelben Staatsoberhaupte fein, vielmehr foll das hohenzollernſche Land 
in den preußifchen Staatöverband eintreten, und dem preußifchen Staate als ein in- 
tegrirender Beftandtheil veffelben incorporirt werden, weshalb auch um fo mehr und in 
Gemaͤßheit des Artikeld 2 der DVerfaffungs-Urfunde vom 5. December 1848 der gegen- 
wärtige Vertrag den Kammern zur Zuftimmung vorgelegt wird. Nicht nur bie Bes 
hauptung der Autorität der preußifchen Regierung, welche bei ven Fortbeftehen einer 
befonderen Berfaffung in jenem entlegenen Lanvestheile gefährbet erfcheinen koͤnnte, 
fondern auch das eigne Befte der dortigen Untertbanen, welche ſich nunmehr aller Vor⸗ 
züge und Nechte und des Schußes der preußifchen Staatdangehörigen zu erfreuen haben 
werben, erforbert dieſe Einverleibung In dem preußifchen Staat, und welcher Art daher 
auch die befonveren adminiftrativen Einrichtungen fein möchten, welche zumal in ber 
Periode des Ueberganges der Landesverwaltung zu treffen fein würden, jo wird doch 
ſchon jetzt der Grundſatz ſanctionirt werden müſſen, daß die Fürſtenthümer fortan keinen 
beſonderen Staat in Deutſchland mehr bilden, ſondern dem preußiſchen Staatsverbande 
und den älteren, demſelben angehörigen Provinzen und Ländern hinzutreten, und | in bie 
preußifche Staats -Verfaffung aufgenommen werben follen. 


7. | Die zweite Kammer beginnt die Verhandlungen über ben Staatshaushalts- Etat 


für die Jahre 1849 und 1850. Aus dem Commifflond s Berichte mögen fol- 
gende Notizen hier Platz finden, da fie wohl als hiftorifche gelten können. 


Der Etat für 1849 zeigt ein Deficit von 5,608,000 Thlr. und bie ertraorbi- 
nairen Mehrausgaben werden vermuthlich 10,536,000 Thlr. betragen. Diele 
Summen find indeß gedeckt durch ältere Beftände und den Reſt der freiwilligen 
Anleihe von funfzehn Millionen. Unter den Minder » Einnahmen erfchei- 
nen zuerft an gefeglich feftgeftellten: 83,000 Thlr. erlaffener - Zeitungsftempel, 
540,000 Thlr. das erlaffene Drittheil der Mahifteuer, 300,000 Thlr. Herab: 
fegung des Yadets Porto, 76,000 Thlr. Ausfall bei den figcalifchen Jagden, 
in Folge des berühmten Gefeges vom 31. October 1848. Kerner 1,940,000 
Thlr. wahrfcheintiche Ausfälle bei den indirecten Steuern, und 100,000 Thlr. 
aus ben Ueberſchüſſen der Seehandlung, welche dergleichen nicht hat. Andrer- 
feits finden Mehrausgaben ftatt: 366,000 Thir. für die preußifche Volfe« 
vertretung, 78,000 Thlr. für die Frankfurter National Berfammlung, 10,190,000 


Thlr. Kriegsaufmänd in Holftein, Sachſen, Baden, der Pfalz, 1,037,000 Tpir. 


Seftungsbau » Unterhaftungsfoften, 418,000 Thlr. Schugmannfhaft in Berlin, 
770,000 Thlr. Mehr Ausgaben für die Zuftiz, in Folge deren neuer Einridh- 
tung, 2,500,000 Thlr. außerorbentlihe Land- und Wafferbauten ‚ 716,000 
Thlr. Berzinfung der freiwilligen Anleihe. 


7. | Die Stadtverordneten zu Inſterburg befchließen, dem Geh. Ober⸗Tribunalsrath 








7. - 9 VFJanuar. 7.- 9. Fu 11 





Waldeck das Ehrenbürgerreht zu verleihen (S. 10. und 18. December 1849; 
ber Magiſtrat erklärte ſich ſpaͤter Dagegen.) 

Beginn der Verhandlungen bed Schwurgerichtd zu Gneſen gegen achtzehn Incul⸗ 
paten, welche fih im Jahre 1848 des Aufruhrs ſchuldig gemacht. Unter ihnen 
bemerft man vier Geiftliche, zwei Gymnaſial⸗, fünf Elementar-Lebrer. 

Bon der Fönigl. Tächfifchen Regierung wird der über dad Amt Werdau verhängte 
Kriegszuftand (25. Juni 1849) wieder aufgehoben. 

Bater Itzſtein wegen hochverrätheriicher Unternehmungen und Betheiligung beim 
Wegſchaffen der aus Großherzogl. Caſſen geraubten Gelder, vom Stabtamte 
zu Carlsruhe zur Fahndung ausgelchrieben. 

Die Bertreter des Deſſau⸗Coͤthener Volks befchliegen, ihre Diäten bie zum näch⸗ 
ften, mit verringerter Zahl ber Abgeorbneten gewählten Landtage, von drei auf 
zwei Thaler herabzufegen. 

+ 9. Hattorf, Tönigl. hannoverſcher General- Lieutenant, zu Hannover. 

An beide preußiiche Kammern gelangt folgende Königliche Botfchaft vom 7. Januar. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. ꝛc. 
erklären bieburd, dag Wir Willens find, den von den Kammern vorgefchlagenen 
Abänderungen der Berfaffungs-Urfunde vom 5. December 1848 Unfere Zus 
ſtimmung zu ertheilen. 

Da Uns indeſſen bei forgfältiger Prüfung und Erwägung noch. einige andere 
Abänderungen und Ergänzungen ber Verfaſſungs⸗Urkunde nöthig erfchienen 
find, Wir aud die Hoffnung nicht aufgeben mögen, daß ed noch vor Abſchluß 
bes gegenwärtigen Reviſionswerkes gelingen werbe, die noch nicht vereinbarten 
Grundfäge für Bildung einer erfien Kammer definitiv feftzufegen, fo Yaflen 
Wir eine Zufammenftellung Unferer in diefem Sinne aufgeftellten Vorſchlaͤge 
in der Anlage den Kammern zu Ihrer Entichließung zugehen, um alsdann bie 
Beftimmung wegen ber vorbehaltenen Eidesleiſtung zur Ausführung zu‘ bringen. 

Wir wünſchen Unfererfeits den Moment herbei, wo das Berfaflungswerf 

abgeſchloſſen werde, aber je heiliger Wir das von Und abzulegende eidliche 
Gelöbniß Halten, um fo mehr treten Ins dabei bie Pflichten vor bie Seele, 
die und für das theure Vaterland yon Gott auferlegt find, und Wir hegen zu 
der Bolfsyertretung die Zuverficht, dag Sie In Unferen auf „Berbefferung 
der Berfaffung” gerichteten Vorfchlägen einen Beweis Unferer Königlichen 
Gewiflenhaftigfeit erfennen und würdigen werben. 

Gleichzeitig fprechen Wir die Erwartung aus, die Berathungen über bie 
ben Kammern gemachten Borlagen, namentlich in Betreff ber Geſetzgebung 
über die Preffe und das Vereinsrecht, im Anſchluſſe an die beabfichtigten Ab- 
änderungen der Artifel 24 bis 28 der Berfaflung und mit Rüdfiht auf die 
neuerdings gewonnenen Erfahrungen, bergeftalt befchleunigt zu ſehen, daß Un- 
fere Regierung nad Feſtſtellung der Berfaffung alsbald in den Stand gefegt 
werbe, miöglichft ohne Anwendung von Ausnahme- Maßregeln Ruhe und Ord⸗ 
nung im Lande aufrecht zu erhalten. 


Wir vertrauen, daß es auch hier nicht um ein gegenfeitiges Abdingen, 
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fondern darum ſich handeln werde, in gemeinfamem Streben dad Glück und 
den Ruhm Unſeres Vaterlandes in diefer bewegten Zeit zu befefligen. 


Zufammenftellung 
der 


in der Allerhöchften Botfchaft vom 7. Januar 1850 vorgefchlagenen Ab- 
änderungen und Ergänzungen der Verfaffung vom 5. December 1848. 


I. Art. 26 (29) 
zu flreichen *). 
| ll. Art. 33 (36). 
Das Heer begreift alle Abtheilungen des ſtehenden Heeres und der Landwehr. Im 
Valle des Krieges kann der König nach Maßgabe des Geſetzes ven Landſturm aufbieten. 
III. Art. 35 (Al). 
bier zu flreichen und flatt deſſen in 
| Art. 104 (105) unter Nr. 3 
folgender Zufag zu machen: 

Zur Aufrechthaltung der Ordnung kann nach näherer Beſtimmung des Geſetzes 

durch Gemeinde⸗Beſchluß eine Gemeinde-, Schuß- oder Bürgerwehr errichtet werben. 
IV. Art. 38 (42). 

Die Errichtung von Lehen iſt unterfagt. Die beftehenden Lehen follen durch ge⸗ 
ſetzliche Anordnung in freies Eigenthum umgeſtaltet werden. 

Ein Geſetz über die Familien-Fideicommiſſe wird deren Verwandlung in freies 
Eigenthum erleichtern, und die Bebingungen der Errichtung neuer Familien⸗Fideicommiſſe 
beftimmen. Bid dieſes Geſetz erlaffen fein wird, dürfen neue Bamilien- Fideicommiffe 
nicht errichtet werben. 

V. Su Art. 42 (46). “ 

Den Satz „die Miniſter des Königs ſind verantwortlich“ hier zu ſtreichen und vor 
Artikel 58 (62) folgenden Artikel einzuſchalten: 

Die Miniſter find dem Könige und dem Lande (Art. 59) verantwortlich. 

VI. Art. 49 (53). 

Der König beruft die Kammern, und fchließt ihre Sigungen. Er kann fie entweder 
beide zugleich oder auch nur eine auflöfen. Es müſſen aber in einem folchen Kalle in- 
nerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nach der Auflöfung die Wähler, und innerhalb 
eined Zeitraums von 90 Tagen nach der Auflöfung die Kammern verfanmelt werben. 
VI. gu Urt. 60 (64) 
folgenden Zufaß zu machen: 

Finanz-Geſetz⸗ Entwürfe werben zuerft der zweiten Kammer vorgelegt. 

VIL Art. 62 und 63 (67). 

Die erfte Kanımer befteht: 

a) aus den großjährigen Königlichen Prinzen, inſoweit der König fie auffordert, in 
der Kammer Sig zu nehmen; 

b) aus ven Häuptern ber ehemals reichdunmittelbaren Häufer in Preußen, und den 
Häuptern derjenigen Bamilien, welchen durch Königliche Verordnung das nach 
der Erſtgeburt und Linealfolge zu vererbenne Recht auf Sig und Stimme in ver 


*) Paragraph 26 der Verfaflung ven 3. December, welcher bei der Revifion Feine Aen⸗ 
derung erlitten, lautet: „Iſt der Berfafler einer Schrift befannt und im Bereiche der 
tichterlihen Gewalt des Staates, fo dürfen Verleger, Druder und Beriheiler, wenn 
deren Mitfchuld nicht durch andere Thatfachen begründet wird, nicht verfolgt werben. 
Auf ver Drudfchrift muß der Verleger und ver Druder genannt fein. 
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erſten Kammer beigelegt wird. In dieſer Verordnung werden zugleich bie Be⸗ 
dingungen feftgefeßt, durch welche dieſes Necht an einen beſtimmten Grundbeſitz 
geknüpft if. Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgehbt werden, und 
rubt während der Minverjährigkelt, oder während eined Dienftverhältniffes zur 
Megierung eines nichtdeutſchen Staates; 
aus folchen Mitgliedern, welche der König durch Verordnung auf Lebendzeit er- 
nennt. Ihre Zahl darf den zehnten Theil ver zu a. und b. genannten Mit- 
glieder nicht überjchreiten; 
d) aus 60 Mitgliedern, welche antheilig von den 200 Höchftbefteuerten Grundbeſitzern 
in jeder Provinz durch Directe Wahl nach Maßgabe des Geſetzes gewählt worben; 
e) aus 30 Mitglievern, welche von den Gemeinde Borftinden (Magiftraten) ver 
größeren Städte nach Maßgabe des Geſetzes gewählt worden; 
f) aus 6 Mitgliedern, deren eined von jeber ver 6 Landes⸗ Univerſitaͤten durch die 
ordentlichen Profeſſoren gewählt wird. 
Die Geſammtzahl ver zu b. bis f. bezeichneten Mitglieder der erſten Kammer darf 
die Zahl „zweihundert“ nicht überfchreiten. 
Eine Auflöfung der erflen Kammer bezieht fi nur auf die aus Wahl hervor⸗ 
gegangenen Mitgliever. 


— 
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IX. Art 66 (70). 

Die zweite Kammer beftcht aus 350 Mitglievern. 

Die Wahlbezirke werden durch das Gefeh feftgeftellt. 

Sie können aud einem over mehreren Kreifen, oder aus einer ober mehreren ber 
großen Städte, welche mehr als 10,000 Einwohner haben, beftchen. 

X, Neuer Artikel nad Art. 93 (95). 

E83 kann im Wege der Gejeßgebung ein beſonderer Gerichtähof errichtet werben, 
deſſen Zuftänbigfeit die Berbrechen des Hochverraths und andere Verbrechen gegen die 
innere und äußere Sicherheit des Staats begreift. Inwiefern über dieſe Verbrechen 
alsdann auch von ven gewöhnlichen Strafgerichten erfannt werben kann, beſtimmt das 
Geſetz. 

XI. Art. 95 (97). 

Die Bebingungen, unter melden öffentliche Civil» und Militair« Beamte wegen 
durch Meberfchreitung ihrer Amtsbefugnifie verübter Mechtönerlegungen gerichtlich in An 
Spruch genommen werben fönnen, beftimmt das Geſetz. Eine vorgängige Genehmigung ver 
vorgeſetzten Dienfibehörde darf jedoch nicht verlangt werben. 

XI. Art. 104 (105). 
Statt der Eingangsworte: 

Die Bertretung und Verwaltung ber Gemeinden, Kreife, ‚Bezirke und Provinzen 
des preußiſchen Staats wird durch beſondere @efehe, unter Tefthaltung folgender Grund⸗ 
ſaͤtze, näher beſtimmt: 

XIII. Nach Art. 105 (106). 

Die Rechtsgiltigkeit gehoͤrig verkündeter Verordnungen kann nur bon den Kammern 
zur Erörterung gezogen werben. 

XIV. Art. 107 (108). 

Die Mitglieder der beiden Kanımern und alle Staatöbeamten leiften dem Könige 
den Eid der Treue und des Gehorſams, und befchwären vie gewiſſenhafte Beobachtung 
der Verfaſſung. Eine Vereidigung ded Heeres auf die Verfaſſung findet nicht ftatt. 

XV. 
(Zufat zu den Vebergangd- Beftimmungen.) . 

Dis zum Erlafle des im Artikel 73 vorgefehenen Wahlgefebes bleibt die Verord⸗ 
nung vom 30. Mai 1849, vie Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer betreffend, 
in Kraft. 


1a. 
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9. Beſchluß der zweiten Kammer des Königreige Hannover in ber deutſchen An⸗ 


gelegenheit. 

In Erwägung, daß der Grundgedanke und das Ziel ver deuiſchen Bewegung des 
Jahres 1848, ſowie die Aufgabe der deutſchen National-Verfammlung, die politiſche 
und materielle Einigung aller deutſchen Stämme geweſen iſt, und daß dieſer Grund⸗ 
gedanke und dieſes Ziel unter allen Umftänden aufrecht erhalten werden muß, die K. Re- 
sierung auch unter Zefthaltung dieſes Geſichtspunktes den damit nicht übereinftimmen- 
‚den, auf die Begründung einer bunbesftaatlichen Verbindung ſelbſt einzelner weniger 
deutfiher Staaten gerichteten Beftrebungen, mit Recht entgegengetreten tft, 

in Erirägung, daß der Vertrag vom 30. September v. J., die Bilbung einer pro= 
viſoriſchen Bundes⸗Central⸗Commiſſion betreffend, wenngleich der Beitritt der K. Regie⸗ 
zung zu bemfelßen unter den vorliegenden Umſtaͤnden durch die Nothwendigkeit geboten 
fein mochte, den Ständen feine Beranlaffung zu einer Ruckaͤußerung giebt, da die K. Re⸗ 
gierung eine Oenehmigung dieſes DBertraged bei ven Ständen nicht beantragt hat, und 
es fich von ſelbſt verfteht, daß die Rechte des Königreich8 und ber Stände deſſelben 
insbefonvere, dadurch in Feiner Weiſe alterirt werden dürfen: 
aus diefen Gründen geben Stände über das Schreiben ver K. Regierung vom 10ten 
v. Mts., die deutſche Trage betreffend, infoweit zur motivirten Tagesorbnung über. 

In Erwägung jedoch, daß ein baldiges Zuftandefommen einer den wirklichen Be= 
dürfniſſen Deutfchlands entjprechenden und auf dem Wege der weiteren Entwidelung des 
beſtehenden Rechts zu erftrebenden Berfaffung Deutſchlands dringend geboten iſt, er⸗ 
ſuchen Stände die K. Regierung: 

das bezeichnete Ziel mit Entſchiedenheit, Offenheit und Selbſtverleugnung fort⸗ 
dauernd zu verfolgen, und zu dieſem Ende mit allen Kräften insbeſondere dahin zu wir⸗ 
fen, daß balothunlichft nach einem, das Vertrauen des deutſchen Volks erweckenden 
Waͤhlgefetze, eine Vertretung deffelben von den Regierungen berufen, und von biefen mit 
der alfo berufenen Mollönertretung die Verfaffung Deutfchlands vereinbart werde. 


10. | Der Notariats-Candidat- Bernbach wegen feiner Theilnahme an den Befchlüffen 


der - Stuttgarter Gefellfchaft des Hochverrathe angeflagt, wird vom Schwur⸗ 
gericht zu Coͤln freigeſprochen. 


10. | Achtzehn Polen (Geiſtliche, Schullehrer, Dorfſchulzen u. ſ. w. (Siehe 7. Januar) 


der thätigen Theilnahme an der Rebellion von 1848 ziemlich überwieſen, wer⸗ 
den vom Schwurgericht zu Gneſen für nichtſchuldig erklärt. 


10.) + Dr. Ed. Morſtadt, Profeſſor ber Jurisprudenz zu Heidelberg. 


11. 


Schreiben der beusfhen Bundes: Eentral-Commiffion an das Mintfterium bes 
G. H. Medtenburg- Schiverin. 

Die Gutöbefiger Rettih auf Roſenhagen, Graf von Baſſewitz and Schwieſſel und 
von Dewi auf Milgow, als auf einem ritterfchaftlichen Convente gewählte Deputirte 
und Bevollmächtigte der mecklenburgiſchen Ritterſchaft, haben in einer bei Der unterzeich- 
neten Bundes Gentral=- Commiffion eingereichten Eingabe vom 21. December v. J. den 
Antrag geftellt: daß vie Bunded=-Gentral-Commifjion in Gemäßheit des Art. II. ver 
mecklenburgiſchen Patent- Berorbnung vom 28. November 1817 für die fürberfamfte 
Anoronung der im Art. II. sub 3 diefer Verorpnung beſtimmten ſchiedsrichterlichen Be⸗ 


“Hörde in Betreff der zwifchen der Mitterfchaft und der Großherzoglichen Negierung über 


die Verfaſſungs-Verhaͤltniſſe des Großherzogthums ſchwebenden Streitfragen forgen 
wolle, ferner, daß die Bundes⸗Central⸗Behoͤrde ein Inhibitorium dahin erlaffe, daß ber 
Status quo bei Eimeichung des Antrages auf compromifjarische Emtfcheidung (9. Oc⸗ 
tober v. 3.) aufrecht erhalten werde. Der Eingabe vom 21. December v. J. ift eine 
vom 17. November d. I. datirte, mit Beilagen verfehene, umflänbliche Denkſchrift bei⸗ 








——— —— 
nn 


Sauuar. 11. 15 


gefügt, welche das Sache und Nechtöverhältnig darzulegen, und die mit den obigen über- 
einftimmenven Anträge zu motiviren ſucht. In zwei fpäteren Eingaben, vom 24. und 
29. December v. 3., find Nachträge in Bezug auf jene Darlegung ded Sach- und 
Mechtöverhältniffes enthalten. Die Bunded-Central-Commifjion hat, nach Maßgabe ver 
vorliegenden Schrift= und Druditüde, ihre eigene Competenz und bie Legitimation ber 
Befchwerveführer forgfältig geprüft, und die eine wie die andere, fo weit ed zur Einlei- 
tung der Sache erforberlich if, vorbehaltlich Der definitiven Entfcheivung in beiden Be— 
ziehungen, begründet gefunden. Dem Oroßherzoglich mecklenburg- ſchwerin'ſchen Ge- 
fanmt-Minifterinm theilt die Bundes-Central-Commiſſion bierbei Abjchriften der drei 
bezeichneten Eingaben und fümmtlicher Beilagen verfelben, fo weit fie nicht in Drud- 
ſtücken und Lithographie beftehen, mit. Die Bundes-Central-Commiſſion erſucht das 
Großherzogliche Gefammt-Minifterium um Gegenaͤußerung, ſowobl in facliſcher als recht⸗ 
licher Beziehung, und verbindet mit dieſem Erſuchen bie Eröffnung, daß ein Voran⸗ 
fchreiten, welches in der flreitig gewordenen Verfafjungs= Angelegenheit nach dem Em⸗ 
pfang des gegenwärtigen Erlaſſes bis zur definitiven Entſcheidung, gegen den Willen der 
Beichwerpeführer ftattfinden möchte, und jede einfeltige Veränderung des gegentvärtigen 
Standes der Sache für rechtlich wirkungslos zu erachten fein wird, weshalb dad Er⸗ 
fuchen hinzugefügt wird, von allen derartigen Maßnahmen abzuftehen. 

11. | Zn ber Sigung des Berwaltungsrathes für Deutfchland trägt der Kurheſſiſche 
Bevollmaͤchtigte darauf an, den Tag des Zufammentretens der Reichsverſamm⸗ 
Tang auf den 1. März zu beftimmen. Dagegen erflärt der Vorſitzende, daß 
die erforderlichen baulichen Einrichtungen nicht vor dem 15. März vollendet 
werben fönnen. Der Antrag wird einer Commiſſion überwiefen. 

Sn derſelben Sigung weift der Grh. mecklenburg-ſchwerin'ſche Bevoll⸗ 
mächtigte auf die ausſchließliche Competenz des Bundes⸗Schiedsgerichts in der 
mecklenburgiſchen VBerfaffungsangelegenbeit hin, und ftellt den Antrag: „ber 
Verwaltungsrath wolle die Königl. preußifhe Regierung erfuchen, ihre Come 
miffarien bei der Bundes-Commiſſion dahin zu inftruiren, daß zu einem 
Borgehen in biefer Angelegenheit fie ihre Zuftimmung nicht zu ertheifen hätten, 
bevor nicht dem Verwaltungsrathe durch nähere Mittheilung der (oben erwähn: 
ten) Reclamation Gelegenheit gegeben worden, die hierbei in Betracht fommen« 
den Rechte des Bündniffes vom 26. Mai einer näheren Beurtheilung zu unters 
werfen.” — Diefem Antrage ift ſchon vorher von ben Borfigenden entfprochen 
worden. — Der Referent erflärt, daß der Verwaltungsrath fich nicht in ber 
Lage befinde, in eine Prüfung der Sache, zum Zwede einer abzugebenden Ent- 
fheidung einzugehen, indem diefe vielmehr von dem Bundes-Schiedegerichte er- 
folgen werde, vor welchem die Sache pendent fey. | 

11. | Der Eriminal-Senat bes Appellationsgerichts zu Ratibor befchließt, die Verfügung. 
bes Ober-Tribunals in Bezug auf den Grafen Reichenbach (f. 49. December 
1849) außer Kraft zu fegen, und verfügt an das Kreisgericht zu Oppeln, daß 
ber auf deſſen Anordnung verhaftete Angeſchuldigte ſofort der Haft entlaſſen 
werde. 


11. | Die erſte Kammer des Königreich Hannover. tritt in der Deuiſchen Frage dem 
Beſchluſſe der zweiten bei. (S. 9. Januar.) 


11. | Antwort des Cabinets⸗Secretairs Seiner Majefät bes Könige von Dänemarf 
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auf die Eingabe der Schleswig- Holfleiner Vertrauens Männer. (S. 27. Des 
cember 1849.) 

In Gemäßheit eines ihm mitgethellten Allerhöchften Befehls liegt e8 dem Unter⸗ 
zeichneten, einftweiligen Chef des K. Cabinetö-Serretariats, ob, den Herren KH au er⸗ 
öffnen, va S. M. der König in ver Faflung Ihrer am 27. December v. I. an Aller 
Höchftpiefe gerichteten Vorftellung mit allergnädigftem Wohlgefallen den Ausdruck einer 
Ioyalen Gefinnung erkannt haben. Zugleich ift er aber angewiefen, den Bittfiellern aus- 
drücklich anzuzeigen, daß ©. M. in Erwägung der hohen Wichtigkeit des Gegenſtandes 


Sich durch Ihre unzweifelhaft wohlmeinenden Aeußerungen jevoch nicht Haben bewogen 


finden Eönnen, von der verlangten nähern fchriftlihen Auseinanderfeßung der 
dortigen Wänfche abzufehen, welche bereits mehrfach als unerläßliche Bedingung eines 
ferneren Allerhöchflen Entfchluffed bezeichnet wurden. S. M. wollen daher die Bittfteller 
in’ diefer Beziehung auf die beiden abfchriftlich anliegenden, durch ven Iinterzeichneten 
früher erlaffenen vesfälligen Mittheilungen verwiefen haben, aus welchen die, Herren bie 
Allerhoͤchfte Willensmeinung des Näheren entnehmen, auch namentlich zu der Ueberzeu⸗ 
gung gelangen werden, daß S.M., während felbftverfländlich von Unterhand— 
lungen zwifchen Unterthanen einer und derfelben Monarchie überall nicht 
die Rede fein Fönne, vor der Sand leviglich nur gefonnen feien, mit Ianbeäpäter- 

liher Huld die Wünfche und Anfichten der wohlgefinnteren dortigen Untertbanen durch 

Männer zu vernehmen, die fich zutrauen, eine wahrhafte Darftellung derſelben zu un⸗ 
ternehmen. Schließlich ift der Unterzeichnete beauftragt, ven geehrten Herren anheimzu⸗ 
geben, ob fie ihre eventuelle allerunterthänigfte Eingabe von dort überfenden wollen, over 
es etwa vorziehen möchten, dieſelbe hier perfönlich einzureichen. 


13. | Der Berfaffer einer im November 1848 veröffentlichten Aufforderung zur Bolfs- 


bewaffnuyg, um die vom Gouvernement bedrohte National Berfammlung mit 
Gut und Blut zu fhügen, wird vom Schwurgeriht zu Liegnig für nicht 
ſchuldig erflärt. 


13. Unter dem Vorſitze des frühern Miniſters Duvernoy große Verſammlung zu 


Plochingen, um auf den Beitritt Würtembergs zum Berliner Bündniſſe hinzu⸗ 
wirken. Wir laſſen ihre — alsbald mit Tauſenden von Unierſchriften bedeckte 
— Erklaͤrung folgen, als Zeugniß, daß auch im ſüdweſtlichen Deutſchland bie 
Erkenntniß des Wahren ſich Vahn gebrochen hat. 

Offen und entſchieden unſere Stimme zu erheben, und dringend aufzufordern zur 
Bewirkung des Anſchluſſes von Würtemberg an den deutſchen Bundesſtaat, mahnen uns 
der bedrohliche Zuſtand unſeres engeren Vaterlandes, die verwirrten politiſchen Verhält⸗ 
niſſe von ganz Deutſchland, die oͤconomiſche Bedraͤngniß ber Einzelnen, wie der Staaten, 
das Anwachſen der Armuth und der ſittlichen Verwilderung, die Gefahr neuer gewal⸗ 
tiger Erſchütterung, welche jeder Tag uns von Weſten herüberbringen kann, es mahnen 
und die Ehre Deutſchlands und unſer Gewiſſen. Nachdem die Frankfurter Reichsver⸗ 
faſſung von allen deutſchen Staaten aufgegeben iſt, bleibt nach nuͤchternem Urtheil keine 
andere Möglichkeit, eine wahre deutſche Einheit, den deutſchen Bundesſtaat, die Be⸗ 
dingung der Macht und Ehre, wie der Breiheit Deutfchlande und ganz beſonders ver 
fleineren Staaten, ind Leben zu führen, als mittelft des von Preußen und feinen Ver⸗ 
bündeten vorgelegten, von 25 Staaten angenommenen Verfaſſungs⸗Entwurfs. Wir ver- 
fennen nicht die gewichtigen Bedenken, welche man gegen biefen Berfafjungs » Entwurf 
erheben kann. Aber wie die Sachen jet ſtehen, haben wir nur die Wahl, entweber 
etwas minder Gutes, das aber der Verbeſſerung fähig ift, anzunehmen, oder aud) das 
Gute, dad geboten ift, und fomit die lebte Hoffnung auf eine deutſche Verfaſſung auf» 
zugeben. Die Brage, über welche kein wackerer Deuticher im Zweifel bleiben kann, iſt 


2m. SZanuar, 18; 





die: wollen wir eine, wenn aud nicht nollfommene Verfaſſung, oder. feine? woll 
mitgränden helfen ein großes deutſches Vaterland, oder follen wir, uneinig und h 
dem Verderben thatlos entgegenfehen? Die zwei wichtigfteen Anklagen gegen jene: 
tourf find: Daß er ſowohl die Einheit Deutſchlands als die Freiheit vernichte u 
fährde, ſtatt fie zu begründen und zu verbürgen, Die Berfaffung ift auf ganz De 
fand, mit Ausnahme des deutſchen Oeſterreichs, berechnet, und die einzelnen St 
die Eleineren Königreiche, trifft Die Schuld, wenn fich der beutfche Bundesſtaat ni 
weit ausdehnen follte. Was aber Oefterreich betsifft, fo hat, abgefehen von ber : 
lichkeit, ob es überhaupt an dem beutichen Bundesſtaat theilnehmen könnte, bie 
reichiſche Regierung ſelbſt wiederholt erklaͤrt, und mit der That gezeigt, daß ſie in 
Bundesſtaat mit einen Volkshauſe nicht eintreten tolle. Bei diefer Lage ber 9 
kann der Vorwurf der Ausſchließung Oeſterreichs nur von folchen erhoben werben, n 
entweder den einfeitigen Einfluß und Die Herrſchaft Defterreichs in und über Der 
land, nicht aber Gegenfeitigfeit und wahre Volksvertretung wollen, oder weldhe t 
Borwand benugen, um jede feſte Geftaltung Deutfchlands zu verhindern, ober in 
ticulariſtiſchem Beſtreben auf die Wieberherftellung des alten Bundestages hindrän 
Bon Vernichtung oder Gefährdung der Freiheit durch den Anfchluß an ven deutſ 
Bundesſtaat kann nicht die Rede fein, ba in ven preußifchen Verfafiungs-Entwurf 
alles Wefentliche des Brankfurter, namentlich die allermeiften Beſtimmungen der Gru 
rechte unveraͤndert übergegangen find. Wenn eine Stelle in der dem preußifchen Q 
fafjungsentiwurfe beigefügten Denkſchrift, zumal in Verbindung gebracht mit ber jür 
erlaffenen Königlichen Botſchaft in Betreff ver Zufammenfeßung der erften Kammer 
Breußen, die Beforgniß einer beabfichtigten Wienerherftellung ver Vorrechte des Ad 
beſonders des Landſtandſchaftsrechts, erregt, fo tft auf die klaren Worte von 6.135. 
Entwurfs hinzuweiſen: „Alle Standesvorrechte find abgefchafft‘‘, fo wie darauf, daß ı 
Anfinnen jener Botichaft an ſich noch nicht die Geltung eined Principe haben mı 
Berubigende Auskunft Hierüber zu erlangen, iſt non hoöchſter Wichtigkeit, Jedenfa 
aber wäre, wenn wirklich ein ſolches Princip aufgeftellt werben wollte, Die Betheiligu 
Wartembergs am Reichstage zu Erfurt, welchem der BerfaflungdsEntivurf zur Verei 
barung vorgelegt wird, nur um ſo dringender geboten, um das Gewicht ſeiner Stimm 
in dieſer, wie in anderen Beziehungen, namentlich hinſichtlich des Wahlgeſetzes „,ſo nd 
zur Bewahrung der in unſerem engeren Vaterlande ſchon gewonnenen politiſchen Rech 
in die Wagſchale legen zu koͤnnen. Mit vereinten Kräften würden ſich dann die Volk 
vertreter Maßregeln der Reaction entgegenftellen, son welchen, falls fie im übrige 
Deutfchland durchdraͤngen, auch das alleinſtehende Würtemberg gewiß nicht verfchor 
bliebe. Wenn ferner ein großes, von mancher Seite das größte Gewicht gelegt wir 
auf ven Verluſt oder die Befchränktung ver Souneränetät Würtembergs durch Anſchlu 
an den Bundesſtaat, fo iſt Dagegen unfere feſtbegrundete Ueberzeugung, daß Wuͤrtem 
berg, als Kleinſtaat, eine politiſche Selbſtſtaͤndigkeit im hoͤheren Sinne bisher nie gehab 
Hat, noch künftig haben oder anſprechen kann; daß dem Namen und Schein der Spune: 
ränetät in ber That die Abhängigkeit vom Willen der deutfchen Großmaͤchte entſprach 
und daß die Zurücführung der würtembergifchen Souveränetät auf die ehrenhafte und 
ftolze Stellung eines Deutfchen Reichöfürften mit Stg und Stimme im Fürften-Colfegium, 
wenn überhaupt ein Opfer, gewiß nur ein folches ift, deſſen wahre Vaterlandsliebe ſich 
nicht weigern daxf. Endlich ift auch die Eigenthümlichkeit des Landes und Volkes in 
Sitten und Gewohnheiten, durch einen engeren Anfchluß an den deutfchen Bundesſtaat 
in keiner Welfe bedroht, während das Hartnädige Feſthalten an der Abgeichlofienheit 
vom ‚übrigen Deutfihland, ſelbſt wenn es möglich wäre, wenn es von den Großmächten 
geduüldet würde, nur die Inneren Gefahren mehren, und bie Unhaltbarkeit ver ſelbſtgenüg⸗ 
ſamen Kleinftaaterel durch langſames Siechthum ober durch unheilvolle Kataſtrophen 
offenbaren wurde. Dagegen wi der Anſchluß an sim großes Ganze den ſcheinbaren 
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Berluf an Gelbſtſtandigkeit durch ven wirklichen Gewinn don Einfluß, Macht, Ehre, 
Nationalgefühl, durch Hebung und Sicherung ver materiellen Wohlfahrt reichlich ver- 
güten. Jedenfalls würde unfer Volk durch feine Mitbettretung In Erfurt auch eine neue 
Buͤrgſchaft feiner Rechte, Treiheiten und Intereffen erhalten, während ſonſt nur die Re⸗ 
gierung allein durch ihre Bevollmächtigten bei Yen Großmächten vertreten wäre. Mon 
der wuͤrtembergiſchen Regierung, welche ihre Verpflichtung anerkannt Bat: ‚unter ge⸗ 
wiſſenhafter Beachtung der Stimme des Landes dazu mitzuwirken, daß eine kräftige na⸗ 
tionale Einigung Deutſchlands erreicht werde, und zu dieſem Zwecke kein eigenes Opfer 
zu ſcheuen“, glauben wir zuverſichtlich erwarten zu bürfen, daß fie, von den Geſinnungen 
1° 908 Volkes unzweideutig im Kenntniß gefeßt, nit anſtehen werde, die erforderlichen 
. "Schritte zum Anſchluß Würtembergs an den deutſchen Bundesſtaat zu thun. Sie wir 
' das mwürtembergifche Volk nicht dazu verdammen, mäßig und vol Scham zuzu⸗ 
ſchauen, wenn in Erfurt die Abgeordneten Deutſchlands ohne Mitwirkung feiner Ver⸗ 
treter Die Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaates berathen. Sie wirb Wärtemberg 
nicht it die unſelige Lage verſetzen wollen, ausgeſchlofſen von ben Berathungen und Ent⸗ 
ſchließungen des Bundesſtaates, wie von denen des Interim, durch die zwei Großmaͤchte 
allein fein Schickſal, etwa als vorderoͤſterreichifche Provinz, entſcheiden zu lafſen. Sie 
wird nicht die Verantwortung auf ſich laden wollen, Würtemberg von der heilſamen und 
nothwendigen Einigung tin folgenfchweren Augenblick zurückgehalten, und dadurch feine 
Ehre und fenen Einfluß gekürzt, oder gar die Einigung Deutſchlands ſelbft gehemmt und 
vereitelt, dem Ausland einen Triumph bereitet, die Einmiſchung Der Fremben Begünftigt 
over herausgeforvert zu haben. Wenn theild die Schwierigkeiten der Durchführung bed 
deutſchen Bundesftaates, theis die Mängel des vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurfs bie 
Zuverſicht und Freudigkeit wohl auch des feſten Vaterlandoefreundes erſchüttern koͤnnten, 
jo muß doch die Erbitterung, womit die Inneren und aͤußeren Feinde ver deutſchen Cin⸗ 
heit dem Plane des Bunbesftaates entgegentoirfen, ein Sporn für uns fein, mit Auf 
bietung aller gefeßlichen Mittel das jeßt noch Mögliche zu retten, in unbefrledigender 
Gegenwart doch die dauernde Grundlage einer befferen Zukunft des Vaterlandes mit 
Ueberwindung und Selbſtoerleugnung feſtzuſtellen. Dies Alles beſtimmi uns, dem An- 
trage des Abgeordneten Kapff und anzuſchließen, welcher dahin geht: Die Regierung 
um möglichft baldigen Anfchluß an den deutſchen Bundesftaat zu Bitten. 
13. | + Dr. Kori, Ober-Appellations-Gerichtärath a. D., zu Dresben. 


14. | In der preußiſchen zweiten Kammer Snterpellation folgenden Inhalts: 

Die Rechtsbeſtaͤndigkeit des im Orh. Mecklenburg⸗ Schwerin zwiſchen der Staats⸗ 

Regierung und der Landesvertretung vereinbarten und am 10. October v. J. verkün⸗ 
deten Staats⸗Grundgeſetzes iſt von verſchiedenen Seiten angefochten worden, indem theils 
agnatiſche Proteſte dagegen eingelegt find, theils von der mecklenburg⸗ ſtrelitzſchen 

Staatsregierung bei dem Bundes⸗ Schiedogerichi zu Erfurt Klage dagegen erhoben iſt. 
Außerdem aber ftellt ein Theil ber mecklenburgiſchen Ritterſchaft die Rechtsgiltigkeit des 
Staats⸗Grundgeſetzes in Abrede, und hat fich glaubwürbigen Nachrichten zufolge an bie 
proviſoriſche Bundes⸗Commiſſi ion in Frankfurt a. M. gewendet, um dieſelbe zu veran-⸗ 
laſſen, in dieſer Angelegenheit gegen die merklenburg = ſchwerinſche Staatsregierung ein⸗ 
zufchreiten. Als Grund für diefe Berufung. foll die Garantie angeführt werden, welche 
om 25. Mai 1818 von der deutfchen Bunbed- Berfammlung für die mecklenburgiſche 

Patent⸗Verordnung vom 28. November 1817, betreffend ben‘ Inflanzenzug In Streitig« 
feiten zwifchen dem Landesherrn uub ben Ständen, übernommen ift, 

Diefer Berufung an die proviſoriſche Bundes⸗Commi ion iſt, außer anberen Gründen 
angeblich - ‚entgegengeftellt worden, daß die Commiſſion nicht die Nachfolgerin der aufge⸗ 
hobenen Bundes⸗Verſammlung iſt, und die Garantie bes angeführten Geſetzes nur für 
biejenigen Beitimmungen übernommen if, „in ‚welchen auf ben Bundestag Bezug ge⸗ 
nommen werden. “Sn einer Note des K. Miniſteriums ber audsartigen Angelegen⸗ 


. 
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heiten foll dagegen die Anſicht ausgeſprochen ſein, daß die Bunded⸗Commiſſion mit 
dieſer Frage der Garantie ſich zu beſchaͤftigen habe, und die mecklenburg⸗ ſchwerinſche 
Regierung dawider auf das Bundniß vom 26. Mai v. J. und auf die preußiſcher⸗ 
ſeits am 8. October v. J. im Verwaltungsrath abgegebene Erklaͤrung berufen haben. 
Wenn die Sache ſich alſo verhält, fo ſteht zu befürchten, daß die proviſoriſche 
Bundes⸗Commiſſion in dieſer Angelegenheit fi eine Competenz beilegen möchte, welche 
ihr nach dem Vertrage vom 30. September v. I. nicht zukommt, und welche nach ben 
von ber K. Megierung abgegebenen Erklärungen und nach dem Beſchluß der zweiten 
Kammer vom 3. December v. I. ihr nicht beigelegt werden kann. Es fleht zu befürchten, 
Daß dadurch zwiſchen der proviforifchen Bundes⸗Commiſſion und den durch ben Vertrag 
vom 26. Mai v. I. angeoroneten Behoͤrden ein Conflict entftehen, und daß dad Ver⸗ 
trauen der verbündeten Meglerüngen auf vie beutfche Politik Preußens wefentlich ge⸗ 
ſchwächt und fomit die Zukunft des deutſchen Bundesſtaates ernfllich bedroht werde. 
Unter dieſen Umſtaͤnden halten fich die Unterzeichneten für verpflichtet, an das 
K. Staats ⸗ Miniſterium folgende Fragen zu flellen: I. Hat die Negierung Sr. Majeftät 
ed als vechtlich zuliffig bezeichnet, daß die proviſoriſche Bundes⸗Commiſſion in Frankfurt 
ſich für competent erfläre, an Stelle der früheren deutſchen Bundes = Verfammlung die 
bon Tegterer am 25. Mai 1818 übernommene Garantie der mecklenburgiſchen Patent- 
Verotdnung vom 28. Rovember, 1817 zu vollziehen? IT. Was iſt von ber Megierung 
©. M. geſchehen, um In der Streitigkeit der mecklenburg = fchwerinfchen Stantd= Regie⸗ 
zung mit einem Theile der Mitterfchaft, inſoweit foldhe gr die proviſoriſche Bundes⸗ 
Commiſſion gezogen iſt, das Buͤndniß vom 26. Mai v. I. vollſtaͤndig zu wahren und 
zu vertreten? III. Hat die Regierung ©. M., ver am 8. Oktober v. I. von dem Vor⸗ 
figenden im Berwaltungdrathe abgegebenen Erklärung gemäß, das Erforberliche veran⸗ 
laßt, um die in der angeführten Streitfache etwa beabfichtigten Anorenungen ber 
Bundes⸗Commiſſion zuvor zur Kenntniß und Beuribellung bes Verwaltungsrathes zu 
bringen? 

18. | Der Deſſau⸗Cöthener Landtag beſchließt dem Vorſchlage bes Minifteriums gemäß: 
Für diejenigen Stantsangehörigen, welche die Ehe nicht durch den Eivilact, 
fondern lediglich durch bie Firdhliche Trauung zu fehließen wünſchen, werben die 
Beftimmungen über bie Civilehe bis zur verfaflungsmäßigen Trennung ber 
Kirche vom Staate fuspendirt. Der trauende Geiſtliche iſt feboch verpflichtet, 
binnen 48 Stunden, vom Aet der Trauung an gerechnet, dem betreffenden Ci⸗ 
vilſtands⸗Beamten die Schliegung der Ehe bei 25 Rthlr. Strafe ſchriftlich an- 
zuzeigen. 





15. | Miniſter S täve erHärt in ber zweiten hannoverfchen Kammer: Es Fünne gar. 


feine Rede davon feyn, daß fh die Regiernng von dem Bündniſſe vom 26. Mat 


losgeſagt habe, “vielmehr fey fie gefonnen, es feinem ganzen Umfange nach zu 


erfüllen, wenn man nur yon ber andern Seite es ihr ebenfalld halten wolle, 


15. | Zu Caſſel großer Fackelzug zu Ehren ber linksſeitigen Mitglieder der Ständes 
Berſammlung, welche dieſe Ovation in einem Wirthshauſe entgegen nehmen. 
Unter anderen gefinnungstüchtigen Neußerungen begegnet man auch einem Proteſte 
„vor Gott und unter freiem Himmel, im Namen des Gefindeld und ber Gaſ⸗ 


fenfugend, gegen alles Beftehenbe,” Der Geftrebner von Seiten ber Gefeierten, 


Profeſſor Bayerhoffer, dankt geruͤhrt. 


15. | Zwei ber größten Sana, w⸗ in Europa, doch Ye Ten - 


x 
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Habicht und Wolter, erflären, fi der Wahl für das Vollshaus enthalten 
zu wollen. 

16. | Die preußifhen Mitglieber der Bundes-Lentral-Commiffion theilen ihrer Regie⸗ 

. rung ben Antrag der Mecklenburg-⸗Schweriner mit (ſ. 6. Januar) und befür⸗ 
worten eine DBermittelung durch den Verwaltungsrath. 

16. | Die preußiſche erſte Kammer befchließt, dem Antrage des Baron v. Arnim ge- 
mäß: „Das Berfahren der Staats⸗Regierung in der mecklenburgiſchen Verfaſ⸗ 
fungs-Angelegenheit in ihrer Beziehung zum beutfchen Bundesſtaats⸗Recht zu 
ihrer Kenntniß und Berathung zu ziehen, und zu dem Ende ihre Commiſſion 
für die deutfchen Angelegenheiten zu beauftragen, unter Einficpt der betreffenden 
Actenftüde die bezeichnete Angelegenheit zu prüfen und barüber Bericht zu er⸗ 
ſtatten, ſo wie die geeigneten Anträge zu ſtellen.“ 

16. Ein polnifcher Lehrer, der Majeftäts- Beleidigung und des Aufruhrs überwiefen, 
wird vom Schwurgericht zu Oſtrowo für nichtſchuldig erklärt. 

17. Der Verwaltungsrath erklärt ſich für unbeſchränkte Vollmacht an Preußen zu 
Sriedens-Unterhandlungen mit Daͤnemark, und erkennt die Befugniß ber Bundes⸗ 
Central⸗Commiſſion an, eine ſolche unbeſchraͤnkte Vollmacht zu ertheilen. 

17. | Ein polniſcher Lehrer, überwieſen, Landwehrmänner zum Treubruch verleitet zu 
haben, wird vom Schwurgericht zu Oſtrowo für nichtſchuldig erflärt. 

17. | Erfte förmlihe Conferenz zu Münden zwifchen Dr. v. d. Pforbten, dem 8. Hans 
noverfhen und K. Sächſiſchen Gefandten, in Betreff der Anfertigung einer 
Eonftitution für Deutichland, Der K. Würtembergiihe Geſandte gegenmärtig, 

aber noch ohne Inſtructionen. 

17. | Im Kaifertfum Oeſterreich neue proviſoriſche Criminalproceß ⸗Ordnung; Deffent: 

' Vichfeit und Mundlichkeit, Schwurgerichte. | 

1% | Der Berwaltungsrath für Deutichland, welchem durch den Beyollmächtigten des 
Grh. Medlendurg- Strelig Mittheilung über Die bei der Central» Kommilfion 
gethanen Schritte (ſ. 6. Januar) gemacht worden, befepließt, an ben K. preu- 
Bifhen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten unverzüglich das bringenbe 
Erfuchen zu ftellen: der Verwaltungsrath möge durch die K. Regierung baldigſt 
in ben Stand gefegt werben, fi über obige Streitfache, vor weiterem 

| Vorgehen in derfelben, auszufprehen. | | 

48. | Der Vicarius Bafinski, überwiefen, zum Aufruhr ermahnt und die Infurgenten 
eingefegnet zu haben, wird vom Schwurgeridht zu Oftrowo Freigefproden. 

18. | Proviforifches organifches Gefeg der Gensd'armerie im Oefterreichifchen Kaifer- 

| ſtaate. Bon den fechszehn Negimentern berfelben find 3 für Ungarn, 2 für 
bas Lombardifch-Benetianifche Königreich beſtimmt, die nachbenannten Prösinzen 
erhalten je eines: Defterreih mit Salzburg, Böhmen, Mähren und Schlefien, 
Galizien mit der Bufowina und Krakau, Siebenbürgen, Woiwovina, Croatien 
| "und Stavonien, Illyrien, Steiermark, Tirol und Vorarlberg, Dalmatien. 

18, In der bairiſchen Abgeordneten⸗ Kammer zwei Interpellationen ves unverwufſtlichen 
Fuͤrſten Wallerſtein. 

J. Interpellation Im Hiublick auf vis Berfügung des. Bundro⸗Commiſſivn bepiglich 
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des würtembergifchen Geſetzes über ven Einzug der Poften. „Erkennt bie bairifche Re 
gierung bon dem Standpunkte aus, ben fie fich in ber veutfchen Frage beigelegt) hat, 
der interimiftifchen Bundes⸗Commiſſion den Vollumfang jener Befugnifie 'zu, womit Eraft 
der einfligen beutfchen Bundes⸗Verfaſſung der engere Rath der Bundes» Berfammlung 
bekleidet war? Erkennt die bairifche Regierung dieſer von ihr einſeitig und ohne alle 
Mitwirkung des Landes mit ind Leben gerufenen Gommiffion die Befugniß zu, in bie 
fortfchreitende Geſetzgebung ver einzelnen deutſchen Staaten irgendwie einzugreifen, und 
inäbefondere in welch immer einer Weiſe Verwirklichung jener Verpflichtungen entgegen- 
zutreten, welche die bairiſche Megierung durch ihre Erklärung vom 18, Mai 1849 
bezüglich ber Durchführung der Grundrechte des veutichen Volkes übernommen bat?” 
U. Interpellation im Hinblick auf die in der Ausführung begriffenen Wahlen zum Er⸗ 
furter Neichätag. „Da die an der berliner Einigung feftbaltennen Regierungen nun 
wirklich, und zwar auf Grund eines octrohirten Wahlgefeges, die Wahlen zu einem Reichs⸗ 
tage angeorbnet haben, um mit diefem die ihnen wuͤnſchenswerth erfcheinennen Ab⸗ 
änderungen der in Frankfurt befchloffenen Reichsverfaſſung zu vereinbaren, und da ficherem 
Vernehmen nach von Seiten der bairiſchen Megierung gegen diefe Wahlen fchriftliche 
Berwahrung eingelegt wurde, fo erfucht der Unterzeichnete den Staats = Minifter des 
Aeußern: 3) um Nieverlegung der batrifchen DVerwahrungsacte und ber preußijchen 
Erwiderung auf den Tifrh des Haufed; 2) um Beantwortung der Frage: ob die Bai- 
riſche Verwahrung bie ungefäumte Wieberberufung jener Geſammt⸗Volksbertretung be= 
zielte, worauf dad deutſche Volk ein geheiligtes, von den Megierungen ſelbſt im Jahre 
1848 anerfanntes Recht beſitzt, und welche Schritte bairiſcherſeits behufs dieſer Wieder⸗ 
berufung geſchehen find?” 

Die zweite Kammer des Koͤnigreichs Hannover beſchließt, ſich ihre Erklaͤrung hin⸗ 
fichtlich des Bundes⸗Schiedsgerichtes bis dahin vorzubehalten, daß das Reſultat 
der, im Sinne der Herſtellung eines mit der gehörigen Competenz ausgerüſteten 
Bundes⸗Schiedsgerichts, zu verfolgenden Verhandlungen ihr zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Erklärung vorgelegt ſeyn wird. 

Beſchluß der zweiten Kammer des Grh. Heffen, der Regierung zu erklären: daß 
ſie die fortdauernde Haft einiger Abgeordneten als Verfaſſungs⸗-Verletzung be= 
trachte, und vom Minifterium deren fofortige Freilaſſung verlange. Ueberdies 
fol diefer Befchluß einfeitig, ohne Communication mit ber erſten Sammer, bem 
Minifterium zugefertigt werben. 

Vom Schwurgeriht zu Trier wird Dr. Grün, ber wahrſcheinliche intellectuelle 
Urheber der Plünderung des Landwehr⸗Zeughauſes zu Prüm (ſ. 18. Mai und 
in den Nachträgen 13. Mai 1849), freigeſprochen. Einige untergeordnete Werk⸗ 
zeuge bei jenem Ereigniſſe findet die Jury ſchuldig. 

Das Schwurgericht zu Coͤln erklaͤrt Die Muͤhlheimer Demokraten für nichtſchuldig, 
welche im Mai des v. J. eine Strecke der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn zerſtört 
hatten, um Truppenſendungen zu hindern. 


Entgegnung des Grh. mecklenburg⸗ſchweriner Minifteriums auf das Schreiben 
der Bundes⸗Central⸗ Commiſſion vom 11. Januar. 

Das unterzeichnete Grh. mecklenburgiſche Geſammtminiſterium, welches von jeher 

Bereit geweſen iſt, einem Jeden, ver durch feine Maßnahmen ſich beeinträchtigt fühlt, vor 

dem für die mecklenburgiſche Staatsregierung competenten proviſoriſchen Bundes⸗Schieds⸗ 

gerichte in Erfurt zu Recht zu ſtehen, hat bereits im Laufe der verfloffenen Woche bei 

dem Verwaltungsrathe der dom Bünbniffe vom 26. Mai v. 3. angehörigen deutſchen 
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Regierungen Antraͤge in — der Mecklenburgiſchen Berfaffungs« Wngefegenbeit ges 
macht, welche die Wahrung der Eompetenz ded eben genannten Bundes⸗Schiedsgerichts 
zum Gegenftand Haben, und beehrt ſich, das unter ben dorthin gemachten Mettheilungen 
befinbliche, hieneben gedruckt anliegende Promemoria zu überreichen, worin bargelegt 
worben ift, daß bei dem Beſtande ter altlandſtändiſchen Verfaffung die Eröffnung der 
Gompromiß-Inftang nach der Verordnung vom 28, November 1817 nur vom dem Corps 
der Landflände rechtlich babe in Anfpruch genommen werben bürfen, daß in allgemeinen 


Landesangelegenheiten zum mindeſten die Mitterfchaft für fich, niemals ein Hecht dazu 


gehabt, daß die Beſchwerdeführer zu einer Mepräfentafion der Mitterfihaft nicht befugt 
feien, daß Die Anwendbarkeit der fraglichen Verordnung auf der nicht ſtatthabenden Vor⸗ 
ausſetzung berube, daß die altlandſtaͤndiſche Berfafiung in anerfannter. Wirkſamkeit bes 
ſtehe, mithin feloft die Bundes⸗Verſammlung zu einer Handhabung folder Berorbnung 
nicht berechtigt gewefen fein würbe, und daß endlich eine Tolche Handhabung außerhalb 
der Competenz diefer hohen proviſoriſchen Bundes⸗Central⸗Commiſſion Hege. In Beihalt 
ber von dem Berwaltungsrathe gefaßten Beſchlüſſe, und infonberheit des von demſelben 
an die Königl. preußiſche Staats⸗NRegierung geftellten Erſuchens iſt das unterzeichnete 
Grh. mecklenburgiſche Geſammt⸗Miniſterium zu der Annahme berechtigt, daß die K. 
preußiſche Staats⸗Regierung an ihre Commiſſarien bei dieſer hohen proviſoriſchen 
Bundes⸗Central⸗Commiſſion, nad) der Verfügung des vorliegenden Exlaffes, Inſtructionen 
in einem vemfelben entgegengefeßten Sinne abgelafien Babe, und hat daſſelbe nur noch 
darauf Hinzumelfen, Daß, von allem Vebrigen abgefehen, das Ausfpreihen eines Inhibi⸗ 
toriums eine vichterliche Entfcheivung und fomit bie Uebung einer Machtvollkommenheit 
involvirt, welche der Bundes⸗Verſammlung nicht zugeftanden. Diefelbe würbe, wenn. ber 
dieſſeitige Widerſpruch gegen die Anwendbarkeit der Verordnung vom 28. Nobbr. 1817 
und die Legitimation der Beichwerbeführer durch eine Austrägal= Enticheivung für be 


ſeitigt anzunehmen geweſen, nur das Mecht gehabt haben, jene -Verorpnung in Anwen 


bung zu feßen, ohne den Bornahmen der Megierung einen Stillftanb gebieten zu duͤr⸗ 
fen, oder aber deren Rechtmäßigkeit von der Willenserklärung der Beſchwerdeführer ab⸗ 
hängig zu machen, wodurch den letzteren offenbar das Hecht ver Mitregierung beigelegt 
worden ift, und die Staats⸗Regierung zu einer, mit einigen untergeorpueten polktifchen 
Berechtigungen bewinmeten Corporation herabgewürbigt wird. Es herrſcht die größte 
Ruhe in dem hiefigen Lande, und mit Ausnahme ver, wenigen renitenten Mitglieder ber 
ehemaligen Mitterfchaft, welche das Aeußerſte verfuchen, um von ben Zugeflänbniffen 
ber früheren Landſtaͤnde entbunden zu werben, tft die ganze Benölferung von der Ueber⸗ 
zeugung durchdrungen, daß die Vereinbarung des neuen Staatsgrundgeſetzes und die er- 
folgte Auflöfung ver Ritter⸗ und Lanpfchaft auf völlig legalem Wege erfolgt find. Das 
unterzeichnete Geſammt⸗ Minifterium twürde nach biefer kurzen Darlegung dad gegen- 
wärtige Schreiben fehließen Eönnen, wenn daſſelbe nicht durch den Inhalt der von ben 
Beſchwerdeführern überreichten Borträge, die neben der größten Oberflächlichkeit die craſſeſten 
Unwahrheiten und Entftellungen enthalten, zu ber Bemerkung fi veranlaßt finden müßte, 


‘wie e8 fich vorbehält, auch dieſer hohen proutforifchen Bundes⸗Central⸗Conmiſſion aus⸗ 


führlichere Mittheilungen über dad Sach- und Rechtsverhaͤltniß zugehen zu lafien, ſowie 
es überhaupt vie Ausführung ver fchon Tängft gehegten Abſicht, der mecklenburgiſchen 
Verfaffungsangelegenheit im Intereffe ver Wahrheit und des guten Üechtö die größt« 
mögliche Deffentlichleit zu geben, bat sorberelten kafim. Zum vorläufigen Belag ber 
eben auögefprochenen Beurtheilung der Vorträge der Beſchwerdekichrer bier nur fo viel, 
daß vie Behauptung in dem P. M. von 29. v. M., es ſei der Convent vom 5. and 6. 
October v. 3. durch die Randräthe angemeldet werben, unwahr il, da vie Meldung von 
dem fogenannten ritterfhaftlichen Engern Ausſchuß geſchehen, und daß die Beſchwerde⸗ 
führer, bei Production des Atteſtes des Grh. firelig'fchen Staats⸗Minißeriums über ihre 
Dualttät als Deputirte der mecllenburgiſchen Mitterfchaft, es verſchwirgen haben, daß 
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vas alleinige Domintum in Betreff der unten Stande nach ver elllanpftänbiäihen 
fafjung nur der Schweriner Landesherr inne Hatte, Daß inſonderhen nach F. 12. 
BGausvertrags vom 1A. Juli 1755 die ſchwerinſchen Staͤnde in Eeinerlei Subjectior 

Ettelitziſchen Landesherrſchaft waren, und daß die legiere zu Den flänbifchen Eonve: 

. it Ausnahme ber von den flargarbifchen Ständen im bortigen Kreife abgehalt: 
ig ger keiner hoheitlichen Beziehung geſtanden. 

28.1 Die K. preußifche Regierung wird von ber Bundes⸗Central⸗Commiſſion zur 7 

| beraufnahme der Sriebens-Unterhandfungen mit Dänemark bevoffmächtigt. 

21.) In der preußiſchen zweiten Kammer beantwortet ber Miniſter des Auswärti 
eine auf die Berfafiungs- Angelegenheit des Großherzogthums Mecklenbu 
Schwerin bezigliche Internellation (©. 14. Januar) im Weſentlichen wie fol 

Für die Entfgeldung von Gtreitigkeiten über Berfaffungs - AUngdegnheiten zwiſe 

den Landſtaͤnden und dem Lanbeöherre iſt in Medienburg durch hie Patent⸗Verrdnui 
sem 28. Novenaber 1817 eine Compromiß⸗Inſtanz gegründet worden. Diefe hat 
einigen ihrer Beſtimmungen ſpäͤterhin Die Garantie des deutſchen Bundes erhalten, ı 
zwar Durch den Bundesbeſchluß vom 25 Mai 1818. | 
Machdem im October vorigen Jahres die Promulgation des von ber Ritterſch 
für ungültig erachteten und deshalb von ihr angefochtenen Staatögrunngefches für das € 
Medlenburg- Schwerin erfolgt war, trug biefelbe bei ©.8.H. dem Großherzog von Meckle 
burg. Schiverin auf die Eröffnung der im Artikel II. sub Nr. 3 der erwähnten Pateı 
Verordnung von 1817 näher bezeichneten, und durch ven Bund garantirten Compromi 
Inſtanz an. Diefes Gefuch wurde indeſſen abgelehnt, und vie Nitterfchaft beſchloß nu 
mehr zur Wahrung ihrer wirkfichen ober vermeintlichen Rechte die Bundedgarantie fell 
in Anſpruch zu nehmen. Da indeffen damals die propiforifche Bundes-Commiſſion no 
nicht ind Leben getreten war, fo bat bie Ritterſchaft in einer an des Königs Majeſt 
gerichteten Borflelung um die vieffeitige viplomatifche Verwendung bei der Gh. meckler 
burg = fhwerinfchen Regierung zum Zwecke der Aufrechterhaltung des status quo, bi 
nach erfolgter vechtlicher Entfcheivung. Dies wurde die Beranlaffung zu dem Schreiber 
weldes ich am 135. v. M. an dad Gh. Staatd-Minifterium zu Schwerin gerichtet Hab 
"Bel Beurtheilung und Behandlung dieſer Angelegenheit Hatte die K. Regierun. 
ihr boppeltes Verhaͤltniß, ſowohl zum deutſchen Bunde von 1815, als auch zu den 
Bündniffe vom 26. Mai v. 3. fcharf ind Auge zu faffen. 

Sinfihtlih ihres Verbältniffes zum Deutfchen Bunde mußte die K. Neglerung vor 
allen Dingen eingedenk ſein ihres wiederholt und feierlich ausgeſprochenen Entſchluſſes 
an den Rechten und Pflichten des deutſchen Bundes von 1815, ſoweit dieſelben über- 
haupt noch als beſtehend betrachtet werden Fönnten, treu und unverbrüchlich feftzuhalten. 
Es fragte ſich nun, ob zu dieſen Pflichten auch diejenige gehöre, welche purch ven Bun- 
desbeſchluß vom Jahre 1818, bezüglich der Garantie ver mecklenburgiſchen Patent⸗Verord⸗ 
mung von 1817, übernommen worden iſt. Daß diefer Bundesbeſchluß feine rechtsverbind⸗ 
liche Kraft an und für ſich durch die Ereigniffe der Jahre 1848 und 1840 verloren 
Haben follte, kann wohl: nicht füglich behauptet werben. Eben fo unzweifelhaft ift es 
aber, daß die Aufrechterhaltung der Bunded-Garantieen nach der Bundes⸗Verfaſſung 
vom Jahre 1815 entſchieden zu den Befugnifien des engeren Rathes ver Bundes⸗Ver⸗ 
fammlung gehörte, und zwar zu benfenigen Befugnifien, welche durch ben Beſchluß der 
B. B. vom 12. Juni 1848 auch auf die damals errichtete proniforifche Gentralgewalt über- 
gegangen find. Da nun $. 5 der Convention vom 30. September v. I. über die Er- 
richtung bed Interims beſtimmt: „daß die feither von ber proniforifchen Gentralgewalt 
geleiteten Angelegenheiten, inſoweit viefelben nach Maßgabe ver Bundesgeſetze, innerhalb 
ver Gompetenz des ‚engeren Raihes ber Bundes⸗Verſammlung gelegen waren, während 
des Iuterims ver Bundes Commiſſton überiengen werden ſollen“, ſo ſcheint die Zu⸗ 
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ſtaͤndigkeit der lehteren in biefec Angelegenheit au und für fi wohl kaum einem Zwei⸗ 
fel unterliegen zu koͤnnen. 


Unter dieſen Umſtaͤnden war es vollkommen gereihtfertigt, wenn in meinem vorbin 
erwähnten Schreiben an das ©. H. medllenburgsfchwerinfche Minifterium auf die Moͤg⸗ 
lichkeit Hingewiefen wurde, daß die beantragte Compromiß⸗ Inſtanz durch die Bundes⸗ 
Commiſſion werde eroͤffnet werden. Es war damit noch keinesweges als die definitive 
Aunſicht ver K. Regierung ausgeſprochen, daß bie Bundes⸗Commiſſion bezuglich der ge⸗ 
leiſteten Bundes⸗ Garantie ſich als die Nachfolgerin der Bundes⸗Verſammlung anzufehen 
habe, oder daß die Legitimation der klaͤgeriſchen Ritterſchaft als vollkommen begründet 
zu betrachten ſei. Nur ſo viel war damit ausgeſprochen, und ſollte damit ausgeſprochen 
werden, daß allerdings die Bundes⸗Commiſſion ſich mit dieſem Gegenſtande zu beſchaͤf⸗ 
tigen haben, daß fie ihn zur Eroͤrterung zu ziehen, und daß fie namenilich ihre eigene 
Bompetenz und die. Legitimation ver Kläger zu prüfen haben werde. 


In diefem Sinne Hat nun auch die Commiſſion felbft die Sache aufgefaßt, und fich 
neuerlich zu einem Befchluffe vereinigt, welcher lediglich die Dffenhaltung des Rechts⸗ 
weges und die einfliveilige Mufrechterhaltung bed status quo bezwedit, durch welden 
aber in der Sache felbft nichts präjudicirt wird, und welche die definitive Entſchei⸗ 
dung in allen Punkten, namentlich auch in Bezug auf die Competenz der Bundes⸗Com⸗ 
miffion und bie Legitimation der Nitterfchaft vollftännig offen läßt. 


Aus dem zweiten, bei dieſer Oelegenheit in Betracht kommenden Gefichtäpunft, 
nämlich dem des Bünbniffes vom 26. Mai v. 3., Eonnte es auch der K. Regierung 
nur bedauerlich erfcheinen, daß bie medlenburgiſche Nitterfchaft ſich entſchlofſen zeigte, 
die Erledigung ihrer Differenz mit der Gh. Regierung nicht in Erfurt, ſondern in 
Frankfurt zu verfolgen, allein ein rechtliches Mittel, ſie davon abzuhalten, gab es 
nicht, nachdem dieſerhalb gemachte Vorſtellungen erfolglos geblieben waren. Denn ber- 
möge des Bündniffed vom 26. Mai v. I. Haben ſich nur die Negierungen ven Auf 
fprüchen des Bundesſchiedsgerichts in Erfurt untertvorfen, keinesweges aber hat ed bie 
Abſicht fein Fönnen und follen, auch Privaten und Corporationen die Verpflichtung auf 
. zuerlegen, in Erfurt Recht zu nehmen. Bon einer ſolchen Verpflichtung der mecklen⸗ 
burgifchen Ritterfchaft kann in dem vorliegenden Falle um fo weniger die Rede fein, 
als bei Gelegenheit des Beitritt des Großherzogthums Medlenburg- Strelig zu dem 
Buͤndniß vom 26. Mal, und zwar in der Situng des Verwaltungéraths von 26. Juni 
v. 3. anf desfallſiges Befragen des medlenburg = fireligfchen Bebollmächtigten aud 





druͤcklich erklaͤrt worden iſt: „Daß durch das Bunded-Schiedd-Gericht der, durch Die Verorbnung _ 


vom 28. November eingeführten Compromiß-Inſtanz für Berfaffungsftreitigkeiten, in Eeiner 
Weiſe entgegengetreten werben jolle, und daß dad Bundes» Schied8=- Gericht nur auf 
freies beiverfeitiges Anrufen ber Parteien, oder in folchen Fällen entfcheiden werde, worin 
durch eine andere Inftanz der Conflict nicht zu beſeitigen ſei.“ 


Dagegen bat die K. Regierung ihrerſeits auch bei Diefer Gelegenheit keinesweges 
die Erklärung vergefien, welche von dem Vorſitzenden im Verwaltungsrathe in deſſen 
Sigung vom 8. October dv. 3. abgegeben worden ift, und wodurch Preußen fich ver 
pflichtet: „Alle Anoronungen der Bundes-Commiffion, fofern fie nicht die laufende Ar 
miniftration des Bundes⸗Eigenthums betreffen, ſtets zuvor zur Kenntniß und Beurthei⸗ 
lung des Verwaltungs⸗Raths zu bringen.” 


Die K. Regierung iſt entſchloſſen, dieſer Zuſage gewiſſenhaft nachzukonmnen, aber 
ſie iſt nicht der Anſicht, daß unter den zur Mittheilung an den Verwaltungsrath geeig⸗ 
neten Anordnungen, alle und jede Beſchlußnahme der Bundes⸗Commiſſion, und nament⸗ 
lich auch ſolche verſtanden werden koͤnnen, welche lediglich die nähere Ermittelung eined 
zu prüfenden Sachvberhaͤltnifſes, zur Vorbereitung einer beſtimmten Anordnung, und bie 
einftweilige Aufrechterhaltung des Status quo bezwecken. Nichtsdeſtoweniger Hat bie 
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K. Regierung bisher von Allem bei der propiſoriſchen Bundes⸗Commiſſion Verhanu⸗ 
delten, dem Bundesrathe vorläufige und vollſtändige Kenntniß gegeben, 

Da bekanntlich die Gh. mecklenburg-ſtrelitzſche Regierung auch ihrerſeits die 
Verfaſſungs⸗Angelegenheit, und zwar durch eine Klage bei dem Bundes⸗Schiedsgericht 
zu. Erfurt anhängig gemacht hat, fo hat es die K. Megierung zur Wahrung und Ver⸗ 
tretung des Buͤndniſſes überbies für ihre Pflicht gehalten, Die biefleitigen Bundes⸗Com⸗ 
miſſarien zu veranlaffen, dieſem Gegenſtande, bei der bort anhängigen Reclamations⸗ 
fache, zur Verhütung bedauerlicher Conflicte, alle mit ver rechtlichen Lage der Ver⸗ 
hältniffe zu vereinigende Berüdfichtigung zu Theil werben zu laflen. 

* habe ich auf die drei an das Koͤnigl. Staats⸗Miniſterium gerichteten Fra⸗ 
gen Folgendes zu erwiedern: 

I) Die Competenz der proviſoriſchen Bundes - Commiffion zur Handhabung und 
Aufrehterhaltung der durch Bundes⸗Beſchluß vom 25. Mai 1818 übernommenen Ga⸗ 
rantie der mecklenburgiſchen Patent-Verorbnung vom 28. November 1817, erfcheint ver K. 
Regierung nach den Beltimmungen ver Convention vom 30. Noyember v. J., an und 
für ſich allerdings begründet, aber fie hat in dieſer Beziehung eine beftimmte und defi⸗ 
nitive Anficht noch nicht ausgeiprochen. 

2) Durch vie von ber mecklenburgiſchen Mitterfchaft erhobene Reclamation bei ver 
probiforifchen Bundes» Sommiffion find die Nechte des Bündniſſes vom 26. Mai gar 
‚nicht berũuhrt; die Intereffen deſſelben, ſo weit dieſe etwa dadurch gefährbet fein könnten, 
wird die K. Regierung auf jede zuläffige Weiſe, und namenilich durch geeignete Schritte 
zur Verhütung eines Competenz⸗-Conflictes zu wahren und zu vertreten bemüht fein. 

3) Es iſt von der K. Regierung das Erforverliche veranlaßt worden, um alle in 
biefee Angelegenheit etwa beabfichtigten Anoronungen, fofern diefelben nicht blos vorbe⸗ 
reitender ober vorläufiger Natur find, ſtets zuvor zur Kenntniß und Beurtheilung des 
Verwaltungs⸗Rathes zu bringen. 


Ein Candidat der Theologie und ein Lehrer, des Hochverraths und verſuchten 
Aufruhrs angeklagt, werben von dem Schwurgericht zu Liegnitz freigeſprochen. 

Der Lehrer Rodojewski, überwieſen als Offizier bei ben Inſurgenten gedient, 
und mehreren Gefechten gegen preußiſche Truppen beigewohnt zu haben, wird 
son ben Geſchwornen zu Oſtrowo für nichtſchuldig erklaͤrt. 


Auflöſung der Kammern im Gh. Heffen. War als nothwendig vorher zu ſehen 
bei der Zufammenfegung namentlich der zweiten Kammer, welche hinwiederum 
als eine Conſequenz des neuen Wahlgeſetzes ericheint.*) 


4 


*) Sine Schilverung der Thaten diefer zweiten Kammer von einem Mitgliede berfelben, 
H. G. A. Reh, mag wenigftene hier Plag finden. „Bei ihrer erſten vorläufigen Berathung 
über vie Giltigleit ber Wahlen war ihr erſtes Wort, bie Beitreitung bes Rechts des 
Alters: PBräfiventen Janp, fich bei dieſer Berathung zu beiheiligen. So Kar fpricht das 
Geſetz gegen fie, daß fie nach Jängerem Hins und Herreben dieſen Streit felbit fallen ließ. 
Es folgte die Wahl des Präfiventen, der zwei Vices Präfiventen, der zwei Schriftführer 
und ihrer Stellvertreter. Noch war Fein Landtag verfammelt, auf welchem diefe Stellen, 
die Gefchäftstenninig und Uebung verlangen, wicht je nach, ver Befühigung Einzelner ohne 
Rückſicht anf Parteiftellung befegt worben wären Die Mehrheit der zweiten Kammer 
fchlng zum erfienmale einen anderen Weg ein. Saͤmmtliche Stellen bis herab zu den 
Stelivertretern der Schriftführer vergab fie an Leute ihrer Farbe. Männer, wie 9. v. 
Gagern, W. Wernher, Streder v. A. waren für fie nicht da. In verfelben vorbereitenden 
erſten Sitzung wurde die Wahl der Abgeordneten Bollhard von Darmſtadt und Dr. Kraus 
von Bensheim, deren Biltigkeit vorher von der Staatsregierung geprüft und anerfannt 
werben war, von ‚einge lediglich aus Mitgliedern der Majorität gebildeten Abtheilung für 





21. ZYaunar. 21. 


24. | Der. dandiag des Gh. Gachfen-Weimar enifiheibei ſich für das ſuspenſive Veio. 


21.| + Adam Dehlenfchläger zu Kopenhagen, 





beanſtaudet erflärt, worauf beide bereits eingetretenen Abgeordneten wieder abtreten muß- 
ten. Cine nochmalige grünpliche Prüfung der Akten durch den ſpäter gebildeten Ausſchuß 
ergab die Nnerheblidleit der Bebeslen gegen die Giltigieit beider Wahlen. Diefe drei 
fache Demonftration im einer, und zwar ber erfien vorbereitenden Sibung, bezeichnete dent 
li genug den Standpunlt, weldgen die demokratiſche Mehrheit ber zeiten Kammer ein: 
zunehmen enifchlofien war. Er follfe nach Beginn der eigentlichen Rammerfipungen noch 
ſchaͤrfer hervortreten. Zunaͤchſt bei der Berathung über die Dankadreſſe. Diefe Erwiede⸗ 
rung iſt auch nicht blos Sache der Höflichkeit, fondern vielmehr ein politiicher Akt, indem 
fie den Ständen Gelegenheit giebt, auch ihrerfeits im Allgemeinen die Gegenſtäude zu 
bezeichnen, vie fie für die wichtigeren halten, und venen fie vorzugsweife theils bie Auf 
merkſamleit ver Regierung zuwenden, theils ihre Thätigleit winmen wollen. Bon ben elf 
Stände-Berfammlungen umferes Landes, welche. der jebigen zwölften voransgegangen find, 
Hat nicht eine den Erlaß einer ſolchen Erwiederung auch nur Beanflandet, geſchweige ab: 


gelehnt, die demokratiſche Majorität der zweiten Kammer viefer zwölften Staͤndeverſemm⸗ 


lung aber lehnte fie nichtsveſoweniger ab! Die zweite Gelegenheit, ihren Standpunkt 
gegenüber der Staatsregierung zn bezeichnen, bot biefer Majeriiät die PBreragafion bes 
Finanzgeſetzes. Die Regierung hatte eine Prorogation anf 6 Monate erbeien, weil, wie 
fi veufen läßt, eine Prorogation von kürzerer Dauer dem Staatshaushalt die erforder⸗ 
liche ſichere Grundlage entzieht. Dies ift fo Har uud begreiflih, daß im jedem früheren 
gleihen Zalle ver Staatsregierung flets die von ihr begehrte Prorogation, als die mög: 
lichſt Türzefie, bereihvillig zugeſtanden wurde. Obwohl nun der Minifter Jaup und ber 
Dirertor des Finanz-Wtinifterinms v. Schenck bei Berathung diefer Sache wienerholt dar: 
auf anfmerffam machten, wie fie nır erbeten hätten, was unabweisbar nöthtg fei, nud wie 
ein abweichender Beſchluß ver Kammer der Regierung VBerlegenheit bereiten sap mit Au 
berem, auch ben Krevit des Landes gefährden mäfle, fo fehle die demokratiſche Mehrheit 
der zweiten Kammer dennoch die begehrte Prorogation auf bie Hälfte, alfo auf drei Rus 
nate herab!” 

„Eine weitere Vorlage der Stanis:Megierung betraf die ſogenannie dentſchhe Frage. 
Meine Wähler kennen ihre hohe Berentung. Sie begreift unſere ganze Zukunft. Das 
it allen Berfländigen klar, und unfere Staats-Regierung hat nur ihre unabweisbare 
Pflicht gegen das deutſche Vaterland, wie gegen unfer Großherzogthum erfüllt; indem fie 
dem von Preußen, Sachfen und Harnover abgefchlofienen Bündniß beitrat. Es handelie 
fih nun davon, daß fih auch. die Stände über biefes Bündniß ausſprechen follten, umd ed 
mußte dies ohne Zeitverkuft gefcjehen, weil die Wahlen für den Reichstag in Erfurt, dem 
die Blicke aller Batrioten hoffend zugewendet ſind, auf ven Ziflen dv. M. (Januar) aus: 
gefgrieben waren. Die erſte Kammer unterzog ſich ohne Zeitverluf der ihr obliegenven Ar: 
beit. Ausſchußberathung, Berichterftattung, Berathung und Beſchlußnahme in der Kam 
mer nahmen kaum 8 Tage weg. So kam bie Sache zeitig nnd wohl. vorbereitet an bie 
zweite Kammer, und ber Dinifter Jaup empfahl fie noch perfönlich ſchleunigſter Erledi⸗ 
gung. Was aber gefhah? Ein Mitgliev der demokratiſchen Mehrheit widerſetzie ſich 
fogar der fofortigen Wahl des Ansfchufies, die Doch, nach der Geſchaͤftsordunng für alle, 
andy die nicht eilenden und minder wichtigen Gegenſtände erfolgen muß. Nun wurde zwat 
befchlofien, es folle die Wahl des Ausſchuſſes fogleich erfolgen, weil es aber ver Zufall 
wollte, daß daſſelbe Mitglien der demokratiſchen Mehrheit in ven Ausſchuß, und zwar aus 
der erfien Abthellung gewählt wurde, wonach die Befimmung der erften Sipung bed 
Ausfchuffes von ihm abhing, fe vergingen vier Tage, bevor dieſe erfle Sitzung flatifand. 
In viefer Sitzung wählte die vemofratifche Mehrheit venfelben Herrn zum Berichterflatter! 
Damit war denn diefe eilende, hoͤchſt wichtige Sache ganz auf vie Iange Banf gefchoben. 
Während Altes, was fi auf jenes Bündniß bezicht, Alles, was zur Benriheilung feines 
Werthes irgend zu wiſſen nöthig if, laͤngſt in faft allen Zeitungen zu lefen war, und ins⸗ 
befonvere ſchon som Iuni v. I. an durch nnfeve Landeszeitung veröffentlicht wurde, glaubie 
ber Berichterfintter fich doch über weientliche Bunkie in völliger Unwiſſenheit befinben zu 


1. -2 22. Janunagar. 21.—22. 


2?1.| Eatsraih Dr. Clauſen zu Altona. 
22.) Dem Borfchlage der gewählten Commiſſion (S. 11. Januar) gemäß, beſchlie 


Verwaltungsrath für Deuiſchland, die Einberufung des Reichetages nad) C 
ſolle zum 20. März erfolgen. 

Der Bevolkmächtigte von Medienburg- Schwerin zeigt an, bag bie Bu: 
Central⸗Commiſſion in der mecklenburgiſchen Berfaffungs- Angelegenheit wi 
eingefchritten fey (S. 11. Januar). Zugleich ſtellt er den Antrag: 

I. Der Berwaltungerath wolle ausſprechen: 

1) nach ven aus dem Weſen des Bundniſſes vom 26. Mai v. 9. fießenden 
außfeßungen, unter welchen der Vertrag vom 30. September v. I. allein 
ben verbünbeten Regierungen ratificirt werben Eonnte, gehöre der vorliegende 
zu denjenigen, über welchen ohne vorgängige Benehmung mit dem Verwaltu 
“Rate eine Zuflimmung der K. preußiſchen Commifſarien zu einer Beſch 
nahme nicht habe ſtattſinden duͤrfen; 

2) es konne, nad) eben dieſen Vorausſetzungen, der proviſoriſchen Bundes⸗ Com 
fion ſolche Befugniß, wie dieſelbe dem Vorgetragenen zufolge in Anſpruch net 
nicht zuſtehen, namentlich nicht, gegen den Widerſpruch der betheiligten Re 





wollen. Statt unverweilt den Bericht in die Feder zu nehmen, richiete er in weit 
vier Tagen zwei Schreiben an die Staatsregierung, in welchem er um Mittbeilung ı 
terer Aktenftüde bat, und ftellte bei Erlaß des letzten die Erſtattung feines Berichts ı 
3 bis 6 Tagen in Ausfiht. Auf viefem Wege wäre denn jebenfalls im Monat Kebrı 
wer weiß wie fpät! die Kammer in die Berathung der Sache eingetreten, und bie wc 
meinende, von ben Berhältnifien gebotene Abficht der Regierung, die Sache rafch ı 
jebenfalls vor dem 31ſten I. M. erlevigt zu fehen, in wahrhaft unverantwortlicder Wi 
vereitelt worden. 

„Es war aber der demokratiſchen Mehrheit der zweiten Kammer nicht beſchied 
dieſen Weg der Zögerung und bes Hinhaltens der wichtigſten Vorlage der Staatsreg 
tung bis ans Ende zu verfolgen. Ihe Naaß füllte ſich in den Sitzungen vom vorig 
Donnerflag und Freitag, in welchen über ven Antrag des Abgeordneten Müller: Melchic 
von Mainz, betreffend die Verhaftung der zu Mitgliedern der zweiten Kammer erwählt: 
Herren Schmig, Wittmann, Mohr und Helbniann, die ſich befanntlich in Unterfuchung 
haft befinden, berathen und befchloffen wurde. Unſere Verfaſſung beftimmt, daß währen 

. ver Dauer des Landtags Fein Mitglied der Stänpeverfammlung ohne Zuftimmung d 
Kammer, der es angehört, verhaftet werden fol. Sie beftimmt aber nicht, daß ein vi 
Beginn des Landtags Berhafteter, wenn er als Abgeordneter gewählt ift oder wird, Faryı 
Hand durch Beſchluß der Kammer auf freien Buß gefegt werben fann. Eine foldye, m 
jedem Begriff von Recht und Geſetzlichkeit völlig unvereinbare Beftimmung snthält auc 
feine Berfaflung in der Welt, im Gegentheil jchreibt die freifiunfge Englifche Verfaſſung 

die Nordamerikaniſche, die Schweizeriſche vor, daß ein eines ſchweren Verbrechens Ange 
klagter, ſelbſt wenn er im Parlament fitzt, verhaftet werden Tann. Bei Berathung jene: 
Antrags wurde nun zwar von den Regierungs⸗Commiſſarien und ber conſtitutionellen Mi 
norität mit fchlagenden Gründen dargethan, daß die Kammer ohne augenfällige Verletzun 
ver völlig Haren Borfchrift der Verfaſſung in Betreff jener Verhafteten nicht beſchließer 
könne, allein ihre Worte und Ermahnungen fielen in taube Ohren. Die demofratifch 
Mehrheit ber zweiten Kammer beichloß am verflofenen Donnerſtag: durch die Fortdaue 
der Haft der Herren Mohr, Schmitz und Wittmann, fo wie durch die Anorbnung be 
Haft des Herrn Heldmann, fet die Verfaffung verlegt, und es habe vie Staats-Regierun, 
viefen Beſchluß den betreffenden Gerichten zu dem 8Sweck mitzutheilen, bamit bie vie 

. Berhafteten ſogleich in Freiheit geſetzt würben, und febte Tags darauf dieſem Befchluf 
durch den Zufag die Krone auf: daß derſelbe ohne vorherige Mittheilung au vie erſt 
Kammer, wie folge durch die Verfaſſungs⸗Urkunde doch klar und unwiderſpre chi ich vorge 

ſchrieben iſt, in Velins zu fetzen ſei.“ 
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rung, das Recht der Anordnung einer Compromiß⸗-Inſtanz, zu welcher nur ber 
ganz anderd organifirte Bundestag die Vollmacht beſeſſen; 

3) eben fo wenig ſei e8 mit dem Zweck und Begriff des Bündniſſes vom 26. Mai 
vereinbar, daß eine außerhalb deſſelben ftehenne Behörde für Angelegenheiten ver 
Staaten, welche fi) innerhalb des Bündniſſes befinven, Inhibiterien erlafie. 

1. Der Berwaltungsrath wolle die K. preußiſche Regierung rerfuchen, ihre Com⸗ 
miffarien in Frankfurt dahin zu inftruiren, daß fie die Interefien des Bünbniffes vom 
26, Mai nach der obigen Auffaffung aufs ftrengfte und vollftändigfte zu vertreten, auch 
beſonders bei ihrer Stellung in der Bundes⸗Commiſſion ſtets die in den Sigungen des 
Berwaltungsrathes vom 8. und 17. October abgegebenen Erklarungen über das Ver⸗ 
haͤltniß des Bündniſſes vom 26. Mai zu dem Bunde von 1815 | im Auge zu behalten 
hätten. — 

Der preußifchen zweiten Kammer wird vom Sinanzminifter der Gefeh- Entwurf 
wegen Aufhebung der Grundfteuer » Befreiungen vorgelegt. 

Ein jüdifcher Titerat, welcher gebrudte Aufrufe an das Volk zur Bewaffnung, 
fowie an bie Bäter und Mütter der preußiſchen Soldaten verbreitet hatte, 
wird vom erde zu Glatz für nichtſchuldig erflärt. 

+ Fr. v. Blankenburg, K . preußifcher General-Lieutenant a. D. zu Neufladt- 
. Eberöwalbe, | 

Ein. Kreischirurg, ber groben Majeftätös Beleidigung überführt, wird von ben 
Geſchworenen zu Oſtrowo freigefprochen. 


| Beſchluß der Braunſchweiger Stände-Berfammlung, daß jede Gemeinde den in 


ihrem: Bezirke durch Tumult verurfachten Schaden zu erfegen habe. 


. Deeret des Königs von Sachfen auf das Amneftie- Gefuch der Kammern: „Seine 


Majeftät feyen gemeint, nicht blos Einzelnen der Maiangeflagten, fondern 
ganzen, im voraus beftimmten Claffen derfelben, ohne vorheriges Anfuchen der 
Betheiligten, Abolition, alfo eine vor der Faͤllung bed Rechtsſpruchs eintretende 
und fomit aud deren ftaatsbürgerliche echte aufrechterhaftende Begnadigung 
zu Theil werben zu laſſen, daß Diefelben aber fich vorbehalten müflen, dar- 
über, welche der Angeklagten jenen Claſſen beizuzählen ſeyen, das Gutachten 
ihres Zuftigminifteriumd zu vernehmen. Da nun aber ein ſolches Gutachten 
ohne vorherige Erörterung der Schulb eines Jeden nicht erflattet werden Fann, 
und über diejenigen Angefchuldigten, welche jenen Claffen nicht angehören, 

rechtlich erfannt werben muß, fo Haben Allerhöchſtdieſelben fich zu einer auf 
die Einleitung der Unterfuhung aucſghliehenden Amneſtie nicht zu entſchließen 
vermocht.“ 


24. Geſetz über die Aufhebung der Mannsſtifter im gonigteiche Hannover. 
‚24. | Der Gemeinderath zu Stuttgart beſchließt auf Grund des 11. Artifels des Bürgers 


wehr⸗Geſetzes, jedem zum Dienfte berufenen Wehrpflichtigen die Verheirathung 
und ſelbſtſtaͤndige Niederlaflung zu unterfagen, wenn er nicht nachweift mit einer 
Musfete und Patrontafche verfehen zu feyn. — Gewiß, nur in unferm philo⸗ 
ſophiſchen Jahrhundert war es möglich, eine Patrontaſche als Eyehinderniß zu 
bezeichnen. 


2.Der Verwaltungsrath faßt hinſichtlich der medktenburgifchen Berfaffungs- ‚Anger 


legenheit (S. 6. 11. 16. 18. Januar) folgende Beſchlüſſe: 1) daß ein Ein 




















‚gehen von Seiten der Bundes» Eentraleommiffion auf den unterm Bien ej. 
ber Gh. mellenburg⸗ſtrelitzſchen Regierung geftellten Antrag für zuläſſig 
su haften, und die flattgehabte Verhandlung der K. preußiihen Regierung, 
weiteren Erwägung bei der der Bundes: Commilfton zu ertheilenden Inſt 
tion mitzutheilen fey; 2) bag die Gh. medienburg-fireligfche Regierung 
freiwillige Zurädnahme ihres bei der Bundes⸗Commiſſion geftellten Antr 
ei din bundesfveundlicher Weile zu erfuchen, ımb 3) der Gh. mecklenburg⸗ ſchwe 
fhen Regierung die Beobachtung aller derjenigen Rädfichten nochmals bring 
zu empfehlen fey, welche mit ber Lage der mecklenburger Berfaflungsangeleg 


heit irgend vereinbar ſu nd, um Beſchwerden über factiſches Vorſchreiten 
beſeitigen. 


25. Die preußiſche zweite Kammer genehmigt den mit den Fuͤrſten von Hohenzolle 
Hechingen und Sigmaringen abgefchloffenen Vertrag (S. 7. December 184) 
und die Bereinigung ihrer Territorien mit dem preußifchen Staate. — 2 
Ahgesrdneten ypolniicher Zunge erachten für nöthig ober ihrer Würde ei 


fprechend, fi der Abflimmung zu enthalten. | 


In derfelben Kammer Commiffiond- Bericht und afgemeine Een 
über die Königliche Botfchaft vom 7. Januar. 


25.1 Das Schwurgericht zu Magdeburg erflärt den wegen Majeftätd- Beleidigung a‘ 
geflagten Prediger Sachfe für nichtſchuldig. Ein Spruch, der ſolchen Jubel i 
demokratiſchen Lager veranlaßt, daß man verleitet werben Fönnte gu glaube: 

dieſes habe ſelbſt nicht darauf zu hoffen gewagt. 


25e| Der Verwaltungsrath beichließt binfichtlich der von Medienburg- Schwerin gi 
ftellten Anträge (S. 22. Januar): 
J) dem Gh. merlenburgrfchwerinfchen Bevollmächtigten zu eröffnen: 

a) daß der vorliegende Ball nach der Anficht des DVerwaltungs-Nathes allerbing: 
Dazu geeignet fei, vor einer Verfügung der Bundes - Gentral- Commiffion, nad 
Maßgabe der von der K. preußifchen Regierung unterm 8. October v. 3. ertbeilten 
Zuſage, zur Kenntniß und Beurthellung des Verwaltungs · Rathes gebracht zi 
werden, 

b) daß in dem Erſuchen der Bundes⸗ Central⸗ Commiſſion um eine Gegenäußerung 
noch nicht die Erklärung liege, daß fich diefelbe zur Entfcheivung über die An: 
wendung der Patent-DVerorbnung vom 28. November 1817 competent erachte, 
und daß es ſelbſtverſtanden ſei, daß über Die von der ©h. mecklenburg⸗ fchwerin- 

-fchen Megierung vorzubringenden Einwendungen gegen dieſe Anwendbarkeit, bor 
weiterem Vorſchreiten ver Bundes = Gentenl- Commiſſion durch richterliches Urtheil 
entſchieden werden muͤſſe, 

c) daß in dem Erlaſſe ver Bundes⸗Central⸗ Commiſſion vom 11. Januar c. kein 

eigentliches Mandatum inhibitorium, ſondern nur eine Abmahnung erblickt 
werben koͤnne; 

2) der K. preußiſchen Regierung bie gegenwärtige Verhandlung mit dem · Erſuchen um Er⸗ 
wagung: bei den, dat Bundes-Gommiffauten. zu ertheilenben Inſtructlonen, mitzutheifen. 


26, Speriel⸗ Berathung und Beſchlußnahme ber preußiſchen zweiten Kammer über 
2 die Königliche Botſchaft vom 7. Jannar: 


2 
—32 


I 


IL, 


V. 


26, Jauuar. 26. 


Der Aurag, ben Artikel 26 der Berfaffung ”) m. fireiden, wird von 
326 gegen 400 Stimmen angenommen. Inter ben Bermeinenden 
findet man ſämmiliche Polen, die vormaligen Dinifter v. Auerswald und 





- 9. Patow, nebſt den Herren Gorzolka und Schaffraned. 
11. 


Die vorgeſchlagene Kaflung des 33. Art. ohne Discuffion genehmigt. 
Desgleichen ber Antrag wegen Art. 35 und 104: 

Die vorgeſchlagne Bezeichnungsweiſe für Die Veramworlichteit der 
Minißer wird abgelehnt. 


VI. Die zu Art. 49 vorgeſchlagene Erweiterung der Einberuſumgeſriſ wird 


IX. 


XIV. 


genehmigt. 
Die vorgeſchlagene Faſſung des 66. Art. wird dahin modificirt: „Die 
zweite Kammer beſteht aus 350 Mitgliedern, die Wahlbezirke werden 


durch das Geſetz feſtgeſtellt. Sie können aus einem ober mehreren Kreiſen, 


oder aus einer oder mehreren der größeren Städte beftehen.” 


. Die gewünſchte Faſſung des Art. 95 ohne Diecuffion angenommen. 
. Der neue, hinter Art. 105 einzufchiebende Sag .wirb dahin modificirt: 


„Die Prüfung der Rechtögiltigfeit gehörig verfündeter Königlicher Ver⸗ 
ordnungen fleht nicht den Behörden, fondern nur den Kantmern zu.” 
Kür diefe Faſſung, welcher das Minifterium beitritt, ftimmen 171, da 
gegen 157, unter letzteren die Polen, die vormaligen Minifter v. Auerd- 
wald, Kühlwetter, Graf Schwerin, fowie Gorzolfa, Schaffraneck, Schimmel. 
Die für Art. 107 vorgefchlagene Faſſung wird ohne Discuffion mit 245 
gegen 66 Stimmen angenommen, unter denen bie der vormaligen 


Miniſter 9. Auerswald und 9. Patew, ſowie von Gorzolla und Schaſ⸗ 


franert fih befinden. Die Polen flimmen nicht. 


. Der Zuſatz gu den Uechergangd-Beflimmungen ohne Discufflon ge: 


nehmigt. 


. Der beabfihtigte neue Artikel über einen befonderen Gerichtshof für 


Hochverrath u, ſ. w. erhält folgende mobificirte Faſſung: „Es Tann 
durch ein, mit vorheriger Zuflimmung der Kammern zu erlaffendes Geſetz 
ein Schwurgerichtöhof errichtet werben, beflen Zuftändigfeit die Verbrechen 
bes Hochverraths und biejenigen ſchweren Verbrechen gegen die innere 
und Äußere Sicherheit des Staats, welche ihm durch Das Gefeg über- 
wiefen werben, begreift. Die Bildung ber. Geſchworenen bei dieſem 


Gerichte regelt das Geſetz.“ — Es flimmen 224 dafür, 100 dagegen; 
alle vormaligen Miniſter gehören: zu erſterer Zahl, die Paten nebſt Gor⸗ 


zolka und Schaffraneck verneinen. 


Abendſitzung: 


vui. 


Die Koͤnigliche Propoſition hinſichtlich der Zufammenfegung ber erſten 
-Rammer wirb mit 216 gegen 96 Stimmen verworfen, Unter ben be 
jabenden finden wir bie bed Grafen Schwerin, zu ben Verneinenben 
gehörten bie einftimaligen Miniſter v. Auerswald, Küplwelter, v. Patqw, 


*) G. 9. Jannar. 
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drei Militairs: v. Griesheim, Schimmel, Wallmuth, » wie die unver 
. weiblichen Gorzolfa und Schaffraned. 

Dagegen genehmigt bie Kammer das vom Grafen Arnim vorgeſchlagene 

Amendement: 

Ariikel 67. Die erſte Kammer beſteht: 

a) aus den großjäprigen Königlichen Prinzen; 

b) ans den Häuptern ber ehemals unmittelbaren reihöftänbifchen Haͤuſer 
in Breußen, und aus ben Häuptern berienigen Familien, welchen burch 
Königliche Verordnung das nach ber Erfigeburt und Linealfolge zu 
vererbende Recht auf Gig und Stimme in ber erſten Kammer bei⸗ 
gelegt wird. 

In dieſer Verordnung werden zugleich die Bedingungen feſtgeſetzt, 
durch welche dieſed Recht an einen beſtimmten Grundbeſig geknupft if. 

Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeübt werden, und 
ruht während ber Minderjaͤhrigkeit ober während eines Dienſtverhaͤlt⸗ 
niſſes zu der Regierung eines nicht deutſchen Staates, ferner auch 
fo lauge ber Berechtigte feinen Wohnſitz außerhalb Preußen hat; 

c) aus ſolchen Mitgliedern, welche der König auf Lebenszeit ernennt. — 
Ihre Zahl darf den zehnten Theil der zu a und b genannten Mit- 
glieder nicht überfleigen; 

 .d) aus neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirken, bie das Geſetz 
feſtſtellt, durch die dreißigfache Zahl derjenigen Urwähler (Art. 71), 
welde die hoͤchſten directen Staatöfteuern bezahlen, durch diretrte Wahl 
nach Maßgabe des Geſetzes gewählt werben; 

e) aus dreißig, nach Maßgabe des Geſezes von den Gemeinberätben 
gewählten Mitgliedern aus den größeren Stäbten des Landes; 

f) die Geſammtzahl der unter a bis c genannten Miütglieder darf die 
Zahl der unter d und e bezeichneten nicht überfleigen. 

Eine Auflöfung der erfien Kammer bezieht ſich nur auf die aus 
Wahl hervorgegangenen Mitglieder. 

Artikel 68. Die Bildung der erſten Kammer in ber Art. 67 beſtimmlen Sehe 
tritt am 7. Auguft bes Jahres 1852 ein. Bis zu biefem Seitpunfte 
verbleibt es bei dem Wahlgeſetze für bie erfle Kammer vom 6. Dec. 1848, 

Die Extſcheidung if dem Umſtande beizumeſſen, daß ſich funfjehn 

Mitglieder (faſt ausſchließlich polniſche) der Abſtimmung enthielten, denn 

unter den ‚Übrigen 340 Anweſenden bejaheten nur 161 während 140 

verneinten. Zu Letzieren gehörten von ben Obengeaannten blos noch 

v. Auerswald, Gorzollka, Kühlweiter und Schaffraneck. 

VII. Der vorgeſchtagene Zuſag zu Art. 60: Finanz ⸗Geſetzentwirft und. 
Staatshaushalts⸗Etats werben zuerſt des zweiten Kammer vorgelegt,” 
wird genehmigt, jedoch hinzugefügt: „Letztere werben von ber etſten 
KRammer im Banjen angenommen ober abgelehnt.” “ 

IV; Die Prepoſuion wegen ber Leine und Fideiconmiſſe witd don 169 gegen 
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26. 


26. 


27. 


28, 


146 Stimmen verworfen. Inter den Berneinenben finden wir an alten 
Bekannten: Gorzolfa, Kuͤhlwetter, v. Patow, Schaffraneck, Schimmel. 

Baflor Töbe und v. Metzko, wegen Verbreitung der Proclamation des Club Unruh 

. som 18. November 1848 des verfuhten Aufruhrs angeffagt, werden vom 
Schwurgerichte zu Brieg für nichtſchuldig erklärt. 

Eingabe der Bertrauend- Männer von Schleswig- Holfteln (S. 11: Januar). Die 
wichtigfte Stelle darin Tautet: „Können wir, da Ew. Majeflät eine vorgängige 
Schriftliche Auseinanderfegung der hieſigen Wuͤnſche ald unerläßlihe Bedingung 
eines ferneren Allerhöchſten Entſchluſſes bezeichnet Haben, nicht anders, als bie 
durch das erſte Schreiben des Cabinets⸗Secretariats eröffnete Ausficht auf eine 
Berathung beiderſeitiger Bertrauend-Männer ale abgeſchnitten 
betrachten. 

+ Dr, Gotifr. Schadow, Director der Akademie ber Künſte zu Berlin. 


‚| Antrag des Abgeordneten Befeler in der preußiſchen zweiten Kammer: fie möge 


erflären, daß das Verfahren der K. Staats⸗Regierung gegen die Gh. medien: 
butgsfchweriniche Regierung, in deren Streit mit einem Theile der medlen- 
burgifchen Ritterfchaft wegen Rechtsbeſtändigkeit der Berfaffung vom 10. Dr- 
tober. 9. J. mit dem Bündniß vom 26. Mai, der Convention vom 30. Sey⸗ 
tember, den im Berwaltungsrath abgegebenen Erklärungen der K. Regierung 
som 8. und 17. Detober, fo wie mit ben Befchlüffen der Zweiten Kammer yom 
7. September und 3. December v. J., nicht in Einklang fteht: 

, Demnäft tritt Die Kammer dem Geſet-Entwurfe über bie Landrenten⸗Ban⸗ 
fen bei. 

Die Braunſchweigiſche Staͤnde⸗Verſammlung genehmigt ein Burgerwehr⸗ ⸗Geſet, 
. welches auffallende Foxtſchritte der geſunden Vernunft auf biefent "Gebiete bekun⸗ 
bei: Früher (mad dem Geſetz vom 22. Auguf 1848) folte die „Volkswehr 
hei ber Bertheibigung gegen äußere Feinde mitwirfen, und bie verfaflungsmäßige 
Freiheit fchügen”, jest ift Die Bargerwehr beſtimmt, die geſetzliche Ordnung in 
der Gemeinde zu erhalten. 

In der preußiſchen erſten Kammer allgemeine Debatte uer die Königliche Bol⸗ 
ſchaft vom 7. Januar, 

Abendſitzung. Die Kammer tritt in allen Stucken den Befbtüffen der Wweiten bei. 

Vortrag bes oͤſterreichiſchen Miniſterrathes in Betreff der für die einzelnen Kron⸗ 
länder zu erlaffenben: Landes-Verfaſſungen und Landtags⸗Wahl— 
ordnungen. 


| Die Furſtlich Schaumburg⸗Lippeſche Regierung erklaͤrt, vaß ſie einen bleibenden 


. Ausschuß ber zur Vereinbarung ber Verfaffung berufenen Stände niemals ge 
nehmigt habe, und auch jest nicht genehmigen kb6nne. 


| Boifchaft S. M. des. Königs von Preußen, Wir. Friedrich Wilhelm, von 
.. Gottes Gnaden, König von Preußen 1.10. haben aus den Uns vorgelegten 


hu letzten VBeſchlüſſen der Kammern mit Befriedigung erfehen, daß dieſelben ber 


. großen Mehrzahl Unferer auf bie Verfaſſungs⸗Reviſſon bezüglichen Propofitionen 


Hd 7. dr DE, beigetreten ſind. In Anſehung der Die einfhebang der Familien⸗ 























Fidei⸗Commiſſe betreffenden Borlage ift zu Unferm Bebauern eine gleiche Ueber⸗ 
einfimmung nicht zu erreichen geweien; Wir werben daher, im Sinne biefer 
- Borlage, dem in der Verfaffungs-Urfunde verheißenen Geſetze über die Fami⸗ 
lien⸗Fidei⸗Commiſſe, ſowohl die Wahrung der erworbenen Rechte der Anwärter, 
als auch die Erhaltung einer der verfaflungsmäßig geficherten fänftigen Bil⸗ 
dung der erſten Kammer entſprechenden Grundlage vorbehalten. 

Die in der Berfaffungs-Urfunde vom 5. December 1848 vorbehaltene Re⸗ 
vifion berfelben fehen Wir jetzt als beendigt an, haben bie Verfaſſung mit 
‚fämmtlihen son beiden Kammern übereinſtimmend beſchloſſenen Zufägen und 
Abänderungen vollzogen, und deren Publication durch bie Geſetz⸗ Sammlung 
angeorbnet. Der Schlußbeſtimmung der Berfaflung gemäß, werben Wir nun« 
mehr das in derſelben vorgefchriebene eibliche Geloͤbniß in Gegenwart ber vers 
einigten Kammern ablegen, und zugleich ben Eid Unferer Miniſter und der Mit- 

. glieder beider Kammern entgegennehmen. Zu biefer feierlichen Handlung has 
ben Wir den nächften Mittwoch, den 6. Februar d. J., beftimmt, und fordern 
bie Kammern auf, an biefem Tage um 11 Uhr Vormittags zu dem angegebenen 
Zwede in Unferem Refivenzichlofie au Berlin zufammenzutreten. 


Derfaflungs-Urfunde für die Preußiſche Monardie: . 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. thun 
fund und fügen zu wiſſen, daß Wir, nachdem die von Und unterm 5. December 1848 
vorbehaltlich Der Nevifion im orbentlihen Wege der Geſetzgebung verfündigte, und von 
beiden Kammern Unfers Königreichs anerkannte Berfaffung des Preußifchen Staats ver 
darin angeordneten Reviſion unterworfen ift, die DVerfaffung in Uebereinſtimmung mit 
beiden Kammern enpgikig feftgeftellt haben. 

Wir verkünden demnach dieſelbe als Staats⸗Grundgeſetz, wie folgt: 

zttell 
| Vom Staatsgebiete. 

Het 1. Alle Lanvestheile ver Monarchie In Ihrem gegenwärtigen Umfange bilden 

das Preußiſche Stantsgebtet. 
Art. 2. Die Grenzen dieſes Staatögebietd koͤnnen nur durch ein Geſetz veraͤndert 
werden. g 
Titel ll 
Bon den Rechten der Preußen. 

Art. 3 Die Verfaffung und das Geſetz beftimmen, unter welchen Bedingungen 
die Eigenſchaft eines Preußen und die ſtaatsbuͤrgerlichen Nechte erworben, ausgeũbt und 
verloren werden. 

Art. 4. Alle Preußen find vor dem Geſetze gleich. Standes⸗Vorrechte finden 
nicht flatt. Die Sffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von ben Geſetzen feſtge⸗ 
ſtellten Bedingungen, für alle dazu Befaähigten gleich zugänglich. 

Art. 5. Die perfönliche Freiheit iſt gewährleiſtet. Die Bedingungen und Formen, 
unter welchen eine Beſchränkung derſelben, insbeſondere eine Verhaftung zulaſſig iſt, 
werden durch das Geſetz beſtimmt. 

Art. 6. Die Wohnung iſt unverleglih. Das Eindringen in dieſelbe und Haus⸗ 
fuchungen, jo wie die Beichlagnahme von Briefen und Papieren, find nur in ben ge= 
feglich beftimmten Fällen und Formen geftattet. _ 

Art. T. Niemand: darf feinem gefeblichen Richter entzogen werben. Ausnahme. 
ein und außerordentliche Sommiffionen find unftatthaft. 
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Art. 8 Strafen Tiuuen nur in Gemäßbeit des Geſetzes angedroht ober ber- 
hängt werben. 

Art. 9. Das Eigenthum iſt unverlegfih. Es kann nur aus Gründen des Sffent- 
lichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigftend vorläufig feftzuftellen: 
Entfhänigung nad) Maßgabe des Geſetzes entzogen ober befchränft werben. 

Art. 10. Der bürgerliche Tod und die Strafe der Bermögend-Eimziehung finden 
nicht flatt. 

Art. 11. Die Freiheit ver Auswanderung kann von Stantöwegen nur in Bezug 
auf die Wehrpflicht befchränkt werden. Abzugd> Gelder dürfen nicht erhoben werben. 

Art. 12. Die Freiheit des religiöjen Befenntniffes, ver Bereinigung zu Nele 
gions⸗Geſellſchaften (Art. 31 und 32) und der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen 
Religtons-llchung wird gewährleifte. Der Genuß ber bürgerlichen und ſtaatsbürger⸗ 





Uichen echte iſt unabhängig son dem zeligiäfen Belenntnifie. Den bürgerlichen un 


ftaatöhürgerlichen Früchten darf durch die Aushbung der Religionsfreiheit kein Abbrud 
geſchehen. 

Art. 13. Die Religions⸗Geſellſchaften, ſo wie die geiſtlichen Geſellſchaften, welche 
feine Corporations⸗-Rechte haben, koͤnnen dieſe Rechte nur durch beſondere Geſetze er⸗ 
langen. 

Art. 14. Die chriſtliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Gtaatd, 
welche mit der Religtensübung im Zuſammenhange ſtehen, unbeſchadet ver im Art. 12 
gewährleifteten. Neligiondfreiheit, zum Grunde gelegt. 

Art. 15. Die evangelifche und die roͤmiſch⸗katholiſche Kirche, fo wie jede andere 


Religions⸗Geſellſchaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtaͤndig, und bleibt 


im Beſitz und Genuß der für Ihre Cultus⸗, Unterrichts⸗ und Wohlthätigkeitszwecke bes 
ſtimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 16. Der Verkehr ver Religions⸗Geſellſchaften mit ihren Oberen iſt unge 
hindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anoronungen ift nur denjenigen Beſchraͤnkungen 
unterworfen, welchen alle übrigen VBeröffentlihungen unterliegen. 

Art. 17. Neber das Kirchen-Patronat und die Bedingungen, unter welchen daſſelbe 
aufgehoben werben kann, wird ein beſonderes Geſetz ergehen. 

Art. 18. Das Ernennungd-, Borfchlagd-, Wahl- und Beftätigungsrecht bei Be 
fegung firchlicher Stellen if, ſoweit es dem Stante zufteht, und nicht auf dem Patronat 
oder befonveren Nechtötiteln beruht, aufgehoben. Auf Die Anſtellung von Geiftlichen 
beim Militeir und an öffentlichen Anftalten findet dieſe Befimmung Feine Anwendung. 

Art. 19. Die Einführung der Civil-Ehe erfolgt nach Maßgabe eines befonberen 
Geſetzes, was auch die Führung der Civilſtandsregiſter regelt. 

Art. 20. Die Wiffenfchaft und ihre Lehre if frei. 

Art. 21. Für die Bildung der Jugend ſoll durch öffentliche Schälen genügen) 
geforgt werben. Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder ober Pflegebefohlenen 
nicht ohne ven Unterricht lafien, welcher für die öffentlichen Volksſchulen vorge 
ſchrieben ift. 

Art. 22. Unterricht zu ertheilen und Unterrichts» Anftalten zu gründen und z 
leiten, fteht Jedem frei, wenn ex feine fittliche, wifienfchaftliche und techniſche Befähigung 
den betreffenden Staatsbehoͤrden nachgewielen bat. 

Art. 23. Alle öffentlichen und Privat⸗Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗Anſtalten ftehen 
unter der Aufficht vom Staate ernannter Behoͤrden. Die Ifienslichen Sehne haben bie 
echte und Pflichten der Staatsdiener. 

.. Art. 24 Bei ner Einrichtung ber äffentlichen Volksſchulen find die confeffionellen 
Berhältniffe möglichft zu berückfichtigen. Den religiöfen Unterricht in Der Volksſchule 
leiten die beireffenden Religions⸗Geſellſchaften. Die Leitung der äußeren Angelegenheiten 
ber Volksſchule ſteht der Gemeinde zu. Der Staat ſtellt, unser geſehlich genrbneter Be⸗ 
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theiligung der Gemeinden, aus ber Zahl der Befähigten vie Lehren ver öffent 
Volksſchulen an. 

Art. 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Ertveiterung der ö 
lichen Volksſchule werben von ven Gemeinden und, im Falle des nachgewiefenen U 
mögens, ergänzungämelfe vom Staate aufgebracht. Die auf beſonderen Rechtstiteh 
ruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beſtehen. Der Staat gewährleiftet ven: 
ven Volksſchullohrern ein feftes, den Lokalverhaͤltniſſen angemefienes Einkommen. 

In der Bffentlihen Volksſchule wird der Unterricht unentgelttich ertheilt. 

Art, 26. Ein befonveres Geſetz regelt das ganze Unterrichtsweſen. 

Art. 37. Jeder Preuße Hat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud und Site 
Darftellung feine Meinung frei zu äußern. Die Cenſur darf nicht eingeführt wer 
jede andere Beichränfung ver Preßfreiheit nur im Wege der Gefeggebung. | 

Art. 28. Dergehen, welche duch Wort, Schrift, Druck over bildliche Darftell 
begangen werben, find nach den allgemeinen Strafgefegen zu. beftrafen. 

Art. 30: Alle Preußen find berechtigt, fich ohne vorgängige obrigkeltliche Erlaub 
friedlich und ohne Waffen in gefchlofienen Raͤumen zu verfammeln. Diefe Beſtimmi 
bezieht fi nicht auf Berfammlungen unter freiem Simmel, welche auch In Bezug 
borgängige obrigkeilliche Erlaubniß der Verfügung des Geſetzes unterworfen find. 

Art. 30. Alle Preußen haben das Mecht, fi) zu ſolchen Zwecken, welche i 
Strafgefegen nicht zuminerlaufen, in Gefellfihaften zu vereinigen. Das Gefeh reg 
insbejon dere zur Aufrechthaltung der oͤffentlichen Sicherheit, die Ausübung des in dieſ 
und in dem vorſtehenden Artikel (29) gemwährleifteten Rechts. Politiſche Vereine Eönn 
Beichränkungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Gefehgebung unterworf 
werden. 

Art. 31. Die Bedingungen, unter welchen Corporations⸗Rechte ertheilt ober ve 
weigert werden, beſtimmt das Geſetz. 

Art. 32. Das Petitionsrecht ſteht allen Preußen zu. Petitionen unter einem G 
ſammt⸗Namen find nur Behörden. und Corporationen geſtattet. 

. Art. 33. Das Briefgeheimmiß iſt unverletzlich. Die bei ftrafgericktlichen Unten 
fudungen und in Kriegöfällen nothwendigen Beichränfungen find durch die Gefehgebun 
feftzuftelfen. 

Art. 34. Alle Preußen find wehrpflichtig. Den Umfang und die Art dieft 
Pflicht beſtimmt das Geſetz. | 

Art. 35. Das Heer begreift alle Abthellungen des flehenben Heeres und de 
Landwehr. Im Falle des Krieges Tann der König nach Maßgabe des Gefehed bei 
Landſturm aufbieten. 

Art. 36. Die bewaffnete Macht Tann zur Unterbrüdung innerer Unruhen und zur 
Ausführung der Gefege nur in den vom Gefege beſtimmten Zällen und Formen, und auf 
Nequifition der Civil⸗Behoͤrde berivenbet werben. In letzterer Beziehung Hat das Geſet 
die Ausnahmen zu beſtimmen. 

Art. 37. Der Militairs Gerichtsſtand des Heeres beſchraͤnkt ſich auf Stzafſachen 
und wird durch das Geſetz geregelt. Die Beſtimmungen über die Militair⸗Disciplin im 
Heere bleiben Gegenſtand beſonderer Verordnungen. | 

Art. 38. Die bewaffnete Macht darf weder in noch aufer dem Dienſte berath- 
fehlagen, over fich anders, als auf Befehl, verfammeln. Verfammlungen und Bereine 
der Landwehr zur Berathung militairifiher Einrichtungen, Befehle und Anordnungen 
find auch dann, wenn dieſelbe nicht zuſammenberufen iſt, unterſagt. 

Art. 39. Auf Dad Heer finden die in den Artikeln 5, 6, 29, 30 und 32 enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen nur inſoweit Anwendung, als die militairiſchen Geſetze und Dis⸗ 
ciplinar⸗Vorſchriften nicht entgegenſtehen. | 

‚Urt. 40. Die Errichtung von Lehen und bie Stiftung von Familien⸗VFideicomiſ⸗ 
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en ift unterfagt. Die beſtehenden und Familien⸗Fideicommiſſe follen dur e⸗ 
a 1 eng in —*— — werden. Auf —E — 
finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 

Art. Al. Vorſtehende Beſtimmungen (Art. 40.) finden auf die Thronlehen, das 

Königliche Haus- und Prinzliche Fideicommiß, fo wie auf bie außerhalb des Staates 

.  belegenen Lehen und die ehemals reichdunmittelbaren Beſitzungen und Fideicommiſſe, in 
fofern Ießtere durch das Deutfche Bundesrecht gewährleiftet find, zur Zeit: feine Anwen» 
dung. Die NRechtöverhältnifie verfelben follen, durch beſondere Geſetze geordnet werben. 
Art. 42. Das Mecht der freien Verfügung über bad Grundeigenthum unterliegt 
feinen anderen Beſchraͤnkungen, als denen ver allgemeinen Geſetzgebung. Die Theilbar- 
keit des Grundeigenthums und die Ablööbarkeit der Grundlaſten wird gewährleiftet. 
Für die todte Hand find Beichränktungen des Rechts, Liegenfchaften gu erwerben und 
- über fie zu verfügen, zuläflig. 

Aufgehoben ohne Entjchädigung find: 

}) Die Gerichtsherrlichkeit, die gutäherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt, fo 
wie die gewiffen Grundſtücken zuftehenven Hoheitd- Rechte und. Privilegien; 

2) die aus diefen Befugnifien, aus ver Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterthaͤ⸗ 
nigfeit, der früheren Steuer» und Gewerbes Berfaffung herflammenden Ver⸗ 
pflichtungen. 

Mit den aufgehobenen Nechten fallen auch die Gegenleitungen und Laften weg, 
welche den bisherigen Berechtigten dafür oblagen. Bei erblicher Ueberlaſſung eines 
Grundftüdes ift nur die Mebertragung des vollen Eigenthums zuläffig; jedoch. kann auch 
bier ein fefter ablöäbarer Zins vorbehalten werben. 

Die weitere Ausführung biefer Beflimmungen bleibt befonderen Gefeßen vor⸗ 
behalten. 

Titel UI. 
Bom Könige 


Art 43. Die Perfon des Königs ift unverfeglich. 

Art. 44 Die Minifter des Königs find verantwortlih. Alle Regierungs⸗Akte 
des Königs bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung eined Miniſters, welcher 
dadurch die Verantwortlichfeit übernimmt. 

Art. 45. Dem Könige allein fteht die vollziehende Gewalt zu. Er ernennt und 
entläßt die Miniſter. Er befiehlt die Verkündigung der Geſetze und erläßt die gu deren 
Ausführung nöthigen Verordnungen. 

Art. 46. Der König führt den Oberbefehl über das Heer. 

Art. 47. Der König befeht alle Stellen im Heere, fo wie in den übrigen Zwei⸗ 
gen des Staatsdienſtes, fofern nicht das Geſetz ein Anderes verordnet. 

Art. 48. Der König hat das echt, Krieg zu erklären und Frieden zu fchließen, 
auch andere Berträge mit fremden Regierungen zu errichten. Letztere bebürfen zu ihrer 
Giltigfeit der Zuftimmung der Kammern, fofern e8 Handels⸗Verträge find, oder wenn 
- babusch dem Staate Laflen oder einzelnen Staatsbuͤrgern Verpflichtungen auferlegt werben. 

Art. 49. Der König Hat das Hecht der Begnadigung und Strafmilderung. Zu 
Gunſten eines wegen feiner Amtshandlungen verurtheilten Minifterd Tann dieſes Hecht 
nur auf Antrag derjenigen Kammer ansgenbt werden, von welcher Die Anklage ausge⸗ 
gangen iſt. 

Der Koͤnig kann bereits eingeleitete Unterſuchungen nur auf Grund eines beſonde⸗ 
ren Geſetzes niederſchlagen. 

Art. 50. Dem Könige ſteht die Verleihung von Orden und anderen mit Vor⸗ 
rechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. 

Er übt das Münzrecht nach Maßgabe des Gefehes. 

Art. 51. Der König beruft Die Kammern und fchließt ihre Sitzungen. Er kann 
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. fie entweder beide zugleich ober auch nur eine auflöfen. Es müfjen aber in einem fol« 

hen Falle innerhalb eines Zeitraums von fechzig Tagen nach der Auflöfung bie Wäh- 

ler, und innerhalb eines Zeitraums von neunzig Tagen nach der Auflöfung die Kam⸗ 
mern verſammelt werben. 

Art. 52. Der König Tann die Kammern vertagen. Ohne deren Zuflimmung 
darf diefe Vertagung bie Friſt von dreißig Tagen nicht überſteigen, und waͤhrend derſel⸗ 
ben Seffion nicht wiederholt werben. 

Art. 33. Die Krone iſt, ben Königlichen Sauögrfehen - -gemäß, erblich in bem 
Mannsftamme des Käntglichen Gaufes nach dem Mechte ver Erfigeburt und ber agna- 
tiſchen Linealfolge. 

Art. 54. Der König wird mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres volljäh- 
sig. Er Ieiftet in Gegenwart der vereinigten Kammern das einliche Geloͤbniß, vie Ver⸗ 
faſſung des Königreichs feft und unverbrüchlich zu halten, und in Mebereinftimmung mit 
berfelben und ven Geſetzen zu zegieren. 

Art. 55. Ohne Einwilligung beider Kammern Tann der König nicht zugleich 
Herrſcher fremder Reiche ſeyn. 

Art. 56. Wenn der König minderjährig ober ſonſt dauernd verhindert iſt, ſelbſt 
zu regieren, fo übernimmt verjenige volljährige Agnat (Art. 53), welcher der Krone am 
nächften ſteht, vie Regentſchaft. Er bat fofort die Kammern zu berufen, die in ver⸗ 
einigter Sigung über vie Nothwendigkeit ber Megentfchaft befchließen. 

Art. 57. IM kein volljähriger Agnat vorhanden, und nicht bereits vorher geſetz⸗ 
liche Fürforge für viefen Fall getroffen, fo hat das Staats⸗ Miniſterium die Kammern 
zu berufen, welche in vereinigter Sigung einen Megenten erwählen. Bis zum Antritt 
ber Regentſchaft von Seiten veffelben führt pas Staats-Minifterium bie Megierung. 

Art. 38. Der Regent übt die dem Könige zuſtehende Gewalt in deſſen Nanten 
aus. Derfelbe ſchwoͤrt nach Einrichtung der Regentſchaft vor ben vereinigten Kammern 
einen Eid, die Berfaffung des Königreichs feft und unverbrächlich zu halten, und In Vies 
bereinflimmung mit derfelben und ven Gefehen zu regieren. Bis zu biefer Eidesleiſtung 
bleibt in jedem Falle das beſtehende gefammte Staats-Minifterium für alle Regierungs⸗ 
handlungen verantwortlich. 

Art. 59. Dem Kron⸗Fideicommiß⸗Fonds verbleibt die durch has Geſetz vom 17. 
Sammar 1820 auf vie Einfünfte ver Domainen und Forſten angetviefene Rente. 


Titel W. 
Bon den Miniftern. 


Art. 60. Die Minifter, jo wie die zu ihrer Vertretung abgeorbneten Staats⸗ 
Beamten haben Zutritt zu jeder Kammer, und müflen auf ihr Derlangen zu jeder Zeit 
gehört werben. 

Jede Kammer kann die Gegenwart ber Minifter verlangen. 

Die Minifter haben in einer ober ver anderen Kammer nur dann Stimmrecht, 
wenn fie Mitgliever verfelben find. . 

Art. 61. Die Minifter innen durch Beſchluß einer Kammer wegen des Ver⸗ 
brechens ver Verfaffungs- Verlegung, der Beſtechung und des Verrathes angeklagt wer⸗ 
den. Ueber folche Anklage entfcheivet der oberfte Gerichtähof der Monarchie in vereinig⸗ 
ten Senaten. So lange noch zwei oberſte Gerichtähöfe beſtehen, treten dieſelben zu obi⸗ 
gem Zwecke zufammen. Die näheren Beftimmungen über die Bälle ver Verantwortlich" 
feit, über dad Verfahren und über die Strafen werben einem befonberen Geſetze vor⸗ 
behalten. 

Titel V. - 
Don den Kammern. 


Art. 62. Die geſehgebende Gewalt wirb gemeinfehaftlih dutch ben König und 
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dur) zwei Kammern andgeübt. Die Ucbeseinftiumung des Königs und beiher Kam⸗ 
mern iſt zu jedem Geſetze erforderlich. 

Finanzgeſetz⸗ Entwürfe und Stantshanshalts« Eiats werben zuerſt der zweiten Kam⸗ 
mer vorgelegt; letztere werden von der erſten Kammer im Ganien angenonmen oder 
abgelehnt. 

Art. 63. Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltuug der oͤffentlichen Sicher⸗ 
beit, over die Beſeitigung eines ungewöhnlichen Nothſtandes eo dringend erforsert, koͤn⸗ 
nen, infofern die Kammern nicht verſammelt find, unter Verantwortlichkeit des gefamm- 
ten Stants« Minifteriums, Verordnungen, die ber Berfafjung nicht zuiwiverlaufen, mit Ges 
feßeöfraft erlafien werden. Diefelben find aber ven Kammern bei ihrem nächften Zuſam⸗ 
mentrlit zur Genehmigung fofort vorzulegen. 

Art. 64. Dem Könige, fo wie jeder Kammer, ftebt bas Recht zu, Geſetze vorzu⸗ 
ſchlagen. Geſetzesvorſchlage, welche durch eine Der Kammern oder dm König verworfen 
worben find, koͤnnen in derſelben Sitzungoperiode nicht wieder wihebraqhi werden. 

Art. 65. Die erſte Kammer beſteht: 

2) aus den großfährigen Königlichen Prinzen; 
D) aus den Häupiern der ehemals unmittelbaren reichöftändifchen Säufer in Preus 
| Ben, und aus den Häuptern derjenigen Bamilien, welchen durch Königliche 
Verordnung das nach der Erfigebunt und Linealfolge zu vererbenbe Recht auf 
Sitz und Stimme in der. erften Kammer beigelegt wird. In dieſer Berordnung 
werden zugleich die Bedingungen feftgefeßt, durch welche dieſes Recht an einen 
beftimmten Grundbeſitz geknüpft if. Das Recht Tann durch Stelfverteetung nicht 
ausgeübt werben, und ruht währenn der Minderjaͤhrigkeit ober während eines 
Dienftverhältniffes zu ber Regierung eines nichtventfchen Stantes, ferner auch fo 
lange der Berechtigte feinen Wohnſitz außerhalb Preußen Hat; 
aus folchen Mitgliedern, welche der König auf Lebenögeit ernennt. Ihre Zahl 
darf den zehnten Theil ver zu a. und b. genannten Mitgliener- nicht überſteigen; 
aus neunzig Mitglievern, welche in Wahlbezirken, die das Gefeh feſtſtellt, durch 
die dreißigfache Zahl derjenigen Urwähler (Art. 70.), welche bie hoͤchſten directen 
Stantöfteuern bezahlen, durch directe Wahl nach Mapgabe des Geſetzes gewählt 
werben; 

.e) aus dreißig, nad) Maßgabe des Geſetzes von ven Gemeinderächen gewählten 

Mitglienern aus den größeren Städten des Landes. 

Die Gefammtzahl der unter a. bis c. genannten Mitglieder darf die Zahl der un« 
ter d. und e. bezeichneten nicht überfteigen. 

Eine Auflöfung der erften Kammer bezieht fich nur auf die aus Wahl hervorge⸗ 
gangenen Mitglieder. 

Art. 66. Die Bildung der erſten Kammer in der Art. 65, beſtimmten Weiſe tritt 
am 7. Auguft des Jahres 1852 ein. Bis zu biefem Zeitpunkte verbleibt es bei dem 
Wahlgeſetze für die erfte Kammer vom 6. December 1848, 

Art. 67. Die Legislatur- Periode der erflen Kammer wird auf fechd Jahre feft- 
geſetzt. 

Art. 68. Waͤhlbar zum Mitgliede der erſten Kammer iſt jeder Preuße, der das 
vierzigſte Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechts⸗ 
fräftigen richterlichen Erfenntnifjes nicht verloren, und bereits fünf Jahre lang dem Preu⸗ 
ßiſchen Staatsverbande angehoͤrt hat. 

Die Mitglieder der erſten Kammer erhalten weder Reiſekoſten, noch Diäten. 

Art. 69. Die zweite Kammer beſteht aus dreihundert und funfzig Mitgliedern. 
Die Wahlbezirke werden durch das Gefeh feftgeftellt. Sie koͤnnen aus einem oder mieh⸗ 
reren Kreifen oder aus einer oder mehreren der größeren Städte beſtehen. 


Art. 70. Jeder Preuße, welcher das fünf und zwanzigfle Lebensjahr vollendet 
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heat, und In ver Gemeinde, in welcher er feinen Wohnfig Bat, die Vefähigung zu den 
Gemeindewahlen befit, if ſtimmberechtigter Urwaͤhler. Wer In mehreren Gemeinden an 
pen Gemeindewahlen Theil zu nehmen berechtigt iſt, Darf das Recht als Urwähler nur 
in einer Gemeinde aubüben. 

Art. 71. Auf jede Vollzahl von zwei Hundert und funfzig Seelen der Bevölke⸗ 
zung iſt ein Wahlmann zu wählen. Die Urwaͤhler werben nach Maßgabe der bon ihnen 
zu entrichtenden directen Staatsſteuern in drei Abtheilungen getheilt, und zivar in ber 
Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammtſumme der Steuerbeträge aller 
Urwaͤhler fallt. 

Die Sefammtfunme wird berechnet: 

a) gemeindeweiſe, falld die Gemeinde einen Urwahlbezirk für fich bildet; 
b) bezirkäweife, falls der Urwahl⸗Bezirk aus mehreren Gemeinden zufauımengefeßt ift. 

Die erfte Abtheilung beſteht aus denjenigen Urmwählern, auf welchen vie höchften 
Steuerbeiräge bis zum Belaufe eines Drittheils ber Geſammiſteuer fallen. Die zweite 
Abtheilung befteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die nächft niedrigeren Steuer 
betrage bis zur Grenze bed zweiten Drittheils fallen. Die dritte Abtheilung beſteht aus 
den am nieprigften befteuerten Urwaͤhletrn, auf welche das dritte Dritthell fallt. 

Jede Abtheilung wählt beſonders und zwar ein Dritihell ver zu wählenden Wahl 
männer. Die Abtheilungen koͤnnen in mehrere Wahlverbaͤnde eingetheilt werben, beren 
Seiner mehr als fünfdunvert Uxrwähler in fich fchließen Darf. Die Wahlmänner werden 
in jeder Abtheilung aus der Zahl ver ftimmberechtigten Urwähler des Urwahlbezirks 
ohne Müdficht auf vie Abtheilungen gewählt. 

Art. 72. Die Abgeoroneten werden durch die Wahlmänner gewaͤhlt. Dad Nä⸗ 
here über die Ausführung der Wahlen beſtimmt dad Wahlgeſetz, welches auch die An⸗ 
ordnung für diejenigen Städte zu treffen bat, in denen am Stelle eines Theils ber direc⸗ 
ten Steuern die Mahl⸗ und Schlachtfleuer erhoben wird, 

Art. 73. Die Legislatur⸗Periode der zweiten Kammer wird auf 3 Jahre feſtgeſeht. 

Urt. 74. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer iſt jeder Preuße wählbar, ver 
das dreißigſte Lebensjahr vollendet, ven Vollbefit der bürgerlichen Rechte in Folge rechts⸗ 
Fräftigen richterlichen Erfenntniffes nicht verloren, und bereitö drei Jahre dem Preußi⸗ 
ſchen Staatsverbande angehört hat. 

Art. 75. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislatur⸗Periode neu ge⸗ 
wählt. Ein Gleiches gefchieht im Balle der Auflöfung. In beiven Fällen find die bis⸗ 
berigen Mitglieder wieder wählbar. 

Art. 76. Die Kammern werben durch den König regelmäßig im November jeven 
Jahres, und außerdem, fo oft es bie Umſtaͤnde erheifchen, einberufen. 

Art. 77. Die Eröffnung und die Schließung der Kammern gefchieht durch den 
König in Perfon, ober durch einen Dazu von ihm beauftragten Minifter in einer Situng 
der vereinigten Kammern. Beide Kaumern werben gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt 
und gefchloffen. Wird eine Kammer aufgelöft, fo wird bie andere gleichzeitig vertagt. 

Art. 78. Iede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitgliever, und entſcheidet 
barüber. Sie regelt ihren Geſchaͤftsgang und ihre Disziplin durch eine Geſchaͤfts⸗Ord⸗ 
nung, und erwählt ihren ‘Präfinenten, ihre Vicepraͤſidenten und Schriftfühser.. 

Beamte bebürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer. 

Wenn ein Kammer- Mitglied ein beſoldetes Staatdamt annimmt, aber im Staats⸗ 
dienfte in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Hang ober ein höheres Gehalt 
verbunden ift, fo verliert es Sitz und Stimme in der Kammer, und kann ſeine Stelle 
in derſelben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 

Niemand Tann Mitglied beider Kammern ſen. 

Art. 79. Die Sitzungen beider Kammern find offentlich. Sehe Kammer bit auf 
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den Antrag ihres Praͤſidenten oder von zehn Mitgliedern gu einer geheimen Sitzung zu⸗ 
fammen, in welcher dann zunächft über dieſen Antrag zu beichließen ift. 

Art. 80. Keine der beiden Kammern kann einen Beichluß faflen, wenn nicht bie 
Mehrheit ver gefelichen Anzahl ihrer Mitglieder anweſend if. Jede Kammer faßt ihre 
Beichlüffe nach abfoluter Stimmenmehrheit, vorbehaltlich der durch die Geſchaͤfts⸗Ordnung 
für Wahlen etwa zu beſtimmenden Ausnahmen. 

Art. 81. Jede Kammer hat für ſich das Mecht, Adreſſen an ben König zu richten. 
Niemand darf ven Kammern oder einer verfelben in Perfon eine Bittſchrift oder Adreſſe 
überreichen. Jede Kammer kann die an fie gerichteten Schriften an De Minifter über 
weifen und von denfelben Auskunft über eingehende Beſchwerden verlangen. 

Art. 82. Eine jede Kammer Hat die Befugniß, Behufs ihrer Informetion, Com: 
miffionen zur Unterfuchung von Thatſachen zu ernennen. 

Art. 83. Die Mitgliever beider Kammern find Vertreter des ganzen Volkes. Gie 
flimmen nach ihrer freien Vlebergeugung und find an Aufträge und Juſtructionen nicht 
. ‚gebunden. 

Art. 84. Sie können für ihre Abſlimmungen in der Kammer niemals, für ihre 
darin ausgeſprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer, auf den Grund der Ge— 
ſchaͤfts⸗Ordnung (Art. 78), zur Rechenſchaft gezogen werben. ' 

Kein Mitglien einer Kammer Tann ohne deren Genehmigung während ver Sigungs- 
periode wegen einer mit Strafe bebrohten Handlung zur Unterfuchung gezogen ober ver⸗ 
haftet werven, außer wenn es bei Ausübung ver That oder im Laufe des naͤchſtfolgenden 
Tages nach verfelben ergriffen toird. Gleiche Genehmigung iſt bei einer Verhaftung 
wegen Schulnen nothwendig. 

Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglieb der Kammer unb eine jede Unterſuchungs⸗ 
oder Civilhaft wird für Die Dauer der Sigungd- Periode aufgehoben, wenn bie betref⸗ 
fende Kammer es verlangt. 

Art. 85. Die Mitglieder ver zweiten Kammer erhalten aus der Staatskaſſe Reiſe⸗ 
Toften und Diäten nah Maßgabe des Geſetzes. Ein Verzicht hierauf iſt unflatthaft. 


TZitelVL 
Bon der rihterlihen Gewalt. 


Art. 86. Die richterliche Gewalt wird im Nanien des Königs durch unabhängige, 
feiner anderen Autorität als der des Geſetzes unterwmorfene Gerichte ausgeübt. 

Die Urtheile werben im Namen des Königs ausgefertigt und vollſtreckt. 

Art. 87. Die Richter werden vom Könige oder in deſſen Namen, auf ihre Lebens⸗ 
zeit ernannt. Sie koͤnnen nur durch Richterſpruch aus Gründen, welche die Geſetze vor: 
geiehen Haben, ihres Amtes entfeßt oder zeitiweife enthoben werden. Die vorläufige 
Amts-Suspenfion, welche nicht Eraft des Geſetzes eintritt, und bie unfreiwlllige Verſetzung 
an eine andere Stelle ober in den Ruheſtand, Fönnen nur aus ven Urfachen und unter 
den Formen, welche im Gefege angegeben find, und nur auf Grund eined richterlichen 
Beichluffes erfolgen. 

Auf die Berfeßungen, welche durch Veränderungen in ber Organifation ver Ges 
richte ober ihrer Bezirke nöthig werben, finden dieſe Beflimmungen Peine Anivenbung. 

Art. 88. Den Richtern. dürfen andere beſoldete Staatsämter fortan nicht uͤber⸗ 
tragen werben. Ausnahmen find nur auf Grund eines Geſetzes zuläffig. 

Art. 89. Die Organifation der Gerichte wird burch das Gefeh beflimmt. 

Art. 90. Zu einem Michteramte darf nur der berufen werden, welcher ſich 3 
demſelben nach Vorſchrift der Geſetze befaͤhigt hat. 

Art. 91. Gerichte für beſondere Klaſſen von Angelegenheiten, inäbefonbere Handels⸗ 
und Gewerbe⸗Gerichte, ſollen im Wege der Geſetzgebung an den Orten errichtet werden, 
wo Dad Bedurfniß ſolche erfordert. Die Organiſation und Zuſtaͤndigkeit ſolcher Ge⸗ 
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zichte, das Verfahren bei denſelben, die Ernennung ihrer Mitgliever, die beſonderen Ver⸗ 
haltniſſe ver Iegteren und die Dauer ihres Amtes, werden durch das Gefeh feftgeftellt. 

Art. 92. Es fol in Preußen nur Ein oberfter Gerichtshof beſtehen. 

Art. 9. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte in Civil⸗ und Straf⸗ 
fachen follen öffentlich feyn. Die Deffentlichkeit kann jedoch durch einen oͤffentlich zu ver⸗ 
kündenden Befchluß des Gerichts ausgeſchloſſen werden, wenn fie der Orbnung ober ben 
guten Sitten Gefahr droht. Im anderen Faͤllen kann die Deffentlichkeit nur durch Ges . 
. fege beichränft werben. 

Art. 94. Bel den mit fehweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei allen politi⸗ 
fchen Verbrechen und bei allen Preßvergehen, welche das Geſetz nicht ausdrücklich aus⸗ 
nimmt, erfolgt die Entſcheidung uͤber die Schuld des Angeklagten durch Geſchworene. 

Die Bildung des Geſchworenengerichts regelt das Geſetz. 

Art. 9. Es kann durch ein mit vorheriger Zuſtimmung der Kammern zu erlaſſen⸗ 
des Geſetz ein beſonderer Schwurgerichtähof errichtet werben, deſſen Zuftänpigkeit bie 
Verbrechen des Hochverraths und diejenigen ſchweren Verbrechen gegen bie innere und 
äußere Sicherheit des Staates, welche ihm durch dad Geſetz überwielen merben, begreift. 
Die Bildung der Geſchworenen bei dieſem Gerichte regelt dad Geſetz. 

Art. 96. Die Competenz ber Gerichte und Verwaltungd« Behörden wird durch das 
Geſetz beftimmt. Lieber Gompetenz«Gonflicte zwifchen ven Verwaltungs⸗ und Gerichts⸗ 
Behörden entjcheivet ein durch das Geſetz bezeichneter Gerichtähof. 

Art. 97. Die Beringungen, unter welchen öffentliche Civil» und Militair- Beamte 
wegen durch Meberfchreitung ihrer Amtsbefugniſſe verübter MNechtöverlegungen gerichtlich 
in Anfpeuch genommen werben koͤnnen, beftimmt das Geſetz. Eine vorgängige Ge⸗ 
nehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde darf jenoch nicht verlangt werben. 

Titel Vi. 
Bon den nit zum Richterſtande gehörigen Staats⸗Beamten. 

Art. 98. Die befonvderen Nechtöverhältniffe der nicht zum NRichterftande gehörigen 
Staats⸗Beamten einſchließlich der Staat3- Anwälte, follen durch ein Geſetz geregelt 
werden, welches, ohne vie Negierung in der Wahl der auöführenden Organe zweckwidrig 
zu befchränfen, den Staatd= Beamten gegen willfürliche Entziehung von Amt und Ein« 
kommen angemefienen Schug gewährt. 


Titel Vi 
Don den Pinanzen. 

Art. 99. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müſſen für jedes Jahr im 
Voraus veranfchlagt und auf ven Staatshaushalts⸗Etat gebracht werden. Lebterer wirb 
jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt. | 

Art. 100. Steuern und Abgaben für die Staatscaſſe dürfen nur, fo weit fie in 
den Staatshaushalts⸗Etat aufgenommen oder durch befondere Geſetze angeordnet find, 
erhoben werben. 

Art. 101. In Betreff der Steuern Tönnen Bevorzugungen nicht eingeführt werben. 
Die beſtehende Steuergefehgebung wird einer Mevifion unterworfen, und dabel jene Be⸗ 
borzugung abgeſchafft. 

. Art. 102. Grbühren Tönnen Staats⸗ oder Communal · Beamte nur auf Grund 
des Geſetzes erheben. 

Art. 103. Die Aufnahme von Anleihen für die Staatöcaffe findet nur auf Grund 
eines Geſetzes ſtatt. Dafielbe gilt von der Uebernahme von Garantien zu Laften 
des Staats. 

Art. 104. Zu Etats⸗Ueberſchreitungen iſt bie nachträgliche Genehmigung der 
Kammern erforberlich. 

Die Rechnungen über den Staatöhaushalts » Etat werben bon ber Ober: Rechnungs⸗ 
kammer geprüft. und feſtgeſtellt. Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt 
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jeden Jahres, einfchließkich einer Ueberſicht der Staatöfchulden, wirb mit ben Bemer⸗ 
tungen der Ober⸗Rechnungskammer zur Entlaftung der Staatöregierung ben Kammern 
vorgelegt. 
Ein beſonderes Geſetz wird die Einrichtung und die Befugniſſe ber don Rechmunge 
Tammer beftimmen. 
Titel IX 
Bon den Gemeinden, Kreid-, Bezirks» und Brovinzial-Verbänden. 


Art. 105. Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, Krelfe, Bezirke und 
Provinzen des Preußifchen Staates wird durch befonvere Geſetze unter Feſthaltung fol- 
gender Grundfäge näher beftimmt: 

1) Ueber die Innern und befondern Angelegenheiten der Provinzen, Bezirke, Kreile 
und Gemeinden befhlieben aus gewählten Vertretern beſtehende Berfammlungen, 
deren Beichlüffe durch die Vorfteher der Provinzen, Bezirke, Kreife: und Ge 

meinden auögeführt werben. 

Das Geſetz wird die Fälle beftimmen, in welchen bie Berchlüffe dieſer Ver⸗ 
tretungen der Genehmigung einer hoͤheren Vertretung oder der Staats⸗Regierung 
unterworfen ſind. 

2) Die Vorſteher der Provinzen, Bezirke und Kreiſe werden von dem Könige ernannt. 

Vieber die Betheiligung des Staated bei der Anftellung der Gemeinde-Por- 
fieher und über die Ausübung des den Gemeinden zuſtehenden Wahlrechts wird 
die Gemeinde- Ordnung das Nähere beftlinmen. 

3) Den Gemeinden inäbefondere fteht die felbftflännige Verwaltung ihrer Gemeinde: 
Angelegenheiten unter gefehlich geordneter Oberaufficht des Staats zu. Ueber 
die Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung der Ortöpolizei beftimmt das 
Geſetz. 

Zur Aufrechthaltung der Ordnung kann nach näherer Beſtimmung des Geſetzes 
durch Gemeindebeſchluß eine Gemeinde-Schutz⸗ oder Bürgerwehr errichtet werden 

4) Die Berathungen der Provinzial-, Kreis- und Gemeinde-⸗Vertretungen find 
öffentlich. Die Ausnahmen beſtimmt das Gefeh. Ueber die Einnahmen und 
Ausgaben muß mwenigftend jährlich ein Bericht veröffentlicht werden. 

Allgemeine Beitimmungen. 

Art. 106. Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der vom Geſetze 
borgefchriebenen Form befannt gemacht worden find. 

Die Prüfung der Rechtögiltigkeit gehörig verfündeter Königlicher Verordnungen 
fteht nicht den Behörden, fondern nur den Kammern zu. 

Art. 107. Die Verfaffung kann auf dem orbentlichen Wege der Gefehgebung ab: 
geändert werben, wobei in jeder Kammer die gewöhnliche abfolute Stimmenmehrheit, 
bei zmei Abftimmungen, zwiſchen welchen ein Zeitraum von wenigſtens. ein und zwanzig 
Tagen liegen muß, genügt. 

Art. 108. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle Staatsbeamten leiften 
dem Könige den Eid der Treue und des Gehorſams und befchtodren Die gewifienhafte 
Beobachtung der Verfaffung. Eine Bereivigung des Heeres auf de Verfeffung finde 
nicht flatt. 

Art. 109. Die beſtehenden Steuern und Abgaben werben forterhoben, und all 
Beftimmungen ver beſtehenden Gefeßbücher, einzelnen Geſetze und Verordnungen, welde 
der gegenwärtigen Berfaffung nicht zumiverlaufen, bleiben in Kraft, bis fie durch ein 
Geſetz abgeändert werben. 

Art. 110. Alle vurch die beſtehenden Gefehe angeorbneten Behörben bleiben bis 
zur Ausführung ver fie betreffenden organiſchen Geſetze in Tihätigkeit. 

Art. 111. Für den Fall eined Krieges oder Aufruhrs Tannen bei bringenber 
Gefahr für die Iffentliche Sicherheit die Artikel 5, 6, 7, 27, 28, 30, 30 und 36 ber 
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Verfaſſungs⸗Urkunde zeit⸗ und diſtrictsweiſe außer Kraft gefegt werben. Das Nahe 
beſtimmt das Geſetz. 





Uebergangs⸗Beſtimmungen. 

Azt. 112. Bis zum Erlaß des im Artikel 26 vorgeſehenen Gefeges bewendet 
hinfichtlich des Schul⸗ und Unterrichtoweſens bei den jetzt geltenden gefeglichen B 
flinımungen. 

Art. 113. Bor ber erfolgten Rebifion des Strafrecht3 wird über Vergehen, weii 
durch Wort, Schrift, Druck ober bilbliche Darftellung begangen werben, ein beſondere 
Geſetz ergeben. 

Art. 114. Bis zur Emmirung dee neuen Gemeinde⸗Ordnung bleibt es bei be 
bisherigen Beſtimmungen binfichtlich ver Polizei» Berwaltung. 

Art. 115. Bis zum Erlaffe des im Art. 72 vorgefehenen Wahlgefehes bleibt vi 
Berorunung vom 30. Mai 1849, die Wahl des Abgeordneten zur zweiten Sammer be 
treffend, in Kraft. 

Art. 116. Die noch beſtehenden beiden oberfien Gerichtähöfe follen zu einem Ein 
zigen bereinigt werben. Die Organifation erfolgt durch ein befonberes Geſetz. 
Art. 117. Auf die Anſprüche der vor Verkündigung der Verfaffungs-Urkund: 
eatsmäßig amgeftellten Stantöbenmten fol im Staatsdienergeſez beſondere Rückſich 
genommen werden. 

Art. 118. Sollten durch die für ven Deutfchen Bunbesflaat auf Grund des Ent: 
wurfs vom 26. Mai 1849 feſtzuſtellende Verfaſſung Abänderungen der gegenwärtigen 
Berfafiung ndihig werden, fo wird ber König biefelben anorbnen, und dieſe Anord⸗ 
nungen den Kanımern bei ihrer nächflen Berfammlung mittbellen. Die Kammern 
werben dann Beichluß darüber fallen, ob die vorläufig angeordneten Abaͤnderungen mit 
der Berfafiung des Dentfchen Bundesſtaates in Vebereinftimmung fliehen. 

Art. 119. Das im Artikel 54 erwähnte eidliche Geloͤbniß nes Königs, fo wie bie 
vorgefchriebene Bereivigung ber beiden Kammern und alle Staatäbeamten, erfolgen 
jogleich nach der auf dem Wege der Gefeggebung vollendeten gegenwärtigen Reviſion 
diefer Verfaſſung. (Art. 62 und 108). 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhänbigen uͤnterſchrift und beigedrucktem Koͤnig⸗ 
lichen Inſiegel. 


Die zweite Kammer nimmt den Antrag an, die Regierung um Zurücknahme des 


Verbots yon Sammlungen für politiſche Flüchtlinge und beren Angehörige zu. 
erfuchen. | 


31. 
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1.| Die preußiſche erfle Kammer beſchließt: „Finden bei einer Zufammenrottung oder 
einem Zufammenlaufe von Menfchen, dur offene Gewalt oder durch Anwen⸗ 
dung ber dagegen getroffenen gefeglichen Maßregeln, Beichäbigungen des Eigen- 
thums oder Berlegungen von Perſonen ftatt, fo haftet die Gemeinde, in deren 
Bezirk diefe Handlungen gefchehen find, für den dadurch verurfachten Schaden.““) 
1. + 30h. Heinr. Bartels, Bürgermeifter von Hamburg. 
2.| Die Gefchäftsträger von Sachſen und Hannover an ben K. bairiſchen Minifter 
ber auswärtigen Angelegenheiten: 

Die unterzeichneten Gefchäftsträger von Sachſen und Hannober find von ihren beider⸗ 
ſeitigen hohen Regierungen beauftragt worden, Seiner, des K. bairiſchen Miniſters des 








*) Der desfallfige Gefeb-Entwurf.ift nicht von ber Regierung vorgelegt, ſondern von einem 
Mitgliede der erſten Kammer eingebracht. 








Königlichen Haufed und des Aeußeren, Herrn v. d. Pforbten, Extellenz, gemreinfchaftlid 
die nachfolgende ergebenfte Mittheilung zu machen. 

| Der Vertrag vom 26. Mai v. 3. legt den Regierungen von Sachen und Hannover 
gewiſſe Pflichten auf, von welchen biefelben fich nicht Iodgefagt Haben, wie ihre überein- 
flimmennen Erklärungen in den Borlagen an ihre Kammern bezeugen. Sie anerkennen 
die aus jenem Bertrage entfpringende Verpflichtung, die dadurch vereinbarte Verfafſung 
zur Ausführung zu bringen, jedoch nur unter zwei beftimmien Vorausſetzungen, zunaächſt 
derjenigen des Beitritts des gefammten Deutfchlandd außer Defterreih, und Dann ber 
Einwilligung diefer leßteren Macht. Nur unter dieſen Vorbedingungen haben die Ne 
gierungen von Sachfen und Hannover es für möglich gehalten, eine Umgeftaltung ber 
bisherigen Bundes» Berfaflung auf bundesgeſetzlichem Wege durchzufuhren. Es liegt 
daber jenen Regierungen daran, eben jenen Vertrag in jeiner urfprünglichen, an Die an⸗ 
gegebenen Borangfegungen gebundenen Beflimmung zur Ausführung zu bringen, und bie 
Dazu gebotenen Mittel vollftändig zu erfchöpfen. 

Ä Zwar läßt fih nicht nerfennen, daß durch das einfeitige Vorſchreiten Preußens, in 
der Verwirklichung der dem Bündniſſe vom 26. Mai fremden Idee der Aufrichtung eines 
engeren Bundesſtaats, zu ber thatſächlichen Auflöfung der gegenſeitigen vertragsmaͤßigen 
Verpflichtungen ver Anfang gemacht worden ift, daß ferner, gelegentlich ver für Die de 
finitive Feftftelung des Verfaſſungswerks entfcheidenden Verhandlungen mit DBaiern, bie 
preußifche Regierung ven mitverbünbeten Negierungen Teinerlei Füglichkeit geboten hat, 
durch ihre Teilnahme an den Verhandlungen viefe fördern zu helfen; daß endlich bie 
K. preußische Regierung, nachdem fie für die fofortige Einberufung eines Meichdtages 
aus den dem Bünbniß beigetretenen Staaten fich entfihienen, Teinerlei Geneigtbeit gezeigt 
hat, über ſolche Modificationen der Verfaſſung zu verhandeln, welche ven Anfchluß der 
fündeutfchen Königreiche zu ermöglichen geeignet wären. Die Regierungen ber Unter⸗ 
zeichneten glauben jedoch in dieſem Berfahren noch Eeine hinreichende Berechtigung finden 
zu follen, um der Erfüllung der ihrerjeitö übernommenen Verpflichtungen gänzlich zu 

- entfagen. Inzwifchen fcheint Hiezu nur unter ver Vorausſetzung einige Ausſicht gegeben, 
wenn bie bon der K. bairifchen Negierung im Monate Juni v. I. in Berlin vorgelegten 
Propofitionen, nach vorgängiger Zuftimmung Defterreich8, abermald bon den vier K. Re⸗ 
Hierungen gemeinfam ver K. preußifchen Regierung vorgelegt würden. 

Wollte die K. bairifche Negierung hiezu die Hand bieten, fo wäre vielleicht ein Ge⸗ 
lingen dieſer Verhandlungen keineswegs außer den Grenzen des Möglichen gelegen. 

Die Uinterzeichneten find daher beauftragt, an die K. bairifche Regierung die Frage 
zu ftellen, ob dieſelbe geneigt feh, unter Beitritt Sachfens, Hannovers und Würtembergs 
und nach zuvor erlangter Einwilligung Defterreichd, noch einmal die Verbanblungen in 
Berlim, auf Grund der von des Herrn Staatöminifters v. d. Pfordten, Excellenz, im 
Juni v. 3. gemachten Borfchläge, zu eröffıren. 


Gedaͤchtnißfeier Karls des Großen zu Aachen. 

Mittheilung der Gejchäftöträger von Sacfen und Hannover zu München an ben 
bortigen 8. würtembergifchen Gefandten. In ganz gleichem Sinne, wie die 
Tages vorher an Dr. v. d. Pfordten gerichtete Note. 

7 ©. Elsholz, Hiftorienmaler zu Berlin. 

Auch die erſte preußiſche Kammer erklärt fi) einverflanden mit dee vertragsmä⸗ 
ßigen Ermwerbung ber Terrüorien von Hohenzollern⸗Hechingen und Sig⸗ 
maringen. 

Sn der zweiten Kammer Commiſſions⸗Bericht und allgemeine Erörterung über ben 
Geſetz⸗ Entwurf, nad welchem mit Wegfall der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, 
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eine Einfommenfleuer — das beliebte Parabepferb aller Theoretifer — einge 
führt werben fol. 

4. | Zu Berlin beginnt das Öffentliche Verfahren gegen zweiundvierzig Mitglieder ber 
vormaligen National-Berfammlung wegen Verbreitung bed Steuerverweigerungs⸗ 
Beſchluſſes vom 15. November 1848, und dadurch verfuchter Erregung eines 
Aufruhrs.“) 

4. Antwort des Dr. v. d. Pfordten auf die Mitteilung ber Gefchäftäträger von 
Sachſen und Hannover vom 2. d. Mis. 

Der Unterzeichnete bat die Note vom 2. d. Mis. empfangen, worin Seine des 
K. Hannoverſchen Gefchäftäträgers Herrn v. d. Kneſebeck, Hochwohlgeboren, gemeinſchaft⸗ 
lich mit dem K. fächfifchen Gefchäftäträger im Auftrage feiner hohen Negierung an bie 

K. bairiſche Regierung die Frage ftellt, ob viefelbe geneigt fey, unter Beitritt Sachſens, 
Hannovers und Würtembergs, nad) zuvor erlangter Einwilligung Defterreichg, noch ein= 
mal die Verhandlungen über bie deutfche Verfaffung in Berlin auf Grund der bon. dem 

- Unterzeichneten im Juni v. I. gemachten Vorfchläge zu eröffnen. 

Der Unterzeichnete iſt in den Stand gefeßt, dieſe Frage fofort und mit völliger Ber 
ſtimmtheit verneinend zu beantworten. 

Iene Vorſchläge waren zu einer Zeit gemacht, wo fig nicht einmal mit einiger 
Wahrfcheinlichkeit ver Zeitpunkt vorausfehen ließ, in welchem es ver öfterreichifchen Re⸗ 
gierung möglich feyn werde, fich an der Neugeftaltung der veutfchen Gefammt-Verfaffung 
zu betheiligen, und fie bezweckten daher, ſolche Eirichtungen zu begründen, welche für 
Defterreich die Möglichkeit fpäterer Betheiligung offen hielten, indem fie für dieſen Fall 
zugleich die Eröffnung neuer Verhandlungen in Ausficht nahmen. Inzwifchen haben ſich 
die inneren Verhältnife nes Kaiſerſtaats fo geftaltet, daß die K. Regierung die Möglich- 
keit Hat, fich vollſtändig an der Reviſion der deutſchen Bundes⸗Verfaſſung zu betheiligen, 
und die K. bairifche Regierung iſt daher der Meberzeugung, daß nunmehr jener Vor⸗ 
ſchlag zu einer Neugeftaltung der deutfchen Gefammt-Berfaffung auf die fofortige Theil⸗ 
nahme Defterreich8 gerichtet werden muß, wenn er nicht mit dem noch geltenden Bundes⸗ 
rechte und mit ben hoͤchſten Intereffen der deutſchen Nation in Widerſpruch gerathen 
fol. Ehen deshalb können nun auch ſolche Vorfchlige nicht mehr lediglich an bie X. 
preußifche Regierung gerichtet, und ed kann darüber nicht mehr ausſchließlich zu Berlin 
verhandelt werben. 

Die K. bairifche Regierung ift vielmehr ver Anſicht, daß es der gegenwaͤrtigen Lage 
der Dinge am entſprechendſten ſeyn würde, wenn die K. Regierungen von Sachſen, Han⸗ 
nover und Würtemberg ſich mit ihr über diejenigen Grundzüge vereinigten, nach welchen 
die Reviſion der dentfchen Bundes» Berfafiung, im Berfolge der Bundes⸗Beſchlüfſſe vom 
30. März und 7. April 1848, unter gleichmäßiger Betheiligung allee Bundesglieder be⸗ 
werkſtelligt werden koͤnnie, und diefe Grundzüge als gemeinjchaftlicher Vorſchlag Der vier 

K. Regierungen an die Gabinette von Wien und Berlin, wie an bie proviſoriſche Bundes⸗ 
Eommiffion zu Frankfurt a. M. gebracht würden. 

Jedenfalls aber wird die K. bairiſche Negierung nicht auf Befaig zurucklommen, 





*) Unier ven Angeſchuldigten befinden ſich 1) an Geiſtlichen: Prediger Hildenhagen, Pre⸗ 
diger Baltzer, Pfarrer Schaffraneck, Prediger Zorn, Prediger Müller, Caplan v. Berg, 

. Baftor Schöne, Pred. Schmidt; 2) an Lehrern: Rector Gerhold, Lehrer uud Käfter Mol⸗ 
benhauer, Lehrer Appelt; 3) an Juftiz- Beamten: D. ©. A. Schulze, Aſſeſſor Beters, 
O. G. A. Bucher, O. ©. A. Bading, L. u. St. Ger.⸗Dir. Dörf, Rechtsanwalt Morip, 
R. A. Schulz, Adv. Meſſerich; 2) an Verwaltungs» Beamten:'Lanprath Bauer, eg 
A. Bilet, Poſt⸗Secr. Ulrich, Reg.⸗ef. Schramm. 
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welche die Yuflimmung der 
gänzlich veränderten Verhältniſſen in feiner Weife mehr entfprechen. 


K. preußifchen Regierung nicht gefunden Haben, und ben 


5. | Die Preußifche zweite Kammer verwirft ein ſcheinbar fehr zweckmäßiges Amenke: 





ment zu dem neuen Steuergejeße. 
Aufhebung der Klafien-, Mahl» und Schlachtſteuer, fowie dur Annahme einer 
Einfommenfteuer für Solche, deren Nevenuen taufend Thaler überfleigen, und 
einer neuen Klafienfteuer bei ben Uebrigen. 


Sie genehmigt das Princip deſſelben durch 


B. Schreiben mehrerer polniſcher Mitglieder dieſer Kammer an deren Präſidenten. DW 


3 


3 





$. 


In 
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In Erwägung, daß vie zu beeidigende Verfaſſungs-Urkunde weder der polniſchen 


Nationalität Überhaupt, noch dem Großherzogthum Pofen als ſolchem Die dem: 
ſelben zuftehenben Rechte gewährleiftet; ein Umſtand, der, wenn er auch kei⸗ 
nesweges eine Aberkennung jener echte involvirt, jedenfalld zu bedenklichen 
Folgerungen Anlaß geben Tönnte; 

Erwägung, daß, abgefehen von jener Nichterwähnung, die in Rede flehende 
Derfaffung felbft, Eraft des Art. 118, nicht vorauszufehenden Abänderungen 
ausgefegt ift, woburch zwar manches bis jet Vermißte allerdings in diefe Ver⸗ 
fafiung gebracht werben dürfte, aber auch umgekehrt Rechte entzogen und wobl⸗ 

begründete jura quaesita abgeſprochen werben koͤnnten; 

Erwägung, daß jenes, anfich nicht präjubieirende Stifffchweigen per Berfaflung 

über die Nechte des Großherzogthums Poſen, gerade durch dieſen Artikel 118 

erft recht bedenklich wird, indem diefer Artikel das genannte Großherzogthum 

auf inbireetem Wege ven Iegislativen Gewalten des deutſchen Bundesſtaates zu 

unterwerfen brobt; 

Erwägung endlich, daß Die unter ſolchen Umftänden eintretenve Beeidigung der 


Verfaſſung ſeitens der unterfchriebenen Abgeoroneten des Großherzogthums 


Poſen zunächſt als eine Verzichtleiſtung derſelben auf die Rechte und Rechts⸗ 
anſprüche ihres Landes und ihrer Nationalität, dann aber auch als eine bereit⸗ 
willige Unterwerfung unter die Competenz des deutſchen Bundes gedeutet 
werden Tönnte, 


vermoͤgen die Unterzeichneten es mit ihrem Gewiſſen nicht zu vereinbaren, als Abgeord⸗ 
nete und Theilnehmer am Reviſionswerke dieſen Eid zu leiſten, und legen deshalb hier⸗ 
mit ihre Mandate nieder. 


Anton Chizyuski. Auguſt Cieſzkowski. Grabowski. Janecki. 
Janiſzewski. v. Laczynski. Palacz. Pruſinowski. Stablewslki. 
v. Węezyk. v. Zoltowski. v. Zoltowski. 


5. Die Berliner Stadtverordneten beſchließen, ben Miniſtern Graf v. Brandenburg 
und v. Manteuffel das Ehrenbürgerrecht zu verleihen. 


5. | Die Geſchworenen zu Cöln erklären einen Journaliſten für nichtſchuldig, welcher 





wegen des Verſuchs, den öffentlichen Frieden zu ſtören, angeklagt war. 


5. | Snterpellation in der zweiten Kammer des Koͤnigreichs Sachſen: 1) ob bie Re 





gierung wegen Zuftandebringung eines beutihen Verfaſſungswerkes außer bem 
Bündniffe mit der K. preußifchen Regierung vom 26. Mai 1849 noch ander 
weite Berbandlungen mit den K. Regierungen von Baiern, Hannover und 
Würtemberg, reſpective mit: Defterreich, angefnüpft habe? 2) ob biefe Ber 





”, Eine gleichlautende Erklärung ber Herren 9. Potworowski, v. Bilesfi und v. Brodowöeki, 
Mitgliedern der erften Kammer, erging gleichzeitig an den Praͤſidenten derſelben. 
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handlungen den Zweck eines Entgegenkommens gegen Preußen verfolgen ober 
ein dem genannten Bertrage vom” 26. Mai entgegenftebenbed feparates Bünd⸗ 
ni bezwecken? und endlich 3) ob die Regierung nicht in der Lage fey, über ben 
Stand diefer ganzen Angelegenheit den Kammern die verfpröchene nachträgliche 
Mittheilung ehebaldigſt zu machen? 

5.1 SS. D. der Kürft von Hobenzollern » Sigmaringen ratiflcirt den Vertrag vom 
7. December 1849 wegen Abtretung des Fürſtenthums an bie Krone Preußen. 


5. | Ernennung des Prinzen Heinrih der Niederlande zum Statthalter des Groß⸗ 
herzogthums Luxemburg. 


6. | Im Schloſſe zu Berlin wird die Verfaſſung ber preußiſchen Monarchie durch 
S. M. den König, die Miniſter und die Mitglieder beider Kammern feier⸗ 
lich beichworen. Der Monarch richtet dabei folgende Worte an bie Ver⸗ 


fammelten: 
‚Meine Herren! 

Ih bitte um Ihre Aufmerkfamkeit. Was Ich fagen werbe, find Meine eigenften 
Worte, denn Ih erſcheine heute vor Ihnen, wie nie zubor und nie hernach. Ich bin 
bier, nicht um bie angebormen und ererbten heiligen Pflichten des Königlichen Amtes zu 
üben (die hocherhaben find über ven Meinen und Wolln ter Parteien); vor Allem 
nicht gedeckt durch vie Verantiwortlichfeit Meiner Höchften Raͤthe, fondern als Ich ſelb ſt 
allein, ald ein Mann von Ehre, der fein Theuerſtes, fein Wort geben will, ein Ja, 
volltraftig und beväcdhtig. Darum Einiges zuvor. — Das Werk, dem Ich Heut 
Meine Beftätigung aufpräden will, iſt entſtanden in einem Jahre, welches die Treue 
werbender Gefchlechter wohl mit Ihränen, aber vergebend wünfchen wird, aus unferer 
Gefchichte binaudzuringen. In der Form, In der e8 Ihnen vorgelegt worden, ift e8 aller» 
dings dad Werk aufopfernder Treue von Männern, die diefen Thron gerettet haben, 
gegen die Meine Dankbarkeit nur mit Meinen Leben erlöfchen wird; aber ed wurde fo 
in den Tagen, in welchen, im buchſtaͤblichen Sinne des Wortes, das Daſeyn ned Vater⸗ 
laudes bedroht war. Es war dad Werk des Augenblicks, und ed trug ben breiten 
Stempel feines Urſprunges. Die Frage iſt gerechtfertigt, wie Ich, bei folcher Betrach⸗ 
tung, diefem Werke die Sanction geben Tönne? Dennoch will Ich es, weil Ich es 
fann, und daß Ich es kann, verdank' Ich Ihnen allein, Meine Herren. Sie haben die 
beſſernde Hand daran gelegt, Ste haben Bedenkliches daraus entfernt, Gutes hinein⸗ 
getragen, und Mir durch Ihre treffliche Arbeit und Durch die Aufnahme Meiner Ichten 
Borfchläge ein Pfand gegeben, daß Sie vie vor der Sanetion begommene Arbeit ver 
Vervollkommnung auch nachher nicht laſſen wollen, und daß e8 unſerm vereinten redlichen 
Streben auf verfaffungsmäfigem Wege gelingen wird, es ven Lebensbedingungen Preu⸗ 
ßens Immer entſprechender zu machen. Ich darf dies Werk Heftätigen, well I es in 
Hoffnung Tann. Das ertenne IH mit allerwärmftem Dante gegen Sie, Meine 
Herren, und Ich ſprech' e8 gerührt und freudig aus, Sie haben den Dank des Da- 
terlandes verbient. Und fo erflär’ Ich, Gott iſt deß Zeuge, daß Mein Gelöbniß auf die 
Berfaffung treu, wahrhaftig und ohne Ruͤckhalt iſt. Allein, Leben und Segen ver Ver⸗ 
faffung, das fühlen Ihre und alle edlen Herzen im Lande, hängen von der Erfülung 
unabweislicher Bedingungen ab. 

Sie, Meine Herren, müffen Mir helfen, und vie Landtage nach Ihnen und die Treue 
Meines Volkes mug Mir helfen winer die, fo die Königlich verliehene Freiheit zum 
Deckel ver Bosheit machen und biefelbe gegen ihren Urheber kehren, gegen bie von Gott 
eingefeßte Obrigkeit; wider Die, welche dieſe Urkunde gleichfam ald Erfag der göttlichen 
Borfehung, unſerer Geichichte und der alten heiligen Irene betrachten möchten, alle guten 
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Kräfte im Lande müſſen fich vereinigen in Untertfanentreue, in Ghrfurcht gegen das 
Königthum umd diefen Thron, ver auf,den Siegen unferer Heere ruht, in Beobachtung 
der Geſetze, in wahrhaftiger Erfüllung des Huldigungs-Eides, jo wie deö neuen Schwurs 
„der Treue und des Gehorſams gegen den König und des gewiffenhaf- 
ten Saltens der Berfaffung”; mit einem Worte: feine Lebensbedingung ift bie, 
daß Mir das Negieren mit dieſem Gefege möglich gemacht werbe — denn in 
Preußen muß der König regieren, und Ich regiere nicht, weil 28 alfo Mein Wohl: 
gefallen ift, Gott weiß es! ſondern weil e8 Gottes Orbnung if; darum aber will Id 
auch regieren. — Ein freied Volk unter einem freien Könige, dad war Meine Lo 
fung feit gehn Jahren, das ift fie heut und ſoll e8 bleiben, fo lang Ich athme. 

Ehe Ich zur Handlung des Tages ſchreite, werde Ich zwei Gelöbnifſſe vor Ihnen 
erneuern. Das gebietet Mir ver Blick auf die zehn .verflofienen Jahre Meiner Re 
gierung. 

Zum Erſten erneuere, iwiederhole und beftätige Ich feierlich und ausdrücklich bie 
Geldbniſſe, nie Ich vor Gott und Menfchen bei den Huldigungen zu Koͤnigsberg und 
hier geleiftet habe! — Ja! Ia! — Das will Ih, fo Gott Mir helfe! 

Zum Zweiten erneuere, wieberhole und beftätige Ich feierlich und ausdrücklich das 
heilige Gelöhnig, welches Ich am 14. April 1847 ausgefprochen: „Mit Meinem Haufe 
dem Herrn zu dienen.” — Ja! Ja! — Das will Ich, fo Gott Mir Hefe! — , Dies 
Geloͤbniß ſteht über allen anderen, es muß in einem Jeden enthalten ſeyn und alle an⸗ 
deren Geloͤbniſſe, follen fie anders Werth haben, wie lauteres Lebenswaſſer durch⸗ 
firömen. 

Jetzt aber und indem Ich die Berfaffungs-Urfunde Eraft Königlicher Machtvoll⸗ 
£onmenbeit hiermit beftätige, gelobe Ich feierlich, wahrhaftig und ausbrüdlich vor Gott 
und Menſchen, die Verfaſſung Meines Landes und Meiches feft und unverbrüchlich zu 
halten, und in Uebereinſtimmung mit ihr und den Gefegen zu regieren. — Ja! Ia! — 
das will Ich, fo Gott Mir Helfe! 

Und nun befehle Ich das beftätigte Geſetz in vie Hände des allmächtigen Gottes, 
deſſen Walten in ver Gefchichte Preußens Hanbgreiflich zu erkennen if, auf daß Er aus 
biefem Menſchenwerke ein Werkzeug des Heild machen wolle für unfer theures Vater⸗ 
land: nämlich der Geltendmachung Seiner heiligen Rechte und Orbnungen! Alfe fey es! 


6. | Diplom als Ehrenbürger von Berlin für den’ Minifter » Präfidenten, Grafen 


v. Brandenburg. | 

„Bir, der Magiftrat und die Stadtverordneten der Königl. Haupt» und Mefibenz- 
ſtadt Berlin, urfunden und befennen hiermit, daß mir den K. Minifter= Präfidenten, 
General der Envalerie, Ritter des ſchwarzen Adler⸗Ordens, Gern Friedrich Wilhelm 
Grafen v. Brandenburg, Ercellenz, welcher in treuer Hingebung an Preußens Volk und 
feinen König, inmitten der Stürme dad Steuer muthboll erfafiend, das Vaterland ger 
rettet, dad Wort, dad Er dem Könige und dem Volke verpfändet hatte, in Wahrbaftig- 
feit zum Heile des Landes gelöft, und hierin die ficherfte Gewähr geboten Kat, daß Cr 
in gleicher Wahrheit das deutſche Vaterland unter Preußens Vorgang zur Größe, Ehre 
und Wohlfahrt führen erde, in dankbarer Anerkennung, in Gemäßhelt der Derlaration 
vom 4. Juli 1832 zum $. 16. der Städte Ordnung vom 19, November 1808, zum 
Ehrenbürger unferer Stadt ernannt haben. — Defien zu Urkunde und als ein Zeichen 
unferer wahren Hochachtung und Berehrung haben wir dieſen Ehrenbürgerbrief unter 
unferer Unterfchrift, fo wie unter Anhaͤngung unjered großen StadtsInfiegeld, auf 
fertigen laſſen.“ 

Desgleihen für den Minifter Freiherrn v. Mantenffel. 

„Bir, der Magiftrat und die Stabtverorneten der K. Haupt⸗ und KReeſidenzſtadt 
Berlin, urfunden und Befennen Hiermit, daß wir dem Seren Minifter des Innern, 
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sm. Otto Frhrn. v. Manteuffel, Exrcellenz, welcher, an dem Siege der Wahrheit und 
dem Helle Preußens nimmer verzweifeln, fich in den Tagen der Gefahr für die Ret⸗ 
tung des Vaterlandes einfehte, Die Neugeftaltung unferer Landesordnung mit weifer Er⸗ 
kenntniß der Berürfniffe der Zeit in unerfchütterlicher Treue gegen das Volk und Seinen 
König leitend förderte, und ficherlih mit gleicher Weisheit die Bahnen ebnen helfen 
wird, auf denen das deutſche Vaterland dem Ziele entgegengeht, fi unter Preußens 
Vortritt zu neuer Einheit, Ehre und Wohlfahrt zu veriüngen, in dankbarer Anerkennung 
deſſen, in Gemaͤßheit der Declaration vom 4. Juli 1832 zum $. 16. der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nuyg vom 19. November 1808, zum Ehrenbürger unferer Stabt ernannt haben. Defien 
zur Urkunde und ald ein Zeichen unferer wahren Gochachtung und Verehrung haben wir 
diefen Ehrenbürgerbrief unter unferer Unterfchrift, fo wie unter Anhängung des großen 
Stadt⸗Inſiegela, ausfertigen laſſen.“ 

Dieſe Auszeichnung iſt dem Ehrenbürger⸗Rechte wohl zu goͤnnen, welches, 
in Folge neuerlichen ſchnoͤden Mißbrauches ſehr herabgekommen, durch ſolche Er⸗ 
nennungen, wie die obigen, wieder an Achtung gewinnen muß. 

Das Schwurgericht zu Grünberg ſpricht zwei des verſuchten Aufruhrs Angeſchul⸗ 
digte frei, welche in einer Vollsverſammlung zum Verweigern ber Abgaben 
aufgeforbert hatten. 

Ein der Majefläte-Beleibigung überwiejener Steuer-Benmieter wirb von ben Ge⸗ 
ſchworenen zu Glatz für nichtſchuldig erflärt, und erhält in Folge deſſen eine 
Ovation der Straßenjugend. 

Der ſtaͤndiſche Ausſchuß von Schaumburg⸗Lippe erklaͤrt ber Regierung (&. 30. 
Sanuar), daß es auf ihre Anficht über die Rechtmäßigkeit feiner Exiſtenz nicht 
anfomme, und der Ausfhuß fich außer Stande befinde, dem jenfeitigen Bes 
gehren gemäß feine Eriftenz aufzugeben. 

Die preußifche zweite Kammer nimmt bie Gefege: Zum Schub ber Yerfönlichen 
Freiheit, und über bie Stellung unter Poligei-Aufficht ganz in der Faſſung 
an, welche fie von ber erften erhalten haben. 

Sreifprechung eines ber Majetäts-Beleidigung Angeflagten (und in Wahrheit 
Schuldigen) durch das Schwurgericht zu Coͤln. 

Enbgiltige Annahme des Geſetzes wegen Berpflichtung der Gemeinden zum Erſatz 
des bei öffentlichen Aufläufen verurfachten Schabens, von Seiten ber preußifchen 
erfien Kammer (S. 5. Februar). 

Das Ober: Tribunal zu Berlin entfiheibet über die Nichtigkeits⸗Beſchwerde der 
Staatsanwaltihaft und bes Prediger Baltzer. Lebterer war von ben Ge⸗ 
ſchworenen zu Halle bes verfuchten Aufruhrs (durch Verbreitung des Beſchluſſes 
vom 15. November 1848 und Aufreizung der einberufenen Lanbwehrmänner 
zum Ungehorfam) ſchuldig erflärt, und bemnach zu viermonatlichem Gefängniß, 
30 Thaler Geldbuße, Amtsentfegung und Cocarden⸗Verluſt verurtheilt worben; 
der höchfle Gerichtshof erfennt auf zweijaͤhriges Gefängniß, Amtsentfegung und 
Berluft der National⸗Cocarde. 

Syn der zweiten Rammer bes Königreiches Sachſen beantwortet ber Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten‘ die Snterpellation vom Sten dahin: Die Staats⸗ 
regierung hat den Kammern ihr bisheriges Verfahren in der deutſchen Vers 
faflungefrage ausführlich dargelegt; fie bat den Standpunkt bezeichnet, deſſen 
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Feſthaltung ihr unerlaͤßlich ſcheint, damit das allſeitig angeftrebte Ziel deutſcher 
Einheit nicht verfehlt werde. Sie bat insbeſondere die Gründe entwidelt, 
welche fie verhindert Haben und fie noch verhindern, fih an dem vom berliner 
Berwaltungsrathe feit dem October vorigen Jahres eingelchlagenen, und ihrer 
Ueberzeugung nach der Erreichung jenes Zieles zuwiderlaufenden Verfahren zu 
betheiligen: Sie bat endlich aber zugleich auch die Nothwendigkeit anerkannt, 
durch anberweite Verhandlungen bahin zu wirken, baß bas beutfche Verfafſungs⸗ 
wert enblih zu Stande komme. — Daß ich Anftand nehme, mich fchon jebt 
üßer einen hervorgehobenen Punkt zu erklären, wird ber geehrte Interpellant 
begreiflich finden. — Die Verhandlungen, von welchen die Rebe tft, find nod 
im Gange und ich bin nicht in der Lage, über das Refultat derfelben Die zu⸗ 
gefagte Mitiheilung zu machen. Indeß bin ich dem geehrten Interpellanten 
banfbar, mir Gelegenheit gegeben zu haben, eine Borausfegung zu berichtigen: 
Den Abſchluß eines Bünbniffes, gleich dem Bünbniffe vom 26. Mai, haben 
jene Verhandlungen gar nicht zum Gegenſtande. 

% Der Landtag von S. Weimar nimmt feinen früheren Veſchluß zurück, woburd 
dem Großherzoge nur ein fuspenfives Veto eingeräumt wurde. 

9.1 + Joſ. 9. Kletzansky, Präfident ber Orundentlaftungs ⸗Commiſfion für Böhmen 
zu Prag. 

40, | Antwort des K. würtembergiihen Gefandten zu Münden, auf die Mittheilung 
der Gefhäftsträger von Sachſen und Hannover. 

Die verehrliche Note vom 3. Ifd. M., welche es den Königlichen Gefchäftsträgern 
von Hannover und Sachſen, Herrn Baron von dem Kneſebeck und Herrn Grafen von 
Gohenthal gefällig war, in der deutſchen Berfaffungs= Angelegenheit gemeinfchaftlich an 
den Unterzeichneten zu richten, bat derſelbe zu erhalten die Ehre gehabt, und er hat 
nicht gefäumt, bei feiner Regierung anzufragen, ob dieſelbe etwa geneigt wäre, in 
Gemeinfhaft mit ven Kronen Baiern, Hannover und Sachen, fo wie nad) norgängiger 
Zuftimmung Oeſterreichs, diefenigen Propofitionen zu wiederholen, welche In ver deut⸗ 
Then Frage im Juni vorigen Jahres von der K. Baieriſchen Regierung in Berlin gemacht 
worden find. 

Nachdem hierauf dem Unterzeichneten die Entfchliegung feiner Negierung zugekommen 
ift, beehrt er fich, dem Herrn Baron von dem Kneſebeck Nachſtehendes ergebenft zu 
erwiebern: 

Die K. Würtembergifche Regierung hegt, wie fie ſchon zu wieberholten Malen 
ausgefprochen hat, und durch ihre Handlungsweiſe gezeigt zu haben glaubt, ven auf- 
richtigen Wunſch, daß durch die neu zu errichtende deutſche Verfaſſung der Grund zu 
einem einigen großen Deutſchland gelegt werde, zu einem Bunde, welcher von dem engen 
Bande, das alle Deutſchen vereinigen ſoll, keine der Deutſchen Provinzen ausſchließt, 
und der, obſchon er die Souverainetaͤt der Einzelſtaaten aufrecht erhält, doch eine ſtarke 
GEentralgewalt und daneben eine Vertretung des gefammten veutfchen Volks fchafft. 

Daß nun der Berliner Verfaffungs-Entwürf diefen Anforderungen an eine neue 
Berfaffung für Deutfchland nicht in jeder Beziehung entſpricht, möchte unzweifelhaft 
fein, und ber Unterzeichnete wird in dieſer Beziehung ſich dem Herrn Geichäftsträger 
bon Hannover gegenüber der Nothivenvigfeit einer Veweisführung für überhoben ers 
achten können. Daß aber jebt noch, nachdem Preußen und die ‚mit ihm vereinten 
dentichen Staaten durch die Wahl zu elner Volksvertretung in Erfurt bereitö zur that 
ſachlichen Vollziehung ihres Entwurfes gefchritten find, durch Wiederaufnahme ber im 
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Sunt v. I. von Baiern geführten Unterhandlungen folche Mobtfientionen des Berliner 
Entwurfs erzielt werden koͤnnten, daß derſelbe den erwähnten Anforderungen entfprechen . 
würde, daß es namentlich möglich wäre, auf den Grund des genachten Verfafiungs-Ent- 
wurfs dem für Deutfchland in jener Beziehung fo wichtigen Defterreichiichen Kaiſerſtaate 
eine Stellung zu geben, welche ſolchen dem Bunde ver beutfchent Saaten erhalten, und 
ihn nicht in eine den veutfchen Interefien fremde Lage verfegen würbe, dies glaubt vie 
Pürtembergifche Regierung mit Beftimmtheit verneinen zu müflen. 


Die K. Würtembergifche Regierung kann deshalb, fo gern fie auch flet3 zu Allem 
Die Hand bieten wird, das wirklich zu einer Vereinigung fämmtlicher veutfchen Staaten 
zu führen geeignet ift, doch dem Vorſchlage Hannovers nicht beiftimmen, abgefehen auch 
bon dem weiteren, fehr entſcheidenden Umſtande, daß feit dem Juni v. 3. die Verhält⸗ 
niffe fich in der Weile geändert haben, daß Defterreich nunmehr In der Lage ift, ſich 
über feine Stellung zu dem übrigen Deutfchland beſtimmt ausfprechen zu Lönnen und 
daher die Grundlagen zu den Verhandlungen ver deutfchen Staaten über eine gemeine - 
ſchaftliche Verfaffung ganz andere find, als fie im Juni v. I. geweſen. Ä 


Die Wiederaufnahme der Unterhandlungen mit Preußen auf den Grund des Ber⸗ 
Iiner Berfafjungs- Entwurfs im jehigen Beitpunfte und bei ber bermaligen Lage ber 
Sache, würde endlich auch in ber oͤffentlichen Meinung den Verhandlungen in München 
über bie deutſche Verfaſſung entfchieden Eintrag thun, indem fie der auch fchon in 
Öffentliche Blätter übergegangenen unrichtigen Behauptung Nahrung geben würve, als 
ob auch bier eine Bereinigung nicht erzielt werden koͤnne. 


Die Würtembergifche Regierung glaubt daher, daß die Eonferenzn in Münden, + 
ohne vorerft wieder einen anderen Weg einzufchlagen, raſch zu Ende geführt werben 
follten‘, indem fie nur dann auf eine Einigung mit Preußen und überhaupt auf eine 
Dereiniguug fämmtlicher deutfchen Stämme zu einem dauerhaften Bunde hofft, wenn 
Defterreih und die vier Königreiche übereinflimmend ein neues, ben obengebachten 
Anforderungen entſprechendes Verfaſſungo⸗Project dem Berliner Entwurfe entgegen« 
zuftellen im Stande find. 


10, | Schreiben des Herzoglich braunfchweigiichen Minifteriums, womit den Ständen 
der am 1. December 1849 (S. d.) abgeſchloſſenen Vortrag zur Genehmigung 
vorgelegt wird. Daraus dürfte Nachftebendes feinen Play wohl verdienen. 


Die hiefige Regierung ift fortwährend der Anſicht, daß die Exiſtenz der Pleineren 
deutſchen Staaten und verjenigen Selbſtſtaͤndigkeit verfelben, deren fie in der Wirklich“ 
feit überhaupt fähig find, nur durch die Errichtung eines Bundesſtaates gefichert werde. 
Die K. preußifche Regierung ift aber die einzige, die ven aufrichtigen und ernften Willen 
und zugleich die Macht hat, die Idee des Bundesftantes in das Leben zu führen, und 
fhon allein um deswillen find alle Eleineren veutfchen Staaten an Preußen gewieſen. 
Ein engerer Anfchluß an daſſelbe in militairifchen Beziehungen war aber um fo unbedenk⸗ 
Ulicher, als er weiter nichts ift, als eine verfrühete Ausführung der in dem Reichs⸗Ver⸗ 
faflungsentwurfe, welchen die verbündeten deutſchen Staaten angenommen haben, über 
biefen Gegenftand enthaltenen Beſtimmungen. Nach der geographifchen Lage des Herzog⸗ 
thumes find dieſe nur durch einen Anfchlug an Preußen ausführbar, ‚nachdem Han⸗ 
nover zwar an dem Bundnifſe vom 26. Mat d. v. I. feſtzuhalten fich erklärt, damit 
im Widerfpruche aber den Reichstag zu befchicken fich geweigert hat, und deſſen Eintritt 

in den Bundegsſtaat ungewiß, wenigftens weit ausſehend if. | 
Wenn wir aber fhon jegt den gegenwaͤrtigen Vertrag abgefchlofien haben, obgleich vie 
Berufung des Reichstages nahe bevorfteht, und obgleich wir mit Zuverficht erwarten, daß es 
gelingen wird, mit ihm den Bundesſtaat zu begründen, fo liegt ver Grund hiervon nicht allein 
darin, daß wir der Vortheile, die derſelbe gewährt, ſo bald als thunlich theilhaftig zu werden 
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wünfchten, ſondern hauptſaächlich in der Erwägung, daß, nachdem Sachſen und Gannoke, 
obgleich fie zu den erflen Begründern des Bünbniffes vom 26. Mai b. v. I. gehöre, 
den Meichötag zu beſchicken fich weigern, ein Zuſtand eingetreten iſt, deſſen Folgen fid 
noch gar nicht überfehen lafien, und daß bei ver allgemeinen politifchen Lage Europa’? 
und Deutfchlands Niemand zu ermefen vermag, welche Hinderniſſe und Gefahren Preußen 
und feine Verbündeten auf der von ihm zum Heil der bentfchen Nation betretenen Bahn 
finden tönnen, und endlich, daß bei einem ausbrechenden Kampfe ſaͤmmiliche norddeutſche 
Staaten, die größeren ſowohl als die Fleineren, nur in Preußen einen Stüäßpunft finden 
koͤnnen, und nur die Wahl haben werben, mit ihm ihre eigenen wahren Intereflen un 
die der deutſchen Nation zu vertheidigen oder unterzugeben. 

Diefes find die weientlichften politifchen Geſichtspunkte, die und bei Abfchliehung 
des Vertrages geleitet Haben. Defien Inhalt anlangend, fo Tönen wir ung im A 
gemeinen auf den Vertrag ſelbſt beziehen, durch den Hoheitörechte nicht aufgegeben fiat, 
und nach welchen das hiefige Corps eine felbfifländige Brigade bildet und zu ber 
RK. preußifchen Armee in ein ähnliches Verhältniß tritt, wie daffelbe bisher zu dem 10ten 
Bundes⸗Armee⸗Corps fland. Die militairifchen Vortheile, die der Bertrag gemährt, 
find fo augenfällig, daß fie kaum einer näheren Ausdeinanderfegung bebürfen. Die 


militairiſchen Einrichtungen des preußifchen Staates find anerfanntermaßen die beften in 


Europa, und die durch den Vertrag über die Formation des Corps feflgefehten Be 
fimmungen enthalten nur eine Ausführung des mit Zuflimmung der geehrten Ab⸗ 
geornneten=- Berfammlung bereit3 in Anwendung gebrachten Landwehrſyſtems. “Bor Allem 
glauben wir, daß es von der größten Wichtigkeit für nen Geift und die Brauchbarfeit 
der Truppen feyn wird, daß fie mit einer Armee in Verbindung treten, vie als ci 
unerreichtes Muſter der Treue, Diseiplin, Tapferkeit und Kriegstüchtigkeit daſteht, un 
deren ehrenvolles Selbſtbewußtſeyn durch große und ruhmvolle Erinnerungen getragen wir. 

In finanzieller Beziehung legen wir, abgefehen von ven zu machenden Grfparungen, 
darauf einen vorzüglichen Werth, daß die Grundſaͤtze der firengften Orbnung und weile 
Sparfamfeit, welche Die preußifche Militair- Verwaltung neben hoher Intelligenz aus 
zeichnen, nicht verfehlen Eönnen, auch auf die Hiefige Militair- Verwaltung eine günflige 
Einwirkung zu äußern. 

Genehmigung bes Geſetz⸗Entwurfes über Ablöfung der Real⸗Laſten und Regale 
rung ber gutöherrfichen und bäuerlichen Berhältniffe, durch Die preußifche erfe 
Kammer. (Die endgiltige Annahme am 16.) 

Die zweite Kammer nimmt in zweiter Lefung das Einfommenftener-Gefeg (6. 
5. Februar) an, welches mit dem 1. Januar 1851 in Kraft treten foll. 

Das Ober-Tribunal zu Berlin beſchließt, im Verfolge ber Verfügung des Erimi- 
nal-Senated vom Appellations- Gericht zu Natibor (S. 11. Januar), gegen 
ben dortigen Bicepräfibenten v. Kirchmann und einige Räthe bie Disciplinar⸗ 


Unterſuchung einzuleiten, auch erfteren fofort von feinem Amte zu fuspenbiren. 
Königl. preußiiche Gefege: Zum Schuge der perfönlichen Freiheit, und: Betreffend | 


die Stellung unter Polizei-Auffiht. 

In der zweiten Kammer legt ber Kriegsminifter einen Gefeg-Entwurf vor, be 
treffend die Bewilligung der eventuellen außerordentliden Bebdürf 
niſſe für Die Armee im Jahre 1850. 

©. D. der Fürft von Hohenzolfern- Hechingen ratificirt den Vertrag über die Ver⸗ 
einigung des Fürſtenthums mit der preußifchen Monarchie. 


Blutige Raufhändel zwifchen den baicriſhen Truppentheilen zu Landau. Berfün 


bigung des Standrechts. 
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13. Beſchluß des Verwaltungsrathes: 


1) Die in dem Artikel IV. des Vertrages vom 26. Mai 1849 vorgeſehene 
Meichs⸗Verſammlung wird auf den 20. März 1850 in die Stabt Erfurt ein⸗ 
Werufen. 

2) Es wird dieſer Reichs⸗Verſammlung ber Entwurf der Berfaffung bes 
deutichen Bundesflantes und des dazu gehörigen Wahlgeſetzes, wie dieſer Ent- 
wurf unter den auf Grund des Vertrages vom 26. Mai 1849 verbünbeten 
beutfchen Regierungen vertragemäßig feftgeftellt ift, zugleich mit den ferner er- 
forberlichen Vorlagen durch den Verwaltungsrat zur Vereinbarung übergeben 
werben. 

3) Alte Zuftändigfeiten und Befugniffe der durch den gegenwärtigen Bes 
ſchluß einberufenen Reichs» Berfammlung find durch die Vereinbarung über dies 
fen Entwurf der Berfaflung des deutſchen Bundesſtaats und bes dazu gehöri« 
gen Wahlgeſetzes, fo wie der mit bem Berfaflungs- Entwurf in nothwendiger 

Berbindung ftebenden Vorlagen, begrenzt und beſchloſſen. 

4) Sämmtlihe verbündete Regierungen werben erfucht, biefem Einberu- 
fungs⸗Decret, das ihnen fofort in beglaubigter Ausfertigung zugehen fo, 
rechtzeitig bie erforderliche Deffentlichfeit zu geben. 


43. | Berhandlungen der preußifchen zweiten Kammer über bie RegierungssBorlage hinfücht- 


13. 
14. 


19. 


18. 


16. 


lich des Großherzogthums Pofen. Der fehr zweckmaͤßige Vorſchlag der Commiſſion: 
„die Kammer wolle befchließen, ihre Zuflimmung zur Einverleibung bes noch nicht 
zu Deutichland gehörigen Theiles der Provinz Pofen in den beutfchen Bund 
unter der Bedingung zu eriheilen, daß vorher die Provinz Pofen als ein 
Ganzes aufgelöft, und ihre Beſtandtheile den angrenzenden Provinzen Preußen, 
Brandenburg und Schlefien zugetheilt werben”, findet Teinen Beifall. Dagegen 
wird der Antrag ded Minifteriums genehmigt: „Die Kammer wolle ihre 
Zufimmung zur Einverleibung bes noch nicht zu Deutichland gehörigen Theils 
ber Provinz Pofen in den deutſchen Bund ertheifen.” 

+ &b. Gehe, Hofrath zu Dresden. 

Zu Breslau Beginn des Proceffes gegen den Bürgermeifter Baffet und 33 andere 
Bewohner von Bernfladt, die im November 1848 dort die Rebellion förmlich 
organifirt haben. 

Die wegen ber Softeiner „Landes Berfammlung (S. 10. Juni 1849) angeflagten 
Demofraten werben vom Schwurgericht zu Wiesbaden für nichtihuldig erflärt. 

Erfenntniß des Stadtgerichts zu Frankfurt a. M. über die Entichädigungsflage 
eines dortigen Waffenhändfers, deſſen Laden an bem berühmten 18. September 
1848 vom fouverainen Pöbel geplündert worben war. Derfelbe wird abs 
gewieſen. 

Die preußiſche erſte Kammer beſchließt hinſichtlich der vom Frhrn. v. Arnim (S. 
16. Januar) geſtellten Antrages, und dem Berichte ihres Ausſchuſſes entgegen: 
„in der Erwartung, daß die K. Regierung bei ber vorbehaltenen Prüfung bie 
Competenz bes engeren Bunbesflantes auf Grund des Bünbniffes vom 26. Mai 
v. 3. zu wahren, fih verpflichtet finden werde, zur Tagesprbnung überzugehen. 
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Der Beſchluß wurde mit 69 gegen 59 Stimmen gefaßt, unter ben Bermeinen⸗ 
ben findet man als alte Bekannte bie ehemaligen Minifter Schr. v. Arnim, 
v. Auerswald, Gierke, Kisfer, Milde. 

Da die Mecklenburgiſche Berfaflungs- Angelegenheit und deren Behandlung 
zu den intereflanteftlen ftaatsrechtlichen Fragen gehört, welche neuerlich in Deuiſch⸗ 
land aufgetaucht find, jo wirb es Hoffentlich vielen Lefern erwünſcht feyn, die 
Anficht eines fo bewährten Kenners, wie Profeſſor Stahl, darüber zu vernehmen. 


Die Sache Tiegt gegenwärtig fo, die Interims- Commiffion In Frankfurt Hat fih 
als competent in Dem mecklenburgiſchen Streite erflärt, und fie hat bis jeßt von dieſer 
Stelung nichts zurückgenommen. Sie hat ſich von vorn herein nicht herausgenommen, 
den Streit felbft zu entfcheiden, fig Hat auch von vorn herein Teinen Einhaltäbefehl, 
Inhibitorium, erlaffen, fondern blos eine Abmahnung, Dehortatorium, aber dies nicht 
deshalb, weil fie an ihrer Competenz zweifelte, die mecklenburgiſchen Beftimmungen auf: - 
recht zu Halten, fondern weil nach den mecklenburgiſchen Beftinnmungen felbft ver Fall 
des Inhibitoriums nicht gegeben ſey. Wie dem aber auch ſeh, der motivirte Antrag der 
Commifſion ſpricht aus, daß die Interims⸗Commiſſion in Frankfurt in dieſer Sache 
nicht competent ſey, ich behaupte aber dad Gegentheil, ihre volle Competenz. 
Dies Ihnen audzuführen, ift meine Aufgabe. Es ift dies nicht Anlaß zu einer parla- 
mentarifchen Rede In gemöhnlicher Welle, fondern es erforvert eine gründlich eingehenve 
juriftifche Deduction; Ich muß daher für diefe, wenn fie auch minder anregend ift, Ihre 
ganze Geduld in Anfpruch nehmen, die Natur des Gegenſtandes bringt das mit ſich, 
fein Gewicht erheifcht ed, und es liegt eine dringende Aufforderung noch darin, daß der 
Herr Regierungs-Commiffar den vorliegenden Ausſchußbericht als ein ſchätzbares Mate 
rial für die Sache erklärt bat, und darum, wer entgegengefeßter Ueberzeugung ift, ein 
Aehnliches zu liefern ſich gedrungen fühlen muß. 

IH folge den Gedankengange des Commiffiond-Berichts, der zuerft unterfucht, ob 
der alte Bundedtag, wenn er noch beftände, bier competent wäre, und fobann, ob 
die Bundescommiffion an deffen Stelle hier eingetreten ey. 

Die Competenz des Bundestages, wenn er fortbeflände, ift begründet fowohl nad) 
dem allgemeinen Bundes=- Hecht, ald nad) ver befonders für Mecklenburg 
übernommenen Garantie. Nah dem allgemeinen Bundesrecht: Nach Artikel 56 
kann „eine in anerkannter Wirkfamkeit beſtehende Verfaffung nicht anders als im ver- 
faffungsmäßigen Wege abgeändert werden”, und aus Art. 61 der Schlußakte (Beine 
ift Schlußakte) erhellt, vaß ver Bundestag befugt ift, fich in die Streitigkeiten zwifchen 
Landesherrn und Ständen einzumifchen zur Aufrechthaltung jenes Artikels. Die Auf 
rechthaltung jenes Artikels ift aber gerade jetzt ver Streit in Mecklenburg; denn wenn 
man fagt, ed ſey noch nicht erwieſen, daß die mecklenburgiſche Berfafiung In anerkannter 
Wirkſamkeit beftehe, fo ift das ja eben ver Streitgegenflann ſelbſt. Das fcheint mir 
klares Recht. Die Commiffion bat auch nichts Anveres entgegen zu ſtellen, als jenen 
Borgang in der hannoverſchen Sache, wo daſſelbe Verhältniß flattfand und dennoch 
der Bundestag die Einmifchung verweigerte. Ich will Fein Gewicht darauf legen, daß 
jelbft die Motive der Hfterreichifchen Abſtimmungen eigentlich nicht bie Incompetenz aus⸗ 
ſprechen, fondern theild die Unrathſamkeit ver Einmifchung, theils aber den Sak, daß 
die Unterthanen nicht ven Bundedtag zur Einmifchung zivingen Finnten, ich will dar⸗ 
auf Fein. Gewicht Iegen; aber jedenfalls ift jener Bundesbeſchluß eben nicht rechte 
begründet, und daraus, daß einmal Unrecht geſchehen if, wird doch wohl nicht folgen, 
daß in alle Zeiten fort Unrecht gefchehen müſſe. 

Die Commiffion erkennt felbft an, daß jener Beſchluß den Bundeggeſetzen ſchnur⸗ 
ſtracks zuwider laufe, daß er deshalb das fittliche Gefühl empoͤrt Habe, und dennoch foll 
er maßgebend feyn für alte Beiten. Gr ſeh nänlich eine authentiſche Feſtſtellung 














und deswegen bad bei ber Aufläfung des Bundes geltenbe, jet nicht mehr abzuännernde 
Mecht; darin Liegt ber Nero der Debuction. Das If aber eine unrichtige Annahme. 
Wäre jener Beichluß eine authentiſche Feſtſtellung, fo hätte er nach ver kaum zu beſtrei⸗ 
tenden Anſicht nicht im engeren Rath durch Stimmenmehrheit, ſondern nothwendig im 
Plenum durch Stimmeneinhelligkeit gefaßt werden müflen. Jener Beſchluß giebt ſich 
aber auch gar nicht fuͤr eine authentiſche Auslegung aus, er iſt eine ſolche weder nach 
Form noch Inhalt, er bat nicht die Erklärung des Bundesrechts zum Gegenſtande, er 
iſt einfach die Entſcheidung eines einzelnen Falles, und wo bat man je gehört, daß bie 
Entſcheidung eines einzelnen Falles ober die Abſtimmungs⸗Motive dabei eine authentifche 
Auslegung feyen, ober wo bat man je gehört, daß ein einzelner Vorgang, dazu gegen 
ein beftimmtes Geſetz, eine unumſtoͤßliche Praxis bilde? 

Die ganze Deduction des Gommiffions-DBerichts in dieſer Sache ſcheint mir weniger 
eine Rechtöerläuterung, als ein bitterer Hohn gegen ben alten Bund. Ich kann benfelben 
in diefee Sache nicht vertreten, der Hohn iſt wohlverdient. Inbefien wurde ich einen 
folden Hohn gegen den alten Bund, wie er namentli von dem Redner vor mir aus⸗ 
geiprochen if, Doch Heber auf jenen Zeitpunkt verfhieben, wo es dem nachmärzlichen 
Aufihwung und den nachmaͤrzlichen Stantemännern gelungen feyn wird, einen viel hie 
beren Zuftand der Einheit, der Macht, des Ruhms und des Wohlftanned Deutfchlands 
herbeizuführen, als er früher geweſen iſt. 

Das aber bitte ich zu bedenken, daß wir einer Flagenden Partei gegenüberftchen; 
biefer gegenüber darf man fich doch nicht auf die Sünden des alten Bundes berufen! 
Soll fie dafür einftchen und bafür büßen? Es iſt ein Theil der deutſchen Bevoölkerung, 
jey es ein Eleiner oder ſey es ein großer, ſey es ein,ariftofratifcher oder ein bemofratifcher, 
der Hülfe für fein Hecht fucht, für fein wahres ober vermeintliches; foll dieſem entgegnet 
werben: es ift ſchon einmal in einer ſolchen Sache vie Nechtähülfe verweigert worden, 
wie kannſt du fie jeßt in Anfpruch nehmen? 

Es Handelt ſich indeß in dem vorliegenden Falle gar nicht um diefe allgemeine 
Competenz des beutichen Bundes, es Liegt hier eine beſonders übernonmene Garantie 
vor. Gine mecklenburgiſche Vereinbarung oder Verordnung vom Jahre 1817 beftimmt: 
Dei Derfaffungsftreitigleiten zwifchen dem Kürften unb ven Ständen foll ein Schieds⸗ 
gericht zufammengefeht, und dieſes fol von der Bundes⸗Verſammlung garantirt werben. 
Die Bundes⸗Verſamulung hat im Iahre 1818 viefe Garantie übernommen. Es ift alfo 
der Fall gegeben, daß eine ſpecielle Verpflichtung des Bundestages vorliegt, in biefe 
Sache ſich wirklich einzumifchen. Man follte kaum glauben, daß hiergegen irgend ein 
Einwand zu erfinden wäre, aber der Gommifflond« Bericht hat dennoch einen folchen 
aufgeftellt. Er fagt nämlich: es gebe garantirte und nicht garantirie Verfaſſungen. 
Bei den nicht garantirten Verfaffungen Gabe die Bundes-Berfammlung nicht auf An⸗ 
zufen der Betheiligten einfchreiten Tönnen, ſondern blos ex officio, die mecklen⸗ 
Burgifche Verfaffung im Ganzen aber feh nicht garantirt. Ich will mich Hier nicht bar= 
auf einlaffen, nachzuweiſen, daß dieſe Charakteriſtik von garantirten und nicht garantir= 
ten Berfaffungen nicht vie richtige iſt, und daß ber Unterſchied vielmehr darin lag, daß 
bei den garantirten die Bundes⸗Verſammlung nicht blos bie Verfaſſung im Ganzen auf⸗ 
recht zu erhalten verpflichtet war, fonvern auch einzelne Streitigkeiten zur Entſcheidung 
bringen follte. Aber das, glaube ich, fleht über. allem Zweifel feit, wenn bie Bundes» 
Berfammlung auf Anrufen ver Betheiligten da einzufchreiten Hat, wo fie bie Der 
faffung im Ganzen garantirt hat, fo muß fie eben dazu befugt ſeyn, imo fie einen Theil 
der Verfafiung, alſo hier das Schiedsgericht, garantirt hat, und von ben Betheiligten 
eben für dieſen Thell angerufen wird. Ferner, wie ift es denkbar, daß man ſich verein⸗ 
hart über ein Schiensgericht, das der Bund garantiren fol, und ber Bund die Garan⸗ 
tie übernimmt, und daß man dabei im Auge bat, daß +8 dennoch nicht auf Anrufen 
bes Betheiligien vom Bunde einzufegen ſeh, ſondern Hlos, wenn er aus eigenem Antriebe 
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dazu verfucht ſeyn follte? Im dieſer Weife iſt noch niemals ein Schiensgericht eingefegt 
worden. Daß die Bundes-Berfammlung in viefem Falle gemäß der übernommenen 
Garantie befugt und verpflichtet gewefen iſt, auf Anrufen ver mecklenburgiſchen Ritter 
ſchaft einzufchreiten, das, glaube ich, wuͤrde auch ver eingefleljchtefle Staatsmann des 
alten Bunbesrechtes nicht in Abrede geftellt haben. 

Ich gebe zu, etwas fehwieriger ift die Frage, ob die jehige Bunbes- Commiffion 
hierfür ganz die Stelle des alten Bundestages einmehme. Doch auch diefe Frage muß 
entſchieden bejaht werden. Einmal ift für die Interimd- Commiffion mit denſelben Wor⸗ 
ten der Zweck, wie er In der Schlußafte für ven deutfchen Bund und Bundestag auf- 
geftellt wurde, ausgeſprochen, fo daß die Vermuthung fchon für eine ähnliche Compe- 
tenz ſtreitet. Zweitens durch den Bundesbeſchluß vom Juli 1848 find die Befugnifie 
des Bundestags auf die Gentralgewalt übergegangen, und durch das Geſetz über vie 
Centralgewalt Hat diefelbe noch auögebehntere Vollmachten erhalten. 

Nun iſt die Beftimmung für die Interimd»-Commiffion dieſe, daß fie dieſelbe Be⸗ 
fugniß übe, wie die frühere Eentralgewalt, fo weit viefe erftend von dem Bunde über- 
haupt geübt worden ift, und insbeſondere zweitens bon dem Bunde in feiner Qualität 
als engerer Math. Ausgeſchloſſen ift pasjenige, was der Bundestag im Plenum zu be= 
forgen hatte. Es unterliegt aber Teinem Zweifel, daß die Hanbhabung einer beſonders 
übernommenen Garantie zur Zeit des Bundes dem engeren Nathe zufiel, und nicht dem 
Plenum, darum Tann auch die Competenz der Interimd- Commiffion Hierfür nicht im 
Zweifel ſeyn. 

Ja, wenn gar keine Interims⸗Commiſſion beſtaͤnde, meine Herren, fo würde man 
dennoch der merklenburgifchen Nitterfchaft nicht gegen ihren Willen aufbürden Tönnen, 
fih vor das DVereind- Gericht zu flellen und dort ihre Sache zu verfolgen. Wäre ber 
deutfche Bund in ber That organlos, fo würde dennoch feine Competenz dem Rechte 
nach fortbeftehen, und das Recht ver Parteien fortbeftehen auf eine Tünftige Entfcheidung 
deſſelben, wenn er wieder ein Organ erhalten follte. Ich ſtelle mich Hier ganz auf ben 
Boden des Verwaltungsrathed. Der veutfche Bund und das Bundesrecht beftchen in 
ununterbrochener "Geltung, dagegen die Bundes⸗Verſammlung in ihrer beflimmten Orga 
nifation hat rechtlich aufgehört. Nun ift aber die Uebernahme einer Verfaſſungs⸗Garan⸗ 
tie ganz entfchieven nicht eine Garantie der Bunded-VBerfammlung, ſondern des deutfchen 
Bundes. Es iſt die Gefammtheit ver deutſchen Souveraine, welche viefe Garantie über- 
nommen hat. Es ift eben fo gut Defterreich, Sachen, Batern, Hannover, als Preußen 
und Baden, welche ven mecklenburgiſchen Ständen biefe Garantie gegeben Haben. Wie 
Tann man Ihnen alfo ein Gericht verweigern, was bon ihren fammtlidhen Garan⸗ 
ten eingefeßt iſt? Es tft dies derſelbe Fall wie bei Thurn und Taris, wo gleichfalls 
eine Garantie vom Bunde gewährt var. 

Dagegen wird nun aber der Haupteinwand des Gommifftond= Berichtes gerichtet; ge= 
tabe die mecklenburgiſche Garantie, wird gefagt, hänge auf das engfle mit der Organi⸗ 
fatton des Bundestages felbft zufammen; venn ver Auftrag, vie Schiedsrichter zu ernen⸗ 
nen, ſey ein Akt des befonderen Vertrauens; da habe man die beftimmte Compofition 
des Bundestages im Sinne gehabt, die 17 Stimmen und die ihnen ertheilte Befugniß 
koͤnne man nicht einfeitig von Bundes wegen auf A Stimmen übertragen. Man koͤnne 
daher wohl zugeben, die Vollſtreckung des fchlensrichterlichen Urtheils fel Sache des 
Bunded, dagegen die Einfehung des Schiedsgerichtes Tönne nur Sache der Bundes⸗ 
Berfammlung fehn, ja diefe Einfegung des Schienögerichtes fey ihr übertragen worben, gar 
nicht in ihrer Qualität als Organ des veutfchen Bundes, fondern um ihrer Zuſammenſetzung 
willen, und Hätte eben fo gut dem Könige von Frankreich übertragen werben Finnen. 
Ich glaube, damit den Sinn der Commiffion richtig und feharf dargeftellt zu haben. Es 
find aber hierbei zwei Dinge überfehen. Fuͤrs erfte foll nach ver Verordnung von 1817 
der Bundestag und daher jebt die Commiſſion gar nicht ſelbſt pie Schiengrichter ern en⸗ 
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nen, wozu man fich allein auf das Bertrauen berufen koͤnnte, ſondern er foll nur bie 
beiden Parteien in Medienburg anhalten, daß fie die Schievsrichter ernennen. 
Die Eommiffion muß bier das betreffende Aktenſtück, auf welches es ankommt, entiveber 
nicht zur Sand gehabt ober nicht richtig nerflanden haben. Denn von einer Ernennung 
von Schiedsrichtern iſt in demſelben für viefen Fall gar nicht die Rede. Der Bundes⸗ 
tag fol ziwar den Obmann ernennen in einem gewiſſen Ball, wo man fich über eine 
befondere Art des Schiedsgerichts vereinbart hat; da aber, wo man fich über eine folche 
befondere Art des Schiedsgerichts nicht vereinbart hat, ſondern das regelmäßige Schieds⸗ 
gericht eintreten foll, wie das in der vorliegenden Sache der Ball iſt, da hat auch der 
Bunbedtag nichts mit der Ernennung von Schiedsrichtern zu thun. In dieſem Punkte 
liegt dem Eommiffions- Berichte eine unrichtige Thatſache zum Grunde. Fürs zweite ift 
im Gommiffiond- Berichte überfehen, daß die Ermächtigung des Schiedsgerichtes und 
die Vollſtreckung feiner Urtheile noch einleuchtenn, nach der Natur der Sache, nicht ge 
trennt werben Finnen. Es iſt gewiß erkünftelt, zu fagen, die Vollſtreckung feh die Sache 
des Bundes, und die Ermächtigung des Schiedsgerichta ſey die Sache irgend einer an 
deren Macht, fie koͤnnte möglicherweife Frankreich zukommen. Ich bitte, fich doch das 
Bild zu vergegenwärtigen: der König von Frankreich ernennt oder ermächtigt die Schieds⸗ 
richter, und der Bund fol ihr Urtheil vollſtrecken?! Die Wahrheit ift aber die: es ift 
die mecklenburgiſche Sache unter die Garantie der deutfchen Gefantmimacht geftellt. Die 
Geſammtmacht Deutſchlands iſt es, welche Das Schiedsgericht einzufeßen und bie Urtheile 
deſſelben zu vollſtrecken hat. | 

Diefes wird noch völlig außer Zweifel geflellt, wenn man das Motiv der medlen- 
burgiſchen Einrihtung ins Auge faßt, das auch im Eingange der Verordnung angedeu⸗ 
tet iſt, das aber die Commiſſion völlig außer Acht gelaſſen Hat. Mecklenburg Hat feine 
Bunbespflicht, eine landſtaͤndiſche Verfaſſung zu haben, nicht dadurch erfüllt, daß es eine 
neue Gonftitution einführte, ſondern dadurch, daB es feine alte ſtändiſche Verfafſung 
aufrecht erhielt. Diele alte Verfaſſung Medlenburgs hat aber ihren Schlußftein verloren 
Durch die Auflöfung des deutfchen Reiches und ven Wenfall der Neichögerichte, an welche 
die mecklenburgiſchen Verfaffungsd- Streitigkeiten in letzter Inſtanz gelangten. Hier mußte 
aljo die Lücke ausgefüllt werven. Der Weg, Berfafiungs- Streitigkeiten zu erledigen, 
den die neuen Eonflitutionen haben, ift vie Anklage ner Minifter. Dieſer war aber mit 
ber mecklenburgiſchen flämbifchen Berfaffung unvereinbar. Man bedurfte Daher eines 
Surrogates für die Neichögerichte, und da der Bund Fein Bundesgericht nieberfeßte, fo 
griff man zu dem Mittel, daß man ein Schlenögericht vereinbarte und unter die Garan⸗ 
tie des Bundes ftellte. Diefes mecklenburgiſche Schiensgericht in Verfaſſungs⸗Streitig⸗ 
feiten iſt hiernach ein Surrogat dee deutſchen Meichögerichte, und fein Grundgedanke ift 
ver: es follen vie mecklenburgiſchen VBerfaflungs: Streitigkeiten durch ein ſolches Gericht 
erledigt werden, welches unter Autorität ver deutſchen Geſammtmacht erfennt. Dies ift 
feine Bedeutung, und nicht der Hinblick auf die fpecielle Organifation des Bundestago. 

Damit glaube ich, den Commilfiond- Bericht in den Hauptpunkten wiverlegt zu 
Haben. Ich muß aber noch auf einige untergeorbnete Punkte deſſelben eingehen. 

Erſtens wird ein Grund gegen die Competenz der Interims⸗Commiſſion daher ge⸗ 
nommen, daß die Kläger nicht Tegitimirt feyen, weil es nur eine Minderheit der 
Nitterfchaft fey, welche Elnge. Ich könnte auch bei dieſer Gelegenheit auf mehrere Un⸗ 
richtigkeiten des Commiffiond» Berichtes hinweiſen, einmal, daß er auch Hier wieder den Vor⸗ 
gang In der Hannoverfchen Sache ald authentifche Feſtſtellung behandelt, fuͤrs zweite, daß 
er in Beziehung auf die Legitimationd=- Frage nicht unterfcheivet zwifchen einzelnen Des 
putirten ober einzelnen Wahlbezirken in einer conftitutionellen Verfaſſung, und zwifchen 
den einzelnen Landſtaͤnden einer alten Derfaffung, vie kraft eigenen Rechtes mit Viril⸗ 
Stimme auf den Landtagen ſitzen; endlich drittens, daß der Commiffiond- Bericht be⸗ 
hauptet, es komme für bie Legitimationg- Brage gar nicht darauf an, was bie medien” 
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burgifche Verfaſſung, ſondern nur darauf, was vas allgemeine Bundesrecht Darüber ent⸗ 
halte. Ich will mich indeſſen auf alles das nicht weiter einlaſſen, ſondern ich glaube, 


daß die ganze Frage wegen der Legitimation gar nicht hierher gehört. 


Es handelt ſich hier nur um die Competenz der Behoͤrde; und wo hat man je ge⸗ 
hört, daß Die Gompetenz der Behoͤrde fich Danach enticheide, ob ver Kläger legitimirt 
fey? Umgekehrt, das competente Gericht ift es überall allein, welches über ven Legiti- 
mationd= Punkt entfcheidet. Iſt die Interimd- Commiffion wirklich Hier competent, fo hat 
fie, und nur fie, die Entſcheidung zu geben, ob die medlenburgifchen Ritter Tegitimirt 
find ober nicht, und keine andere Behoͤrde kann fich hier einmijchen. 

Der andere Bunkt iſt ver Mißſtand, der ſich daraus ergeben würde, daß ein Pro⸗ 
ceß in eben ver Sache zwifchen Streeliß und Schwerin bereits vor dem Vereins⸗Gericht 
anhängig if, fo daß ein Conflict der richterlichen Urtheile entſtehen und es ſich ereignen 
koͤnnte, daß Preußen in die Lage käme, mit feinen Truppen zur Vollſtreckung entgegen⸗ 
geſetzter Urtheile einzufchreiten. Wer aber die Sachlage des Proceſſes kennt, wird ein⸗ 
fehen, daß ein folcher Eonfliet hier nicht möglich if. Die mecklenburgiſche Mitterfchaft 
beftreitet nicht die Umwandlung der alten Berfaflung, fondern fie beftreitet nur, daß bie 
alte Verfaſſung außer Kraft fey, fo lange nicht beide Landesherren vie neue Ver⸗ 
faffung anerfannt haben, und ‚darauf bin die neue Landes-Vertretung gewählt ifl- 
Wenn nun der Großherzog von Strelik ſich dem DBereind- Gericht unterworfen bat, und 
hier verurteilt wird, fo wird er eben feine Einwilligung zur neuen Verfaſſung geben 
und dann wird auch die Nitterfchaft, felbft wenn fie vor dem Schiensgesichte gefiegt hat, 
fi nach ihren eigenen Grundſaͤtzen der neuen Verfaſſung zu unterwerfen haben. Alſo 
dieſe fchauerliche Beforgniß, es würven in Medlenburg preußifche Truppen aufeinander- 
floßen, die einen, die dem Großherzog von Schwerin zu Hülfe, Die anderen, die gegen 
ihn gefchickt werben, und fich fo gegen einander ſchlagen müſſen, diefe Beſorgniß Tann id 
nicht theilen, obſchon ich fonft zu ernſten Beforgnifien fehr geneigt bin. Wäre aber auf 
bier Conflict ver Urtheile möglich, fo muß ich umgekehrt fagen, es kann der Großherzog 
von Mecklenburg⸗Strelitz jene klagenden Ritter nicht nöthigen, ihm vor das Dereind- 
Gericht zu folgen, fondern er muß ihnen vor das Bunded« Gericht folgen. Er ift fo 
wenig ala der Großherzog von Schwerin befugt, eine von Deutſchland gegebene Garan⸗ 
tie ihnen einſeitig zu entziehen. 

Das, meine Herren, ſind die Rechtsgründe; und ich glaube, den Rechtsgründen 
nach dürfte der Commiſſions-Bericht nicht ſehr feſtſtehen. Vielleicht aber will man ihn 
durch politifche Gründe füßen? gilt es vielleicht, ver interimiftifchen Commiſſion Ter- 
rain abzugewwinnen nnd es dem Vereind- Gericht zu vindiciren, weil jene nicht auf volls⸗ 
thümlichen Elementen beruht, wie dieſes? Ich glaube, die Commiſſion ift am allerweite⸗ 
flen von dem Gedanken entfernt, daB man vom Rechtsboden abgehen fönne, um ein po⸗ 
litiſches Ziel zu verfolgen. Ich muß bier auch den Ausſpruch der Regierung in Schuß 
nehmen gegen meinen Vorredner. Es ift hier nicht von machiavelliſtiſcher Politik wie Rede, 
das zu thun, was an fich unrecht iſt. Es koͤnnte ein wohlbegründetes politifches Intereſſe 
ſeyn, den Bunbesftant völlig frei zu entfalten, um deswillen man ſich nicht an bie recht⸗ 
lichen Schranken des alten Bundes Tehren wollte. Aber auch für dieſen Löblichen Zweck 
darf man fich nicht hinwegſetzen über das klare gegebene Recht. Die Verbündeten haben 
nicht erklärt, ver alte Bund Habe völlig aufgehört, die Revolution habe tabula rasa 
in Deutfchland gemacht, und ed gelte nichts mehr, als was ſich jet neu bilde unter 
Zuftimmung des Volkes; ſondern fie Haben amtlich und wienerholt -erflärt, daß der alte 
Bund und das alte Bundesrecht noch zu Necht beftehen, mit Ausnahme der Organija- 
tion der Verſammlung. 


16. | Die Kammer der Reichsraͤthe in Baiern verwirft ben von den Abgeordneten an—⸗ 


genommenen Gejeg-Entwurf, die Gleichſtellung der ifraelitifhen Glaubens⸗ 
genofien betzeffend, mit 30 gegen 6 Stimmen. 
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16. Die wegen des Bernftäbter Revolte-Berfuchs Angeklagten (S. 14. Februar) n 


ben vom Breslauer Echwurgericht ſämmtlich freigefprochen. 


16. | Dr. Lemwyfohn, wegen Theilnahme an den Beichlüffen der Stuttgarter Gefellfd 
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19.) + 8. Pohl, Profeffor der Defonomie und Tehnologie zu Leipzig. 


angeffagt, wirb von ben Gefchworenen zu Grüneberg für nichtſchuldig erft 


Daſſelbe Schwurgericht fpricht einen, wegen Verbreitung von Aufrufen des beri 
tigten Märzvereins, ber Anreizung zum Hocverrath Angeflagten frei. 

Grobe Exceſſe der Demokraten zu Ober⸗Haſſelbach (Kr. Landeshut) gegen einzel 
meift unbewaffnete Soldaten. 

Schmähliche Demonftration der Reutlinger Demokraten in der Kirche, bei C 
legenheit eines auf die Wahlen bezüglichen Gebeis. Auch in den Kirchen v 
Blau⸗Beuern, Biberoch und Saulgau fand ähnliche Unwürdigkeit ftatt, fo bi 
ber Gedauke einer geheimen höheren Leitung fi) aufbringen könnte. 


Die preußifche zweite Kammer genehmigt ben Gefeg- Entwurf über die Aufhebu 
ber Grundfleuer- Befreiung fo, wie ihn ihre Commiffion, abweichend von d 
Regierungs = Borlage, ausgearbeitet hat. 

+ Dr. Theod. Berd, Mitglied des Senats von Bremen. 

Annahme des Geſetz⸗Entwurfes, betreffend bie Unterftügung bebürftiger Familie 
der zum Dienſte einberufenen Reſerve⸗ und Landwehr⸗Mannſchaften, durch d 
preußiſche zweite Kammer. 

Grobe Exceſſe von Berliner Demokraten, bei Gelegenheit der polizeilichen u 
Yung eines ihrer Vereine. 

Eingabe einer nach Berlin gefenbeten Schleswig -Holfteiner Deputation an S 
M. den König von Preußen, mit dem Geſuche: „daß Allerhöchftbiefelben bi 
geeigneten Schritte thun mögen zur fchleunigen Wieberherftellung eines gefeg 
lichen und geordneten Zuflandes im Herzogthume Schleswig durch Entfernung 
ber Landesverwaltung, und zwar in der Weile, daß bie alte Verbindung bet 
Herzogthums Schleswig mit Holſtein wieberhergeftelft werde, und daß für beibe 
Herzogthümer gemeinfchaftlich eine nationale, das Vertrauen des Landes ges 
nießende Regierung, wie fie vor dem jetzigen Waffenſtillſtande beſtand, wiederum 
eintrete.” 












20.) Zu Berfin Auswechslung ber Ratificationg Urfunden des Vertrages über bie 


Bereinigung ber Fürftenthümer Hohenzollern mit der preußiichen Monarchie. 


20, | Die ypreußifche zweite Kammer, bei Erörterung bes Staatshaushalts- Etats zum 


Armee- Budget gelangt, genehmigt baffelbe mit wenigen und geringen Modifi⸗ 
eationen, und zwar nach einer von ber Commiſſion bewirften, fehr genauen 
Erörterung aller einzelnen Anfäge. — Den Iehrreichen Bericht biefer Com⸗ 
miffion möchten wir Allen bringenb empfehlen, die aus Beruf oder Neigung 
fih mit dem Gegenftande beſchäftigen. Diejenigen aber, welche feit mehr als 
dreißig Jahren in Declamationen gegen den Aufwand für die Kriegsbereitichaft 
Preußens ein wohlfeiles Popularitäts « Mittel fahen und ausbeuteten, mögen 
ihn ungelefen laſſen, um fih eine große Beſchämung zu eriparen. 
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20.1 Eröffnung eines fogenannten „Deutichen Arbeiter VBerbrüberungs- Eongrefles” zu 
Leipzig, deſſen Beſchickung fich die Demokratie fehr angelegen feyn läßt. 
20. | + der Maler und Photograph Herman Biow zu Dresden. 


21. | Die preußifche erfte Kammer erflärt ſich einverflanden mit ber Berorbnung vom 
29. Juni 1849, und genehmigt ben Geſetz⸗Entwurf wegen Verhütung bes 
Mißbrauchs des Verſammlungs⸗ und Vereinigungds Rechtes fo, wie er von ber 
zweiten formulirt worben ift. 

Desgleichen und in berfelben Weife nimmt fie ben Entwurf wegen Auf⸗ 
hebung der Grundſteuer⸗Befreiungen an. 


21.| Die zweite Kammer genehmigt den Geſetz⸗Entwurf über die Verwaltung bed 
Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staatsſchulden⸗Commiſſion, mit ge⸗ 
ringen Abänderungen. 

Ferner bewilligt ſie zu außerordentlichen Ausgaben in den Jahren 1849 
und 1850: 14,961,304 Thlr., welche theils aus dem Staatsſchatze, durch Reſte 
und Ueberſchüſſe, theils dadurch befchafft werben, dag bie zur Dedung fräfer 
neu creirter Caſſen⸗Anweiſungen, beponirten Staatsſchuldſcheine wieder in 
Umlauf kommen. 

Demnächſt genehmigt fie (e. 12. Februar) mit einer an Einflimmigfeit *) 
grenzenden Maforität folgenden Gefet- Entwurf: 

&. 1. Unferem Kriege» Minifter wirb zu ben im Sabre 1850 etwa er⸗ 
forberlich werdenden außerorbentlihen Bedürfniſſen ber Militair- Verwaltung 
ein Grebit bis zum Betrage von Achtzehn Millionen Thalern eröffnet. 

$. 2. Unſer Finanz» Minifter ift ermächtigt, den Gelbbedarf, fo weit er 
aus anderweitig bieponiblen Staatsfonds nicht gebedit werben Tann, nad bem 
eintretenden Bebürfniß durch eine wenigftend mit einem Procent jährlich zu 
amortifivende verzinsliche Stantss Anleihe zu befchaffen. 

$. 3. Die Ausführung biefes Geſetzes wird dem Kriegs⸗-Miniſter und 
dem Finanz⸗Miniſter übertragen, und ift darüber den Kammern fofort bei ihrer 
nächſten Zufammenfunft Rechenſchaft zu geben, welchen fobann über bie Fort 
bauer dieſes Grebits, fo weit er noch nicht erfchöpft ift, die Beſchlußnahme 
vorbehalten bleibt. 


21. | Bon dem Berliner Schwurgerichtöhofe werden 36 ber angellagten Steuerverweigerer 
(S. A. Februar) freigefprochen, unb nur ber Afleflor Bucher für ſchuldig erklärt. 


21. | Hannover fagt fih vom Berliner Bündniſſe los, mittelft nachſtehenden Schreibens 
bes Minifters der auswärtigen Angelegenheiten an den hannoverfchen Gefanbten 
zu Berlin: 


*) Nur etwa vier Mitglieder — die man als Polen bezeichnet — traten nicht bei. — Die 
geforderte Summe vertheilt fih übrigens wie folgt: 262,000 Thlr. zu zwei nothwendigen 
Neubauten in Berlin (darunter die Artillerie: Wagenhäufer, welche der freiheitspurfige 
Poͤbel am 18. März 1848 in Flammen febte) 7,820,322 Thlr., zur Verpflegung ver über 
ben Briedens- Etat vorhandenen Truppen, 10,000,000 Thlr. für ven Fall einer Mobil 
machung des Heeres. 
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„Wir Haben mit Rem Berichte des Heren Geſandten vom 15. d. M. den Auszug 
aus dem Protocol der 70ſten Situng bed Verwaltungs⸗Raths der auf Grund des 
Vertrags vom 26. Mal 1849 verbündeten Deutfchen Negierungen, batirt vom 13. Februar 
1850, erhalten. 

Diefem Protocol Audzuge zufolge, Hat der erwähnte Verwaltungo⸗Rath in, wie 
es dort heißt, definitiver Beichlußnahme einftimmig unter Anderem feftgefeht: „daß 
die im Artikel IV. des Bertrags vom 26. Mai 1849 vorgejehene Reichs» Berfammlung 
auf den 20. März 1850 in die Stabt Erfurt einberufen, und daß dieſer Reichs⸗Ver⸗ 
fammlung der Entwurf der Berfafiung des Deutfchen Bundesſtaats und des dazu 
gehörigen Wahlgeſetzes, wie biefer Entwurf unter den auf Grund des Vertrags vom 
%. Mai 1849 verbündeten Deutichen Negierungen vertragsmäßig feftgefest fey, 
zugleich mit ferner erforderlichen Vorlagen durch ven Verwaltungs⸗Rath zur Verein⸗ 
barung werde übergeben iverben. 

Zur Begründung dieſer Feſtſetzung iſt in dem Protocol» Auszuge auf verfchiedene 
Dertrags» Beftimmungen und Actenſtücke Bezug genommen. Linter Anberem auf ben 
daſelbſt, jedoch nur in feinen beiden erften und mit Weglaſſung der beiden Iehten Alinea 
wörtlich abgedruckten Artikel IV. des Vertrags vom 26. Mai 1849, 

Diefe unerwähnt gebliebenen Beſtimmungen des Artikels IV. Inuten: „Abänderungen 
(de8 vereinbarten Berfaffungs- Entwurfs), welche von dieſer Reichs ⸗Verſammlung bean- 
tragt werben, bebürfen zu ihrer Oiltigkeit der Zuftimmung der Verbündeten. Diefelben 
behalten fich vor, über Zeit und Ort der Reichſs-Verſammlung, ſo wie über die Form 
ber Berufung, das Weitere feitzufeßen.‘ 

Einer Feſtſetzung diefer Art, wenn fie dem von Sachfen und Hannover mit ab⸗ 
gefchlofienen Vertrage vom 26. Mai 1849 entiprechen fol, ift nach obigen Beflimmungen 
die Theilnahme der Negierungen viefer Staaten unentbehrlich. 

Der Beſchluß vom 13. Februar iſt hingegen nicht nur ohne deren Thellnahme ge= 
faßt, ſondern es Haben auch Sachſen und Hannover einer folchen Feſtſetzung bis dahin, 
daß das Bündniß durch den Beitritt anderer Deutfchen Staaten den im vereinbarten 
Verfaſſungs⸗ Entwurfe vorgefehenen Umfang, und daß die Ausführung des Verfaffungs- 
Entivurf3 Die nach den Gefeßen des Deutichen Bundes erforberliche Zuftimmung Oeſter⸗ 
reichs erlangt haben werde, ausdruͤcklich widerſprochen. 

Um fo bedeutungsvoller iſt der vorliegende Beſchluß. Ohne Theilnahme Sachſens 
und Hannovers gefaßt, ſteht entweder der Beſchluß vom 13. Februar 1850 mit den 
Vorſchriften des Vertrags vom 26. Mai 1849 im Widerſpruche, oder Sachſen und 
Hannover ſind bei der Faſſung deſſelben als Theilnehmer des Vertrags nicht mehr 
angeſehen. 

Andererſeits kann die Konigliche Regierung den gegenwaͤrtig zu Berlin verſammelten 
Verwaltungs⸗Rath weder nach dem Vertrage vom 26. Mai, noch nach ven Geſetzen 
des Deutjchen Bundes, für berechtigt Halten, aus den durch jenen Vertrag verbündeten _ 
Staaten eine fogenannte Reichsverſammlung zu berufen, um mit dieſer Verfammlung 
diejenige Verfaſſung zu vereinbaren, deren Entwurf, neben dem Vertrage vom 26. Mai 
feftgeftellt, für ganz Deutfchland, außer Oeſterreich, berechnet, und nur durch die gleidh- 
wohl mehrfeitig verfagte Zuſtimmung der Mitglieder des Deutfchen Bundes, mit deren 
feierlich anerkannten Nechten in Einklang zu bringen Ift- 

Sie vermag daher auch von dieſer Seite ven Beſchluß vom 13, Februar nur als 
einen folchen zu betrachten, welcher Zwecke verfolgt, die dem Vertrage vom 26. Mai 
fremd find und die nur auf ein, zwifchen der Krone Preußen und den übrigen Theil⸗ 
nehmern des Beſchluſſes beſtehendes beſonderes Vertragsverhaͤltniß zu begründen ſeyn wuͤrden. 

Die Verhinderung einer derartigen Vereinbarung liegt außer der Macht der K. 
Regierung. 

Eine Theilnahme an derſelben kann von ihr nicht beabſichtigt werden. 
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Sie muß annehmen, daß der Beſchluß vom 13. Februar d. I. von dee K. Preußifchen 
Regierung und ben übrigen Theilnehmern aus gleichem Gefichtspunfte betrachtet werde. 
- Die Unverträglichkeit einer Bereinbarung, welche ven Beſchluß vom 13. Februar 1850 
gerechtfertigt erfcheinen laſſen Tönnte, mit dem Vertrage vom 26 Mai 1849, bedarf 
einer weiteren Nachweiſung nicht. 

Die K. Regierung muß daher durch den Beichluß vom 13. Februar 1850 ihre 
Beziehungen zu dem Vertrage vom 26. Mai 1849 als völlig gelöft, und ihr Verhaͤltniß 
zu den Theilnehmern veffelben auf die Grundlage des Deutfchen Bundes zurüdgeführt 
anfehen, an welchem fie, unter getsener Erfüllung ihter Bunvespflichten, feſtzuhalten 
entfchloffen iſt. | ⸗ 

Wir beauftragen den Herrn Geſandten, die gegenwaͤrtige Eroͤffnung auf amtlichem 
Wege zur Kenntniß des K. Preußiſchen Herrn Miniſters der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten zu bringen, und damit Namens der Regierung S. M. des Koͤnigs die Bezeugung 
des angelegentlichen Wunſches zu verbinden, daß die zwiſchen den beiderſeitigen Regie⸗ 
rungen und Landen beſtehenden bundesfreundlichen und nachbarlichen Beziehungen auch 
Pfünftig in jeder Welfe ungetrübt erhalten bleiben mögen.” 


21. | Der (amtliche) Stantsanzeiger im Königreiche Würtemberg erhält folgende Erper- 
toration über dad Nömer- und Märzerrungene Wahlgeſetz: 


„Das Refultat der meiften Wahlen ift bekannt; es konnte Niemanden überraſchen, 
fo betrübend e8 auch für alle Freunde einer conftitutionellen Regierung ausgefallen if. 
Als der Iubel der demofratifchen Partei über ven Erfolg der Wahlen zur legten auf- 
gelöflen Verfammlung ertönte, Tieß fich mitten unter dem backhantifchen Jubel der Sieger 
eine ernftere Stimme hören, welche an das alte Wort erinnerte: „Noch ein folcher 
Sieg und wir find verloren!” Diefer nochmalige Sieg iſt eingetreten, „das Volk hat 
gefprochen,” und über melchen Befiegten triumphiren die Sieger? Nicht die gegenwärtige 
Megierung hat eine Nieverlage erlitten, ſondern dad moderne Wahlgefeß, vie unfelige 
Erbſchaft, welche das jegige Minifterium von dem März-Minifterium angetreten hatte! 
Daß dieſes Wahlgefeb alle und jede Regierung unmöglich macht, ift jeßt zur offen- 
kundigen, handgreiflichen Thatfache geworden. Als die legte Verſammlung aufgeläft 
wurde, weil fie auf dem beften Wege war, unfer Land in den Abgrund zu flürzen, in 
welchem Badens Bol feine Unabhängigkeit und Selbſtſtaͤndigkeit, wenigſtens auf lange 
Zeit, begrub, war dieſer Act nicht nur nicht eine Beleidigung für das Volk, fondern 
vielmehr ein Aufruf an feine Rechte zu Gunſten feiner Interefien. Das Volk hat ger . 
antwortet, und zwar fo, daß man ihm in diefer Allgemeinheit eine Frage mehr vor⸗ 
legen wird! Die Regierung bat die Geduld gehabt, das „Recht“ fo lange zu vertreten, 
bis es im Begriff ſteht, in das größte Unrecht umzufchlagen; fie wird auch jegt noch 
die Ichte Geduld bewähren, dieſe Kammern einzuberufen, um den Verſuch zu machen, 
ob eine Vereinbarung irgendwie möglich ſey; fie Tann ſich aber auch das Unwahr⸗ 
ſcheinliche des Gelingens eines ſolchen Verſuches nicht verhehlen und wird denen bie 
Schadenfreude nicht lange gönnen, welche bereits darüber triumphiren, fie zu Gewalts⸗ 
maßregen gezwungen zu haben. Es Handelt ſich nicht um einen Mirifterwechfel, — 
die Suͤßigkeit des Minifterpfühls befteht nicht mehr, und die jegigen Minifter werden 
fich für ihre Perfon blos freuen Tönnen, wenn fie von einem Opfer entbunden werben, 
welches fie mit Mebernahme der Portefeuilles dem Vaterlande brachten; es Handelt fich 
um nicht mehr und nichts weniger, als um die Möglichkeit und Wirklichkeit einer 
Megierung, welche mit feiter Hand Ruhe und Zucht, Wohlftand und Ordnung im 
Lande handhaben Tann. Das Vaterland ift in Gefahr. 


21. Spruch des Schwurgerichtd zu Lubwigsburg: „Der Angeklagte fey ſchuldig, in 
‚Gegenwart einiger Perfonen gefagt zu haben, der König und fein Minifer 











21. 
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Kömer feyen die größten Spitzbuben, jedoch fey Dies nicht in der Abſicht 
geſchehen, die Ehre des Königs anzugreifen.“ 

Im Kurfürſtenthum Heſſen erbittet das gefammte Minifterlum (Eberhard) feine 
Entlafjung. 


22. | Die preußifche erfle Kammer tritt dem Gefege wegen Unterſtütung bebürftiger' 


22. 


Familien von einberufenen Canbwepr« Drannfipaften fo bei, wie es von ber 
zweiten formulirt worden iſt. 

Dagegen verwirft fie das von berfelben genehmigte Einkommenſteuer⸗Geſetz 
(S. 5. und 11. Februar), dur Annahme des wejentlich abweichenden — und 
wie uns bebünfen will, viel zwedmäßigeren — Entwurfes ihrer Commiffion. 
Diefer modificirt bie Claſſenſteuer dahin, bag bie Unbemittelten weniger, bie 
Bermögenden mehr zu zahlen Haben; er behält außerdem die Mahl und 
Schlachtſteuer in den Städten bei, combinirt fie aber rüdfichtlich der Wohl⸗ 
habenden mit der Elafienfteuer. 

Ein Berfuh der Tinten Seite, durch Annahme jenes Geſetges auf drei 
Fahre ihre wenig verfchleierten Pläne zu verfolgen, mißlingt glänzend. 

Die zweite Kammer befchließt endgiltig über Die Budgets ber Jahre 1849 und 1850. 

Für 1849 werden die Einnahmen auf 94,174,380, die Ausgaben auf 
94,148,790 Thaler, für 1850 die Einnahmen auf 91,338,A48, die fortbauern- 
den Ausgaben auf 90,974, 333, die auferorbentlichen auf 4,925,213 Thaler 
feftgeftellt. 

Nächſidem genehmigt die Kammer den vorgelegten Gefeg- Entwurf wegen 
der Steuer vom NRübenzuder dahin, dag die Abgabe von bem Gentner roher 
Rüden auf drei Silbergrofchen erhöht werde. 

Endlich nimmt fie die Kreide, Bezirkes, und Provinzial⸗Ordnung an. 

Erfenntniß des Berliner Schwurgerichts- Hofes über bie nicht erfchienenen vier 
Steuerverweigerer, von denen brei für ſchuldig erflärt werben. 

Die bairiihe zweite Kammer genehmigt ben von ber Regierung vorgelegten Geſetz⸗ 
Entwurf, den Schu gegen Mißbrauch der Preſſe betreffend, mit mannigfarhen 
mildernden Modificationen. 

Die erfie Kammer im K. Sachen fiimmt dem Antrage des Abgeordneten Joſeph 
auf Abichaffung der Todesſtrafe bei. 

Der gefegebende Körper von Frankfurt a. M. befchließt mit 84 gegen 5 Stimmen, 
den Senat zum Anſchluß an das Berliner Bündniß aufzufordern. 

Beinahe einftimmig — denn nur etliche ſehr Linksſeitige bilden die Ausnahme — 
genehmigt die preußifche erfte Kammer den Credit von achtzehn Millionen Tha⸗ 
ler für eventuelle Bedürfniſſe des Kriegsminiſteriums. (©. 21. Februar.) 

Eben fo erklärt fie fih mit dem Gefeg-Entwurfe einverflanden, durch wels 
hen verfchiedene, in den Jahren 1845 nothiwendige Mehrausgaben gedeckt 
werben. (S. 21. Februar.) 

Die zweite Kammer nimmt das vorgelegte Jagd⸗Polizei⸗ Geſetz nur mit mehr⸗ 
fachen Modificationen an. 
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23. | Antwort des Minifter- Präfiventen Gr. Brandenburg anf bie Eingabe der Schles- 
wig=-Holfteiner Deputation. (S. 19. Februar.) 

Der Unterzeichnete Hat ſchon mündlich auszufprechen Gelegenheit gehabt, daß S. M. 
Sich verhindert fehen, die Deputation felbft zu empfangen, zugleich aber auch daran bie 
Berficheruug Tnüpfen Eönnen, daß ©. M. ver König und Allerhöchftvefien Negierung 
den Zufländen des Herzogthums Schleswig, wie fie in ver betreffenden Eingabe ent 
wickelt find, die vollfte und lebendigſte Theilnahme widmen. Es gereicht ihm zur Be 
frienigung, auf Befehl S. M. des Königs, feines Allerhoͤchſten Herrn, dieſe Verficherung 
nochmals fchriftlich zu wiederholen, und dabei die Hoffnung audzufprechen, daß es ven 

unausgefeßten Bemühungen der K. Regierung gelingen werde, für dieſe beflagendwerthen 
Verwickelungen eine Abhülfe zu finden, welche auf dem Grunde des Rechts ben all- 
feitigen Intereffen und Bebürfniffen genüge. Es Tiegt In ven innigſten Wünfchen S. M. 
des Königs, für dad Herzogthum Schleswig ſowohl proviforifch, als definitiv einen Zu⸗ 
ftand hergeſtellt zu jehen, welcher vie Bevoͤlkerung deſſelben ver biäherigen Laſten über: 
hebe und unter gefichertem Rechtsſchutz das Gedeihen des Landes in friedlicher Ent⸗ 
wickelung befoͤrdere. Die in der Immediat-Borftellung ausgeſprochenen Geſinnungen 
haben die Theilnahme S. M. nur erhöhen koönnen, und erwecken zugleich das Vertrauen, 
daß die treue und beſonnene Bevoͤlkerung des Herzogthums mit Ruhe und Zuverficht 
den Erfolg der Bemühungen der K. Regierung erwarten und nach Kräften dazu beitra- 
gen werbe, die Orbnung zu erhalten und jeden Schritt zu vermeiden, der auf bie Ent⸗ 
wickelung der Verbältniffe nur flörend und ungünftig einwirken Eönnte. 

23. | Das kurheffiihe Minifterium erhält die nachgefuchte Entlaffung. (S. 21. Februar.) 
Das neue Cabinet, unter Leitung des vormaligen Minifters Haflenpflug, aus 
den Herren v. Baumbach, Lometſch, v. Haynau beftehend, gab demnaͤchſt fol 
gendes Programm: 

Dem natürlich fich ergebenden Wunfche, über den Standpunkt unterrichtet zu fehn, 
auf welchen wir uns bei unferer öffentlichen Wirkſamkeit zu fellen beabfichtigen, Eommen 
wir bereitwillig durch die Erklärung entgegen, daß als Grundlage unferer Thätigkeit eine 
andere ſich nicht darbieten kann, als die durch die Verfaſſungs⸗Urkunde und die befte 
henden Geſetze gegebene. 

Mit Feſtigkeit auf die Beobachtung jener zu fehen und die Ausführung der letzteren 
zu bewirken, ift fo wie unfere Pflicht, jo unfere Abſicht. 

Hat jene für unferen Staat, dieſes Glied des deutfchen Bundes, eine monarchifche 
Regierung, bei welcher eine landſtaͤndiſche Verfaſſung befteht, als Grundgeſetz aufgeftellt, 
jo werden wir jeder Beftrebung, melde an die Stelle dieſer fundamentalen Regelung 
unferes Sffentlichen Lebens DVolfsfouneränetät zu ſetzen beabfichtigen möchte, nach allen 
Seiten hin mit allen Kräften entgegentreten. Wir werden es nicht zugeben, daß unferer 
ftaatlichen Exriftenz dad in ver Revolution Tiegende Princip der Verneinung alle Lebens⸗ 
fähigkeit zerflöre, und daher niemals ermangeln, mit Offenheit und Nachdruck die ver- 
faſſungsmaͤßigen Nechte des Landesherrn aufrecht zu erhalten, an deren Beſtand und 
folder Handhabung, die das Wohl des Volks zum Ziele nimmt, wir das Heil des Va⸗ 
terlandes gefnüpft finden. 

Die Wahrung der gegebenen Berechtigungen und Freiheiten bes Sffentlichen Lebens 
liegt in dem Kreife unferer Beruföpflichten eben fo fehr, als darüber zu wachen, daß 
ihnen nicht durch den Mangel der gefeglichen Ordnung, dieſer Bürgſchaft der Möglichkeit 
des Beſtandes, das fofort Alles verichlingenne Grab gegraben werde. Wir werden nicht 
dazu die Sand bieten, daß durch Ausnahms⸗Maßregeln, wie fie von gerade auftauchenpen 
Wünfchen, im Widerſpruch mit ben Oefegen, verlangt werben, ein ziweifchneldiges Schwert 
geichliffen werde, defien einer jetzt benugten Schärfe immer bie andere zum Gebrauche im 
entgegengefebten Sinne gegenüber Tiegt. 

















23. 


Den Beduͤrfnifſen ver Geſetzgebung Geltung zu verfchaffen, wird unfer Beſtreben 
fen. ine belohnende Aufgabe bildet in biefer Hinficht die Nothwendigkeit, den Heilfar ' 
men Principien der Münvlichkeit und Deffentlichkeit in dem Theile der Nechtöpflege, in 
welchen deren Anwendung noch entbehrt wird, durch entſprechende Gefebuorlage die 
Durchführung vorzubereiten. 

Die Art und Weile, wie neue Einrichtungen in das Leben gerufen, die vorhandenen 
weiter ausgebildet werden, kann den durch die finanziellen Kräfte des Landes gegebenen 
Mapftab nicht überfehen laſſen, und die möglicäfte Verhütung der Auflegung neuer Laften 
muß als Aufgabe fich und darſtellen. 

In vollkommener Anerkennung ber Berechtigung bes beutfchen Volkes, durch das 
Band einer Deutfchland umfaſſenden, Iebenskräftigen Verfaſſung, die das große Water 
land auch nach außen als eine gefchlofiene Geſammtmacht erfcheinen laͤßt, ift der Kurſtaat 
dem Dreitönigd-Bünbniß beigetreten, und wirb in ver Hoffnung, daß die in Erfurt ſich 
bald eröffnenden umfaflenden Berathungen jenem Biele enigegenführen, an ihnen auf 
das Eifrigfte fich betheiligen. 

Mit dem Aufhören der urfprünglichen und weiter gefolgten Organe bed beutfchen 
Bundes ift die Nothwendigkeit gegeben, foll nicht nach außen dad ganze Deutfchland in 
die Höchfte Gefahr gerathen, an ver einftweilen conftituirten, Deutfchland als ein Ganzes 
zufammen verbindenden Einrichtung, deren Einführung der Kurftaat die Zuſtimmung 
nicht verfagen konnte, auch jet feftzuhalten, da bei dem zur Zeit noch nem Dreifönigs- 
Buündniß fern gebliebenen großen Theile von Deutjchland, es fonft an allen Bande fehlen 
würde, die Verpflichtungen der einzelnen Glieder des deutſchen Bundes gegen dieſen 
geltend zu machen. 


Der des Morbverfuches auf den Prinzen von Preußen (1. 12. Juni 1849) an⸗ 
geffagte Einwohner Schneider aus Ober Ingelheim wird von dem Schwurs 
gericht zu Mainz für nichtſchuldig erflärt. 


23.|) r Erf H. 9. Open zu Fürftenftein, Großherzogl. Heſſiſcher Gen.-Lieutenant a. D. 


zu Morges in der Schweiz. 


24, | Rönigl. preußifches Geſetz, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens 


und. Bildung einer Staatsſchulden⸗Commiſſion. 


Desgleihen: Gefeg, betreffend bie Aufhebung der Grundfteuer-Befreiungen. _ 
— Eine fchwere, für Manche geradezu vernichtende Märzs&rrungenfchaft! Der 
Sat des 1. Paragraphen: „Die Entfcheidung darüber, ob und inwieweit ben 
Befigern ber bisher befreiten oder bevorzugten Grundſtücke eine Entſchädigung 
zu gewähren fey, bleibt vorbehalten”, gewährt zwar einen Hoffnungsfchimmer,. 
aber ſchwach ift er jedenfalls. 


A. | Morbanfall auf einen Wachtpoften zu Trier. 
25. | Die preußifche erſte Kammer erklärt fih für den Gefeg-Entwurf wegen Erhöhung 


der Abgabe von den zur Zuder »Fabrication erbauten Rüben. 

Sie genehmigt einige von der anderen Sammer in der Kreis⸗, Bezirks⸗ 
und Provinzials DOrbnung bewirften Aenderungen und Zufäge. 

Ferner beichließt fie: ,,Die beiden von der zweiten Sammer vorgelegten 
Gefeh- Entwürfe über bie Seftfegung der Stantshaushalts- Etats für 1849 und 
1850 auch ihrerfeitd anzunehmen, jeboch unter der Verwahrung, daß ben ber 
erfien Kammer für bie Feſtſezung bes Staatshaushalis verfaffungemahi zu⸗ 

I. 180, 





ſtehanden Rechten durch dad, dieſesmal wegen des bevanmahenden Schlufies ber 
Sitzung beobachtete, Verfahren für die Folge nichts vergeben. fey. 

Endlich werben bie in ber zweiten Kammer erfolgten Mobificationen des 
Jagd⸗Polizei⸗Geſetzes gutgeheißen, um die Bekanntwachung biefes fo noth- 
wendigen Gefeges nicht bis zur nächſten Seffion zu verzögert. — Die Be 
ſtimmungen binfichifich des Großherzogthums Poſen aben bleiben: derſelben vor: 
beholten. 

25. + Wilh. Fiſcher, Conſiſtorial⸗Rath a. D., zu Breslau. 

26. | Sitzung des Verwaltungsrathes, worin bie Vorſchläge erörtert werben, daB dem 

Neichötage mit dem unveränderten Verfaſſungs-Entwurf vorzulegen ſey: 
‘eine Zufagarte, welche bie in bem zweiten Theil des Commiſſions⸗ 
Berichte® angebenteten, für bie praktifche Anwendung der Berfaffung einft- 
weilen nothwendigen Aenderungen derſelben namhaft machen, 
und 

eine dieſe Zufagacte begleitende Botfchaft, die eine die Intereſſen und 
Rechte Oldenburgs und bee Hanfeftäbte, in Hinſicht auf das Zoll⸗ und 
Handelöwefen und auf das Recht ber auswärtigen Bertretung und der 
Berträge fihernde Befürmortung enthalten fol. 

Ein vorläufiger Entwurf, den ver Vorſitzende vorher mitgeteilt, und der bon ber 
Borausfegung ausgeht, daß vie Verfafjung auch In Sachen und Hannover zur Geltung 
gelangt, bildet die Bafis der Discuſſton, Die unter ben anweſenden Mitgliebern des Ber 
waltungdrathes über.nen Inhalt und die Faſſung dieſer Zufagache hierauf eröffnet wird. 
Das fchließliche Nefultat dieſer Discuffion, beziehungswelfe Die Cmendirung des pro⸗ 
ponirten Entwurfs, ift in der dieſem Protokolle beigefügten Anlage I. niebergelegt. 

Bu Art VI des alfo emendirten Entwurfs der Zuſatz⸗Aecte hat der Grh. hefſiſche 
Bevollmaͤchtigte Folgendes zu Protokoll gegeben: 

Die Bildung der Curien für das Fürften- Collegium ſey eine der mangelhafteften 
Beſtimmungen des Verſaſſungs⸗Entwurfs, die nothwendig einer Reviſion habe unter 
zogen werden müſſen, wenn der Bundesſtaat in feinem urſprünglich in Ausſicht genom⸗ 
menen Umfange verwirklicht worden wäre. Dieſe Reviſion erſcheine aber nur um fo 
dringender, wenn der Bundesſtaat vorerſt blos auf einen Theil der deutſchen Einzelſtaaten 
fich beſchraͤnken ſolle, namentlich wenn auf Baiern und Wuͤrtemberg zunäͤchſt nicht zu 
rechnen ſey. Aus dieſem Grunde glaube der Grh. heſſiſche Bevollmächtigte beantragen 
zu muͤſſen, daß in der Zuſatz⸗Acte, oder paſſender noch in der die Vorlage dieſer Acte 
und bed Verfaffungs-Entwurfs begleitenden Botfchaft, Die Negierungen fi ausdrücklich 
vorbehalten müßten, eine andere befinitive Bildung des Zürften- Collegium vorzufchla= 
gen, fobald Sachfen und Hannover an ven Berathungen über die Verfaffung ſich wieber 
betbelligten, daß fie bis dahin aber proviſoriſch ober transitorifch die im dem Entwurfe 
der Zuſatz⸗ Acte oorgefchlagenen fünf Curien bilden wollten, und zwar mit neun Stim- 
men, bon welchen Preußen zwei, Königreich Sachfen eine und die übrigen Staaten ver 
2ten Curie ebenfalls zufammen eine, Hannover eine und die fibrigen Staaten der Zten 
Curie eine, Baden eine, die Staaten ver Gten Eurie zwei Stimmen zu führen Hätten, 
fo daß im Ganzen neun Stimmen abzugeben fehu würden. Der Vorſchlag, den bie 
Zuſatz⸗Akte enthalte, verleihe der Aten Curie ein unverhältnifmäßiges Uebergewicht, waͤh⸗ 
rend insbeſondere dem Großherzogthum Heſſen das Gewicht, beziehungsmweife der Einfluß 
entzogen feh, auf welchen es im Verhältniß zu anderen verbünbeten Staaten nach feiner 

Bedeutung für ven Bundesſtaat in gengmphifcher und fonftiger Beziehung, und nad 
Maßgabe. feiner Bevoͤllerung, gecechten Anſpruch Habe. 
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Ehen fo hat ver Grh. heſſiſche Benoffmächtigte zu Art. VII. den Antrag geftelft, 
daß dem Großherzogthum Heflen Im Staatenhauſe diejenigen acht Stimmen wieder ein⸗ 
geräumt werben, welche die Frankfurter Verfaffung dem Großherzogthum zutheilte, und 
um die ver Verfafiungd- Entwurf vom 26. Mat 1849, ohne daß dafür in ven Con⸗ 
ferenz ⸗Protokollen irgend ein Grund angegeben, un eine Stimme verfürzt habe. Hier⸗ 
durch entflehe die Inconvenienz, daß auf die Megierung und nie Volksvertretung des 
Großherzogthums Bruchthelle fallen, und daß als Folge hiervon vie Regierung allein 
zunächft drei Mitglieder und die Bolfönertzetung eine gleiche Anzahl zu ernennen habe, 
von welcher Ießteren Zahl denn, nach den Beſtimmungen des Verfaffungs-Entwurfs, die 
zweite Kammer zwei Mitglieber, die erfte Kammer ein Mitglied ernennen werde, wäh« 
nd, um das fiebente Mitglied audzumitteln, ver Volksvertretung feltend ver Regierung 
drei Candidaten zu präfentiren felen, und nun der Zweifel Leine gefehliche Loͤſung finde 
05 die verbleibende Wahl dieſes letzten fiebenten Mitgliedes der erften Kammer allein zu⸗ 

ftehe, da fie von dreien Mitgliedern nur eines wählte, ober beiden Kammern zugleich, 
oder der erften Kammer allein. 

Der Grh. badiſche Bevollmächtigte erklärt, in dem Falle zu fein, diefem Antrage 
ded Grh. Heffifchen Bevollmächtigten, fobaln er einmal vorgebracht werde, feine Unter⸗ 
flügung zuwenden zu müſſen. Der Vorſitzende dagegen macht darauf aufmerkfam, daß 
ber Antrag, da er anf eine Abänderung des Berfafiungs- Entwurfs abziele, fo volle 
wichtig auch fonft die dafür geltend gemachten Grünte fein möchten, durch ven Beſchluß 
des Verwaltungorathes vom 8. Februar c. wenigſtens zur Seit als erledigt erſcheine, 
und daß er daher zu feinem Bedauern jegt darauf nicht weiter eingehen Tänne. _ 

Die Hierauf von dem Vorſitzenden bezüglich einer dem Reichstage vorzulegenden 
Zuſatz⸗Akte geftellten Fragen lauten alfo: 

1) Soll in Gemäßheit des von der Verfaſſungs⸗Commiſſion in ver 7Sften Sitzung 
gemachten Vorſchlags mit dem unveränderten Berfaffungs- Entwurf dem Reichs⸗ 
tage eine Zuſatz⸗ Acte vorgelegt werden? 

und 

2) Erklären die Mitglieder des Verwaltungs⸗Rathes ſich mit vem Inhalt und der 
Faffung der Acte einyerſtanden, die, als das Reſultat der bisherigen Discuffion, 
dem gegenwärtigen Protocol ald Anlage 1. beigefügt wird? 

Die ſaͤmmtlichen anweſenden Bevollmächtigten — vie unten angeführten allein aus⸗ 
genommen — haben beide Fragen bejaht. 

Der Bevollmächtigte der freien Hanſeſtadt Luͤbeck bejaht die Fragen, unter Vor⸗ 

behalt der Zuftimmung feiner Regierung. 

Die Bevollmächtigten der freien Hanfeflänte Bremen und Hamburg haben ſich 
das Protocoll zu ihren Erflärungen offen gehalten. 

Dieſelbe nachträgliche Erklärung zu Protocol iſt für den abweſenden Grh. mecklen⸗ 
burg=fchwerinfchen Bevollmaͤchtigten feitend des thüringifchen Bepollmächtigten, Staats 
raths Seebeck, angemeldet worden. 

Der Grh. mecklenburg⸗ſtrelitziſche Vevollmaͤchtigte Hat auf die zunaͤchſt hervor⸗ 
gehobene zweite Frage in ſchriftlicher Faſſung zu Protocoll gegeben: 

„Mit Bezug auf dasjenige, was von ihm zum 78ſten Protoeolle Seite 76 bereits 
ausgeſprochen worden, habe er zu erklären, daß feine Regierung Bedenken trage, In 
Bezug auf ſolche Modificationen oder Appitional= Artikel zur Neichänerfaffung, wodurch 
diefe zu einer ‚bloßen Vereinsverfaſſung für einen Compler deutſcher Bundesſtaaten, 
welche eine politifche Geſammtheit in dem beftehenven deutſchen Bunde bilden will, um⸗ 
geftaltet mwürbe, einem Theile der deutſchen Bundesſtaaten gegenüber für jeht irgend 
weiche vertragsmaͤßigen Verpflichtungen einzugehen. Er glaubt dabei beſonders hervor⸗ 
heben zu müflen: 


1) Die Nichttheilnahme verjenigen Stanten außer Orfterreich, welche naͤchſt Preußen 
5* 


26. Februar; 26. 


die größten im Deutfchland find, an dem Verſuche, die Verfaffung vom 26. Mai 1849 
mit einer Reichs⸗Verſammlung zu vereinbaren ‚(die Losfagung von Sachſen und HSan⸗ 
nover), verändert jedenfalls den Staaten gegenüber, welche dem Bundniſſe zwiſchen 





Preußen, Sachfen und Hannover beigetreten find, ven meientlichften, nämlich Den na 


tionalen, den deutfchen Charakter des Unternehmens und folglich bie ganze rechtliche 
Grundlage deſſelben. 

Sollten jemals die Regierungen der Königreiche Sachſen und Hannover im Wege 
Nechtend gendthigt werben Eönnen, an ver Vereinbarung des Derfafjungs« Entwurfs 
vom 26. Mai 1849 mit einer Reichs⸗Verſammlung Theil zu nehmen, fo muß jeben- 
falls diefe Nöthigung durch einen rechtlichen Ausſpruch erft flattgefunden haben, bevor 
das gemeinfame, feiner Natur nach unzertrennliche Werk theilweife zur Ausführung ges 
bracht werden Tann. Eine mechanifche Theilung, welche blos diejenigen Staaten, welde 
nicht Theil nehmen, mit Namen und Zahlen aus dem Reichsverfaſſungs⸗Entwurfe weg⸗ 
laſſen wollte, würde unmöglich feyn: 

2) Ohne eine befondere neue Verpflichtung befteht für die dem Buͤndniſſe vom 26. 
Mai beigetretenen Staaten offenbar feine rechtliche Nothwendigkeit, dad Gegentheil ver 
deutfchen Einigung in einem von dem urfprünglichen Gegenftanve ihrer Verpflichtung 
weientlich verfchievenen Proviforium, weiches ohnehin nad) der Natur der Sache und 
nach der In ver 60ſten Sigung des Verwaltungsraths vom 17. November 1849 gege- 
benen R. preußifchen Erklärung nichtsdeſtoweniger fofort ein Definitioum ſeyn würde, al 
bindend anzuerkennen, zumal da ein Mebergang des proviforifchen Zuſtandes in ven 
definitiven durch nichts gefichert ſeyn Tann. 

3) Es wird von den beiden deutfchen Großmächten und von allen übrigen beutfchen 
Staaten übereinftimmenb anerkannt, daß der deutſche Bund von 1815 in feinen weſent⸗ 
lichen Sweden, wozu die Bewahrung der Unabhängigfeit und Unverleßbarfeit der im 
Bunde begriffenen Staaten gehört, fortbeftehe, wenn auch eine neue Geftaltung ber 
Inneren Organifation des Bundes nothwendig erfcheint. Die Unabhängigkeit ver im 
Bunde begriffenen Staaten, deren wejentliches Merkmal ihre directe immediate Mitglied 
ſchaft am deutfchen Bunde Ift, welche in demſelben Augenblicke zu einer blos mittelbaren 
‚Stellung werben würbe, wo eine andere als die allgemein deutfche politifche Gemeinſchaft 
dem einzelnen Stante die Ausübung feiner bundesmäßigen Rechte und Pflichten vor- 
zufchreiben das Recht erbielte, befteht alfo noch zu Recht. 

4) Ein Verzicht auf die unmittelbare Mitglienfchaft am deutſchen Bunde Tann auß 
dem Bünbniffe vom 26. Mai 1849 für die vemfelben beigetretenen Staaten um fo 
weniger abgeleitet werben, als daſſelbe ebenfalld vie Erhaltung der äußeren und inneren 
Sicherheit Deutſchlands und die Unabhängigkeit und Unverleglichkeit der deutfchen Bundes⸗ 
ftaaten bezweckt, und jämmtlichen Gliedern des beutfchen Bundes alle aus dieſem hervor⸗ 
gehenven echte und die dieſen Rechten entfprechenden Verpflichtungen ausdrücklich vor⸗ 
behält. 

5) Die Geltendmachung diefed Vorbehalts kann Eeinem der dem Bündniffe vom 
26. Mai beigetretenen Staaten als ein. Beflreben ausgelegt werden, einer folchen Inneren 
Organifation der deutſchen Verfaffung, wie fie zur größeren Einigung und Kräftigung 
Deutichlands nothwendig befunden werden wird, hindernd entgegenzutreten. Es wird 
vielmehr das Berlangen nach Oewißhelt darüber, daß ver Zweit, der eine veränderte 
Stellung der kleineren Staaten fordert, erreicht, und daß eine Einigung fämmtlicher 
dentfchen Regierungen über daS deutſche Verfaſſungswerk werde erzielt werben, voll 
kommen gerechtfertigt erfcheinen. 

6) Nur wenn die Verhandlungen des beuorftehenden, auf Grund des Bündniffes 
vom 26. Mai 1849 berufenen Reichstags das deutfche Verfaſſungswerk auf den im 
Obigen bezeichneten, durch die fortbeſtehenden weſentlichen Zwecke des veutfchen Bundes 
beftimmten Weg ber Einigung mit den beutfchen Bundesſtaaten, die der Neichönerfaflungde 
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Entwurf vom 26. Mai 1849 unterftellt, führen follten, wird vie Grh. mecklenburg⸗ 
ſtrelitziſche Megierung «8 mit Ihren Bunbeamäßigen Rechten und Pflichten vereinbar 
Halten, auf Mobificationen des erwähnten Neichöverfaffungd- Entwurf, deren berfelbe, 
wie auch in den vorläufigen Berathungen des Verwaltungs-Maths anerkannt iſt, ſehr 
zu bebüffen feheint, einzugehen und zu wirklichen Verbefferungen ihre Zuftimmung zu 
erklären. 

Die proponirten Additional⸗Artikel enthalten in allen weſentlichen Punkten vaffelbe, 
was in ben früher berathenen Mobificationen des DBerfaffungs- Entwurfs enthalten ift, 
auf welche nicht einzugehen der Verwaltungs⸗Rath bereits in ver 78ſten Sitzung ein⸗ 
ſtimmig beſchloffen hat. Sie lafjen eine wirkliche Verbeſſerung des Reichsverfaſſungs⸗ 
Entwurfs in Feiner Beziehung erkennen, wohl aber die Unmöglichkeit, daß ein Entwurf, 
welcher beſtimmt war, für bad geſammte außeröfterreichifche Deutfchland zu gelten, eine 
geeignete Grundlage bilden koͤnne, um das Gegentheil dieſer Allgemeingiltigkeit, nämlich 
eine beſondere polttifche Gemeinfchaft einzelner Staaten innerhalb des deutfchen Bundes, 
zu eonſtituiren.“ 

"Aus diefen Gründen, fo Iautet die dieſer fehriftlichen Ausführung zugefügte Schluß- 
bemertung des Grh. medlienburg-fireligifchen Bevollmaͤchtigten, glaube er der Vorlage 
der in Frage flehenden Zuſatz⸗Acte an den Reichstag widerfprechen zu müflen. 

. An die vorfiehende Erklärung des Grh. mecklenburg ⸗ſtrelitziſchen Bevollmächtigten 
Hat fi folgende zufägliche Erörterung angefnüpft: 

Der H. naffauifche Vevollmächtigte Halt es formell nicht für ganz üblich, daß 
die Abſtimmung über einen zur Umfrage geftellten Vorfchlag, wie es hier ſeitens des 
Grh. mecklenburg⸗ſtrelitziſchen Bevollmächtigten gefchehen, in fchriftlicher Ausarbeitung zu 
Protocol gegeben werde. Materiell feyen übrigens bie in dieſer Ausarbeitung gemachten 
Aufftellungen bereits binlänglich wiverlegt, fowohl in dem Gutachten, welches über die 
bon der K. preußifchen Regierung vorgefchlagenen Mopificationen des Berfaffungs-Ent- 
wurfs, als auch in dem fernesen Gutachten, weldjes über die Klage» Anftellung gegen 
Sachen und Hannover im Verwaltungsrathe erftattet worden. Er finde Hier nirgendwo 
eine Winerlegung der in biefen Gutachten Elar geftellten Gründe; er finde nur eine 
Wiederholung von Behauptungen, die wohl außerhalb, aber nicht innerhalb des Bünd⸗ 
niſſes zu erwarten fehen, da fie von einem Gefichtöpunkte auszugehen fcheinen, von dem 
das Buͤndniß zu bekämpfen, nicht aber von dem aus es noch zu fördern ſeh. Die ges 
nauere Würdigung der heutigen fihriftlichen Ausführung des Grh. mecklenburg⸗ſtrelitziſchen 
Bevollmächtigten möge indeß ebenfalld am beften fchriftlich zu erfolgen Haben, weshalb 

er ſchließlich darauf antrage, dieſe Ausführung an die Berfafjungs-Gommilfion zu 
Beripeife, 

Der H. braunfchweigif che Bevollmaͤchtigte findet in der Ausführung des GErh. 
mecklenburg⸗ ſtreliziſchen Bevollmächtigten nur die Beflätigung der beflagenswwerthen 
Thatfache, daß der Berwaltungsrath in der Auffafiung des Bündniſſes nicht ungeiheilt 
denfelben Standpunkt einnimmt. 

Der Vorſitzende kann den In formellee Sinficht von dem G. naſſauiſchen gegen ben 
Grh. meienburgsftreligifchen Bevollmächtigten erhobenen Einwand nicht zugeben, ba bie 
Form der Abftimmung lediglich der frein Wahl des abftimmenben Bevollmächtigten 
anheimgeftellt ſeyn müfle, auch der heutige Vorgang im Berwaltungs=- Rath nicht ohne 
Praͤcedenzen fey. Im materieller Hinficht dagegen glaubt der Vorſitzende den Inhalt der 
Zuſatz⸗ Acte gegen die erhobenen Ausflellungen des Grh. mecklenburg⸗ſtrelitziſchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten durchaus vertreten zu möflen. Es will ihm bei diefen Ausftelungen fcheinen, daß 
fie mehr gegen die Sache als gegen die Zuſatz⸗Acte gerichtet find, und daß babel in 
der That überfehen ifk, daß es fich jeßt nicht mehr um Modificationen bed Verfaſ⸗ 
fungs = Enttourfs, ſondern lediglich um tranfitorifche Beflimmungen, um einfhveilige 
praktische Anwendung des unveränverten Entwurfs auf Hräfene, faktiſche Verhältnifie 
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handelt. Nachdem einmal die Einberufung des Reichsſstags durch einflimmigen Be⸗ 
Schluß des Verwaltungs⸗Rathes feſtſtehe, Tönne einfeitig mit Erfolg nichts mehr ver⸗ 
weigert werden, was zum Zwecke ver Ausführung dieſes Beſchluſſes unerläßlich Tey. 

Der Gh. bad iſche Bevollmaͤchtigte will von ber Verweiſung der heutigen Aus—⸗ 
führung des Gh. mecllenburg »ftreligifchen Bevollmächtigten an bie Verfaffungs⸗Commiſ⸗ 
fion durchaus abftrahirt wiſſen. Finde ein Mitglied des Verwaltungsraihes noch An- 
MB, auf dieſe Ausführung fpäter zurückzukommen, fo werde ihm dazu eine nachträgliche 
Erklärung zu Protocoll nicht benommen fen. Für ben Verwaltungsrath felbft aber 
müffe die Sache mit der erfolgten, beziehungsweiſe ver noch für einzelne Mitglieder 
refervirten Abſtimmung gefchlofien feyn, und zwar um fo mehr, als ſelbſt Die Erklaͤ⸗ 
zung bes Sb. mecklenburg⸗ſtrelitziſchen Bevollmächtigten, daß er ber Vorlage der Zuſatz⸗ 
Acte an ven Reichstag winerfprechen zu müfjen glaube, doch wohl nichts Anderes und 
nichts mehr befagen werbe, als daß er ſich bei dieſer Vorlage nicht betheilige. 

Der 8. naffautfche Bevollmächtigte zieht hierauf feinen Antrag auf Verweiſung 
der heutigen Ausführung des Gh. mecklenburg ⸗ ftreligifchen Bevollmaͤchtigten an bie 
Verfaſſungs⸗Commiſſion zurüd. Der Gh. mecklen burg⸗ſtrelitziſche Benollmächtigte 
erklärt, daß er ſich feine Ertvieverung auf bie vorhergehenden Bemerkungen bis nad 
Feftſtellung und Einficht des gegenwärtigen Protoeolls vorbehalte. 

Der Verwaltungsrath fehreitet zur Beratbung und Abſtimmung über bie vorbezeich⸗ 
nete Eröffnungsbotfehaft. Ein vorläufiger Entwurf, von bem Worfipenden eben⸗ 
falls früher mitgetheilt, bildet die Grundlage der Discuffion. 

Der Vorſiztzende ftellt die Trage: 

erklären fich die Mitgliever des Verwaltungaͤrathes mit der Eroͤffnungsbotſchaft 
des Reichstags, wie dieſe Botſchaft aus ber heutigen Discuffion hervorgegangen, 
einverftanden? 

Das Ergebniß der Hierauf erfolgten Erklärungen ift mit dem vorſtehenden über bie 
Borlage der Zuſatz⸗Acte durchaus übereinftimmend. Der Gh. mecklenburg ⸗ fireligiiche 
Benollmächtigte ift bei Abgabe feiner verneinenden Erklärung der Anſicht geweſen, daß 
die Botichaft noch Abaͤnderungen unterliegen muͤſſe, fo wie er ſich überhaupt auch be 
zäglih der Eröffnungsbotfchaft auf feine Ausführung Binfichtlich der Zuſatz⸗ Acte bes 
zogen bat. 

Der Vorfijzende erklärt ausdrücklich, daß, fofern zur Zeit ver Veröffentlichung ver 
Botſchaft dad Verhaͤltniß von Sachen und Hannover zum Buͤndniß noch ein erceptio- 
nelles ſeyn werde, alsdann ein hierauf bezüglicher Paſſus in die Botſchaft aufgenommen 
werden müfle, wobei gleichzeitig auch auf die Erklärungen zurüczumelfen bleibe, die in 
Bezug auf Oldenburg und bie Hanſeſtädte im Protocolle der 82ften Sitzung des Ders 
waltungsrathes abgegeben worben find. 


Entwurf zur Additional» Alte 

So lange nicht ſaͤmmtliche Staaten des deutſchen Bundes aus freiem Entſchluß ver 
vorſtehenden Reichsverfaſſung beigetreten find, gelten folgende -Beftimmungen: Art. I. 
Die Geſammtheit derjenigen Stanten, melche vie Reichsherfaſſung anerbennen, bildet ven 
Deutfihen Bundesſtaat unter den Namen: „Deutfche Union.” Das Volks⸗ und das 
Staatenhbaud führen den Namen „Parlament ver veutfchen Union.“ Dem entiprechenn 
werden fümmtliche Bezeichnungen In ver officiellen Sprache gebilvet. Art. II. Das Ders 
haͤltniß der Union zu den berfelben nicht beitretenden deutſchen Staaten bleibt der gegen- 
feitigen Verſtaͤndigung vorbehalten. Art. IH. Die deutſche Union übt als politifihe Ge⸗ 
fammtheit in dem veutfchen Bunde alle diejenigen Rechte aus, und erfüllt alle Diejenigen 
Bflichten, welche ſaͤmmtlichen darin hegriffenen Einzelregierungen feither zuftanden und 
oblagen. Yrt.-IV. Die der Unionsgewalt zuſtehende völferrechtliche Bertsetung des gan⸗ 
zen Bunbeöftantes ($. 6. und 7. der Reichsverfaſſung) wird auch ben nicht zur Union 
gehorenden deutſihen Staaten gegenüber geübt. Art. V. Das der Unionägetvalt zu- 





” 








28, Jebraac. 36 74 


ſtehende Recht des Krieges und Friedens ($. 10. der Reichsberfaſſung) darf ben außer 
der Union bleibenden deutſchen Staaten gegenüber nicht ausgeübt werden; vielmehr blei⸗ 
ben im Verhaͤltniß zu dieſen die den Landfrieden betreffenden Beſtimmungen der Bundes⸗ 
Geſetzgebung von 1815 in Kraft. Das Heerweſen ber Union wird in einer Weiſe ge⸗ 
ordnet, welche ſich der Kriegäverfaffung des deutſchen Bundes anſchließt. Art. VI. Das 
Fürften-Gollegtum beſteht aus folgenden Stimmen: 1) Preußen; 2) Sachfen, Sachfen- 
Weimar, Sachſen⸗Meiningen⸗Hiloburghauſen, Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha, Sachſen⸗ Alten- 
burg, Anhalt Defiau, Anhalt-Bernburg, Anhalt» Götken, Schwarzburg- Sonvershaufen, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Neuß ältere Linie, Neuß jüngere Linie, 3) Hannover, Braun« 
fchweig, Medlimburg- Schwerin, Mecklenburg⸗Strelitz, Oldenburg, Lübeck, Bremen, Ham⸗ 
burg; 4) Baden, 5) Kurhefien, Großherzogthum Heflen, Naflan, Walde, Schaumburg⸗ 
Lippe, Lippen Detmold. Neu eintretende Staaten rüden ba ein, wo fie in dem 6. 67. der 
Reichsverfaſſung verzeichnet find. Art. VII Bel dem bermaligen Umfange des Bundes⸗ 
ſtaats vertheilt fih die Zahl der Mitglieder des Staatenhaufes in folgender Weiſe: 
Preußen AO Stimmen, Sachſen 12, Hannover 12, Baben 10, Kurheffen und Groß⸗ 
herzogthum Heſſen je 7, Medienburg- Schwerin und Naffau je A, Braunſchweig, Olden⸗ 
burg und Sachjen- Weimar je 2, Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen, Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha, Sachfen- Altenburg, Mecklenburg⸗Strelitz, Anhalt Deffau, Anhakt- Bernburg, Anhalt« 
Köthen, Schwarzburg-Sonberöhaufen, Schwarzburg-Mubolftabt, Walde, Neuß ältere Linie, 
Neuß jüngere Linie, Schaumburg-kippe, Lippe⸗Detmold, Lübeck, Bremen und Hamburg, 
je 1 Stimme, zufammen 120 Stimmen. Neu eintretende deutfche Staaten entſenden 
biejenige Zahl von Mitglievern in das Staatenhaus, welche der $. 85 der Reichsverfaſ⸗ 
fung für fie angiebt. Art. VIII. Diejenigen Mitglieder der Union, welche mit Staaten 
außerhalb der Union in Zollvereind- Verträgen flehen, oder durch Handelsvertraͤge völker- 
rechtliche Verbindlichkeiten eingegangen find, koͤnnen In der Erfüllung ber dadurch über 
nommenen Pflichten nicht behindert werten. Es bleiben mithin Die darauf Bezüglichen 
Beftinnmungen des Abfchnitts II. Art. VII der Reichsverfaſſung fuspendirt, bis jene 
Verträge abgelaufen find. Art. IX. Die Elnfchränkungen des vorſtehenden Paragraphen 
finden auch auf den Abſchnitt I. Art. XI. der Meichöverfaffung inſoweit Anwendung, 
als in Beziehung auf Münzweien, Papiergeld, Maaß und Gewicht hindernde Verträge 
beftehen möchten. Art. X. Der Beltritt eined deutſchen Staated zur Union iſt nicht 
ala Abänderung der Derfaffung zu betrachten, ſondern erfolgt Eraft eines Beſchluſſes 
der Uniondgewalt. Unter Vorbehalt deſſelben Tann die Aufnahme Durch den Unions⸗ 
vorſtand einftweilen verfügt werden. Vorſtehende Artikel bilden für den im Eingang bes 
zeichneten Zeitraum einen intregrirenden Theil der Reichsverfafſung init gleicher binden⸗ 
der Kraft, wie die Verfaſſung feldft. 


26. Feierlicher Schluß der preußifchen Kammern. 


96. | Dem Antrage bes Profeflor Bayrhoffer gemäß, faßt die kurheſſiſche Stände» Ver- 
fammlung mit einer impofanten Majorität folgenden Beſchluß: „In Betracht, 
daß S. K. H. der Kurfürft in der Ianbeöherrlichen Verkündigung vom 11. März 
4848 vor aller Welt erklärt hat: „„Bei der Beſetzung aller Minifterien, fo- 
weit dieſe nicht neuerbings bereits gefchehen, werden Wir darauf Bedacht neh⸗ 
men, Männer, welche bas Vertrauen bes Volks genießen, dazu zu berufen; 
— in Erwägung, daß ber gegenwärtig zum Minifter » Präftdensen berufene 
Geh. Rath Haſſenpflug, nach dem von ihm früher in Kurheſſen befolgten Syſteme 
der yolitifchen und refigiöfen Reaction, das Bertrauen des kurheſſiſchen VBorfs 
nicht genießt; — in Betracht, dag bie Lanbesflände nach $. 189. der Ber 
faſſungẽ⸗Urkunde berufen find, bie verfaſſungamäßigen Nechte bed Landes geltend 
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zu machen und bas unzertrennlich Wohl bes Landesherrn und bes Vaterlandes 
mit treuer Anhänglichfeit an die @lrunbfäge der Berfaflung zu befördern: er- 
Hlärk die Stände-Berfammlung, daß pre in dem von ©. K. H. dem Kurfürften 
gebifdeten neuen Minifterium eine Erfüclun, des erftien Sabes ber im wahren 
Sinne und Geifle der Verfaflung erlaſſenen landesherrlichen Berfündigung vom 
41. März nicht zu erfennen vermöge, und gegen alle etwaigen Folgen eines 
folhen Minifteriums Verwahrung einlegt; — und befchließt, biefe Erflärung 
der hohen Staatsregierung mitzutheilen.“ 


27. |. preußiſches Geſetz, betreffend die Unterflügung ber bebürftigen Familien zum 
Dienfte berufener Referves und Landwehrs Dannfhaften. Die wichtigften 
Beftimmungen dieſes fo bebeutenden als wohlthätigen Gefeges find: 

6. 1. Die Reſerve⸗ und Landwehr» Mannfchaften follen, fobald fie zum Kriege 
ober wegen außerorbentlicher Zufammenziehung der Reſerve oner der Landwehr einberufen 
werben, für ihre Familien, im Balle der Bedürftigkeit, eine Unterflügung nach näherer 
Beſtimmung dieſes Geſetzes erhalten. 

6. 2. Hinſichtlich des Anſpruchs auf Unterſtützung ($. I) werben als zur Familie 
gehörig betrachtet: die Ehefrau des zum Dienſte Einberufenen und deſſen Kinder unter 
14 Jahren. Auch koͤnnen dahin noch gerechnel werden: die Kinder über 14 Jahren, fo 
wie Verwandte in auffteigender Linie und Gefchwifter, injofern fie von dem zum Dienft 
Einberufenen unterhalten werden müflen. _ 

$. 3. Die Verpflichtung zur Unterftügung biefer Familien wird den Kreifen aufs 
erlegt. Ausgenommen hiervon bleibt die den Familien der Lanpwehr- Offiziere in den 
Fällen des. 1 zu gewährende Unterſtützung; dieſe wird, in gleicher Weiſe wie Hinfichtlich 
der Familien der Offiziere des flehenven «Heeres, aus dem Militair-Fonds beftritten. 

6.5. Als Kreis-Unterflüßung muß mindeſtens gewährt werben: a) für die Ehe 
frau monatlich 1 Thlr. 10 Sgr. und in der Zeit vom 1. November bis 1. April 2 Thlr., 
b) für jeves Kind unter 14 Jahren monatli 15 Sgr. 

Die Geld-Unterftügung kann theilweiſe durch Lieferung von Brodkorn, Brenn 
material oder Kartoffeln erfeßt werben. 

6. 9. Die zu den Unterflügungen erforderlichen Gelomittel werden von der Kreis⸗ 
vertretung befchafft, und nöthigenfalls nad) dem Verhältniß ver fonfligen Kreis⸗Com⸗ 
munal- Beiträge aufgebracht. 

$. 10. Die von der Commiſſion feftgeftellte Kreis⸗Unterſtützung wird den Fa⸗ 
milten in balbmonatlichen Raten pränumerando verabreicht. Die Gewährung beginnt 
mit dem Abmarfch des zum Dienft Einberufenen aus ber Heimath, und endigt in ber 
Megel mit deſſen Rückkehr. Unterflügungen ver Privat=DBereine und einzelner Privat⸗ 
Berfonen dürfen auf die bewilligte Kreis⸗Unterſtuͤtzung nicht angerechnet werden. 

$. 12. Den Familien derjenigen, welche im Gefecht getöntet werben, over in Folge 
einer Beſchaͤdigung im Dienfte over einer durch ben Dienft veranlaßten Krankheit vor 
ihrer Entlafjung in die Heimath fterben, wird noch drei Jahre lang, vom Todestage des 
Familienvaters gerechnet, die bewilligte Kreis-Unterftüßung belafien, fofern ihre Hülfs⸗ 
bebürftigfelt nicht fchon vor Ablauf dieſes Zeitraums aufhört. 

$. 13. Die Samilien derjenigen, welche ohne ihr Verſchulden in feinvliche Ge— 
fangenfchaft gerathen, erhalten die bewilligte Kreisstinterflühung auch während ber Dauer 
der Gefangenfchaft. 


7, | Eabinetsfihreiben S. M. bes Königs von Preußen an ben Kriegs⸗Miniſter 
Gen.⸗Major v. Strotha. 
„Eingedenk Meiner Verheißung, die von Ihnen Ihrer Geſundheiidumſtaͤnde wegen 
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wiederholt nachgefuchte Entbebung von Ihrer jetzigen Stellung als Kriegs- Minifter ein« 
treten zu laſſen, fobald es die Staats⸗Verhaͤltniſſe ohne weientliche Nachtbeile geftatten - 
würben, will Ich Sie nunmehr von dieſer Stellung — unter voller dankbarer Anerken⸗ 
nung der von Ihnen Mir und dem Baterlande in einer ſchweren Zeit mit Hingebung 
geleifteten erfolgreichen Dienſte — Hierdurch entbinden. Zugleich ernenne Ich Ste zum 
Generals Lieutenant, und bewillige Ihnen gern den zur völligen Wieverherftellung Ihrer 
Geſundheit nöthigen Urlaub mit den vollen Gehalts⸗, Rations⸗ und Servis⸗Com⸗ 
petenzen Ihrer neuen Charge, und werbe nach vier Monaten Ihrer Anzeige entgegen« 
fehen, ob Ihre Geſundheit Ihnen geftattet, in einen militairiſchen Wirkungskreis wieber 
einzutreten.” 


Gleichzeitig wird General⸗Lieutenant 9. Stockhauſen zum Kriegs-Minifter 
ernannt. 


ZT. | Uebereinfunft zwiſchen den Königl. Regierungen von Baiern, Sachen, Würtem- 
berg, abgeſchloſſen zu Münden. 


In Erwägung, daß bie durch die Bundes⸗Beſchlüſſe vom 30. März und 7. April 
1848 in Ausſicht geftellte Reviſton der deutſchen Bunded-Verfaffung ein dringendes Bes 
dürfniß ift, daß es aber nicht gelungen -ift, mit der zu dieſem Zwecke berufenen Nationale 
Berfammlung eine neue Berfaffung zu vereinbaren, und daß auch bie fpäter unter meh⸗ 
reren beutfchen Regierungen gepflogenen Verhandlungen nicht dazu geführt haben, ven 
Entwurf einer alle Bundesglieder vereinigenden Verfaſſung aufzuftellen, haben es bie 
K. Regierungen von Baiern, Sachen und Würtemberg für eine Pflicht gegen ihre 
Länder fowohl, ald gegen das Gefammt- Vaterland erachtet, ſich über einen Vorſchlag 
zur Ausführung jener Bunvesbefchlüffe zu einigen. 


Demgemäß find die Unterzeichneten, und zwar: 
für Baiern der K. Staatöminifter des K. Haufes und bed Aeußern Ludwig 
v. d. Mfordten, 
für Sachſen ver K. Geſchaͤftstraͤger Adolf Graf von Hohenthal, 
für Würtemberg der K. außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter 
Ferdinand Graf von Degenfeld⸗Schomberg, 
am heutigen Tage zuſammengetreten und, auf Grund der zwiſchen ihren hohen Regie⸗ 
rungen gepflogenen vertraulichen Verhandlungen, unter Vorbehalt der Genehmigung über 
nachſtehende Artikel uͤbereingekommen, welche den Inhalt eines ſolchen gemeinſchaftlichen 
Vorſchlages bilden, und die Grundzüge für die Reviſion der deutſchen Bundesverfafſung 
darlegen follen, durch welche e8 unter den gegebenen Verbältnifien möglich wird, eine 
unheilvolle Spaltung Deutfchlanns zu vermeiden, und biejenigen Zufagen zu erfüllen, 
welche fämmtliche Bundes⸗Regierungen der Nation durch die angeführten Bundesbeſchlüfſe 
gegeben haben. 
Art. 1. Als gemeinfame Bunded= Angelegenheiten werben anerkannt: 


1) die voͤlkerrechtliche Vertretung Deutſchlands in feinen allgemeinen Verhältnifien 
zum Auslande. Das Geſandtſchaftsrecht ber einzelnen Staaten wirb nicht 
aufgehoben; 

2) die Entſcheidung über Krieg und Frieden; 

3) die Oberleitung der bewaffneten Macht zu Land und zur Ser; 

4) vie Erhaltung des Landfrievens, der Innern Ruhe und Sicherheit; 

5) die Oberaufficht auf die gemeinfamen Handels⸗ und Zoll Angelegenheiten; 

6) die Oberaufficht über vie Anftalten für den Verkehr: Schifffahrt, Poften, 
Eiſenbahnen, Telegraphen; 

T) die Förderung eines Einverflännnifies über bie wunſchenswerthe Gleichheit in 
Münze, Maß und Gewicht; 
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8) Die Beifchaffung der zu dem gemeinſamen Aufwande erforderlichen Gelomittel 
durch Matrieular- Beiträge; 

9) die Gewähr derjenigen Rechte, welche den Angehörigen aller deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten zugefichert find; 

10) die Gefeßgebung in den gemeinfamen Bunves« Angelegenheiten, unbeſchadet ver 

Unabhaͤngigkeit der Innern Landesverwaltung Der einzelnen Staaten; 

11) die Gerichtöharfeit in gemeinfamen Bundes = Angelegenheiten. 

Art 2. Die Bunded- Organe find: 

1) die Bundes⸗Regierung, - 
2) die Nationgl= Vertretung, 
3) das Bundes⸗Gericht. 

Art. 3. Die Bundes-Regierung wird durch ſieben Mitglieder gebildet, welche von 
folgenden Bundes⸗Gliedern ernannt werden: 1) Oeſterreich, 2) Preußen, 3) Baiern, 
4) Sachſen, 5) Hanmover, 6) Würtemberg, 7) Kurheflen und Großherzogthum Heſſen. 

Den übrigen Bundes-Gliedern ift es, ſoweit nicht agnatifche oder fonftige erbrecht⸗ 
liche Beziehungen deren Verbindung mit der einen oder andern Stimme bebingen, frei= 
geftellt, mit welcher derſelben fie fich vereinigen wollen. Die Art und Weife ver Be— 
theiligung ver folthergeftalt mitvertretenen Staaten an ver Ausübung des Rechts der 
Beſchickung der Bundes⸗Regierung bleibt bem freien Uebereinkommen überlaffen. 

Art. 4 Die Bundes⸗Regierung hat ihren Sig zu Frankfurt a. M. Sie beforgt 
alle gemeinfamen Bunves = Angelegenheiten, mit Ausnahme der Gerichtöbarkeit, theils 
allein, theils unter Mitwirkung der National» Vertretung. 

Sie tritt mit den Regierungen ver einzelnen Bundesſtaaten durch Bevollmächtigte 
verfelben, oder in deren Ermangelung durch ummittelbare Correſpondenz in Verbindung. 

Art. 5. Die Bundes-Regierung faßt ihre Beichlüffe in der Regel nach einfacher 
Stimmenmehrheit. Nur wo es fih um Abänderung der Bundes⸗Verfaſſung Handelt, 
ift Stimmen» Einhelligkeit erforverlich. 

Art. 6. Die Mitglieder der Bundes-Regierung find an die Inftructionen ihrer 
Staats⸗Regierung gebunden, Sie dürfen jedoch die Abftimmung nicht wegen Mangels 
einer Inftruction verweigern. 

Die Gefchäftd- Orbnung hat für wichtige Kragen eine billige Frift zur Einholung 
von Inftructionen zu gewähren, nach deren Ablauf die Abftimmung erfolgen muß. 

Art. 7. Die Bundes⸗Regierung ernennt bie nothwendigen Bundes⸗Beaniten. 


Art. 8. Die National Bertretung befteht aus 300 gewählten Mitgliedern. Don 
diefen werben in Oefterreich 100, in Preußen 100 und in ben übrigen Bundesſtaaten 
100 gewählt, gleichniel ob Ofterreich und Preußen mit ihren Geſammtſtaaten, over nur 
mit dem größern Theile verfelben dem Bunde beitreten. Im jeden Bundesſtaate wird 
wenlaftens ein Mitglied gewählt. 

Art. 9. Die National-Bertreter werden burch die Landes⸗Vertretungen in ven ein- 
zelnen Bundesſtaaten gewählt. 

Art. 10. Die Bundes⸗Regierung beruft Die Nationals Bertretung, und iſt bes 
rechtigt, dieſelbe zu vertagen oder aufzuldfen. Im Falle der Aufldfung muß binnen ſechs 
Monaten die neue Wahl vollzogen, und die Verfammlung berufen werden. 

Art. 11. Der Nationale Bertretung fieht die Mitwirkung zur Bundes⸗Geſetzgebung 
zu. Ohne Buftimmung verfelden Tann die Bundes⸗Regierung Fein Bundes⸗Geſetz er⸗ 
laſſen. Die Rational» Vertretung hat das Necht der Imitiative zur Geſetzgebung in 
allen Angelegenheiten, welche ver Bundes⸗Geſetzgebung zugewieſen find. 

Art. 12. Die Zuftimmung ber Rational Vertretung ift erfornerlich zur Feſtſtellung 
ber Bundes⸗Ausgaben und der zu erhebenden Matricular⸗Umlagen. 

Der Voranſchlag Hiefür, jo wie der Nachweis über die Verwendung wird alle brei 
Sahre von ver Bundes⸗Regierung vorgelegt. 
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Die Matricular- Beiträge werden auf die einzelnen Bundesſtaaten nach dem in Art. 8. 
feftgefegten Maße ihrer Betheiligung an der National-Bertretung verteilt. 

Ueber die Frage, welche Ausgaben als ſolche Bundes⸗ Ausgaben zu betrachten find, 
dag auf fie Diefer Maßſtab angewendet werben kann, bleibt befonbere Verabredung vor⸗ 
behalten. 

Art. 13. Die National= Bertretung Tann Anträge oder Wünfche bezüglich aller 
gemeinſamen Bundes⸗Angelegenheiten an die Bundes⸗Regierung bringen. 

Art. 14. In folgenden Bällen Tann ein Beihluß der National- Vertretung nur 
durch eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen giltig gefaßt werben: 

1) wo es auf Abfafiung over Abänderung von Grund⸗Geſetzen des Bundes an⸗ 
fommt; 

2) bei Aufnahme neuer Mitglieder in ven Bund; 

3) in Religiond« Angelegenheiten. 

Art. 15. Es wird ein ſtaͤndiges Bundes⸗Gericht eingefcht. 

Art. 16. Sobald fämmtliche Mitglieder des bisherigen deutfchen Bundes ihre Zu⸗ 
flimmung zu vorſtehenden Artikeln gegeben haben, wird die Bundes⸗Regierung nach 
Art. 3. gebildet, und tritt an die Stelle der, gemäß ver Convention vom 30. September 
1849, eingefeßten proviforifchen Bundes- Commifjion. 

Art. 17. Diefe Bunded-Megierung bat fofort auf der Grundlage vorſtehender 
Artikel ein Bundes⸗Grundgeſetz zu entwerfen, welches beftimmt ift, nach erfolgter Zu⸗ 
flimmung fämmtlicher Mitglieder des bisherigen deutſchen Bundes an die Stelle ver 
Bunded= Arte vom 8. Juni 1815 und der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 
zu treten. 

Art 18. Dieſes Grundgeſetz wirb von den Megierungen ver einzelnen Bundes⸗ 
fiaaten den Landed- Vertretungen mit der Aufforderung mitgetheilt, vie Wahl ver Nationals 
Vertreter vorzunehmen. 

Art. 19. Nach vollendeten Wahlen wird die National-Bertretung einberufen, und 
verielben dad Bundes» Grundgefeh zur Vereinbarung vorgelegt. 

. Nach erfolgter Genehmigung, welche gegenfeitig mit möglichfter VBefchleunigung an⸗ 
zueigen ift, werden bie drei K. Megierungen fofort gemeinfchaftlich ihren Vorfchlag zu⸗ 
nächſt an die K. K. äfterreichifche und K. preußifche Negierung gelangen laſſen, und ver 

. propiforifchen Bundes⸗Commiſſion davon Kenntniß geben. 

Gegenwärtiger Urt ift in drei gleichlautenden Exemplaren auögefertigt worben. 

Ein politifches Erzeugniß, welches fih und feinen Urheber felber richtet, 
und nicht einmal ben befcheidenen Anfprüchen genügt, die das bisherige Wirken 
des bairifchen Staatemannes erwecken Tonnte. Der Einfall mit den „Grup⸗ 
pen” mag für genial gelten; doch verfteht fih Herr Keller jedenfalls beſſer 
darauf, als Dr. 9. d. Pfordten. | 


27. | Der Für von Hohenzolfern- Hechingen macht die Abtretung bes Fürſtenthums 
befannt, und enibindet feine bisherigen Untertanen des ihm geleifteten Eides. 


98, | Antwort des k. ypreußifchen Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten auf 
bie öſterreichiſchen Borfchläge wegen Anbahnung einer Zoll⸗ und Handels⸗Eini⸗ 
gung mit Deutichland. | 

Der Unterzeichnete beehrt fi dem K. oͤſterreichiſchen außerorventlichen Geſandten 
und beuollmächtigien Minifter, Herrn Freiherrn v. Prokeſch⸗Oſten im Verfolge feiner 
vorläufigen Note vom 7. d. M., in Betreff ver Vorfchläge ver K. oͤſterreichiſchen Regie⸗ 
rung wegen Unbahnung der Öfterreichifch>veutfchen Zoll- und Hanvelö- Einigung, nad) 
Maßgabe ver auf Seiten der K. Regierung flattgehabten Berathung des Gegenftandes, 
pie nachfiehenne Mittheilung ganz ergebenſt zugehen zu lafien. 
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Es gereicht dem Unterzeichneten zuvoͤrderſt zur aufrichtigen Befriedigung, vie Ver⸗ 
ficherung wiederholen zu koͤnnen, wie man biefjeitö bei der Erwägung der Sache, in 
voller_ Anerkennung der Bedeutung dieſer hochtwichtigen Angelegenheit, mit der ganzen 
Sorgfalt zu Werke gegangen iſt, welche durch die mannichfachen dabei in Betracht kom⸗ 
menden Nüdfichten geboten war. Nicht minver darf der Unterzeichnete mit wahrer Ges 


te 


nugthuung von neuem bie vollfommene DBereitwilligkeit der K. Regierung außfprechen, 


unter Fernhaltung aller Nebenrüdfichten irgend welcher Art, zu einer immer engeren 
Verbindung der materiellen Interefien Deutfchlands und Defterreichd, alſo zu einem Biele 
Binzuwirfen, welches fie ſchon felt einer Neihe von Jahren im Auge gehabt hat, deſſen 
Erreihung fie troß des Mißlingens mancher dahin gerichteten Schritte niemals aufgeben 
mochte, und melches fie in großartiger Auffaffung fowohl in der mitgetheilten Denk⸗ 
ſchrift, al8 auch in der geehrten Note vom 2. d. M. mit Freuden wiederfindet. Indem 
die Regierung auch ihrerjeit3 lediglich durch das Intereffe der Sache geleitet wird, hält 
fie feft an ver Vieberzeugung, daß fie auf foldem Wege den Abfichten ver Katferlichen 
Regierung und dem Intereffe der gemeinfamen Wohlfahrt Deutſchlands am zweckentſpre⸗ 
chendſten entgegenzukommen vermag. 

Das letzte Ziel, welches anzuſtreben iſt, die vollſtändige Zolleinigung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und dem geſammten Oeſterreich, kann, wie die mitgetheilte Denkſchrift nicht ver⸗ 
kennt, um Erſchütterungen im Volks⸗ und Staatshaushalte zu vermeiden, nur allmaͤh⸗ 
lig, mit der noͤthigen SEonomifchen Vorbereitung und von Stufe zu Stufe fortſchreitend 
erreicht werden. Es wird deshalb als die zunächft vorliegende Aufgabe bezeichnet, daß 
in ven verſchiedenen beutfchen Bollgebieten die in jenem berfelben ald nothwendig bereits 
erkannte oder zu erachtende Reform des Tarifs und der fonftigen Zollgefeßgebung in 
möglichft übereinftimmenver Richtung erfolge, und daß dieſe Richtung in ihrem allges 
meinen Gange unter ven betheiligten Staaten vereinbart werde, daß ferner fofort ein 
näher bezeichnete, unverzüglich eintretendes Minimum gegenfeitiger Zugeftändniffe ver 
tragsmäßig feftgeftellt werde; daß envlich, nachdem die gegenfeitigen Tarifs⸗Reformen 
ausgeführt find, eine weitere Vorbereitung der vollftändigen Einigung durch Erleichterung 
der gegenfeitigen Einfuhr von Fabrik⸗ und Manufactur-Waaren flattfinde. 

Das Organ zur Ausführung dieſes Planes wird in einer, bon der Bundes⸗Cen⸗ 
tral» Sommiffion zu berufenden Zoll=Gonferenz gefunden, welche, wie die Denkſchrift an« 
deutet, aus Benollmächtigten der vorhandenen deutfchen Zoll⸗ und Handelsgebiete bes 


ſtehen, jedoch nach einer amtlichen Erklärung in der Wiener Zeitung vom 22ften d. M. 


aus Bevollmächtigten aller Mitglieder des deutſchen Bundes zufammengefegt ſeyn fol. 
Was zunächft die formelle Seite der Sache betrifft, fo if zwar von der K. Regie 
rung bie Gompetenz der provtforifchen Bunded-Commiffion als unzweifelhaft aus dem 
Bundesrechte hervorgehen angenommen; es ift ferner bemerkt, daß viefe Gompetenz nicht 
nur im Rechte, fondern auch in der Zweckmäßigkeit, ja in ver Natur und Nothwendig⸗ 
feit der Dinge begründet fey. Wollte man inveffen vorläufig felbft ganz davon abe 


ſehen, daß bei ver beabfichtigten Zolleinigung auch umfangreiche nicht deutſche Lan⸗ 


destheile betheiligt. jeyn follen, fo Fan immer nicht außer Erwägung bleiben, daß Die 
Herftellung einer allgemeinen deutſchen Zolleinigung ohne Zweifel zu. den „organifchen 
Bunbedeinrichtungen und gemeinnüßigen Anoronungen fonftiger Art” gehört, welche nach 
den auöbrüdlichen Beflimmungen des Artikels 6. der Bundes» Afte und des Artikels 13. 
der Schluß- Akte dem Plenum der Bundes-Verfammlung jugewieien, alfo nach der eben 
fo ausdrücklichen Beſtimmung des $. 13. ver Mebereinfunft vom 30. September 1849 
bes freien Bereinbarung ber einzelnen Bundesglieder vorbehalten find, und hinſichtlich 
deren der engere Math, ſomit nach $. 5. ver gedachten Uebereinkunft auch Die proviſoriſche 
Bunded-Commiffion, nur zu vorbereitenden Maßregeln compeient iſt. Die Berufung 
einer beutfch=dfterreichifchen Zolleonferenz, zum Zwecke der Herbeiführung einer Zoll⸗ 
einigung zwiſchen Deutichland und Oeſterreich, bürfte aber unverkennbar über den Kreis 
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vorbereitender Maßregeln ſchon infofern fehr weit hinausgehen, ald der Zufammentritt 


einer folchen Gonferenz das Einverſtaͤndniß der betheiligten Zollgebiete und Staaten 
über ein zu erreichendes Ziel, aljo einen Beichluß in ver Sache felbft, bereits voraus« 
geſetzt. In der That würde bie Thätigkeit dieſer Conferenz, namentlich wenn man ſich 
Die letztere, ver neueften Anficht der K. K. Regierung gemäß, als einen Congreß von Ab⸗ 
georoneten jämmtlicher deutjchen Staaten denkt, im Wefentlichen Feine andere ſeyn koͤn⸗ 
nen, als diejenige, welche das Plenum der, Bundes⸗Verſammlung auszuüben gehabt haben 
würde. — 

Die K. Regierung Hat, nach reiflicher Prüfung, an dieſen Geſichtspunkten ver 
Strenge nach nur feitzubalten vermocht, gleichwohl ift fie weit entfernt, diefem formellen 
Bedenken ein fo entſcheidendes Gewicht beilegen zu wollen, um damit irgendwie auf eine 
nähere Erwägung der Sache überhaupt zu verzichten. Im Gegentheil würbe die K. 
Regierung, lediglich von dem aufrichtigen Beſtreben der Foͤrderung der Sache geleitet, 
wenn fie der Anficht ſeyn Tönnte, daß ein in Frankfurt over an einem anderen Orte 
abzuhaltender Congreß von Bevollmächtigten aller veutfchen Staaten fich al8 der gerig« 
netſte Weg zur Erreichung des Zieles darſtelle, ihrerſeits gern bereit feyn, zu einem fol« 
hen Eongreffe die Hand zu bieten. Die K. Regierung vermag indeſſen nad forgfamer 
Erwägung aller Rückſichten dieſen Weg nicht für den geeigneten zu erfennen, und ber 
Unterzeichnete darf um fo weniger Anſtand nehmen, die Hierbei in Vetracht gekommenen 
Motive ohne Rüdhalt nieverzulegen, als er bei der vollkommenen Offenheit, mit welcher 
die K. Regierung ver K. 8. gegenübertritt, von felbft jeder Sorge vor irgend einer Miß- 
deutung enthoben zu feyn, ſich überzeugt Halten Tann. 


Die Mehrzahl der deutſchen Staaten gehört bereits größeren Zoll⸗ und Handels⸗ 
Verbänden an. Preußen ift nach Inhalt der Grundverträge des Zollvereins ermächtigt, 
unter den in biefen Verträgen enthaltenen Mafgaben, auf eommerzielle Verhandlungen 
feitend des Zollvereins einzugehen, und es erblickt eine feiner unerläßlichiten Pflichten 
darin, Hierbei die Interefien des gefammten Zollvereins in vertragsmäßiger Weiſe und 
vollkommen gleichmäßig zur Geltung zu bringen. Preußen ift ferner mit verfchlevenen, 
"zur Zeit außerhalb eines größeren Verbandes befinplichen deutfchen Staaten durch das 
Bündniß vom 26. Mai 1849 auch zur Herftellung einer Zolläinigung in vertragsmäßige 
Berbindung getreten. Hannover iſt zur Unterhandlung von Verträgen Namens bed 
Steuervereind ebenfalld den diesfälligen Verträgen gemäß berechtigt. Don dieſer Lage 
ver Sache, als von dem rechtlich und thatfächlich beſtehenden Zuſtande aus 
gehend, kann vie K. Regierung ald den einzig geeigneten und mit Ausficht auf Erfolg 
zu betretenden Weg zum Ziele nur den Weg einer Verftändigung zwifchen Defterreich, 
dem ollverein, dem Steuerverein und einer Vertretung der außer dieſen Verbänden 
ſtehenden Staaten, deren Borm nicht ſchwer zu finden ſeyn würbe, betrachten; fie glaubt 
um fo zuverfichtlichet Hoffen zu dürfen, daß auch Die K. Negierung fich zur Betretung 
dieſes Weges entfchließen werde, als viefelbe in der mitgetheilten Denkichrift ausprüde 
lich im Voraus erflärt Hat, fich jevem Gegenantrage bereitwillig fügen zu wollen, 
welcher- geeignet fey, die Sache felbft zufördern, und das Ziel gewiſſer, rafcher und leich⸗ 
ter ald von dem auf ihr beantragten Wege erreichen zu machen, eine Bereitwilligkeit, bie 
auch ſeit Mittheilnng der Denkfcehrift dem K. Gefandten in Wien mündlich mit dem 
Bemerken wieberholt worben iſt, daß man auf die formelle Behandlung der Sache Feis 
nen Werth legen, und fogleich auf Unterhandlungen, zuförberft mit Preußen, tiber die ges 
machten Vorfchläge einzugehen geneigt feyn würde. 

Die K. Regierung erklärt fich daher, in der zuberfichtlichen Vorausſetzung der 
Zuftimmung der mit ihr zum Bollvereine verbundenen Megierungen, bereit, auf biefem 
Wege fofort und jeverzeit, ſey es mit Defterreich allein,. fey es mit Oeſterreich und den 
Vertretern der übrigen deutſchen Zollgebiete und Staaten, in Berlin ober in Wim in 
Unterhandlungen zu treten. 
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Daß diefe Unterhandlungen die Zolleinigung ſelbſt nicht zum Gegenftande Haben 
tönnen, daß aber die Erreichung biefer Einigung als ein nie aus den Augen zu ver⸗ 
lierendes Ziel vorſchweben wuß, darüber iſt die Königliche Regierung mit der Kaiferlichen 
vollkommen einverflanven. Nicht minder acceptirt fie mit aufrichtiger Befriediguug Unter⸗ 
Handlungen über die in ver Denkſchrift ſpeciell aufgeführten Punkte, nämlih: a) den 
gegenfettigen zollfreien Austaufch ſey es hei der Einfuhr wie bei der Ausfuhr von vielen 
einheimifchen Roherzeugniffen und Nahrungsftoffen, eben fo von inlänbifchen Halbfabri= 
- taten, wenn für Ießtere ein gleichmäßiger audgiebiger Zollfhug an den Grenzen ver 
gegenfeitigen Zollgebiete gegen die nicht zu venfelben gehörenden Länder zu erzielen iſt; 
b) die Durchfuhr durch Die deutſchen Staaten nach Oefterreich und umgekehrt; c) eine 
umfaſſende wechſelſeitige Erleichterung in ver Grenzbewachung; d) Megelung ver Fluß⸗ 
Schifffahrt und Ermäßigung der Kluß= Zölle; e) Regelung der gemeinfamen Poſt⸗, Eifen- 
bahn, Telegraphen- und Dampfihifffahrtd> Linien. 

Dagegen vermag die K. Negierung nicht zu erkennen, daß Verhandlungen über die 
verfihiedenen Tarife in viefem Augenblide mit wahrem Nutzen würben begonnen 
werden koͤnnen. Zwar wirb in vollem Umfange zugegeben, daß eine möglichfte Ueber⸗ 
einflimmung ber verfchtevenen deutſchen Zolltarife und Zollgefeßgebungen anzuftreben, und 
im weiteren Verfolge zu gegenfeitiger Begünftigung der Einfuhr deuticher Fabrik⸗ und 
Manufactur-Waaren überzugehen fehn wird, allein es ftellten fich Die hierbei in Betracht 
fommenden zarten und verwidelten Verhältniſſe bei unbefangener Betrachtung noch nicht 
als reif dar, um fihon jett zum Gegenſtande der Verhandlung gemacht zu werben. 


Es wird in der Denkſchrift hervorgehoben, daB die Nevifion des Tarifs und der 
Zollgeſetzgebung Oeſterreichs, bei aller Rückſicht auf Verwandtſchaft und Gleichartigkeit 
mit der entſprechenden Geſetzgebung Deutſchlands, doch ſelbſtſtändig ausgearbeitet, und 
zunächſt für vie Öfterreichifchen Bedürfniſſe berechnet werde. Don dieſem voll⸗ 
ftändig berechtigten Gefichtspunfte glaubt die preußifche Regierung auch für fich und 
ihre Zollverbündeten ausgehen, alfo bei aller Rückſicht auf ven Inhalt des Fünftigen 
öfterreichifchen Tarifs, die Bedürfniſſe des eigenen Gebiets in erfter Linie mit wahrnehmen 
zu müſſen. Daß Preußen in Gemeinfchaft mit den übrigen Zollvereins- Staaten eine 
Revifion feines Tarifd und feiner Bollgefeßgebung in dieſem Sinne nicht ſchon vorlängſt 
eingeleitet Hat, davon iſt der Grund, wie nur ver Andeutung bebarf, in ver Ungewißheit 
über das handelspolitiſche Gebiet zu finden, von deſſen Tperiellen Bebürfnifien man bei 
jener Nevifion auszugehen Haben würde. Diefe Ungewißheit iſt zur Zeit noch nicht ge= 
hoben, und die Königliche Regierung fieht fich daher gegenwärtig noch nicht in ber 
Lage, auf Unterhandlungen über Tarifgegenftände einzutreten. Sie glaubt nicht zu 
irren, wenn fie von der Vorausſetzung ausgeht, daß die überwiegende Mehrzahl der 
deutfchen Regierungen dieſes Bedenken theilen wird, denn es bürfte kaum erfl daran 
erinnert werden, daß auf die Gefichtöpunfte, von welchen jeder einzelne deutſche Staat 
die Tarif= und Zollfrage betrachtet, ver Umſtand von mefentlichem Einfluffe ift, ob er 
einem größeren Hanbelöpolitifchen Verbande angehört, und aus welchen Theilnehmern 
diefer Verband befteht. Die K. Regierung erblict indeſſen In dieſer Lage der Sache 
‘Sein Hinderniß für Verhandlungen über die oben zu a bis e bezeichneten Punkte; fie 
glaubt nicht, daß man etwas an fich Zweckmaͤßiges und im gemeinfamen Intereffe 
Liegendes deshalb unterlaffen fol, weil ein Anderes, nicht minder Zweckmäßiges, nicht 
gleichzeitig erreicht werden kann; fie Tegt der immer engeren Verſchmelzung der materiellen 
Interefien Deutichlands und Defterreichd einen fo großen Werth bei, daß fie einen jeven 
Schritt zu diefem Ziele mit aufrichtiger Freude begrüßt, und fie if von dem Bedürfniß 
einer ſolchen Verſchmelzung zu feit überzeugt, um der Beſorgniß Raun zu geben, man 
würde, wenn einmal der erfle Schritt gefcheben, bei diefem erflen Schritte ſtehen bleiben 
können. Die Königlihe Regierung wird, fo viel es an ihr Liegt, au 
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ferner bewähren, daß es ihr Ernft iſt, die Entwickelung der materiellen 
Wohlfahrt Deutfchlands nach allen Kräften zu fördern. 

Der Unterzeichnete erfucht den Herrn Freiherrn von Prokeſch⸗Oſten ganz ergebenft, 
gegenwärtige Note Seiner hohen Regierung vorlegen zu wollen, und indem er fchlieglich 
bemerkt, daß diefe Note unverzüglich fowohl zur Kenntniß der fämmtlichen Zollvereins⸗ 
flanten umd der zu dem Buͤndniß vom 26. Mai 1849 gehörenden deutſchen Staaten 
gebracht, als auch der prontjorifchen Bundes⸗Commiſſion mitgetheilt wird, benußt er u. ſ. w. 


Neglement zur Ausführung des Wahlgefepes für bie preußifche erfle Kammer. 
Die Wahlen follen am 16. März, beziehungsweile am A. April 1850 ſtatt⸗ 
finden. 


23:| Die Kammer der Neicheräthe in Baiern genehmigt den Gefep- Entwurf wegen 


Verpflichtung der Gemeinden zum Erfah des durch Aufläufe verurfachten 
Schadens, fo wie er von ber zweiten Kammer bereitd angenommen worden. 


28. | Schreiben bes Landtags⸗Commiſſars an das Präftbium ber kurheſſiſchen Stände- 


Berfammlung: „Auf heute an mich gelangte Mittheilung über die von hoher 
Stände-Berfammlung am 26. d. M. befchloffene Erklärung und Verwahrung 
in Betreff bed von Sr. 8. H. dem Kurfürften neugebildeten Minifteriums, bes 
ehre ich mich, dem Heren Präfidenten ber Stände-Berfammlung ergebenft an⸗ 
zuzeigen, daß ich nach der mie als Landtags⸗Commiſſar vorgezeichneten Stel⸗ 
Inng und nad empfangener ſpecieller Inftruction außer Stande bin, jenes 
Schreiben bei den Furfürftlichen Staats Minifterium zur amtlihen Vorlage zu 
bringen.” 


28. | In Uebereinftiimmung mit dem erflen orbentlichen Landtage enbgiltig feftgeftellte 


Berfaffung für das Herzogthum Anhalt» Bernburg. 


80 1. Mär. 1. 





März 


4.| Situng bes Verwaltungsrathes, beffen Präſes den hannoverſchen Abfages Brief 
(S. 21. Kebruar) mittheilt, und darauf anträgt, denſelben zunächſt der Ver⸗ 
faſſungs⸗ Commiffion Behufs fchleunigfter Berichterfiattung zu übermweifen. 

Der Gh. Heſſiſche Benollmächtigte finvet fih durch den Inhalt der Note auf- 
gefordert, feine Erklärung unverzüglich folgen zu laſſen. Er flellt das Beflimmte Er⸗ 
fuchen, ihm zur Abgabe berfelben in der Neihenfolge ver Erklaͤrenden das Wort zu geben. 

Nachdem der Vorſitzende Hierauf die fofortige Aeußerung über den Inhalt der 
Note den Mitglievern des Verwaltungs⸗-Rathes anheimgeftellt, fprechen fich biefelben 
aus, wie folgt: 

Der Sb. Badiſche Bevollmächtigte. Die fo‘ eben vernommene Eröffnung ver 
K. Hannoverfchen Negierung biete, fo viel fie das Verhaͤltniß dieſer Negierung zu dem 
Bündniß vom 26. Mai 1849 betreffe, der rechtlichen Erörterung und Beurtheilung 
kaum eine neue Seite dar, weöhalb eine Verweiſung der Eröffnung an vie Verfaſſungs⸗ 
Commiffion wohl überhaupt unterbleiben dürfe. Was die K. Hannoverſche Regierung 
vorbringe, fey rechtlich unbegründet oder irrelevant. Neu feh nur der in Feiner Weife zu 
rechtfertigende Schritt ver einfeitigen Loͤſung eines feierlich gefchlofienen Vertrages, und 
die beklagenswerthe Thatfache einer offenen Nechtsverlegung. Einem ſolchen Vorgehen 
gegenüber gebiete Ehre und Pflicht, daß auch feitens der. beim Bündniß verharrenden 
Verbuͤndeten jet unveriweilt und entſchieden gehanbelt werde, damit die Wahrung des 
Mechts nicht Hinter der Rechtskraͤnkung zurüchleibe. Indem er daher darauf antrage, 
daß in die gemeinfchaftlichen Akten der verbünbeten Regierungen, in dad Protocoll des 
Verwaltungs⸗Raths ein entjchievener Proteft gegen die Losſagung Hannovers von dem 
Bertrage vom 26. Mai 1849 niedergelegt werbe, ſtimme er zunächft und vor Allem für 
Befchleunigung der gegen Hannover bei dem Bundes⸗Schiedsgericht anzuftellenden Klage. 


Der Kf. Heififche VBenollmächtigte ſtimmt für den formellen Antrag des Vor⸗ 
ſitzenden auf Verweiſung der hannoverfchen Erklärung an die Berfafjungs- Eommiffion. 


Der Gh. heififche Bepollmächtigte ftimmt dem Gh. badifchen darin bei, daß von 
einer Ueberweifung der jo eben vernommenen Erklärung der K. hannoverſchen Regierung 
an die Verfaſſungs⸗Commiſſion Umgang zu nehmen feyn möge, da die in vieler Erflä- 
zung aufgeftellten Behauptungen und die daraus abgeleiteten Folgefäße in ven früheren 
Protocollar⸗ Verhandlungen des Verwaltungs Mathe fihon zur Oenüge geprüft und 
widerlegt ſeyen. Indem er fich fo veranlaßt als verpflichtet halte, ſeinerſeits fofort auf 
den Inhalt ver Hannoverfchen Erklärung felbft einzugehen, wiſſe er allerdings die Motive 
zu würdigen, welche die K. preußiiche Regierung beſtimmt haben dürften, ſich in dieſem 
erften Augenblick auf die durch den Vorſitzenden gemachte Eröffnung zu befchränfen, und 
die Erflärung der K. hannoverſchen Regierung einftweilen weder zu charafterifiren, noch 
auf dieſe Erklärung ihrerſeits fofort einen materiellen Antrag zu gründen, vielmehr vie 
Initiative zu Velden dem DVerwaltungd- Mathe anheimzugeben. In erflerer Beziehung 
finde er num nicht entfernt ein Bedenken, e8 laut und offen zu befennen, daß die Heute 
pernommme Erklärung der K. hannoyerſchen Megierung ihn nicht fonberlich mehr zu 
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befremden im Stanbe ſey, ba fie nur den Schluß eines TAngft intonirten Liedes bilde. 
Als Deutfcher und als Vertreter einer deutſchen Regierung, die, niemals wort und 
treubräcdhig, eingegangene Verpflichtungen und gegebene Zuficherungen flets auf das 
ehrenhaftefte erfüllt habe, fpreche er ſodann fein tieffte® Bedauern aus, daß die K. han« 
noverfhe Regierung, nachdem fie ſchon einmal dem ganzen deutfchen Lande durch Ver⸗ 
nichtung der in anerkannter Wirkſamkeit beftandenen eigenen Landes⸗Verfaſſung ein 
Aergerniß gegeben, uneingebenf der Kolgen dieſes Schrittes, nun abermals dazu über⸗ 
gehe, die Charte zu zerreißen, bie dazu beftimmt fen, die feierlichen Zuſagen zu erfüllen, 
die von allen deutſchen Meglerungen ohne Ausnahme, und fomit auch von der K. han⸗ 
noverſchen der beutfchen Nation gegeben feyen, — die Zuficherung ber verfaffungs«- 
mäßigen Grundlage, auf welcher mit Erhaltung ver Selbſtſtaͤndigkeit der einzelnen 
beuifchen Megierungen und Volksſtaͤmme, die Einheit und Macht Deutſchlands, die 
Gemeinſamkeit aller feiner politifcden und materiellen Interefien, im Einverflänpniß ver 
Negierungen und ber Vertreter ver Nation, fich würde erbauen laſſen. In Beziehung 
auf den Rechtspunkt koͤnne die Erklärung der K. hannoverſchen Regierung, wie auch 
der Gh. badiſche Bevollmaͤchtigte bereits angeführt, nur die Nothwendigkeit und Näth- 
Tichkeit verftärfen, mit ber im Ausficht genommenen Klage» Anftelung gegen bie K. 
Megierungen von Sachen und Hannover bei dem proviſoriſchen Bundes«- Schiedsgericht 
nunmehr ungeläumt vorzufchreiten, und zwar insbeſondere feltend derjenigen Regierungen, 
bie ſich zum Anflug an das Buͤndniß vom 26. Mat v. I. beftimmen ließen, weil fie 
an bie Vertragstreue nicht blos einer, fondern aller drei Regierungen glaubten, vie 
ben Vertrag zuerft abfchloffen. Diefelben Regierungen würben dabei mit voller Zuver⸗ 
fiht erwarten dürfen, daß die K. preußifche Megierung, Indem fie, auch im Namen 
Sachſens und Hannovers, alle übrigen deutſchen Meglerungen zum Anſchluß an das 
Bundniß eingeladen, und dadurch die Birgſchaſt des redlichen Willens und der feften 
Treue auch für die Megierungen dieſer Staaten übernommen habe, neben dem Rechts⸗ 
wege jet zugleich alle Diejenigen völkerrechtlichen und fonft zuläfligen Maßregeln ergreifen 
und ausführen werde, die erforverlich ſehen, den thatfächlichen Beweis zu führen, daß 
Preußen, wie «8 mächtig und entichlofien die Anarchie nievergehalten, fo auch mit 
gleicher Kraft und Entſchiedenheit einzuftehen bereit fen, für das Recht ver deutſchen 
Nation und für das Recht verjenigen Staaten, die dad der Nation gegebene Wort 
nicht brechen, fondern nach allem Vermögen ehrlich erfüllen wollen. Ueberhaupt werde 
die K. preußifche Regierung, wie der Gh. Heffifche Bevollmaͤchtigte mit gleicher Zuver⸗ 
ficgt erwarte, den Übrigen bunbeögetreuen Staaten mit allen Anträgen vorangehen, vie 
die Erledigung diefer Angelegenheit fordere, und dieſe Staaten dadurch, fo viel an ihr 
fey, vor den Nachtheilen in Schug nehmen, denen fich diefelben durch das eingetretene 
Verhalten Sachjend und Hannoyers jebt nur um deswillen ausgejegt fühen, weil ihnen 
weder im Augenblick der an fie ergangenen Cinladung zum Anſchluß an das Bünbnig, 
noch auch fpäter bei dem wirklichen Beitritt zu demſelben, irgend eine Eröffnung darüber 
gemacht worden, daß ſich Sachſen und Hannover, weniger ald Preußen, over eigentlich 
gar nicht, für verpflichtet erachteten, die proponirten Beflimmungen bed Vertrages vom 
26. Mai v. I. ihrerfeitd zur Ausführung zu bringen. Bekannt mit einer folchen 
Tendenz der K. fächfifchen und Hannoverfchen Regierung, würben bie übrigen Regie⸗ 
zungen fich zu einer Einigung mit der K. preußifchen, wobei fie des guten Willens 
und der Macht verfichert geweſen, allerbings beftimmt gefunben haben, nimmermehr 
aber auch mit den beiven anderen K. Regierungen, als telche für den Abichluß des 
Vertrages nur die augenblidlich nothwendige Sicherftellung ihrer eigenen Eriftenz zum 
Motiv, und bei dem Abſchluß deſſelben fchon den Entfchluß gehabt zu Haben ſchienen, 
fih von den Feftftellungen des Vertrages wieder loszuſagen, fobald ber günflige Moment 
dazu gekommen ſey. 

Der gemeinfchaftliche Bebollmaͤchtigte der thüringiſchen Staaten, Staatsrath 
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Seebeck, erBlärt, daß er ven von dem Gh. heſſiſchen Benniimächtigten dargelegten An⸗ 
fihten und ausgefprocdgenen Erwartungen unbebingt beitrete, und zwar fowohl ihrem 
fachlichen Inhalte, ald auch dem Nachdrucke nach, womit fie kundgegeben worden. Nur 
einen Wunfch wolle er noch hinzufügen. Es ſey ber, daß bes eben vernommenen han⸗ 
noperfehen Erklärung gegenüber, und Angeſichts der dem Bündniß zugedachten Gefähr- 
dung, die übrigen verbünneten Megierungen fi nur mehr und mehr veranlaßt finden 
mögen, auf dem betretenen geranen Wege ver Pflicht und der Ehre zu verharren, und 
auf dieſem Wege mit allen Mitteln des Rechts und ner Macht, und mit dem Ver⸗ 
trauen, welches das Bewußtfenn einer guten Sache giebt, für die Durchführung ber 
bisher gemeinfam erfirebten Zwecke feſt und treu mit vereinten Kräften einzuftchen. Was 
die thüringifchen Staaten betreffe, fo gebe er die Verſicherung, daß viefelben auf Diefem 
Wege nicht wanken werben; fo wie er fich zur Abgabe derſelben Berficherung auch für 
Naffau und die anhaltinifchen Herzogthümer, die er heute mitzuvertreten bie Ehre 
babe, ermächtigt Halte. 

Der SH. mecklenburg⸗-ſchwerinſche Bevollmächtigte ſchließt fih den vorher⸗ 
Hegangenen Erklärungen durchaus an. Medlenburg- Schwerin werde mit allen Kräften 
zur Aufrechthaltung und Durchführung des Bündniſſes mitwirken. 


Der Gh. mecklenburg⸗ſtrelitziſche Bevollmaͤchtigte ſtimmt für den formellen 
Antrag des DVorfigenden auf Verweiſung ber Hannoverfchen Erklärung an die Berfaffungd« 
Commiffion, indem er fich feine Erklärung zur Sache felbft Bis nach Entſcheidung über 
diefen Antrag vorbehält. 

Der Gh. oldenburgiſche Benolfmächtigte tritt fowohl der non dem Gh. heſſiſchen 
geäußerten Anſicht, ald auch der von dem gemeinichaftlihen Bevollmächtigten der 
thüringifchen Staaten gegebenen Berficherung bei, unter dem Zufügen, daß es beſonders 
die Ehre und die Macht der 8. preußlichen Regierung fey, worauf die verbünbeten 
Staaten fich in diefer wichtigen Angelegenheit zu verlafien bätten. Preußen babe bie 
Slagge der bundeöfinatlichen Einigung Deutſchlands zuerft aufgezogen und wiederholt 
und hoch in der Luft wehen laſſen, fo daß die anderen Staaten kein Bedenken getragen, 
nah und nach mit Dertraum und Singebung ihre Schifflein anzubinden. So werde 
denn auch jebt Preußen, allen anberen treuen Bundesgenoſſen voran, die Ehre biefer 
Blagge zu wahren und vor Verlegungen zu fhügen willen, und unmöglich zugeben ober 
geicheben laſſen, daß fie nor unberechtigien Angeiffen gefenft werde. 


Der H. braunfhmweigifche Bevollmächtigte kann die Thatſache, wovon dem 
Verwaltungs⸗Rath jetzt die officielle Kunde geworben, ebenfalls nur auf das tiefſte 
beklagen; auch giebt er fir Braunſchweig und die von Ihm mitvertretenen Fürftenthümer 
Lippe und Waldeck die Berfiherung des unerfchütterten Feſthaltens an den Rechten und 
Pflichten des Bünbniffes. Deſſenungeachtet glaubt er fich aber doch zugleich auch für 
bie von dem Vorſitzenden proponirte Berwelfung der Bannoverifchen Erklärung an bie 
Verfafſungs⸗ Commiſſion entfchelden zu follen, und zwar um beöwilfen, weil den frü= 
beren Berichten dieſer Eommiffion in thatfächlicher Hinſicht biäher immer nur die fac= 
tifche Weigerung Hannovers zur temporären Theilnahme an den Gefchäften des Ver⸗ 
waltungs⸗Raths, beziehungänseife Vertvahrungen gegen die Beſchlüſſe deſſelben vor» 
gelegen, das Berbleiben Hannovers heim Buͤndniß felbft Dagegen noch zuleßt von dem 
hannoverſchen Staatsminifter Stüve ausdrücklich hervorgehoben worden; während es ſich 
nunmehr zuerſt von einer decl arirten Losſage Sannovers von dem Bündniß handle: eine 
Aenderung im facto, die, wenn fie auch gewiß das Ichte Urtheil ver Verfaffungs⸗Com⸗ 
mifflon nicht ändern, Doch der rechtlichen Beurteilung neue Momente darbieten werde, 
deren genaue Würbigung die Bedeutſamkeit der Sache zu erfordern fcheine 


Der 8. ſchaumburg⸗lippeſche Bevollmaͤchtigte ſtimmt für den formellen Antrag 
ded Vorſitzenden. 
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Der Berollmächtigte der freien Hanſeſtadt Luͤbeck ſtimmt ebenfalls für vielen 
Antrag, indem er fich im Uebrigen mit ven von dem Gh. beffifchen und dem thuͤringi⸗ 
fchen Bevollmächtigten ausgefbrochenen Gefinnungen einverflanden erklärt. 

Der Bevollmächtigte der freien Hanſeſtadt Bremen vertraut der K. preußifchen 
Regierung, daß fie Die rechten Wege ermitteln und betreten werbe, um ven zwifchen ben 
verbündeten Regierungen entflanpenen Riß wieder ſchwinden zu machen. 

Der Benollmächtigte der freien Ganſeſtadt Hamburg fchliegt fich im Allgemeinen 
den Erklärungen des Gh. badiſchen Bevollmächtigten an. Er dringt insbeſondere darauf, 
daß der Rechtsweg gegen Hannover und Sachen nunmehr ungefäumt betreten werde, 
und er flellt deshalb anheim, ven Beſchluß des Verwaltungs⸗Raths vom 20. Februar c. 
bei den Regierungen fofort in Erinnerung zu bringen. 

Der Borfigende erklärt, daß er auch jet noch, indem er fortfahre, fich feinerfeits 
jedes Urtheils über die hannoverſche Erklaͤrung einſtweilen zu enthalten, auf eine Ver⸗ 
weifung diefer Erklärung an vie Verfafiungd- Commiffion zurüdkomme Er erneuere 

‚ feinen desfalls geftellten Antrag, und beziehe fich zur Unterſtuͤtzung deſſelben auf die Aus⸗ 
führung des H. braunfchweigifchen Venollmächtigten. Seh übrigens von mehreren Seiten 
das Vertrauen gegen Preußen ausgefprochen worden, daß es mit um fo größerer Ent« 
fHievenhelt auf dem betretenen Wege einer bundesſtaatlichen Einigung der beutfchen 
Staaten verharren werde, je mehr dieſer Weg erfchwert und gefährdet werde, fo gebe 
er Namens der 8. preußifchen Regierung die Berficherung, daß dieſes Vertrauen nicht 
werde getäufcht werben. 

Die fämmtlichen anwefenden Mitglieder ded Verwaltungs⸗ Raths haben ſich ſchließ⸗ 
lich dahin geeinigt: 

Die in der heutigen Sitzung mitgetheilte Erklaͤrung der K. hannoverſchen Regierung 
wird der Verfaſſungs⸗Commiſſion zu ſchleunigſter Berichterſtattung zugewieſen. 


Der Landtag von Deſſau⸗Coͤthen verbeſſert den früher gefaßten Beſchluß (S. 9. 
November 1849) wegen den Geſchwornen⸗Wahlen. Es wird die indirecte 
Wahl angenommen, und daß ber Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Präſident mit ben 
drei Kreisgerichts=Direetoren und brei Kreisbirertoren, aus ben Gemwählten bie 
Jahrestifte der Geſchworenen zufammenfegen follen. 

Königlich preußiſches Geſetz, betreffend die Abldfung der Real⸗Laſten und Regu⸗ 
lirung ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe. 


1 Desgleichen über die Errichtung von Rentenbanfen. 


Bei einem Berliner Fefteffen erregt die allerdings kühne Behauptung bed Bürger 
meifters: ‚Berlin ift ein Vorbild der Treue und Hingebung gewejen”, fo laute 
Zweifel, dag der Rebner ſich bemüßigt findet, hinzuzufügen: „Wenn eine andere 
Meinung in biefer Beziehung bei einem Theile der verehrlichen Geſellſchaft 
obzuwalten ſcheint, fo muß ich mit Entſchiedenheit bitten, erft zu vernehmen, 
was ich fagen wollte. Sch wieberhofe es, Berlin galt ſtets ald ein Vorbild 
ber Treue und Hingebung für das SKönigshaus (wiederholte Bewegung, Ge- 
murmel), als ein Vorbild in Allem, was die Ehre, der Ruhm und die Wohl 
fahrt des Vaterlandes forderten. (Raute Zeichen bes Zweifels). Man wolle 
nur nicht Berlin beurtheilen und veruribeilen, nad einem ganz vereins 
zelt daſtehenden Ereigniß, wobei Die Stabt, als folde, und bie 
ungeheure Mehrheit feiner Bewohner fich nicht betheiligt hat. 
Man wolle nur nicht bie Stabt identificiren mit bem Schreien und Schimpfen, 
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Verdaͤchtigen und Verkehren, Berläumben und Verſpotten Derer, bie fich bie 
Stimme des Bolfes nennen.” 

Das ift äußerſt anzüglich für Viele! Namentlich für dad Individuum, 
welches ber Magiftrat wegen feines März- Heroismus mit bem Foflenfreien 
Bürgerrecht ehrte, fowie für alle März-Penflonaire. 


2. S. M. ber König son Sachſen genehmigt die Münchner Uebereinkunft vom 
27. Februar. 


3. | Thätlihe Inſubordination ber Matroſen gegen einen Offizier auf der Fregatte 
Edernförbe. 


A. | Bericht der Verfaſſungs⸗Commiſſion des Verwaltungsrathes über bad Abfages 
fchreiben der 8. hannoverſchen Regierung vom 21. Februar. | 
. ° In der Note des k. hannoverſchen Bevollmächtigten vom 20. October v. J., in ber 
Note der k. Hannoverfchen Regierung vom 31. October, ver Denkiährift vom 1. Novem⸗ 
ber und der Note vom 30. December v. I. ift nur gegen die im Verwaltungsrathe zur 
Ausführung des Artikel IV. des Bündniffes vom 26. Mat v. I. beichlofienen Maß⸗ 
regeln ein Widerfpruch geltend gemacht. Nur an diefen Maßregeln hat die k. hanno⸗ 
verfche Regierung fich nicht betheiligen und deren Erfolge nicht anerkennen zu wollm, 
erklärt; dagegen aber, obgleich der k. hannonerfche Benollmächtigte feit dem 19. October 
v. 3. an den Verhandlungen des Verwaltungsrathed nicht mehr Theil genommen, na 
‚ ber ausbrüdlichen Erflärung der Note vom 20. October v. 3. den Bündniß⸗Vernag 
vom 26. Mai 1849, und zwar mit Einfchluß des der Nation vorgelegten Entwurf einer 
Reichs⸗Verfafſung, für verbindlich erachtet. Später iſt dieſes Anerkenntniß in ver 
Denkſchrift vom 1. November v. I. dadurch wieverholt, daß die k. hannoverſche Regie⸗ 
rung ſich — wie e8 in dieſer Denkſchrift heißt — der von dem k. preußlfchen Herrn 
Bevollmächtigten und DBorfigenden im DBerwaltungsrathe ergangenen Aufforberung. zur 
Erwägung der gemachten Vorfchläge zu Verfaſſungs-Modificationen nicht entzogen hat. 

Die jebt vorliegende Erklärung geht weiter, Indem fie eine Rosfagung von dem 
Bündniffe vom 26. Mai pr. überhaupt enthält. Der Grund zu biefer Losfagung if 
von dem Befchluffe des Verwaltungsrathes vom 13ten v. M. über bie Einberufung bed 
Reichstages hergenommen. Diefer fol mit den Beſtimmungen im Artikel IV. des 
Bünpnipftatuts: 

„Abaͤnderungen (des vereinbarten Verfaſſungs⸗Entwurfs), welche von dieſer Reichs⸗ 
verſammlung beantragt werden, bedurfen zu ihrer Giltigkeit der Zuſtimmung ver 
Verbündeten. Dieſelben behalten ſich vor, über Zeit und Ort der Reichsyer⸗ 
ſammlung, ſo wie über die Form der Berufung, das Weitere feſtzuſetzen“, 
nicht vereinbar ſeyn. Es wird gefolgert, daß ver Beſchluß vom 1äten v. M. Zwecke 
verfolge, die dem Vertrage vom 26. Mai fremd ſehen, und die nur auf ein zwiſchen der 
Krone Preußen und den übrigen Theilnehmern des Beſchluſſes beſtehendes befonderes 
Bertragsverhältnig zu begründen jehn würben. Eine foldhe, den Beſchluß vom 13ten 
v. M. rechtfertigende Vereinbarung fey aber mit dem Vertrage vom 26. Mai unverträg- 
lich, und die K. hannoverſche Regierung müſſe daher Ihre Beziehungen zu dem Vertrage 
vom 26. Mai v. J. als völlig gelöft, und ihr Verhaͤltniß zu den Theilnehmern deſſelben 
auf die Grundlage des deutſchen Bundes zurückgeführt anfehen. 

Anftatt alfo auf die unterm 5. Bebruar. vom Verwaltungsrathe geflellte, durch 
Thatfachen ſehr wohl motivirte Anfrage: ob nicht Sannover fih an Verhandlungen über 
ein Verfaſſungswerk beiheilige, welche mit dem Zwede und Ziele des Bündniſſes vom 
26. Mai fchwerlich vereinbar ſeyn möchten, eine Antwort zu geben, tritt die K. hanno⸗ 
verfche Regierung mit der Vermuthung hervor, daß Preußen und feine Verbündeten 
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neue, mit dem Buͤndniße vom 26, Mai unvereinbare Abreden genommen haben würden, 
und Fnüpft daran die Erklärung ihres völligen Ruͤcktritts vom Bünbniffe. 

Diefe Erklärung giebt der Commiffion zu einer doppelten Erwägung Anlaß. Es 
wird zumächft ihre Motivirung und danach ihre Berechtigung zu prüfen, und dann zu 
exmefien fehn, ob fie geeignet ſey, Aenderungen an ben biäher gefaßten VBefchlüffen und 
getroffenen Abreden zu veranlafien. 

Die Motipirung der Note vom 2iften v. M. beruht im Wefentlichen auf ver Ber 
flimmung des Artikel IV. des Bünpnipftatuts, daß die verbündeten Megierungen fich bie 
weitere Feſtſtſetzung über Zelt und Ort der Reichsverſammlung und über die Form der 
Berufung vorbehalten haben, nach welcher Beſtimmung der Beichluß vom 13. Februar 
nicht ohne Zuftimmung der K. hannoverſchen Negierung habe gefaßt werden Eönnen. 


Zunaͤchſt würde nun, angenommen, daß hier wirklich von Selten Preußens und 
der übrigen Verbündeten eine Beſtimmung bes Bünpniffes nicht beobachtet ſey, Hieraud 
für Hannover noch Fein Recht zur völligen Losfagung von dem Bünbniffe hergeleitet 
werben koͤnnen. Die K. bannoverfche Negierung nimmt deshalb auch an, daß man au 
dem Beichluffe vom 13. Februar auf neue und anderweite Wereinbarungen zwifchen 
Preußen und feinen Verbündeten fehließen müffe, welche mit dem Buͤndniſſe vom 26. Mat 
nicht verträglich feyen und alfo auch bie Beziehungen Hannovers zu dem Buͤndniſſe 
auflöften. 

Solche neue anverweite Vereinbarungen beftehen nun aber nicht, vielmehr waren 
nach dem Standpunkte, welchen Preußen und feine Verbündeten als einen völlig gerechte 
fertigten feftgehalten haben, die Beichlüffe vom 13. Februar ganz einfache Eonfequenzen 
des Bünbniffes, und ver biäher zur Ausführung des Art. IV. des Bündniſſes bereits 
getroffenen Einleitungen. Der Umſtand, daß Hannover zu diefen Befchlüffen nicht mite 
gewirkt Hat, iſt dann ebenfalls nur eine Folge davon, daß daſſelbe fich feit dem 20. Dice 
tober v. 3. überhaupt an den Verhandlungen des Verwaltungsraths und namentlich an 
den auf bie Verfaſſung bezüglicden Maßregeln nicht weiter bethelligt hat. Auf dieſe 
Weile führt die Motivirung der jetzt vorliegenden Erklärung auf die ſchon ſeit ben 
20. October v. 3. beftehende Differenz zurüd. 

Der eigentliche Inhalt diefer Differenz laͤßt fih im wenigen Sägen zufammenfafien. 
Hannoper geht davon aus, daß das Zuftanpefommen des Bundesftantes des Conſenſes 
ber nicht beigetretenen Staaten, alfo namentlich Oeſterreichs, bevürfe, und daß bereits 
vor der Ergreifung der nöthigen Maßregeln zur Feſtſtellung der Verfaſſung fämmtliche 
übrige deutſche Staaten nicht blos in bie Errichtung des Bundesſtaats conjentirt haben, 
fondern wirklich Beigetreten fehn müßten, fo daß alfo ohne den Gonfens Oeſterreichs, zu⸗ 
gleich aber vor erfolgtem Beitritte der übrigen deutfchen Staaten, der Bunbesflant gar 
nicht errichtet merhen könne. Preußen und feine Verbündeten haben dagegen bie Errich⸗ 
tung des Bundesſtaats im Wege freier Vereinbarung fehlechthin für zuläffig erachtet, und 
nicht angenommen, baß ber Beitritt fänmtlicher außeräfterreichifchen deutſchen Staaten 
fchon vor der Berufung des Reichstags, vor der Feſtſtellung ver Berfafiung, erfolgt ſehn 
müſſe, um den ganzen Plan ausführbar zu machen. 

Eine nochmalige Prüfung dieſer Meinungsverſchiedenheit würbe überflüffig fen. 
Der Berwwaltungsrath hat feine Anficht barüber zu wieberholten Malen in genügender 
Yusführlichfeit ausgefprochen. 

Auf dieſe Meinungsverfchiedenheit reducirt fich aber auch die Motivirung in ber 
Note vom 21. Februar. Sind die Gründe, aus welchen Hannover die Vollziehung des 
Art. IV. des Buͤndniſſes verweigert bat, nicht haltbar, fo waren wie. übrigen verbünde⸗ 
ten Staaten befugt, zur Ausführung vorzufchreiten, und Gannover, welches beftimmt 
genug erklärt Hatte, fich bei dieſer Ausführung nicht betheiligen zu wollen, kann aus 
dem Fehlen feiner Zuftimmung zu dem Beſchluſſe vom 13ten v. M. Eeine Beſchwerde 
entnehmen, Es if alsdann Feine gegen Hannover begangene Verlegung, daß man phne 
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fein Zuthun zur Einberufung des Reichstages geſchritten iſt, ſondern Hannover Hat ſich 
ohne genügenden Grund von ver Mitwirkung zu der Ausführung des Art: IV. des 
Bünbniffes zurückgehalten. Nach dem Bimdniß⸗Statut iſt ohnehin die Stellung, welche 
Hannover feit dem 20. October pr. eingenommen bat, auf feine Weife zu rechtfertigen. 
Nach dem Bimbniß- Statut foll zur Führung der auf die Erreichung des Zweckes des 
Buͤndniſſes Hezüglichen Gefchäfte ein Verwaltungsrath gebildet werben, zu welchen jeder 
der Verbündeten einen oder mehrere Benollmächtigte abſendet, und biefer Berwaltungs- 
rath ift das Organ, durch welches unter den Regierungen über vie Angelegenbeiten, 
die mit dem Bündniffe zufammenhängen, communicirt wird. Wenn nun die K. Hanno 
verfche Megierung ſeit dem 20. October v. 3. ihren Bevollmächtigten aus dem Verwal⸗ 
tungsrathe zurüdgezogen hat, und ſich darauf beſchränkt, gegen alle von Ießterem zur 
Ausführung des Art. IV. des Buͤndniſſes gethanen Schritte zu protefliren, weil fie zu 
denfelben nicht mitgewirkt, jo kann ein folches Brrfahren unmdglih dem Sinne des 
Bündniffes entfprechend feyn. 

Die Berfaffungs- Commiffion kann nach alle dieſem die jegt erfolgte vollftänbige 
Losfagung von dem Bündniſſe nicht für gerechtfertigt halten. 

Es fragt fich indeß ferner, ob durch dieſe Losfagung Aenderungen ver bisher im 
Verwaltungsrathe gefaßten Beichlüffe und getroffenen Abreden, ober neue Maßregeln 
veranlagt werben Eönnen, und in biefer Hinficht Hat die Commiſſion Folgendes zu 
bemerken: 

I) Bisher hat die K. Hannoverfche Regierung blos die Erfüllung des Artikels IV. 
des Buͤndniß⸗ Statuts verweigert, und ed iſt der Befchlußnahme ver verbündeten Megies 
zungen vorbehalten, ob deshalb bei dem Bundes⸗Schiedsgerichte Klage zu erheben fen. 

Jetzt ſagt ſich Hannover auch von allen übrigen Stipulationen des Bünbnifies los, 
und es wird zu erwägen ſeyn, ob nicht eintretenden Falles die Erfüllung aller übrigen, Han- 
nover nach dem Bünbnifje obliegenden Verpflichtungen in Anfpruch zu nehmen, und auf 
Anerkennung des Bündniſſes beim Bundes⸗Schiedsgerichte Klage zu erheben tft. 


Konmen Fälle vor, in welchen befondere Leiflungen in Gemäßheit des Bündniſſes 
von Hannover in Anfpruch genommen werden Tönnten, fo werben biefelben allerdings 
zu forbern ſeyn. Eine eigene darauf zu richtende Klage fcheint indeß nicht zweckmaßig. 

Die im Artikel III. $.1 des Bündniß⸗Statuts beftimmte Frift iſt von ihrem Ablaufe 
nicht weit entfernt, und würde abgelaufen ſeyn, bevor eine definitive richterliche Entſchei⸗ 
dung erfolgt ſeyn koͤnnte. Diejenigen Punkte aber, hinſichtlich welcher eine Verpflich⸗ 
tung Hannovers auch über dieſe Friſt hinaus beſteht, werden dennoch wahrgenommen 
werden. Es beſteht naͤmlich: 

1) die im Art. IV. des Statuts begründete Verpflichtung, und 

2) die Unterwerfung unter die Competenz des Bundes⸗Schiedsgerichts 
auch über Die im Art. III. 5. 1. eit. beſtimmte Friſt hinaus, und wegen der erfteren wird 
nach ven zu faſſenden Entfchließungen der Negierungen beſonders Klage erhoben, die zweite 
aber — wenn fie beftritten werben follte — gerade bei dieſer Klageerhebung geltend ge= 
macht werben. 

2) Sowohl bei den Berichten ver Verfaſſungs-Commiſſion, als bei ven Beſchlüſ⸗ 
fen des Verwaltungsrathes über die dem Neichötage zu machenden Vorlagen mußte, den 
Alten nach) angenommen werben, daß Hannover fich fortwährenn als Theilnehmer des 
Dimbniffes vom 26. Mat pr. anfehe, und nur Hinfichtlich der Ausführung des Art. IV. 
des Buͤndniß⸗ Statut3 eine Divergenz flatifinde. 

Diefe Annahme trifft jetzt infofern nicht mehr zu, als Hannover fich von dem 
Bündnifje überhaupt Iosgefagt hat, und es fragt fich, ob Hierdurch eine Aenderung in 
ben bereitö gefaßten Beichläflen, zu welcher Uenverung bie Verfaſſungs - Commiffion 
Borfchläge zu machen hätte, motiviert ſeyn Tönnte. 

Die Verfaſſungs⸗Commiſſion glaubt nicht, daß dieſes der Fall iſt. 
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Bei den Beſchluſſen über bie Vorlagen an den Reichttag hat der Verwaltungsrath 
angenommen, daß Hannover und Sachſen bei der Ausführung ber Berfaffung nicht feh- 
fen werden. Er bat dad angenemmen, weil er die Weigerung diefer Staaten, ben 
Art. IV. des Bundniß⸗ Statuts auszuführen, nicht für rechtlich begründet Hält. 

Die Note vom 21ſten v. Mis. ändert ſomit an der Lage der Sache nichts. Kür 
Die Vorlagen an den Reihdtag würde nur die Loöfagung von der Ausführung bes 
Art. IV. ci, in Betracht kommen. Diefe Losfagung lag aber bereitd vor, indem Han⸗ 
nover Diefen Artikel nur unter der Borausfegung, daß Defterzeich zuſtimmen, und ben 
Beitritt der übrigen beutichen Staaten zu dem Bünbniffe noch vor der Berufung des 
Meichttags erfolgen würbe, ausführen zu wollen erklärt hat, die übrigen Verbuͤndeten 
ſich aber an eine folche Vorausfegung nicht binden Eönnen. Die jet erfolgte Losfagung 
bon dem ganzen Buͤndniſſe enthält daher in dem Punkte, auf welchen es hier anfommt 
nichts Neues, und Tann alſo auch eine Abänderung ber einmal gefaßten MBeichlüffe, ſo⸗ 
fern man Deren Motivirung ferhält, wicht veranlafien. 

3) Die Berfaffungse Eommiifion findet ferner in ber Note vom Biften v. Mts. 
keinen Anlaß, dem in ber Sitzung dom WOften v. Mis. vorgelegten Berichte über vie 
Frage von der Klageanſtellung gegen Hanmoner und Gachien noch etwas Weſentliches 
Hinzusufügm. Im Ganzen Parın ver Inhalt ber Note nur dazu bienen, vie in dieſem 
Berichte vargelegten Anfichten zu unterftügen. 

66 darf, um bie in Betracht kommenden Einzelnbeiten zu erwähnen, nicht unbe» 
merkt bleiben, daß die Rote vom Ziften v. Mts. in ihrer allgemeinen Faſſung: „vie K. 
Megierung muß daher Durch den Beſchluß vom 13. Februar 1850 ihre Beziehungen zu 
dem Bertrage vom 26. Mai 1849 als völlig geläft, und ihr Berhälmiß zu den Theile 
nehmern deſſelben auf die Grundlage des deutſchen Bundes zurüdgeführt anfehen”, ‘eine 
Losfagung von allen Stipulationen des Bünbnifles, und mithin auch von ber Unterwer⸗ 
fung unter das Bundes = Schiedsgericht ausfpricht. 

Die Sommiffion kann nicht anerkennen, daß ber Ruͤcktritt som Bundniſſe über» 
haupt rechtlich motinirt fey, und noch weniger Tann fie zugeben, daß bie K. hannoverfche 
Regierung berechtigt ſey, fich von der Gompetenz des Bundes⸗Schiedagerichts loszuſagen. 
Mit den Aber dieſes letztere getrnffenen Verabredungen fliehen bie angegebenen Gründe 
ihres Rüäctrittd augenfcheinlih In gar Felnem Zuſammenhange. Diefe Verabredungen 
find vielmehr, wie ver Inhalt des Bünbniß> Statuts ergiebt, ſchlechthin und ohne Be⸗ 
ſchraͤnkung auf eine Zeitdauer getroffen, und bie Competenz des Gerichte iſt vurch dies 
felben ausdrucklich auf Die Entſcheidung dee aus ver Vollziehung des Bundniſſes erwach⸗ 
fenden Rechtshaͤndel, alſo auf die Entſcheidung über gerade diefenigen Gründe erſtreckt, 
durch welche die K. hannoverſche Regierung ihren Ruͤcktritt zu rechtfertigen beabfichtigt. 


An der Eompetenz des Bundes« Schiedsgericht Tann daher durch den Inhalt ver 
Note vom Ziften v. Mts, nichts geänvert werben. 

In Betreff der zu erhebenden Klage felbft wird dagegen durch dieſe Note jeder noch 
mögliche Zweifel darüber, ob jetzt actio nata ſey, befeitigt. 

Bisher hatte die K. hannoverſche Regierung noch anerkannt, daß der Art. IV. des 
Buͤndniß⸗Statuts für fie giltig und verbindlich feh, und nur Die Vollziehung dieſes Urs 
titel8 aus Gründen verweigert, welche die übrigen Verbuͤndeten anzuerfennen außer 
Stande find. Die Differenz betraf nicht die Giltigkeit jenes Art. IV. an fich, fondern 
die Art und Weile feiner Ausführung und gewiſſe Vorausfegungen, von welchen nach 
der Anficht der K. hannoverſchen Regierung dieſe Ausführung abhängig ſeyn follte. 

Jetzt wird dagegen die fernere Giltigkeit und Verbindlichkeit des Vertrages nom 
26. Mai pr. überhaupt, und damit auch die jenes Art. IV. beftritten. Es tft nach der 
Anfiht der K. Hannoverfihen Regierung jebt nicht blos davon Die Rede, daß die übri⸗ 
gen verbündeten Staaten den an ſich für alle verbinnlichen Art. IV. in unzuläffiger oder 
unzeitiger Weiſe, mithin fo, Haß Hannover ein Mecht Hätte, dazu feine Mitwirkung zu 
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verſagen, vollziehen ‚wollten, fonvern der Art. IV. fol fammt allen übrigen Beſtimmun⸗ 
gen des Bünpnifjes erlofchen fen, weil die übrigen Verbündeten (wie die K. hannover⸗ 
fhe Negierung aus dem Beichluffe vom 13. Februar folgert) eine neue, mit dem Ver⸗ 
trage som 26. Mai pr. nicht compatible Vereinbarung unter ſich getroffen haben. 


Hiernach erweitert fich allerdings dad Fundament der gegen Die K. hamoverſche 
Negierung beim Bundes⸗-Schiedsgerichte anzuflellenden Klage. Der Umfang der für 
die Sache felbit entſcheidenden rechtlichen Momente bleibt dabei freilich derſelbe, Da bie 
Begründung der jebt ausgefprochenen Rosfagung mit denjenigen Motiven, durch imelche 
die K. hannoverſche Regierung ihr bisheriged Zurüchleiben von der Ausführung des 
Art. IV. cit. ald gerechtfertigt anfah, zufammenfällt. 

Zugleich Tiegt aber in der nunmehr erfolgten offenen: Erklärung Hannobers bie 
deingende Aufforverung, die definitive Befchlußfafiung über die Klageanflellung und even- 
tell die Klageanftellung felbft fo viel als thunlich zu befchleunigen. Es iſt vorauszu⸗ 
feßen, daß jede der verbünneten Regierungen über dieſen Punkt bereits zu einer feſten 
Entſchließung gekommen ſey: ein Iängeres Zögern würde nur ſchädlich wirken, und das 
Bertrauen, deſſen die gemeinfame Angelegenheit zu ihrem Fortgange bebarf, erjchüttern. 
Die Commiffion .muß daher eine genaue und pünktliche Wahrnehmung der In biefer 
Beziehung in der Sitzung vom Iften d. M. getroffenen Abrede für beſonders wünfchend- 
werth Halten. 

Dieſe Gefichtöpunfte möchten bei der Klageanftellung gegen Hannover zu berüde 
fihtigen fehn. 

Es ift indeß 

4) noch eine andere Seite der Sache nicht unberührt zu laſſen. War die K. han 
noberjche Negierung über den Sinn des Art. IV. und die Modalitäten und Voraus 
fegungen jeiner Ausführung einer von der der übrigen Megierungen abweichenden Mei 
nung, fo wäre e8 zu wünfchen gewefen, daß die entflandene Differenz durch das Bundes⸗ 
Schiebsgericht gefchlichtet wäre. Verbündete koͤnnen abweichende Anfichten verfolgen, 
ohne daß dadurch ein Zurüdziehen des einen Theils won dem ganzen verabreveten Plane 
veranlaßt zu werden braucht. Der im Bünpniffe vorgezeichnete Weg der Entfcheivung 
entſtehender Differenzen konnte auch bier die von ihm erwartete Aushülfe gewähren. 
Es Tiegt im Sinne des Bünbniffes, daß befien Zwecke unverrüdt gewahrt werben, daß 
ſelbſt entftehende Differenzen nicht zu einem Auseinanderfall führen, fondern durch rich⸗ 
terliche Entſcheidung erledigt werden follen. Die verbündeten Megierungen haben durch 
ihre feierliche öffentliche Erklärung das Schiedsgericht über fich anerkannt, fie haben bes 
zeugt, daß fie die Sicherheit nicht allein im äußerer Ordnung, fondern tm tieferen fitte 
lichen Grunde derſelben, im Rechte ſuchen, fie haben bie Entfcheinung des Rechts nicht 
ſich felbft vorbehalten, ſondern folche einem völlig getrennten, felbftftännigen Gerichte über⸗ 
wieſen. Diefen Rüdkfichten entfpricht es nicht, wenn die K. hannoverfche Megierung aus 
einer entſtandenen Differenz über die Mobalitäten und Voraudfegungen ver Ausführung 
eined Artikels des Bünbniffes, in welchem überdies nicht nur eine gegenfeitige Verpflich⸗ 
tung der Regierungen, fondern eine Verpflichtung gegen die veutfche Nation übernom⸗ 
men war, den Anlaß entnimmt, fich von dem ganzen Bündniſſe, von der Ausführung 
des Planes, der den Hauptzweck des Bündniſſes bildet, vom der Abrede über die Schlidh- 
tung entſtandener Differenzen auf rechtlichem Wege, loszuſagen. 


Hat diefe Losſagung freilich nach der Anficht der Commiſſion Feine Berechtigung, 
‚ und vermag fie Hannover namentlich nicht von ber einmal feſtſtehenden Unterwerfung 
unter die Competenz des Schiedsgerichts zu befreien, fo bleibt doch Immer die anzuftele 
Iende Klage Fein ausreichendes Mittel, vie Mechte ver verbuͤndeten Staaten ficherzuftellen. 
Hannover war In ber Lage, feinerjeits ein Anrufen bes Bundes⸗Schiebsgerichts vermei⸗ 
ben, und fchlechthin feine Mitwirkung zu der Ausführung des Art. IV. des Bündniſſes 
verweigern zu koͤnnen. Diejes factifche Zurückbleiben If für den ganzen Berfaffungd- 
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plan, wie man fich nicht verhehlen Darf, mit empfinplichen Nachtheilen verbunden, und 
kann voraudfichtlich zu einem unerwäünfchten und ftörenden Zwiſchenzuſtande führen. 
Die anzuftellende Klage iſt — wie feft auch das Vertrauen in ihren Erfolg feyn 
-möge — fein ausreichendes Mittel, ven Verbündeten einen folchen Zuftand zu erfparen, 
und es verdient wohl erwogen zu werben, ob nicht anderweite Mittel und Wege zur 
Einwirfung auf die Entſchließungen ver K. hannoverſchen Regierung aufzufinden find, 
zu deren Anwenbung die ganze Sachlage eine dringende Aufforderung enthalten möchte. 
Ein Anhaltöpunkt Hierfür ſcheint ſich zumächft in der Antwort zu finden, welche 
ber K. hannoverſchen Regierung wird ertheilt werben müſſen, unb in ben damit eräffne- 
neten diplomatifchen Verhandlungen. Wenn ber Verwaltungsrath auf Diefen Anhalts⸗ 
punkt aufmerkſam macht, fo wird dadurch nur den Beſtimmungen in Art. DIL g6. 1., 
2. und A. des Buͤndniß-Statuts entiprocdhen. 
Die Commiſſion fchlägt dieſemnach vor: 
der Berwaltungsrath möge fich 
1) mit der bier dargelegten Anficht über die rechtliche Umzuläffigkeit der in der Note 
vom 2iften dv. Mid. ausgeſprochenen Losſagung vom Bünbniffe einverflannen 
erklären, 
2) beſchließen: 
daß an den, bis jet gefaßten Befchlüffen über die Vorlagen an ven Neichd- 
tag, in Folge des Inhalts jener Note Aenderungen nicht vorzunehmen, 
daß den verbünbeten Negierungen anheimzugeben fey, bei der Klageanftellung 
gegen Sannover eventuell Die sub 1. und 3. vargelegten rechtlichen Momente zu 
berüdfidätigen, und " 
daß der K. preußifchen Regierung vertrauendvoll zu überlaffen fey, ver K. 
bannoverfchen Regierung gegenüber durch alle ver Sachlage nach zuläffigen Mit« 
tel das Recht und die Würde der verbünbeten Staaten wahrzunehmen. 


A| Staatöminifter v. Bodelſchwingh wird feinem Wunfche gemäß bed BVorfiges im 
Berwaltungsrathe enthoben, und berfelbe dem General» Lieutenant v. Radowitz 
übertragen. 


4. | Der Oldenburger Landtag genehmigt nadhträglih die vom Minitterium proviſo⸗ 
riſch verfügte Aenderung des Wahlgeſetzes. 


5.1 Erlaß des k. wäürtembergifchen Minifteriums. 

Bon dem k. Gefandten in München, Grafen v. Degenfeld, ift uns biejenige Ueber⸗ 
einkunft über die Grundzüge für eine künftige beutfche DVerfaffung vorgelegt worben, 
weiche am 27. v. Mts. die Bevollmächtigten von Würtemberg, Baiern und Sachen, 
unter Vorbehalt ver Genehmigung von Seiten ihrer Negierungen, zu München unter« 
zeichnet haben. Die 8. Regierung bat diefe Uebereinkunft einer reiflichen Prüfung un⸗ 
terworfen, und obfchon fie ſich hierdurch überzeugen mußte, daß mehrere Beilimmungen, 
deren Aufnahme viefelbe dringend gewünfcht Hatte, einen Platz in ber Uebereinkunft nicht 
gefunden haben, glaubte fie dennoch nicht außer Acht laſſen zu follen, wie ungleich wich⸗ 
tiger es iſt, daß enblich Doch wenigftens eine Grundlage zu einer Fünftigen Verfaſſung 
Deutfchlands, bei welcher fänmtliche deutſche Staaten fich betheiligen Können, getvonnen 
werde; in biefem Betracht, ſowie ferner in Erwägung, daß die K. oͤſterreichiſche Regie⸗ 
zung ben in der Mebereinfunft enthaltenen Punkten im vertraulichen Wege bereit vor⸗ 
laͤufig zugeftimmt Hat, iſt von der K. Regierung der Beſchluß gefaßt morben, ber ge= 
dachten Uebereinkunft vom 27. v. Mts. ihre Genehmigung zu ertheilen. Indem wir 
daher in Folge dieſes VBeichluffes, im ausbrüdlichen Auftrage ©. M. des Koͤnigs und 
Namens Höchſtdero Regierung, die fragliche Genehmigung gegen Ew. auszuſprechen uns 
beehren, Haben wir jedoch anzufügen, daß dieſe Genehmigung nur in der Vorausſetzung 
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erfolgt, es werden in das Bundes-Örundgefeh, welches von ver in Gemäßheit dieſer 
Uebereinfunft einzufebenden Bundes» Regierung zu entwerfen if, die deutſchen Grunb- 
rechte *), unter ben durch ven Zweck einer allfeitigen Vereinbarung gebotenen Mobif- 
eationen, ausprüdlich aufgenommen werben. 


5.| Die kurheſſiſche Stände» Berfammlung beſchließt: 1) Die Mittheilung des Miß— 


trauens⸗Votums ald erfolgt anzufehen, und die Erklärung der Landtags - Com; 
miffion (S. 26. und 28. Februar), vorbehaltlich weiterer Entichliegungen, zu 
den Aften zu nehmen; 2) zu erflären, daß durch das Programm Das Mif- 
trauen gegen bad Minifterium nur eine Verftärfung erhalten habe, und baf 
deßhalb die Stände-Verfammlung die Erwartung ausfpreche, das Miniſterium 
werde einen Play aufgeben, den es zum Wohl des Fürften und bes BBater- 
landes nicht ausfüllen könne; 3) dieſe Erflärung dem Staats⸗Miniſterium mit 


zutheilen. 


6.| Rote des K. preußiſchen Minifters ber auswärtigen Angelegenheiten an ben 8. 


hannoverfchen Gefandten zu Berlin. 

Der Unterzeichnete hat die Ehre gehabt, das gefällige Schreiben ded K. Hannover 
fchen außerorventlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifters, Herrn Grafen zu Jun- 
und Knyphauſen, am 25. v. M. zu erhalten. 

Auf die in der Anlage vefjelben enthaltene Erklärung ver K. Hannoverfchen Regie⸗ 
rung: „daß fie durch den Beſchluß des Verwaltungsrathes vom 13. Februar 1850 
ihre Beziehungen zu dem Vertrage vom 26. Mai 1849 als voͤllig geloͤſt betrachten, und 
ihr Verhaͤltniß zu den Theilnehmern deſſelben auf die Grundlage des deutſchen Bunde 
zurücdgeführt anfehen müfle”; kann der Unterzeichnete vorerft nur erwiedern, daß bie 
Regierung ©. M. des Königs, feines Allergnävigften Herrn, ihrerfeitd das Bündniß 
vom 26. Mat 1849 durch jenen Befchluß, als innerhalb der Zwecke des Bündniſſes und 
ver Aufgabe des Berwaltungsrathes liegend, nicht für verlegt oder alterirt anfehen Tann, 
und daher daſſelbe als fortwährend allen Theilnehmern gegenüber zu Recht beftchend be 
trachten muß. 

Die K. Negierung Hat daher das betreffende Schreiben zu weiterer Veranlaſſung 
an ven Verwaltungsrath gelangen lafſſen. 

Wenn der Herr Gefandte mit diefer Mittheilung, im Namen und Auftrage feiner 
Negierung, die Bezeugung des angelegentlichen Wunfches verbindet, Daß vie zwiſchen ven 
Regierungen von Preußen und Hannover beſtehenden bundesfteundlichen und nachbar 
lichen Beziehungen auch Tünftig in jeder Weife ungetrübt erhalten bleiben mögen, fo 
liegt dem Unterzeichneten die Pflicht ob, auf ven Wiverfpruch der gwifchen dieſem Wunſche 
und dem eben fo unerwarteten, als völlig ungerechtfertigten Ruͤcktritt der K. Hannover 
fhen Regierung von dem Bündniß vom 26. Mai 1849 ſtattfindet, Hinzumelfen und es 
offen auözufprechen, daß die Erhaltung freundlicher Beziehungen nicht allein in der Hand 
Preußens liegt, ſondern eben fo fehr durch ein entfprechennes Berfahren bon Seiten der 
K. Hannoverfchen Regierung bedingt wird. 


6. | Se. 8. H. der Großherzog von Baden eröffnet bie erfte Stände» Berfammlung 


feit der Rebellion mit folgender Rede: 


*) Vielleicht eine Keine Hinterihür? Denn an die Einführung der deutfchen Grundrechte — 
welche freilich nirgenb zu gebrauchen find — in Galizien, Ungarn, Siebenbürgen u. ſ. w. fanı 
jelöft ein minorenner Schwabe nicht ernftlich glauben, und doch werden nach ber Münde: 
ner Staatsweisheit auf dem fünftigen deutſchen Reichstage beinahe dreißig Millionen 
Slaven, Magyaren u. ſ. w. vertreten ſeyn. 





. „Ebdle Herren und liebe Freunde! Tief bewegt heiße Ich Sie willfommen 
in dieſer ernſten Stunde. Möge fie der Anfang fehn beflerer Zeiten. 

Traurig iſt der Blick in die jüngfte Vergangenheit. Das befriedigende Bild, das 
Ich, freudig ergriffen von der Lage des Landes entwarf, als Ich vor zwei Jahren von 
bDiefer Stelle die Berfammlung ver Stände begrüßte, iſt zertrümmert; die Heffnungen, 
die Ich damals ausfprach, find getäufcht, die Früchte jahrelanger Mühen dem ‚Bolte 
verloren, der Wohlfland und das Glück zahlreicher Familien erfchüttert. 

Das find die Folgen des unfelign Aufruhrs, ver durch alle Mittel der Bethoͤrung 
lange vorbereitet, plöglich mit betaͤubender Schneltigkeit überallhin Verwirrung ergoß. 


Mit Schmerz und Widerſtreben ermähne Ich, daß Männer — einft Mitglieder die⸗ 
fe8 Haufed, und durch feierlichen Eid Mir zur Treue und ver Lanbeöverfaffung zum 
Schutze noch beſonders verpflichtet — die Häupter waren der Empdrung. Eine hoch⸗ 
verrätherifche Verſammlung führten fie in dieſe Näume, denen wir heute ihre Weihe 
wiedergeben. 

Nur vie mit ver Gnade der Vorfehung ſchnell und aufopfernd geleiftete Hülfe bes 
währter Bundesgenoffen — für die wie zu unvergänglichem Danke verpflichtet find — 
jei dem Lande die Nothwendigkeit erfpart, ven Kelch des Leidens bis zum Grunde zu 

eeren. — 

Auf den Thron Meiner Väter zurückgekehrt, Habe Ich dem Geſetze wieder Achtung 
verfchafft, und mit der geretteten Berfaffung ein Banner errichtet, um das ſich Alle ſchaa⸗ 
ren follen, die zu wirken bereit find für des Vaterlandes Ehre und Wohlfahrt. 


Was wir aber hierfür auch thun mögen, es iſt in feinem Erfolge wefentlich bedingt 
Durch die glüdliche Loͤſung der Verfaſſungsfrage, welche die Gemüther der Deutſchen 
aller Stämme fort und fort in Aufregung erhält. 

Der erfte Derfuch hierzu ift mißlungen. Aber ein zweiter Weg nach dem gleichen 
Ziele ift duch das Bündniß zwiſchen Preußen und einer Reihe anderer veutfchen Staa- 
ten eröffnet. Ich bin diefer Vereinbarung beigetreten, treu Meinen ſtets bewährten Ge⸗ 
finnungen und mit dem feften Entfchluffe, To viel an Dir ift, mitzuwirfen, daß dem leb⸗ 
haft erwachten gerechten Seldftgefühl der Nation Genüge gefchehe, und Deutfchland einig 
im Innern und ftarf nach Außen fey. Daß Ich dabei im Sinne des Landes handelte, 
konnte Mir, nach allen früheren Vorgängen, Eeinen Augenblick zweifelhaft feyn. 

Die Urkunden über das abgefchloffene Buͤndniß werben Ihnen vorgelegt werben, 
und mit vollfonmener Zuverficht fehe IH Ihren Befchlüfien Hlerüber entgegen. 

Hochwichtige Tragen der Landesgefehgebung erwarten noch ihre Erledigung. Die 
bedeutenpften unter ihnen find aber von der Reugeftaltung der deutfchen Zuftände zu 
fehr abhängig, als daß man fie im Augenblick mit Vortheil behandeln koͤnnte. Meine 
Megierung wird fich daher für jeßt auf die nothwendigſten Vorlagen befchränfen. 

Por Allem werden Sie die probiforifchen Gefehe zur Zuftimmung erhalten, die — 
Durch die außerorbentlichen Verhältniffe geboten — in ausgevehnterem Maße als fonft 
erlafien werden mußten. 

Sodann erden Ihnen über die Polizei der Preffe, über Vereine und Volksver⸗ 
fammlungen, über die Bürgerwehr und über die Beftellung der Gemeinde-Beamien Ge⸗ 
feß = Entwürfe vorgelegt werben, welche die neuen freieren Inftitutionen vor ihrem gefaͤhr⸗ 
Tichften Feinde, dem Mißbrauche, zu ſchützen, und die Befeitigung ver gegenwärtigen Aus- 
nahmezuftände anzubahnen beflimmt find. 

Auch die nothwendige Abänderung der Gelege aber die Rechte der Staatsdiener 
wird ein Gegenſtand Ihrer Berathungen ſeyn. 

Die früher vielfach eroͤrterte gänzliche Umgeſtaltung ver Verwaltung und der Rechts⸗ 
pflege ift zur Zeit noch nicht wierer aufgenommen worben. Die unvermeivlichen Fol⸗ 
gen, ein großer finanzieller Aufwand und eine zwar vorübergehende, aber tief in dad 
bürgerliche Lehen eingrolfende Hemmung des Rechtsverkehrs, find mit Der gegenwärtigen 
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Lage des Landes nicht vereinbar. So weit übrigens biefe Rückſichten ſchweigen, find 
einzelne Entwürfe zur Verbeſſerung der bürgerlichen und ber Gtrafrehtöpflege zur 
Mebergabe bereit. 

Ueber die Verwendung der Staatsgelder in der jüngftien Vergangenheit und über 
die Beduͤrfniſſe der jehigen Budget⸗Periode werden Sie, edle Herren und lieben Freunde, 
unverzüglich die verfaſſungsmäßigen Vorlagen erhalten. 

Deren Berathung wird Gelegenheit geben, die Verhältnifie unfered Heerweſens — 
da es in fortjchreitender Meorganifation begriffen iſt — einer umfichtigen Erörterung zu 
unterziehen. 

Leider iſt ver Zuſtand des Staatshaushalts nicht günftig. Die Ereignifie der bei- 
den verfloffenen Jahre haben die Einnahmen ſehr herabgevrüdt, die Ausgaben unge 
wöhnlich gefteigert. Durch ven letzten Aufruhr Hat überbied der Staat an Gelb und 
Geldeswerth große Verlufte erlitten. Auch in der nächflen Zukunft werben, aller thun⸗ 
lichen Einſchraͤnkung ungeachtet, neben den ordentlichen, beträchtliche außerordentliche Aus 
gaben beftritien werden müflen. 

Wie dennoch, mit möglichfter Schonung des Volkes, das Gleichgewicht zwifchen ven 
Ausgaben und Einnahmen hergeftellt werden koͤnne, ift Meine und wird auch Ihre an 
gelegentlichfte Sorge feyn. Meine Regierung ift angeiviefen, Ihnen die deshalb erforder⸗ 
lichen näheren Mittheilungen zu machen. 

Edle Herren und lieben Freunde! An meinem ernſten Willen, Alles zu thun, was 
unfere Zuftände verbefiern kann, werden Sie nicht zweifeln. Die alte Liebe zu Meinem 
Volke ſteht feſt. Nur mit Schmerz erfüllt es mich, daB eine breimalige Auflehnung 
zum Sturze des Throne und der Verfaffung, die Verfchuldung unfäglichen Elendes und 
ungebeugter Trotz die Nothwendigkeit herbeigeführt haben, der Strenge des Geſchet 
ihren Lauf zu lafien. Die Gerechtigkeit ift das Fundament der Staaten, die Mißachtung 
der Gefege ihr Untergang. Died im Auge zu haben ald Regent ift Meine Pflicht; 
Mein Necht, das fchönfte der Krone, ift die Gnade. Berne übe Ich fie gegen bie Ein- 
zelnen, die fie reuenoll anrufen, wenn e8 nur Immer vereinbar ift mit dem Ernſte ber 
Gerechtigkeit und der Fürſorge für die Geſammtheit. 

Bon Ihnen, edle Herren und lieben Freunde, bin Ich feft überzeugt, daß Sie in 
Gemeinfchaft mit Mir und Meiner Megierung dahin wirken werden, ein neued Band des 
Dertrauend um und Alle zu fchlingen, Ruhe und Friede in die Gemürher und damit 
dad Gluͤck in die gottgefegneten Auen unjeres ſchoͤnen Vaterlandes zurückzuführen. 

Niemals Haben Alle, die zum öffentlichen Wohle mitzuwirken berufen find, mehr 
des Klaren Blicks in den Organismus des Staatslebens und In die Wechfelwirkungen 
aller politifchen und. ſocialen Einrichtungen, mehr ner Selbftverleugnung und des feſten 
Zufammenhaltens für das Wefentlichfte, was Noth thut, bedurft, als in dieſer Zeit, wo 
bon den Feinden der Ordnung mit aller Lift und Kunſt unabläffig ein Vertilgungskrieg 
gegen die Grundlagen der Geſellſchaft erhoben ift. 

Geben Sie dem Volke das fehöne BVeifpiel ver vorurtheilsfreien Mäßigung, verföhne 
lichen Gefinnung und einträchtigen Tihätigfeit unter Sich und mit der Regierung, auf 
dem Wege freier Verftänpigung, wahrer Vaterlandäliche und fruchtbringenden Wirkens. 
Die Blicke des Daterlanves find auf Sie gerichtet. Daß Ihr Beginnen ihm zum Wohl 
und zur Ehre gereiche, dafür erflehe Ich ven Segen des Allmächtigen.” 


7. | Königlich preußifches Gefeg über die unverzindliche Staatsfchuld. 


7. 


Zu Münden Unterzeichnung des Schluß⸗Protocolls über die Vereinbarung vom 


27. Februar. 


7. | Beiplüffe der zweiten Kammer bed Königreihs Sachſen in der deutſchen An 


gelegenheit. 
I) Gegen die Regierung die feſte Urberzeugung auszuſprechen, daß fie eine ſchleu⸗ 
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nige und unvergögerte Erledigung der beutichen Berfaffungsfrage im Geiſte der, ſchon 
son der National- Berfammlung zu Frankfurt angeftrebten, Begründung eines Bundes⸗ 
ſtaates, mit parlamentarifcher Regierung und einer aud Wahlen des Volkes hervorgehen⸗ 
den Sefammtvertretung, ald bie unerläßliche Bedingung nicht allein ver Herſtellung eines 
geficherten und dauernden Zuſtandes der allgemeinen deutſchen Verhältniffe, ſondern ins⸗ 
Befonvere auch einer gedeihlichen Entwickelung ber inneren fächfifchen Angelegenheiten, 
und einer erfprießlichen Thätigkeit ber fachfifihen Vollsvertretung betrachte; daher auch 
nur einer in diefem Stimme aufrichtig vorgehender Regierungs⸗Politik ihre Unterflügung 
zu gewähren vermöge. 

2) Der Regierung noch vor dem Eingehen auf die fperiellen Anträge des Aus⸗ 
ſchuſſes zu erflären, daß fie bei Erledigung der deutſchen Berfaffungsfrage jedenfalls bie 
den einzelnen deutſchen Völkern, namentlih dem fächfifchen Volke durch bie Sonder» 
verfaffung und die Grundrechte zuſtehenden Mechte gefichert wiſſen wolle. 

3) Die Stantöregierung zu veranlafien: A. den Verwaltungsrath aufs Neue unver⸗ 
weilt durch einen Bevollmächtigten zu beichiden, und fomit an den Verhandlungen deſ⸗ 
felben wieder Theil zu nehmen, auch auf dieſem Wege die mit Rückſicht auf den zur 
Zeit noch befchränkten Umfang des Bundesſtaats und Sachſens Stellung in demſelben 
ihr etwa nothwendig feheinenden, jedoch mit dem Weſen des conftitutionellen Bundes⸗ 
ſtaats verträglihen Abänverungen des Entwurfs vom 26. Mat 1849 als tranfitorifhe 
Beftimmungen bis zu dem zu hoffenden Beitritte der übrigen rein deutſchen Staaten zu 
beantragen. B. Bei der‘ dem Reichstage zu machenden gemeinfamen Morlage ber 
Berfaffung, fo wie bei den, auf bes Ichteren Beſchlußnahmen von Seiten ber 
verbündeten Megierungen abzugebenden Erflärungen, jeder etwa verfuchten Schmälcrung 
der im Entwurfe vom 26. Mai 1849 verbürgten Breihelten und conftitutionellen Ein⸗ 
richtungen ihre Zuſtimmung zu verfagen. C. Inzwiſchen Alles aufzubleten, ſowohl im 
Wege directer Verhandlungen, als auch durch den Verwaltungsrath, um die Regierun⸗ 
gen von Baiern und Würtemberg zu einer Vereinbarung mit den Staaten des Bünd« 
niffes vom 26. Mal und zur Theilnahme am Reichstage zu bewegen. D. In gleicher . 
MWeife dahin zu wirken, daß der Weg, den der Verwaltungsrath zur Anbahnung eines 
Unions⸗Verhaͤltniſſes mit Defterreich durch Nieberfegung einer befonderen Commiſſion und 
Beauftragung derſelben mit gutachtlichem Bericht hierher eingefchlagen hat, unverbroffen 
und beharrlich verfolgt werke. 

4) Die Kammer wahre, unter Hinweiſung auf die 66. 2., S6., 96., 152, 134, ber 
Verfaſſungs⸗Urkunde, ihr Recht ver Zuflimmung zu jeber deutfchen Berfaffung, die von 
allen oder von einzelnen beutjchen Regierungen ausgehen, und woran bie fädfifche Me⸗ 
gierung Theil nehmen möchte, fie mache bie Mathgeber der Krone ausdruͤcklich für bie 
firenge Aufrechthaltung dieſes Rechtes verantwortlich. 

7. | Gonferenz des Furheffiihen Minifteriums mit dem fländifchen Ausfchuffe, wobei 
Herr Haflenpflug u. A. wörtlich erflärt: „Die Regierung fpricht ihre Webers 
zeugung aus,.baß gegenwärtig eine Bundesgewalt nicht mehr beſteht, welcher 
irgend eine Einwirkung auf die inneren Berhältniffe der deutſchen Staaten ge⸗ 
fattet, welcher insbefondere bie Befugniffe zu einer Einwirkung auf die Ver- 
faffung, fowie zur Aufhebung berfelben oder verfaffungsmäßig erlaffener Ges 
fee beigelegt werben könnte. Sie ſpricht ihren Entſchluß aus, jede Einwir⸗ 
fung der Art mit Feſtigkeit zurüdzumeifen. 

8. | Befchlüfle des Verwaltungsrathes: 

1) Derfelbe erklärt fih mit ber in dem Commilfiond-Berichte (S. A. März) 
bargelegten Anficht über bie rechtliche Unzuläffigfeit der in ber Note vom 
21. Februar c. ausgeſprochenen Losſagung vom Bündniß einverflanden; 


Ss.—12. März. 8,—12. 





11. 


f. 


12. 


2) an den bis jetzt gefaßten Befchlüflen über die Vorlagen an ben Reichs⸗ 
tag in Folge des Inhalts jener Note, feyen Aenderungen nicht "weiter vorzu⸗ 
nehmen, als dies für die Eröffnungs-Botfchaft bezüglich des erceptionellen Ver⸗ 
häftniffes von Hannover und Sachen, bereits in Ausficht geftellt worden; 

3) den verbünbeten Regierungen fey anheimzugeben, bei der Klage⸗An⸗ 
fiellung gegen Hannover die sub 1 und 3 des Commiſſions⸗Berichts dargeleg- 
ten rechtlichen Momente zu berüdfichtigen, und 

4) werde unter Hinweifung auf Art. IT. $$. 1. und A. des Bundes⸗ 
Statutd der K. preußifchen Regierung vertrauensvoll überlafien, ber 8. han⸗ 
noverfchen Regierung gegenüber das Net und die Würbe ber verbündeten 
Staaten wahrzunehmen. 


} In der Naſſauiſchen Stände-Berfammlung erflärt ein Mitglieb der Linken Seite 


im Namen berfelben, daß fie nur die Frankfurter Reichsverfafſung und Reiche» 
verfammlung, aber weder das Erfurter Parlament noch die Bundbed- Central 
Commiffion als zu Recht beftehend betrachte. | 

In Gemäßheit des Befchluffed vom 9. November 1849 wählt der Verwaltungs⸗ 
rath bie vier Commiflarien, welche dem Vollshauſe gegenüber die Geſammtheit 
der verbündeten Regierungen vertreten follen: v. Cerlowitz, K. ſaͤchſiſcher Stants- 
minifter a. D., Freiherr v. Engel, Grh. Heffiicher Geheimer Rath; Vollpracht, 
H. naffauffcher Präfident; Dr. Liebe, H. braunfchweigifcher Legations-Rath. 
Der von Preußen zu ernennende fünfte Commiſſarius if ber General-Lieutenant 
v. Radowitz. | 

Berfügung des K. fächfiichen Kriege-Minifteriumd an das Ober⸗-Kriegsgericht, 
wonach alle active Milttairs und Mannichaften der Kriegs-Reſerve, welche 
wegen Theilnahme am Mais Aufftande zum Tode verurtheilt worden, zu zwan⸗ 
sigiähriger Zuchthausſtrafe begnabigt find. 

Zu Brrah Mordanfall auf einen preußifchen Soldaten. 

+ Petri, Präfivent der Fürftlich lippeſchen Regierung, zu Detmold. 

+ Dr. &anflabt, Profeſſor der Mebiein, zu Erlangen. 

Erlaffung der Gemeinde, ſowie der Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzial-Orbnung für 
ben preußifchen Staat, ferner der Geſetze über die Polizei-Berwaltung und 
bie Verpflichtung ber Gemeinden zum Erfage des bei öffentlichen Aufläufen 
verurfachten Schadens. 

Theodor Graf Fugger-Glött, K. baierifcher Lieutenant, wird wegen Deſertion zu 
ben Pfälzer Rebellen (S. 15. Mai 189), triegsrechtlichem Spruche gemäß, zu 
Landau erfchoffen. 

Beginn des Proceffed gegen bie Eiberfelber Eintuopner, welche fich bei dem vor⸗ 
jährigen Revolte-Verſuch (S. 9. Mai 1848). betheiligt hatten. 

Patent S. M. des Königs von Preußen über die Beſitznahme der Fürſtenthümer 
Hohenzollern» Hechingen und Sigmaringen. 

Wir Friedrich Wilhelm u. f. tv. Nachdem das Kürftenthum Hohenzollern⸗Hechingen 
und dns Fürftenthum Hohenzoffern-Sigmaringen mittelft de8 amı 7. December v. 3. ab⸗ 
geſchloſſenen, und demnaͤchſt nach erfolgter Zuflimmung beider Kammern Unſeres Land⸗ 
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tages railſteirten Stantöverteages, an Uns als das erhbesechtigte Gaurt des hohenzollern⸗ 
fen SHauſes son den durchlauchtigen Fuͤrſten und Herren, Herren Friedrich Wilhelm 
Sonftantin und Herm Carl Anton, fouserainen Fürften zu Hohenzollern» Hechingen 
und Hohenzolleen- Sigmaringen, Burggrafen zu Nürnberg, Grafen zu Sigmaringen 

- und Veringen, Herren zu Haigerloch und Wehrſtein ꝛc., Unferen vielgeliebten Herren 
Bettern, mit allen Hoheits⸗ und Megierungsrechten abgetreten, und deren Einwohner 
ihrer Pflichten gegen ihre biäherige Landesherren ausdrücklich entlaſſen worden, Wir 
ſonach in ben Beſitz der Stammlande Unſeres Königlichen Haufes gelangt find, fo 
nehmen Wir dieſe oben bezeichneten Lande in Kraft des gegenwärtigen Patents in Befig, . 
und einverleiben dieſelben Unferen Staaten mit allen Nechten der Landeshoheit und 
Oberherrlichkeit. Wir nehmen in Unferen Königlichen Titel zu dem biöher ſchon ge= 
führten Titel eines Grafen zu Hohenzollern, noch Die Titel eines Grafen zu Sigmaringen 
und Beringen und eines Herrn zu Haigerloh und Wehrflein an. Wir laffen an ven 
Grenzen zur Bezeichnung Unferer Lanveöhoheit die preußischen Adler aufrichten, auch 
wo Wir es nöthig finden, Unfer Königliche Wappen anheften, und die öffentlichen 
Siegel mit dem preußlfchen Adler verfehen. Wir erklären Hierburch in den in Beſitz 
genommenen Landen bie preußische Staats» Verfafiung für eingeführt, womit gleichzeitig 
bie bisherige Vertretung des Landes ihre Endſchaft erreicht. Wir beauftragen Unferen 
Regierungd» Präfidenten Freiherrn von Spiegel» Borlinghaufen, die Befignahme hier⸗ 
nach in Unferem Namen auszuführen, und die ſolchergeſtalt in Befit genommenen Sande 
Unferen Minifterial» Behörden zur verfaffungsmäßigen Verwaltung zu überweifen. Für 
die Regelung derjenigen Angelegenheiten, welche dad Verhaͤltniß Unſeres Königlichen 
Haufed zu den Häufern ber Durchlauchtigen Herren Fürften zu Hohenzollern = Hechingen 
und Hohenzollern» Sigmaringen betreffen, wird den genannten Commiſſarius Unſer 
Dire-Ober-Geremonienmeifter Freiherr von Stilffrien - Rattonig zur Seite ftehen. 
Hiernach geſchieht Unſer Königlicher Wille. 

12. Spruch des Schwurgerichts zu Brandenburg über die Rathenower Revoltanten. 
Acht und zwanzig der Angeklagten werden nach verſchiedenen Abſtufungen für 
ſiraffällig erklärt, drei freigeſprochen. Zugleich richten die Geſchwornen ein 
Geſuch an S. M. den Koͤnig um Strafmilderung im Gnadenwege. 

12.| Das Geſchwornen⸗Gericht zu Poſen erklaͤrt einen, wegen Erregung von Aufruhr 
i. 3. 1848, angeflagten Lehrer für nichtſchuldig. 

12. | Schreiben der Gefandten von Baiern, Sachſen, Würtemberg in Wien und Berlin, 


an bie bortigen Cabineite. ‚ 

„Die Reviſion der deutſchen Bundes = Verfaſſung welche burch bie Bunbeöbefchlüffe 
vom 30. Drärz und 7. April 1848 in Ausſicht geftellt wurde, ift durch 5. 3 der Con⸗ 
vention vom 30. September 1849 über die Bildung einer neuen probtforifchen Bundes⸗ 
Gentraleommiffion der freien Vereinbarung ver einzelnen Staaten überlafien worben. 
Die auf Grund jener Convention Inzwifchen ins Lehen getretene Bunded- Commiffion 
wird daher nicht in Der Lage feyn, die Initiative In der deutſchen Verfafſungs⸗Angelegen⸗ 
beit zu ergreifen. 

„Andererfeits hat. die Aufflellung ber non ben Negierungen Preußen, Sachſen und 
Hannover unterm 26. Mai v. I. vereinbarten Reichöverfaffung die dadurch angeftrebte 
Einigung fämmtlicher deutfchen Staaten zu Begründung eines beutfchen Bundesſtaates 
nicht herbeigeführt. Zwar Hat eine nicht unbebeutende Anzahl beutfcher Staaten dieſem 
Entmurfe fih angeſchloſſen, gleichwohl ift defien Annahme von Selten anderer und Ind« 
befondere der größeren ſüddeutſchen Staaten abgelehnt, die nach den Bundeöverträgen 

erforderliche Zuftimmung Defterreichs zu der Errichtung des aus dem übrigen Deutfch- 
land nach Maßgabe jenes Entwurfs zu bildenden Bunvesftantes aber ebenfalls verweigert 
morden. Waͤhrend nun vleſen Thatſachen gegenüber vie Königlich preußifſche Megierung 
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und verſchiedene andere Megierungen fich dafür entfchieven haben, die Vollziehung jenes 
Berfaffungd- Entwurfs unter Anwendung auf einen engeren Bunbesflaat ind Werk zu 
feßen, haben dagegen die Negierungen von Sachſen und Hannover bei Errichtung vieles 
engeren Bundesſtaates, welche fie als außerhalb des non ihnen angenommenen Ver⸗ 
faffungs= Entwurfs ſowohl, als der allfeits als noch beſtehend anerkannten Bundes⸗ 
Verträge liegend, betrachten zu müfjen glauben, ſich nicht zu betheiligen vermocht; und fo 
wie einerfeits behufs thatfächlicher Herftellung eines engeren Bundes⸗Staates ein erfler 
Reichstag einberufen worben ift, fo haben andererſeits vie bei dieſer Maßregel nicht be 
theiligten Megierungen gegen deſſen Befchlüffe Verwahrung eingelegt. 

„Unter diefen Verhältnifien haben e3 die Königlichen Regierungen von Baiern, 
Sachſen und Würtemberg für ihre Pflicht, fowohl gegen ihre Lande ald gegen das 
Sefanmtvaterland gehalten, fich über einen Borfchlag zur Ausführung der erwähnten 
Bundesbeſchlüſſe zu einigen, welchen fie gemeinfchaftlich zunächft an die K. K. öſter⸗ 
reichifche und K. preußifche Regierung gelangen Iafjen koͤnnten. 

„Sie find deshalb in vertrauliche Verhandlungen getreten, deren Ergebniß eine zu 
München am 27. Februar d. 3. abgefchloffene und ſeitdem von den drei K. Negierungen 
genehmigte Uebereinkunft ift. 

„Diefe Uebereinkunft ruht auf der Ueberzeugung, daß die Zukunft der deutſchen 
Nation nur durch eine Verfaſſung gefichert werden kann, welche den möglicht innigen 
Verband zwischen Defterreich und dem übrigen Deutfchland erhält, die beiden größten 
deutfchen Staaten in gleich würdiger und einflußreicher Stellung umfaßt und, ohne 
Vernichtung der übrigen Staaten, folche Bundesorgane einfegt, in welchen eine wirkfame 
Tätigkeit der Regierungsgewalt mit der freien Entividelung des Volksgeiſtes durch eine 
Nationale Vertretung fih zum Wohle des Ganzen verbinden Fönnen. 

„Indem nun Die 8. ..... Regierung den Unterzeichneten beauftragt hat, ver 
K. preußiichen Regierung diefe Uebereinfunft als den gemeinfchaftlichen Vorfchlag ver 
drei Königlichen Regierungen vorzulegen, giebt fie fich der Hoffnung hin, das K. Cabinet 
werde darin dad ernftliche Beftreben erbliclen, eine Grundlage zur Löfung der deutſchen 
Berfaffungs=Angelegenheit zu bieten, und dieſen Vorſchlag nicht blos in Ermägung 
ziehen, fonbern: auch mit dem K. öfterreichtfchen Cabinete und mit den übrigen Bundes⸗ 
Megierungen, feh ed nun unmittelbar ober durch Vermittelung der propfforifchen Bundes⸗ 
Commiffion, welcher die drei K. Regierungen ihren Vorfchlag zur Kenntniß mitgetheilt 
haben, darüber in Verhandlung treten. Die drei K. Megierungen glauben Insbefonbere, 
daß die in em Vorſchlage ſowohl für Defterreich als Preußen gebotene Möglichkeit 
des Beitrittes mit der Geſammtmonarchie geeignet iſt, die Hauptfchwierigkeiten zu ber 
feitigen, welche bisher der Verſtaͤndigung zwiſchen dieſen beiden Staaten über pie Bun 

desverfaſſung entgegenflanden, und laden daher in biefer Borausfeguug die beiden Groß⸗ 
mächte zu dieſem Beitritt ihrerfeits im Hinblicke auf Art. VI. ver wiener Schlußacte 
vom 15.. Mai 1820 förmlich ein. 


12,| Das K. bairifche Minifterium Tegt den Abgeorbneten zwei Gejeh- Entwürfe vor: 


wegen einer Anleihe von zehn Millionen Gulden zu Eifenbahn-Bauten und 
wegen eines eventuellen Credits von 9,800,000 Fl. für das Kriegsweſen. 


12. | Die Stände des Herzogthums Sachfen- Coburg genehmigen endlich deſſen Anfchluß 
an das Berliner Bündniß. 


13, | Cireular⸗Schreiben des K. preußiihen Minifterö ber auswärtigen Angelegenheiten: 
Em. if, durch die im Staats-Anzeiger veröffentlichten Protocolle des 
Berwaltungsratbes ber durch den Vertrag vom 26. Mai 1849 verbündeten 
Regierungen, bie Erflärung der K. hannoverſchen Regierung befannt geworben, 
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durch welche dieſelbe ſich von den durch jenes Bandniß übernommenen Ders 
pflichtungen Tosfagt. 

Um Sie über den Stanbpunft zu unterrichten, von welchem aus die K. 
Regierung biefe Erklärung beurtheilen muß, überfende ich Ihnen anliegenb bie 
yon mir an ben K. bannoverfchen Gelandten, Grafen zu Inn» und Knyphauſen 
in Antwort auf feine besfallfige Mittheilung gerichtete Note (S. 6. März), 
welche ih Sie auch ber Regierung, bei welcher Sie acereditirt find, mitzu- 
theilen erfuche. 

Gleichzeitig und in Folge des von der N. hannoverſchen Regierung in 
dieſer Angelegenheit beobachteten Verfahrens habe ich auf Befehl S. M. des 
Königs an den K. Geſandten in Hannover die Aufforderung gerichtet, feinen 
bortiger Poſten bis auf Weiteres zu verlaflen, und ſich unverzüglich hierher 
zu begeben. Derſelbe ift auch, nachdem er dem K. hannoverfchen Gabinet, ber 
- erhaltenen Weifung gemäß, von biefer Entſchließung ber dieſſeitigen Allerhöchften 

Regierung durch mündlihe Mittheilung Kenntniß gegeben, bereits hier ein- 
getroffen. 
13. | Antwort bes öfterreichiichen Dinifter-Präfiventen auf bie Mittheilung ber Münchener 
Ausarbeitung. 

„Das Kaiſerliche Cabinet Hat mit lebhafter Befriedigung aus den Ihm in überein« 
ſtimmender Fafſung und gleichzeitig zugegangenen Mittbellungen ver K. ‚Herren Geſandten 
bon Baiern, Sachfen und Würtemberg vom 12. d. M. die Borfchläge entnommen, welche 
bie genannten K. Regierungen in der deutſchen DBerfaffungs= Angelegenheit an ihre 

Bundesgenoſſen gelangen zu laſſen, fi} vereinigt Haben. 

„Alle bisher gemachten Derfuche, ſich auch nur über die Grundzüge einer neuen 
Bundeöverfaflung zu vereinbaren, find fruchtlos geblieben, in Folge deſſen eine Ver⸗ 
ſtaͤndigung über dieſe wichtige Frage mit jenem Tage um fo fihwieriger werben mußte, 
ald unter den gegebenen Verhältnifien ſelbſt die Auffindung des Hierzu geeigneten Weges 
immer mühfamer zu werben. begann. 

„Das bundesfreundliche und gemeinnuͤtzige Streben ver drei Königlichen Höfe, einen 
ſolchen Weg zu eröffnen, verdient daher die volle und dankbare Anerfennung ber 8. 
Regierung. 

„Der fprechennfte Beweis diefee Anerkennung vürfte in ver Sorgfalt zu ſuden ſeyn, 

mit welcher die ihr gemachten Vorſchlaͤge geprüft worden find. 

- „Diefe Prüfung bat dem K. Cabinette die Ueberzeugung gewährt, daß ein nach ben 
beantragten Grunnzügen auszuführennes Berfaffungsmerf nicht nur den Anforberungen 
entipreche, welche die Regierungen, wie die Völker an daſſelbe zu ftellen berechtigt find, 
fondern auch Defterreich vie Möglichkeit biete, fich daran zu betheiligen. 

„Die K. Regierung bat fich bereits wiederholt und ohne Rüdhalt darüber aus⸗ 
gefprochen, daß fie, obgleich an den Bunded- Verträgen vom Jahre 1815 fefthaltenn, 
fo Iange viefelben nicht auf bundesgefehlichem Wege eine Abänberung erfahren haben 
werben, doch nicht minder die Nothwendigkeit einer zeitgemäßen und umfaſſenden Re— 
vifion dieſer Verträge und ber aus ihnen hervorgegangenen Bundes⸗Verfaſſung anere 
Tenne, zu derſelben mitzuwirken gern bereit fey, und ſich eben fo willig finden laſſen 
werde, billigen, auf die Bebürfnifie ver Gegenwart gegründeten und mit ben Anfor- 
derungen des Rechtes verträglichen Anfprüchen alle Berückſichtigung angeveihen zu lafien. 

„E3 find in diefer Beziehung namentlich in den Iehteren Jahren zahlreiche Wünfche 
geltend gemacht worben, welche ſich im Weſentlichen auf folgende Verlangen zurüdführen 

laſſen: 
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o⸗ er eisgeluen deutſchen Volkoſtaͤmme; Einfegung eins 
Ianigere Bereinigung omirfiamkeit Träftigeren Bundesorgans, und 


a me per Nation an der Geſetzgebung in gemeinſamen Ar 
gelegenheiten. warb die Hoffnung geknuͤpft, durch die Gewährung derſche 


a 0 —— us mit ihre Deutſchlands Macht und Anſehen nicht nur chi, 
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ME 7 ke enge Berbindung aller deutſchen Stämme betrifft, dürfte di 
Erfahrung gelehrt Haben, daß die Wege, welche man eingefchlagen, nicht zum Ziele führen. 

‚Eben fo wird es wohl nur wenigen Unbefangenen mehr zweifelhaft geblieben en, 
paß die einheitliche Seftaltung Deutfchlanns, wie fie von Manchen beabfichtigt wude, 
nicht nur im Innern bedeutenden, ja vielleicht unüberwinnlichen Hinderniſſen begegim 
mäffe, fonbern auch von außen her, son Selten der großen Staatn-Gemeinfchaft, mit 
welcher Deutfchland in gutem Einvernehmen zu bleiben beforgt ſeyn muß, ernſten Win 
fpruch erfahren hürfte. - 

„Es Tann daher aus mehr ald einem Grunde nur im wohlverfiandenen Intereſe 
des Bundes liegen, das fich kundgebende Streben nach größerer Einigung feiner Glieder 
auf ein Maß zu befchränken, welches dem wahren Bebürfniffe und ven mannigfagen 
diefes Maß beftimmenden Rückſichten entipricht. 


Innerhalb dieſer Grenzen liegt das Erreichbare. 


„Wir geben und der Hoffnung Hin, daß die Erkenntniß derſelben eine allgemeine 
Verſtaͤndigung weientlich förbern wird. Auch Hinfichtlich der ſich äußernden Wünſche, 
durch eine vereinfachte Einrichtung des ohberfien Bundes» Organs und durch eine Ber 
tretung der geſammten Nation größere Bürgichaften für eine Eräftigere Leitung mt 
gemeinfanen Angelegenheiten zu erlangen, vürften die verfchiebenen über die. Art der 

Verwirklichung dieſer Wünfche geltend gemachten Anfichten einer- Ausgleihung bereit? 
näher gerüst feyn, und hierdurch die gebeihliche Löfung auch viefer Fragen fich als 
möglich ergeben. Ä 

„Eine folche fung zu vermitteln, feinen und die von ben brei Königlichen Goͤfen 

. gemachten Borfchläge geeignet. 

„Diefelben beantragen die Bildung eined Bunbes- Organs, welches durch die Ver⸗ 
einfahung feiner Zufammenfegung und durch ven ihm zugleich zugewiefenen Wirfungd- 
kreis geeignet ſeyn wirb, feiner Beflimmung zu entfprechen, während defien Einrichtung 
jeve Beſorgniß vor dem Mißbrauche der ihm eingeräumten Gewalt hefeitigt. 

„Die Einberufung einer Abgeorpneten- Berfammlung befrienigt das Verlangen nad 
angemefiener Theilnahme an der Gefeggebung In gemeinfamen Angelegenheiten. 

„Die Verfügung, vermöge welcher es den Fleineren Staaten -überlaffen bleibt, fich 

- größeren nad) eigener Wahl und in dem durch freie Mebereinkunft zu beſtimmen den 
Made anzuſchließen, gewährt dem Verlangen ver einzelnen Stämme nach größerer Eini- 
gung hinreichende Befriedigung, ohne deren Intereffen zu gefährben, da nur natürliche 
Wahl⸗Verwandtſchaft die Verbindungen knupfen wird. ” 

„Die Feſtſtellung der gemeinfamen Bunves= Angelegenheiten umfaßt Alles, was Dem 
Wirkungakreiſe der vollziehenden wie der geſetzgebenden Bundesorgane zuzumelfen ſeyn 
dürfte, um bie Foͤrderung des Gemeinwohles, die Erhaltung der inneren und äußeren 
Sicherheit des Bundes und feiner einzelnen Glieder, und pie Gewährleiftung ein ge- 
ordneten Rechtszuſtandes zu verbürgen, ohne deshalb die Selöftftändigket md Unab- 
haͤngigkeit ber einzelnen Staaten zu gefaͤhrden, da diefelben nur jene Beichränftung Diefer 
unverkußerlichen Mechte zugugeftehen haben würben, welche der gemeinfame Bundesz ecẽ 
unerläßlich macht, durch deſſen Erreichung ihre eigene Wohlfahrt geförbert wirb. 

„Die Möglichkeit, welche Defterreih und Preußen geboten werben fol, mit ren 
geſammten Gebiets⸗ Umfange einem auf ſolchen Grundlagen zu geftaltennen veutfch- Stern. 
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reichifchen Bunde beizutreten, feht die K. Reglerung in vie Lage, bie ihr durch über⸗ 
wiegende Rückſichten auferlegte Erhaltung der flantlichen Einheit des Meiches mit ven 
Berbinplichkeiten in Cinklang zu bringen, bie fie als Genoſſe biefes Bundes zu über- 
nehmen haben würde, 

„Die Einfegung eines oberſten Bundes ⸗Schiedegerichtes enifpricht einem lange und 
allgemein gefühlten Bedürfniffe, und bie einer beutfch-äfterreichtichen Bundes ⸗Vertretung 
vorbehaltene Bereinbarung über daB neue Verfaſſungswerk erfüllt pie feiner Zeit von 
der ehemaligen Bundes» Berfammlung im Namen ber Regierungen gegebene Zuſage. 

„Welche Vortheile für Deutfchland wie für Oeſterreich, in materieller und politifcher 
Hinſicht aus einer foldden Verbindung beider ertwachfen würben, tft zu einleuchtend, als 
daß es mötbig fehn follte, dieſe Vortheile Bier beſonders hervorzuheben. 

„Aber auch vom europälfchen Standpunkte pürfte einer Reviſion ver urfbrünglichen 
Bunded- Verträge, wie diefelbe von den drei K. Höfen beantragt worden, und der aus 
diefee Reviſion hervorgehenden Erweiterung des Bundes keine gegründete Einwenbung 
entgegenftehen, Indem berlei Veraͤnderungen ihre Rechtfertigung in ben erwähnten Ver⸗ 
tigen, wie in den Verhaͤltniſſen ber Gegenwart finden, und ohne Zweifel nicht nur als 

unbedenklich, fondern ſelbſt den allgemeinen Interefien zufagenn erkannt werben wuͤrden. 

„Zu dieſer Annahme glaubt fi das K. Cabinet durch die Erwägung berechtigt: 

daß der Artikel VE. der wiener Schluß Akte vom 15. Mat 1820 Beränberungen 
in dem bamaligen Beſitzſtande der Bundesglieder, als folder, unter gewiſſen Bedingungen 
für zulaͤſſig erklärt, dieſelben fomit auch vorausgeſehen erfcheinen; 

daß ſolche, und zwar nichts weniger als unbedeutende Veränverungen im Beſitzſtande 
eines Bundesgliedes bereits durch die Bundesbeſchluſſe vom 11. und 22. April 1848 zu 
Stande gekommen find, ohne daß dagegen von irgend einer Seite Bedenken erhoben 
worben wären; 

daß nach ven Borfchlägen ber drei K. Höfe weder In dem zu bildenden Dirertorium, 
noch in ber Bundesvertretung ein überwiegenver Einfluß durch größere Stimmenzahl für 
Deherreih beantragt wird, und die K. Megierung einen ſolchen Einfluß auch nicht in 
Anſpruch nimmt; 

daß fonach Oeſterreichs Beltritt zum Bunde mit dem gefammten Gebietsumfange 
des Kalferreichs, um fo mehr nur ald eine formelle Neuerung gelten Eönne, welche an 
ber Weſenheit ber beſtandenen Verhältniffe nichts andert, nachdem Oefterreich auch bis⸗ 
ber, und felbft zu jener Zeit, wo das deutfche Neid untergegangen war und noch feine 
Bundeöverträge die vereingelten Glieder wieder vereinigt hatten, bei jeder Gelegenheit mit 
dem ganzen Gewichte feiner Macht für Deutfchlandg Unabhängigkeit in die Schranken 
zu treten gewohnt war, wie e8 bie innigen Beziehungen beiber zu einander und bie 
Gemeinſamkeit ihrer Intereſſen mit ſich bringen; 

und daB endlich nicht verfannt werben koͤnne, wie bie deuernde Verbindung des 
geſammten Oeſterreichs mit Deutſchland zu einem Bunde die Kräftigung beider weſentlich 
foͤrdern, ſomit die Erhaltung der inneren Ruhe und geſetzlichen Ordnung in dieſen aus⸗ 
gedehnten im Mittelpunkte des europäifchen Feſtlandes gelegenen Gebieten verbürge, und 
hierdurch allen übrigen Staaten eine große Beruhigung zu gewähren. geeignet jey. 

„In dieſer Vereinigung liegt aber auch zugleich das ficherfte Unterpfand, daß Deutſch⸗ 
land die Stellung nie aufgeben werde, welche der im Jahre 1815 gegründete. Bund in 
der großen Staaten- Bamilie einzunehmen beſtimmt war, und deren Behauptung bisher 
fo mefentlich zur Erhaltung des allgemeinen Friedens beigetragen hat. 

„Nach dem Vorangehenden erkennt das K. Eabinet vom Stanhpunfte des Rechts, 
wie von jenem ber Politik, nicht nur die Zweckmaͤßigkeit, fondern auch die Ausführ⸗ 
barkeit der von den K. Höfen von Baiern, Sachen und Würtemberg gemachten Vor⸗ 
fchläge und tritt denſelben vollfommen, jedoch unter der Vorausſetzung bei: 

daß die in dieſen Vorfchlägen enthaltenen Grundzüge bei ver Ausarbeitung des 
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Berfaffungs- Entwurfs, und nicht minder bei der Vereinbarung über denſelben, in ihrer 


Weſenheit werben beibehalten werden; 

daß insbeſondere die den Bunbesorganen zuzugeflehende, geießgebenne und voll⸗ 
ziehende Gewalt auf die im Artikel I. der mitgetheilten Berfaffungs- Grundlagen bezeich⸗ 
neten Gegenſtaͤnde zu befchränfen, und innerhalb ver daſelbſt angebeuteten Grenzen zu 
üben jeyn werden; 

daß ferner unter den im Pen Punkte des chen bezogenen Artikels I. erwähnten 
Rechten nicht die fogenannten Grundrechte verftanden ſeyen, beren Ein- 
führung bereits in den meiften Staaten als unvereinbar mit dem Öffent- 
lihen Wohle erkannt worden tft; *) 

und daß envlich Oeſterreich die Möglichkeit iverbe geboten werben, fich dem Bunte 
mit dem gefammten Gebietöumfange des Kaiſerreichs anzufchließen. 

„Wenn diefe Vorausfegungen ſich verwirklichen follten, wirb die K. Regierung bie 
in ihrem Minifterials Programme vom 27. November 1848 vorhergefehenen Bebingunge 
mit wahrer Befrienigung ald erfüllt anfehen Tönnen, und ſich an der unter biefen Ver⸗ 
hältniffen nicht nur möglichen, ſondern im allgemeinen Intereffe ſelbſt wunſchenswerthen 
Bildung eines folchen veutfch=öfterreichifchen Bundes mit Freuden und aufrichtig in der 
Ueberzeugung -betheiligen, daß ein auf den norgeichlagenen Grundlagen ruhendes Bundes⸗ 
Verhaͤltniß zwifchen dem verjüngten Defterreih und dem verjüngten Deutfchland nicht 
nur mit der Einheit des Katferreiches vollkommen vereinbar ſeh, fondern auch, für beide 
gleich erfprießlich, die Bürgfchaft einer fchönen und glädlichen Zukunft in fi) trage. 

„Indem ſich der unterzeichnete Minifter-Präfivent und Minifter ver auswärtigen 
Angelegenheiten beehrt, Seiner, nes Herrn K. baieriſchen Geſandten und bevellmächtigten 
Minifters, Grafen von Lerchenfeld, Hochgeboren, in Erwieberung ver geehrten Rote 
vom 12. dieſes Monats diefe Gefinnungen und Abfichten des Katferlichen Hofes befamt 
zu geben, verfehlt er nicht, die Bemerkung binzuzufügen, daß entfprechende Eröffnungen 
gleichzeitig nicht nur an die K. preußifche Regierung, fondern auch an alle übrigen Ge 
nofjen des Bundes ergehen, um bei venfelben Die Annahme der Borfchläge ver drei 
Königlichen Höfe dringend zu befürworten. 


43. | Verordnung ded Könige von Würtemberg, wodurch er die Ausgaben für das 


geheime Gabinet und den bamit verbundenen Dispofitionss Fonds auf Seine 
Civilliſte übernimmt. 


13. | Die zweite Kammer des G.-H. Baben genehmigt nachträglich deſſen Anſchluß m 


das Berliner Bündnig u. |. w. In ber desfallfigen Debatte begegnet man 
einer vom Abg. Profeflor Häuffer ausgehenden Kritif der Münchener Ueberein- 
kunft, die auch im weitere Kreiſe verbreitet zu werben verbient. 


Wir find gegenüber von der Vorlage der Megierung in der angenehmen, ich varf 
fagen, glüdlichen Lage, daß wir nicht mehr blos einfeitig den Verfaffungs - Entwurf, 
der zu Erfurt berathen werben fol, vor und haben, ſondern zugleich den Gegenentwurf, 
der und für dad Dreikönigs⸗Bündniß und feine DVerfaffung entfchänigen fol. Wir 
haben lange auf die Vorlagen der fogenannten großbeutfchen Politik gewartet, und 
mancher günftige Augenblid, ver ohne Zweifel mächtig hätte vrängen, wie er auch der 
Verſtimmung und Entzweiung der Parteien mächtig Hätte nügen können, tft zu unferem 
eigenen Erftaunen verfäumt worden. Wir haben damals, als die National» Berfamm 


*) Man vergleiche damit den Vorbehalt in der Würtembergifchen Ratifications- Urkunde vom 
5. März! Wenn Zürft Schwarzenberg nicht nachgiebt — woran allerdings zu zweifeln, 
— fo werben die Donner der naͤchſten Stuttgarter Thronrede gegen Defterzeich rollen müſſen. 
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Jung den unglücklichen Ausgang nahm, ven fie genommen hat, vergeblich auf die groß⸗ 

deutſche Politif gewartet. Wir haben fpäter ein halbes Jahr lang, flatt des Projects, 

dad nur in allgemeinen Umriſſen vorſchwebte, wieberum vergeblich auf Beftimmmte Grund⸗ 

lagen und Entwürfe gewartet, und als endlich biefenigen der beutichen Staaten, die vor⸗ 

zugsweiſe fi auf den großdeutſchen Standpunkt flellen, die Sache zur Verhandlung 

brachten, was kam da hervor? Ein mit fehr vielen Redensarten und frommen Wünfchen 
ausgeſtattetes und umgebened Nichts; das war der Eurze Inhalt ver Sache. Es war 

weder ein Entwurf, noch irgend etwas Anderes hervorzubringen, fonbern die leitenden 

Minifter hatten den wenig beneidenswerthen Muth, der Landesvertretung zu erklären, 

man müſſe fich darauf gefaßt machen, auf ein vielgeliebtes Schlagivort zu verzichten, 

bie ganze Hoffnung, worauf bie Eriftenz des deutſchen Volks beruhte, vertagen, und 

ein bon mir bochgeachteter Politiker ver großbeutfchen Seite Hatte nichts als die Ausficht 

auf ein großes National⸗Unglück, das vielleicht im Stande fey, die verfchienenen Intes 

reſſen des Particularismud zu einigen, oder etwa durch einen Krieg eine Einigung zu 

Stande zu bringen. Darauf Eonnten wir nicht warten. Wir mußten und, und felbft 

diejenigen, die mit dem Dreifönigd» Project nicht einverflanden waren, entfchließen, ihm 

einzig und feſt anzufchließen. Bis jept haben wir vergeblich auf etwas Anderes ges 

wartet, und erft in ben Zeitungen von heute und geflern finden wir enblich das groß⸗ 

deutſche Project, dad und das einige Deutfchland auf der Grundlage der gerechten Hoffe 

nungen bee Nation bringen ſoll. Die Forderungen der Nation find, wie ber Bericht 

trefflich auseinandergeſetzt Hat, nicht mehr blos allgemeine Forderungen, fonbern fie 

. gründen fi) auf das beftehende und einzige Bunpesrecht, das noch vorhanden iſt, und 

die Grundlagen, die von den Regierungen felbft und von der Bundes⸗Verſammlung 
förmlich anerkannt wurden, und außer benen es, meines Erachtens, Teinen beſtehenden 

Rechtsboden für unfere deutſchen National» Verhältniffe mehr giebt. Das Project ver⸗ 

halt fich zu diefen Wünfchen, Forderungen, Berürfniffen und rechtlichen Grundlagen ber 

Nation in einer ganz eigenthümlichen Weile. Die Nation Hat gewollt eine einige und 

einheitliche Regierung, an der Stelle einer aus verfchienenen Elementen zufammengefebten, 

von Inftructionen abhängigen und geleiteten viplomatifchen Verſammlung. Wohin wir 

damit kommen, haben wir erfahren, und wohin es mit der Ehre, Groͤße und mit dem 

gefammten Nationalgeift der Nation hätte Tommen müflen, wenn ferner eine ſolche 
Leitung der National» Angelegenheiten flattgefunden hätte, haben und die Abgründe ge= 
zeigt, die wir in Folge von Revolutionen gefehen haben. Es ift ein Unglück für ein 
großes Volt, dad alle Bedingungen einer Berfafftungs- Entwidelung in ſich trägt, wenn 
es nach allen Wendungen biefer Entwidelung Hin verfchloffen und beengt, und ich will 
nicht fagen, für feine Inneren Bebürfniffe, fondern nicht einmal für das äußere Beduͤrfniß 
einer größeren Macht Sorge getragen iſt. Wenn auch jene frühere Berfammlung einen 
beſſeren Willen gehabt hätte, fo Eonnte ihr doch die Möglichkeit abgehen, vergleichen zu 
erreichen, weil überhaupt Gollegial- Regierungen diefer Art, die aus inftruirten Geſandten 
beftehen, nimmermehr eine große nationale Politif zu Tage fördern Fönnen. 


Das wollte die Nation abfchneiven. Sie wollte nicht dieſe oder jene dynaſtiſchen 
oder Einzel=Interefien verfolgen. Sie wollte an die Stelle ver organifirten Anarchie 
und Vielherrſchaft, an die Stelle der Sorglofigkeit und Unthätigkeit eine innige, und 
conjequente Politik durch ein einiges Oberhaupt vertreten wiffen. Die Aufftellung von 
München, auf die ich mich vorhin bezog, bringt nun flatt deſſen die alte Collegial⸗Ein⸗ 
richtung, aber nicht diejenige, die auf dem wohlbegrünneten Mecht der einzelnen Staaten 
beruht, was wenigftend dem Bundestag nachgefagt werden Tann, fondern fie bringt den . 
Bundestag in verfchlechtertem verjüngtem Maßftabe, ich möchte fagen, in usum Delphini 
verringert und verkleinert. 

Man Hat fo viel von dem guten Hecht ver einzelnen Staaten, bon ver Schonung 
ber individuellen Interefien geſprochen, in der Aufſtellung von München werden ploͤtlich 
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10 Stämme aus dem Bundestag geftrichen, und ihnen die Freiheit gelaffen, fich da⸗ 
oder dorthin anzufchließen. Die übrigen fieben bleiben. Es gehört ein gewiffer Muth 
dazu, die Eleineren Staaten, die wahrlich im erſter Linie geſtanden, als es die deutſche 


Sache galt, und die allein eine fefte, conſequente Politik oder eine einheitliche parlamm: 


tariſche Politik ſtets befolgt Haben, damit zufrieben fellen zu wollen. - 


Es wird Niemand in dieſem Saale, Niemand im Kreife ver Regierung oder in 
diefem Lande feyn, der nicht bereit wäre, freubig Opfer zu bringen, wenn e8 benz all. 
gemeinen Intereffe dienen, und zu einer parlamentarifchen Einheit führen kann. Aber 
für kleingroßdeutſche Interefien, für ein Großthun der Kleinen, die fich groß dünken 


mögen, und für dynaſtiſche Intriguen wird Niemand hier Opfer bringen wollen. Wenn 


die Märzbewegung damit enden wollte, daß fie fich zur Ausbeutung verwitterter rhein⸗ 
bünlerifcher Gelüfte erhöbe, fo würben alle Parteien gleichgiltig feyn, während wir und 
Alle zu Opfern vereinigen twürben, wenn es fih um die Schaffung einer einigen par⸗ 
Inmentarifchen Negierung handelte. Die Hegierung, der Regent und der Staat Haben 
feit dem März 1848 bewieſen, daß es Ihnen Ernft mit der Sache iſt; der Großherzog 
ſelbſt Hat in jener berühmten Erflärung ben Ton für die anderen Fürften angegeben, 
indem er barin fagte, er wolle jeves Opfer auf den Altar des Vaterlandes legen. Don 
den individuellen Intereffen einzelner Dynaſtieen war nicht bie Rede, bie deutſche Na⸗ 


. tion wollte außernem eine parlamentarifche einheitliche Regierung. In ber Aufſtellung 


von München tft zwar jo Etwas, was fich als ein Parlament aufthut, und ungeſchickte 
Freunde der münchener Aufftellung Haben fchon zum Voraus auf das große Glüd der⸗ 
felben aufmerffam gemacht, ja fogar mit ber rebolutionairen Partei koquettirt. Die 
Politit muß wahrhaftig tief geſunken feyn, wenn fie glauben machen will, Oeſtencich 
und Baiern feyen fo weit, daß fie dad Einkammerſyſtem wollten, Defterreich fey es, dab 
die Grundrechte unbedingt anerkennen molle, und von dort aus werbe ein einiges Volks⸗ 
haus für Deutſchland geboten werben. Ja, «8 haben dieſelben foger nicht verfchmäht, 
ausprüdlich herauszuheben, daß die revolutionaire Partei mit Staunm vernehmen werke, 
wie. fehr diefe großbeutfche Aufftellung ihren Wünfchen fich nähere. Ich traue ver ve 
volutionairen Partei nach den Erfahrungen, die wir machten, viel Unverſtand zu, aber 
dieſes Maß von Unverftand, das ihr Hier angemuthet wird, würde ich ihr micht zutrauen, 
damit wiirde ich ihr zu nahe treten. Was tft diefes Parlament oder dieſes Volkshaus? 
Das ift nichts als ein Staatenhaus; ed tft die alte Aufftellung, wodurch man und ein 
Volkshaus bot, das nichts ift als ein Staatenhaus; jenoch nicht von der Art, wie es 
in dem Project vom 28. Mai beftimmt if, mit ausdrücklicher Berückſichtigung der ie 
dividuellen Intereſſen der einzelnen Staaten, ja ich füge Hinzu, mit einer großen Berüd⸗ 
fichtigung derſelben. Baden hat 10 Mitgliever in das Staatenhaus zu ſchicken und 
Preußen AO, obgleich dieſes einen zehnmal fo großen Umfang Hat als Baden, alfo zehn 
mal fo viel ftellen vürfte. Aber um das preußifche Mebergewicht abzuhalten, Hat man 
diefe Kleinen in dem Stantenhaufe fo fehr begünftigt. Im der münchener Aufftellung 
find nur drei Glieder: ein preußifches, ein anderes nichtpreußifches und ein öfterreichifches 
Element. Wie diefe im Einzelnen fich geftalten werben, barüber ift der Entwurf unklar; 
er fagt und nur, ein jeder Staat dürfe wenigfiend ein Glied im Staatenhaus Haben. 
Ich muß geftehen, daß dieſes Staatenhaus, als Staatenhaus betrachtet, den Beduͤrf⸗ 
niffen und Rechten der einzelnen Staaten in feiner Welle genügen würde. Wie man 
aber vollends den Muth Hat, viefe Anſtalt als Volkshaus uns bieten zu wollen, ift mir 
ſchwer begreiflich. Ein Staatnhaus, worin möglicherweife Defterreich mit feinen ſla⸗ 
voniſchen und Eroatifchen Elementen, und Deutichland, wie in einen babyloniſchen Thurm⸗ 
bau zufammengepfercht werben, als Volkshaus anzubieten, biefe Bertretung ber einzelnen 
Staaten durch fo viele Wahlen hindurch filtrirt als National« Vertretung darzuſtellen, 
iſt mir unklar; unklar iſt mir, wie man mit einem plumpen Griff dieſes verfchlechterte 
Staatenhaus plöglih in ein großes Volkshaus Kat umwandeln wollen. Das müßte 
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Jedermann klar fehn, wie es fich damit verhält. Es iſt aber auch das Vollohaus mit 
den Regierungen nicht in dem Verhaͤltniß, wie eine parlamentarijche Bertretung, fonbern 
es heißt in der münchener Aufftellung: Die Mitglieder der Bundes»Megierungen find an 
Inſtructionen gebunden. 


Wir haben alfo die alte Vertretung Deutfchlanns durch eine diplomatiſche Corporation, 
die Nichtö thun kann, ohne inſtruirt zu feyn, und alle Unmoͤglichkeiten, ein rafches, ein⸗ 
beitliches Element in Großdeutſchland Herzuftellen, in fich vereinigt. Es Haben die- frü« 
heren Aufftellungen als ein weientliches Element eine einige und parlamentarifche Politik, 
eine fefte Vertretung nach Außen gehabt, und es ift mit Recht das Moment erkannt 
worden, worin ſich Deutſchland als Staat charakterifire, dadurch nämlich, daß bie 
Eleinere Diplomatie ihr Ende nehme. In allen den Aufftellungen, die aus Deutfchland 
einen Staat wollten, ift dieſes Moment ſtehen geblieben. In der münchener Aufftellung 
beißt e8 aber: das Geſandtſchaftsrecht ver einzelnen Staaten wird nicht aufgehoben. Es 
wird alſo mit anderen Worten gerade das, was Deutfchland als politifchen Körper nach 
* Außen bin einig, und als einen compaften Stantönerband barftellen fol, wiener aufs 
gehoben, und das Land in die alte ſtaatenbundliche Vielherrfchaft der kleinen Einzelnen 
zurücgeworfen. Ich glaube, felbft dieſe wenigen Züge zeigen, daß mit einer ſolchen Aufs 
ftellung einer Gollegial- Regierung, bei der die Rechte der Einzelnen verlegt find, Die 
eine Vertretung nach Außen, die gerade das mefentlichfte Moment der Einheit wieder 
aufbebt, mit einer Nationals Vertretung ohne wahres und wirkliches Volkshaus, mit 
einem Collegialrath, der von den Inftruetionen der Megierungen abhängig tft, Nichts 
als die alte organifirte Anarchie In Deutſchland wiener hergeftellt wird, denn wir hatten 
vor der Anarchie von unten eine organifirte Anarchie von oben, und biefe möchte ich 
nicht nach Deutfchland zurüdführen. Die münchener Aufftelung würde ben geraben 
Weg dazu bahnen. Don den anderen will ich nicht reden. Auf die Art, wis im Eine 
zelnen die Rechte des Staats gewahrt find, und wie man Kurhefien und anderen Mit 
glienern des Dreikoͤnigs⸗Buͤndniſſes den Koͤder hinhaͤlt, durch dieſe Aufnahme in die 
Collegial⸗Regierung fi vermögen zu laſſen, von dem Dreikoͤnigs⸗Buͤndniß zurüdzu- 
treten, will ich nicht eingehen. So viel hat man Aber an politifchem Bewußtſeyn in 
Deutichland gewonnen, um durch ſolche Griffe fich nicht leiten zu lafſen. Was bie 
Sache vollends entfcheinend macht, iſt der Umſtand, daß dieſes in ben günftigften Ge 





ſtalten gebotene Product wieder nur ein Entwurf if, der vorfchtweht, und zur Grunde 


Inge einer Tünftigen beutfchen Verfaffung dienen fol; denn am Schluffe des Aktenſtückes 
heißt es: Es wurde auf Grundlage vorſtehender Artikel ein Bundesgrundgeſetz entworfen, 
welches beftimmt ſeh, nach erfolgter Zuſtimmung aller Mitgliever des biäherigen deut⸗ 
fehen Bundes an die Stelle der veutfchen Bundesakte zu treten. Die Zeiten find aber 
bon der Art, daß, wenn auch das fragliche Project nicht fo ganz feine Lücken in allen 
einzelnen Zügen zeigte, wir doch nicht darauf eingehen, ober und abhalten laſſen Einnten, 
von dem Dreikoönigsbündniß abzugeben, felbft wenn jened mehr und Beſſeres böte, als 
e8 wirflich bietet. Da es nun aber blos Etwas für die Zukunft in Ausficht ftellt, und 
dadurch die deutſche Krifis verlängert werben foll, fo begreife ich nicht, inte man dadurch 
das Werk zu Erfurt flören zu können glaubt, indem man kurz vor dem Zufammen« 
kommen jenes Parlaments dieſen großveutfchen Entwurf ald Gegengewicht aufftellt. Ich 
fürdhte nicht, daß irgend Iemand, nachdem endlich dad Wort gefprochen ift, fich durch 
dieſes Wort verführen laͤßt. Die Lage war für uns, die wir den deutſchen Bundesſtaat 
toollen, viel ungänftiger, fo lange wir nicht wußten, was bie Gegner wollen, fo lange 


dies gleihfam ein vergrabener Schab war. Seht find wir in einer glüdlicheren Lage. 


- Wir willen, was fie wollen, und nach vemjenigen, was wir wiffen, kann bie Wahl 
nicht zweifelhaft ſehn. 

Wohl weiß ich, daß ber Bundesſtaat nach dem Buͤndniß vom 28. Mat in ver Form, 
wie es vor und Tiegt, aus Heinen Anfängen befteht, daß er noch keinesweges fertig iſt, 


fondern nur die Bebingungen in ſich enthält, unter benen er gebildet um befeftigt 
werben kann. Uber ich finde eben in dieſem Project vom 28. Mai nicht nur die fol 
bare Erbſchaft, das Vermächtniß, welches vie Nation durch Ihre Vertreter binterlaffen 
bat, fondern auch das lebensfähige Element zu einer wirklichen flaatlichen Bildung. 
Hieraus kann fich etwas entwireln, aus der münchener Aufftelung nichts. Um jenes 
fönnen fich die Staaten wie um einen Gräftall herumlegen, ed Tann allmälig durch fein 
Attractiondkraft zur ftaatlichen Einheit führen und am Ende, ja, e8 wird diefe Zeit 
nicht mehr fern fehn, alles Andere, was wir noch wünſchen, und bis jetzt vermiflen, 
hereingezogen werben, weil nichts Anderes da iſt, was ald Unziehungspunft dienen 
Zönnte, und in jenem Project alles das, was die Nation will, in feinen Grundlinin 
feſtgeſtellt iſt, es alſo auch allein fih auf geſchichtlichen und natürlichen Orunlagn 
bewegt. 

Wbohl weiß ich, daß dieſes Project nicht mehr ift, als der Anfang des Zollyereim, 
alfein diefer Hat in einer Eurzen Reihe von Jahren gezeigt, was aus einem Eleinen Bun 
werben kann, wenn eine Lebenskraft darin liegt, wenn große Interefien und Berürfnift 
dadurch genährt find, und nicht particuläre oder individuelle Interefjen dahinter liegen 
Als der Zollverein im Jahre 1835 Hier zur Discuffion kam, wurde auch von Männen, 
die ich Hoch verehre, gefagt, wenn diefer Zollverein ein ganz deutfcher wire, wenn gan 
Deutfchland ihm angehörte, fo würden wir mit Freuden ihm zuftimmen; fo find wir 
aber nichts, als ein Vaſall der preußifchen Politif. Dafielbe Tönnen wir jetzt uͤber dm 
Bundesſtaat und feinen Anfang hören. 


Ich ziveifle nicht, daß der Gang der Dinge, wenn man bei diefem Projet fh 
bleibt, derſelbe ſeyn wird, wie bei dem Zollverein, und daß ſich aus biefer fruätbern 

und Iebenöfräftigen Grundlage etwas Aehnliches im Laufe weniger Jahre entiwideln min, 
wie es ſich dort aus der Grundlage des Handelsbundes entwickelt hat. Die Britt 
fallen nicht reif von dem Baum, fonvern verlangen Zeit. Wollen mir warten, bi ga 
Deutfchland in dem Bunde ift, fo machen wir ed wie jenes Bäuerlein, dad warm 
wollte, bis der Fluß abgelaufen ift, um dann trockenen Fußes hinübergehen zu koͤmen 

Wenn ich ein Eleined Haus vor mir fehe, und unter freiem Himmel ven Gtünmm 
preißgegeben bin, und die Wahl Habe, In dieſes Heine Haus, das aber zum Haus de 
deutfchen Nation eriveitert werden Tann, einzuziehen, fo wähle ich unbedingt das Fehlt. 
Alsdann erft wird alles das möglich fehn, was als Ziel der großen Einigung aller has 
ſchen Kräfte bevorſteht. Die Union mit Defterreih, die engere Handelsverbindung ai 
demfelben, Tann nicht erfolgen, ehe ein Deutfchland da iſt und ein Bundesſtaat, m 
dem ein biesfallfiger Vertrag gefchloffen werben Tann. Eher Tann nicht ein Gropreutt 
land gefchaffen werben, bis ein Kleinveutfchland gefchaffen ifl. Im Uebrigen wid de 
öfterreichifche Politit und. ihr Verhaͤltniß zu den deutſchen Staaten und Interefien mm 
dad bleiben, was ein vielgenannter Staatsmann fo feharf und Elar, wie es nicht beſt 
geſagt werben koͤnnte, in einer Schrift auseinandergeſetzt hat. „Erwäge ich den Gang 
fagt diefer Mann, ver früher an ver Spige unſeres Minifterlums ver auswärtigen A 
gelegenheiten fland, „ven das üfterreichifche Cabinet feit 25 Jahren in allen Bunded⸗ 
Angelegenheiten conſequent eingehalten hat, ſo iſt es mir nicht zweifelhaft, daß daſſehhe 
kein in ſich geſchloſſenes Deutſchland mit nationalen Tendenzen und gemeinfegaftliät | 
centraler Action will und wollen Tann. Ein ſolches Deutfchland Könnte ſich nur M 

- Koften des Particularismus der einzelnen Bundesſtaaten Bilden, und da Deſterreich | 

feinen Particularismus nicht mit dem Deutfchlands verfchmelzen und in bemfelben a 
gehen Iafien kann, eben fo wenig aber auch von Deutfchland wird ausſcheiden toll 
fo iſt es felbft verſtanden, daß der K. K. Hof ver Bildung eines ſolchen neuen Deutſc⸗ 
lands entgegen ſeyn muß sc. 

In diefen Worten, bie ein Renner und Freund ber öfterreichifchen Politil gerad 
bat, in diefen Worten Blittersdorff's iſt ſcharfer und beftimmter, als wir es „ 
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Tönnten, ber Geift ber Politik niebergelegt, der wir Die Hemmungen und Störungen 
gegenüber von dem Verfaſſungswerke, ber wir fchließlih ven Entwurf von München 
berbanfen. Die gefährliche Lage, worin wir uns Befinden, werden wir und nicht Elarer 
machen koͤnnen, als wenn wir und den Fall vor Augen flellen, das Dreilänigs- Bünd« 
niß werde verlaſſen oder es eriftire nicht. Was dann aus Deutfchland werben würbe, 
dies, meine Herten! hat und warnend und für die Zukunft mit beflimmten Andeutungen 
die Erfahrung der legten Jahre gezeigt, wenn wir nicht wenigſtens biefen einen Punkt 
hätten, um den fich ein Deutichland In feinen Hoffnungen und feinen Bedürfniſſen an« 
legen Eönnte. Soll etiva von neuem eine Partei über Deutſchland kommen zu einer Zelt, 
wo alle großen Kräfte der Nation ſchlummern, wo jede große Action aufhört, wo fich 
die verwitterte Kraft in das Innere der Nation zurüdzieht, und wie ein Gift dieſelbe 
durchfchleicht, wie wir Died neulich gejchen haben? Wählen Sie zwifchen diefem Project 
von München und dem Vermaäͤchtniß der National Verfommlung, welches vie Krone 
Preußen angenommen bat, zwifchen jenem Project, das uns in die alte, unbeſtimmte 
Lage, die zweifelhaften Zuftänbe, revolutionaire Hoffnungen und Gelüfte zurückruft, und 
jenem Vermaͤchtniß der National» Verfammlung. Wenn Sie eingevenk find ber Zeit, 
die wir erlebt haben, eingedenk der Folgen jener verwilderten und verwitterten alten 
Politif, der Thatfachen der legten Jahre, ber oft und viel gegebenen Verheißungen von 
oben, und ber, wenn auch jegt durch Mipftimmung zurücgehaltenen, aber im Volk noch 
lebhaft vorhandenen Erinnerungen und Grivartungen, fo werden Sie nicht zweifelhaft 
ſeyn. Sie werben das Werk ber Nation wählen, und nicht bad Werk der öfterseichifchen 
Diplomatie. ' 





44. | Eirculars Depefche des äfterreichifchen Cabinets an die Theilnehmer des Berliner 


Bündniffes, wodurd ihnen die Annahme bes am 27. Februar in München zur 
Melt gefommenen Verfaſſungs⸗Entwurfes dringend empfohlen wird. 


14. | Shreiben des Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitziſchen Bevollmächtigten beim 


Verwaltungs⸗Rathe an ben Vorfigenden beffelben. 


Der Unterzeichnete giebt zunörberft die vorbehaltene Erklärung über den Beitritt zu 
ber von den verbündelen Regierungen beabfichtigten Klage gegen Hannover dahin ab 
daß feine Negierung, da fie in rechtlicher Hinficht den Erfolg einer ſolchen Klage keines⸗ 
weges für gefichert, und biefelbe nach Lage ber Sache nicht für zweckdienlich hält, fich 
dem Antrage auf eine folhe Klageanflelung nicht anfchliepen zu konnen glaubt, jedoch 
ebenfalls den Wunfch hegt, daß Die K. preußiſche Megierung auf viplomatifchem Wege 
die geeigneten Schritte thue, um bie Differenz mit Hannover und Sachen, gleichzeitig 
mit dem Verſuche einer Verftändigung zwifchen ven Staaten des Bündniſſes vom 26. 
Mai 1849 und den übrigen deutſchen Staaten, einer befriedigenden Löfung zuzuführen. 


Zugleich muß der Unterzeichnete ergebenft zur Anzeige bringen, daß bon feiner 
Megierung bie ven Neichöverfaffungs- Entwurf modificirende und veifen Charakter völlig 
umgeftaltende Additional⸗Acte, worüber die Mehrheit der Verbündeten in ber 84. 
Sigung des Verwaltungsrathes fich geeinigt Hat, mit Bezug auf bie bon dem Unter 
zeichneten in eben jener Sitzung abgegebene Erklärung, als eine rechtsbeſtaͤndige Grund⸗ 
‚Inge zur Vereinbarung mit dem Meichötage in Erfurt nicht anerkannt werden Tann, 
indem die Verbündeten durch den IV. Artikel des Bündniß-Statuts vom 26. Mai 1849 
in Bezug auf die Neichöverfaffung feftgeftellt haben: „Sie merben dieſen Entwurf einer, 
nach Maßgabe der in denfelben enthaltenen Beſtimmungen über den Reichstag und bes 
neben dem Entwurfe vereinbarten Wahlgeſetzes, Teviglich zu diefem Zwecke zu berufenden 
Reichsverſammlung vorlegen. Abänderungen, welche von diefer Reichsverſammlung 
beantragt werben, bebürfen zu ihrer Giftigkelt ver Zuſtimmung der Verbündeten.“ 

Yuc if in den Verhandlungen des DBerwaltungsrathes ftetd anerfannt, daß Ver⸗ 
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änderungen der dem Reichstage zu machenden Verfaffungs=Borlage zu ihrer Giltigkeit 
der Zuſtimmung der Verbündeten bebürfen. 

Wenn übrigens die Additional-Acte als tranfitorifche Beſtimmung bezeichnet wird, 
fo muß der ergebenft Uinterzeichnete dagegen bemerflich machen, daß feiner Anficht nad 
von tranfitorifchen Beflimmungen nur da die Rede feyn kann, wo es fich beſtimmt um 


‚einen Uebergangs-Zuftand Handelt, was aber hier nur auf Hypotheſen beruht. 


Da indeſſen der Widerſpruch gegen die bezeichnete Vorlage Feine Beachtung Seitens 
des Berwaltungsrathe3 gefunden zu haben fcheint, fo ſieht fich die Megierung des er- 
gebenft Unterzeichneten zu ihrem Bedauern In die Nothwendigkeit verfebt, gegen Die Ver⸗ 
Iegung der Additional⸗Acte und alle daraus entfpringenden Confequenzen, und gegen 
die Verbinvlichkeit von Maforitäts- Befchlüffen in Bezug auf die Abänderung Der ver 
einbarten Grundlagen des VBünbniffes, hierdurch Verwahrung einzulegen. 

Die Regierung des Unterzeichneten hat den Mecklenburg Streligifchen Abgeordneten 
zum Volkshauſe von ihrem, im Vorſtehenden angebeuteten Standpunkte zu den beab- 
fihtigten Verfaffungd« Vorlagen in Kenntniß gefegt, und fieht fich übrigens zu einer 
Beſchickung des Stantenhaufes um fo mehr außer Stande, weil bei ver bekannten Lage 
des Medienburgifchen Verfafiungäftreites die vorfchriftsmäßige Mitwirkung ver Landes⸗ 
vertretung zur Wahl eines Abgeordneten für das Staatenhaus zur Zeit nicht zu er⸗ 
langen tft. 

Der Unterzeichnete beantragt ergebenft die Aufnahme biefer Erklärung in das 
Protocoll des Verwaltungsrathes, und indem er damit die Anzeige verbindet, dah er ſich 
borerft behindert fieht, den Verhandlungen des Verwaltungsrathes beizuwohnen, erneuert 
derſelbe u. ſ. w. 


14. Beſchluß der Bürgerſchaft von Bremen: 


„Die Buͤrgerſchaft verkennt zwar nicht, daß die Folge det Veſchluffe vom 29. 30. 
Aug. v. I. Die weitere Ausführung der zur Beſchickung des Reichstages in Erfurt er- 
forderlihen Maßregeln erheifchen würde, wenn überall der Stand des Bünpniffes vom 
26. Mat 1849 noch derfelbe wäre; fie kann fich jenoch nicht eher über dieſen hochwich⸗ 
tigen Gegenfland erklären, und zur Wahl fehreiten, bevor ihr nicht alle auf die jetzige 
Rage des Bündniſſes vom 26. Mai v. I. und befonderd auf den Rüdtritt Hannovers 
von demfelben, bezüglichen Aktenſtücke vollftändig mitgetheilt worden find, da fie nach ben 
zur Oeffentlichkeit gelangten Protofolfen und Noten die Beſorgniß nicht befeitigen Tann, 
dag ein Verbleiben in dem Bündniſſe nach dem befinitiven Austritt Hannovers, bie In⸗ 
tereffen unfered Eleinen Staatd in hohem Grabe gefährben koͤnnte. Sie erfucht deshall 
ven Senat, ihr die oben bezeichneten Aftenftüde baldigſt mitzutheilen.“ 


15. Der heilige Bater ernennt den Probſt v. Ketteler in Berlin dum Biſchof der 


Diöceſe Mainz. 


15. Das Schwurgericht zu Brandenburg erklärt den Bürgermeiſter Zimmermann wegen 


feiner Theilnahme an den Maßregeln ber Stuttgarter Geſellſchaft des Ver⸗ 
ſuchs zum Hochverrath, fehuldig. *) 


*, Es wird manchen Leſer intereffiren, die ven Geſchworenen vorgelegten Fragen und beren 
Beantwortung Tennen zu lernen: 1) Iſt ver Angeflagte ſchuldig, an einem auf gewalt- 
fame Umwälzung des beutfchen Bundes abzweckenden Unternehmen, wie ſolches in ber 
Auflage näher bezeichnet if, unmittelbar Theil genommen zu haben? — Rein! 2) IR 
der Angeklagte ſchuldig, an einem auf gewaltfame Umwälzung ver Berfaflung- des preu⸗ 
ßiſchen Staates abzweckenden Unternehmen, wie folches in der Anflage näher bezeichnet 
worben, unmittelbar Theil genommen zu haben? — Nein! 3) If der Angeflagte 
ſchuldig, bei einem anf die gewaltſame Ummwälzung der Verfaſſung des deutſchen Bundes 
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15. | Eröffnung der neugewählten verfaffung-revidirenden Kammer im Koͤnigreiche Würs 
temberg. Syn der Thronrede geruhten S. M. der König hinfichtlich ber deut⸗ 
Shen Angelegenheiten Sich auf folgende ungewöhnliche Weile auszufprechen: 

„Meine Herren Abgeorbneten! Die ganze Lage von Deutfchlann und bie inneren 
Berhäliniffe Würtembergd machen es Mir zur höchiten Pflicht, Mich mit der größten 
Offenheit auszufprechen. 

Deutſchland Bat feit den Märzereignifien des Jahres 1848 nicht aufgehört, ver 
Spielball ver Parteifucht und des Ehrgelzes zu fehn. Der deutſche Einheitsſtaat ift ein 
Traumbild und das gefährlicäfte aller Traumbilder, eben fo wohl unter dem veutfchen, 
als unter dem europälfchen Geſichtspunkte. Alle Wege, weldhe man nach biefem ver- 
Tehrten Ziele bereit eingefchlagen hat und noch ferner einfchlagen möchte, werben immer 
nur zum Gegentheile, d. 5. zur Spaltung und Auflöfung ver Gefammtheit führen. Die 
wahre Stärke und Eintracht, die wahre Cultur und Freiheit der Nation beruht im letz⸗ 
ten Grunde auf der Erhaltung und Pflege der Eigenthümlichkeit und Selbſtſtaͤndigkeit 
ihrer Hauptſtaͤmme. Eine jede gewaltfame Verſchmelzung der letzteren, eine jede abfolute 
-Unterorbnung eines Hauptſtammes unter den anderen würde ber Anfang unferer Inneren 
Auflöfung und das Grab unferer nationalen Eriftenz ſeyn. Kür bie rechte, für bie 
bauerhafte Einigkeit unfereres Geſammt⸗Vaterlandes giebt ed nur eine einzige politifch« 
mögliche und praktifchenurchführbare Verfaſſungsform, es ift die foͤderative. Glücklicher⸗ 
weiße ift dieſe Form einer weit größeren Stärke und Kraftentwidelung im Innern und 
nach außen fähig, als die bisherige Bundes⸗Verfafſſung fie gewährte Daß man diefe 
Wahrheit zuerft in Frankfurt und nachmald in Berlin verfannte, hat bie gegenwärtige 
Spaltung und Verwirrung unferer Zuftände ganz allein herbeigeführt. Die unpartelifche 








abzwedenben Unternehmen, auf entferntere Art, durch Rath over That behälflich ge: 
weien zu ſeyn? — Nein! 4) If der Angeflagte ſchuldig, bei einem, anf die gewaltfame 
Umtwälzung der Derfafiung des preußifchen Staates abzwedlenden Unternehmen auf ent: 
ferntere Art durch Rath oder durch That behülflich geweien zu ſeyn? — Nein! 5) IR 
der Angeflagte ſchuldig, an einem Verſuche zu einem, auf, die gewaltfame Umwälzung 
der Verfaſſung bes deutſchen Bundes abzwedenpen Unternehmen, wie folches in der Ans 
klage bezeichnet ift, Theil genommen zu habeu? — Nein! 6) Iſt der Angeflagte ſchuldig, 
an einem Verſuche zu einem, auf die gewaltſame Umwälzung der Verfaſſung des pren- 
ßiſchen Staates abzwedenden Unternehmen, wie ſolches in der Anklage bezeichnet ift, Theil 
genommen zu haben? — Nein! 7) If der Angeflagte fchuldig, an einem Berfuche zu 
einem, anf die gewaltiame Umwälzung ber Verfafiung bes dentſchen Bundes abzwedenpen 
Unternehmen, wie ſolches in der Anklage bezeichnet ift, mit Rath ober That behülflich 
gewefen zu feyn? (Diefe Frage wurde mit 7 gegen 5 Stimmen bejaht, der Gerichtshof 
aber uerneinte dieſelbe.) 8) Iſt ver Angeflagte ſchuldig, an einem Verſuche zu einem auf 
die gewaltfame Ummälzung der Verfaſſung des preußifchen Staates abzwedenven Unter: 
nehmen, wie ſolches tn der Anklage bezeichnet ift, mit Rath oder That behülflich ges 
wefen zu feyn? — Ja! mit mehr ale 7 Stimmen. 9) If der Angeflagte ſchuldig, den 
Aufenf an das beutfche Heer de dato 6. Mai 1849 dem Buchhändler Martens zu Spandau 
zur Aufnahme in das Havelländiſche Wochenblatt überfanbt, nub dadurch S. M. ven König 
ehrenrährig gejchmähet zu haben? — Nein! 10) Ift ver Angeklagte ſchuldig, den Aufruf 
an das dentſche Heer de dato 6. Mai 1849 dem Buchhändler Martens zu Spandau. zur 
Aufnahme in das Havellaͤndiſche Wochenblatt zugefandt, und dadurch boshafte, die Ehr⸗ 
furcht gegen S. M. ven König verlegende Aeußerungen geihan zu haben? — Sa! mit 
mehr als 7 Stimmen. 11) If der Angeklagte ſchuldig, durch den dem Buchhändler Mar: 
tens überfandten Anfenf an das beutfche Heer vie preußifche Armee zum Treubruch an⸗ 
gereizt zu haben? — Nein! 12) If der Angeklagte ſchuldig, dem Buchhändler Martens 
den Anfınf an das deutfche Heer de dato 6. Mai 1849 zugeſchickt, und dadurch verfucht 
zu haben, eine Claſſe des Volks zufammen zu bringen, um etwas von ber Obrigfeit zu - 
erzwingen? — Ia! mit mehr als 7 Stimmen. 
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Geſchichte wird es einft nicht verfchiveigen, welche Zwecke und welche Leivenfchaften das 
Bündniß vom 26. Mai geftiftet Haben. Die Größe und die Einigkeit ver Nation Ha- 
ben nichts mit ihm gemein, auf die Volksſympathieen kann es Feinen Anfpruch machen; 
es ift ein Eünftlicher Sonderbundverſuch, auf ven politifchen Selbfimord der Gefamunt- 
heit berechnet, und eben deshalb in der Mitte von den drei größten Lanpmächten ohne 
Ausfiht auf Beſtand in den Tagen ver Gefahr. Die Durchführung dieſes Bündniſſes 
würde nicht zu vollbringen feyn, ohne einen offenen Bundesbruch und ohne eine wiſſent⸗ 
liche Verlegung jener feierlichen Iractate, worauf unfere Stellung und unfere Unab⸗ 
hängigfeit gegen Europa, fo wie das politifhe Gleichgewicht Europa’s überhaupt 
beruht. — _ " 

In richtiger Würdigung der Gefahren, fowohl im Innern als nach außen, zu wel⸗ 
hen das Bündniß vom 26. Mai unaushleiblich führen müßte, wenn die Theilnehmer 
deffelben auf ihm beharren würden, jo wie insbeſondere, um Meinerfeits, jo weit Id 
dies vermag, der Gefammt-Nation das koſtbare Pfand ihrer Größe und Fünftigen Ruhe, 
Ich meine die Einigkeit aller ihrer Bruberflämme, zu erhalten, babe Ich durch Mein 
Minifterium mit ven Regierungen von Baiern und Sachſen Verhandlungen zum Behuf 
einer Berfländigung über einen Entivurf einer das Geſammtvaterland begreifenden Ver⸗ 
fafjung angefmüpft. Ich Habe die doppelte Genugthuung, Ihnen heute mittheilen zu 
tönnen, daß dieſe Verhandlungen ihren beabfichtigten Zweck erreicht haben, und daß fi 
die Megierung des Kaiſers von Defterreich mit dem Reſultat verfelben einverflanden 
erklärt hat. Sobald der Verfafjungs=- Entwurf der drei K. Regierungen zur Kenntniß 
des K. preußifchen Gabinetö und der anderen, an dem Bünpniß vom 26. Mai biäher 
betheiligten Bunded» Regierungen gebracht feyn wird, wird Mein Minifterium Ihnen die 
erforderliche Borlage davon machen. Ich gebe Mich gerne ver Hoffnung Hin, daß vieler 
von und unternommene Verfuch zur allgemeinen politifchen und materiellen Einigkeit, und 
zur Befriedigung Ihrer gerechten und zeitgemäßen Anforderungen, den von Mir leb haft 
gewünfchten Erfolg haben möge. | 

Was aber auch immer die Vorfehung in dieſer ſchweren Frage und und unſeren 
Nachkommen beſchieden haben mag, Ich darf Mir das Zeugniß geben, daß Ich von 
jeher in der engften Eintracht von Defterreih und Preußen die wahre Bedingung unferer 
gemeinfchaftlihen Wohlfahrt und die einzige Buͤrgſchaft unferes Inneren Friedens und 
unferer nationalen Selbſtſtändigkeit erfannt, und demgemäß in der gegenwärtigen Krife 
unferes Gejammtvaterlandes alle Meine Schritte, fo wie diejenigen Meiner Negierung 
benieffen und eingerichtet habe. 


Was in den Stürmen unferer Zeit allein Kraft und Dauer und Hell gewährt, das 
ift die Wahrung des alten Rechts, das ift das Feſthalten an dem Pofitiven, an dem 
geſchichtlich Vorhandenen, welches fich nicht ableugnen läßt, und fich immer wieder von 
neuem geltend zu machen weiß. Ich und die mit Mir in ver Frage verbundenen Mes 
gierungen, Wir wollen ver Nation ihr Anrecht auf die Vertretung der Gefammtheit be⸗ 
wahren, Wir wollen feinen politifchen Neubau mit der Zerreißung unferes alten Rechts, 
fonvern die zeitgemäße Neugeftaltung des biöherigen Bundes; Wir wollen die gerechten 
Borberungen Preußens mit den Gefammt=Intereffen Deutfchlands in Einklang bringen; 
Wir wollen aber unfere BarticularsInterefien auf dem Altar des Vaterlandes nicht dieſer 
oder jener fpecififchen Macht, fondern nur allein der Geſammtheit zum Opfer bringen; 
Wir wollen weder Defterreicher noch Preußen, fonvern durch und mit Würtemberg gunz 
allein Deutsche ſeyn und bleiben.” 


15. | Die Eurbeffiihe Stände-Berfammlung Tehnt „aus finanziellen und politischen 


Gründen” die verlangten Bewilligungen für außerorbentlihe Militair-Bebürfs 
niſſe ab. — Sie wird aldbalb vertagt. 


15. | Die braunfchweiger Stänbes Berfammlung erflärt ihr Einyerflänbniß mit ber 
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Uebereinkunft wegen Anfchlufles des Contingents an bie Preußifche Armee. — 
Aus dem besfalls erftatteten Commiſſions⸗Berichte glauben wir ben Theil mit 
theilen zu follen, welcher bie politiſchen Rüdfichten erörtert. 

Die preußifche Reglerung Hat, wie ala befannt vorauögefeßt werben kann, über bie 
Lage ver deutfchen Angelegenheiten den Sag aufgeftellt, daß bie aus dem Bundesver⸗ 
trage herfließenden gegenfeitigen Rechte und Pflichten der einzelnen deutſchen Staaten 
befteben, daß aber die Organijation des Bundes erlofchen ſey, und eine neue Organifation 
nur mit allfeitiger Zuftimmung fämmtlicher Einzelftaaten gefchaffen werben könne Man 
“mag über die Nichtigfeit dieſes Satzes denken, wie man will, er gilt in Deutfchland, fo 
lange Preußen befteht und dabei beharrt, und es muß dabei beharren, wenn es ald 
Preußen beftehen will. So exiftirt alfo ver Bund nach feiner rein nölferrechtlichen Seite, 
wogegen bie flaatörechtliche Seite für den Augenblick wenigſtens ceffirt, mit anderen 
Worten, ed eriftiren noch beftimmte vertragsmäßige Rechte und Pflichten unter den ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten, allein es befteht weder factifch noch rechtlich eine Bundesgewalt, 
um die Ausübung jener Nechte zu leiten und zu fihern, um die Erfüllung jener Pflichten 
zu ſchützen. So lange diefer Zuftand dauert, befinden ſich die deutſchen Cinzelftaaten, 
rhcfichtlich ihrer gegenfeitigen Nechte und Pflichten, in ähnlicher Rage, wie mehrere Pri« 
baten, die aus früheren Verträgen Nechte und Verbindlichkeiten herleiten, jedoch wegen 
eingetretener Anarchie fein Gericht, Feine Staatsgewalt finden, um ihre Mechte zur Gel« 
tung und Anerkennung zu bringen. Bei ſolchen Zuftänden wird Jedermann fein eigener 
Richter, die Macht entfcheibet. Daß dies im Stantenleben im erhöhten Maße der Fall 
ift, daß alfo bis zu einer allfeltig anerkannten neuen Organiſation Deutfchlands die 
gegenfeitigen Rechte und Pflichten der deutfchen Staaten ſtets der einfeitigen Interpretation 
eined jeden Einzelftaated unterliegen, und daß bei dieſer Interpretation im Colliſionsfalle 
das Mecht des Stärkeren, die ultima ratio regum entfchelvet, wird ſich Niemand, der 
in ſolchen Sachen einer nüchternen Beurtheilung fähig iſt, verhehlen koͤnnen. 

Diefer Rage der Dinge gegenüber werden die mittleren und Eleineren Staaten im 
Ernte nicht daran denken, eine felbftftänbige Haltung einzunehmen, und In bewaffneter 
Neutralität den Gang der Ereigniffe abzumarten. Ihre militairifche Macht iſt im Ver⸗ 
gleich zu ven Großftanten jo unbeveutend, daß, tollen fie ihre Stüge nicht verrätherifch 
Im Auslande fuchen, ihnen weiter nichts übrig bleibt, als fich entweder der üfterreichie 
ſchen oder der preußifchen Politik anzufchließen. Im erfteren Kalle werben fie ihr politi⸗ 
ſches Scheinleben fortfegen, und für ven Mangel eines Eräftigen, einheitlichen Staats⸗ 
lebens einen traurigen Erſatz in ber Förderung dynaſtiſcher Eitelkeit, und in der geift« 
verfümmernden Pflege eines engherzigen Particularismud finden. Der Anfchlug an bie 
preußifche Politik gewährt dagegen die Ausficht, daß eine bundesſtaatliche Organifation 
zu Stande fommt, indem die Kommiffion mit dem Herzogl. Staats3-Minifterlum darin 
einverſtanden ift, daß Preußen den ernften, auf Schöpfung bundesftantlicher Einrichtungen 
gerichteten Willen hat, daß Preußen allein vie Macht und Kraft der Durchführung feines 
Willens befißt. Für unfer Land Eonnte die Wahl nicht ſchwer werden, nachdem ſchon 
im December 1848 dieſe hohe Berfammlung fich für die dauernde Verbindung der hoͤch⸗ 
ften Reichöwürbe mit der Krone Preußen ausgeſprochen, nachdem die Landes⸗Regierung 
ununterbrochen in dieſem Geifte und in diefer Richtung gehantelt, und die Verſammlung 
duch ihren Befchluß vom 11. Auguft v. I. die Politik der Regierung volffländig ges 
billigt Hatte. Es wird fich daher nicht beftreiten laſſen, daß der Abſchluß der Milltair⸗ 
Eonvention nur ein entſchiedenes Fortſchreiten auf der betretenen Bahn enthält. 

Aber Tieß fich ein folcher Akt nicht aufichieben, bis die Reſultate des Erfurter 
Reichstags vorlagen, war es räthlich und nothwendig, ven Schritt, wenn man ihn im 
Allgemeinen billigen mußte, ſchon jegt zu thun? Auch in diefer Hinficht glaubt fich 
die Commiſſion entfchieven bejahend ausfprechen zu müſſen. 

Der Abſchluß foͤrdert ohne Zweifel die Erreichung des Zieles, das unfer Land als ' 
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ein nothwendiges und möglich ſchnell zu erſtrebendes erkanut hat. Den Intriguen gegen- 
über, wodurch man bie Bemühungen der preußiichen Regierung zu bereiteln, die Ge 
müther ſchwankend zu machen, den Treubruc im größeren Maßſtabe herbeizuführen fucht, 
kann das von Braunfchweig gegebene Beifpiel offenbar nur zum beilfamen Gegengewichte 
dienen, indem es beweift, daß ed noch Staaten giebt, die an bie Heiligfelt nes in ernfter 
Zeit gegebenen Wortes glauben‘, und in dieſem Glauben ſich gedrungen fühlen, vie Loͤ— 
fung diefes Wortes durch aufrichtige Hingebung, fo viel an ihnen liegt, zu erleichtern. 
Der moralifche Eindruck konnte diefem Beifpiele nicht fehlen, und tft, wie glaubwürkige 
Nachrichten betätigen, in weiten SKreifen ein bebeutfamer geweien. So hat Braun- 
fchweig durch Entfchievenhelt der deutſchen Sache genügt, und fein Beifpiel wird, da 
andere beutfche Staaten ficher nachfolgen werben, noch ferner wirkſam fehn. 

Aber es ift damit auch für die eigenen Intereſſen des Landes am ficherften und 
zweckmaͤßigſten geforgt. Wenn der Bundesſtaat zu Stande fommt, wenn feine Aufßerm 
Eonflicte eniftehen, fo ift ein Zuftand ruͤckſichtlich des Militairweſens herbeigeführt, ver 
mit den Beflimmungen ver Tünftigen Bunbeöverfaffung im Weſentlichen harmonirt 
Braunſchweig wird dann den Vortheil haben, daß es freiwillig that, was Fünftig doch 
unauähleiblich gefchehen mußte. Der freie Entſchluß, durch welchen unfere Landes⸗Re⸗ 
gierung die Geſchicke unferes Landes mit ven Geſchicken Preußens fchon vor der Grün- 
dung des Bundesſtaats in nähere Berührung brachte, wird und auch nach gegründetem 
Bundesftante die freunnfchaftliche Gefinnung Preußens fichern. 

Indeß braucht die Commiſſion nur auf die oben angeveutete Lage der deutſchen An⸗ 
gelegenheiten zu nerivelfen, um bie Meberzeugung zu begründen, daß wir in ernfter Zeit 
leben, und einer ernften Zukunft entgegenfehen. Die Gefahr der bevenklichften Collifio- 
nen, deren das Schreiben der Megierung bereit3 erwähnt, ift inzwiſchen durch den offmm 
Abfall Hannovers noch vergrößert, und jeder Tag kann die Nachricht bringen, daß bie 
Löfung der deutfchen Wirren dem Schwerte anvertraut werden müfle Wenn folde 
Zeichen am politifchen Horizonte flehen, fo iſt es das erfte Erforberniß, den Muth eines 
politifchen Entſchluſſes, die Energie zu deſſen Durchführung zu befißen, und wie wir 
den Steuermann tabeln, der die Stürme ohne DVorforge ruhig erwartet, over ſchwan⸗ 
kenden Gemüth8 Feine beftimmte Nettungsmaßregel zu treffen wagt, fo würde derſelbe 
Tadel die Regierung und Vertretung des Landes treffen, wenn fie da zögern wollten, mo 


Handeln. Pflicht wird. Wenn Defterreich der Bildung des Bundesſtaates entgegentreten, 
- wenn bafjelbe bei einem etwanigen Kampfe von ven vier Eleinen Königreichen, alfo auf 


von Hannover unterflüßt werben follte, fo würde gerade unfer Land von beiden Theiln 
auögebeutet. Die von und auögefprochene Gefinnung macht und zu Bundesgenoſſen 
Preußend. Handeln wir mit Energie, diefer Gefinnung entfprechend, fo wird ung von 


Preußen ver Schuß zu Theil werben, der treuen Bundesgenoſſen gebührt, und von ver⸗ 


ſtaͤndigen Mächten nicht verfagt wird. Können wir uns aber nur zu Worten erheben, 
jo würde und bie eine Partei wegen unferer wortreichen, die andere Partei wegen un 
ſerer thatarmen Gefinnung jede Nüdficht und Schonung verfagen. 


15. | Beſchluß des Defiau-Edthener Landtags über den Antrag der Regierung, einige 


Paragraphen ber Habichts⸗Verfaſſung vernunftgemäßer zu fallen. Statt: „bie 
Regierungsform ift bie demofratifch-monacchiiche”, und „Alle Gewalten gehen 
vom Bolfe aus’ (S. 30. October 1849), wirb gefegt: „Die Regierungsform 
beruht auf dem Grundbfage ber verfaffungsmäßigen Thellung der Gewalten zwi⸗ 
ſchen Fürft und Volk“. Ferner wird hinſichtlich des nur fuspenfiven Veto ſelbſt 
bei Verfaflungs-Veränberungen (S. 6. November 1849) beliebt: „Landtags⸗ 
Beſchlüſſe, welche auf eine Aenderung ber Stantöverfaffung hinauslaufen, er- 
fordern zu ihrer Giltigleit 1) die Stimmen yon zwei Drittbeilen ber Gefammts 
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zahl der Abgeorbneten, und eine nachmalige Lefung und Beſchlußfaſſung in 


. gleicher Weife, nach Verlauf von mindeſtens vierzehn Tagen; 2) unter allen 


Umftänden die Sanction ded Herzogs”. Endlich verzichtet der Landtag (©. 5. 
November 1849) auf das Recht, bei Befegung ber Präfidenten-Stellen ber oberen 
Gerichtöhöfe feine Zuftimmung zu ‚geben. 


+ Carl Bad, Mufifdirector, zu Lübeck. 
Zu Worms werben zwei Orb. heſſiſche Soldaten von Demokraten ohne alle Ver⸗ 


anlaffung angefallen und töbtlich verwundet. 


Allerlei demokratiſche Demonſtrations⸗Verſuche zu Berlin, welche ohne große Ans 


firengung niebergehalten werben. 


Beſchluß ber würtembergiichen StändesBerfammlung, feine Antworts-Adrefie auf 


bie Thronrebe zu entwerfen. Im Laufe ber desfalffigen Debatten äußerte ber 


Abgeordnete Reyſcher: 

„Wenn ich dem Antrage auf Tagesordnung beitrete, ſo thue ich es nicht, um da⸗ 
durch meine ſtillſchweigende Uebereinſftimmung mit der Thronrede auszuſprechen, auch 
nicht etwa, als ob ich die Wichtigkeit ihres Inhalts mißfennen würde, ich thue es, weil 
ich den jeßigen Zeitpunft nicht für geeignet Halte, die veutfche Frage zu beiprechen, 
aber ich thue es unter ausdrücklicher Wahrung der Rechte diefer Berfammlung, hinſicht⸗ 
lich des neuern Dreifänigs> Bündniffes, von welchem wir durch die Ihronrebe. officielle 
Kenntniß erhalten haben, und unter der ausprüdlichen Erflärung, daß das Land feinen 
Theil habe an jener gereizten Stimmung, die fich in ver Thronrede gegen eine beutiche 
Großmacht, und die mit ihr verbündeten Staaten, den größeren Theil Deutſchlands, aus⸗ 
gefprochen Hat. Eine ſolche Sprache beruht auf einer gänzlichen Mißkennung nicht blos 
der politiichen Rage des Landes, fondern aud) der Stimmung des Volkes, welches fo 
wenig einen Krieg mit Preußen als mit Oeſterreich wünfcht, welches überhaupt nicht 
länger um dynaſtiſche Intereffen Krieg führen, nicht Iänger auf die Einheit Deutſchlands 
verzichten will. Wir werben nicht nach Erfurt geben, weil das norbifche Dreikoͤnigs⸗ 
Bundniß bis jegt Feine Gewähr feiner Dauer darbietet, aber wir haben feinen Grund, 
den Mitgliedern deſſelben entgegenzutreten, oder zu verhindern, daß fie von dem Recht 
der Bünbniffe Gebrauch machen, welches ihnen immer zugeſtanden hat, und auch nad 
der Bundesafte, welche jetzt wieder fo vielfach angerufen wird, zufteht; wir wollen na⸗ 
mentlich nicht entgegen ſeyn, daß von irgend ‚einer Seite aus ein umfaffendered Band 
für die deutfche Einigung angebahnt werde. Wir wollen abwarten, was in Erfurt ge= 
fliftet wird, iſt es etwas Gutes und Bleibendes, fo wird es und lleb ſeyn, wir wollen 
aber nicht durch Teidenfchaftliche Angriffe unferen ſpaͤteren Beitritt abſchneiden oder erjchweren. 
Wir wollen vor Allem auf den Traum einer würtembergifchen Souveränetät verzichten, 
welche befanntlich fehr jungen Datums ift, und auf den Traum einer belgifchen Neu- 
tralität, welche unter ganz anveren Umſtaͤnden fich gebilnet hat; wir wollen endlich ja 
nicht vergeflen, daß ein fo Kleines Land, wie Würtemberg, nicht iſolirt bleiben darf, ſon⸗ 
bern Träftige Verbündete nöthig hat, die es zu ſchützen im Stande find. “ 


18. | Ein zu Der » Ingelheim erfafiener Befehl des bortigen Truppen⸗Befehlshabers 


beſagt: „Schon mehreremale und ſo eben wieder iſt mir zur Anzeige gekom⸗ 
men, daß Geiſtliche, ſelbſt im Begriff, die Sterbe⸗Sacramente zu verabreichen, 
oder bie unſchuldigen Angehörigen der Geiſtlichen von böfen Buben verlacht, 
befpieen, beichimpft worben find”. — Das ift gewiß „Fortſchritt“ oder „Reife 

ber Bildung”. 


iR . 19. März 19. 


49,.| Schreiben des K. preußiſchen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an bie 
Statthalterfchaft yon Holftein. 


Der K. General=Lieutenant v. Nauch Hat nach feiner Ruͤckkehr aus Kiel an ven 
K. Minifter» Präfidenten unterm 17ten d. Mts. einen Bericht über feine Sendung er- 
ftattet, in welchen verfelbe auf Ueußerungen Bezug nimmt, die ihm von Seiten ber 
Statthalterfchaft, und andere, der Regierung angehörenden PBerfonen gemacht worden, 
und in welchem eine fo falfche Auffafiung enthalten ift, daß der Unterzeichnete Diefelben 
nicht mit Stillſchweigen übergehen Tann. Gr hält e8 daher für feine Pflicht, ver bodr 
loͤblichen Statthalterfchaft die betreffende Stelle aus dem Berichte des G.⸗L. v. Rauch 
in der Anlage mitzutheilen. 

Diefe Aeußerungen deuten an: daß die K. Negierung, im Voraus von der Abſicht 
der Einforderung der Steuern im Herzogthum Schleswig von Seiten der Statthalter 
ſchaft unterrichtet, gegen diefelbe nichts einzuwenden gehabt; daß dieſelbe dem Zuſtande⸗ 
fommen einer virecten Verſtändigung der Herzogthümer mit ©. M. dem Könige von 
Dänemark entgegen gearbeitet; endlich, daß fie die Statthalterfchaft unter ver Hand habe 
beranlafien wollen, auf die Aufnahme Hoffteind in den engeren Bund anzutragen. 


Mas den erften Punkt betrifft, fo muß der Unterzeichnete daran erinnern, daß ber 
K. Minifter- Präfident fchon in feinem Schreiben vom 14. Januar außer der Abmah⸗ 
nung von Bundesivegen noch ausprüdlich erklärt hat, daß e8 Preußen nur Dann möge 
lich fegn werde, zur Herftellung eines befrienigenden Zuftandes mitzuwirken; wenn bie 
Statthalterfchaft fich forgfältig jenes factifchen, einfeitigen Vorſchreitens enthalte, welches 
eine Abänderung des jegigen factifchen Zuftandes der Waffenruhe impliciren müßte.” 
Als die Statthalterfchaft es ausfprach, daß ihr nichts übrig bleiben würde, als im Re 
N nat März die Steuerfräfte des Herzogthums Schleöwig zur Unterhaltung des Heeres 
mit herbeizuziehen, erwiederte der Minifter-Präfident mit ausdruͤcklichem Bezug darauf 
(Schreiben vom 7. März d. 3): x 
„Die Vornahme von Regierungshandlungen von Seiten der Statthalterfchaft im 
Herzogthum Schleswig muß an und für fich felbft ald eine Störung und Aufhebung 
der weientlihen Beringungen der Waffenruhe angefehen werden, und würde Demnad 
ohne Zweifel auch alle Folgen eines gewaltfamen Bruchs der Waffenſtillſtands⸗ Conben⸗ 
tion nach ſich ziehen. Dafjelbe Hat der Linterzeichnete in wiederholten mündlichen Un 
terrebungen dem vertraulichen Agenten ver Statthalterfchaft, und namentlich Dem De 
partementöchef, Herrn v. Harbou, ausgeſprochen. Er Hat vemfelben offen erklärt, dab, 
wenngleich die K. Negierung fein Mittel in Händen habe, um zu verhindern, Daß we 
Statthalterfchaft Gelver, welche ihr aus dem Herzogthum Schleswig aus eigenem freien 
Antriebe der Einwohner zugejenbet würden, annehme, fie jedoch eine Einforberung von 
Steuern nur als eine Regierungs-Maaßregel anfehen koͤnne, welche dem Waffenſtillſtande 
zuwider laufe, und daher von der K. Regierung für unzuläffig erflärt werden müſſe.“ 
Der Unterzeichnete kann fich nicht erklären, worauf die Anficht beruhen koͤnne, als Habe 
Preußen der virecten Verſtaͤndigung ber Herzogthümer mit ihrem Landesherrn entgegen 
gewirkt. Die Statthalterfchaft wird ſich erinnern, wie eifrig die K. Regierung ſowohl 
in den Herzogthümern ald in Kopenhagen, gerade auf jene directe Verflännigung hinge⸗ 
wirft und fie zu befördern gefucht bat; am wenigften Fann fie vergeffen haben, wie fehr «8 
gegen den Wunfch und Rath der K. Regierung geweſen iſt, daB noch gerade in der Iehten 
Zeit die defignirten Vertrauendmänner nad dem Gabinetöfchreiben aus Kopenhagen vom 
11. Januar d. I. nicht nah Kopenhagen gegangen find. Das Antwortfchreiben der⸗ 
felben vom 26. d. Mts. tft leider erlaflen worden, ohne daß die K. Regierung um ihre 
Anfichten und Wünfche befragt worden. Letztere waren aber der Statthalterfchaft hin⸗ 
langlich befannt, und derfelben noch eben durch den vieffeitigen Benollmächtigten für die 
Friedens⸗Unterhandlungen, Herrn v. Uſedom wienerholt auögefbyochen worden; der Un⸗ 
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terzeichnete kann alfo kaum annehmen, daß die Statthalterfchaft darüber im Irrthum be⸗ 
fangen geweſen. Was endlich ben britten Punkt betrifft, fo wird die Statthalterfchaft 
nicht umbin Fönnen, anzuerkennen, daß gerade das Gegentheil von Dem, was jene Aeu⸗ 
Berungen andeuten, flattgefunden hat. Auf ven mündlich von dem vertraulichen Agenten 
audgefprochenen Gedanken: ob die Statthalterfchaft nicht dem Buͤndniſſe vom 28. Mai 
beitreten, und vie Wahlen zum Erfurter Parlament vornehmen laſſen Eönne? Hat der 
Unterzeichnete ausprüdlich erflärt, daß dies, als ein Eingriff in die Souverainetaͤts⸗Rechte 
des Lanbeöheren, durchaus unzuläffig fey. Der Unterzeichnete kann das peinliche Gefühl 
nicht verhehlen, welches jene Aeußerung herborzurufen geeignet iſt, und er zweifelt nicht, 
daß die obigen Erklärungen hinreichen werben, um das hier offenbar obwaltende Miß- 
verſtaͤndniß zu befeitigen. 


19. | Verfügung des commandirenden Generals, F. 3. M. v. Khevenhiller, zu Prag. 


Die Milde, mit weldher der feit 10. Mai v. I. über Prag und deſſen Umgebung 
angeoronete Kriegszuſtand gehanphabt wird, ſchein viele Uebelwollende ermuthigt zu 
haben, den Geſetzen jenen Gehorſam und Achtung zu verſagen, ohne welche die Er⸗ 
haltung der oͤffentlichen Ruhe und Ordnung nicht moͤglich iſt. Die in neueſter Zeit 
wiederholt vorgekommenen Faͤlle der Waffen⸗Verheimlichung, Widerſetzlichkeit gegen die 
Organe ver Sicherheits⸗Behoͤrden, und der durch die genaueſte gerichtliche Erhebung 
conflatirte Kal, daß die auf der Baftel naͤchſt der Kettenbrüde ſtehende Schildwache in 
ber Nacht vom 13ten auf den IAten dieſes um drei Viertel auf 12 Uhr von einem bis⸗ 
ber nicht ermittelten Thaͤter durch einen Schuß am linken Vorderarme fehr ſchwer ver⸗ 
wundet wurde, machen es nöthig, zur fehlen Begründung ber Sffentlichen Ruhe und 
Sicherheit die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, und dem Kriegögerichte die Anwen⸗ 
dung der vollen Strenge ber Kriegsgeſetze gegen die Muheftörer aufzutragen. Außer- 
dem, daß alle von mir bis jebt erlafimen, auf ven Kriegszufland Bezug habenden Pro» 
lamationen fortan in voller Kraft bleiben, finde ich anzuorbnen: 1) Alle Hieb⸗, Stich- 
und Schußtvaffen, dann Munition, wobei die Verheimlichung ver letzteren derſelben 
Strafe unterliegt, wie jene der Waffen, find Iängftend bis incl. 27ſten d. Mts. in das 
Zeughaus des Artillerie⸗Feldzeug⸗Amts auf der Kleinfeite abzuliefern, in welchem von 
heute an bis zum obigen Tage früh von 8 bis 12 und Nachmittags von 2 bis 6 Uhr 
immer Iemand zur Uebernahme dieſer Gegenflände gegen Empfangsichein gegenwärtig 
ſehn wird. Nach Ablauf des obigen Tages wird jebe Verheimlichung der Waffen und 
Munition nach der Strenge der Kriegsgeſetze beftraft werden. Bon viefer Waffenabliefe- 
zung find jedoch die hiefige National- Garde und Bürger- Corps, die K. K. Beamten 
und die Finanzwache, aber nur Hinfichtlich der zu ihrem Dienfte nothwendigen und ihnen 
hiernach zuftändigen Waffen, die bürgerlichen Schwertfeger, Büchfenmacher, dann zum 
Waffen“ und Pulververfauf berechtigten Inbivibuen, ſoweit ich den Iegteren die Befugniß 
hierzu ertheilt Habe, ausgenommen. 2) Wirb mit Beziehung auf meine Proclamation 
som 10. Mai v. I. erinnert, daß nicht nur die Widerſetzung mit bewaffneter Hand gegen 
die Wache oder Sicherheitöbehörne, fondern auch der mit bewaffneter Hand gefchehme 
Angriff eines Wachtpoftens flanprechtlich mit dem Tode beftraft werden wird. 3) Finde 
ich die gegen den Mißbrauch ver Prefie erlafiene Prorlamation vom 24. Mai v. 3. auch 
auf folche bildliche Darflellungen zu erftreden, welche die ſchuldige Ehrfurcht gegen bie 
geheiligte Perſon des Monarchen verlegen, over geeignet find, die zum Vollzug der Ge» 
feße berufenen Perfonen dem öffentlichen Spotte preiözugeben; und e8 werben auch jene, 
welche fich die Verbreitung folcher, derlei bilvliche Darftelungen enthaltende Drudichriften 
zu Schulden kommen lafien, nach ven Kriegögefehen behandelt und beftraft werden. 


19] + Ferd. Fehr. v. Doernberg, k. hannoverſcher General-Lientenant a. D., zu 
Münfter. | 
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19.7 P Ludw. 9. Sonnenberg, General und Anfügrer der Armee des Sonderbundes, 
zu Luzern. | 
19. | + Adalb. Gyrowetz, penfionixter Capellmeiſter zu Wien. 
20, | Erdffnung des Reichstages zu Erfurt, mittelft folgender, durch ben Gemeral-Lien; 
tenant v. Radowitz vorgetragenen Botfchaft. 
Die durch das Statut vom 26. Mat 1849 verhündeten deutſchen Regierungen Haben 
fih nad Art. IV. deffelben verpflichtet: 
„dem beutfchen Volke eine Berfaffung nach Maßgabe des unter ihnen nereinbar- 
ten Entwurfd zu gewähren, und biefen Entwurf einer lediglich zu dieſem Zwecke 
zu berufenden Reichsverſammlung vorzulegen.” 
Sowohl bei den Entwurf der Reichsverfaſſung, ald bei dem Abſchluß des Bunte 
Statuts, ging man von der Erwartung aus, daß ganz Deutfchland, mit Ausnahme ver 
veutſch⸗ oͤſterreichiſchen Staaten, dem Bünbniß beitreten würde. Bon dieſer Dorud- 
ſehung wurde jedoch der Vollzug des Vertrages nicht abhängig gemacht, vielmehr mit 
Rückficht auf die Möglichkeit einer nicht allſeitigen Theilnahme nicht nur der ©. 1. des 
Berfaffungsd» Entwurfs dahin gefaßt: „das deuiſche Reich beſteht aus dem Gebiet ver- 
jenigen Staaten des biäherigen deutfchen Bundes, welche die Reichs⸗Verfafſung aner- 
kennen“, fondern auch in der jenen Entwurf authentifch Interpretirenden Denkſchrift vom 
11. Junt v. 3. ausdrücklich hervorgehoben, daß „wie feft und zunerfichtlich aud bie 
Hoffnung fey, daB der neue Bundesſtaat das gefammte Gebiet des Bundes von 1815 
umfaffen werde, doch dieſes Gebiet aus denjenigen deutfchen Landen zu bilden fen würde, 
deren Megierungen ſich dem vorgelegten DVerfaffungs- Entwurfe anfhlöften, und Iren 
Vertreter Ihn In einem, aus biefen Landen einzuberufenden Reichstage annähmen.“ 
Sobald demnach durch die Erklärungen ſaͤmmtlicher deutfchen Regierungen über das 
Bumdniß feſtſtand, daß zwar die große Mehrzahl derfefben zum Beitritte entſchloſſen war, 
dagegen außer Defterreih die Megierungen von Baiern, Wärtemberg, Luremburg, Lim 
burg und Heſſen⸗Homburg ihren Anfchluß zur Zeit ablehnten, und dad Verhaltniß von 
Holftein und Lauenburg wegen des noch fortdauernden Kriegszuflandes einftmeilen nicht 
feftgeftellt merben koͤnne, während son ver Stadt Frankfurt eine fehliehliche Erklärung 
dis dahin nicht zu erzielen war, fo durften die verbündeten Regierungen nicht zögern, 
dat der deutfchen Nation gegebene Derfprechen, fo weit e8 an ihnen lag, zu erfüllen. 
Pur die Regierungen von Sachfen und Hannover waren anderer Anficht; fie gingen 
davon aus, dag mit Bildung des Bundesſtaates nicht eher wirklich vorgefchritten werden 
dinfe, bis ſaͤmmtlithe deutſche Staaten, außer Oeſterreich, demſelben beigetreten fen, 
und letzteres feine Einwilligung dazu gegeben hätte. Vergebens wurde dieſe, mit dem 
Bundesſtatut und den daſſelbe ergänzenden Verhandlungen in Widerſpruch ſtehende An⸗ 
ſicht, als rechtlich unbegruͤndet und das Hauptziel des Bundes in ungewiſſe Ferne hin⸗ 
ausſchiebend, daher demſelben verderblich, bekämpft. Veide Staaten zogen ſich unter der 
Erklaͤrung, in dem Bundniß verharren zu wollen, von ver Theilnahme an der, ihrer Ans 
fiht nach, unzeitigen Berathung über die Bildung und Eröffunng des Reichstags zu⸗ 
ruf, nnd gaben den Wahl- Unsfihreiben Teine Folge. Sachfen beharrt noch jegt in 
diefer Stellung, Hannover dagegen hat fih, in Folge des Befchluffes über bie Einbes 
tufung des Reichstags, von demfelben ganz losgeſagt. Es ift Daher gegen beide Staa⸗ 
ten bei dem Bundes⸗Schiedsgericht die Klage auf Erfüllung ihrer Bundespflichten er⸗ 
hoben worden. Der Ausgang diefer Klage muß abgewartet werden; bis dahin aber find 
belde Staaten als rechtlich in dem Bundniß ſtehend zu Betrachten, und bürfen bie übris 
gen verbünbeten Regierungen filh Durch dieſes Ausnahme⸗Verhältniß in ihrem durch Pflicht 
und Ehre gebotenen Wege nicht aufhalten oder ftören laſſen. 
Im Anerkenntniß dieſer Pflicht find die DBertreter ‘ver durch den Vertrag vom 
» 26. Mat 1849 verbündeten deutſchen Laͤnder einberufen, um das Verfaſſungswerk in bem 
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durch freie Entſchließung ingten Umfange, durch Vereinbarung mit den Regierungen 
und unbeſchadet des Bundes⸗Verhaltniſſes zu den übrigen deutſchen Staaten, zum Abſchluß 
zu bringen. 


Dem alfo zum Volks⸗ und Staatenhaufe berufmen und verfammelten Reichstage 
legt ver nach Art. HI. $. 2 des Bundes⸗Statuts gebildete und nach 6. 3 I. c. zur 
Leitung der Verhandlungen des Reichstages ermächtigte Verwaltungsrath der verbünde- 
ten Negierungen die Entwürfe 

ver Derfaffung des deutſchen Reichs, nebſt ber dieſen Verfafſungs⸗Entwurf 

authentiſch interpretirenden Denkſchrift, 

und eines Geſetzes über die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe, 
beide in derjenigen unveraͤnderten Faſſung vor, wie ſolche dem Bundes⸗Statut vom 26. Mai 
1849 Heigefügt find, und verbinvet damit vie Aufforderung, viefe Entwürfe, fo wie bie - 
auf die Einrichtung und Thätigkeit des Reichsgerichts bezüglichen Geſetz⸗ Entwürfe 
einer forgfältigen Prüfung zu unterziehen, und Abaͤnderungs⸗-Vorſchlaͤge, über welche 
beide Häufer übereinftimmen, zur Kenntnig des Verwaltungsrathes zu bringen, damit 
die verbundeten Megierungen, nach Borichrift des Art. IV. des Bundes⸗Statuts, über 
deren Annahme gehört und durch deren Zuftimmung das Verfaſſungswerk zum Abſchluß 
gefördert werben koͤnne. 


Da aber diefe Reviſion ergeben wird, daß einzelne Beſtimmungen fo ange nicht 
zur vollen ®eltung gelangen Tönnen, als das Gebiet des Bundesſtaates nicht alle im 
$. 67. der Neichöverfaffung genannten Staaten umfaßt, entweder weil die bezüglichen 
Paragraphen des Entwurfs die Tiheilnahme aller dieſer Staaten an dem Bundesſtaate 
ausdruͤcklich vorausfegen, oder teil das fortbeftehende Verhältnig zum veutfchen Bunde 
befonderer Wahrung bevarf, theils endlich, weil die beſtehenden Zoll» und Handels⸗ 
verträge der Ausführung der Bildung eines einheitlichen Zoll⸗ und Handelsgebietes 
noch entgegenftehen, fo find dieſe als nothwendig erſcheinenden tranfitorifchen Beſtimmun⸗ 
gen in einer Additional⸗Acte zufammengeftellt, welche dem Reichstag zur ebenmäßigen 
Prüfung und Aeußerung bierneben vorgelegt wird. 


Außer diefen nothwendigen Einfchränfungen treten aber auch bezüglich der Handels⸗ 
und Zollverhältniffe noch befondere Nüdfichten ein, welche, wenngleich im 6. 33 des 
Verfaſſungs⸗Entwurfs bereitö im Allgemeinen vorgefehen, dennoch beſonderer Erwähnung 
und eines ausbrücdlichen Vorbehaltes bepürfen. 


Einige der zum Buͤndniß gehörigen Staaten, namentlich die in ihren Handels⸗ 
Beziehungen innigft und follvarifch verbundenen Hanſeſtädte und dad olvenburgifche Für⸗ 
ftenthum Lübeck find nämlich, wenn und fo lange Holflein und Lauenburg oder einer 
diefer Staaten außerhalb des Bundesſtaats fiehen, theild geographifch von dem Gebiete 
deffelben getrennt, theild in ihren, beſonders bei den Hanſeſtädten fich geltend machenden 
Handeld = Beziehungen zu dem Bunde und zum Auslande in einer Weiſe beengt, daß 
der allgemeine Vorbehalt des Art. VIII. der Additional⸗Acte nicht genügt, um ihre, 
theilmeife bereitö in den Beitritts⸗- Verhandlungen geltend gemachten Interefien ficher zu 
ſtellen. Es wird dieſen Staaten für die hoffentlich kurze Dauer diefer Iſolirung eine 
freiere Bewegung bei Regelung ihrer Handelsgeſetzgebung und ihrer Hanbelöbeziehungen 
zu den nicht verbündeten Staaten innerhalb und außerhalb Deutfchlandd, und eine Ver⸗ 
tretung ihrer Handels⸗Intereſſen durch befondere Conſular⸗Agenten nicht zu verfagen fehn, 
während gleichzeitig ihre Beziehungen zu dem Bundesſtaate auf eine, ihnen und bem 
Bunde felbft möglichft förverliche Weile durch befonvere Verträge zu ordnen ſeyn werben. 
Hierbei müffen aber auch die Bundes-Intereſſen dahin gewahrt bleiben, daß bie von 
biefen Staaten etwa abzufchließennen Separat= Handelöverträge dem Bunde felöft nicht 
nachtheilig, und in ihrer Dauer auf die Zeit befchränkt werben, wo ihre beſondere Zuge 
das Ausnahme⸗Verhaͤltniß rechtfertigt; nicht minder wird Furſorge dahin zu treffen 
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feyn, daß durch die fortgefeßte Thaͤtigkeit ihrer Confulate die politiſche Einheit des Bun⸗ 
desſtaates nicht geſtoͤrt werde. 

Da die ſpecielle Regelung dieſer Verhaͤltniſſe ſich nicht zur Aufnahme in die Addi⸗ 
tional⸗Acte eignet, auch umfaſſende Verhandlungen erfordern wird, welche wegen der 
Ungewißheit über das Verhaͤltniß einiger deutſchen Staaten zum Bunde nicht im Vor⸗ 
aus eingeleitet werden konnten, ſo ergeht die Aufforderung der verbündeten Regierungen 
an den Reichstag dahin, derſelbe wolle den Reichsvorſtand ermächtigen, die nöthigen 
Bereinbarungen in dem angeveuteten Sinne zu treffen, und folhe dem naͤchſten Reichs⸗ 
tage zur definitiven Genehmigung vorzulegen. 

Die Vertretung des Verwaltungsraths, dem gegenwärtigen Reichstage gegemüher, 
wird Durch fünf Commiſſarien in der Perfon des K. preufifchen General⸗Lieutenants 
v. Radowitz, des K. fächfiichen Staats⸗Miniſters a. D. v. Carlowitz, des Gh. heſſiſchen 
Geheimen Raths, Frhrn. v. Lepel, des H. naſſauiſchen Präfidenten Vollpracht und des 
H. braunſchweigiſchen Legations⸗Raths Dr. Liebe erfolgen. Dieſe Commiſſarien werden 
ſowohl in den Sitzungen des Volks⸗ und Staatenhauſes, als auch in deren Ausſchüſ—⸗ 
ſen und Commiſſionen, Namens des Verwaltungsrathes und für denſelben erſcheinen, 
das Wort nehmen, Anträge ſtellen und auf geſtellte Anträge muͤndliche und ſchriftliche 
Erklärungen abgeben. 

Ich erkläre Hierdurch im Namen ver verbündeten Regierungen dieſes Parlanıent für 
eröffnet.’ 

Die in obiger Botichaft erwähnte Additional⸗ Acte ſiehe beim 26. Fe⸗ 
bruar. 


Erlaß S. M. des Könige von Preußen an das Staats⸗Miniſterium: „Ich be 
ſtimme hierdurch, dag dem Herrn Fürſten von Hohbenzollern= Hechingen und dem 
Herrn Fürften von Hohenzollern- Sigmaringen, als den Häuptern beiber Linien 
des Fürftlich hHohenzollernfchen Haufes, in Meinen Stanten das Prädicat „Hoheit“ 
beigelegt werden fol, und beauftrage das Staats-Minifterium, die ſämmilichen 
Staatsbehörben danach mit Anweifung zu verfehen. 

Spruch des Gefchmwornen- Gerichts in Düffelborf über die der Theilnahme an ben 
dortigen Erceflen im Mat 1849 Angeklagten. Acht berfelben werben verur⸗ 
theilt, zwölf freigefprochen und in Wagen nad Haufe gebracht, vor welde fid 
das Düffeldorfer „Voll“ fpannt; gegen andere fünf hatte das öffentliche Mini⸗ 
ſterium die Klage aufgegeben. 

Die Naffauer Stände fegen einfeitig die Givillifte von 300,000 auf 250,000 
Gulden herab. 

Der befannte Dr. Douai, wegen Aufreigung zur Rebellion angeffagt ‚ wird von 
den Geſchwornen zu Altenburg freigefproden, indem fie die Thatfrage bejahen, 
die Schuldfrage verneinen. 

Das Staatenhaus bes Erfurter Parlaments wählt Herrn R. v. Auerswald fuͤr 
die erſten vier Wochen zum Bräftdenten. 

Die erfte Kammer im Grh. Baden tritt dem Befchluffe der zweiten (S. 13. Maͤrz) 
hinſichts des berliner Bündniffes, einftimmig bei. 

Proteft der H. naſſauiſchen Regierung, gegen ben Beſchluß der Stände, wodurch 
die Civil-Liſte willkürlich und einfeitig um funfzigtaufend Gulden vermindert 
wird. Ein Abgeordneter ſtellt dagegen den Antrag, die Caſſen⸗Beamteten mit 
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ihrem Bermögen für jebe Zahlung über die bewilligte Summe haftbar zu mas 
hen; wird vernünftigermweife abgelehnt. 

Mitglieder des Staaten und Volkshauſes (im Ganzen 92) vereinigen fi fih über 
folgendes Progamm: Die Unterzeichneten erfennen es als ihren Beruf und 
ihre Pflicht, zu dem Abichlufle des deutichen Verfaſſungswerkes im Sinn und 
Geift des Bündniffes vom 26. Mai v. 3. in dem durch den freiwilligen Bei⸗ 
tritt der Regierungen einftweilen bebingten Umfange, nad Kräften zu wirfen; 
fie werden es in dem fehlen Vertrauen thun, bag in einem foldhen Umfange 
ber Keim Tiegt für eine volftändige Vereinigung Deutſchlands zu einem nad 
Außen und Innen Achtung gebietenden Bundesftante. Sie find überzeugt, daß 
vor Allem ein fchneller Abichluß des Werkes, zu dem fie berufen, nöthig fey, 
wenn bie fi) dagegen auflehnenden feindlichen Kräfte überwunden werben 
follen, und daß biefe Befchleuntgung nur zu erzielen fey: 1) durch einmüthiges 
Wirken des Reichstages mit den verbündeten Regierungen, und 2) durch Ans 
nahme des Berfaffungs:Entwurfs und der, denſelben nothwendig ergänzenden 
Additional-Acte vor ber Reviſion.“ An der Spite der Unterzeichner — beren 
Zahl fehr bald über hundert beitrug, ſtehen Herr v. Bodelſchwingh, Camphauſen, 
Graf Schwerin u. |. w. 


22, | Schreiben des K. preußifhen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an 
Frhrn. 9. Hügel, 8. würtembergifchen Gefandten zu Berlin. 

- Der Unterzeichnete findet fih in der Nothwendigkeit, eine unerfreuliche Pflicht zu 
erfüllen, indem er dem K. würtembergifchen außerorbentlichen Gefandten und bevollmäch- 
tigten Minifter, Herrn Frhrn. v. Hügel, das gerechte Befremden ausfpricht, welches die 
K. Regierung bei Kenntnißnahme von ber Thronrede hat empfinden müffen, womit ©. 
M. der König von Württemberg am 15.0. M. die Stände Berfammlung eröffnet hat. 

In diefem officiellen Regierungsacte find Anfchuldigungen gegen Preußen und Ver⸗ 
dächtigungen feiner Handlungsweiſe ausgefprochen worden, welche die K. Regierung nur 
mit dem Ausdruck des tiefften Unwillens zurückweiſen Tann. | 

Sie muß es unter ihrer Wuͤrde Halten, auf eine nähere Erörterung ober Wider⸗ 
legung diefer Anfchuldigungen einzugehen, welche fie von ſolcher Stelle und von Seiten 
einer deutfchen Bundes⸗Regierung zu vernehmen nicht hatte erwarten koͤnnen. 

Sie kann ed eben fo wenig ihrer Würde angemefien erachten, unter biefen Um⸗ 
fländen mit einer Regierung, welche ihr gegenüber eine folche Stellung eingenonmen, 
den diplomatifchen Verkehr fortzufehen, und der biefleitige K. Geſandte am K. würtem- 
bergifchen Hofe iſt demnach auf Befehl S. M. des Königs angewiefen worden, unter 
geeigneter Anzeige davon, mit dem ganzen Geſandtſchafts⸗Perſonal Stuttgart zu ver 
lafien. 

Indem der Unterzeichnete dem Herrn Frhrn. v. Hügel hiervon Mittheilung macht, 
beehrt er fich, vemfelben die Schritte anheimzuftellen, welche der Herr Gefandte in solge 
dieſer Allerhoͤchſten Entſchließung für angemeſſen erachten wird. 


22. Die würtembergifchen Stände bewilligen die Forterhebung der Steuern, nicht, wie 

von ber Regierung vorgefhlagen, bis Ente Juni, fondern nur bis Ende 

April. 

22. | Bon der zweiten Kammer des Grh. Baden wirb in geheimer Sigung bie mit 
Preußen abgefchloffene Militair- Convention genehmigt. 

Die Oldenburger Staͤnde⸗Verſammlung beſchließt: „unter Ausfegung und Vorbe⸗ 
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Halt aller anderen Beſchlüſſe des Landtages, die Staatö-Regierung zu erſuchen, 
fie möge fih damit einverflanden erflären, daß alle Beſchlüſſe und Berfügungen 
des Erfurter Yarlamentd und der Unionsgewalt auf das Grh. Oldenburg Feine | 
Anwendung finden Tönnen, fo Yange Sachſens und Hannovers Berbleiben im 
Bündniffe unentfchieden fen.” Noch verwunberlicher, als dieſer Beſchluß, er: 
fcheint die Erflärung des Minifler-Präfiventen v. Buttel: man möge nicht glaus 
ben, bag das Miniflerium dem Antrage abgeneigt ſey. 

22.1 + Karl Kunth, Profefior der Botanif an der Berliner Univerfität. 

23. | Cirfulars Berfügung und Inſtruction über die Einführung der neuen Gemeinte 
Ordnung in ber preußifchen Monarchie. 

23. | Die erfle Kammer des Königreiches Sachen genehmigt den Antrag des Dr. Io: 
ſeph: daß alle feit dem 11. März 1849 begangenen politifchen Verbrechen nad 
dem Geſetz vom 18. November 1848 behandelt, d. h. durch Geſchworene beur: 
theilt werben, oder was ungefähr bafielbe ift, ſtraflos bleiben follen. 

25. | Der Abgeordnete Simfon zum Präfidenten bes Vollshauſes für die erflen vier 
Wochen gewählt. 

25. | Schreiben der Grh. olbenburgifchen Regierung an den Landtag: 

Auf das vom allgemeinen Landtage, zufolge feines Befchluffes vom 22. d. M., an 
die Staatöregierung geftellte dringende Erfuchen, beehrt fich dad Stantöminifterium zur 
gegenfeitigen Verfländigung und Serbeiführung eined guten Einvernehmens Felgen⸗ 
des zu erwiebern: „Das Gewicht der Gründe nicht verfennend, welche ven allgemeinen 
Landtag zu feiner Beichlußnahme Hingeleitet haben, zugleich aber auch davon ausgeht, 
daß, vorbehaltlich aller Rechte auf beiden Seiten, wefentlich nur bezweckt werde, Olden⸗ 
burg bei feiner eigenthümlichen Zage, fo lange Hannover nicht wieder beigetreten 
ift, gegen alle nachtHeiligen Confequenzen des Bündniſſes zu fichern, erflärt die Staats⸗ 
regierung fih mit der Anficht des allgemeinen Landtags ein verſtan den, und 
wird ſie danach ihr Verfahren bemeſſen. 


26. | Nebe des General⸗Lieutenant v. Radowitz im Volkshauſe. 

Meine Herren! Ich habe mir das Wort erbeten, um noch bor Beginn der eigent- 
lichen Verfaffungsarbeiten einige allgemeine Betrachtungen soraugzufchiden. Wir im 
hier unter den ſchwierigſten Umſtaͤnden zufammengetreten. Die große Verfammlung, tie 
faft vor zwei Jahren in Frankfurt einzgog, war von dem Ölanze umgeben, welcher bie 
welterfchütternden Unternehmungen begleitet; diefer Olanz muß uns mangeln. Wir kön: 
nen nicht nach einem idealen Niffe bauen und erwarten, welche Bewohner dann vieles 
Gebäude finden werde, jondern wir trachten danach, ein engeres Haus zu errichten für 
die Genoſſen, die fich bereits zu treuer Gemeinfchaft verbunden haben. Wir fchliegen 
feinem unferer deutſchen Brüberflämme die Thür, aber wir drängen auch Niemandem zu 

einem anderen Entichluß, als den er für fich felbft als den vienlichften erkennt. 

Sp verfichen wir die Freiheit und Selbftftändigfeit, die die Verträge allen deutſchen 
Staaten, den Eleineren wie den größeren, gefichert haben. Aber auch zu diefem Verfah: 
ren, einem Verfahren des firengften Rechtes und beifpiellofer Selbftverleugnung, wird 
den verbündeten Regierungen die Befugniß vielfach beſtritten. Wenn je, fo ift es jeht 
nothwendig, des eigenen Weges vollfommen bewußt zu werben, damit ber befonnene 
mer die muthige Befonnenheit gefichert bleibe, ohne welche Kein gutes Ziel zu er⸗ 
reichen iſt. 

Geſtatten Sie mir daher, meine Herren, Ihnen einen Ueberbli des Ganges ber 
verbündeten Megierungen vorzulegen: es bebarf eines ſolchen, um deren gegenwärtigen 
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Standpunkt gerecht zu würdigen. Sie werben mir verzeihen, wenn ich nicht umhin 
Tann, bierbei auch Bekanntes zu berüßren; es ift dies eben eines der großen Gebrechen 
folcher Zeiten, daß ſchon nad) kurzer Friſt die Gontinuität des Gefchehenen verbunfelt, 
ja fogar geleugnet wird. Man betrachtet die Dinge nicht nach ihrem teirklichen Ver⸗ 
Iaufe, fonbern von tegend einem felbfigemählten Stanppunfte aus, und hat es hann freie 
lich Leicht, eine bequeme, aber eben deshalb unfruchtbare Kritik zu üben. 


Welche innere und äußere Nothwendigkeit die preußifche Regierung dahin führte, 
in ber deutfchen Frage die Initiative zu ergreifen, auch dies iſt nach Eurzer Friſt für 
Biele, innerhalb und außerhalb Preußens, in bewußter und unbewußter Vergeßlichkeit 
untergegangen. Ich will Ihnen, meine Herren, nicht zumuthen, ſich daran erinnern zu 
laſſen; ich’ fee richt voraus, daß irgend Iemand in biefem «Kaufe fähig ſey, da, wo nur 
bie ſchwerſte Plichterfüllung nötbigte, an felbfigefchaffene Willkür ober gar an niebrige 
Gewinnſucht zu denken. 


Die preußifche Regierung ging offenkundig von ver Anerkennung ziveler hiſtoriſchen 
Thatſachen aus: dem Streben der deutſchen Nation nach flaatlicher Verbindung ihrer 
Slieder, und dem Streben der öfterreichiichen Monarchie nach centraler Verbindung Ihrer 
helle: Die erfte dieſer Strebungen verlangt aus dem blos voͤlkerrechtlichen Bunde hin⸗ 
and in den Bundesflaat; fie hatte zu der franffurter Verfaffung vom 28. März geführt, 
die aus bekannten Urfachen nicht zur Ausführung kommen Eonnte. Die andere will auß 
felbftftändig conftituirten Landen eine enggeſchloſſene Monarchie fchaffen; fie Ift es, die 
bie Öfterreichiiche Reichs⸗Verfaſſung vom A. März Ins Leben rief. Beide Forderungen 
waren mit ber früheren Bunbes=Berfaffung unvereinbar, beide aber Eonnten fich, richtig 
verftanden, zu einer Tünftigen Löfung die Hände bieten. 


Hierauf fußte die preußlihe Regierung bei ihren Vorſchlaͤgen. Der beutfche Bund 
son 1815 wich in feinen völferrechtlichen Zweden: Schub nach außen und innen, Uns 
abhängigkeit und Unverleglichkeit feiner Glieder, feftgehalten, und auf ganz Oeſterreich 
ausgebehnt. Innerhalb dieſes Bundes num fchließen fich alle reindeutfchen Staaten zu 
einem Bunbeöftante zufammen. Diefer ift das eine Glied im weiteren Bunde, die äflere 
seichifche Monarchie das andere. 


„Hieraus folgt, daß die Herzuftellende Bundes⸗Verjfaffung nichts enthalten dürfe, 
was bie Bildung des engeren Bundesſtaates ober Die Einheit der öfterreichiichen Monar⸗ 
hie unmöglich machte. Daher Reviſion der Bundesacte von 1815 umter dieſem doppel⸗ 
ten Geſichtspunkte. Es folgt aber auch ferner, daß die Verfaſſung des Bundesſtaates 
nicht enthalten dürfe, was die Herſtellung eines weiteren Bundes unmöglich gemacht 
haben würde. Dies ivar ver Plan der preußiichen Regierung im Mai vorigen Jahres, 
Er Ing Ihren Schritten in Wien und ihren Eroͤffnungen an vie deutſchen Höfe gu Grunde. 

Daß er in der Totalität feines Gedankens nicht zur Ausführung ‚gelangte, hat mehr 
als eine Urſache. In Wien lehnte man die Borfchläge befanntlich ab. Gs iſt zu bes 
fergen, daß es manchem unferer Zeitgenofien noch nicht gelingt, as ver beklagenswer⸗ 
then Schlußfolgerung herauszutreten: was Preußen in der Meugeftaltung Deutichlands 
fuche, Tönne nur fein eigener Vortheil ſeyn; was Preußen vortheilhaft ſey, das müfle 
Deiterreich nachtheilig fen; alfo müffe man fich dagegen erheben! 

Meine Herren! Wie weit ſich auch diefer Gedanke felbft ausgebreitet Haben mag, 
er iſt nichtsdeſtoweniger durchaus irrig. Wir wiffen nur zu gut, daß manche achtbare 
preußifche Männer in den deutfchen Gange ihrer Negierung nur Nachtbeile für ihr en« 
geres DBaterland erblicken wollen. Allerdings ift auch dieſes nur der umgekehrte Trug⸗ 
flug: was Preußen an Deutſchland gebe, das büße ed felber ein. Wehe Deutichland, 
wehe unfer Alter Zukunft, wenn es ſich alfo verhielte! Uber es verhält ſich nicht aljo! 
Preußen wird nichts verlieren an feiner glorreichen Gefchichte, nichts an feiner europäle 
ſchen Weliſtellung, wenn Deutſchland in ſeiner Gemeinſchaft erſtarkt. Dazu aber Tann 
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dieſer Irrthum mindeftens dienen, daß er den entgegengefeßten beleuchtet, benjenigen, dem 


wir begegnet find vom vorigen Mai bis zu dem heutigen Tage. 

Aus der Stellung, die das Eniferliche Cabinet in der deutſchen Frage einnahm, er⸗ 
wuchs ein voppeltes Hinderniß. Der weitere Bund Tonnte nicht georbnet werben, und 
mehrere deutſche Megierungen fanden fich in ihrer Abneigung gegen den Eintritt in den 
engeren geſtaͤrkt. Das führt nun zu der Betrachtung des Verhaltens der übrigen beut: 
ſchen Regierungen. 

Die deutſche Nation, meine Herren, hat, wie wir Alle willen, eine andere Geſchichte, 
als die der fonftigen europälfchen Völker. Während fat überall in ben Zeiten, wo ve 
hiſtoriſche Bildungsproceß der andernen Staaten vor fih ging, das abftracte Einheit: 
prineip fiegte, fo ift in Deutfchland das Entgegengefeßte geſchehen. Aus dieſem hiſtor⸗ 
[hen Proceß ift eine Mannichfaltigkeit ftantlicher Körper hervorgegangen, bie bon im 
beiden Großmächten bis zu den Eleineren Gebieten alle Zwifchenftufen darſtellt. Die 
Vielheit, meine Herren, iſt nicht nur wohlberechtigt, ſondern fie ift auch der Dud, 
aus dem große und eigenthümliche Vorzüge für unfer Volksleben entfprungen fin. Gie 


bernichten wollen, bieße unfere gefammte Gefchichte verleugnen. Gott bewahre und de 


vor, daß je ein folder Zufammenfturz alles durch die Jahrhunderte Aufgebauten den 
Boden mit feinen Trümmern beberfe! j 
Aber neben dieſer DVielheit, meine Herren, ſteht das eben fo berechtigte Behürfnif 
nah Einheit. Deutfchland darf und muß fordern, daß ein wahrhaftes Geſammtweſen 
feine einzelnen Staaten umfchliege, feine einzelnen Glieder zu einem lebendigen Koͤryn 
verbinde. Dieſes Bedürfniß ift Iange verfannt, und den felbftfüchtigen Beftrebungen au 
fchließlich freier Spielraum gelaffen worden. Ich möchte nicht fehmere Erinnerungen 
hier berühren, over die Anklagen wiederholen, von denen jedes Glied des Ganzen geinl: 


fen ward, ich fage jenes! Einmal erweckt, ift der Geiſt nicht wieder zu bannen; f 


kann zeitweife fchlummern, zumal wenn er fich eben in wilden Rauſche Eundgegehn, 
aber er wird immer wieder eriwachen. Die nationale Bewegung Tann rückläufig werden, 
aber, wenn Sie mir dad mathematifche Gleichniß erlauben: Die rückläufige Bervegung IR 
nur fcheinbar, fie gehört einer gefchloffenen Curve an, fie muß wieder rechtläufig werdet, 
fie muß ihre Bahn von ver Sonnenferne wieder hinlenken zur Sonmennähe, fo gen 
es ein höheres Geſetz im Leben der Nationen giebt! Die große Aufgabe war und M 
es, eine politifche Form zu finden, in ver vie berechtigte Vielheit umd die mothiwendig 
Einheit zufammengehen können, in welcher ven einzelnen Staaten fein Opfer zugemuthe 
wird, was nicht das Ganze wirklich erheifcht. Die preußiſche Regierung Tann ſich ind 
Zeugniß geben, nach der Löfung dieſer Aufgabe redlich- geftrebt zu haben. Wie im 
oberften Forderung in dem Verfaffungs- Entivurfe vom 26. Mai entfprochen ift, darübn 
werden bie weiteren Verhandlungen fattfame Gelegenheit zum Nachweiſe geben. 


Allerdings haben wir noch in jüngfter Zeit Worte des gehäffigiten Angeife mi 
diefe Vorfchläge vernehmen müflen. Worte, die an der Stelle, wo fie ausgeſprochen 
worden, eben fo ſchwer zu begreifen, als zu rechtfertigen find. Ja, meine Herren, I 
unparteitfche Gefchichte wird einft darüber richten, ob Preußen eine andere Leidenſchaft 
dabei gehegt, als die Liebe zum großen theuren Vaterlande, ob es einen anderen md 
babei verfolgt hat, als ven legten Verſuch zu machen, die Exiftenz der Einzelſtaaten 10 
den Gefahren zu fchirmen, welche die nächfte jener Hiftorifchen Krifen, die im Laufe det 
Zeiten nie ausleihen, über fie verhängen wird! Wir wollen das Urtheil Hierüber ge 
troft der Mit- und Nachwelt anheimftellen; fie wird auch barüber richten, welche Zmedt 
und Leidenfchaften e8 find, die unferem mühfeligen, felbftlofen Werke entgegentreten: 

Die Mehrzahl ver deutfchen Negierungen zeigte durch die That, daß fie pie groß 
Mahnung, die an fie ergangen war, verſtanden Babe; fie war bereit, bie nothwendigen 
Opfer für die Einigung Deutſchlands zu bringen, um dann um fo freudiger und I 
berfichtlicher auf dem neu hefeftigten Boden zu ſtehen. Nicht fo die Höfe, die feit dem 
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Balle des deutſchen Kaiſerreichs den Königätitel erworben haben. Dort wurde die Noth⸗ 
wenbigfeit, ver eigenen Politit im Auslande zu entfagen, damit eine veutfche Poli⸗ 
tie an deren Stelle trete, nicht zugegeben. Auf ihren eigentlichen Kern zurüdgeführt, 
beflimmten ſich die Entfchlüffe dieſer Höfe durch die entfchienene Abneigung, bie unerläß- 
liche Einheit der Srerutiv- Gewalt anzuerkennen, und fie den Händen Preußens, felbft 
unter ben ſtreng abgemefienen Beichränkungen des Verfaffungs-Entwurfs, anzuvertrauen. 

Die K. baierifche und würtembergifche Regierung lehnten ven Beitritt zum Bundes⸗ 
ftaate ab. Die 8. hannoverſche und fächfifhe Regierung entzogen fich ber ferneren 
Mitwirkung zu defien Realiſirung. Wir erkennen die Berechtigung diefer Handlung feis 
tens ber beiden letztgenannten Staaten nicht an, ſondern haben dagegen bie ſtatuten⸗ 
mäßige Klage erhoben. Aber ihre Abgeorbneten ſitzen leider nicht unter uns. 

Aus allen diefem ergab fich nun, daß der natürlichfte Weg zur Ordnung ber deut⸗ 
ſchen Berfaffungsfache nicht betreten werben Tonnte; wir Eonnten nicht von Außen nach 
Innen geben, ven weiteren Bund ordnen und innerhalb deſſelben den engeren Bunbes- 
ſtaat. Nicht einmal zu gleichzeitiger Arbeit an beiden Werken Eonnte Hand angelegt 
werden, da nach der Ablehnung der preußiichen Vorlagen kein Gegenentwurf erfchien. 
Sollte nicht Die reine Negation übrig bleiben, für die verbündeten Negierungen etn ſchmaͤh⸗ 
licher Wortbruch im Ungeficht der Nation, fo mußte man fich entfchließen, umgekehrt 
zu verfahren, von Innen nach Außen zu gehen. Bei der Bildung aber des engeren 
Bundes mußte man auf die Bereinigung aller rein deutſchen Staaten zunächft verzichten, 





und fich darauf beichränfen, nur einen Theil vieler Lande in den Bundesſtaat eintreten 


zu fehen. 
Ich weiß, meine Herren, daB man Preußen vorwirft, e8 Habe die günftigen Zeit⸗ 


läufe des vorigen Jahres nicht ergriffen und benugt. Der Widerſtand Ing am Boten; 


ed bedurfte, fo ſchien e8 Vielen, nur daß man die Hand audftrede, um bie deutſche Ver⸗ 
faffung aufzunehmen. 

Meine Herren! Ich wieberhole, was an anderer Stelle gefagt worden, Preußen 
durfte und wollte dieſe Hand nicht ausſtrecken. 

Wir haben den langen heldenmüthigen Todeskampf, den Oeſterreich um fein ſtaat⸗ 
liches Daſeyn kaͤmpfte, mit nichts gefaͤhrden, ja nicht einmal durch draͤngende Forderun⸗ 
gen erſchweren wollen. Wir haben die tiefe Hülfsbeduͤrftigkeit deutſcher Regierungen, 
die ohne Preußens mächtigen Schuß dem Umſturz rettungolos verfallen waren, nicht be⸗ 
nußt, um Zugeſtaͤndniſſe abzuprefien. Preußen, meine Herren, fchlägt die Einigung des 
großen Vaterlandes, die endliche Erfüllung der Sehnſucht aller deutſchen Herzen, ſehr 
hoch an, aber die Ehre und das Hecht noch Höher. WI man dieſes romantifch nen⸗ 
nen, fo nenne ich es gewiſſenhaft und ehrlich, und die ſes währt am längften! 

Meine Herren! Preußen hat der Verlockung wiverflanden, der ſchwerſten von allen, 
der Ausficht, den eigenen Gedanken in vollem Glanze ins Leben zu rufen. Uber e8 
widerſteht auch der Einfchüchterung, nicht blos der directen, ſondern auch der indirecten! 
Unfere politifchen Gegner halten und vor, daß unfere Wege in ver deutichen Sache ver 
Nevolution die Thür wieder öffnen. Wir unfererfeits find nach forgfamer Prüfung 
überzeugt, daß es die Handlungen und Unterlafjungen eben dieſer politifchen Gegner 
find, die der Revolution die Thür offen erhalten. 

Die Entfcheivung, wer bierin richtig jehe, Tann aud) durch den aufrichtigfien Aus⸗ 
tauſch der Gründe und Oegengründe erfahrungsmäßig nicht erreicht werden. Man be= 
rufe daher zum Nichter diejenige Partei, von ver bisher Niemand beſtritten, daß fie die 
Zeichen der Zeit und ihr Intereffe dabei fehr gut zu würbigen wiſſe. Es iſt dies vie 
demofratifche Partei felbft, die ficher nicht in dem Verdachte fteht, zu irgend einer ber 
ber beutfchen Megierungen eine beſondere Vorliebe zu hegen. Welches, meine Herten, 
ift nun die Summe der Erfcheinungen, die ſich feit neun Monaten von der Eiber bis 
zum Bodenſee kundgegeben haben? Was ergiebt ſich aus dem Auftreten der demokra⸗ 
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tifchen Partei in fämmtlichen deutſchen Stände» Kaummern? aus ber Taktik ber gefamm- 
ten demokratiſchen Preſſe? Ueberall und ohne alle und jene Ausnahme tritt die Demo 
Tratie dem Gange der verbündeten Megierungen mit allen ihren Kräften und Mitteln 
entgegen. 

Gie ringt danach, die Negierungen von dem Bündniß loszureißen; fie ftellte ſich 
dem Zufammentritt dieſes Parlaments entgegen; fie enthielt ſich in allen Landen ber 
Theilnahme an den Wahlen. Ia, wir haben die wibrige, ekelerregende Erfcheinung vor 
ung, daß die Koryphaͤen der Revolution mit benfenigen -gemeinfame Sache machen, bie 
aus politiſcher oder particulariftifcher Verblendung unferer fchweren Pfligterfüllung in 
den Weg treten. Handelt e8 fich hierbei etwa um die Abwänung verfählenener Meinun⸗ 
gen ober blos um die Anerkennung einer einfachen, fchlechtbin unleugbaren Thatſache? 
— Iſt aber das. Lebtere der Fall, fo dürfen die verbündeten Regierungen daraus bie 
fefte Ueberzeugung fchöpfen, daß es nicht ihr Weg iſt, der den Plänen ver Revolution 
in Deutfchland zufagt, fondern der ihrer Gegner, daß nicht fie die Gefahren bereite, 
fondern diejenigen, die ihnen hemmend entgegentreten! 

Sp, meine Herren, ſtehen die verbündeten Regierungen jebt vor Ihnen. Erſt wenn 


‚ die Binde von Aller Augen fällt, dann wird man erkennen, daß dasjenige, was Die deu 


fehe Nation zu einem wahren Gemeinweſen erhebt, auch daſſelbe ift, was das öſterrei⸗ 
chifche Kaiferreich in feiner großen europäifchen Stellung Träftigt, daſſelbe, was Preußens 
hiftorifche Miſſion erfüllt, daſſelbe, was den einzelnen Staaten die Sicherheit gewährt, 
ohne welche fie den nächften Stürnen zum Opfer fallen werben. Aber e8 werben noch 
manche Nebel finken müfjen, che dieſer Helle Tag heroortritt Gott gebe, daß es dam 
nicht zu fpät fey. 

Für jeßt, meine Herren, Haben wir ung hier offen und aufrichtig auf Das gu be 
fihränfen, was rechtlich möglich if. Wir werden noch nicht das große, einige Dad 
land erftehen fehen, aber wir Eönnen ein größeres Deutfchland, einen außgebehnteren 
ftaatlichen Verband der deutſchen Stimme fchaffen, als ihn bisher unfere Gefchichte auf 
gewiefen. Wir wollen und bürfen, das wiederhole ich, Keine beutfche Regierung gegen 
ihren söllig freien Willen brängen, ſich uns anzuſchließen, aber wir dürfen und wollen 
nicht zugeben, daß irgend eine daran gebinvert werde. Hieraus geht die Nothwendig⸗ 
fett hervor, daß das Verhältniß zu dem beftehenden Bunde von 1815 geordnet werke. 
Die verbündeten Megierungen werben Dabei feinen Schritt rückwärts thun Dürfen, denn 
fie find auf ihren Weg durch das Necht und die Vernunft gewiefen, aber fie werben 
auch keinen ihrer Schritte irgendwo Hinlenfen, wo dieſe beiden Leitſterne nicht mehr füb⸗ 
ren. Lebteres aber dürfen fie nach ſtrenger und unbefangener Prüfung von dem Schritt 
behaupten, der und bier zufammengeführt Hat. Die Unions-Verfaſſung, die fie Ihnen, 
den dazu Berufenen, vorlegen, finvet ſchon in dem früheren Bundesrechte ihre voll 
Rechtfertigung. Der Gegenſtand ift fo vielfach erörtert worden, daß es für Jeden, ber 
nicht gefliffentlih Die Augen ſchließt, kaum ver Hinweiſung darauf bedarf, Das bie 
Bundes-Acte das Hecht aller Buͤndniſſe vorbehält, die nicht gegen die Sicherheit bed 
Bundes gerichtet find. Der Bundesſtaat aber gefährdet nicht Diefe Sicherheit, weder bie 


innere noch die äußere, fondern er befeftigt fie. 


Don der anderen Seite zeigt fich dieſelbe Berechtigung aus der zweiten Hauptquelle 
des Bundesrechts, ver Wiener Schluß = Xcte. 

Diefe beſtimmt ausdrücklich, daß feluft die Abtretung ber auf dem Bunbeögebiete 
haftennen Souverainetaͤts⸗Rechte ohne Zuftimmung der Geſammtheit erfolgen dürfe, 
wenn fie zu Gunſten eines Mitverbündeten geſchieht. 

Es unterliegt Teinem Zweifel, daß ein deutſcher Stuat 26 andete durch Erbgang 
oder rechtliche Ceſſion mit ſich vereinigen durfte, ohne irgend eine Zuſtimmung der Ue⸗ 
brigen. Dieſes Bundesglied würde mit feinem vergrößerten Territorium im Bunde nad 
wie vor Platz genommm haben, ohne deſſen &riftenz zu gefährden. ‘Kamm nun, id 
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frage, auch nur mit einem Scheine von echt beftritten werben, daß das, was für Das 
söllige- Zufammenfchmelgen von 27 Staaten zuläffig war, es auch für eine freie Fode⸗ 
ration derſelben Staaten innerhalb des Bundes ſeyn müfle? Die verbünbeten Staaten 
würden bamald durch ihre Union von Feiner ver Pflichten entbunden geweſen feyn, die 
fie gegen die Geſammtheit zu erfüllen hatten, aber auch die Summe ver Einzelredäte, 
mit Ausnahme des früheren Stimm Berhältnifjes, unmittelbar in Anfpruch genommen 
Haben. — 

Galt dies ſchon für die unveränverte Bunbeöverfaflung, fo muß jeder Einwand noch 
mehr dadurch völlig ſchwinden, daß das frühere Bundesrecht eine tiefere Umgeftaltung 
nicht abweiſen kann. Ich kann mich dispenſiren, hierfür den ausführlichen Beweis zu 
liefern, denn noch hat Niemand es unternommen, nicht nur den gefchichtlichen Verlauf 
der Iehten beiden Jahre, fondern auch die rechtlichen Handlungen der Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung zu leugnen, deren letzte bekanntlich ihre eigene Auflöfung war. 

Auch darüber, daB die Reorganifation ded Bundes von 1815, wenn fie alle feine 
früheren Glieder und die Hfterreichifchen Rande nach der Verfaffung vom 4. März um⸗ 
faſſen fol, nur einen Staatenbund varftellen kann, alſo eine permanente Allianz unab⸗ 
bängiger Staaten, ohne wirkliche Regierung und ohne gemeinfame Gefehgebung, auch 

darüber kann, wenn man die Dinge hei dem rechten Namen nermen will, Taum ein 
Zweifel obwalten. Bei ver entgegenftehenven Behauptung ift es fehwierig, an die erfor- 
derliche Einficht und an die wünfchenswerthe Aufrichtigfeit zugleich zu glauben. 

Unfer Wunſch, die Anficht der ablehnenden Höfe über die Meorganifation ver 
Bundes» Derfafiung kennen zu lernen, ift lange unerfüllt geblieben. Jetzt iſt, wie Ihnen 
befannt, von den K. baierifchen, würtembergifchen und fächfifchen Megierungen ein Ent» 
wurf diefer Art vorgelegt worben. Ich greife Ihrem Urtheil nicht vor, aber ich nehme 
Act davon, daß dies der Ausdruck des Gedankens für die Neugeftaltung Deutfchlands 
if, der und dargeboten wird. 

Die verbündeten Negierungen werden dieſe Vorfchläge ernftlih und aufrichtig prü= 
fen, und ihre Betrachtungen darüber allen Betheiligten vorlegen. An dieſer Stelle Tann 
natärlich jener Verhandlungen noch nicht gebacht werben. Aber fie vürfen unferen Weg 
nicht hemmen; wir haben eine nächfte Pflicht zu erfüllen, eine unabweisliche Aufgabe 
zu löſen. - Gelingt e8 ingwifchen ven Bemühungen aller Regierungen, die Verfaſſung des 

völferrechtlichen Bundes in erneuerter Geftalt berzuftellen, fo wird der Bundesſtaat in 
verfelben den ihn gebührenven Platz einzunehmen haben. Die Aufgabe, die uns hier 
vorliegt, iſt daher Feine geringere geivorden, fondern eine dringendere; fie bietet mehr 
Mühen und weniger Glanz; fie fordert mehr Selbftverleugnung und gewährt weniger 
Selbſtbefriedigung; fie verweift noch mehr auf die Zukunft, als auf die Gegenwart. 
Aber die Gefchichte, meine Herren, kroͤnt nicht das Leichte und Bequeme, fondern das 
durch harte Anftrengung und lange Entbehrung Verdiente. Diefe Anftrengungen und 
GEnibehrungen werden ihren Lohn empfangen, wenn die verbünbeten Staaten, ber viel- 
geftaltigen Verführung und Bedrohung gegenüber, treu bei der übernommenen heiligen 
Pflicht beharren, und wenn ihre DVertreter, bie fie hierhergeſendet, fich diefem Wege in 
vollem und aufrichtigem Vertrauen anfchliegen. Beides, meine Herren, find not hwen⸗ 
dige Bedingungen, aber auch die einzigen. 

Meine Herren! Frühere Chroniften nannten die alte Stadt, in der wir 
tagen, „Civitas pacis.” Möge fie auch und eine Stätte des Friedens 
werben! 

26. | Mehrere Mitgliever des Bolkshaufes, an ihrer Spige Profeflor Stahl, vereinigen 
fih zu nachſtehendem Programm: 

Die Unterzeichneten find einig, in die Annahme ver bundesſtaatlichen Verfaffung, 

wie fie vorliegt (en bloc) nicht zu willigen, auch nicht unter dem Vorbehalte einer 

nachfolgenden Reviſion, bei welcher einfache Stimmenmehrheit entſchiede. Sie haben 


- 
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es nicht auf Bereitelung des engeren Bündniſſes abgefeben, fonbern fordern nur e burd 
vorhergehende Nevifion Grundlagen für daſſelbe, unter denen ed die Zukunft SPreu- 
ßens und Deutichland nicht gefährdet. Die Mittel und Wege bleiben der Befprechung 
in ber Fraction vorbehalten.” 


26. | Andere Mitglieder, unter ihnen Prof. Urlichs, erlaffen folgendes Programm: 


26. 


26. 


26. 


26. 
26. 


Die Unterzeichneten, durchdrungen von der Nothwendigkeit einer engeren Berbin- 
dung der deutſchen Staaten unter einander, find entfchlofien, die durch pad Bündniß 
vom 28. Mai verbundenen Megierungen auf dem betretenen Wege in guten Treuen zu 
unterflügen. 

Sie erkennen dabei einerfeitd als dringendes Bedürfniß an, daß der Entwurf vom 
28. Mai v. 3. in möglichft kurzer Friſt zum geltenden Uniond«Grundgefeh erhoben und 
feiner Verwirklichung entgegengeführt werde, und find bereit, ven größten Theil ihrer 
Bedenken gegen einzelne Beflimmungen veffelben vorerſt bei Seite zu fehen. WAnberer- 
feitö Halten fie e8 aber für ven Befland und das Gedeihen des Verfafſungswerkes für 
unerläßlih, daß die feit dem Abichluffe des Bündniffes gewonnenen Erfahrungen und 
die dadurch felbft bei verſchiedenen Parteien begründete beffere Ueberzeugung auch fchon 
bei der erfien Feſtſetzung der Berfaffung nicht ohne alle Berüdjichtigung bleiben. 

Sie find daher entfchlofien, gegenwärtig auf eine fperielle Berathung des Entwurfes 
vom 28, Mai zu verzichten, diefelbe auf die demnächſt bevorſtehende Reviſion zu ver- 
fhieben, und den Entwurf im Ganzen, im Sinn ver auihentifchen Erklärung durd bie 
beigefügte Denkichrift, nebft der Additionalacte anzunehmen, wobei fie jedoch vor alla 
Dingen bei folgenden Ausnahmen und Vorbehalten beharren werben: 

1) Der fechfte Abfchnitt (von den Grundrechten) wird auögefeßt, und deſſen An- 
nahme in mobifieirter Geftalt, auf die Zeit der Reviſion zur Berathung und Beldlaf 
nahme vorbehalten. 

2) Die im $. 188, borgeſchtiebene Beſchwoͤrung der Verfafſung ſoll bis zur Vol⸗ 
lendung der Reviſion verſchoben werden. 

3) $. 194. iſt dahin abzuändern, daß auch bei ver bevorſtehenden Reviſion in bei⸗ 
den Haͤuſern die Anweſenheit ver Mehrheit der Mitglieder und einfache, Stinmenmehr⸗ 
heit zu jeglicher Abänderung genügen foll. 

4) Diefe Reviſion gehört zur Aufgabe des jegigen Parlaments. 

Zu Eulmfee (im Kreife Thorn) einem Grundfige der Liga polska, grobe Poͤbel⸗ 
Errefle. Das Haus bed Bürgermeifterd, auch anderes Privateigenthum zerfört 


und geplündert, die Beftände der Pofl-, Salz» und Steuer-Eafle geraubt. 


Entſchließung S. M. des Kaiferd von Deflerreich über die Befchlüffe eines Ca 
piteld des Maria⸗Thereſia⸗Ordens, welches in Bezug auf die Kämpfe von 
1848 und 1849 abgehalten worden. Das Großfreuz des genannten Ordens 
erhalten: Feldmarſchall Fürft v. Windiih-Gräg und %.:3.:M. Baron Haynaı; 
das Commandeurfreuz: F.⸗J.⸗M. v. Hefl, ©. d. C. Graf Schlik, die FM. 
v. Wohlgemuth, Graf Wimpfen, das Ritterfreuz im Ganzen 25 Offiziere, unter 
ihnen die 5. M.-R. v. Ramberg, v. Cſorich, Gr. Degenfeld, v. Hauslab, Kür 
Franz Liechtenſtein. 

Di⸗ Würtembergiſche Landes⸗Verſammlung geht hinſichtlich des Antrages eines 
ihrer Mitglieder: Die Diäten der Abgeordneten herabzuſetzen, -mit 48 gegen 
15 Stimmen zur Tagesordnung über. 

Die Naſſauiſche Stände-Berfammlung wird vertagt. 


Beihluß der Bürgerichaft von Bremen: „Geleitet von dem Wunfche, bie vorlies 
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gende Meinungs-Berfchiebenheit zwilchen dem Senat und ber Bürgerfchaft aus- 
zugleichen, erflärt die Bürgerfchaft fih bereit, Die vom Senat einfeltig vorge: 
nommene Wahl des Herrn Senator Dudwig zu genehmigen, fall der Senat 
fi mit ihr dahin einigen würde, daß bie Beichlüffe der Erfurter Berfamm- 
Yung für Bremen nicht eher in Kraft treten follen, als bie die vollſtaͤndige 
Theilnahme Hannoverd an dem Bünbniffe wieber hergeftellt ey. 


26. | + Dr. Wilh. Weber, Borfteher der Gelehrtenfchule zu Bremen. 
27. Der Berwaltungsrath Täßt dem Verfaſſungs⸗Ausſchuſſe des Staatenhaufes erklären: 


97. 


27. 


27. 
28. 


daß er, beſonders auf Veranlaſſung der K. preußifchen Regierung, die Annahme 
ber Verfaſſung en bloc nur unter der Bedingung genehmigen werde, baß da⸗ 
von die Grundrechte ausgeſchloſſen werden, und daß die NRevifion mit einfacher 
Stimmenmehrheit eintritt. Wenn dieſe beiden Anträge nicht ungetrennt geftellt 
und genehmigt werben, fo wird das Refultat die Genehmigung nicht erhalten, 
und die Reviſion (die vorgängige vor Annahme der Verfaffung) greift Platz. 


Die würtembergiiche Stände-Verfammlung genehmigt, daß die Regierung von bem 
Ausgeben der bewilligten drei Millionen Gulden Papiergeld Abſtand ge⸗ 
nommen. 


T Sriedr. Frhr. v. Otterſtaedt, 8. preußifcher wirklicher Geh.⸗Rath, zu Baden⸗ 
Baden. 
T Wilh. Beer, Geh. Commerzien⸗Rath, zu Berlin. 


Shreiben der Bundes⸗Central⸗Commiſſion an die Gh. mecklenburg⸗ſchweriner Re⸗ 
gierung. 

„Die Entgegnungen und Erklärungen, welche das Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſche Ge⸗ 
heime Staats-Minifterium, Namens der Gh. Regierung, in Bolge des Erlaſſes vom 11. 
Januar d. 3. in der Reclamationsſache ritterfchaftlicher Abgeorpneten wider die Gh. Re⸗ 
gierung ber Bundes⸗Central⸗Commiſſion eingefenvet hat, find der forgfältigften Prüfung 
und Erwägung unterzogen worden. Nach dem heute über jene Reclamation gefapten 
Beichluffe bat die Commiſſion 

1) die gegen ihre eigene Competenz in diefer Sache erhobenen Einwendungen für 

nicht begründet, und 

2) die Regitiimation der Reclamanten für fo weit geführt erachten müflen, 
dag der im Artikel II. der Patent⸗Verordnung vom 28. November 1817 vorausgefeßte 
Ball als vorhanden anzuerkennen ift, und das Zufammentreten der von der Gh. Re⸗ 
gierung und von den Meclamanten nach Maßgabe des Artifel II. Nr. 3 jener Verord⸗ 
nung zu wählenden Schiebörichter von der Gh. Regierung mit Beſtande Rechtens nicht 
verweigert werben kann. 

Die zu erwählenden Schiedsrichter werben über alle Einwendungen der Gh. Regie⸗ 
rung, fo weit fie die Competenz der unterzeichneten Commiſſion nicht berühren, folglich 
auch über die gegen die Legitimation der Reclamanten, welche zur Zeit nur als bis zur 
Verftattung zum Rechtswege begründet erachtet worden tft, — erhobenen Einwendungen 
endgiltig zu entſcheiden haben. 

Die zu erwählenden Schiebörichter werden ferner über Die, die Herſtellung eines 
früheren Befigftandes betreffenden Anträge der Neclamanten, in Gemäßhelt de8 Art. X. 
der Patent⸗Verordnung vom 18. November 1817, zu beichließen haben, indem die Com⸗ 
miffion zu einem Beichluffe über viefe Anträge ſich nach den gedachten Art. X. für com⸗ 
petent nicht hat erachten, und deshalb auf dieſe Anträge nicht Hat eingehen Eönnen. 
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28. 


28. 


22. 
29. 


In Folge des Vorſtehenden, in Betracht der im Art. II der Patent⸗Verordnung 
vom 28. November 1817 vorgefihriebenen und fchon weit über dad Doppelte verlaufenen 
Frift, und mit Rückſicht auf die Vorfchriften der Austrägal- Ordnung vom 16. Juni 
1817 uud 3. Auguft 1820, wird die Gh. Negierung erfucht, binnen drei Wochen: 

1) einen oder zwei einheimifche oder auswärtige Männer, ohne alle Beichränkung 
duch Standes⸗ oder Dienftverhältniffe verfelben, zur Uebernahme bed Schieds⸗ 
richteramts Shrerfeit3 zu wählen, und der unterzeichneten Commiſſion anzuzeigen, 
diefer Anzeige auch eine eigenhänvige Erklärung des ober der gewählten Schieds⸗ 
sichter beizufügen, daß die Wahl von ihm oder ihnen angenommen werde. 

9 Der unterzeichneten Commiſſion anzuzeigen, ob Hochdieſelbe von nem im Art. 1. 
sub Nr. 3 der Patent⸗Verordnung vom 28. November 1817 freigelaffenen Wahl 
rechte in Betreff des oder der von den Neclamanten zu ftellenden Schiedsrichter 
Gebrauch machen wolle. Entfcheivet fih die Gh. Megierung dahin, nur einen 
Schiedsrichter zu flellen, fo wird Hochviefelbe, wenn Sie jenes Wählrecht in Ans 
fpruch nimmt, die Benennung von zweien, entfcheidet Hochbiefelbe Si} zur Ge 
ftellung von zwei Schienörichtern, in dem vorgebachten Falle, die Benennung von 
vieren zu Ihrer Auswahl von den Reclamanten verlangen koͤnnen. 

Die Gh. Regierung wird aber, fall Hochdieſelbe das Wahlrecht in Anfprud 
nimmt, Ihrerfeitö die Anzeige Ihrer Schiedsrichter fo einzurichten haben, daß Die Re 
elamanten ihrerfeits das auch ihnen zuftehende Wahlrecht gleichmäßig ausüben koͤnnen. 

Artikel XIII. der Patent Verordnung vom 28. November 1817 verorbnet: 

„Ungeachtet des hierfür feftgefeßten Weges bleibt es indeſſen, wie fi) vom felbk 
verfteht, in jedem vorkommenden Ball ganz unbenommen, durch eine gütliche, gemein 
fhaftliche Uebereinkunft auch jeden anderen beliebigen Weg zu erwählen, oder den modım 
procedendi zu verändern.” Hiernach bleibt e8 der Gh. Regierung lediglich anheimge⸗ 
ftellt, ob Hochdieſelbe Sich mit den Reclamanten, flatt des unter Nr. 3 Art. II. der ge 
dachten Patent⸗Verordnung bezeichneten Weges, über das unter Nr. I ober 2 ebenda- 
jelbft angeoronete Verfahren, over über welche8 andere, und über welche Maßgaben kei 
dem vereinbarten, einigen will. 

Diefe Einigung wird aber eventuell fo zeitig zu bewirken fehn, daß die Anzeige von 
derfelben oder von den, nach Maßgabe Nr. 3. Art. I. der Patent-Verordnung gewählten 
Schiedsrichtern, vor Ablauf der bemerkten vreimächentlichen Friſt bei der unterzeichneten 

Gommiffion eingehen Eönne. 

Eine Verlängerung der bemerkten vreimächentlichen Friſt wird auf den übereinſtin⸗ 
menden Antrag der Gh. Regierung und der Neclamanten ftattfinden koͤnnen. 

Die Motive, auf welchen ver vorftehende Beichluß beruht, werben der Gh. Regie 
rung in einer Denkſchrift in kurzer Zrift mitgetheilt werben. 


Gireulans Schreiben des K. preußifhen Minifteriums ber geiftlichen Angelegenhei- 


ten, binfichtlich des Verfaſſungs⸗Eides derjenigen Fatholifchen Geiftlichen, welche 
zugleich Staatsbiener find. (Sf uns feinem Wortlaute nach nicht befannt, 
vergl. jedoch 17. April.) 


Eircular- Schreiben des Wiener Cabinets an feine, bei beutfchen Höfen beglau⸗ 


bigten Geſandten, wodurch gegen bie Militair⸗Conventionen Preußens mit meh⸗ 
reren Bundesſtaaten Einſprache erhoben wird. 


+ Conrad Appenzeller, Prediger zu Biel. 
Verfügung ber biſchoͤflichen Behörde zu Münfter an die Geiſtlichen ber Didcefe: 


„Da, dem Bernehmen nach, die Vereidung ber, in einer befondern amtlichen 
Beziehung zum Staate ſtehenden, Geiftlichen auf die neue Verfaſſung eheſtens 
fatifinden ſoll, jo jehen wir uns veranlaßt, ben heiteffenden Herren Geiſtlichen 
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bierburch zu eröffnen, bag wir die Ableiſtung dieſes Eides von ihrer Seite nur 
dann für zuläffig erachten Fönnen, wenn damit eine ausbrüdliche Verwahrung 
der Rechte unferer heiligen Kirche, welche durch mögliche Deutungen des Wort- 
Yautes der Verfaſſungs⸗Urkunde verlegt werben Tönnten, in Berbindung ge- 
bracht wird”. 


29.| Der NRebacteur der „Dorfzeitung für Preußen‘ wegen zwölf Preßvergehen, Ma⸗ 
jeſtäts⸗Beleidigung und verſuchten Hochverraths angellagt, wirb von dem Ger 
ſchwornen⸗Gericht zu Tilfit für nichtſchuldig erklärt. 


31.| + Dr. Küpper, General» Superintendent der Rheins Provinz, zu Koblenz. 
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April. 


2. | Ungezogenheiten ber Gießener Demokratie ‚gegen ben burchreifenden Kurfürft von 


Heflen. 


3.| Das-?. hannoverfche Minifterium übermittelt ben Ständen nachftehende Denkfchrift 


über den Stand ber beutfchen VBerfaflungss Angelegenheit und Hannovers Ge: 
haben bei derfelben. 

Seit dem Abſchluſſe des am 26. Mai 1849 unter den Megierungen von Preußen, 
Sachen und Hannover verabredeten Bündnifies zur Erhaltung der äußeren und inneren 
Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der einzelnen deut⸗ 
fihen Staaten, haben vie auf eine neue Geftaltung der Gefammtverfaffung Deutfchlands 
gerichteten Erwartungen diefen Stantövertrag borzugäweife, wenn auch in völlig entgegen 
gefehten Nichtungen zu ihrem Ausgangspunfte genommen. 

Die Regierung S.M. des Königs bat in der, an die Stände des Königreichd ge 
richteten ausführlichen Mittheilung vom 10. December 1849 die Gefichtäpunfte, Die Vor⸗ 
ausfeßungen und die Vorbehalte dargelegt, unter denen fie bei dem Vertrage fich bee 
theiligt bat. 

Unter diefen nimmt die Erhaltung Deutjchlands in feiner Gefammthelt, Die Befrie⸗ 
digung feiner einheitlichen und nationalen Bepürfnifie, die Achtung der vertrags⸗ um 
berfaffungsmäßigen Rechte feiner einzelnen Staaten die erfte Stelle ein. 

Die Begründung einer bundesftaatlihden Verbindung felbft einzelner weniger beut- 
ſchen Staaten hat den Abfichten ver K. Regierung flet3 fern gelegen. Ihre Bemühun⸗ 
gen, einer hierauf gerichteten Beſtrebung entgegenzutreten, haben die unzweideutige An 
erfennung ver Vertretung des Landes gefunden. 

Die abweichende Auffaffung, welche ver Vertrag bei anderen Theilnehmern deſſelben 
gefunden, und die Verſuche zu deren Bethätigung in der Ausführung ber einzelnm 
Bertragäbeflimmungen find befannt. 

Die Art und Welfe, wie im Verwaltungsrathe der durch jenen Vertrag verbünde 
ten Megierungen auf Einberufung einer Neichönerfammlung gebrungen warb, zur Be 
rathung des neben dem Dertrage vereinbarten Verfaſſungs⸗Entwurfes, bevor noch ber in 
diefem (ohne alffeitige Zuftimmung vertragsmaͤßig unabänderlichen) Entwurfe vorgeſehene 
Gebletsumfang durch Beitritt des übrigen Deutichlands erzielt war; die darin Tundge 
gebene Erftrebung eined den AUbfichten Hannovers und Sachſens fern liegenden engeren 
Bundesſtaates, Hatten die Benöllmächtigten viefer beiden Regierungen beftimmt, unter 
Einlegung eines ausbrücklichen Widerſpruchs gegen das Vorfchreiten des Verwaltungs⸗ 
zathes auf jenem Wege, von den Verhandlungen des Ießteren zurüdzutreten. Ein Schritt, 
der gleichwohl nicht verhindert Hat, daß unter Nichtbeachtung der wider einen engeren 
Bundesſtaat gerichteten Vorbehalte Sachfend und Hannovers, die zu Berlin verfammelt 
gebliebenen Mitglieder des DVerwaltungdrathes am 17. November 1849 einen Beſchluß 
gefaßt haben, Fraft defien in bem Gebiete fämmtlicher Teilnehmer des Vertrags Abs 
georbnete erwählt werden follten, um dad Volkshaus eines einfeitig zu verſammelnden 


. Reichötags zu beichiden. 
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In Ermangelung eines geregelten Stimmverhältniffes und einer ausdruͤcklichen Ver⸗ 
wahrung gegenüber, welche Sachen und Hannover wider jegliche Verbinblichkeit eines 
Mehrheits⸗Beſchluſſes im Verwaltungsrathe eingelegt Hatten, Ing bie vertragsmäßige Un⸗ 
zuläffigkeit dieſes Schritte am Tage. 

Aber dem Beſchluſſe Eonnte die mildernde Deutung einer vorbereitenden Maßregel 
gegeben werben, welche ven Einwand ver Vertragswidrigkeit einſtweilen zurückzuſtellen 
geftattete. 

Die Möglichkeit einer ſolchen Deutung ließ es zu, daß bie Regierung, den Stänben 
gegenüber, ſich bereit erklärte, dem Bundniß nachzukommen, fobald die Sachen Im rich⸗ 
tigen Geifle zum Zwecke wahrer Einigung würben gehandhabt werben. 

Aber fie enthob die Regierung der Verpflichtung nicht, den in dem Beichlufle vom 
17. November 1849 anzutreffenden Eingriff in die Unabhängigkeit des Koͤnigsreichs 
feierlihft zurückzuweiſen. 

Diefer Ohliegenheit hat vie Megierung in der Weife Genüge geleiftet, welche die im 
Abdrucke beigefuͤgte Eroͤffnung an die K. Geſandſchaft wu Berlin vom 80. December 
1849 erfehen läßt. 

Der Regierung verblieb nur noch die Koffnung, daß vie übrigen Theilnehmer des 
Bünbniffes, ben durch ähnliche Verwahrungen anderer Bunvesregierungen erhöheten 
Ernft diefee Vorgänge würbigend, von einem Wege ablafien möchten, auf dem Fein. iel 
weniger erreichbar blieb, als das, welches der Vertrag vom 26. Mai 1849 als feinen 
Zweck an der Spike trug. 

Au diefe Hoffnung mußte aufgegeben werden, nachdem die in Berlin verſammielt 
gebliebenen Mitglieder des Derwaltungdraths am 13. Februar 1850 einfeitig die Einbe⸗ 
rufung einer Reichsverfammlung nach der Stadt Erfurt auf den 20. März d. I, be⸗ 
ihlofien Hatten, um mit viefer die Verfaſſung eines engeren Bundesſtaates zu ver⸗ 
einbaren. 

Der Berwaltungsrath konnte nach Anſicht ver K. Megierung bei berartiger, als ein⸗ 
flimmig und definitio bezeichneter Beichlußuahme, die Megierung des Königreichs Han⸗ 
nover den Theilnehmern eines für ganz andere Zwecke gefchloffenen Vertrags nicht mehr 
beizählen. 

Die K. Negierung Eonnte ihre eigenen Beziehungen zu dem Vertrage vom 26. Mai 
1849 nach jenem Beſchluſſe nur als gelöft betrachten, und fie Eonnte einen Anftand 
nehmen, diefe Ueberzeugung in der Weife audzufprechen, wie durch die in Abſchrift fer⸗ 
ner angefchloffene Verfügung an ven K. Geſandten zu Berlin vom 21. Februar d. J. 
geſchehen if. Die Regierung mußte durch den Beichluß vom 13. Februar ihr Verhaͤlt⸗ 
niß zu den Theilmehmern des Bündniſſes vom 26. Mat 1849 wiederum auf den Stand⸗ 
punft der Verträge und Gefege des deutfchen Bundes zurüdigeführt erachten, deſſen Rechte 
und Pflichten das Bündnis ſelbſt ausprüdlich bevorwortet hatte, und welcher zugleich 
eben die Grundlage des beſtehenden Rechts barbietet, auf welcher allein Deutſchlands 
Verfaſſung mit fiherer Ausſicht auf allfeltige Anerkennung und auf Dauer entwickelt zu 
werben vermag. 

Die Verfügung vom 21. Februar, durch die K. Gefandtfchaft in Berlin am 25. Fe⸗ 
bruar zur Kenntniß des K. preußifchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
gebracht, iſt von dieſem in der Weife erwiedert worben, wie die abfchriftlich beigefügte 

Note vom 6. März d. I. erſehen laͤßt. 
" Der bei dem hieſigen K. Hofe beglaubigte K. preußiſche Geſandte, am 27. Februar 
nach mehrwoͤchiger Abweſenheit auf ſeinen Poſten zurückgekehrt, hat am 7. Maͤrz d. J. 
die Eröffnung gemacht, daß er von feiner Regierung angewieſen ſeh, denſelben auf unbe⸗ 
flimmte Zeit anderweit zu verlafien. 

Nach einer in den äffentlichen Blättern mitgetheilten Verfügung des K. preußifchen 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 13. v. M. wäre als Grund diefer 
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Maßregel das Verhalten. Hannovers dem Bertoage- som 3 Mal 1849 gegenüber, ar 


zufchen. | 

Der K. Regierung iſt hierüber auf amtlichen Wege nichts bekannt geworben. Ei 
bat ihrer Verpflichtung zur Beobachtung eines Kumprsfüennbligen Verhaltend gegm ir 
bet. dem Beſchlufſe nom 18; Febrnar beibelligten Regierungen ſich bislang nicht enlbun 
den eralbtet.. 

‚Die Sorge um Feithaltung der Grundlage des beſtehenden Mechtes bei Neugrfil: 
tung der Verfaſſung war ſeit der Auflöfung der deutſchen Bunded⸗Verſammlung bei alt 
den Bunbesstegierungen Iebhaft ethäht worden, weiche bei dem Vertrage nom 26. Ru 
ober bei ber Richtung unbetheiligt blieben, die von den Mitglienerw des Berwaltgk 
rathes Durch ihre Beſchluͤffe auf Sinberufung einet Reichsverſammlung aus nur am 
Theile Her deutſchen Staaten, kund gegeben war. | 

Eingedenk der DVerfaflungszufagen, welche ver deutfchen Nation dutch fürn 
Bundesbeſchluͤſſe ertheile worden; vdurchdrungen von dem Bebürfniß einer Fräftigendem 
Einigung nach außen wie im Innern; die Gefahr einer unheilvollen Spalkung erkennen. 
vor welcher Deutfchland durch das Streben nach Gründung eines engeren VBumdesſtauu 
mit nur Preußen am ber Spiße, bedroht erfchlen, hatten jene Reglerungen fih ale 
fordert gefühlt, eine Verſtaͤndigung und Vereinbarung einzuleiten, durch melde Im 
Sorge um tie Zukunft des Vaterlandes Genüge geſchehe. 

Der Weg dazu fehlen in vorbeteitenden Beſprechungen gefunden, zu ben Def 
baterifche Regierung einlud, und zu, denen fie in ihretſeits entworfenen Grundzůgen eun 
Verfaſſungsvorlage die Anhaltspunkte darbot. 

Die Regierung ©. M. des Königs würde auch in ihren durch maßgebende Bir 
behalte bedingten Beziehungen zu dem Verttage vom 20. Mat 1849 keln Bedenken mir 
Die Thellnahme an vorläufigen Beſprechungen zu finden gehabt haben, bie, ohne — 

wæelche bindende Bedeutung, einſtweilen nur ven Character eines vertraulichen Yustaufär! 
"HH Anfichten darzubieten beftimmt waren. 

Gleichwohl Hat fie um mit ihr die K. fächfifche Reglerung auch am blefem, in de 
Stadt München eingelekteten Beſptechungen nicht früher Thell genommen, als nadtm 
einerſeits die gefchäftliche Ihätigkeit des Berliner Verwaltungsraths bie Nichtung IT 
Begründung eines engeren Bundesſtaats auch Mit wenigen deutſchen Staaten eingrölr 
gen hatte, und nachdem andererſelts Yon den Regierungen von Batern und Wir 
derg eine Erneuerung von Verhandlungen auf ver Bafis des Verfafſungs⸗Entwurft en 
26. Mai 1849 beftimmt abgelehnt worden war. | | 

Die aͤbſchtiftlich anliegenden Erklärungen des K. baleriſchen Winifter-Praftt 

von der Pförbten vom A. Februar, und des am K. balerifchen Hof Beglanbigten 
tblirtenibergifchen Gefanbten, Grafen Degenfeld, vom 10. Februar, auf die ehenfald ıb 


. 


ſchrifllich angeſchloſſenen Collectiv⸗-Noten ver Gefchäftsträger von Sachſen ud gm 


“ber vom 2. und 3. Februar d. 3. laſſen bierüber Näheres exfchen. 

Aus derartigen vertraulichen Erörterungen, an melden, der ergangenen Einldt 
zufolge, zunächft die bei dem K. baieriſchen Hofe beglaubigten Vertreter der Reg 
gen von Sachſen, Sannover und Würtemberg Theil nahmen, fchien gleichwohl ein mi” 
tiſch⸗brauchbares Mefultat nur dann hervorgehen zu Können, wenn die etwa zu er 


telnden Verfaffungs« Grundlagen auf den Beifall und bie Unterftügung der K. K. af 


reichiſchen Regierung zählen durften. , 
Die zu München gehaltenen Conferenzen brachten den Entwurf einer zwiſchen 9 
Megierungen von Balern, Sachfen, Gannover und Würtemberg abzufchlie 
einkunft zu Wege, welche, aus dem Gefichtöpunfte einer Nevifion der beſtehe 
foffung des deutfchen Bundes, die Grundzüge einer Neugeftaltung der legteren 
ftellen haben würde, wie biefe von den genannten vier Regierungen ben übrigen 
bündeten, zunächit ven Regierungen von Sefleelg und Preußen, zur 
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legen, und gieichzettig zur Kenntniß ber Bundes⸗ Central⸗ Conmiſſion zu bringen wäre. 
*7 Abſchrift vieſes ſpaͤter zum Vertrage erhobenen Entwurfs iſt hierneben ange⸗ 
ſchloffen. 

Die Regierung ©. M. des Königs, von dem Inhalte dieſed Entwurfs durch ihren 
Bertreter bei dem K. Galerifchen Bofe in Kenntniß gefeht, hat demſelben eine um fo 
ernftere Prüfung gu widmen gehabt, da, abgefehen von der allgemeinen Hohen Wichtig- 
keit des Gegenſtandes, bie Biefigerfeits auſsgeſprochenen Wünfche bei der Aufitellung eine 
Berklfihtigung nur theilweife gefunden hatten. 

Diefen Winfchen, wie fle bei Erthellung ber Inflructionen fär den dieffektigten Be⸗ 
vollmachtigten hri Einzelnen ihren Ausdruck gefunden, Ing als leitender Gedanke bie Be⸗ 
trachtung zum Grunde, daß das in der deutſchen Nation laut gewordene Verlangen nach 
etbößeter Einigung der einzelnen Bundesſtaaten aus wirklich vorhandenen und tief em⸗ 
pfundenen politifchen und materiellen Bebürfniffen hervorgeht, deren Befriebigung als 
eine Forderung erſcheint, welche theils in unerfüllt gebliebenen ausdrücklichen Beftimmun- 
gen des Bundes⸗Vertrages, theils in ber ſeit Gründung des Bundes fortgeſchrittenen 
Entwickelung der Zuſtaͤnde und Verhaͤltniſſe Deutſchlands Ihre Rechtfertigung ſindet. 
Um ſo mehr, je beſtimmter nachzuweiſen ſteht, wie weit die Bundes⸗Regierungen hinter 

den auf die Befriedigung gemeinſamer Beduͤrfnifſe gerichteten Abſichten ver’ Otuͤnder des 
Bundes zurüdgeblieben find. 

Eine zweite leitende Rückſicht für die K. Kegierung tft bei der Neugeſtaltung von 
Deutſchlands Verfaflung die Wahrung des Rechts, auf dem ber veutfche Bund, feine 
Zwecke und feine Verfafiung überhaupt beruhen, vesjenigen Rechts, welches Deutſch⸗ 
lands Stellung im europätfchen Staatenſyſteme, die Exiftenz und bie Verhäftniffe der 
einzelnen dentſchen Staaten zu einanver beſtimmt; des Rechts ver beſtehenden Verträaͤge. 


Die K. Regierung iſt des Dafürhaltens, daß ein Verfaſſungs⸗Entwurf, welcher dieſen 
Rückſichten ein hinlaͤngliches Genüge nicht leiſtet, für politiſch und rechtlich ausführbar 
nicht zu halten jey. 

Jenen Rüdfichten gegenüber find es hauptſächlich zwei Momente, welche die K. Re⸗ 
gierung abgehalten Haben, fich bei einem von ben K. Regierungen ausgehenden Ver⸗ 
faſſungs⸗Vorfchlage nach Maßgabe des Entwurfs zu betheiligen. 

Diefe Momente waren: 

Die eventuelle Ausdehnung nes Vorſchlags auf die Geſammtheit ver oͤſterreichiſchen 
Monarchie, einſchließlich der außerbeutfchen Kronländer, bergeftalt, daß auch die letzteren 
zu einem weſentlichen Beſtandtheile des deutſchen Bundes erhoben werden wuͤrden, und 

Der Mangel eines befonderen Organs zur Vertretung der Indivivualitaͤten der ver⸗ 
tragsmißig und geundgefeglich unabhängigen einzelnen veutfchen Staaten bei Der Geſetz⸗ 
gebung des Bundes, als erhaltenne Gewähr für ven föberativen Fortbeſtand der Ge⸗ 
famımthelt. 

Die K. Regierung zählt Oeſterreichs deutſche Bundes⸗Angehoͤrigkeit zu Deutiche 
lands erftim Rechten und Bedürfniſſen. Aber wie diefes Hecht nur innerhalb der von 
den Verträgen gezogenen Brenze geltend zu machen flebt; wie eine Leberfchreitung dieſer 
Grenze den voͤlkerrechtlich geregelten Beſtand der europälfchen Staaten verrüden, die An⸗ 
gelegenheiten Deutfchlands einer Dazwifchenkunft des Auslandes zugänglich machen, und 
ihre Ordnung der Gefahr ausfehen würbe, aus einer Frage. des Rechts und der inneren 
Bereinigung zu einer Brage der Macht und ver äußeren Politik zu werden, bei beren 
Löfung der auf der Heiligkeit des Rechts beruhende Fortbeftand der einzelnen deutſchen 
Staaten zweifelhaft werden koͤnnte: eben fo wuͤrde nach hieſiger Weberzeugung einem 
entfprechenven DBerlangen nur mit Hintanfegung ‚aller ver dringenden Bebürfniffe Deutfch- 
fonds zu willfaheen fen, deren Befriedigung zur Erreichung der, ver Gründung bed 
dentſchen Bundes unterliegennen Zwecke als unerläßlich zu betrachten, und durch den Ent⸗ 
wickelungsgang der Folgezeit zur unabweislichen Nothwendigkeit geworden HR. 
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Bei der Frage über bie Aufnahme der oͤſterreichiſchen Geſammt⸗ Monarchie in den 
deutfchen Staatenverband hat vie Regierung fich der Beforgniß nicht zu entſchlagen ver» 
mocht, daß dieſe Maßregel eine nicht Tänger zu entbehrende gemeinſame Vertretung der 
gemeinfamen Interefien Deutſchlands im Auslande unmöglich mache, indem fie eine Ge 
meinſamkeit der Intereffen, vorzugsweiſe für Handel und Verkehr aufhebe, Haß fie Lauf 
und Gefahr eines Bundeskriegs für alle kleineren Staaten ohne Berhältniß erhöhe; eine 
gefeggebende Gewalt des Bundes über die geſammte beivaffnete Macht, die Erhaltung 
son Ruhe und Sicherheit im ganzen Bundesgebiete erſchwere; pie gleichmäßige Berräh- 
zung zugeficherter Rechte für die Angehörigen aller Bundesſtaaten und die Erfüllung 
der Bufage eines flänvigen, mit ver nöthigen Competenz veriehenen Bunbeögerichts in 
Zweifel ſtelle. 

Die Gewaͤhrung dieſer und anderer Berürfniffe ift nach Anficht der Regierung für 
die vertragsmäßig gewährleiftete Exiftenz zunächft der kleineren beutichen Staaten ein 
Bedingung getvorben, deren Erfüllung, neben der äußeren Möglichkeit, zugleich einen in- 
nern Drganismus des Geſammtverbandes vorausfeht, mit deſſen Hülfe alle die viel⸗ 
fachen, im Sonverleben der einzelnen Staaten beruhenden Interefien geltend gemacht un 
vertreten werben, benen jene Bebürfnifie entfpringen. Auf viefer Borausfegung beruft 
die Ueberzeugung von der inneren Nothwendigkeit einer beſonderen Bertretung ver ein⸗ 
zelnen Staatenkörper in der vorgefchlagenen Form eines Staatenhaufes, wenn man nidt 
fatt den Verträgen und ben an die Exriftenz ver Einzelftanten gefnüpften mannichfalt- 
gen und wichtigen Interefien gerecht zu werden, biefe Staaten und ihre Intereffen dem 
natürlichen Erweiterungsdrange der Eentralgewalt und den abweichenden Gefichtöpunkten 
einer Gefammtvertretung zum Opfer bringen, over dem Geifte des Bundesvertrages gleich 
fehr entgegen, die Eleinexen Staaten nöthigen will, eine Befrienigung ihrer unentich 
lichen Bebürfniffe um ven Preis der Hingebung ihrer Selbſtſtaͤndigkeit an einen geöpe 
ren Berbündeten zu ermöglichen. Die Gewährung einer Staatenvertretung iſt naher nad 
Anficht der K. Megierung die Erfüllung einer auf dem Geifte der Verträge beruhenden 
Forderung der Gerechtigkeit. 

Die Regierung hat diefe Rückſichten bei den Unterhandlungen offen dargelegt. 

Nur für den Fall, daß der Verfuh einer Verflännigung mit ven übrigen Megie 
rungen, namentlich mit Preußen, auf den Grundlagen des verabreveten Entivurf unter 
nommen werden, und daß fein Gelingen von Hannovers demnächfligem Beitritt abhaͤn⸗ 
gig bleiben follte, hat die Regierung erklärt, dieſen Beitritt nicht vorenthalten zu wollen 
Sie hat fich dabei von der Unficht leiten laffen, daß die Einigung aller deutfchen Bu—⸗ 
besregierungen einen zu hohen Werth und eine zu hohe Bedeutung habe, ald daß, rs 
folgen gegenüber, der Wiverfpruch einer einzelnen Negierung gerechtfertigt, ohne Daß e 
für Hannover möglich bleibe. 

Nach Abgabe diefer Erklärung ift die ziwifchen den Regierungen von Baiern, Sach⸗ 
fen und Würtemberg verabredete Vebereinkunft am 27. Februar d. I. ohne Theilnahme 
Hannovers zum Abſchluß gelangt, und von ven Paciscenten mittelft der abſchriftlich an 
gefchlofjienen Collectiv⸗ Note zur Kenntniß der Regierungen von Oeſterreich und Preußen 
gebracht, an welche dabei, unter Hinweiſung auf Art. VI. der Wiener Schluß-Afte, eine 
förmlihe Einladung zum Beitritt gerichtet worden, mit dem Wunfche, über biefen Vor⸗ 
ſchlag, ſey es unmittelbar oder durch DVermittelung der Bundes⸗ Central» Eommiffion, 
welche von der Uebereinkunft ebenfalls in Kenntniß gefeßt worden, in Verhandlung zu 
treten. — 

Unter dem 20ſten v. M. Hat ver K. öfterreichlfche Hof durch feine Hiefige Geſandt⸗ 
ſchaft der K. Megierung die Erwiederung mitgetheilt, welche auf bie erwähnte Collectiv⸗ 
Einladung von Seiten Defterreichd an die zu Wien reſidirenden Geſandten son Baiern, 
Sachſen und Würtemberg erfolgt if. Diefe Erwieberung ift in der abſchriftlich ange⸗ 
ſchloſſenen Note vom 13. März d. I. enthalten, 
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Der Mitibeilung iſt der Ausdruck des Wunſches vieffeitiger Beiſtimmung zu ber 
„Mebereintunft, und einer Eröffnung der dieſſeitigen Anfichten über den fraglichen Gegen⸗ 
fand hinzugefügt worden. 

Die K. Regierung hat, viefer Mittheilung gegenüber, zunächft in Betracht zu zie= 
ben gehabt, daß nach Lage der Sache, für fie nicht mehr die Theilnahme an einem 
Borfchlage, welcher die oben angebeuteten Bedenken zulafle, ſondern an einer Unterhand⸗ 
lung über biefen, von anderer Seite gemachten Vorſchlag in Frage ſtehe, bei welcher der 
Regierung unbenommen bleiben müfle, ihre Bedenken und die, nach ihrer Anficht weiter 
gehenden Bedurfnifſe Deutfchlands zur Sprache und möglicäft zur Geltung zu bringen. 

Schon dieſe Rüdficht fchien eine Verminderung der ertwähnten Bedenken, fo weit 
diefe aus den Verträgen von 1815 hergenommen werben, zu Wege zu bringen. 

Noch mehr aber die von der Negierung aus weiteren Erwägungen gefchöpfte Vor⸗ 
ausfegung, daß auch nach der Anficht der übrigen bisher bethelligten Negierungen bie, 
im Art. 8. der Münchener Aufftellung enthaltene Erwähnung des Territorial- Umfangs 
ded deutſchen Bundes Teine Erklärung enthalte, durch welche das Verhaͤltniß ver K. Re⸗ 
gierungen zu den Berträgen von 1815 eine Aenverung erleide, und daß über die Geſtal⸗ 
tung Deutichlands feine einfeitige Beſtimmung beabfichtigt werde, welche vie Verhältnifie 
der Theilnehmer ber Verträge berühre, ohne viefen eine Mitwirkung bei desfallfigen Ver⸗ 
Handlungen zu geftatten: eine Mitwirkung, welche fih auf bie —* der inneren 
deutfchen Angelegenheiten, nad der Vorausſetzung ber K. Regierung, niemals zu er⸗ 
fireden bat. 

Unter dieſen Umfländen und Borausfegungen bat die K. Regierung kein Bedenken 
getragen, dem Begehren Oeſterreichs nad Mittheilung der vieffeitigen Anficht über bie 
Uebereinkunft vom 27. Bebruar durch die Erklärung der Bereitwilligkeit Hannovers 
zur Theilnahme an folchen Verhandlungen zu genügen, welche unter Mitwirkung des 
8.8. Hofes, behufs einer allfeitigen Verfländigung der veutfchen Bunbesregierungen 
über die Borfchläge der drei K. Höfe von Baiern, Sachſen und Würtemberg eröffnet 
werben würben, 

Die K. Megterung hat daneben gegen das K. 8. Cabinet ausgeſprochen, daß fie, 
mit dieſem an den Bundesverträgen von 1815 feſthaltend, fo lange dieſelben nicht auf 
bundesg eſetzlichem Wege eine Abänderung erfahren Haben werben, nicht minder die Noth⸗ 
wendigkeit einer zeitgemäßen und umfafienden Reviſion der durch biefe Verträge begrün- 
deten Bundesverfafſung anerkennt. Hierzu mitzuwirken hat auch die K. Regierung fich 
gern bereit und bat fich willig erklärt, billigen, auf vie Bebürfniffe der Gegenwart ge⸗ 
gründeten und mit den Anforderungen des Rechts verträglichen Anſprüchen alle Berück⸗ 
ſichtigung angebeihen zu laſſen. 

Die K. Regierung würde durch ein Fernbleiben von dem Verſuche einer allfeitigen 
Verſtaͤndigung über die Gefammt- Verwaltung des gemeinfamen Vaterlandes weber Die 
Rechte zu wahren, noch die Pflichten zu erfüllen glauben, welche, Deutfchland gegen- 
über, dem Königreiche zugewieſen fin. 


Zu diefer allgemeinen Verflänbigung mitzuwirken, wird die Regierung aufrichtig 
bemüht feyn und einen wichtigenTheil ihrer Aufgabe darin erblicken, daß ohne Zuftim- 
mung aller Bundesgenoſſen weder ein engerer Bundesſtaat errichtet werde, ber eine Mehr⸗ 
zahl deutfcher Regierungen an den überwiegenden Willen eines Einzelnen bindet, noch 
daß, ohne gleiche Zuftimmung, Deutfchland eine Geftaltung erlange, welche die dringend⸗ 
ſten Bebürfnifie des gemeinfamen Vaterlandes unvertreten und unbefriedigt laſſen müßte. 

Die Regierung überfieht die Schwierigkeiten der hierdurch gebotenen Stellung nicht. 
Aber fie fühlt fich ſtark genug, im Einverftännniß mit der Vertretung des Landes ar 
dem Nechte feftzubalten, auf deſſen Erhaltung Deutfchlands Frieden, feine einheitliche 
Entwickelung und vie Exiſtenz des Königreichs beruht, und durch deſſen Wahrung allein 


venhindert werden kann, daß die allfeitig verlangten Beſtrebungen für Dentſchlands Ein- 
heit und Macht, nicht mit Deutſchlands Spaltung und Schwaͤche enden. 

Die K. Regierung verhehlt ſich nicht, wie getrüht die Ausſicht auf eine kraͤftigende 
Einigung Deutfchlands ‚in einem Augenblicke erfcheint, wo hie beiden geößten Bundes⸗ 
ftaaten ihre Ihätigkeit für die Begründung einer neuen Gefanmtperfaffung in. jenen ent- 
gegengefegten Richtungen zu entwideln entſchloſſen jcheinen. 

Die K. Regierung Tann in ihrer Lage nicht die Ausübung eines ‚unmittelbaren 
Einfluffes auf ven Gang der einfchlagenden Begebenheiten beabfichtigen. Aber Die Negie- 
rung glaubt dem gemeinfamen Vaterlande die Hingebung fehulvig zu feyn, Daß fie durch 

‚ unverbrüdjliches Befthalten am Nechte der Verträge nen deutſchen Bundes⸗Regierungen bad 
Zufammentreffen auf einem Gebiete erleichtere, auf dem allein bie für das deutfche Ver⸗ 
fafſungswerk unentbehrliche Einigung der Bundesgenofien in freier Zuflimmung un 
ohne Außere Störung erwartet werben darf. 


3. + Wenzel Tomaſcheck, Componiſt zu Prag. 

A. Miniſter v. Lutzow eröffnet den Ständen von Mecklenburg⸗Schwerin, daß ©. K. 
ber Großherzog entfäloffen fey, dem Schreiben der Bundes-Eentrai-Eommilfion 
som 28. März Folge zu geben. Das Minifterium, damit nicht einverſtanden, 
habe um feine Entlaffung gebeten, und Die Zuficherung der Annahme berfelben 
eshalten. Er verlieſt denmaͤchſt eine großherzogliche Berorbuung, woburd die 
Stände auf drei Monat vertagt werben. Dagegen erflärt der Präftdent ber 
Stände-Berfammlung, er glaube unter ben obwaltenden Umfländen bie Ber: 
tagung nicht anerfennen zu dürfen, fegt mithin die Sitzung fort, und beraumt 
endlich eine neue für den hächften Tag an. 

Die Mitglieder zeigten ſich verfkändiger als ihr Präſident, — die Mehr: 
zahl erflärte, daß fie nicht erfcheinen werbe, und jo beſchloß noihgebrungen auch 
Herr Morig Wichert die Vertagung. 


A.1 Proteſt linksſeitiger Mitglieder der Gh. Medlenburg- Schweriner Stände, 

In der heutigen Sigung der Kammer der Abgeoroneten ift von dem Gh. Minifte 
rium eine Note der proviforifchen Bundes⸗Central⸗Commiſſion verlefen, wonach Die Gh. 
Regierung veranlaßt wird, die nach ber PBatent= ⸗Verordnung vom 28. November 1817 
angeordnete Compromig -Inftanz mit mehreren Mitgliedern der Ritterſchaft zu beim; 
‚zugleich iſt von dem Gh. Minifterium mitgetheilt, ©. K. 6. der Großherzog feyen ents 
fchloffen, diefer Note Folge zu geben. Die unterzeichneten Abgeordneten des mecklenbut⸗ 
gifchen Volkes fehen davon ab, daß der fogenannte ritterfchaftliche Gonvent vom 5. Oc⸗ 
tober 1849 nicht berechtigt war, gegen die Verfaſſung vom 10. October 1849 Befchlüfle 
zu faſſen; fie fehen davon ab, daß die ehemalige Ritterfchaft ohne vie ehemalige Land⸗ 
ſchaft nicht berechtigt ift, aus Der Patent Veroronung vom 28. November 1817 Medte | 
herzuleiten; fie fehen auch endlich davon ab, daß die durch das Buͤndniß vom 30. Sep⸗ 
tember 1849 zwiſchen Oefterreich und Preußen eingefehte proviforifche Bunded» Central: 
Eommiffion überall nicht befugt war, in bie inneren Verhaͤltniſſe des mecklenburgiſchen 
Staates einzugreifen; die unterzeichneten Abgeorbneten legen mur darauf Gewicht, daß 
der Beitritt der Gh. Megierung zu jenem Bünbniffe nach $. 124. ver Verfaſſung zu 
feiner Giltigkeit der Zuftimmung der Kammer der Abgeoroneten behurfte. ine folde 
Zuftimmung tft von der Kammer ver Abgeoroneten nicht ertheilt. 

Wie mithin verfaffungsmäßig eine Aeußerung ver proviſoriſchen Bundes⸗ Gentral- 
Commiſſion im Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin überall keine rechtliche Bedeutung 
bat, fo kann der Entſchluß ©. K. H. des Großberzogs allein, einer Rote dieſer Stelle 
Volge zu geben, ven Rechtdeffekt derſelben nicht vermehren. Wir proteſtiren vaher gegen 
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die Ausführung ber heute Der Kaumer ver Abgeordneten mitgetheilten Note der provi⸗ 
forifchen Bunded-Gentral-Bommiffion und gegen alle aus ber Ausführung derſelben etwa 
erwachſenden Folgen hiemit auf das feierlichſte. 

5. | Die Mitglieder ber katholiſchen Geiſtlichkeit zu Munſter, welche zugleich Staats⸗ 
beamtete und deshalb verpflichtet ſind, den Eid auf die Verfaſſung zu leiſten, 
verweigern denſelben. 


5.| Eingabe rechtsſeitiger Abgeordneter der Mecklenburg⸗Schweriner Stände an S. K. H. 
den Großherzog. 

Der Abgeordneten⸗Kammer iſt in ihrer geſtrigen Sitzung die von der Bundes⸗ 
Central⸗Commiſſion zu Frankfurt a. M. unterm 28. v. M. erlaſſene Verfügung wegen 
der den ſogenannten Deputirten der früheren mecklenburgiſchen Ritterſchaft in der Ver⸗ 
faſſungs⸗Angelegenheit zu eroͤffnenden Compromiß⸗ Inſtanz mitgetheilt worden, und hat 
das Geſammt-Miniſterium mit der Erklärung, daß E. K. H. entfchloffen ſeyen, jener 
. Verfügung Folge zu geben, der Abgeordneten⸗Kammer die Anzeige gemacht, daß daſ⸗ 

ſelbe, da es mit ſolcher Intention E. K. H. nicht einverſtanden ſey, um feine Entlaſſung 
gebeten, und die Allerhöchſte Zuſicherung der Annahme derſelben erhalten habe. 

Der vorberegte von E. K. H. gefaßte Entſchluß iſt uns eben fo überrafchend ge⸗ 
weſen, als er uns mit ſchweren Beſorgniſſen für die Zukunft des Vaterlandes erfüllt, 
und da einerſeits die ausgeſprochene Vertagung der Volksvertretung derſelben für jetzt 
die Gelegenheit zu einer Beſchlußnahme entzogen hat, andererſeits aber die Verfügung 
der Bundes⸗Central⸗ Commiſſion nur eine breinächentliche Friſt zur Gelebung gewährt, 

ſo haben wir ehrfurchtsvoll unterzeichnete Mitglieder der jeht vertagten Abgeordneten⸗ 
Kammer, in ernſter Erwägung der Sachlage, und eingedenk der uns gegen E. K. H. 
wie gegen das mecklenburgiſche Volk obliegenden hohen Pflichten, uns veranlaßt finden 
müſſen, dem zur Zeit noch nicht durch ein verantwortliches Miniſterium contraſignirten 
Entſchluſſe E. K. H. gegenüber, die und ald Einzelnen innewohnende Nechtsüberzeugung 
offen und frei audzufprechen. 

Die entfchievenen Beftrebungen des jetzt zurüdgetretenen Geſammt⸗Miniſteriums 
zur Wahrung ver Selbftfländigfeit Mecklenburgs gegen die wiederholt verfuchten Ein⸗ 
mifchungen der bisher nur von der Staatd-Megierung anerkannten Bundes⸗Central⸗ 
Comm iſſion in die Inneren Verhaͤltniſſe des Landes, find durch den Abdruck der Darüber 
sorgefommenen Verhandlungen zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden. Die desfall⸗ 
figen gegen die Gompetenz ber Bunbeö=Gentral- Commiffion und gegen die Anwend⸗ 
barkeit der Verordnung vom 28. November 1817 gerichteten Ausführungen find über- 
zeugenb und Flar, und vermögen wir in der von jener erfleren Behoͤrde erneuert er» 
gangenen Verfügung, welche zur Zeit noch aller Motive entbehrt, Eeine äußere zwingende 
Nothwendigkeit zu einer Kolgeleiftung zu erkennen, zumal das Buͤndniß vom 26. Mai 
v. 3. feinen Mitgliedern gegen Mechtöverlegungen jeglicher Art ausreichenden Schuß zu 
gewaͤhren perheißt, und der Verwaltungs⸗Rath der verbünbeten Regierungen bereits vor 
längerer Zeit zu Gunften von Medlenburg- Schwerin fi) auögefprochen bat. 

Nicht darum handelt es fich, in der Berfaffungs «Angelegenheit des Landes, welche 
in der That durch richterlichen Spruch nur gewinnen Tann, den Aeclamanten den Weg 
Nechtend zu verfperren; er iſt ihnen, wie jevem anderen Medlienburger, vor dem Bundes⸗ 
Schiedsgerichte zu Erfurt freigegeben. Es Handelt fich vielmehr darum, daß in der 
Anerkennung ver Competenz der Bundes- Eentral-Commiffion und in der Eröffnung 
der Compromiß⸗Inſtanz ſchon an und für fi die Aufgebung von Souserainetätd- 
Rechten und eine wefentliche DBeränderung des bisherigen Rechtszuſtandes gefunden 
werben muß. Namentlich ift vie Erdffnung ber Compromiß⸗Inſtanz mit dem von €. 
8. H. in Uebereinftimmung mit der Bolfsvertretung erlaffenen Verfaſſungsgeſetze, be⸗ 
treffend die. Aufhebung ver alien Landſtaͤnde, nicht zu vereinbaren, beffen verbindende 
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Kraft fie zu Gunften ber durch daſſelbe für aufgelöft erklärten Gorporation Der ehe⸗ 
maligen Ritterfchaft ſuspendirt. 

Unter folchen Umſtaͤnden Eönnen wir ein Minifterium nad dem Staatsgrundgeſetze 
nicht für berechtigt halten, eine Maßregel in Ausführung zu bringen, die ſchon an und 
für fi den Rechtsbeſtand der Verfaſſung alterirt, und find wir durch dag von und 
nach Vorfchrift des Geſetzes abgelegte Geloͤbniß verpflichtet, im gefeß- und verfaffungs- 
mäßigen Wege die Staatöverfafiung zu bewahren. 

Wir wünfchen dringend, im Intereffe des Landes und einer gejeßlichen Entwickelung 
der von E. 8. H. mit der medlenburgifchen Volksvertretung vereinbarten Berfaflung, 
daß der Allerhoͤchſte Entſchluß nicht unabänderlich gefaßt fehn möge, und beharren in 
tieffter Ehrfurcht. 


6. | Pofvertrag zwiſchen Preußen und Defterreih, zu Berlin abgeſchloſen. 


6. Feierliche Uebergabe des Fürſtenthums Hohenzollern⸗Sigmaringen an die Krone 
| Preußen. Der Fürft Carl Anton fpricht dabei Folgendes: 

Ein Vorſatz, den Ich feit mehr als einem Jahr gefaßt, unter den wechfelnven 
Ereigniffen einer verhängnißvollen Zeit allfeitig eriwogen und forgfältig geprüft, ven Id 
der Berathung erfahrener Stantsmänner und Hochgeachteter Freunde unterftellt Habe, ih 
ſchon feit lange zum feften Entfchluß gereift, und nunmehr zur vollendeten Thatſache 
geworden. 

Ich Habe ein, nach dem Rathſchluſſe der ‚göttlichen Vorſehung von Meinen ehr⸗ 

würdigen Ahnen aus der Hand Meines Durchlauchtigſten Vaters auf Mich übertragenes, 
erhabenes und pflichtenbefchtwertes Geſchenk, Ich Habe die angeflammte Souverainetät 
des Fürftenhaufes Hohenzollern= Sigmaringen und die Regierung dieſes Landes an ben 
Chef des Haufes Hohenzollern, an Se. Majeflät den König von Preußen ala em- 
tuellen Succeffor in die Regierung meines ebengedachten Fürſtenthums, mit Allerhoͤchſt⸗ 
defien gnädigfter Zuflimmung abgetreten. 

Mögen immerhin die Gefchide eines Eleinen Landes in dem mächtigen Strom ver 
Ereigniffe, der durch Deutfchlands Länder fluthet, wie eine Faum bemerfbare Welle zer⸗ 
rinnen; es iſt das Gewicht der Mir obgelegenen Negentenpflichten; es ift der Beruf, den 
eine höhere Macht Meinen ſchwachen Häuben anvertraut; es iſt dies die erhabme 
Stellung, die Ich mit Meinen Fürftlihen Brüdern theile — welche Mir die unabweis- 
bare Pflicht auflegen, die Umſtände darzuftellen, unter denen Mein Entfchluß entſtanden, 

N und die. Gründe anzugeben, die ihn rechtfertigen; es ift enblich die unmwanbelbare Lie 
zu einem in feiner großen Mehrzahl dem Fürſtenhauſe treu ergebenen Volke, wei 
Mir nicht erlauben würde, ohne dieſes letzte freundliche Wort zu fcheiden; vor Alm 
aber Tiegt Mir ob, darzuthun, daß Ich nicht etwa deswegen der Regierung entfage, 
weil Mir die Erfüllung der Forderungen der Neuzeit zu ſchwer falle, oder weil die auf 
in Meinem Lande vorgefommenen anarchiichen Beftrebungen. die Laft des Regierens un- 
erträglich machen, ſondern blos deswegen, weil Ich einen Schritt vorwärts thun wollte 
zur Beförderung deſſen, was dem großen deutſchen Vaterlande Noth thut und Meinem 
Volke frommt, einen Schritt vorwärts auf der Bahn zur Einheit, zur Groͤße, zur 
Macht Deutſchlands. 

Die Maͤrztage des Jahres 1848 haben Mich als Vollmachthaber Meines Durch⸗ 
lauchtigſten Vaters an der Spige der Negierung und Mein Land, in einem Zuftande 
betroffen, ver zu gerechten Klagen, mit Nüdficht auf die allgemein in Deutfchland be⸗ 
ftehenden politifchen DVerhältniffe, Eeinerlei Veranlaffung gab. 

Die Sinanz= Verwaltung Meines Landes, in welcher feit ver Einführung ver Landes⸗ 
Derfaflung dad Princip ver Deffentlichfeit unbedingte Geltung hatte, fand ſich und findet 
ſich jegt im Zuftand vollfter Ordnung; die Pafliven des Landes waren verhältnigmäßig 
unbedeutend, und ruͤhrten bon Abldfungen in weit Höherem Betrage, und anderen ben 
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Werth des Grundeigenihums und Bollsvermögens mehrennen Einrichtungen her; vie 
Noth des Jahres 1847 war durch reichliche Spenden aus dem fürftlichen Domainen- 
und Privat- Vermögen in einem Maße, wie kaum in irgend einem anderen deutſchen 
Lande geſchehen, gemildert; das Land erfreute fih an allen Orten beſtehender, wohl or⸗ 
ganifirter Armenanflalten, ‚größtentheild aus Herrfchaftlichen Spenden funbirt; die Juſtiz⸗ 
pflege Sigmaringens hatte felbft in den benachbarten Staaten einen guten Namen; in 
einem von Meinem Durchlauchtigften Vater dem Lande überlaffenen ausgenehnten Gebäude 
wurben bie verwahrloften Kinder und Walfen erzogen und gebilvet; fürftliche Bauten, 
Meganlagen u. f. w. waren feit Jahren überall in Gange, um dem nothleidenden 
fleißigen Arbeiter Verdienſt zu geben, und in der Nähe ver fürfllichen Reſidenzſtadt 
erhebt fih ein aus Stiftungen. des fürftlichen Hauſes errichteted ausgedehntes Landes⸗ 
Tpital, in welchem bis zu 100 Kranke forgfältige Pflege und Heilung finden Eönnen, 
während früher fchon aus venfelben Stiftungen regelmäßige Unterflügungen an bie armen 
Kranken in ihrer Heimat gereicht wurden; ein feit Jahren geregeltes und in vollftänbiger 
Ordnung erhaltenes Steuerfuften enplih macht es möglich, ven äffentlichen Aufwand 
ohne zu große Beichwerniß der Steuernden zu beftreiten, und die verſchiedenen dem Lande 
zur Zierde gereichenden Anftalten zu erhalten. 


As man die Forberungen weiterer Volföfreiheiten aus den benachbarten beutfchen 
Ländern auch ind Fürftenihfum Sigmaringen übertragen hatte, wurben fie hier rückhalt⸗ 
los gewährt, und freudig würde Ich auf jene Zeit zurückblicken Eönnen, wenn nicht 
frevelhafte Hände mit den erlangten Gewährfchaften einer befleren Zeit ſchamloſen Miß- 
brauch getrieben hätten. Nachdem Ich am 28. Auguſt v. I. vermöge ver Entfchließung 
Meined Durchlauchtigften Vaters, und fraft der fürftlichen Hausgeſetze, die Regierung des 
Fürftentfums übernommen hatte, fo Eonnte Ich Mich durch betrübenne Vorgänge ver⸗ 
ſchiedenſter Art im ruhigen Bortfchritte auf der, durch die Erfenntmig ver Neuzeit Mir 
vorgezeichneten Bahn nicht beirren laſſen. Am Abende des 14. März 1848 habe Ich 
den figmaringifchen Bürgern mittelft Nachlaffes an Abgaben verfchienener Art einen 
Capitalwerth von einer halben Million Gulden mit einem Federſtrich gewährt, aber feinen 
Dank erhalten; das freie Verfammlungsrecht, zweimal zur Herbeiführung von Aufruhr 
mißbraucht, befteht unangetaflet; die freie Preſſe hat, ihrer ſchmutzigen Erzeugniffe un⸗ 
geachtet, Feine Befchränfung erlitten; vie Deffentlichfeit der Gerichts-Verhandlungen in 
bürgerlichen und peinlichen Nechtsfachen ift Tängft eingeführt, und die Gefchworenen- 
Gerichte, der Rettungsanker derer, welche die beftchende Staatsordnung zu flürzen fuchen, 
haben ihre Ihätigkeit begonnen. Die Strafgefängniffe Meines Landes haben Teinen 
wegen politifcher Vergehungen Beftraften in ihren Raͤumen geſehen, und nur wenige 
derer, die Mein Bolt zum Aufruhr zu reizen, bie junge Freiheit zum Verbrechen zu 
mißbrauchen befchäftigt waren, und ſchweres Unglück über Mein Volk gebracht haben, 
verweilen im Audlande, um über. bie Thorheit derjenigen zu fpotten, die fie für Volks⸗ 
freunde gehalten haben. 

Wenn Ich biernach mit vollſter Beruhigung auf bie bisherige Regierung des Landes 
und defien Zuftände zurücdhliden Tann, und wenn Ich von der nächften Zukunft zu er» 
warten berechtigt bin, daß Befonnenheit in bie erregten Gemüther zurückkehren, vaß vie 
Erfahrungen der letzten Zeit vor Wiederholung ber mehrfachen aufrübrerifchen Acte und 
Verſache, die auch hier von gewiſſenloſen Volksführern eingeleitet, und von unverfländi« 
gen Mafien unterflüßt worden find, zurückſchrecken werden, wenn Ich Mich der freubigen 
Hoffnung hingebe, daß die endliche politifche Geftaltung Deutſchlands auch Meinem Lande 
die nöthige Ruhe, die öffentliche Orbnung und die Wieberbelebung des Verkehrs und 
Erwerb zurückbringen werde, fo kann ich dennoch die Vortführung der Megierung die» 
fe8 Landes mit Meinen Anfichten von dem Stande ver deutſchen Sache, und mit ven 
hieraus abzuleitenden Berpflichtungen nicht in Einklang bringen. 

Die Neuzeit Hat die Exiſtenz der Heinen Staaten in ihren Grundfeſten aſchüttert, 
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das patrlarchaliſche Verhaͤltniß zwiſchen Kür und Volk der Heinen Länder iſt unwien- 
bringlich vernichtet; man will nicht mehr Die väterliche Liebe des Fürften, man will son 
feinem echte Gebrauch machen; der Fürſt foll nicht mehr der erſte Diener bed Staat 
fenn, fonbern ein willenloſes Werkzeug der Volkslaunen; er foll nicht mehr freigebig ge 
währen, fondern es fol ihm gewaltthätig genommen werben; er Toll nicht mehr vie Mid: 
tung bezeichnen Bürfen, auf der Volkswohl zu erreichen. ift, fonbern ihm fol das trau⸗ 
rige Recht und auch diefes nur halb verbleiben, bie zügellos die Schranken des Gele 
und dee Orbnung durchbrechenden Leidenſchaften zu bänpigen. 


Täufchen wir uns nicht, das Lebens» Element einer wahrhaft conftitutionelen Re 
gierung, der fruchtbare Boden für dad Gebeihen und Wachsthum der Molföfreihein, 
ein gefunder, Träftiger, für die Aufrechthaltung der oͤffentlichen Ordnung thätiger Pit 
telftand fehlt in Meinem Lande, wenn nicht ganz, doch in ven Maße, welches bie um 
laͤßliche Bedingung für die heilbringende Entwicklung der Inftitute der Neuzeit if. 

Wo die Preffe faft nur der Tummelplag niedriger Gemeinheit und focialifiidn 
Schmußes tft, wo das Inftitut der Geſchworenen nur die Garantie fehn foll für di 
Straflofigkeit gemeiner Verleumder und Aufwiegler, wo die Volkswehr erniebrigt win 
zur Leibgarde Hirnverbrannter Revolutionaire, da kann von aufrichtiger, freubiger Pin 
der Ideen der Neuzeit nicht mehr die Rede ſeyn. 

Ich aber, mit einem Herzen, dad freubig für das Wohl des Volkes gu fehlagen gr 
wohnt tft, kann es nicht als eine würdige Aufgabe, Ich kann ed nidyt als Meine Au 
gabe erkennen, fortan der Bänbiger der Uebergriffe anarchifcher Beftrebungen iu je. 
Mit einem großen Staate mußte Mein Land in Verbindung treten, eime mächtige Hat 
mußte die Zügel Meiner Regierung ergreifen, wenn Volkswohl, mern Volköglüt hr 
heimifch werben follte. Diefe Anficht Habe Ich Tängft als Wahrheit erkannt, Ic Ik 


ſie nicht gefaßt unter dem vorübergehenden Eindruck ftürmifcher Tage, Ich bin ihr mm | 


geblieben auch Bei vielen rührenden Beweiſen fefter Anhänglichkeit, Elarer Erfennnif M 
Sachlage und aufrichtiger Liebe, die Mir bis in bie letzte Zeit Meiner Megierung ! 
Vielen und — Ich darf es mit Stolz fagen — von den Beſten Meines Volkes gan 
den find. Auch nicht ber Ieifefte Anflug eines bitteren Gefühles iſt es, der Mid bem 
Scheiden von Meinem Volke befallen Fönnte; Ich bin ftolz, Meine Pflicht erfüllt zu hu 
ben, fo lange Ich die Negierung Meined Landes führte, und fie zu erfüllen, indem it 
die Regierung niederlege. 

Soll der heißeſte Wunſch Meines Herzens, ſoll dad Verlangen aller wahren Datr 
landsfreunde erfüllt werden, ſoll die Einheit Deutſchlands aus dem Reiche der — 
in Wirklichkeit treten, ſo darf kein Opfer zu groß ſeyn; Ich lege hiermit das geht 
welches Ich bringen kann, auf dem Altare des Vaterlandes nieder. Ä 

Möge Mein Volk glüdlich feyn unter dem neuen mächtigen Herrſcher, möge 9 
Wohlſtand und ungetrübtes Glück finden in dem engeren Verbande mıit jenem gro" 
deutfchen Lande, deſſen ruhmgefröntes Megentengefchlecht mit dem ſchwäbiſchen Seht 
zoller zugleich den Urfig feiner glorreichen Wiege wieberfindet, und welches fügen? un 
ſchirmend in die ihm freiwillig dargebotene Erbſchaft großmäthig eintritt. Keinen anden 
Wunſch Tennt Mein Gerz in der Stunde des Scheidens; es ift erfüllt von bem Anden 
ken an die, bie Mich geliebt Haben, und deren Liebe auch In ver Zukunft Wir bleiben 
wird; vor Allem von dem Gefühle ver Dankbarkeit gegen diejenigen, die, mil wahter 
Liebe Meinen Volke zugethan, auch Mir treu geblieben in ſchweren Stunden proßendf 
Gefahr. Für einen Gedanken an vie, die Mich verfolgt und geſchmäht, die den Bu h 
Meines und ver Meinigen Untergang in verbrechiſchem Gemüthe getengen, iſt in u 
feterlichen Stunde in Meinen Geifte kein Raum. Ihnen fe verziehen und vers un 
Dies Mein lehtes Fuͤrſtlicheß Wort! Möge der Himmel den Hohen Hersfiher, Pr 
Königlichen Herrn, erleuchten, in veffen Sand Ich die Geſchicke Meines Volles 
moͤge das Volk, das Ich einſt mit warmer Liebe „Mein ‚genannt, glucklich ſeyn. 


legt; 
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U. G. D. Temme, des Hochverraths gegen den deuſhen Bund, auch ſpeciell ge⸗ 
gen den preußiſchen Staat, ‚eventuell ber Landes⸗-Verrätherei angeklagt, wirb 
vom Geſchwornen⸗Gericht zu Münſter für nichtſchuldig erklärt. 


Eingabe der Prälaten und Gutsbeſitzer ber Herzogthümer Sipteeiwig- Sorfein an 
De Landes: Berfammfung: 


P. P. Präfaten und Gutöbefiger der Herzogthümer find zufammengetreten, um 
ber etwanige Schritte zur Forderung des Friedens zu berathen. Das Mefultat biefer 
Berathung ift der Beichluß: gegen vie Statthalterfchaft auszufprechen, daß unter ven 
gegenwärtigen Umftänden ver Weg birecter Verſtändigung mit dem Landesherrn als das 
geeignetſte Mittel erſcheine, dem Lande zu einem gedeihlichen Frieden zu verhelfen. In⸗ 
den bie Verſammlung der fchleswig=holfteinfchen Prälaten und Gutsbeſitzer der Statt⸗ 
halterfchaft dieſen, ihre innige Ueberzeugung enthaltenden, Beſchluß mitzutheilen nicht 
verfehlt, hat fie nur hinzuzufügen, daß fie entfchloffen iſt, die Statthalterfchaft auf die 
fem Wege zur Anbahnung des Friedens mit allen Kräften zu unterflüßen. 


Eircular-Schreiben des 8. preußiſchen Miniſters des Innern, Frhrn. v. Manteuffel, 
an ſämmtliche Regierungs-Präftdenten. 
Em. wird die Bedeutung des gegenwärtigen Moments, welcher einen wichtigen 
Abſchnitt in der flaatlichen Entwickelung unſeres Vaterlandes bezeichnet, nicht entgangen 
ſeyn; gleichwohl geftatte ich mir, Ihnen meine Auffaffung bon der Lage unferer Ver 
haͤlmiſſe, und diejenigen Betrachtungen, welche ich in Beziehung auf die Obliegenheiten 
der Berivaltung daran Fnüpfe, darzulegen, damit meinerfelts nichts verfäumt werde, was 
zur Beſeitigung bon Zweifeln, und zur Serbeiführung eines einheitlichen Zufammen- 
wirkens führen Kann. Nach der tiefen Erfchütterung, welche der preußifche Staat In 
dem Jahre 1848 erlitten Hat, ift «8 gelungen, durch ven Abfchluß der Verfaffung ven 
' Grund eines georpneten Nechtäzuftandes zu legen. Eine Reihe neuer organifcher Ges 
fee, welche der Viebereinftimmung ver Stantögemwalten ihre Entftehung verdankt, Hat den 
Ziel, die in der Verfaffung enthaltenen Prineipien in Wirkſamkeit zu fegen. Die Aufe 
gabe der Verwaltung iſt es, dieſen Rechtszuſtand mit Gewiffenhaftigkeit und Ernft aufs 
recht zu erhalten, und die neuen Gefeße in dem Geifte, in welchem fie erlaffen find, In 
einer Weife mit Entſchiedenheit ind Leben zu führen, daß dadurch die erhaltenden Ele 
mente im Staate wahrhaft geeinigt und gefräftigt werden. Die Bewegungen der legten 
Yahre Haben ihren Einfluß auch auf den Beamtenftand geübt. Wenn einerjeitd anerfannt 
werden muß, daß die Tüchtigkeit, Treue und Hingebung der Beamten weſentlich dazu 
beigetragen hat, den drohenden Verfall unferer inneren Verhältniſſe abzuhalten, fo kann 
anbererfeitö nicht in Abrede geftellt werben, daß auch vielfach Schwanfen, Tinficherheit 
und Lauheit wahrzunehmen geweien if. Es iſt jest nöthig, daß folchen Uebelſtaͤnden 
mit Entſchiedenheit ein Ziel gefeßt werde. Dies ift um fo unerläßlicher, ald die neue 
Staatöform die Obliegenheiten der Erecutiv- Gewalt fchärfer, als bisher ver Fall war, ab⸗ 
grenzt, und den Organen der Regierung eine fchwere DVerantwortlichfeit auflegt. IA 
erkenne für mich felbft diefe Verantwortlichkeit in ihrem vollen Maße an; aber dieſelbe 
würde wirkungslos ſeyn, wollte ich fie nicht auch auf die mir untergeorbneten amtlichen 
Organe ausdehnen. Ich bin daher feſt entfchloffen, und halte es für meine Pflicht, 
rückſichtslos alle Beamte, welche die Treue verlegen, oder den Muth, den ihr Beruf er- 
forvert, nicht bethätigen, ober einer feinvlichen Parteinahme ‚gegen die Staats⸗Regierung 
ſich ſchuldig machen, im gefeglichen Wege aus ihren Aemtern zu entfernen. An Ew. 
richte ich die bringende- Aufforderung, innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks mit Aufmerk- 
famfeit und Ernſt dahin zu fehen, daß Feine Ihatfache, welche ven Verdacht eines fol 
hen Verhaltens begründet, unerörtert und ungerügt bleibe, und ich mache Sie auß- 
drücklich dafür verantwortlich, daß im dieſer Beziehung in Keiner Weife Nachficht geübt 
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werde. Weichlichkeit und Lauheit find niemals ohne nachtheilige Folgen, am wenigſten 
in unferer Zeit. Die Milde und dad Wohlwollen werben benjmigen Beamten zuzumen- 
den feyn, welche ihre Obliegenheiten gewifienhaft erfüllen, und Ew. werden mich Immer 
bereit finden, fo weit meine Kräfte und Mittel reichen, zur Vertretung und Erleichterung 
folder Beamten mitzuwirken. Die Regierung bat den ernten und feſten Willen, vie 
Berfaflung in allen ihren Theilen zu voller Geltung zu bringen; es ift keinesweges ihre 
Abficht, die Rechte und Freiheiten des Volkes, der einzelnen Gemeinden und weitern 
Verbände irgendwie zu beeinträchtigen oder: zu verfümmern, vielmehr will fie biefelben 
überall wahren und aufrecht erhalten. Aber dazu muß die Regierung felbft ſtark ſeyn, 
und beides läßt fich nur erreichen durch den Gelft der Sitte, der Zucht und der Ord⸗ 
nung. Ohne diefen Geift giebt es weber eine wahre Volksfreiheit, noch eine flarfe Re— 
gierung. Es ift von Hoher Wichtigkeit, daß biefer Gelft vorzugäweife den Beamten- 
ftand befeele. Das Publicum Hat ein Necht darauf, daß die Beamten ihre Obliegen- 
beiten mit Zuvorkommenheit, mit Pünktlichkeit und Sachkenntniß erfüllen. Zu meinem 
Bedauern babe ich die Wahrnehmung machen müffen, daß es in vielen Fällen an der 
erforderlichen Pünktlichkeit bei Befcheidung auf eingebrachte Beſchwerden und Anträge 
gemangelt hat. Ew. erfuche ich ergebenft, auf Abftellung dieſes Uebelſtandes, ſowobl Bei 
den Provinzial Behörven, ald bei den unteren Inftanzen Ihr befonderes Augenmerk zu 
richten. Ein jeder Nachtheil, ver durch eine nicht unbebingt nothwendige Verzögerung 
erwächft, fällt vecht eigentlich der Behörde zur Laft, und diefe muß bafür auffonmen. 
Hiernähft erwarte ich von den Beamten, daß fie, ein jeder in feinem Wirkungskreiſe, 
der öffentlichen Wohlfahrt ihre Aufmerkfamfelt zumenven, und Erfheinungen und Er- 
eigniffen, welche einen nachtheiligen Einfluß auf dieſelbe zu üben geeignet find, ſchon im 
Beginn entgegentreten, dagegen vadjenige, was dieſe Wohlfahrt zu heben, und den dffent- 
lichen Bebürfniffen Abhilfe zu bringen geeignet ift, begünftigen und fördern. «Hierbri 
wird ihnen bie Preſſe, felbft Die böswillige, vielfach als Fingerzeig dienen können, und 
ich wünfche und erwarte, daß Ew. namentlich fich fortwährend Kenninig von dem In» 
balte der in Ihrem Bezirke erfcheinenden Localblätter verichaffen, damit Sie im Stante 
find, die folchergeitalt zur Sprache gebrachten begründeten Klagen abzuftellen, pa aber, 
wo unbegründeter Tadel, oder abfichtliche Verbächtigung auftritt, über die wahren Ab- 
fichten ver Regierung aufzuflären, und zu einer verftändigen und patrlotifchen Auffaffung 
ver öffentlichen Verhältniffe Hinzuleiten. Vor allen Dingen aber und hauptſächlich müſ— 
fen die Beamten von der Ueberzeugung durchdrungen feyn, daß fie die Träger der obrig- 


keitlichen Gewalt find. Sie Haben biefe obrigfeitliche Gewalt Innerhalb ihrer amtliche 


Wirkſamkeit zu handhaben, nicht, weil e8 ihnen fo gut dünkt, oder wo es ihnen bequem 
ift, fondern überall, weil es ihre Pflicht fo fordert, Ein geordneter gefeglicher Zuftanı 
muß überall und um jeden Preis aufrecht erhalten werden. Wo Die Gerichte die «Hilfe 
ver Verwaltungs Behörven in Anfpruch nehmen, muß diefe fchnell und pünktlich gemährt 
werben, und wo die Kräfte der Verwaltungs-Behoͤrden nicht ausreichen, muß nach den 
gefeglichen Beftimmungen die Unterftüßung der Militair- Behörde requirirt werden. Soll: 
ten Em. über Mängel des geordneten Zuſammenwirkens der verfchienenen Staatdorgane 
zu Elagen haben, jo wollen Sie vie Vermittelung des Herrn Ober«Präfidenten in An- 
fpruch nehmen, oder wo dieſe nicht ausreicht, durch Antraͤge bei mir derartige Uebel. 
flände zur Sprache bringen. So lange dies nicht gefhieht, muß ich annehmen, daß die 
Verwaltung im geregelten Gange fich beivegt. Das unheilvolle Zerwürfniß, welches in 
vielen Gegenden unfered Staates zwifchen berechtigten und verpflichteten Grunbbefigern 
ftattfand, ift gegenwärtig durch die Gefeßgebung zur Loͤſung gebracht, es ift alfo uner⸗ 
laͤßlich, daß auch hier dem Gefeße volle Geltung verfchafft werde. Die Negulirung biefer 
Angelegenheiten ift zivar den Abloͤſungs⸗Behoͤrden überwiefen, dennoch aber werden bie 
Herren Regierungs⸗Praͤſidenten und Landräthe vielfach Gelegenheit Haben, fördernd und 
fräftigend einzumwirken. Wegen des Eiufluffes, welchen die Herren Regierungs⸗Praͤſi⸗ 
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benten auf bie Thaͤtigkeit der Special⸗Commiſſarien und Feldmeſſer zu sichten haben, 
beziehe ich mich auf das In dieſer Hinſicht Seitend des Minifteriums für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten erlafiene Circular. Sollte zu meiner Kenntniß gelangen, daß 
irgendwo im Lande dauernd geſetz⸗ und rechtloſe Zuſtaͤnde fich zeigen, fo werbe ich, tie 
ich dies bier im Voraus bemerke, bie Herren Regierungs⸗Praͤſidenten dieſerhalb verant« 
mwortli machen. Mit befonderer Umficht, Entichievenheit und Kraft wird Hei Einfüh- 
rung und Handhabung der neuen, auf Herflellung ver Ordnung bezüglichen Geſetze zu 
verfahren ſeyn. Während bei ven Maßregeln, welche die organifchen Geſetze Ind Leben 
zu führen beflimmt find, jede unndthige Störung und Bernichtung des Beſtehenden, 
jedes der Tendenz dieſer Geſetze widerſprechende bürenaufratifche Nivellirungs⸗Beſtreben ge= 
wiflenhaft zu vermeiden ift, kommt es bei Durchführung der polizeilichen Anordnungen 
Darauf an, daß dem bin und wieber zu erivartenven Wiverflande von vornherein mit 
allem Ernſt und Nachdruck begegnet werde. Diejenigen Beamten, welche dieſen Wider⸗ 
fland dulden, ohne ihn im Entſtehen nieverzumerfen, welche ihn wachen und überhand 
nehmen lafien, tragen die Schuld der künftig notbivendig werdenden umfaſſenderen Re⸗ 
preſſiv⸗ Mapregeln, und vie Gerechtigkeit fordert, daß eine fo fihwere Schuld nicht un« 
geahndet bleibe. Don der fchwierigen welthiftorifchen Aufgabe des preußifchen Staates 
fällt ein erheblicher Theil feinem Beamtenftande zu. Unſere Heeresmacht, unfere vor⸗ 
treffliche Wehr-Verfaffung, unfer geordneter Finanzhaushalt, die Intelligeuz der preußi⸗ 
ſchen Beoölferung, find große DBorzüge, die wir vor anderen Staaten boraud haben. 
Aber ein Theil viefer Kräfte würde ungenubt gebunden fehn, wenn die Zuverläffigkeit, 
die Pflichttreue und die Tüchtigkeit der Derwaltungs-Beamten des preußifchen Staates 
nicht auch fortan eine dauernde Befriedigung und Sicherheit im Innern herzuftellen 
vermoͤchte. Einen ſolchen Zuftann herbeizuführen und zu befeftigen, iſt gegenwärtig 
fchwieriger, als früher. Es find daher zwei Gefahren zu vermeiden. Cine fchlaffe und 
weiche Nachgiebigkeit führt nicht zu dem zu erftrebenven Ziele; andererfeitS muß aber 
auch jede bürenufratifche Ueberhebung vermieden werden. Der leßteren werbe ich mit 
derſelben Entſchiedenheit wie der erfteren zu begegnen wifien, und die Erfahrung hat ge= 
lehrt, daß beide fich gewöhnlich in venfelben Perfonen vereinigt finden. Es kommt 
Darauf an, den thatfächlicden Beweis zu liefern, daß die preußifche Verwaltung im 
Stande tft, auch in der neuen Staatöform, ohne eine dem deutfchen Weſen wiberftrebende 
Gentralifation, ein Träftiged und wohlthätiges Negiment zu führen, und fich die Ach⸗ 
tung, fo wie das Vertrauen der Bendlferung zu bewahren und zu erwerben. So elfrig 
auch die Feinde des preußifchen Staates und jeder ftaatlichen Ordnung bemüht find, Die 
Erreichung dieſes Ziele zu verhindern, fo wenig bezweifle ich doch, daß es zu erreichen 
ift, und bei redlichem Beſtreben Aller erreicht werden wird. Denn in der großen Mehr- 
zahl der Bevoͤlkerung ift die Treue gegen das angeftammte Fuüͤrſtenhaus, welches mit der 
Geſchichte unferes Vaterlandes untrennbar verwachfen iſt, unmwandelbar begründet. Die 
neuen Freiheiten haben dieſes Gefühl nicht gefehwächt, fondern geftärkt, und dad Bes 
wußtfegn, daß nur durch Ordnung, durch flrenge Ordnung, dieſe Freiheiten zur Wahr- 
heit werden Eönnen, und daß fie In unferer Monarchie ihre fichere Gewähr finden, tritt 
son allen Seiten immer Yebenbiger hervor. Em. Mitwirfuug zur Erreichung des in Vor⸗ 
ſtehendem angebeuteten Zieles nehme ich mit vollem Vertrauen in Anfpruch. Ich werde 
niemald andere Organe zur Erforfchung der Verhältniſſe und Ereignifie in dem Ihrer 
Perwaltung anvertrauten Bezirke anwenden, außer wenn es mir, wie ich wünfche, ver⸗ 
gönnt feyn möchte, bei perfönlicher Anwefenheit mit eigenen Augen zu beobachten. Aber 
ich hege auch anvererfeltd das Vertrauen, daß Ew. dem Gange der Ereignifle aufmerk⸗ 
Sam folgen, namentlich der Wirkſamkeit der Beamten Ihre fortwährende Beachtung zu= 
enden, mich darüber In Kenntniß erhalten, bei Einführung der neuen Gefeße der Ihnen 
von mir gegebenen Dirertion folgen, over, wenn Sie dabei Bedenken finden, mir dieſe 
fofort und rückhaltlos mittheilen werden, damit ich erwägen Tann, inwiefern Beranlaj- 
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fung vorhanden If, Mebificationen eintreten zu laſſen, ober ob ein: gemeinſames Wirken 
bei getheilten Unfichten fich als ummöglich darſtellt. Ew. erſuche ich in demſelben Sinn, 
wie ich vorfiebenn zu Ihnen zu fprechen mir erlaubt Babe, auch vie Ihnen nachgeord⸗ 
neten Behoͤrden in gertgneter Weiſe mit Inſtruction zu verſehen. Was namentlich vi 
Regierungs⸗Gollegien betrifft, fo mache ich es Ihnen namentlich zur Pflicht, in allen 
Fallen von ver gefetlich Ihnen zuſtehenden Befugniß, die Matoritäts-Befchlüffe zu ſudpen⸗ 
diren, sollen Gebrauch zu machen, wo diefelben mit ven angebeuteten Grunfähen im 
Widerſpruch fleben. In Beziehung auf die Landräthe und deren Wirkfamkeit wird dem 
nächft eine befondere Berfügung ergehen. Hier beſchraͤnke ich mich Darauf, Ew. zu m 
fuchen, dieſen Beamten, deren Einfluß und Thätigfeit die Abwendung vieler Gefahren 
gung beſonders zu verdanken tft, vorzugsmweife Ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden, ih 
Gelbſtſtaͤndigkeit, foweit fie geſetzlich begründet iſt, aufrecht zu erhalten, und zn vr 
hindern, daß fie nicht durch aunnäthige Formalien ermüdet, und wefentlichen Geſchaͤften 
entzogen werden, dagegen aber ba, wo ber Eine-oder ver Andere durch Dienftvernad- 
laffigung, oder Dienſtwidrigkeit ſchaͤdlich wirkt, mit den Anträgen auf Entfernung au 
dem Amte nicht zurüdzuhalten. Ich bemerke fehließlich, daß ich bon dorſtehender Ver: 
fügung den fämmtlichen uͤbrigen Staatöminiftern Abſchrift zur Kenntnißnahme mie 
theilt Habe. . ' 
7. | Vortrag des k. öfterreichifchen Minifters des Cultus wegen Negelung ber fir: 
lichen Angelegenheiten. | 

Unter den vielen wichtigen Fragen, deren Löfung bei der Neugeftaltung Deftereitt 
der ſchweren aber erhabenen Aufgabe ver Regierung Ew. M., nicht umgangen weht 
Tann, iſt die Frage von dem Verhältniſſe des Staats zur Kirche eine der allerwichip 
fien, denn fie berührt die religiöfen Ueberzeugungen, das unantaftbare Heiligthum ii 
Einzelnen, und zugleich die gewaltigfte und nachhaltigfte von allen Mächten, welche tm 
Entwickelungsgang von Voͤlkern und Staaten beflimmen. Einem Zuftande innerer Yıl 
fung geben Völker und Staaten entgegen, wo die religiöfen Meberzeugungen ihre Mad 
auf die Gemüther verloren haben. Sp lange fie aber Macht üben, wirfen die kirchllchen 
Angelegenheiten vielfach eingreifend und unabweislich zurück auf das bürgerliche Le. 

- Staat und Kirche haben es mit venfelben Menfchen zu thun. Die Kirche befireht id 
durch den Einfluß der Religion dem Gewiſſen eine Richtſchnur zu geben. Die Staat 
gewalt hat das ernfle Amt empfangen, bie Rechtsordnung nötbigenfalls durch Ant 
dung Äußeren Zwanges zu fchirmen. Doch wenn das Pflichtgefühl ihren Anordnung 
nicht zur Stüge dient, fo ift ihre Macht geläͤhmt. Andererfeits bedarf vie Kirche ut 
aͤußerer Huͤlfsmittel ihrer Thätigkeit, und ſpricht bei Erwerbung und Bewahrung ber 
ben den Schug der Staatsgewalt an. Bon allen Seiten her kommen daher Staat und 
Kische mit einander in Berührung. Eben deßhalb muß jene große Bewegung, welte 
auf dem Gebiete des einen Theiles vor ſich geht, ihre Ruͤckwirkung im ven Bereich di 
anderen erſtrecken, und in der Stellung, welche fie zu einander einnehmen, Aenderungen 
hervorbringen. Auch von der Bewegung, welche Oeſterreich ergriffen bat, konnte bad 
Verhaͤltniß des Staates zur Kirche nicht unberührt bleiben. In ven Tagen der ei 
zung wurden von berfchledenen Selten bes Stimmen laut, welche in völlig entgegengeie‘ 
ter Abficht Trennung des Staates von ver Kirche forderten, und fie find noch nicht ga 
verflummt: Allein die Regierung Ew. M., welche in dem großen Augenblick, oda fi 
Defterzeichd neue Verfaffung ind Leben rief, alle die mannigfachen Wünfche und Bahr: 
dungen mit ruhiger Umficht zu wägen verpflichtet war, durfte nicht baran denken, MU 
eine Geftaltung einzugehen, welche in einem burchgebilneten Staatsleben niemals un 
nirgends zur Wahrheit geworben if. Wohl giebt es Länder, wo eine regelmäßige ” 
bindung nur zwifchen der Kirche und ven Gemeinden, nicht aber zwifchen der Kir es 
der Megierumg beſteht, wo vielmehr jeve Berührung zwiſchen dieſen Keinen ſorgfältig M 
mieden wird, und es fehlt nicht an Vertheidigern dieſer Einrichtung, ob fit gleich a 
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MProbe ver nach Jahrhunderien rechnenden Geſchichte noch nizgead beſtemden Bat. Mit 
der geſchichtlichen Entwickelung und den gegebenen Zußänden Oeſterreichs ſteht fie aber 
jedenfalls in einem Widerſpruche, welcher ihre Duschführung zus Usmssglichkeit macht. 
Die Beziehungen ver Regierung zur Kische In Oeſterreich Lönnten nur ſcheinbar für 
"aufgehoben erklärt werben, aber keine Macht ver Erbe wäre im Stande, dieſe Auf⸗ 
hebung in Wahrheit zu verwirklichen. Wohl aber würde ſchon eine ſolche Erklaͤrung 
einerſeits die religioͤſen Angelegenheiten ver Volker Oeſterreich namenlefet Verwirrung 
preisgeben, während ſie andererſeits unvereinbar wäre mit der Aufrechthaltung wohl⸗ 
erworbener Rechte ſeiner Regenten, auf welche zu verzichten die Regierung Ew. M. 
niemals rathen Tönnte. Das begründete Verlangen, daß bie freiere Bewegung, die auf 
alten Gebieten zu gewähren Beduͤrfniß und Nothwendigkeit war, auch ver Kirche nicht 
verfagt werde, mußte daher beachtet werben, ohne doch vorſchnell mit der Vergangenheit 
zu brechen, und Unausführbares zu verheißen. Das Patent vom 4. März 1849 ver⸗ 
bürgte durch 6. 2. jeder gejeglich anerkannten Kirche und Religions⸗Geſellſchaft dad Recht, 
ihre Angelegenheiten, felbftflännig zu ordnen und zu verwalten, fo wie dad Mecht ber 
gemeinfamen öffentlichen Religionsübung, und dad Vereinsgeſetz entband die Verſamm⸗ 
lungen, welche die Ausübung eined gefeglich geftatteten Eultus zum ausfchlieplichen Ge⸗ 
genftande haben, von den Beichränfungen, welche für Volksverſammlungen aufgeftellt 
- wurden; aber verfelbe F. 2. nes obigen Patentes ſprach zugleich aus, daß jede Kirche im 
Beſitze und Genufle der für ihre Cultus⸗, Unterrichts⸗ und Wohlthätigkeits⸗Zweckt bes 
flimmten Anftaltn, Stiftungen und Fonds verbleibe, und wie jede Gefellfchaft ven allge 
meinen Staatögefeen unterworfen fey. Dadurch war gefeglich feftgeftellt, daß die Staats⸗ 
regierung bie Kirchen und Religions⸗Geſellſchaften als folche anerkennen und jchügen werde. 
Es ift die Entwickelung der kirchlichen Verhältniffe auf Grundlage ihres faktifchen Bes 
ſtandes und ihrer rechtlichen Beziehungen zur Staatsregierung. gewahrt. 


Nachdem aber Ew. M. durch den $. 13. des erwähnten Patented som A. März 
1849 Allerhoͤchſtihren treugeborfamften Winifterratb beauftragten, zur Durchführung der 
Beſtimmungen deſſelben bis zum Zuftandefommen organiſcher Geſetze proviforifche Ver⸗ 
ordnungen zu entwerfen und Ew. M zur Sanction vorzulegen, fo handelte es ſich dar⸗ 
um, diefem Allerhoͤchſten Auftrage auch hinfichtlich ver im 6. 2 enthaltenen Zuſicherun⸗ 
gen nachzukommen. Der treugehorfamfte Minifterrath erkannte die Nothwendigkeit, dabei 
vor Allem feine Aufmerkſamkeit auf vie Angelegenheiten der katholiſchen Kirche zu Ien- 
Ten, welche die große Mehrzahl der öſterreichiſchen Staatsbürger zu ihren Bekennern 
zählt, und im ganzen Reiche für die fittliche Grundlage des Volkslebens von der höchften 
Bedeutung ift. 

Die Eirchlichen und politiſchen Beziehungen waren durch die frühere Geſetzgebung 
vielfach in einander verſchmolzen; follten nicht bedenkliche Störungen eintreten, fo mußten 
Die duch 6. 2. aufgeftellten Grundſaͤde auf das Einzelne ver dadutch berährten Ver⸗ 
‚bältnifje mit ſorgſamer Umficht angewandt werden. ' 

Ueberdies war durch die Stellung, in weicher die katholiſche Kitche kraft 
$. 2 anerkannt iſt, die Nothwendigkeit gegeben, vie Neugeſtaltung ihres Verhältniſſes 
zum Staate im Wege der Vereinbarung durchzuführen. Die Regierung Ew. M. glaubte 
Daher ven Auftrag, welcher ihr durch 8. 13. des allerhoͤchſten Patentes vom 4. März 
geworden iſt, hinfichtlich ver karholiſchen Kirchenangelegenheiten nicht erfuͤllen zu koͤnnen, 
bevor ſie ſich nicht mit den geſetzmaͤßigen Vertretern der katholiſchen Kirche daruͤber ins Ein⸗ 
vernehmen geſetzt habe, und erließ am 31. v. J. an die Biſchoͤfe der Länder, für welche 
Die am A. März gewährten allgemeinen Bürgerrechte kund gemacht wurben, die Ein⸗ 
ladung, fih nach Wien zu begeben, damit dad Minifterlum zur Berathung der Stel- 
- Img, ‚welche die Eatholifche Kirche auf Grundlage jener gefehlichen Beſtimmungen künf⸗ 
tig im Reiche einnehmen werbe, mit denſelben in unmittelbaren Verkehr treten koͤnne. 
&8 wurde ber Cinladung mit Bereitwilligkeit entſprochen, und bie vesfanmelten Biſchoͤfe 
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hielten vom 30. April bis zum 17. Juni Berathungen, deren Refaltat fie dem Miniſte⸗ 
rium unter dem 30. Mai und dem 6., 13., 15. und 16. Juni mittheilten. Bevor fie Die 
Berfammlung fchloffen, erwählten fie ein Gomite, welches aus dem Cardinal und Fürſt⸗ 
Erzbifchof von Salzburg, den Fürftbifchäfen von Sedau und Laibach, dem Feldbiſchofe 
und dem Bifchofe von Brünn deſteht, und laut der am 17. Juni gemachten Wittheilung 
die Beſtimmung hat, über die von der Berfammlung behandelten Gegenflände mit der 
Regierung Ew. M. zu verfehren. Die fchriftlichen Aeußerungen, welche die Berfaumm- 
lung dem Minifterium vorlegte, Haben zum Gegenflanbe: 1) eine einleitende Erklärung ; 
2) Die Negierung und Verwaltung der Kirche, die geiftlichen Aemter und Pfründen, 
das Patronatsreht, die Pfarr- Eoncurd-Prüfung und den Gottesdienſt. 3) Die geiftliche 
Gerichtsbarkeit. 4) Den Unterricht. 5) Das Klofterwefen. 6) Die Ehefrage. T) Den 
Religions⸗, Studien⸗ und Schulfonds. 8) Das Pfründen- und Gotteshaus» Vermögen. 


Schon aus biefen Andeutungen erhellt, wie reichhaltig ver Inhalt if, und wie viele 
und wichtige Verhältniffe derſelbe berührt. Die bifchöfliche Verfammlung Hat, während 
fie die Anfprüche der Kirche mit Eifer vertrat, in anerfennenswertber Weile das Stre⸗ 
ben beurfundet, die Geltendmachung der Ticchlichen Nechte mit ven wefentlichen Intereffen 
des Staates in Einklang zu feßen. Deffenungeachtet unterliegt vie Erledigung ihrer Ein- 
gaben manchen Schwierigkeiten. 

Die Angelegenheiten ver Religiond-Stubien- und Schulfonds bedarf umſtändlicher Er- 
bebungen, welche noch im Zuge find; die neue Negelung der Verwaltung des Kirchen- 
vermögend und der Patronats-Verhältnifie, iſt durch die auf anderen Gebieten vor fi 
gehenden Neformen bedingt. Das Klofterinefen wünfchen die Bifchöfe in einer, ven Be 
dürfnifien der Zeit entfprechenden Weiſe feiner Eirchlicden Beſtimmung gemäß zu beleken 
und zu orbnen, unb bie Uebelftände, welche daraus erwachien, daß aus vielem Orden der 
Geift ihres Inftitutes gewichen ift, koͤnnen jenes Beſtreben nur wünſchenswerth erfcheinen 
lafien. Die vorausfichtlichen nächften Wirkungen deflelben, und die Schwierigkeiten, 
welche fich daraus ergeben dürften, machen e8 jedoch nothwendig, viefe Angelegenbeit 
noch weiterer Verhandlung vorzubehalten. Hinſichtlich der Chefrage werben von den fa- 
tholifchen Bifchöfen, nicht ohne Grund Aenderungen in der bisherigen Gefeßgebung in 
Anfpruch genommen. Auch die Superintenventen und evangeliſchen Vertrauensmaͤnner, 
welche die Megierung Em. M. gleichfalld zu einer Berathung über die Angelegenheiten 
ihrer Glaubensgenoſſen eingeladen hat, Haben in ihren vorliegenden Eingaben Wünſche 
ausgefprochen, welche forgfältige Berüdfichtigung erheifchen. Die Regierung Ew. M. 
Wat die dadurch angeregten wichtigen Bragen, die einer gemeinfamen Erledigung bedür⸗ 
fen, bereits einer gründlichen Prüfung unterzogen. Sie behält fich vor, darüber mit vem 
Ausfchuffe ver Biſchoͤfe pemnächft in nähere Verhandlung zu treten, welche ihrem At- 
ſchluſſe jedoch nicht ohne ein Einvernehmen mit dem päbftlichen Stuhle zugeführt werben 
Tann. Auch noch in anderen Beziehungen ftellt fich die Nothwendigkeit eines folchen bar. 

Die flattgehabte Verfammlung mar Feine Tirchliche Synode, und Eonnte daher nicht 
ihren Mitglievern und noch weniger den NRachfolgern derſelben eine Rechtsverbindlichkeit 
zu Beobachtung der gefaßten Beichlüffe auflegen. Hinfichtlich derer Angelegenheiten, 
deren zwertmäßige Neugeftaltung durch Zuficherungen von Tirchlicher Seite bedingt if, 
und wo auch von der bifchöflichen Verſammlung entfprechenvde Zuficherungen gegeben 
worden find, wird daher gleichwohl die Bürgfchaft vermißt, daß die gefaßten Beſchlüſſe 
überall und dauernd zur Richtſchnur der bifchöflichen Verfügung dienen werden. Diefe 
Bürgfchaft wird nur durch ein Einvernehmen mit dem päbftlichen Stuhle erzielt werden 
koͤnnen, abgefehen davon, daß einige Fragen eine unmittelbare Verhandlung mit demſel⸗ 
ben erfordern. 

Mebrfache Nüdfichten mißrathen jedoch, jede Erledigung in der kirchlichen Angelegen⸗ 
heit ſo lange zu vertagen, bis fuͤr alle darin begriffenen Gegenſtaͤnde die Vorbedingun⸗ 
gen deſinitiver Entſcheidung erfüllt find. Alle, welche an ver katholiſchen Kirche lebhaf⸗ 





2 7° ur J. 425 





ten Antheil nehmen, harren mit Ungeduld einer baldigen Verwirklichung ver in dem Pa- 
tente vom 4. März enthaltenen Zufagen, und fo ſehr der eingetretene Auffchub Durch vie 
Sachlage gerechtfertigt wird, jo müßte doch eine Tängere Verzögerung das Vertrauen in 
die Abfichten der Regierung beeinträchtigen. Zubem wirkt ber Zuſtand von Unentfchies 
denheit lahmend auf das Innere Leben der Kirche, deſſen kraͤftigere Entwickelung ein 
immer allgemeiner gefühltes Berürfnig if, während es den Staatabehörden überall, wo 
Die alte Ordnung mit den neueh Principien nicht im Einklange ſteht, und durch deren 
Verkündung erfchüttert ift, an feften Regeln für ihr Benehmen in Betreff kirchlicher An⸗ 
gelegenheiten gebricht. 

Der treugehorfamfte Miniſterrath ift daher nach veiflicher Erwägung der Sachlage 
der Anficht, daß ohne weiteren Verzug vorläufig alle Diefenigen von ber biſchoͤflichen 
Verſammlung angeregten Fragen erledigt werden ſollen, deren Erledigung bereits moͤg⸗ 
lich iſt, hinſichtlich der übrigen aber die Verhandlungen mit dem Ausſchuſſe der Biſchoͤfe 
fortgeſetzt, und die noͤthigen Vorbereitungen für ein Concordat mit dem paͤbſtlichen Stuhle, 
inſoweit ein ſolches erforderlich iſt, getroffen werden, und erbittet ſich Hierzu in tieffter 
Ehrfurcht die Ermächtigung Ew. Majeflät. 

Die verfammelten Biichöfe haben In ihrer einleitenden Erklärung vom 30, Mai v. J. 
ſich zundcherft im Allgemeinen über die Stellung ausgeiprochen, welde die katholiſche 
Kirche in Anfpruch nimmt, und die Ueberzeugung ausgedrückt, daß die Regierung Ew. 
M., währnd fie anderen Religions⸗Geſellſchaften neue Mechte verleiht, die alten wohl⸗ 
erinocbenen Nechte der Eatholifchen Kirche anerkenne, und zu fehügen bereit fey. 

Ew. M. dürften den treugehorſamſten Minifler des Gultus und Unterrichtes zu ber 

Erklärung ermächtigen, daß die Bifchöfe fich in dieſem Vertrauen nicht täufchen. Die 
Megierung Em. M. iſt von dem Grundſatze ausgegangen, daß die Neberzeugungen, welche 
‚ben Menfigen mit einer höheren Welt nerfnüpfen, dem beiligften Bereiche ver Freiheit 
angehören, und enthielt fich auf dieſelben auch nur mittelbar einzumirfen, unter ver Vor⸗ 
ausfehung, daß es fi) un wahrhaft religiäfe Ueberzeugungen, alfo um ſolche Handle, 
welche den Pflichten, ohne deren Heilighaltung ein wohlgeordnetes Staatsleben unmög- 
lich iſt, zur feſten Stüße dienen. Deswegen wurden bie bürgerlichen und politifchen 
Mechte von dem Religions» Bekenntniffe unabhängig gemacht, und Hinfichtlich der Rechte, 
welche $. 2. des mehrerwähntn Patente vom A. März zufichert, alle geſetzlich aner⸗ 
Fannten Kirchen und Religions⸗Geſellſchaften einander gleichgeftellt. Dadurch find aber bie, 
beſonderen Rechtsverhaͤltniſſe, welche ſich zwiſchen Defterreich8 Herrſchern und ber katho⸗ 
liſchen Kirche ſeit Jahrhunderten entwickelt haben, weder aufgehoben noch in Frage ge⸗ 
flellt. Auch muß die Regierung Ew. M. ſich aufgefordert fühlen, waͤhrend fie jeder 
Meligions⸗Geſellſchaft die geſetzlich zugeſicherte Freiheit gewaͤhrt, der Kirche, von welcher 
eine fo große Mehrzahl der Staatsbürger für fo wichtige geiſtige Intereſſen Befriedigung 
erwartet, ſtets beiondere Berückſichtigung zuzumenden. 

Die verfammelten Biichöfe haben ferner den Zuſatz jenes 6.2, daß vie Kirchen⸗ 
und Religions⸗Geſellſchaften, wie jede Geſellſchaft den allgemeinen Stantögefepen unter- 
worfen jenen, zum Gegenſtande einer Erläuterung gemacht, und fie beziehen ihn ganz im 
Sinne des Geſetzgebers auf die Erfüllung jener allgemeinen Bürgerpflichten, welche ven 
Wirkungskreis ver Kirche nicht beeinträchtigen, fonvern vielmehr durch das Sittengeſetz, 
welches fie verfünbigt; geheiligt werben. Die Eatholifche Kirche ruht übrigens auf deut 
feften Grunde der Ueberzeugung, daß fie nicht nur ihre Glaubens⸗ und Gittenlchre, 
ſondern auch die Grundzüge ihrer Berfaffung durch göttliche Offenbarung. empfangen 
Habe, fie Tann daher nicht, wie andere Geſellſchaften, ihre eigenen Geſetze willkürlich An« 
dern. Jede Staatögewvalt, die eine Verftändigung über ihre Beziehungen zur Tatholifchen 
Kirche wuͤnſcht, muß demnach jene Gefeße anerkennen, und die Regierung Cw. M. Hat 
dieſe Nothwendigkeit niemals verfannt. 

Bei den in den weiteren Eingaben ber biſchöttichen Berfanmnlung „angeregten Fra⸗ 
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gar handelt es ſich zunaͤchſt Darum, biejemigen biaher giltigen Gelege und Voerſchriften, 
weiche der Verwirklichung der im 6. 2. des allerhöchſten Patentes vom 4. März 184 
der. Kirche angewieſenen Stellung entgegenfichen, zu Sejeitigen, und durch neue Veſtin⸗ 
mungen zu erſetzen. 

Dr ten gehorfamfte Miniſterrath erlaubt fi zu dem Ende die beiliegende Un: 
aduung der allerhoͤchſten Genehmigung Ew. M. ehrfurchtsvoll zu unterbreiten. dur 
Grlänserung und Begrünnung feines Inhaltes geruben Ew, M. nem ehrerbietigft Unter 
ariehnehen nachſtehende Bemerkungen zu geſtatten: | 

Der Verkehr mit dem pähftlichen Stuhle war durch die bisherige Gefeggebung mi 
gehäuften Vorſichtsmaßregeln umſtellt. 

Jever paͤbſtliche Erlaß, nur die Lasſprechungen der Poͤnitenziarie ausgenomum, 
unterlag bean landesfürſtlichen Placet; es murde nur jenen Erlaͤſſen erthellt, die burn) 
Verwmittelung der in Rom aufgeſtellten K. K. Agentie erwirkt waren, und dieſe but 
fich nur in Angelegenheiten verwenden laſſen, welche durch die Staatsbehorden, ober mi 
deren Bewilligung an fie geleitet wurden. | 
Der Berkehr ver Biſchoͤfe mit ihren Didcefen unterlag eingreifenden Beſchraͤnlun⸗ 
gen. Kein biſchoͤflicher Erlaß durfte ohne Regierungs⸗VBewilligung gedruckt, und im 
Hirtenbriefe und Kreisſchreiben, im welchen irgend eine Verbindlichkeit aufgelegt wurd 
mußten nicht nur der Landesſtelle vorgelegt, ſondern auch von dieſer mit Ihren allfäligm 
Bemerkungen der politifchen Hofflelle eingeſendet werben. 

Die verfammelten Bifchöfe Haben in ihrer beiliegenden Eingabe tom 10. Juni di 
Vorausſetzung ausgeſprochen, daß durch 6. 2. bee Grundrechte die Hemmniffe, mir 
ihrem Verkehre mit dem heiligen Stuhle bisher im Wege fanden, volllommen gehchn 
feyen, und weber für fie, noch für die ihnen unterſtehenden Gläubigen fernerhu at 
Schwierigkeit obwalten werde, ſich in geifllicden Dingen an ven Pabſt zu wenden, Mt 
De Anordnungen und Entfcheivungen deſſelben zu empfangen. Sie brüden fernen di 
zuverfichtliche Erwartung aus, daß in Folge ber zugeficherten Selbftpkämpigfelt der I 
chenverwaltung ihnen ſtets werde geflattet ſeyn, über Gegenflänbe ihrer Mntögeralt ı 
ihre Gemeinden, ohne vorläufige Genehmigung der Staatsbehörden, Ermahnungen IM 
Anordnungen zu erlaffen. 

Die Foridauer der bisher beſtandenen Befchraͤnkungen Hit, nach dem Eradhten ii 
treugehorſamſten Miniſterrathes, in der That nicht langer zuläffig. Sie ſind Year 
theile einer Gefeßgebung, vie in ven Verhältniffen ver Zeiten, im welchen fie ſich m’ 
widelte, ihre Grflärung finvet,. aber unvereinbar iſt mit den tvefemtlich geänberten 3" 
ſtanden der Gegenwart. Jene Geſetzgebung war befkimmt, durch eine comfequent ® 
vormundung auf allen Gebieten des geiſtigen Lebens, jedem Mißbrauche freier Sl 
thätigkelt vorzubengen. Ihre Wirkſamkeit beruhte eben auf ihrer Allſeitigkeit. Em 
folgerecht, fie auch der Kirche gegenüber in Anwendung zu bringen. Aber die in M 
Kirche gefehten Schranken allein hätten nie flaatögefährlichen Mißbrauch zu verhite 
vermocht, und fie haben fi immer ohnmaͤchtig erwieſen, wo die Träger der Kirkın 
gewalt fie mißbrauchen wollten, und bie politifchen Ereigniſſe dazu Gelegenheit bot, 
während fie unber anderen Berhältnifien zu nutzloſen Foͤrmlichkeiten herabſanken. Sau 
laͤhmten fie aber auch die heilfame Selbftthätigkeit, bie überall nur ang dem Gefühl 
felbRfänbiger Verantivortlichkeit entfpringt, und nährten jenen Geiſt des Mißtrauens un 
Argwohnes, der der Kirche wie dem Staate Nachtheil bringt. Dielen unerfreuliher 
Geiſt Haben Ew. M. aus der äfterreichifchen Gefehgebung verbannt. Ihm nur ber Kith 
gegenüber feſtzuhalten, wäre des Megierung Ew. M. eben fo unmürbig, als unvereinbar 
mit den im $. 2. des allerhöchſten Patente num &, März 1840 verburgten Rechten. 

Dagegen verlangt es die innige Verbindung, welche zwifchen bem öfter 
Staate und der Tatholifchen Kirche beſteht, und welche auch die Biſchoͤfe nicht gelöß » 
fegen wönfchen, daß fie auch fernerhin, im Einvernehmen. mit der Megierung heandenn, 
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und daß daher jene biſchoͤſlichen Erlaſſe, welche äußere Wirkungen nach ſich ziehen, oder 
affentlich kund gemacht werben ſollen, gloichzettig den betreffenden Regierungs⸗Behoͤrden 
mitgetheilt werden. Wenn übrigens vie Biſchoͤſe nicht mehr gezwungen werben, ſich im 
Verkehr mit ven pabſtlichen Stuhle, ausfchlieglih des 8. 8. Agenten in Rom zu be= 
dienen, fo ifk es doch fehr wünfchenswerth, daß fie ſich feiner in Parteiſachen aus eige- 
ser Wahl auch Fünftighin bedienen, um dadurch die Unzukoͤmmlichkeiten zu vermeiben, 
welche mit ver Benutzung gewinnfüchtiger Privat» Agenten häufig verbunden ſind. 

Die verfammelten Biſchoͤfe Haben angezeigt, daß fie die Provinzial» Goncllien wieder 
ins Leben zu rufen gedenken, und ihre Abficht angedeutet, die Didceſan⸗Synoden unter 
gewiffen Bedingungen zu erneuern. Die oͤſterreichiſche Regierung hat vie Abhaltung von 
Provinzial⸗Concilien und Dioͤceſan⸗Synoden niemals verboten; un fo weniger Eönnte fie 
gegenwärtig hindern, daß dieſe Berfammlungen unter den Durch das Kirchengefeh vor⸗ 
geſchriebenen Bebingungen wieder ftattfinden. Es ift fonach in diefer Beziehung kein 
Anlaß zu einer geſetzlichen Anordnung vorhanden; die Regierung Ew. M. hat jedoch 
Grund zu wünfhen und ein Hecht zu erwarten, daß die Beflimmungen, nach welchen 
die Einberufung geſchehen fol, ihr befannt gegeben, und, daß die Anorbnungen, welche 
von dem Provinzial⸗Concilium oder auf der Didcefan-Shnobe getroffen werben, den Re⸗ 

gierungs⸗Behoͤrden inſoweit und in derſelben Weiſe, wie die biſchoͤflichen Erlaſſe mitge⸗ 
theilt werden. 

Geruhen Ew. M. zu genehmigen, daß dieſe Erwartung in der Erledigung der bi⸗ 
ſchoͤflichen Eingaben ausgeſprochen werde. 

Die geiſtliche Gerichtsbarkeit erfuhr in Oeſterreich Hemmungen, in Folge deren fie 
thatfächlich beinahe aufgehoben wurde. Die Grenzlinie ihrer Zulaͤſſigkeit wurde in der 
Unterſcheidung rein geiſtlicher Angelegenheiten, im Gegenſatze zu rein buͤrgerlichen oder 
gemiſchten, geſucht. 

Da aber alle Gegenſtaͤnde kirchlicher Geſetzgebung in dem Maße ihrer Wichtigkeit 
auch eine Ruͤckwirkung auf das Stantöleben Außern, fo mußte durch jene Unterſcheidung 
Die Eompelenz der geiftlichen Gerichte faft gänzlich verſchwinden. Sp wurbe die Disci⸗ 
plinargemwalt über die Diener der Kirche faft ganz ber gemeinſchaftlichen Amtshandlung 
weltlicher und geiſtlicher Behoͤrden zugewieſen. 

Mit ven Kirchenſtrafen verband die Altere Geſetgebung bürgerliche Nachtheile. Hier⸗ 
von nahm man Veranlafſſung, vie Verhaͤngung von Kirchenſtrafen von dem Ermeſſen 
der Staatsbehoͤrden abhängig zu machen, und an biefer Befchräntung wurde auch dann 
feftgehalten, als die Gefege, welche mit ben Kirchenſtrafen bürgerliche Folgen verknuͤpften, 
außer Kraft gefeßt waren. 

Die verfammelten Bifchöfe Haben in ihrer Zuſchrift vom 16. Juni erflärt, daß, 
wean bie Lebensthätigkeit der Kirche fich Eraftuoll erneuern ſolle, fie auch hinſichtlich der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit wieder in die Hebung ihres Rechts eintreten müſſe, und ſich 
über die Stellung, welche ſie in dieſer Beziehung in Anſpruch nehmen, in folgender 
Weiſe ausgeſprochen: „„Ueber die Rechte und Verbindlichkeiten, welche den Mitgliedern 
ver katholiſchen Kirche entweder als ſolchen, oder kraft eines von denſelben übernommenen 
Kirchenamtes zuſtehen und obliegen, hat vie Kirchengewalt nach Richtſchnur ver Kirchen⸗ 
geſetze zu entſcheiden. Wenn das Mitglied einer Geſellſchaft die Pflichten, die ihm als 
ſolchem obliegen, nicht erfüllt, fo kann es auch nicht verlangen, an "ven Vortheilen, welche 
pie Gefellfchaft gewährt, Theil zu nehmen. Wenn der Beamte einer Geſellſchaft dem 
erhaltenen Auftrage zuwider handelt, fo kann er unter Bebingungen, welche durch die 
Gefeltichafts-Berfaffung näher zu beftimmen find, feines Amtes und der Damit verbun⸗ 
Denen Vortheile beraubt werden. Die Tatholifche Kirche, welche eine fo erhabene und 
fegensreiche Sendung zu erfüllen bat, kann um fo weniger auf Befugnifle verzichten, 
welche ihr mit jeder gefeglichen Gefellfchaft gemein find. Die geiftliche Gewalt hat alſo 
das Recht, Kirchenglieder, welche die ihnen, al& ſolchen, obliegenden Verbindlichkeiten ver⸗ 
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letzen, ganz oder theilweiſe bon dem Genuſſe ver kirchlichen Wohlthaten auszuſchlieſen 
und dies geſchieht durch den groͤßeren und kleineren Baun. Da bie Kirchenſtrafen cn 
Nuckwirkung auf bürgerliche Rechte nicht mehr üben, fo faͤllt der Grund hinweg, af 
welchen die Staatsgewalt fich berief, als fie die Verhängung kirchlicher Strafen mehr 
oder minder von ihrer Zuftimmung abhängig machte. Was namentlich die kirchliche 
Feierlichkeiten des Begräbnifies betrifft, fo ſteht es der Kirche allein zu, darüber zu ber⸗ 
fügen, und zwar nicht blos in Folge ihrer Steafgemalt, fondern auch, weil ihr all 
zufteht, Eirchliche Gebete und Segnungen anzuordnen. Doch verkennen bie verkummele 
Biſchoͤfe nicht, daß die Kirchenftrafen, wenn fie, ihrem Zwecke gemäß, den Ernſt ii 
ehriftlichen Lebens und den Eifer der chriftlichen Gemeinde fördern follen, mit weile Br 
ruͤckſichtigung der gegebenen DVerhältniffe angewandt werden müffen, und machen ed ff 
zum Gefege, ihre Strafgewalt ſtets mit umfichtiger Klugheit zu üben. Die geiflik 
Gewalt allein Hat das Mecht, jene, welche die Kirchenimter Nicht der übernommenen Dar 
pflichtung gemäß verwalten, in ver durch das Kirchengeſetz beflimmten Form zu jur 
diren, oder abzufegen, und Ihnen die mit dem Amte verbundenen Einkünfte zu entzhm 
‚ Die verfammelten Bilchöfe feßen voraus, daß Die Staatsgewalt zu Durchfegung von Ir 
theilen, welche vie Firchlichen Gerichte inner dem angeveuteten Bereiche und mit Dr 
obachtung aller gefeglichen Erforderniſſe fällen, ihre Hilfe noͤthigenfalls nicht verfagm 
werde.““ | 
Der treu gehorfamfte Minifterrathi ift des ehrfurchtsvollen Erachtens, daß auf i 
dieſen Beziehungen vie bisherige Geſetzgebung nicht Tänger haltbar ſey. Wohl iſt es ſehr 
wunſchenswerth, daß die Kirche und die Staatsgewalt in Ihrer Amtshandlung nie de 
Untrennbarkeit ihrer beiderfeitigen Intereſſen unbeachtet laſſen. Auch im Familienche 
begiebt ſich aber Vieles, was auf den Staat mittelbar einen mächtigen Einfluß übt um) 
was er doch feiner Entſcheidung nicht vorbehalten kann, ohne fowohl alle Freiheit y 
vernichten, als auch etwas ſchlechthin Unmoͤgliches anzuftreben. - Daffelbe gilt von da 
“Kirche. Ohne mit dem 6. 2 des Allerhöchften Patentes in Widerſpruch zu gerathen 
kann ber Kirche nicht länger verwehrt werben, fich ſelbſtſtaͤndig der Strafgewalt zu bai⸗ 
nen, bie fie aus der ihr innwohnenden Macht zu fchöpfen und, ohne Anwendung Auf 
Zwanges, zu üben bermag. Wenn fie aber ihre Erfenntniffe durch Aufere Zwangerin 
vollzogen wiſſen will, fo darf die Staatsgewalt ihr den weltlichen Arm wicht Teihen, oh 
Bürgfchaft zu haben, für ven gerechte Vorgang ber geiftlichen Gerichte. Die vetſan—⸗ 
melten Bifchöfe bemerken hierüber: „„Da bei dem gerichtlichen Verfahren auf die br 
wohnheiten und Beduͤrfniſſe ver chriftlichen Länder Nüdficht zu nehmen, in ihren I 
cefen aber die Entwickelung des viesfälligen Gewohnheitsrechtes durch vie vieljährige Int 
brechung der geiftlichen Berichte gehemmt worden ſey, fo twürben alle Einleitungen p 
teoffen werden, um auf gefeßlichem Wege die nöthigen Näherbeftimmungen zu erzielen.“ 
Die Regierung €. M. muß wünfchen, daß dieſe Einfeitungen fo fehr, als es die Bars 
haͤltniſſe geftatten, befchleunigt, und die Ergebniffe ihr mitgetheilt werben. Vorliufl 
muß fie fich aber vorbehalten, wofern vie geiſtliche Behoͤrde eine Unterſtuͤtzung bon Seiten 
. der Staatögewalt anfpricht, in die Unterſuchungs⸗Acten Einficht zu nehmen, und fl 
die Ueberzeugung zw verfchaffen, daß der Vorgang den Kirchengefegen, auf welche es Mr 
bei allein ankoͤnmt, vollkommen enifprechenn ſey. Se mehr Freiheit aber ber Kirche 9” 
„währt ift in dem Gebrauche ihrer eigenen Macht, vefto wichtiger iſt es für den Otad 
daß dieſe Macht nicht Händen anvertraut werde, die fie in einer der bürgerlichen Geſch 
ſchaft gefährlichen Weiſe mißbrauchen. Inſofern ein ſolcher Mißbrauch die Natur end 
Verbrechens oder Vergehens annimmt, verfällt ver Schuldige dem weltlichen Strafge 
richte. Allein dem Diener ver Kirche find Befugniſſe eingeräumt, durch deren Mißbrauch 
er, auch ohne eben den Strafgeſetzen zu verfallen, dem Staate gefährlich werden fat 
und keine Regierung darf ſolchen Mißbrauch dulden, ohne der Pflicht untreu zu werden, 
bie ihr als Huterin ber Ordnung obliegt. 
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Die verfammelten Bifchöfe Haben im Geiſte der Kirche, welche fie vertreten, es aui 
geſprochen, daß geiſtlicher Aemter und Pfründen nur Solche würbig ſeyen, welche g 
eignet find, wie in jeder chriſtlichen Tugend, fo auch in Erfüllung ver Pflichten gege 
die Hürgerliche Obrigkeit, ver chriftlichen Bemeinde mit Wort und Beiſpiel vorzuleuchte 
Die Regierung E. M. glaubt darauf vertrauen zu Dürfen, daß vie Vorfteher ver Tathı 
lichen Kirche dieſen Grundſatz fowohl bei Candidaten von geiftlichen Aemtern, als auı 
bei ſchon angeftellten Geiftlichen durchführen, und jeder Seit die Hand bieten werden 
um Geiftliche, welche ihren heiligen Wirfungsfreis auf eine dem Stante gefährliche Wei: 
mißbrauchen, unſchädlich zu machen. Unter dieſer Vorausſetzung glaubt fie e8 duch d 
der Eatholifchen Kirche ſchuldige Achtung geboten, daß, wenn ſolche traurige Fälle fic 
ereignen, ſtets zunächft im Einverſtändniſſe mit den. betreffenden Bifchofe, oder be 
ziehungsweiſe mit dem päbftlichen Stuble, gegen bie Pflichtvergeſſenen vorgegange 
werde. 

Geruhen Ew. M., demgemaͤß allergnaͤdigſt anzuordnen, daß, wenn ein Geiſtliche 
ſeine Stellung und die ihm in derſelben für kirchliche Zwecke zuſtehenden Befugniſſe zi 
anderen Zwecken in ver Art mißbraucht, daß feine Entfernung vom Amte ſich ver Re 
gierung als nothwendig varftellt, die weltlichen Behörden fich deshalb vorerſt mit feinen 
kirchlichen Vorgeſetzten ins Einvernehmen zu fegen haben. . 

Die bifchäfliche Verfammlung Hat es mit Necht für angemefjen erkannt, daß, weni 
ein Geiftlicher von den weltlichen Gerichten wegen Verbrechen oder Vergehen verurtheil 
wird, der Bifchof in Die Möglichkeit verfeßt werde, bevor er eine geiftliche Strafe ver: 
hängt, den Grad der Schuld, welche der Verurtheilte ver Kirche gegenüber auf fich ge: 
laden, felbftftändig zu beurtheilen. Daß er zu dem Ende vor Vollzug der Strafe vo 
der Berurtheilung in Kenntniß gefeßt werde, ift bereitö durch die beſtehenden Geſetze an: 
georbnet. Die verfammelten Bifchöfe haben den Wunfch ausgedrückt, daß auch die Mit: 
theilung der Berhandlungs=Acten, wenn fie verlangt wird, nicht verweigert werde 
E. M. dürften ſich beivogen finden, allergnäbigft zu genehmigen, daß dieſe Mittheilung 
der Acten, obgleich fie auch bisher nicht veriveigert wurde, ben Gerichten ausprüdlid 
zur Pflicht gemacht werde. 

Die Gegenftände, weldje ihre gemeinfame Erlenigung in ver anliegenden Verordnung 
- finden, find indgefamut folche, Hinfichtlich welcher es fi nur um Befeltigung der durch 
die bisherige Gefebgebung aufgerichteten Schranfen handelt. 

Die anderen gegenwärtig. zu erledigenden Punkte der bifchöflichen Eingaben ver: 

langen abgefondert behanvelt zu werben. Der ehrfurchtsvoll Lnterzeichnete erlaubt fich, 
die Unterrichtöfrage einem eigenen allerunterthänigften Vortrage vorzubehalten, über di 
übrigen Gegenftände aber Nachſtehendes zu bemerken: 
Die verſammelten Bifchöfe haben in ihrer Zufchrift vom 30. Mat: v. I. erklärt: 
—„,„daß fie ale Rechte ehren, welche vie Staatögewalt der Kirche gegenüber anfprecher 
Fann, ſowohl jene, welche aus der Natur der Staatsgewalt hervorgehen, als auch jene, 
welche der Monarch kraft "befonderer Rechtsgründe erworben hat. Diefer Erklärung 
getreu, zollen fie auch dem landesfuͤrſtlichen Rechte, die Perfon des zum Bisthume zu 
Erhebenden zu bezeichnen, ihre Anerkennung; doch Halten fie dafür, daß dies Mecht ald 
ein rein perfönliches muͤſſe betrachtet werben, und glauben durch die politifchen DBerhält: 
niffe fich aufgefordert, die ehrfurchtsvolle, Doch dringende Bitte zu ſtellen, E. M. woll 
fich bereit erklären, das erwähnte Recht nicht ohne Beirath katholiſcher Bifchäfe zu üben, 
und ‚die Bifchdfe der Kirchen-Provinz, welcher ver erlenigte Sig angehört, dabei niemald 
zu übergehen”. 

Unftreitig tft dies wichtige Recht von dem perfönlichen Berhältniffe abhängig, in 
welchem der Fatholifche Landesfürft zur katholiſchen Kirche ſteht; denn einem nicht katho— 
lichen Landesfürften ift e8 niemals und nirgends zuerkannt worden. Auch liegt e8 am 
Tage, daß es zu zweckmaͤßiger Uebung befielben von großem Nutzen ſeh, ſich des Nathet 
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bon Biſchöfen zu bedienen, und daß bie-Bifääfe der Kirchen-Provinz, wo das Bisthum 
erledigt ift, mit den zu beachtenden Verhaͤltniſſen in ver Regel am beften Bekannt feyen. 
E. M. vürften fich daher beivogen finden, dem Ausſchuffe der bifchöflichen Verfammlung 
in dieſer Beziehung eine beruhigende Erklärung ertheilen zu laſſen. 

Ueber die Form, in welcher dieſe Ernennungen Fünftig zu geſchehen haben, ftellen 
fich nähere Beftimmungen ald wünſchenswerth dar. Dies gilt auch von den Mechten, 
welche dem Landesfürſten in Betreff der Befehung anderer Firchlichen Aemter und Pfrün- 
den zuftehen. €. M. dürften daher anzuoronen geruhen, daß über die Form, iu wel⸗ 
cher die Innvesfürftlichen Rechte in Betreff ver Beſetzuug Tirchlicher Aemter und Pfrümben 
fünftig geübt werden follen, eine Verhandlung eingeleitet und, inſoweit e8 erforderlich if, 


im Einvernehmen mit dem päbftlichen Stuhle herbeigeführt werbe. 


Diefes Einvernehmen dürfte ſich auch auf die Regelung des Einfluffes zu erftreden 
haben, welcher der Negierung E. M. gewahrt werden muß, um von geiftlichen Aemtem 
und Pfründen, zu welchen nicht E. M. ernennen, Männer fern zu halten, deren Wirk⸗ 
famfeit der bürgerlichen Ordnung Gefahr drohen würbe. 


Ueber die Befähigung zu Domherrnſtellen haben die verfammelten Bijchöfe erklärt: 
„„damit die Domcapitel ihrem Zwede genügen, und ihre bevorzugte Stellung in wir 
diger Welfe behaupten Tönnen, fey es nothwendig, die Bürgfchaften für die vorzugsweiſe 
Befähigung ihrer Mitglieder nicht zu vermindern, fonbern zu vermehren. Sie erkennen 
daher die Heilſamkeit der beſtehenden Anordnung, in Folge derer zu Erlangung bon 
Domherrnſtellen eine zehnjährige Ficchliche Dienftleiftung erforderlich iſt, und verfpredhen 
bie noͤthigen Einleitungen zu treffen, um biefe, von der Staatsgewalt erlaffene, Beſtim⸗ 
mung auf das Tirchliche Gebiet zu übertragen”. Der Neglerung E. M. kann ed nur 
wünfchenswerth feyn, daß eine Verfügung, durch welche man dem Verdienſte und ir 
Erfahrung den Vorzug zu fichern ftrebte, vie Eirchliche Anerkennung erhalte. 

In demſelben Geifte haben Die verfammelten Bifchöfe ſich dahin geäußert: „„Die 
katholiſche Kirche ſeh fletd von dem Grundſatze ausgegangen, daß bei Berleihung von 
Eirchlichen Aemtern und Pfründen nur auf Frömmigkeit, Kenntniffe und Verdienſte Rüc⸗ 
ficht_ zu nehmen ſey; fie wünſchen daher und werden dahin wirken, daß auch jene Doms 


- Herenftellen, zu deren Erlangung noch adeliche Abftammung gefordert wird, an den wür⸗ 


bigften, ohne Rückſicht auf feine Geburt verliehen werben; doch folle dies auf geſetzlichem 
Wege und ohne Verletzung von bereits erworbenen Rechten geſchehen““. 
Siefügen hinzu: „„Nicht nur, um die Lücken auszufüllen, welche durch das all⸗ 
mälige Erlöfchen der Domicillar⸗ Canonicate in den Wahlcapiteln zu Salzburg und 
Olmüg entitehen werden, fondern auch, um der Wahl größere Würde zu geben, und 
den Zufammenhang der Biſchoͤfe mit dem Metropolitan⸗Sitze fefter zu knüpfen, ftelfe es 
fi als wünfchenswerth dar, daß bie Biſchoͤfe der Kirchen-Provinzen Salzburg und Ol⸗ 
müb dad Stimmrecht bei Erwählung des Metropoliten erhalten. Um die Waͤhler auf 
eine größere Zahl — allenfalls auf fünfundzwanzig — zu bringen, würde es zweckmäßig 
feyn, einer entiprechenven Zahl von Ehren⸗Domherren das Wahlrecht zu verleihen” ”. 

Der Regierung E. M. kann es nur willlommen feyn, wenn ein Grundfag, an 
welchen fie bei Verleifung von Staatsämtern ſtets feflbalten wird, auch in Beziehung 
auf kirchliche Würben volle Geltung erlangt. Auch die Beftimmungen, welche vie ver- 
fammelten Bifchöfe bei ver Wahl der Erzbiſchoͤfe von Salzburg und Olmuͤtz eingeführt 
zu fehen wünfchen, erfeheinen als vollkommen zweckmaͤßig. , 

Geruhen E. M. allergnäbigft zu genehmigen, daß den Biſchöͤfen zu Durchführung 
dieſer Beſtimmungen die Eräftigfte Unterſtützung der Regierung, infewelt fie dazu mit⸗ 
zuwirken berufen iſt, zugefichert werde. 

Das Kirchengeſetz verordnet, daß zur Beſetzung erledigter Pfarren ein Concurs aus⸗ 
geſchrieben, und die Befaͤhigung der Bewerber durch dazu beſtellte Examinatoren geprüft 
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were. Diefe zwestnkfige Maßregel warb in Deßierzeich son ber politifchen Gefeggebung 
—* im Ihren Bereich gezogen. | 

Staatsverordnungen regelten die Art und Weiſe ber Prüfung, fo wie Die Verbind⸗ 
ſichkeit, ſich derfelben zu unterziehen, und die Zeit, für welche wie mit Erfslg beſtandene 
Prüfung Geltung Hatte; vom Staate waren die Brofefforen der theologiſchen Lehranſtalt 
ats Examinatoren aufgeftellt, nur der Eraminator aus der Dogmatik blieb dem Biſchofe 
zu freier Auswahl überlaffen, an bie Landeövegierung hatie man ſich um Dispens von 
ber Eoncurd-Präfung zu wenden. 


Die verfammelten Bifchöfe Haben das recht, vie Befähigung zur Mebung ber Seel⸗ 
forge zu beurtheilen, für die geiflliche Getvalt in Anſpruch genommen, und vie Staats⸗ 
gewalt kann ihr im Hinblick auf 6.2. des alerhöchften Patente vom 4. Mär; 1849 
dieſes Recht nicht fireltig machen. Allein auch für den Staat iſt es von Wichtigkeit, 
Daß die Befähigung von Männern, welche als Pfarrer wirken follen, auf eine zweck⸗ 
mäßige Weife geprüft werde; die Megierung muß wünfchen, daß in dieſer Beziehung in 
den verfchledenen Diöcefen ein gleichmäßiger Vorgang beobadjtet werde. Ste muß wiſ⸗ 
fen, welche Bürgfchaft für die Befähigung der Seelforger durch die Einrichtung‘ ber 
Woncurd-Prüfung geboten iſt, um beurtheilen zu können, inwieweit und unter welchen Bes 
dingungen fie ihnen Threrfeits, in Beziehung auf die Schule, da8 Armen Wefen und- die 
Ehe Angelegenheiten, Functionen übertragen kann, deren Verbindung mit dem geiſtlichen 
Amte für den Staat, wie für die Kirche, wünſchenswerth ifl. 


Die Regierung Ew. M. darf und muß daher das Derlangen ftellen, daß bie über 
die Concurd-Prüfungen zu erlaffenden Verfügungen, bevor fie in Ausführung kommen, 
zu ihrer Renniniß gebracht werden, damit fie das, was fie von Ihrem Stanbpunfte aus 
‚wünfchen muß, in Anregung bringen, und auf allfällige Schwierigkeiten aufinerkſam 
machen Eönne. Die verfaumelten Bifchöfe haben nicht verfannt, daß die für vie Pfarr⸗ 
Goncurd-Prüfung bisher geltenden Anoronungen vieles Zweckmäßige enthalten, und daß 
es nothwendig ſey, überall, wo nicht ausnahmsweiſe Verhaltniſſe eine Ausnahme begrün⸗ 
den, ein übereinſtimmendes Verfahren zu beobachten. Deshalb haben fie ſich über fol⸗ 
gende Beftimmungen geeinigt: 

„„Die Pfarr⸗Concurs⸗Prüfung ſoll in jeder Didcefe jährlich zum wenigſten einmal, 
und zwar muͤndlich und ſchriftlich vorgenommen werben. Gegenſtaͤnde dieſer Prüfung 
find: 1) Dogmatik, 2) Erläuterung der Heiligen Schrift nach der Vulgata, 3) Moral 
und Paſtoral ſammt Liturgit mit vorherrſchend praftifcher Richtung, 4) Kirchenrecht, 5) . 
vollſtaͤndiger Entwurf und theilmelfe Ausarbeitung einer Previgt, 6) mündlicher Vortrag, 
T) Katecheie. Zur Erlangung jedes Amtes felbftftändiger Seelforge ift erforberlich, daß 
der Bewerber die Pfarr» Concurds» Prüfung mit gutem Erfolge Beftanden habe. Inwie⸗ 
fern für Canonicate, mit welchen zwar die Verpflichtung zur Seelforge, aber kein felbft« 
Rändiges Seelforgsamt verbunden if, die Pfarr-Eoncurd-Prüfung nothwendig fey, bleibt 
dem Ermeflen des Didcefan = Bifchofs überlafieen. Zur Pfarr-Eoncurd» Prüfung follen 
nur Solche zugelaffen werden, welche felt wenigftens drei Iahren die Befugniß zur Ver⸗ 
waltung der Seelforge erlangt haben. Die Eoncurs-Prüfung hat in der Hegel für ſechs 
Jahre zu gelten, doch kann durch das Provinzial⸗Concilium ein längerer oder Türzerer Zeitraum 
beftimmt werden. Nur die dienftihuenden ober emeritisten Profefloren ver Theologie, 
jene Doctoren ver Thevlogie, welche zu Erlangung dieſer Würbe fich den firengen Prü⸗ 
fimgen unterzogen, und folche Männer, welche fih in .einem theologiſchen Fache als 
Schriftftelfer ausgezeichnet haben, dürfen von Ablegung der Pfarr- Concurg=- Prüfung 
‚ Miöpenfirt werben. Bon Wienerholung derſelben Tann der Biſchof auch Solche Toszählen, 
wilde als Seelſorger ober in anderer Weife ihre theologiſchen Kenntniſſe hinreichend er⸗ 
probt Haken. Rein Biſchof iſt verbunden, die Pfarr⸗Concura⸗Prufung, wecher fih ein 
Bewerber in einer fremben Diöcefe unterjogem bet, als für Preinden feines Sprengels 
genũugend anzuerkennen.“ 


* 
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Diefe Anordnungen enthalten nichts, wogegen die Regierung Einſprache erheben 

müßte; im Gegentheile genügen fie jeden Intexefle, welches der Staat an der Einrich⸗ 
tung diefer Prüfung haben kann. Allein es liegt Teine Bürgichaft vor, daß bie gefaß⸗ 
ten Beſchlüſſe von den Biſchoͤfen und ihren Nachfolgern als fie rechtlich verbindend an⸗ 
geſehen werden. Mit Ruͤckſicht auf dieſes Verhaͤltniß glaubt der treugehorſamſte Mi⸗ 
niſterrath den ehrfurchtsvollen Antrag ſtellen zu ſollen, Cw. M. geruhen anzuordnen, 
daß die vollſtändige Durchführung der von den, verſammelten Biſchoͤfen über die Pfarr⸗ 
Concurs⸗Prufung getroffenen Beſtimmungen kein Hinderniß finde, unter dem Vorbe⸗ 
halte, daß dieſelben nicht ohne mit der Regierung gepflogene Rückſprache abgeinbert 
werden, und daß, wo und infoweit als dieſe Beſchlüſſe nicht zur Richtſchnur genommen 
werden, bei der Pfare-Eoncurd-Prüfung nad) den biäherigen Anordnungen vorgegangen 
werde. 

Von der Anficht ausgehend, daß Alles, was auf den Staat Einfluß nehmen Eönn, 
der Verfügung des Staates unterfiche, erließ die oͤſterreichiſche Gefeßgebung über tm 
Gottesdienſt der Eatholifchen Kirche die genaueften Anorbnungen, deren viele jedoch Tängft 
in Vergeſſenheit gerathen find. Dagegen erklären bie verfammelten Biſchoͤfe mit Beru⸗ 
fung auf $. 2. der Grundrechte, daß fie fernerhin den Oottesbienft und alled darauf Ve 
zügliche inner der Grenzen der allgemeinen Staatsgeſetze felbftftändig anorbnen, und nur 
den Geift und die Geſetze ber katholiſchen Kirche dabei zur Richtſchnur nehmen werben, 


Der treugehorſamſte Minifterratö muß den von ben Biſchoͤfen erhobenen Anfprudy als 





begründet erkennen. 

Allerdings ift es für bie Regierung bon Wichtigkeit, daß das Recht, den Goties⸗ 
dienſt zu ordnen, ſtets mit weiſer Vorſicht geübt werde, um fo mehr, da die Verſaum⸗ 
lungen, welche die Ausübung eined geſetzlich geftatteten Gultus zum ausſchließlichen 
Zwecke haben, von den gefeglichen Beichränfungen des Verſammlungsrechts entbunden 
find. Auch Hat die Staatsgewalt unftreitig, wie das Recht, fo die Pflicht, Fürſorge zu 
tragen, daß nicht unter dem Vorwande gottesbienftlicher Handlungen die Ruhe geftört, 
oder die Sicherheit gefährbet werde, und ber treugehorfamfte Minifterrath behält ſich ver, 
zu diefem Zwecke E. M. gefeliche Beftimmungen vorzuſchlagen, welche fi) auf den Got⸗ 
tesdienſt aller Religiond-Gefellichaften zu beziehen haben werden. Uber die verfammelten 
Biſchoͤfe haben ausgefprochen, daß fie es ſich zur Pflicht machen, Alles, was an der be 
ftehenden Gottesdienft-Orbnung zweckmaͤßig und Heilfam ift, forgfam aufrecht zu halten, 
und daß Feine Abänderung ohne Zuftimmung der Provinzial= Synode gemacht werben 
folle; fie haben ausgefprochen, daß fie in ver veränderten Stellung ber Gefehgebung eine 
doppelte Aufforderung finden, jeder willfürlichen Neuerung und jedem Mißbrauche, nd 
her ſich beim Gottesdienſte einfchleichen Eönnte, mit unermünlicher Thätigkelt zu be 
gegen. Zwar kehrt auch hier die Schwierigkeit hinſichtlich der Geltung der Beſchlüſſe 
zurüd. Dennoch glaubt der treugehorfanfte Minifterrath, in Berüdfichtigung des ber 
Kirche verbürgten Rechtes, die Eirchlichen Angelegenheiten, zu welchen der Gottesdienſt 
bor allen anderen gehört, felbfiftännig zu ordnen, darauf einrathen zu follen, E. M. ges 
ruhen zu genehmigen, daß es jedem Bifchofe freiftehe, ven Gottesdienſt feiner Diöcefe 
im Sinne der eben erwähnten, bon ben verfammelten Bifchäfen gefaßten Beſchlüſſe zu 
ordnen und zu leiten. 

Die verfammelten Bifchöfe Haben endlich auch die Bitte geftellt: „„Daß vie Re⸗ 
girung E. M. der Feier des Sonntaged und der wenigen Tatholifchen Feiertage ihren 
Schug nicht entziehe und, wie bisher, Alles, was bie Selllgung dieſer Tage flört, 
fern Halte”. 

Der. treugehorfamfte Minifterrath. erkennt Die Nachtbeile und Störungen, welche 
eniſtehen müßten, wenn dieſer Gegenſtand dem Vereiche polizeilichen Aufficht gänzlich 
entzagen wärbe, und die Staatsgewalt in feiner Beziehung die Rückſichten, welche bie 
Staatsbürger einander Hinfichtlich der äußeren Darſtellung ihrer religioſen Ueherzeugung 
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ſchuldig find, durch ihr Einfchreiten aufrecht halten wollte. Die eigentbümlichen Ver⸗ 
bältnifie "einzelner Kronlaͤnder bieten jevoch in dieſer Beziehung Schwierigkeiten, welche es 
nothiwendig machen, die genaue Regelung des Gegenſtandes einem fpäteren Zeitpunfte 
vorzubehalten; E. M. dürften fich jevoch bewogen finden, anzuorbnen, daß indeſſen bie 
Behörben angetoiefen werben, auf Grundlage ver beftchenven Gefee darüber zu wachen, 
daß an Orten, wo bie Eatholifihe Bevolkerung die Mehrzahl bildet, die Feier der Sonn« 
und Fefttage nicht durch geräufchuolle Arbeiten, oder durch Hffentlihen Handelsbetrieb 
neflört werde. 

Geruhen E. M. ven geftellten Anträgen vie Allerhöchfle Genehmigung zu extheilen, 
und ven ehrfurchtsvoll Unterzeichneteten zu ermächtigen, bie Eingaben ver -bifchöflichen 
Berfammlung in Gemäßheit der in dieſem allerunterthänigften Vortrage entwwidelten An⸗ 
ſichten zu erlebigen. 


7. | + Dr. 8. Schneemann, Profeflor ber Polyklinik ‚zu Münden. 


8 | Vebergabe des Fürftentyums Hohenzollern.Hechingen an die Krone Preußen. Bon 
dem (in Schlefien verweilenden) Fürften erging babei folgende Anſprache an 
ſeine bisherigen Unterthanen: 

In dem Augenblicke, in welchem Ich die Regierung in die Hände S. M. des Koͤ⸗ 
nigs von Preußen nieverlege, erfülle Ich eine Tegte Pflicht, indem Ic Euch für alle dem 
Fuürſten bewiefene Liebe und Treue danke, und Euch ermahne, viefelbe auf Eueren neuen 
Landesheren zu übertragen. Es bedarf wohl keiner DVerficherung, daß die tieffte Weh- 
muth Mich bei dem Gedanken durchdringt, daß es Mir nicht mehr vergönnt ſeyn foll, 
auf die Geſchicke Meines Stammlandes in dem Sinne einzumwirfen, wie e8 bisher Mein 
eifrigftes Beftrebn war. Wo aber eine höhere Nothwendigkeit eintritt, zu deren Erkennt⸗ 
nig Ich gelangt bin, und welche wohl Diele von Euch ebenfalls theilen, kann die Nei⸗ 
gung allein nicht mehr Richterin über Meine Entfchlüffe ſeyn; vielmehr muß dieſe ber 
Erkenntniß fich fügen, und das zerriffene Gemüth Tann feinen Troft und feine Beruhigung 
nur in dem Beinußtfehn wiederfinden, daß e8 feine Gefühle dem allgemeinen Wohle zum 
Opfer gebracht hat. Die Bande des Vertrauens und der kindlichen Anhänglichkeit, welche 
noch vor Kurzem wohl fefter, als irgendwo, die Bewohner des Füͤrſtenthums an ihren 
Landesherrn fefielten, find durch die gewaltigen Stürme, welche Europa erfchütterten, auf 
eine Weife gelodert worben, daß ed dem Landesherrn unmöglich geworben war, die ihm 
von Bott anvertrauten Pflichten für dad Wohl feiner Untergebenen zu erfüllen. Die 
einzige Kraft, auf welche er fich flügen Eonnte, das Vertrauen, war ihm entzogen; — 
hiermit erlofch feine Wirkſamkeit. Kehrte vaffelbe auch nach und nach zurüd, fo mußte 
inzwiſchen doch zu viele unfchätbare Zeit verloren gehen, in welcher ver Wohlftand der 
Einzelnen immer mehr verſinken mußte. Eine feftere, mächtige Hand war nöthig, welche 
neue Einrichtungen ſchnell ind Leben rufen Eonnte, da dad Alte zerftört war. Ich habe 
Mich für Mein Land am diefelbe geivendet, und glaube durch diefen Schritt am Meiften 
gezeigt zu haben, daß Meine Liebe zu ihm ungemeflen if. — Wohl ward es Mir 
Schwer, zu folchem Entfchluffe zu gelangen. Ich gevachte der ſchoͤnen Zeit, in weldher 
Ihr mit dem Jünglinge alle Hoffnungen auf eine lachende Zukunft theiltet; der Zeit, in 
welher Ich Euch eine Yürftin zugeführt, welche Glück und Zufrievenheit, Segen und 
Wonne in Mein Land brachte; eine Fürftin, welche beftimmt war, die Stüße ber Ar⸗ 
men und Nothleidenden, vie treue Rathgeberin ver Bebrängtn, das leuchtende Beifpiel 
per Gläubigen zu werden; einen Engel, den ver Allmächtige Mir und Euch zu frühe 
entzog! Ich erinnerte Mich aller jener Liebe und Treue, die Ihr Mir bei Meinem Re⸗ 
gierungs⸗Antritte beiwiefen, da Ich mit dem Vollgefühle des Mannes, der feine Stellung 
begreift, und mit dem fefteften Entfchluffe, nur das Beſte Meines Vaterlandes zu wollen, 
dem allein Mein Herz gehöst, die heilige Miffion ergriff, welche Mir geworden. Es trat 
Mir die Hoffnung. lockend entgegen, daß, wo fo viele Liebe, fo viel Vertrauen, fo viel 
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patriarchaliſcher Sinn noch vor Kurzem geherrſcht, Died Alles nicht ganz entſchwunden 
ſeyn Tönnte, und dag Mein Volk in gleicher Erinnerung jener Tage zu ben alten Or 
fühlen zurüdfehren, und mit Mir vereint das Gute erfireben werde. — Ih erinnert 
Mich aber auch, daß mitten in Meinem Glück Ich Tängft mit bangem Kerzen ven Ein 
fluß bemerft hatte, welchen bie allgemeinen Zuftände Deutſchlands auch auf unfere Hi: 
math übten, indem fie ven gleichen inneren Liebeln, wie dad Gefammt-Baterlmd erlag. 
Die Zunahme ber Benölterung, dad Steigen der Bebürfniffe, die Gleichgiltigkeit im Rt: 
ligiöfen, eine im Stillen zunehmende Unzufriedenheit, und alle die national» politiiäm 
Krankheits⸗Symptome, welche das alte Europa durchzogen, hatten meine Beſorgniß ti 
gemacht, deren Beftätigung ver verhängnißvolle März des Jahres 1848 Mir bracht. 
Die Verſuche, melche nach diefer Kataſtrophe angeftellt wurben, die Ordnung und die 
Geſetze zu befeftigen, Hatten fich bei der andauernden Aufregung als ungenügend n- 
wiefen; Ich war daher gendthigt, folche Entfchlüffe zu ergreifen, welche allein im Sta 
find, Euer Wohl wieder dauernd zu befeftigen. Ich Habe fie gefaßt und ausgefüht 
und hege nur den einen Wunfch, daß der Allmächtige Dein Beginnen durch Gewährung 
aller jener Gaben fegnen möge, welche ein Land beglücken koͤnnen. Ich konnte ed un 
fo eher, als keinerlei Nüdfichten im Wege ſtanden, welche fonft wohl verlei Schritt 
hindern. Keine neue Dynaftie wird Eure Pfade leiten; die Burg der Hohenzollern win 
einen ihrer glorreichen Nachkommen in dem neuen Herrfcher begrüßen. Hohenolm 





wird unter dem milden Scepter eines erhabenen, mächtigen Negenten aus einem tu 


ſendjaͤhrigen Fürftengefchlechte neu aufblühen, gefehüßt und geſchirmt durch Preujen 
ruhmgefrönten Adler. Geht alfo mit Liebe und Vertrauen, geht mit Gottes maͤchtza 
Hülfe Eurem Fünftigen Schickſale entgegen! Seyd treu, bieder und Fromm: ſeyd haft; 
Ich feheive, wohl als Megent, nimmer als Freund von Euch, Ihr Lieben! Euer Gm 
will und werde Ich verbleiben bis zum Ende Meiner Tage! 
Fr. W. C. Fürft zu Hohenzollern 
Zu Hanau Beginn der Proceß⸗Verhandlungen gegen fieben Individuen, welt 
theils des Mordes der Reichstags⸗Abgeordneten Fürſt Lichnowsly und v. Aut 
wald, theild der Beihälfe bei demfelben angeflagt find. 


Der Landtag bes Grh. Oldenburg beſchließt, den Heerbeftand von zwei auf 


derthalb Procent der Bevölferung herabzufegen. (S. 16. Juli 1848.) 
General v. Bonin erhält von ber Statthalterſchaft Schleswig = Holfteind die HF 
langte Entlaffung. - 
Sprud des preußifhen Ober-Tribunals in der Nichtigkeits-Beſchwerde des Dir 
germeifter Ziegler. (S. 26. November 1849.) Der Gerichtshof erkennt I 


angebrachte Beſchwerde über die mangelhafte Zufammenfegung bes Sm 
gerichts allein für erheblich und zuläffig, und vermichtet deshalb das erfte Inkl, 
indem es die ganze Sache nochmals, fowohl die Anflage des Hochverrathö, alß 


die des Aufruhre, vor ein neues Schwurgericht zu Brandenburg verweiſt. 

| Herr v. Willifen, K. preußifcher General-Lieutenant a. D., verfündet der ſchlet— 

wigeholfteiner Armee, daß er als Dberbefehlöhaber an ihre Spige trelt. 
Im Meininger Barlamente wird vorgefchlagen, daß Fünftig feber neu eintretende 

WMiniſter eine Caution von hunderttauſend Gulden erlegen ſolle. N.B. De 

Antragſteller gehoͤrt nicht etwa der äußerſten Rechten an, welche dieſes einfahhe 

Mittel erſonnen haben könnte, um ihre politiſchen Gegner unfehlbar von der 


Gewalt entfernt zu halten; er befindet fh vielmehr an ber Spige der ernen⸗ 


ſten Fortichrittemänner. 
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-Sabinets-Ordre S. M. des Königs von Preußen an den General- Major 


v. Bonin. 


„Ich will Sie Hierdurch zum Gommandanten von Berlin ernennen, und trage Ih 
nen auf, fich fogleich auf Ihren neuen Poften zu begeben. Zugleich haben Sie ſaͤmmt⸗ 
lichen, zur Dienftleiftung bei den fchleswig = bolfteinifchen Truppen commandirten und 
refpective unter Vorbehalt des Rücktritts bis zum 1. October d. I. dorthin beurlaubten 
preußifchen Offizieren Meinen Befehl bekannt zu machen, daß fie unverzüglich aus den - 
dortigen Dienftverhältniffen auszutreten, und fich zu ihren Truppentheilen und refpeetive 
in ihre Garnifonen zurüd zu begeben haben“. 


Der Chef des auswärtigen Departements theilt ber Landes» Berfammlung von 


Schleswig.Holftein über das Ausſcheiden des General v. Bonin Folgendes mit: 


„Die Urfachen, welche dad Ausſcheiden des Generald v. Bonin von dem Ober 
befehl der Armee veranlagt haben, fcheinen an manchen Orten einer unrichtigen Auf» 
faffung zu unterliegen. Die Regierung hält fich daher verpflichtet, der Landes: Berfamm« 


. lung die nachflehenden Mitteilungen in diefer Hinficht zu machen. Unter den mannich⸗ 


fahen, von ©. M. dem Könige von Preußen ven Serzogthümern feit ihrer Erhebung 
zugeflandenen Unterflüungen, verpient es namentlich dankbar anerkannt zu werden, daß 
dem General v. Bonin und einer großen Anzahl audgezeichneter preußifcher Offiziere ge⸗ 
flattet wurde, die Ausbildung und Yührung der damals erft zu fchaffenden ſchleswig⸗ 
bolfteinifchen Armee zu übernehmen, ohne gleichtwohl aus der preußifchen Armee auszu⸗ 
ſcheiden. Das Land konnte diefe Wohlthat mit ungetheiltem Dank annehmen, und bie 


hohen Verdienſte, welche ſich die erwähnten Offiziere um das Land und bie Armee er- 


worben haben, find allgemein anerfannt. Durch ven Waffenftillftands- Vertrag vom 10, 
Suni v. 3. warb die Stellung des Generald v. Bonin wefentlich berührt. Die Herzog⸗ 
thümer haben jene mit ven Rechten des Landes nicht in Einklang ſtehende Gonvention 
niemald anerkannt. Sie haben fich flet3 die vollfommenfte Freiheit, ſowohl hinſichtlich 
der Zeit, ald binfichtlich der Art ver Geltendmachung ver Landesrechte vorbehalten. Da⸗ 
gegen hatte fich die preußische Regierung durch einen bereits in weiteren Kreifen befannt 
gewordenen geheimen Artikel verpflichtet, ven General v. Bonin zurüd zu berufen, for 
fern von Seiten der Herzogthümer der Ausführung des Waffenftillftandes ein bewaffne⸗ 
ter Widerſtand entgegengefeßt, ober während der Dauer des Waffenſtillſtandes eine 
Wiedereröffnung der Beinpfeligkeiten unternommen werben follte. Die aus dieſem Ber 
haͤltniß fich ergebende Möglichkeit von Gonflicten zwiſchen ven Berpflichtungen zwifchen 
Preußen und den Gerzogthümern veranlaßte ven General v. Bonin, bereitö am 20, Juli 
v. 3. feine Entlaffung aus einer Stellung anzubieten, in welcher er, unter den obwal⸗ 
tenden Berhältniffen, die fortan vermuthlich nicht mehr verivebten Interefien Preußens und 
Schleswig⸗Holſteins nach einer oder der anderen Seite hin verlegen zu müſſen glaubte. 
Den Bemühungen ver Statthalterfchaft gelang es jedoch damals, dem Lande und der 
Armee den bewährten Oberbefehlshaber zu erhalten, indem zugleich die Hoffnung feſt⸗ 
gehalten wurde, daß die augenblicklich feheinbar geftdrte Gemeinfamfeit der Intereſſen 
Preußens und Holfteind in ihrem wahren Wefen bald wieder in das Licht treten würde. 
Der General v. Bonin leiftete fortwährend dem Lande die wefentlichften Dienfte, indem 
er bie völlige Ausbildung des Heeres bewerkitelligte, und für den Fall eines etwa von 
bänifcher Seite unternommenen Angriffs, für bie Sache ver Herzogthümer würde geſchla⸗ 
gen haben. Nur für den Fall, daß die Regierung ſich Hätte entſchließen ſollen, angriffs- 
mweife in dad Herzogthum Schleswig wiederum einzurüden, war auf die Mitwirkung des 
Generald v. Bonin nicht zu rechnen. Den Bemühungen ver Regierung wollte es 
nicht gelingen, Hinfichtlich des Generals v. Bonin ein feſtes und befinitived Verhaͤltniß 
zu unferer Armee herzuftellen. Durch die Ereigniffe der letzten Zeit ward die Stellung 
peffelben noch bei weiten ſchwieriger. Die Schritte, welche die Statthalterſchaft im Her⸗ 
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zogthum vorzunehmen fich verpflichtet fah, um der bei Dem gänzlichen Mangel einer Re⸗ 
gierungs- Autorität daſelbſt drohenden Auflöfung aller Verhältniffe vorzubeugen, wurden 
bon der K. preußifchen Regierung als eine. Verletzung des Waffenſtillſtandes bezeichnet, 
welche vie in dem geheimen Artikel vorgefehene Bolge eined militairifhen Waffenſtill⸗ 


ſtandsbruches nach fich zu ziehen- geeignet wäre. Don preußifcher Seite ward deshalb 


dem daͤniſchen Gouvernement das Recht zugeflanven, feberzeit die Zurürfberufung bes 
Generald v. Bonin zu verlangen, und folgeweife zugleich vänifche Truppen In das Her⸗ 
zogthum Schleswig einrücken zu laſſen. Diefes Verhältniß erforverte die fchleunigfte Ab⸗ 
hilfe, indem die Armee in die Lage kommen Eonnte, am Tage des Einmarfches feind- 
licher Truppen ihres Obergenerald beraubt, und fomit verwaift zu fehn. Nicht allein bie 
Vertheidigung des Landes war hierdurch gefährbet, auch auf die beabfichtigten directen 
friedlichen Schritte nah Kopenhagen mußte viefes Verhäaͤltniß nachtheilig einwirken. 
Diefe Schritte würden fich nicht auf Die Armee fügen Eönnen, wenn Eeine Sicherheit 
gegeben war, daß die Armee nicht in demſelben Augenblid unfchlagfertig gemacht were, 


‘in welchem fie zum Schuge des Landes gebraucht werden follte. Die zur Sicherftellung 


gegen vie Gefahr viefer Lage von ben General v. Bonin fowohl, ald von der Statt- 
halterichaft in Berlin unternommenen Schritte Hatten nicht den gewünfchten Erfolg. Am 
25. März d. I. erklärte ber General v. Bonin fi) dahin, daß die Statthalterfchaft die 
Angelegenheit allein zu regeln haben werde, welche einfach auf vie Frage, zurückzuführen 
feyn möchte, ob das Land, da ein Mehrered nicht zu erlangen fey, die bisher geleifteten 
Dienfte unter den jebigen Verhältniffen noch ferner wolle oder nicht. Die Statthalter: 
ſchaft mochte felbft nach diefem Schreiben noch nicht völlig die Hoffnung aufgeben, in 
Berlin ein zufriedenftellendes Nefultat zu erreichen, und ven General v. Bonin unferer 
Armee zu erhalten. Die Statthalterfchaft erſuchte deshalb ven General, im Interefle des 
Landes noch einmal Vorftellungen zu machen. Sie felbft richtete gleichzeitig am %. 
März eine dringende Bitte an das K. preußifche Staats-Minifterium. Bereits unter 
dem 28. März ward der Statthalterfchaft erwiedert, daß Ihr Antrag unter ven gegen: 
wärtigen Umſtänden nicht gewährt werden Eönne. Auch ver General v. Bonin erhielt 
feine zufriebenftellende Antwort. Unterdeſſen Hatte die Regierung die Kenntniß erhalten, 
daß ein Mann von anerkannt militairifchem Hufe, der frühere preußifche General v. Willi⸗ 
fen, für den Fall, daß der General v. Bonin fih zum Rücktritt beivogen finden follte, 
den Herzogthümern feine Dienfte anzubieten gewillt fehn würbe. In dieſem Stadium 
ward die Sache noch einmal zwifchen dem General v. Bonin und der Statthalterfchaft 
in mündlicher Unterredung erörtert. Don der einen Seite warb die Unmdglichkeit mie 
derholt, gegenwärtig in ein fefteres Verhältniß einzutreten; von ber anderen Seite war 
die gleiche Unmöglichkeit auögefprochen, den bisherigen ſchwebenden Zuftand Länger zu 
halten. Es warb darauf die innezuhaltende Form berebet; am folgenden Tage ward 
das bereit8 dffentlich bekannt gewordene Schreiben an den General v. Bonin überreicht, 
und darauf der General v. Willifen um Uebernahme des Ober-⸗Commando's erfucht. Die 


Statthalterſchaft hat Feine Bemühung unterlaffen, um und den biöherigeu Ober-General 


zu erhalten, welcher als trefflicher Leiter im Frieden, als Teuchtendes Vorbild im Kampfe, 
unferer jungen Armee bereit3 einen rühmlichen Namen in der Kriegsgefchichte erworben 
Hatte. Die Statthalterfchaft ift überzeugt, daß das ganze Land mit ihr das Gefühl 
theilt, mit welchem fie den General v. Bonin von ung fcheiben fieht, welcher unfer Volk 
zu Triegerifcher Tüchtigkeit herangebildet, unfere Jugend zum Kampf und zum Sieg ger 
führt hat. , Sein Andenken wird nimmer untergehen im Gebächtniß des ſchleswig⸗ hol» 
fteinifchen Volkes“. 


Demofratifcher Congreß zu Hamburg. 
+ Profeffor F. Noeflelt, zu Breslau. 
Beſchlüſſe bes Bolfshaufes: 1) „Das V. H. ertbeilt dem unter ben Regierungen 
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vereinbarten und dem Statut bes Bündniffes vom 26. Mat 1849 beigefchtoffe- 
nen Entwurfe ber Berfaflung bes deutſchen Reiches, und ber benfelben inter» 
pretirenden Denkſchrift, fowie dem gleichzeitig vereinbarten Entwurfe eines, bie 
Wahlen der Abgeordneten zum Bolfshaufe betreffenden Gefeges, feine ‚volle und 
unbebingte Zuftimmung.” 
2) „Das B. H. ertheilt ber mit der Eröffnungs » Borhaft vom 20. März 
1850 vorgelegten Additional» Acte zu dem Entwürfe der Verfaflung bed deut⸗ 
hen Reiches gleichfalls -feine volle und nnbebingte Zuſtimmung.“ 

3) „Dad V. H. ermächtigt, auf den Antrag ber verbündeten Regierungen 
ben Reichsvorſtand, mit denjenigen zum Bündniffe gehörigen Staaten, welche, 
fo lange Holftein und Lauenburg, oder einer biefer Staaten außerhalb bes 
Bunbeöftaates flehen, eine freiere Bewegung bei Regelung ihrer Handels⸗Ge⸗ 
feßgebung und ihrer Handeld-Beziehungen zu den nicht verbündeten Staaten, 
innerhalb und außerhalb Deutichlande, und eine Vertretung ihrer Hanbeld-Ins- 
texeflen durch beſondere Eonfulars Agenten in Anfpruch genommen haben, bie 
nöthigen Vereinbarungen unter ber Wahrung der Interefien der Union zu tref- 
fen, und ſolche bem nächften Reichdtage zur befinitiven Genehmigung vorzu⸗ 
legen.“ 

13. Depeſche bes kurfuͤrſtlich heſſiſchen Miniſteriums an ben Geſchaͤftstraͤger zu Berlin. 
Da fie etwas Tang ausgefallen ift, glauben wir, dasfenige abfchneiden zu 
follen, was nicht unmittelbar und weſentlich mit dem behandelten Gegenſtande 
zuſammen hängt. 

Es mußte der Kurfuͤrſtlichen Regierung nach dem nothivenbigen und unwiederbring⸗ 
lichen Scheitern der erſten Einigungsverſuche, der Abſchluß des Bündniſſes nom 26. Mai 
1849 zur groͤßten Befriedigung gereichen, was ſie durch ihnen bereits am 6. Auguſt 
deſſelben Jahres erfolgten Hinzutritt zu bethaͤtigen nicht ermangelte. Dieſer Vertrag 
konnte feinem darin unmittelbar ausgeſprochenen nächften Zwecke gemäß, und in Aner⸗ 
Eennung des deutſchen Bundesrechts, fo wie der aus dem Bunded-Verhältniffe für bie 
deutfchen Regierungen erwachlenden Rechte und Pflichten, für fich ſelbſt nur die Bedeu⸗ 
tung in Anfpruch nehmen, einen engern Bund in ven feiner Organe beraubten deutfchen 
Bunde zu bilden, während allerdings der in Folge dieſes Bünpniß- Vertrags verabrebete 
und veröffentlichte DVerfafjungd- Entwurf dazu beftimmt war, eine Verfaflung für das 
gefammte Deutfchland aus fich Hervorgehen zu laſſen. Wenn nun gleich hiernach ver 
Bundniß⸗Vertrag, fo wie die von ihm vorgefchlagene, Reichs⸗Verfaſſung, auf der einen 
Seite wiederum nicht allen obtwaltenden Verhältniffen auf der Stelle gerecht zu werben, 
bie begründeten Anſprüche auf die vollftändige Herftellung eined einigen und mächtigen, 
alfe deutſchen Staaten umfchliegenden Deutfchlands nicht fofort zu. befriedigen im Stande 
war, auf der andern Seite aber eben um jenes Verhältniffes zum deutfchen Bunde willen 
mit den Beftimmungen der Bundedacte im Wiverfpruch flehen, weder kann noch will, 
fo fehlen doch die Hoffnung nicht unbegründet, e8 werde dad Bünpniß feine Anziehungs⸗ 
kraft auch für die noch nicht beigetretenen Staaten geltend machen, und alsdann das Er⸗ 
gebniß einer fpäter rechtzeitig eintretenden Berathung des in Gemäßhelt des Bündniß⸗ 
Vertrags aufgeftellten Entwurfs einer Reichsverfaſſung zu dein wünfchenswertheu Ziele 
der freiwilligen Annahme der in Bolge jener Berathungen vereinbarten Verfaſſung Sei⸗ 
tens aller Bundesglieder, wenn auch nur in allmäligem Vortfchritt, führen. Eine folche 
freie Zuftimmung aller deutſchen Bundesftaaten zu dem Berfaffungd - Entwurf würde 
die Stelle der Reyiſion der Verfaffung des deutſchen Bundes vertreten, ja fie jelbft völlig 
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in fich gefchlofien haben. So lange dieſe Hoffnung gehegt werben konnte, mußte es 
Aufgabe der verbündeten Negierungen jeyn, mit aller Entſchiedenheit auf vie Mealifirung 
derfelben hinzumirken. Es läßt fich jeboch nicht verfennen, daß auf diefe Hoffnung jetzt 
verzichtet tuerven muß. Die im Art. A des Bünpniffes vom 26. Mai v. I. übernommene 
Verpflichtung, eine Verfaſſung für das ganze Bundesgebiet außerhalb Defterreih, nach 
Maßgabe des publicirten Entwurfs, zu geben, mußte daher als unausführbar erfcheinen. 
Indeß Hat die Kf. Megierung ungeachtet diefer fich Immer ungünftiger geftaltenden Ver⸗ 
hältniffe auf dem bisher eingefchlagenen Wege beharrlich sorfchreiten zu müſſen geglaubt, 
fo lange noch von Feiner. andern Seite pofitive Vorfchläge zu einer umfaffenden Reviſion 
der veutfchen Bundes⸗Verfafſung gemacht, und fomit bie Heilung des Uebel der Einfeitig« 
keit und Unzwlänglichkeit, an welchem die in Frankfurt befchloffene Reichsverfaſſung ihrer 
Natur nach, der Bündniß- Vertrag vom 26. Mai v. 3. und der in Folge deſſelben vor- 
gelegte Verfaftungd- Entwurf unter der zwingenden Gewalt der Umftände Titt, nicht we 
nigſtens angebahnt worden war. Daß die Aufgabe einer allfeitigen und umfaffenden 
Reviſion der deutfchen Bundes Verfaffung neben dem Bündniß⸗Vertrage von 26. Mai v. J. 
fortbeftehe, ja, daß e8 nicht blos eine Aufgabe, daß ed die bringenbfte Nothwendigkeit 
fey, Hat längft vie allgemeinfte Anerkennung gefunden, und baß dahin zielende Borichläge 
gemacht werben möchten, bat feit Tänger als einem Jahre in ven lebhafteſten Wünfchen 
der gefammten deutfchen Nation gelegen. Es Tonnte der Kf. Regierung niemals nur 
einen Augenblick zweifelhaft fehn, daß fie fih, in Erwägung der durch die deutfche Bun⸗ 
bed Berfaffung für fie begründeten Nechte und Pflichten, ver ſelbſtſtändigen Mitwirkung 
zu dieſer Reviſion nicht entziehen dürfe, fobald darauf bezügliche Vorſchlaäge von Seiten 
der Mitgliever des deutfchen Bundes vorgelegt feyn würden. Die Verbündeten Hatten hr 
dem Schlußfaß ded Art. 1 des Bünpniffes vom 26. Pat v. I. ſelbſt dieſe Grundlage 
der Stellung angenommen. Solche Vorſchlaͤge zu einer Mevifion der veutichen Bundes⸗ 
Verfaſſung find inmittelft erfolgt. Die K. öfterreichifche Regierung hat ver Kf. Regierung 
bon den zwifchen den K. Höfen non Baiern, Sachen und Würtemberg am 27. Februar 
d. I. zu München in der deutfchen Verfaffungs- Angelegenheit‘ vereinbarten Propofitionen, 
fo wie von dem unter dem 13. März d. I. erfolgten Beitritt des K. Hofes zu dieſer 
Vereinbarung officielle Mittheilung gemacht. Mit dieſer Erdffnung war die Aufforde- 
rung verbunden, der K. öfterreichifchen Regierung baldmöglichft die dieſſeitige Anficht zu 
erfennen zu geben, um in bie Lage gefegt zu ſeyn, bezüglich des formellen Ganges weitere 
Vorſchläge zu machen. — Em. werben aus dem bisher Gefagten entnehmen, Daß dir 
Kf. Regierung die folchergeftalt dargebotene Keviflon der Bunvesverfaffung nicht glaubt 
abweiſen zu hürfen, wenn fie auch, was füglich Hier uneroͤrtert bleiben kann, nidt in 
allen Punkten mit den münchener Borfchlägen einverflanden iſt. Es läßt fich nicht vn: 
kennen, daß dieſelben nur beftimmt find, der weiteren Beftftellung zur Grundlage zu 
dienen, und daß hiermit allein ſchon die Moͤglichkeit der Verbeflernng gegeben iſt. Die 
Kf. Regierung iſt der Anficht, daß gegenwärtig der Augenblick! gekommen fey, in wel- 
chem fämmtlichen deutſchen Negierungen die Aufgabe entgegentrete, eine gemeinfchaftliche 
Berathung zum Zweck einer allgemeinen Reviſion der veutfchen Bunded-Verfaffung vorzu⸗ 
nehmen — ein Aufgabe, welche weit über die Grenzen hinausreicht, die dem Bundniß⸗ 
Vertrag vom 26. Mai vorigen Jahres und deſſen Organen, insbefondere dem Iiniond« 
Parlament zu Erfurt, geftedt find. Vorfchlägen, welche auf den unverweilten Eintritt 
einer folchen Berathung Hingehen, glaubt die Kf. Regierung in Kürze entgegenfehen, und, 
im Falle des Eintreffens derſelben, fich deren ernftlicher Erwägung, beziehungsweiſe ver 
Bethelligung an der Berathung felbit nicht entziehen zu Dürfen, indem fie bei ſolchem 
Verfahren fich unmittelbar in den durch das Buͤndniß vom 26. Mai vereinbarten Wegen 
bewegt. Diefe bevorſtehende Berathung wird in der gegenwärtigen Lage ber Dinge unter 
einen vreifachen Geſichtspunkt zu ſtellen ſeyn. Zunächft ift dieſelbe nach der Anficht der 
Kf. Regierung, wie Ew. aus den biäherigen Andeutungen ſich bereits überzeugt haben 
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werben, nicht als eine innere Angelegenheit der Union aufzufafien, indem die Gegenflände 
diefer Beratbung nicht allein weit allgemeinerer Natur find, als diejenigen waren, welche 
zur Zeit des Abfchluffes des Bünpnig- Vertrags vom 26. Mai v. 3. fich darboten, fon« 
bern auch auf bie älteren, vor dem Zuftandefommen des gedachten Buͤndnifſes bereits 
vorhandenen und zu Necht beſtehenden Derhältniffe des veutichen Bundes zurückgeben. 
Auch ſcheint dieſes der Artikel II. der Additional⸗Acte zu dem Entwurf der Berfaffung 
des deutſchen Meiches, verglichen mit Artikel VI. Alinea 7 und dem Schlußfag von Ar⸗ 
tikel VII., der Natur der Sache gemäß, anzubeuten, indem biefe Sätze von der, auch 
noch zur Zeit der Abfaſſung der Additional⸗Acte vollkommen richtigen Vorausſetzung 
ausgeben, daß ein andrer Weg, zu einer Geſammt⸗Verfaſſung der deutſchen Staaten zu 
gelangen, als ver Bünbniß- Vertrag vom 26. Mai 1849, nicht dargeboten fey. Bor 
Allem möchte es einem Zweifel nicht unterliegen, daB jene Berathung nicht von den, 
nur für die inneren Angelegenheiten der Union beftimmten Organen derſelben gepflogen 
werben koͤnne, weshalb die Kf. Regierung in dem Fall fich befunnen bat, eine folche 
Form der Behandlung dieſer Angelegenheit, wodurch die Verathusg der Propofitionen 
der K. öfterreichifchen Megierung, fo wie der K. Regierungen von Baiern, Sachſen und 
Möürtemberg dem Verivaltungsrath ver Union überlafien würbe, abzulehnen. Indeß ganz 
abgejehen Hiervon, wird eine Reviſion der Bundes⸗Verfaſſung, wenn fie eine erfolgreiche 
ſeyn fol, die Bundesglieder nur in ihrer durch die Bundes⸗Verfaſſung ihnen angewiefenen 
Stellung finden dürfen; es wird fich ſchwer verkennen laſſen, daß Die außerhalb ver 
Union flehenven deutſchen Staaten, infofern fie nicht als tfolirte politifche Körper über 
ihr beſonderes politifches Verhaͤltniß, fonvern über ihr Verhaͤltniß als Glieder des deut⸗ 
ſchen Bundes mit den Gliedern der Union unterhandeln, ein Recht anzuſprechen haben, 
jedes einzelne deutſche Bundesglied als ſolches in directer Verhandlung betheiligt zu ſehen. 
Die Kf. Regierung müßte es ſehr bedenklich finden, wenn man bei einer ſolchen Bera⸗ 
thung, wie durch die münchener Propoſitionen vom 27. Februar dieſelbe wenigſtens mit⸗ 
telbar in Ausſicht geſtellt worden, dieſes Recht mißkennen, und hierdurch ſofort ſchon der 
Eröffnung dieſer Berathungen Schwierigkeiten entgegenſtellen, für den Fortgang aber 
Verwickelungen herbeiführen wollte, deren Hinwegräumung und Loͤſung kaum abzuſehen 
ſeyn duͤrfte. Don der Anfiht ausgehend, daß jeder Schritt thunlichſt zu erleichtern feh, 
welcher zu dem Ziele einer politifchen Gefammteinigung Deutfchlanng zu führen geeignet 
if, Hat die Kf. Regierung auch in dieſem Falle geglaubt, die bevenkliche Lage, in welche 
die Berathung über die Reviſion ber beutfchen Bundes⸗Verfaſſung von vorn herein ge= 
rathen wurde, wenn man ben, den Mechten der Bundesglieder wenig enifprechenden, und 
wahrſcheinlicherweiſe refultatlofen Weg einfchlagen wollte, dieſe Angelegenheit ald eine 
innere Angelegenheit der Union zu behandeln, fo viel an ihr lag, Hefeitigen zu müffen. 
Wenn e3 nun aber ar ift, daß die Kf. Negierung ſich der Berathung einer allgemeinen 
Reviſion der deutfchen Bundes⸗Verfaſſung, wie viefelbe durch die Propofitionen der K. 
öfterreichifähen Regierung und der drei K. Regierungen von Baiern, Sachfen und Wür« 
temberg in Ausficht geftellt wird, nicht entziehen, und dieſe Berathung auch nicht ald 
eine innere Angelegenheit der Union betrachten konnte, vielmehr eine anderweite, den An⸗ 
Sprüchen ſaͤmmtlicher Bundeöglieber entfprechende Form dieſer Verhandlungen in Ausficht 
nehmen muß, fo wurde fie dahin geführt, ſich zunächit Die Frage zu fielen, ob es rath- 
fam erſcheine, vesfallfige Verhandlungen zu gleicher Zeit mit ven Dermalen in dem 
Uniond= Parlamente zu Erfurt objchwebennen Verfaſſungs-Berathungen vorzunehmen? 
Eine folhe Behandlung der Sache würde nach ber Anficht der Kf. Regierung nicht 
geringe Schwierigfeiten barbieten, fogar, wie Ew. nach dem Bisher Ausgeführten nicht 
entgehen wird, einen Widerſpruch in ſich fchließen. Die Berufung des Parlaments ver 
deutſchen Union ging bon der, länger ald ein Jahr allerdings in-vollfommener Wichtige 
keit beftandenen Vorausſetzung aus, daß ein anderer Weg, um zu dem allgemein er⸗ 
wünfchten und mit Recht erjehnten Ziele einer Geſammt⸗Verfaſſung Deutfchlauds zu ges 
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langen, nicht möglich, wenigſtens nicht dargeboten ſey; die Berathung ver Propoſitionen 
vom 27. Februar d. I. hat das gerade Gegentheil zu ihrer Vorausſetzung. Sich an 
beiden Berathungen zu gleicher Zeit zu betheiligen, würbe mithin auf der einen Seite 


die Stellung einer einfeltigen Aögefchlofienheit erneuern heißen, auf ber anderen Seite 
die thatfächliche Erklärung einfchließen, daß man biefen Uebelftand, an welchem man doch 


noch im Augenblicke feithalte, während dieſes Feſthaltens durch .ein bereittvilliges Ein 


gehen auf eine umfafiendere Behandlung der Sache zu befeitigen, eifrigft bemüht feh. 
Wie vielfach fich diefe poppelten Verhandlungen durchkreuzen, hindern, ſelbſt gegenfeitig 


aufheben müßten, wenn man diefelben auf zwei einander entgegengefehte Grundlagen Hin 


gleichzeitig führen wollte, wird Feiner weiteren Auseinanderſetzung bebürfen. Ein dritier, 
und auf ven erften Blick fehr einladender Geſichtspunkt bietet ſich aber ferner im der 
Brage dar, ob, wenn das Eingehen auf die münchener Vorfchläge vom 27. Februar d. J. 
nicht verfagt werden, die Berathung derfelben aber, welche außerhalb der Organe ber 
Union vorzunehmen wäre, nicht gleichzeitig mit ven Verfafſſungs⸗Berathungen in Erfurt 
flattfinden koͤnne, dieſe Berathung nicht mit uͤberwiegender Zweckmaͤßigkeit nach der Vol 
endung der erfurter Berathungen beziehungäwelfe nach nem Abichluffe des in Erfurt zu 
vereinbarenden Verfaſſungswerkes vorzunehmen ſeyn dürfte? So ſcheinbar auch die Vor⸗ 
theile find, welche durch eine ſolche Behandlung ber obſchwebenden Frage dargeboten 
werben möchten, indem fich die Sache ſo auffafien ließe, als würde die Union, iv 
diefelbe mit einem bereitö vereinbarten Verfaſſungswerke in die durch die münchener Dom 
hläge eröffneten Verhandlungen einträte, an Stärke nicht unbebeutend gewinnen, io 
nicht ein entſcheidendes Mebergewicht in die Wagfchgle der Verhandlungen zu legen im 
Stande fehn, fo bat dennoch die Kf. Negierung bei reiflicher Erwägung der obwaltenden 


Verhaͤltniſſe nicht umhin gekonnt, auch die Nachtheile einer foldden Behandlung der Sahe 


In Betrachtung zu ziehen, und biefen letzteren ein Uebergewicht über die Vortheile, welche 
bei genauerer Ermittelung ſich al8 nur fcheinbare darſtellen, einzuräumen, Die Bro 
pofitionen der K. fterreichifchen Regierung, fo wie ver K. Regierungen von Baier, 
Sachſen und Würtemderg erſt nach Vollendung des erfurter Verfaſſungswerkes in Br 
tracht zu ziehen, würbe, nach biefjeitiger Anficht, Taum etwas Anderes ſehn, als bie 
mittelbar darin Tiegenne Erklärung abgeben, viefe Borfchläge unberüdfichtigt Iafien zu 
wollen. Dies Tann die Kf. Regierung in reiflicher Erwägung ihrer Rechte und Pflich⸗ 
ten, dem beutfchen Bunbe nicht allein, fondern auch dent gefammten deutſchen Baterlande 
gegenüber, nicht wollen, fehon darum nicht, weil Feine Ausficht vorhanden iſt, nach ein 
getretener, wenn auch fcheinbar nur momentaner Nichtbeachtung dieſer Vorfchläge einen 
abermaligen Weg zur Reviſion der deutſchen Bundes⸗Verfafſung, beziehungsweiſe ve 
deutſchen Staaten zu einer Geſammt⸗Verfaſſung dargeboten zu fehen. Gedeihen bie ob 
ſchwebenden erfurter Verhandlungen zu einem Abſchluſſe des Verfaſſungswerkes vr 
Union, und nach diefem Abfchluffe die Verhandlungen mit der K. öfterreichifchen Regie 
zung, fo wie ven drei K. Regierungen, gleichfalld zu einem die Geſammt⸗Verfaſſung 
Deutfchlands feftftellenden Nefultate, fo dürfte Feine andere Möglichkeit vorliegen, als in 
Folge dieſes Iehtermähnten Reſultats abermald eine Reviſion der Untond=:Berfaffung, 
und, wie fich leicht bemeſſen läßt, auf ganz andere Grundlagen hin, ald die gegenwärti« 
gen find, vornehmen zu müffen, mithin ein neues verfafiungrenidirended Parlament mit 
neuen Aufgaben und neuen Zielen zu berufen. Die Schwierigkeiten, eine mit einer Ber- 


ſammlung, wie das zu Erfurt verfammelte Unions⸗Parlament if, vereinbarte Verfaſſung 


durch eine andere Berfammlung abermals einer Reviſion unterziehen, und zu einem aber- 
maligen ervänfchten Ziele ver fchließlichen Vereinbarung zu gelangen, find fo groß und 
fo einleuchtenb, daß Ich mich ver Auseinanderfeßung derſelben Ew. gegenüber für über⸗ 
hoben glauben darf. Nur die Betrachtung. glaube ich nicht unterbrüden zu müſſen, daß 
man die Zumuthung, zu foldhen, ihr eigenes Werk tHeilweife ſtets wieder aufhebenden 
Berfammlungen Abgeoronete zu wählen, und zwar jedesmal mit ganz neuen Aufgaben, 
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beziehungsweiſe Manbaten zu wählen, nachdem fich die vorhergehenden Berfammlungen 
als in ver Hauptfache refultatios, pie Wahlen mithin als verhältnifmäßig vergeblich her⸗ 
ausgeflellt haben, dem deutſchen Volk, insbefonvere den Stantdangehörigen der Unions⸗ 
Staaten, nur mit gänzlicher Verkennung feiner Interefien, feines politifchen Charakters, 
ja feines ganzen fittlichen Weſens ftellen dürfe. Indeß find es dieſe Betrachtungen nicht 
allein, welche die Kf. Regierung zu der Ueberzeugung gebracht haben, daß eine Bera⸗ 
thung der mündyener Propofitionen nach vorgängigee Vollendung des erfurter DBerfafe 
ſungswerkes der Union wenig erfprießlich ſey. Ich darf mir erlauben, die Aufmerkſam⸗ 
feit Ew. noch auf folgende Betrachtungen zu lenken: Die Kf. Megierung gebt von ber 
Anſicht aus, welche alle vermöge des Buͤndniß⸗Vertrages vom 26. Mai v. 3. mit ihr 
verbündeten Regierungen theilen werben, daß in biefer Union der fefte Punkt Tiege, durch 
welchen die fämmtlichen Befteebungen, welche auf eine Geſammt⸗Verfaſſung Deutſchlands 
hingehen, beſtimmt und geleitet werden müflen. Sie kann deshalb für dieſe Union auch 
nur die möglichft bedeutende innere Haltbarkeit und Stärke in Anfpruch nehmen, und ihr 
Streben nur darauf richten, dieſem Anfpruche die vollfte Wirklichkeit zu verfchaffen. Die 
Stärke politiſcher Buͤndniſſe aber liegt unverfennbar in ihrer Bildungsfähigkeit und in 
ver Möglichkeit, allen Eventualitäten mit Leichtigkeit und Sicherheit, mithin auch mit 
verhältuigmäßiger Veberlegenheit gewachfen zu feyn. Auch die Stärke der Union Tiegt, 
wie unmöglich verfannt werden kann, darin, fich Die Zukunft des deutſchen Verfaſſungs⸗ 
werkes offen zu erhalten; fie Tiegt darin, mit vem vollen Bewußtſeyn innerer Feſtigkeit 
auf bie zuläffigen und tvünfchenswerthen ferneren Geftaltungen des veutjchen Verfaffungd- 
werkes bereitwillig einzugehen, und die Kraft politifcher Schöpfung, welche fie in ſich 
trägt, an denſelben zu bewähren. Diefe Möglichkeit des Eingehens auf Geftaltungen un⸗ 
ferer politifchen Zukunft würbe ſich die Union vorzeitig verfihließen, wollte fie fchon jebt 
mit ihrem Verfafſungswerke zum einfeitigen Abſchluſſe gelangen, flatt deſſen Durchfüh- 
rung in Ausficht behaltenn, die anderen Regierungen durch ihre, ver Union, Exiſtenz 
auf dem Wege feitzuhalten, vermittelft offener und ernftlicher Berathung eines für ganz 
Deutichland geltenden Verfafiungsiverkes felbft das erfüllen zu helfen, tva8 ver Art. IV. 
der Uniond«Acte fich als letzten Zweck vorgefebt Hal. Die Kf. Regierung, von dem Ich« 
haften Wunfche befeelt, daß das in der Union aufgeftellte Symbol ver deutfchen Einheit 
feine Kraft nicht nur in keinem Punkte einbüße, fondern im vollſten Umfange beivahre 
und erhöhe, kann deshalb ein vorzeitiges Heraudtreten ver Union mit einem nachher beim 
Zuftandefonmen einer Geſammt⸗Verfaſſung Deutichlands der Abänderung zu unterwer⸗ 
fenden Verfaflungswerke nur als eine Schwächung dieſer Kraft betrachten, welche fie um 
jeden Preis gefchont und bewahrt fehen möchte, um allen künftigen Greignifien mit ver 
Energie, welche von der Unbefangenheit gewährt wird, begegnen zu Eönnen. Die bisher 
geſchilderte Lage der Dinge und deren umfaflende und reifliche Erwägung bringt es, wie 
Ew. aus diefer Darftellung leicht entnehmen werben, mit fi, daß bie Kf. Negierung 
die Vertagung des zu Erfurt verfammelten Parlaments der deutichen Union zu dem 
Zwecke beantragen muß, um vor dem Abfchlufie des dort in Brage flehenden Verfaſ⸗ 
ſungswerkes der Union diejenigen Verhandlungen eintreten laffen zu Eönnen, welche fich, 
nachdem durch die münchener Uebereinkunft vom 27. Febr. d. I: allgemeine Vorſchlaͤge 
gemacht find, ald unabweisbar varftellen. Es dürfte fih übrigens aus dem bisher Aus⸗ 
geführten von felbft ergeben, daß bie Kf. Regierung, weit entfernt, durch dieſe, ihr von 
der Lage der Dinge und von ihrer klar erkannten Pflicht gegen das gefammte beutjche 
Vaterland vorgezeichneten Schritte eine Locderung oder gar eine Auflöfung des Buͤndniß⸗ 
Vertrages vom 26. Mat v. I. bewirken oder nur herbeiführen zu wollen, nicht bie Sache, 
fondern nur die Form derſelben, nicht das Bünbniß, fondern nur deſſen Verfahrungs⸗ 
weiſe in anderer Art zu geftalten beabfichtige. Feſt entfchlofien, an dem Bündniß⸗Ver⸗ 
trage vom 26. Mai v. J. feflzubalten, und auf deſſen im Art. III. am Schluffe ent⸗ 
haltene Beſtimmung hinweiſend, wird fie nur von der Abſicht geleitet, ihre Verbündeten, 
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zu einem gleichen, mithin gemeinfchaftlichen Schritte zu vermögen, durch welchen, wie fie 
ihrerfeits überzeugt if, der Bimbniß- Vertrag nom 26. Mai v. 3. allein feine Bedeutung 
behaupten, und dad bon ihm erfirebte Ziel zum wahren Wohle von Deutfchland erreichen 

wird. Sollte zu deſſen Verwirklichung nicht gelangt werden koͤnnen, fo wird vie Rück⸗ 
kehr zu den begonnenen Berhandlungen in Erfurt mit dem Bewußtſeyn erfüllter Pflicht, 
begleitet von dem Eifer gefchehen, als letztes Mittel wenigſtens einige deutſche Staaten 
zu einem Kern veutfcher Einheit in einer georbneten Verfafſung zu geftalten. Ew. beauf- 
trage ich ergebenft, der K. preußiichen Regierung, bei welcher Sie vie Ehre haben, be 
glaubigt zu ſehn, von dem Inhalte dieſer Depefche Kenntiß zu geben. 

13. | Tumult zu Braunſchweig. 

14. | Vortrag des preußiſchen Staats-Minifteriums an S. M. den König. 

Durch dad Geſetz vom 7. März d. I. iſt dem Kriegs Minifter zu den etiva erfor- 
derlich werdenden außerorbentlichen Bebürfniffen ver Militair- Verwaltung ein Credit bis 
zum Betrage von 18 Millionen Ihalern eröffnet. Ein Theil dieſes Credits muß jeben- 
fall8 Henußgt werden, un die Koften des noch immer gegen den Etat bedeutend erhöhten 


Standes der Armee zu beftreiten. Der größere Theil des Credits mit 10 Millionen 
Thalern iſt für den al gefordert und bewilligt, daß eine Mobilmachung der Arme 


ndthig werden follte. Wenngleich die Beziehungen Preußens zu den auswärtigen Mächten 
in dem gegenwärtigen Augenblide zu der Befürchtung Feine Beranlaffung geben, daß « 
zu einem Kriege Eommen Eönne, fo Täßt fich doch nicht verfennen, daß die mehrfache 
Derwidelungen der deutfchen und ver auswärtigen Politik möglicherweife zu Mafregehn 
führen Fönnten, welche Eriegerifche Nüftungen und militairiſche Operationen von Seiten 
Preußens unvermeidlich machen würden. In den meiften ver größeren Rachbarſtagaten 
bereitet man fich gegenwärtig durch Vermehrung und vulfftändigere Armirung der Trup⸗ 
pen für einen folchen, Hoffentlich nicht eintretenden Ball, vor. Eingedenk des Grund 
faged: wer den Frieden will, muß zum Kriege gerüftet feyn, — würde auch Die preu 
Bifche Megierung unter folhen Verhältniffen umfaſſendere Ruͤſtungen nicht unterlafen 
dürfen, wenn ihr nicht in dem bereitö weit über den Friedensſtand verftärkten ftehenven 
Heere und in ver Landivehr die Mittel vollſtändig zu Gebote fländen, jederzeit in allen 
Provinzen der Monarchie in der Türzeften Friſt ausreichende Truppen⸗Corps ſchlagfertig 
aufzuftellen, wozu es jedoch allerdings außerorbentlicher Gelomittel bebürfen wäre. 
Sole fchon jet bereit zu ftellen, erachtet das Stants-Minifterlum für eine um fo 
dringendere Pflicht, als in dem alle eines unverhofft eintretenden Beduͤrfniſſes Die Be 
ſchaffung großer Gelomittel mit befonderen Schwierigkeiten verbunden feyn, und jebenfald 
weit beveutendere Opfer, ald im gegenwärtigen Augenblide, erfordern würde. Dad 
Staats-Minifterium ift deshalb "der Anficht, daß ungefäumt zur Aufnahme ver durch dad 
Geſetz vom 7. März d. J. vorgefehenen Anleihe von 18 Millionen Thalern zu fchreiten 
fey, und zwar um fo mehr, als jedenfalld zu den eingeleiteten Elfenbahn- Bauten im 
Inufenden und nächften Jahre von dem durch das Geſetz vom 7. December v. I. bewil⸗ 
ligten Grebit von 21 Millionen Thalern ein Betrag von 10 bis 12 Millionen Thalern 
in Anfpru genommen, und durch Aufnahme einer Anleihe flüffig gemacht werden 
müßte, die an den obigen 18 Millionen Thalern, bei Hoffentlich andauerndem Frieden zu 
eriparenden Summen, alfo auf ven Credit für Eifenbahn=- Bauten abgerechnet werben 
koͤnnen. 

Ew. K. M. bittet das Staats⸗Miniſterium hiernach allerunterthänigſt: ven anlie⸗ 
genden Entwurf eines Allerhoͤchſten Erlaſfſes wegen Aufnahme ver durch das Geſetz vom 
7. März d. I. bewilligten Anleihe von 18 Millionen Thalern huldreichſt vollziehen zu 
wollen. 

Ueber die Bedingungen, unter welchen dieſe Anleihe aufzunehmen, wird E K. M. 
demnaͤchſt von dem Finanz Minifter befonderer Vortrag gehalten werden. 


15. | Das Volkshaus beſchließt: 1) „als Anhang zur Additional- Akte, „daß die Aus⸗ 
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führung der in ben $&. 2. und 3. der Berfaffung enthaltenen Beſtimmungen 
einer näheren Verſtaͤndigung mit den beiveffenden Regierungen vorbehalten werde.“ 
2) zu $. 14. die (fprachlich nothwendige) Abänderung, „elften dem Neiche- 
Borflande den Eid der Treue, und ſchwoͤren, die Reichs⸗Verfaſſung gewiffen- 
haft au befolgen.” 3) zu $. 99 die Modification, „Ein Reichsbeſchluß Tann 
nur durch bie Webereinftimmung beider Häufer einerfeits, und ſowohl des 
Reichs: Borfkandes als des Fürſten⸗Collegiums giltig zu Stande kommen.“ 4) 
zu $. 101. die Aenderung, „Diefem (dem Stantenhaufe) fteht innerhalb bes 
Geſammibetrags des ordentlichen Bubgets, fo wie berfelbe auf "dem erften 
Reichst age ober durch Reichsbeſchlüſſe fekgefteltt if, nur das Recht zu, Ers 
innerungen und Ausftellungen zu machen, über welche das Volle» _ 
haus beſchließt.“ 

Demokratiſche Ungebärniß zu Frankfurt a. O. 


Eircnlars Schreiben des Dr. v. d. Pforbten an die Geſandien Baierns bei ben 
deniſchen Höfen, in Bezug auf den nahe bevorftehenden Ablauf des Interims. 
Die k. baierſche Regierung wird jeden Borfchlag in veiflihe Erwägung ziehen, 
hält es jedoch fchon jetzt für ihre Pflicht, beſtimmt auszufprechen, daß fie vom 
1. Mai d. I. an, weder proviſoriſch noch definitiv irgend ein oberſtes Bundes⸗ 
Drgan anerfennen werbe, in welchem ihr nicht die ihr nach den Bundesverträ⸗ 
gen zufommende felbftfländige Stimme eingeräumt wäre.” An dem Elaborate 
vom 27. Februar glaubt fie um fo mehr feſthalten zu müflen, als baffelbe „ins 
zwifchen die volle Zuftimmung ber k. öfterreichifchen Negierung gefunden hat.” 


Bildung eines neuen Cabinets in Mecktenburg Schwerin: Borfigender bes Mint- 
ſteriums, auswärtige und Militair- Angelegenheiten Graf v. Bülow (biöher k. 
preußifcher Gefandter in Hannover); Zuftiz, geiftliche, Unterrichts« und Mebi- 
einal» Angelegenheiten, Staatsrath Dr. v. Schröter; Finanzen, Staatsrath v. 
Brock. — Einige Tage fpäter wurde auch das Miniflerium des Innern dem 
Grafen Bülow übergeben. 


Das Volkshaus beichließt folgende Mobiftcationen des Verfaſſungs⸗Entwurfes: 
1) $. f12, fo zu faflen, „Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen 
unwürbigen Verhaltens im Haufe, zu beftrafen” u. f. wm. 2) $. 134. „Die 
Auswanderung kann von Staatöwegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht 
befhränft werben.” 2) Im $. 135. „Die öffentlichen Aemter find, unter 
Einhaltung ber von ben Gefegen feftgeftellten Bedingungen, für 
alle” u. few. 3) Im $. 136. „Diefer (Verhafts-) Befehl muß im Augen 
bfide der Verhaftung, ober fpäteftens im Laufe des folgenden Tages” 
n.f. w. 4) Im $. 141. „Die Eenfur darf nicht eingeführt werben, jede 
andere Veſchränkung nur im Wege der Geſetzgebung. Ueber Preß⸗ 
vergehen, melde das Gefeg nicht ausbrüdlih ausnimmt, wird‘ 
u. ſ. w. 





16, | Feldmarſchall Radetzky kündigt, in feiner Eigenſchaft als General, Gouverneur bes 
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Anleihe von vierzig Millionen Gulden an. Wird diefe Summe nicht durch 
freiwillige Beiträge erreicht, fo tritt eine Zwangsanleihe ein. 
6. |- Antwort des Gh. Oldenburgiſchen Miniſteriums auf eine Interpellation: 

Als die Stantöregierung in ihrem Schreiben vom 25. v. M. mit der Anſicht dei 
allgemeinen Landtags ſich einverflanden, und danach ihr Berfahren bemeffen zu wollen 
erklärte, bat fie zunächft lediglich Beranlafiung genommen, dem Gh. Bevollmächtigten 
im Berwaltungs-Rathe zu überlafien, bei geeigneter Gelegenheit ſich dahin zu Außen: 
„daß die oldenburgiſche Regierung dem allgemeinen Landtage gegenüber, in Bezug auf 
ihre Stellung im Bünbniffe vom 26. Rai v. J., Teine fie dem Bimbniffe entfremdende 
Verpflichtung eingegangen fey; daß -fie aber, fo lange Hannover dem Bundniß nicht 
wieder beigetreten, bei Beichlüffen und Berfügungen des Verwaltungs Ratb8 und der 
Unions⸗Gewalten, welche einen Conflict mit dem Landtage herbeiführen Eönnten, ſich 
vorbehalte, bei dem Verwaltungs = Rathe oder der Unions⸗Gewalt für Oldenburg en 
Aufhebung oder einen Aufichub zu beantragen.” 

17. | Das Siaatenhaus befclieft, dem Berfaffungs- Entwurfe, der ihn interpretirenden 
Denfihrift, dem Entwurfe eines Wahlgeſetzes für das Vollshaus, fo wie der 
Additional-Acte zu dem V.⸗E. feine volle und unbedingte Zufimmung zu er 
theilen. 

17. | Das Vollshaus fügt 1) vor $. 145. einen Paragraphen ein: „Die hriflice 
Religion wird bei denjenigen Einrichtungen bed Staats, welche mit der Reli 
giong-Webung im Zufammenhange fliehen, unbefchabet der in den 99. 142 — 
444 gewährleifteten Religions⸗Freiheit zum Grunde gelegt.” Cs amenbirt 2) 
ben $. 145 „Die römifd - Fatholife und bie evangelifhe Kirce, 
fowie jede andere Religions-Geſellſchaft“ u. f. w.; ſtreicht 3). den $. 147; 
erfest A) die 88. 148 und 149 durch folgenden: „Die Religions-Verſchieden⸗ 
heit ift Fein Ehehinderniß. Für jede geſetzlich zuläffige Ehe hat das Gefeß eine 
giftige Form ber Eingehung zu gewähren”; ſtreicht 5) das Wort eigene im 
151. Paragraph; giebt 6) dem $. 152 bie Faflung: „Unterricht zu ertheilen 
und Unterrichts = und Erziehungs-Anftalten zu gründen und zu leiten, fteht jebem 
Deutfchen frei, wenn er feine Befähigung ber betreffenden Staatsbehörbe nad- 
gewiefen hat“; legt 7) bei $. 154. den Lehrern außer den Rechten auch die 
Pflichten der Staatsdiener auf; ändert 9) bie erfien Worte bes 158. }. 
dahin: ‚Eine vorgängige Genehmigung ber vorgefesten Dienft - Behörbe 
u. f. w.; mobificirt 10) den zweiten Sag von $. 159 alfo: „Dieſe Beftim- 
mung bezieht fich nicht auf Volksverſammlungen unter freiem Himmel, melde 
auh in Bezug auf vorgängige . obrigfeitlihe Erlaubnißg der Verfügung des 
Gefeges unterworfen find”; verbeffert 11) den $. 160 weſentlich: „Die Deut: 
hen Haben das Recht, Vereine zu bilden. Die Ausübung ber in diefem Pa⸗ 
ragraph und im $. 159 feftgeftellten Rechte fol, infonderheit zur Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit durch das Gefeg geregelt werben. Politiſche Ber 
eine Fönnen Beſchränkungen und vorübergehenden Verboten im Wege 
ber Gefeßgebung unterworfen werben. Endlich amendirt es 12) ben $. 161 
dahin: „Die in ben Paragraphen 136, 138, 157, 159 und 160 enthaltenen 
Beſtimmungen finden auf das Heer und bie Kriegsflotte nur infoweit Anwen 

. bung, ald bie militairiſchen Geſetze und Disciplinar⸗Vorſchriften nicht entgegen 
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ſtehen. Damit hängt bie Aenderung zufammen, daß in &. 157. die Erwähnung 
bed Heeres und ber Flotte wegfällt. 





17. | Bon diefem Tage ift ber nachſtehende, unverkennbar amtliche Artifel im Preußi⸗ 


ſchen Staats⸗Anzeiger datirt, worin das Verfahren ber Regierung hinfichtlich 
des Berfaffungs-Eides derjenigen katholiſchen Geiſtlichen erläutert wird, welche 
zugleich Staatsdiener find. 

Dad Verhalten ver Regierung gegenüber denjenigen Staatsbeamten, welche mit 
NRüdficht auf ihre gleichzeitige Eigenfchaft als Tatholifche Priefter, den in ber Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 31. Januar d. 3. Art. 108 vorgefihriebenen Eid auf bie geiwifienhafte 
Beobachtung der Verfaffung nur mit einem, vie Rechte der Eatholifchen Kirche wahrenden 
Vorbehalt Teiften wollen, ift von der Preffe mehrfach in einer Art beſprochen worben, 
welche auf eine Unkenntniß ver von der Regierung in biefer Beziehung feflgeftellten 


Grundſaͤtze ſchließen laͤßt. Wir find in den Stand gefeßt, hierüber aus zuverläffiger 


Duelle Nachſtehendes mitzutbeilen: 

Nachdem bereitö mehrere Staats - ‚Beamte d ber obenerwähnten Kategorie, namentlich 
fammtliche Profefioren ver katholiſch⸗theologiſchen Facultaͤt an der Univerfität zu Bonn, 
den Eid auf die Verfaffung in der vorgefchriebenen Form ohne allen und jeden Vor⸗ 
behalt abgeleiftet Hatten, erhielt ver Minifter ver geiftlichen und Unterrichts= Angelegen- 
heiten davon Kenniniß, daß einige Bifchdfe diejenigen Staats⸗Beamten in ihrer Discefe, 
welche zugleich die Priefterwürbe bekleiden, beziehungsweiſe als Seelforger fungiren, ans 
gewiefen haben, den gedachten Eid ausdrücklich nur mit Vorbehalt der Rechte der Kirche 
— salvis ecclesiae juribus — zu leiften, ober bamit eine ausbrüdliche Verwahrung 
der Rechte der Fatholtfchen Kirche, welche durch mögliche Deutungen des Wortlautes ver 
Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar d. J. verletzt werden koͤnnten, in Verbindung zu 
bringen. Die erhebliche Gefahr, welche aus einem ſolchen unbeſtimmten, von dem ein⸗ 
zelnen Beamten auf bie verſchiedenartigſte Weiſe auszulegenden Vorbehalt für die ge⸗ 
wiſſenhafte Beobachtung der Verfaflung leicht hervorgehen konnte, und die Verantwort⸗ 
lichkeit der Regierung für die Aufrechthaltung und Durchführung der Verfafſſung un« 
möglich zu machen. drohte, ließ fich nicht einen Augenblick verfennen. Sie legte zugleich 
der Regierung die Verpflichtung auf, mit Entfchievenheit darauf Bedacht zu nehmen, 
daß alle Beamte ohne Unterſchied die gemwiffenhafte Beobachtung der Verfaffung in ber 
bündigften Welfe, und ohne einen Vorbehalt, welcher von vornherein eine verfchienene 
Stellung der einzelnen Beamten zu ver Verfafiung bedingt, eidlich geloben. Auf ver 
anderen Seite wünfchte die Megierung dringend, jede nicht durchaus nothwendige Streng 
gegen vie obenerwähnten Beamten, mit Rückſicht auf die Stellung, in welcher dieſe ſich 
ihren geiftlichen Oberen gegenüber befinden, zu vermeiden, und deshalb den Durch dieſe 
Stellung bebingten Wünfchen verfelben fo weit nacdhzugeben, als es mit der gewiſſen⸗ 
haften Beobachtung der Verfaffung, zu welcher alle Staats⸗Beamte, fie mögen zugleich 
Beiftliche ſeyn oder nicht, in gleichem Maße verpflichtet find, irgend [vereinbar erfchien. 
Bon viefen Gefichtspunften ausgehend, hat das Staatd-Minifterium einftimmig folgenbes 
Verfahren befchlofien: 

Verlangt ein Stants- Beamter, den Eid auf die Verfafſung mit dem Eingangs er⸗ 
wähnten ober einem ähnlichen Vorbehalt leiften zu dürfen, und iſt er Hiervon durch 
angemeſſene Belehrung nicht abzubringen, fo ift er zur Erflärung darüber aufzufor- 
dern, ob er, zufolge feiner pflichtmäßigen Tleberzeugung, nad) Maßgabe des Inhalts 
der Berfaffungd= Urkunde, dusch die Ableiftung des Eides ohne einen auf Die echte 
der Kirche bezüglichen Vorbehalt, fich in einem, in feinem Gewiſſen nicht zu loͤſenden 
"Conflict feiner Pflichten als Staatd-Beamter mit feinen Pflichten als Priefter ober 
Seelforger zu befinden glaube. Erklaͤrt ver Beamte, daß er fich im einem folchen, 
ohne jenen Vorbehalt, in feinem Gewiſſen nicht zu Idfenden Conflict befinde, und des⸗ 
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halb den Vorbehalt für nothwendig halte, fo iſt, — da keinem Staats⸗Beamten ge⸗ 
ftattet werben darf, einen bedingten Eid zu leiſten, und fich nach eigenem Ermeffen 
und nach eigener Auslegung feines Dienfteived durch denſelben theild für gebunden zu 
erachten, theils nicht, — dei gedachte Beamte, unter Abftanpnahme von ber Vereidi⸗ 
gung, zur Niederlegung feines Amtes, vefien Pflichten in vollem Umfange zu über: 
nehmen er fich außer Stande befinvet, aufzuforbern und, falls er dies nicht will, unter 
einftweiliger Suspenfion vom Amte, zur Disciplinar»Iinterfuchung zu ziehen. Erklärt 
dagegen der betreffende Beamte, daß er nach feiner pflichtmäßigen Ueberzeugung durch 
die Ableiftung des Eides ohne Vorbehalt, in den obenerwähnten Conflict nicht gerathe, 
und mwürbe derſelbe demnach, wenn ihm bie gedachte Weifung Seitens des Biſchofs 
nicht ertheilt wäre, den Eib auf die Verfaffung mit gutem Gewifien, ohne den Vor⸗ 
behalt Teiften koͤnnen, fo ift derſelbe, des ausgefprochenen ober fchriftlich erflärten Vor⸗ 
behaltes ungeachtet, zur Ableiftung des Eines zu verftatten. Es verftcht fich jedoch 
auch in dieſem Falle von felbft, daß ver Eid nur In der in ver Verfaſſungs-Urkunde 
Art. 108 vorgefchriebenen Form geleiftet, daß mithin der Vorbehalt in die Eidesformel 
ſelbft nicht aufgenommen werden darf. | 
Außerdem foll den Beamten, um ihn über die Auffaffung des Vorbehaltes Sei⸗ 
tens der Staats⸗Regierung nicht in Zweifel zu laſſen, eröffnet werden, daß die Staat& 
Negierung dem Borbehalt Feine Bedeutung Hinfichtlich der Fünftigen amtlichen Wirk⸗ 
famteit de8 Beamten beilegen koͤnne, für letztere vielmehr Tebiglich die Staats = Geſetze 
maßgebend erachte, und etwanige Zuwiderhandlungen gegen die Berfafjung, welche 
durch fpäter entſtandene derartige Eonfliete und mit dem gebachten Vorbehalt entſchul⸗ 
digt werben möchten, ganz eben fo beurtheilen twerde, als ob von dem Vorbehalt gar 
feine Rede geweſen ſey. Endlich ift noch beflimmt, daß, wenn ein Beamter Den mehr 
erwähnten Vorbehalt, ohne nähere Erklärung über feine Auffafiung deſſelben, vor dem 
eigentlichen Act ver Eidesleiſtung abgegeben bat, bei vieler felbft aber darauf nidt 
zurückkommt, und ven Eid felbft ohne Vorbehalt ableiftet, ihm nur die vorgedachte Er: 
öffnung über die Anficht der Staats⸗-⸗Regierung von der Wirkung des Vorbehalts zu 
‚ machen fey, teil aus ver unbebingten Civesleiftung gefolgert werben muß, ver be 
treffende Beamte befinde fich nicht in dem obenerwähnten Conflict. In derſelben Weiſe 
fol aus gleichem Grunde gegenüber venjenigen Beamten verfahren werben, welche ben 
Vorbehalt erft nach erfolgter unbedingter Eivesleiftung erklären. 
Das find die den Provinzial= Behörden In dieſer Angelegenheit ertheilten In: 
ſtructionen. 


Jeder Unbefangene, welcher einerſtits vie hohe Bedeutung eines, alle Staats-Beamte 
ohne Unterſchied gleichmäßig bindenden eidlichen Geloͤbniſſes einer _gewifienhaften Bes 
obachtung ver Verfaffung, und die in dieſer Hinficht der Staatö-Pegierung obliegenre 
Berantwortlichkeit richtig würbigt, andererſeits die gefährlichften und weitgreifenden Fol⸗ 
gen eines, vie Verpflichtung zur gewifienhaften Beobachtung ber Verfaſſung für eine 
ganze Elaffe von Staats⸗Beamten beſchränkenden, völlig unbeftinmten und, nad ber ver⸗ 
ſchiedenen Auffaffung jedes einzelnen Beamten, bald mehr, bald weniger vehnbaren Vor⸗ 
behalts zu ermeffen vermag, — wird anerkennen müflen, daß bie Staats⸗-Regierung ge⸗ 
wifienhaft bemüht geweſen ift, ven von ihr nicht hervorgerufenen Conflict in möglichft 
milder Welfe zu befeitigen, und die ihr obliegende Pflicht für die Aufrechterhaltung ber 
Berfaffung mit einer ſchonenden Rückſicht auf die Stellung zu vereinigen, in welcher bie 
gedachten Stantd«- Beamten, vermöge ihrer gleichzeitigen Eigenfchaft als Geiftliche, ihrem 
Biſchof gegenüber fich befinden. Er wird aber auch anerkennen müflen, daß Die Regie- 
rung welter, als gefchehen, nicht nachgeben durfte, ohne unveräußerliche Mechte aufzu⸗ 
geben und heilige Pflichten zu verlegen. Die Beamten, welche eine gewiſſenhafte Beob⸗ 
achtung der Verfaſſung mit ihren Pflichten als Geiftliche vereinbar Kalten, und ben auf 
- ben letzteren berubennen Borbehalt nur zu machen wünfchen, um zugleich den Pflichten 








17. Avpril. 17. 167 





gegen ihren Biſchof zu genügen, find daran nicht gehindert und werben, des Vorbehalts 
ungeachtet, zum Eine zugelafien. Auch denjenigen, welche zwar vor dem Act ver Cides⸗ 
leitung den Vorbehalt erklärt, ihn aber bei diefem Act felbft nicht wieberholt, und ven 
Eid ohne Vorbehalt geleiftet Haben, fo wie denjenigen, welche erft nachher den Vorbehalt 
esflären, wird, infofern fie fich nur mit ihrem eigenen Gewiſſen nicht in einem Gonflicte 
befinden, keinerlei Schwierigkeit bereitet, ſondern nur eröffnet, daß vie Staats⸗Regierung 
bon ihrem Standpunkte aus den Vorbehalt nicht weiter berüdfichtigen koͤnne. Alle dieſe 
Beamte verbleiben unangefuchten in ihrer amtlichen Wirkfamfeit. Demgemäß ift nament» - 
lich in Betreff der Profefioren ver Tatholifch-theologifchen Facultät zu Breslau verfahren, 
welche am Tage vor der Eivesleiftung jenen Vorbehalt erklärt, ihm aber bei der Eides⸗ 
leitung nicht wiederholt, und den Eid felbft ohne Vorbehalt geleiftet Haben. Auch bie 
Profefloren der theologifchen Bacultät an ver theologifchen und phllofophifchen Akademie 
zu Münfter haben erklärt, daß fie ihrerfeits den Eid ohne jede Reftriction leiſten würben, 
jeboch den Welfungen ihres Biſchofs nachzukommen nerpflichtet ſeyen. Diefelben wuͤr⸗ 
den daher unbedenklich zur Ableiftung des Eides zugelafien worden ſeyn, wenn nicht 
neuerdings der Bifchof ihnen die Eivesleiftung unbedingt unterfagt hätte, weil bie 
Akademie auf Grund bed Art. 15 der Berfaffungs-lirfunde nicht mehr als Staats⸗An⸗ 
ftalt, fondern als kirchliche Anftalt zu betrachten, und fomit die Profefioren an verfelben 
niht mehr Staats⸗Beamte feyen. Diefer, bis jegt von Feiner anderen Seite gelten ge⸗ 
machten Anficht, welche, abgefehen von allen übrigen dagegen vorzubringenven gemichtigen 
Bedenken, allein ſchon durch den Artikel 112 der Verfaſſung, wonach ed hinſichtlich des 
Schul» und Unterrichtäwefens bis zum Erlaß des im Art. 26 vorgefehenen Unterrichts- 
Geſetzes bet den jet geltenden Beſtimmungen verbleiben foll, ‘widerlegt wird, Tann bie 
Staats Regierung, wie fich von ſelbſt verflcht, in Keiner Beziehung nachgeben, und wird 
demgemäß die weiteren Maßregeln nehmen. 

Mas aber viejenigen Staatd= Beamten anbetrifft, welche das unbedingte eivliche 
Gelöbniß einer gewifienhaften Beobachtung ver Verfaffung mit ihren gleichzeitigen Pflich- 
ten als Tatholifche Geiftliche nicht für vereinbar halten, welche ſich alfo fhon jetzt durch 
Adleiftung des Eides ohne Vorbehalt in einen, in ihrem Gewiffen nicht zu loͤſenden 
Sonflict ihrer Pflichten gegen den Staat mit ihren Pflichten gegen vie Kirche verſetzt 
glauben, und welche deshalb einen die Rechte ver Kirche wahrenden Vorbehalt bei ver 
Eidesleiſtung für nothwendig halten, fo bleibt für dieſe nur übrig, die Verbindung 
zweier Functionen, welche fie nach ihrer Auffaſſung ver beſtehenden Gefehgebung nicht 
mehr mit einander vereinbaren Tönnen, aufzuheben, ihr Staatsamt nieverzulegen und fo 
den Confliet, in welchen fie durch letzteres, nach ihrer Anficht, der Kirche gegenüber ver- 
fegt find, zu loͤſen Wollen fie das nicht, fo ift bie Regierung verpflichtet, auf die Ent⸗ 
fernung folcher Beamten Bebacht zu nehmen, welche felbft erklären, die Pflichten ihres 
Amtes nur unvollftändig erfüllen zu Eönnen, insbeſondere die Beobachtung ver Verfaſ⸗ 
fung von ihrer fubjectiven Auslegung derfelben, gegenüber den Anfprüchen ber Kirche, 
abhängig machen, und fich dieſe Befugniß durch einen auöbrüdlichen, ganz allgemeinen 
Vorbehalt der Rechte der Kirche fichern zu müffen. Daß die Negierung ſolchen Beam- 
ten, unbeſchadet der fonftigen Ehrenhaftigkeit und Tüchtigkeit verfelben, dasjenige Ver⸗ 
trauen nicht fchenfen Tann, welches der amtliche Beruf unabweisbar erfordert, und ohne 
welches eine DVerantwortlichkeit der Neglerung für eine gemiſſenhafte Beobachtung ver 
Verfaſſung Seitens aller Staats⸗Beamten nicht genacht werden kann, Itegt fo fehr auf 
der Hand, daß es einer weiteren Nechtfertigung nicht bedarf. Bis jept ift erſt ein Tall 
befannt geworben, in welchem die Regierung nach den zulebt dargelegten Grunvfägen zu 
verfahren gendthigt fern wird. Mögen aber auch zahlreiche Bälle der Art noch vor» 
fommen, die Regierung wird ihrer Pflicht eingedenk bleiben und, unbekümmert um ein= 
feitige Urtheile, auf dem Wege der Verfaſſung und des Rechts mit Entſchiedenheit vor⸗ 
gehen. Sie glaubt aber auch für fich dad DVertraum in Anfpruch nehmen zu koͤnnen, 
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daß fie keinem Staats⸗Beamten ein eidliches Geloͤbniß zumuthen werde, welches ihn bei 
einer unbefangenen Auffafiung der amtlichen Verpflichtungen, in einen wirklicden Conflict 
mit feinem Gewiflen bringen koͤnnte. Auch dürfte das in jenem Vorbehalt fich kund⸗ 
gebende Mißtrauen gegen die Regierung um fo weniger begründet erfcheinen, als gerade 
die Berfaffung ver Tatbolifchen Kirche wichtige Rechte, welche fie bisher in Preußen 
nicht gehabt Hat, beilegt, und für Geltennmachung derſelben einen feften und ficheren Bo⸗ 
den gewährt, vie Negierung aber ſtets bemüht geweſen ift, dieſe ver Kirche urfprünglid 
durch die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. December 1848 verliehenen echte zu erhalten 
und ficher zu ftellen. 
18. | Herr R. v. Auerswald für die fernere Dauer des Reichstages zum Praſtdenten 
des Staatenhauſes erwaͤhlt. 
Daſſelbe amendirt die Paragraphen 14., 82., 99., 112. ganz in berfelben 
Weiſe wie das Volkshaus, verwirft aber bie. von dieſem (S. 15. ApriD bes 


liebte Abänderung im $. 101. 


18. | Das Volkshaus fireicht die Paragraphen 168. und 186. und fügt dem $. 175. 
bei: „Auf die Verſetzungen, welche durch Veränderungen in ber Organifation 
ber Gerichte ober ihrer Bezirke nöthig werben, finden dieſe Befiimmungen Yeine 
Anwendung.” Kerner amendirt es den $. 176., wie folgt: „Die Verhandlun⸗ 
gen vor ben erfennenden Gerichten in Civil- und Straffachen follen öffentlich 
feyn. Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch einen öffentlich zu verkündenden 
Beſchluß des Gerichts ausgefchloffen werden, wenn fie ber Ordnung ober ben 
guten Sitten Gefahr droht. In andern Fällen kann die Deffentlichfeit nur 
durch Geſetze beichränft werben.” Paragraph 182. erhält den Zufag: ‚Die 
Betheiligung bed Staates bei der Anftellung ber erfieren beftimmen bie Landes- 
Geſetze.“ 

In derſelben Sitzung erledigt das Volkshaus das Wahlgeſetz, von wel: 
chem nur das zweite Alinea des $. 13. geſtrichen wird. Desgleichen die Ad⸗ 
bitional-Acte. Artikel V. erhält folgende Faſſung: „Das der Unionsg-Gewalt 
zuſtehende Recht des Krieges und Friedens ($. 10 der Reichsverfaflung) übt 
biefelbe unbefchadet der Rechte und Pflichten aus, welche der Union aus dem 
Bunde von 1815 erwachſen. Es darf daher ben außer der Union verbleiben 
ben Deutichen Staaten gegenüber nicht ausgeübt werben, vielmehr bleiben im 
Berhältniß zu dieſen die ben Landfrieden betreffenden Beftimmungen der Geſetz⸗ 
gebung bed Bundes von 1815 in Kraft. Das Heerweien der Union wird in 
einer Weife georbnet werben, welche fich der Fünftigen Geflaltung bes Deut- 
hen Bundes anfchließt.” Sodann befchließt die Verſammlung folgende Zu: 
füge: 1. „Während bes bis zur vollendeten Einführung der Verfaffung verflie- 
enden Zeitraumes, foll die Ausübung derjenigen Rechte der Regierungen und 
ber Volfövertretung in den einzelnen Staaten, welche nach ber Berfaffung auf 
bie Uniond-Regierung und das Parlament übergehen, nach Zeit und Umfang 
nur in dem Maße in ben einzelnen Staaten aufhören, ald deren Ausübung 
durch bie Unions⸗Regierung unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung bes Parlaments 
übernommen werben fann und übernommen wird; indem übrigens dem Ermef- 
jen des Verwaltungsrathes und beziehungsweiſe ber Unions-Regierung anheim⸗ 
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geſtellt wirb, bis zur naͤchſten Parlomentsfigung bie fortſchreitende Einführung 
und Ausführung der Berfaffung in geeigneter Zeit und Weife zu bewirken.“ 


2. „Für den Fall, dag fämmtliche von dem Staatenhaufe und Vollshauſe 
übereinftimmend beſchloſſenen Abaͤnderungs⸗Vorſchläge oder einzelne derfelben, 
durch bad Organ des Verwaltungsraths oder ber NReichöregierung die Geneh- 
migung der verbündeten Regierungen erhalten, eriheilt das Volkshaus hierdurch 
feine Zuflimmung, „daß die Verfaſſung, das Wahlgefeß und die Adbitionals 
Acte nach Maßgabe der genehmigten Vorfchläge abgeändert, und in dieſer ab- 
geänderten Geflalt promulgirt werben, wobei das Volkshaus jeboch gleichzeitig 
bamit einverflanden ift und erflärt, daß es, in fo weit jene Vorſchläge ganz: 
ober theilweife die gedachte Genehmigung nicht erhalten, bei den in Folge der 
Zufimmung bed Reichstages feftgeftellten Beflimmungen jener Urfunden ver- 
bleibe.” — . 


18. | EiriularsSchreiben der Bilchöfe der Kirchen-Provinz Cöln an die Geiftlichfeit ihrer 
Diöcefen. 

In den Berathungen über die Angelegenheiten unferer Heiligen Kirche, welche Wir 
biefer Tage gepflogen, mußte auch die Einedfeiftung auf die preußifche Verfaffung, befon- 
ders durch Geiftliche, ein Gegenſtand Unſerer ernfleflen Erwägung werden. Wir fühlten 
Uns Hierzu um fo mehr aufgefordert, als einestheils dieſe Verfaſſung, wenn fie auch, 
ihrem Wortlaute nach, eine günftige Auffaflung zuläßt, dennoch eine Deutung und An⸗ 
wendung erhalten Tönnte, welche mit den echten unferer heiligen Kirche und mit Yinfe- 
ren gegen dieſelbe eidlich übernommenen Verpflichtungen Im Wiperftreit flieht, andern- 
theils aber Wir Selbft ſchon wegen viefer Sachlage und in Folge vielfach an Und geftelle 
ter Anfragen, Und vorläufig aufgefordert gefühlt Hatten, den gefürchteten Gefahren nach 
Kräften vorzubeugen. Als Ergebniß Unſerer Erwägung laflen wir ihnen die nachftehende 
Erklaͤrung zugeben, welche zugleich als bindende Vorfchrift über die Eivesleiftung aller 
Beiftlichen gilt, welche (zufolge Art. 108. der Verfafſſungs⸗Urkunde) zu derſelben aufge- 
fordert werben. Die Lehre der katholiſchen Kirche ift untrüglich und unveränverlich; vie 
ihree göttlichen Sendung und Einrichtung entflammenven echte find unveräußerlich. 
Es find daher die gegen die Kirche übernommenen und eivlich eingegangenen Verpflich⸗ 
tungen von bleibenver verbinvlicher Kraft, und viefelben Finnen — abgefehen davon, daß 
ein ihnen widerſtrebender Ein nicht abgelegt werden darf — in Feiner Weiſe durch irgend 
welche andere eibliche Gelöbniffe tın Geringften aufgehoben, beeinträchtigt oder verfümmert 
werben. Diefen Grundfaß, welcher zugleich mit ver Pflichtireue gegen den Staat im 
vollkommenſten Einklang fteht, auf den vorliegenden Ball angewendet, verfteht es fich von 
ſelbſt, daß der Eid auf die Verfaffung in Eeiner Weife den gegen die Kirche übernom- 
menen Pflichten Abbruch thun, noch die Stellung ändern kann, welche die Eidleiſtenden 
bis jeßt zur Kirche eingenommen haben. Wenn daher die angebeuteten Umflände einer 
feitö nicht der Art find, daß wir bie Aufnahme eined Vorbehalte in bie Einesformel 
felbft verlangen muͤſſen, fo veranlafien fie Uns doch andrerſeits zu verordnen, daß Fein 
Geiftlicher ohne voraudgegangene und angenomniene Kundgebung der bezeichneten kirch⸗ 
lichen Verwahrung binfort den Ein ablege. Diefe foll daher der betreffenden Staats⸗ 
behoͤrde fchriftlich in folgender Weile zugefertigt werden: „Euer ..... zeige ich ergebenft 
an, daß ich bereit bin, ven von mir verlangten Eid auf die Verfaflung zu Ieiften, Halte 
mich aber für verpflichtet, mich zuvor, was hiermit gefchieht, über die Willensmeinung 
auszuſprechen, in welcher ich dieſe heilige Handlung vornehme. Diefe Willensmeinung 
befteht darin, daß der neue Ein die Nechte der Kirche und meine Verpflichtungen gegen 
dieſelbe nicht beeinträchtigen, folglich auch meine Tirchliche Stellung in Nichts aͤndern 
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kann.“ Mir Selbft, ehrivürbige Brüder, haben, eingedenk Unſerer oberbirtlicden Pflicht, 
feierliche Verwahrung der Rechte der Kirche, welche irgendwie burch die Berfaffung 
bedroht ſeyn Eönnen, an geeigneter Stelle eingelegt. 


18. | Schreiben berfelben Bilhöfe an den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten. 
„Die Bollziehung des Art. 108. der Verfaſſungs-Urkunde, wie fie Em. ange- 

ordnet haben, Fonnte nicht verfehlen, die unterzeichneten Biſchoͤfe der Kirchenprovinz Göln 
zu der ernſtlichſften Ertvägung dieſer Angelegenheit aufzufordern. Zweierlei Umſtaͤnde 
durften wir dabei nicht unbeachtet Iaffen: einmal, daß ven, zur Einesleiftung herangezo⸗ 
genen Prieſtern nicht geflattet wurde, ihre der Kirche gegenüber ſchon eiblich eingegan- 
genen Berpflichtungen dei dem Beeidigungsacte zu wahren, fobann aber, daß ohne wei⸗ 
tere Notification an die Kirchenbehörden, Kirchenviener als Staatsdiener behandelt wurden, 
in Betreff deren diefe Qualität entweder beftritten, over nicht ald die vorwiegende, ober 
nicht ald die alleinige behauptet werven kann. Diefe Umftände haben und vermocht, zu: 
naͤchſt an die Geiftlichkeit unferer Sprengel eine Verfügung zu erlafien, welche wir Ei. 
in Abſchrift mitzutheilen die Ehre haben. Gleichzeitig fühlen wir und gedrungen wieder⸗ 
holt zu erklären, daB wir, als vie berufenen Hüter und Vertheidiger der Rechte der katho⸗ 
Tischen Kirche, übereinftiinmend mit den unverjährbaren Grunpfäßen derſelben, den Eit 
auf die Verfaffung nur infoweit für bindend und rechtöfräftig erachten können, ald er 
salvis ecclesiae juribus geleiftet wird. Da und, wie bereit3 bemerkt, nicht mitgetheil 
worden, welche Kategorien von Kirchendienern zur Eivesleiftung herangezogen werben, fe 
finden wir und außerdem verpflichtet, Die Kirche gegen alle Folgerungen von vorm herein 
zu verwahren, welche aus ber Thatſache der geſchehenen Eideöleiftung auf eine verän- 
derte Stellung ber Betheiligten zu ihr, möglicher Weile gezogen werden Eönnten.” 

18.| S. M. der König von Preußen befiehlt, den General-Lieutenant a. D. v. Williien 
(S. 10. April) in der Lifte der zur Penfion berechtigten preußifchen Offizier 
zu ftreichen. 

18. | Erlaß S. M. des Kaifers von Oeſterreich auf den Vortrag des Cultus⸗Miniſte⸗ 
riums vom 7. April. 

„Zum Bollzuge der durch $. 2. des Patents vom A. März 1849 ver Tatholiichen 
Kirche verbürgten Nechte genehmige Ich über Antrag Weines Minifterd des Cultus 
und Unterrihts, und auf Einrathen Meine! Miniſter⸗Rathes für alle Kronländer 
Meines Neiches, für welche jenes Patent erfloften iſt, nachftehenne Beftinmungen: $. 1. 
Sowohl den Bifchöfen, als den ihnen unterſtehenden Gläubigen, ſteht es frei, fich in 
geiftlichen Angelegenheiten an ven Papft zu wenden, und bie Entſcheidungen und An 
orbnungen des Papftes zu empfangen, ohne dabei an eine vorläufige Zuſtimmung ver 
weltlichen Behörden gebunden zu feyn. $. 2. Den Eatbolifchen Biſchoͤfen ſteht es frei, 
über Gegenftände ihrer Anıtögewalt und innerhalb der Grenzen verfelben, an ihren Clerus 
und ihre Gemeinden ohne vorläufige Genehmigung der Staats⸗Behoͤrde Ermahnungen 
und Anordnungen zu erlafien; fie haben jedoch von ihren Erlaffen, infofeen fie äußere 
Wirkungen nach fich ziehen oder äffentlich kundgemacht werden follen, gleichzeitig ben 
Regierungs⸗Behörden, in deren Vereich die Kundmachung erfolgen ober die Anwendung 
geſchehen fol, Abfchriften mitzutheilen. $. 3. Die Verorbnungen durch welche die Kir⸗ 
hengewalt bisher gehindert war, Kirchenftrafen, die auf bürgerliche Nechte keine Rüd- 
wirkung üben, zu verhängen, werden außer Kraft geſetzt. F. 4. Der geiftlichen Gewalt 
fteht das Recht zu, Iene, welche die Kirchenämter nicht der übernommenen Verpflichtung 
gemäß verwalten, in Der durch das Kirchengefeb beftimmten Form zu fuspenbiren ober 
abzufegen, und fie ver mit dem Amte verbundenen Einkünfte verlufig zu erklären. F. 3. 
Zur Durchführung des Erfenntnified kann die Mitwirkung der Stantöbehörben in Ans 
ſpruch genommen werben, wenn benfelben der ordnungsmaͤßige Vorgang der geiftlihen 

Behoͤrde durch Mittheilung ver Yinterfuchungse Akten nachgewieſen wird. $. 6. Mit der | 
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Durchführung dieſer Beftimmungen ift Mein Minifter des Eultus und Unterrichtes be- 
auftragt. Meine Behörden find anzuweifen, daß, wenn ein katholiſcher Geiftlicher feine 
Stellung und die ihm in verfelben für Tirchliche Zwecke zuſtehenden Befugniffe zu anderen 
Zweden in ver Art mißbraucht, daß feine Entfernung vom Amte für nothwendig erfannt 
wird, fie ſich deshalb vorerft mit feinen kirchlichen Vorgeſetzten ind Einvernehmen fegen. 
Den Gerichts -Behörben Ift zu verordnen, daß, wenn ein katholiſcher Geiftlicher wegen 
Verbrechen oder Vergehen verurtheilt wird, ven Bilchofe die Verhandlungs⸗Akten auf 
fein Berlangen mitgetheilt werben. In der Mir zuftehenden Ernennung der Bifchäfe 
erkenne ich ein von Meinen erlauchten Vorfahren überkommenes echt, welches Ich ger 
wiſſenhaft zum Geile und zum Frommen ber Kirche und des Reiches auszuüben gebenfe. 
Um bei der Auswahl der Perſon dad Befte der Kirche zu wahren, werde Ich ſtets ge= 
neigt ſeyn, bei Befegung von Bisthümern, wie dieß auch bisher in Uebung war, den 
Rath von Biſchoͤfen und namentlich von Biſchoͤfen der Kirchen⸗Provinz, in welcher das 
Bisthum erledigt ift, zu Hören. Ueber die bei Ausübung ver lanvesfürftlichen Rechte 
in Betreff der Beſetzung geiftlicher Aeınter und Pfründen zu beobachtende Form hat Mein 
Minifter des Cultus und Unterrichts Mir die geeigneten Anträge zu erflatten. Zur 
Durchführung der von ber Verfammlung ver Biſchoͤfe in Betreff der Bedingung zur Er» 
langung von Domberinftellen, der Domicellar- Sanonicate, dann in Betreff der Wahls 
Eapitel zu Olmüb und Salzburg befchloffenen Mapregeln find vie Biſchoͤfe, inſoweit 
Meine Regierung dazu mitzuwirken berufen ift, Eräftigft zu unterflügen. Die vollftänpige 
Durchführung der von der Verfammlung der Bifchäfe über vie Pfarr-Concurd-Prüfung 
getroffenen Beftimmungen foll, unter dem Vorbehalte, daß diefelben nicht ohne mit ber 
Regierung gepflogene Rückſprache abgeändert werben, Fein Hinderniß finden, jedoch foll 
bort, wo, und infoteit, ald jene Beſchlüſſe nicht zur Nichtfehnur genommen werben, bei 
der Pfarr» Eonsurd=- Prüfung nach) den biöherigen Anordnungen vorgegangen werben. 
Ich genehmige, daß es jedem Bifchofe frei ftehen fol, ven Gottesdienſt in feiner Diöcefe 
im Sinne der von der Verfammlung der Biſchoͤfe gefaßten Beichlüffe, zu ordnen und zu 
Teiten. Deine Behörden find anzuwelfen, auf Grundlage der beſtehenden Geſetze darüber 
zu wachen, daß an Orten, wo die Fatholifche Bevoͤlkerung die Mehrzahl bildet, Die Feier 
der Sonn= und Fatholifchen Feſttage nicht durch geräufchoolle Arbeiten over durch Sffent- 
lichen Handelsbetrieb geftört were. Im Uebrigen nehme ich den Inhalt ver Mir vor« 
gelegten Eingaben der Verfammlung der Biſchoͤfe zur Kenntniß, und ermächtige Meinen 
Pinifter des Cultus und Linterrichts, folche in Gemäßheit der in dieſem Vortrage ent⸗ 
wickelten Anfichten zu erledigen. Ueber die noch unerlevigten ragen find Mir die geeig⸗ 
neten Anträge mit thunlicher Befchleunigung zu erftatten, und injofern ein Einvernehmen 
mit dem päbftlichen Stuhle nothwendig iſt, find hierzu die nöthigen Vorbereitungen und 
Einleitungen zu treffen. Diefes Einvernehmen wird fich auch auf die Negelung des Ein- 
fluſſes zu erftredden Haben, der Meiner Regierung gewahrt werden muß, um bon geift« 
Tichen Aemtern und Pfründen im Allgemeinen Männer fern zu halten, welche bie bür« 
gerliche Ordnung gefährden Fännten. 


18. | + Baron 9. Reiffenberg, zu Brüflel. 


19. | Das Staatenhaus gelangt in der Erörterung des DVerfaffungs-Entwurfes bis zu 
$&. 155, indem es fich alle vom Volkshauſe beichloffenen Amendements aneignet. 


19. | Der Fürftbifchof von Breslau an den K. preußifchen Miniſter ber geiftlihen An⸗ 
gelegenpeiten. 

In dem heutigen Stantd-Anzeiger finde ich einen von Berlin, 18. April batirten 

Artikel über dad Verfahren des K. Staatöminifteriums hinfichtlich der Abforberung des 

Verfaſſungseides, welchen ich, feines Halbamtlichen Charakters wegen, wohl ald eine ins 

directe Erwiederung auf mein an Ew. unterm 8. April gerichtetes ergebenfled Schreiben 

— da mir eine directe bisher nicht geworben — anfehen muß. Ich finde mich dann 
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aber zu folgenden Bemerkungen darüber veranlaßt. Die Wichtigkeit der Sache forbert 
volle Aufrichtigkeit, und dieſe Forderung will ich erfüllen. Es ift vor allem eine völlige 
Berfennung des katholiſchen Stanppunftes, wenn angenommen wird, daß durch den Bor 
behalt „salvis ecclesiae juribus” es jedem fo ſchwoͤrenden Tatholifchen Geiſtlichen frei» 
geftelft ſey, durch willfürliche ſubjective Deutung in einzelnen Beftimmungen ver Verfaſ⸗ 
fung angebliche Widerſprüche mit den Mechten der Kirche, alfo mit dem Gewiſſen des 
Schwörenden, zu finden. Diefe Befugniß, über ven Bereich ihrer Rechte und Pflich⸗ 
ten und über die Verbindlichkeit feines darauf bezüglichen Cides zu entſcheiden, legt bie 
katholiſche Kirche dem Einzelnen nicht bei; fie Hat dafür ihre gefehlichen Organe, ven 
Episcopat. Der Staat hat alfo hier von ſubjectiver Willtür nichts zu beforgn. Eine 
gleiche Verkennung des Eatholifchen Standpunktes giebt fich in der vom K. Staatsminiſte⸗ 
rim befchloffenen Infteuetion kund, wonach den Geiftlichen, welcher auf Grund ver bi- 
fhöflichen Erflärung den Eid nicht unbedingt fchwören zu koͤnnen erffärt, „durch ange 
meffene Belehrung Hiervon abzubringen” verfucht werben fol. Ein ſolches verfuchtes 
Hineindringen bureaufratifcher Belehrung zwifchen das priefterliche Gewiflen und den im 


- Namen der Kirche ſprechenden Bifchof muß jeder Tatholifche Priefter mit Entſchiedenheit 


als eine „Verſuchung“ zurücweifen; denn es wird ihm bier bezüglich feiner bereits be- 
ſchwornen Pflichten Dasjenige zugemuthet, was ihm bezüglich der erft zu übernehmen 
den flantlichen Pflichten, laut ver Inftruetion, nicht gefkattet werden Darf, nämlich ein 
ſubjectives Beſchraͤnken und fich felbft Entbinden davon. 


Wenn dann aber die minifterielle Inftruction noch Hinzufügt: falls der Betreffende 
erkläre, er gerathe nach feiner pflichtmäßigen Ueberzeugung durch die unbedingte Eides⸗ 
leiftung nicht in den Conflict zwifchen feinen ſtaatlichen und Firchlichen Pflichten, und 
ohne die gedachte Welfung feines Bifchof3 würde er den Eid ohne Vorbehalt leiſten tin 
nen,. „alsdann Eönne derſelbe ungeachtet des Vorbehalts zum Eide gelafien werden, te 
dann wie ein unbedingter Eid zu betrachten‘, fo wird hierdurch die „Verſuchung“ zu 
vollendeten That, der Schwörende zum Treubrüchigen gegen feinen Bifchof gemadt 
Nein, fo läht ein Fatholifch=priefterliched Gewiſſen, welches eben dadurch ein katholiſches 
if, daß ihm die Stimme feiner Kirche als höheres Geſetz gilt denn fein fubjectived Mei- 
nen, fich nicht wenden und einfangen! Ich Habe ed unter andern Unftänden laut vor al- 
ler Welt gefagt, und es ift damals gern gehört worden: „Wenn ver Katholik Gewiſ⸗ 
ſenszweifel hat, jo fragt er feine Kirche, das in ihr göttlich beftellte Lehramt.” Damals 
banvelte es fih um die Treue gegen den König und den Staat, und Tauſende ton 
Schwankenden, durch die einflußreichiten Beiſpiele irregemacht, befannen ſich, und berid- 
tigten ihr unklares oder irregeleitetes Gewiſſen an dem bifchöflichen Worte, welches ir 
Mund ihrer Vriefter ihnen verkündete und dolmetfchte. Glaubt man wirklich, daß dieie 
felben Priefter jeßt daſſelbe bifchöfliche Wort, welches fie zur Treue gegen die Kirche er⸗ 
mahnt, nicht hören dürften? daß eine minifterielle Abfolution fie davon entlenigen Eönne? 
Menn aber diejenigen Geiftlichen, welche vorerſt ihrer Kirche treu feyn wollen, un dann 
in Inuterem Gewiffen auch ihre Treue gegen ven Staat zu bewahren und zu bewähren, 
darum als unfähig erachtet werden follen, ein Staatdamt zu verwalten, fo kann ich ala 
treuer Unterthan Dies im Interefie des Staats nur hoͤchlich beklagen, denn ich bin ber 
Anficht, daß „ehrlich am längften währt”, und daß, wie neulich ein Eräftiger Mund zu 
Erfurt ed ausgefprochen, in einem Menfchen nicht zwei Gewiſſen wohnen Einnen. „Aber“, 
fagt man uns, „vie Berfaffung gewährt ja der Fatholifchen Kirche wichtige Mechte, welche 
fie in Preußen bisher nicht gehabt bat.“ 

Ich erkenne Dies gern an, und gewiß bat Niemand dem edlen Könige inniger da⸗ 
für gedankt als ich, der ich überzeugt bin, daß wir zunächft feinem hochherzigen Sinne 
diefe Gerechtigkeit vervanken. Allein wir Katholifen Haben in Verfaſſungs⸗Angelegenhei⸗ 
ten zu bittere Erfahrungen gemacht, ald daß ein paar Paragraphen mit allgemeinen Zu⸗ 
fiherungen und völlig beruhigen koͤnnten. Das franzöfifche Concordat, dann die bairifche 
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Verfaſſung garantirten auch in allgemeinen Saͤtzen der katholiſchen Kirche die ihr gebüh⸗ 
renden Freiheiten und Rechte, das bairifche Concordat führte dies fogar in den Haupt⸗ 
zügen aus; und dennoch ward dort in den organifchen Artikeln, hier in den nachfolgen= 
Edicten dad Gewährte wieder verfümmert, die alte Feſſel wieder angelegt. Kann nach 
folhen Erfahrungen ein der Kirche vereideter Priefter fich unberingt auf eine Verfaſſung 
verpflichten, welche noch fo manche wichtige, die Tirchliche Lebensfphäre innig berührenne 
organifche Gefeße in Ausficht ſtellt? Ja welche fogar im $. 118 mit einer neuen Verfaſ⸗ 
fung ſchwanger geht, die möglicherweife (und die Erfurter Verhandlungen rechtfertigen dieſe 
Beſorgniß!) alles der Kirche Gewährte wieber in Frage ftellen wird? In Baiern erhob 
fih bei Einführung der Berfaffung im Jahre 1821 aus denfelben Gründen naturnoth- 
wendig derſelbe Conflict, und der Geber ver Verfaffung, König Marimilian I., nahm, 
um ihn zu beheben, keinen Anftand, in einer Proclamatton d. d. Tegernfee, 15. Sept. 
1821, feierlich zu erklären, „daß durch den Verfaſſungseid dem Gewiſſen ver Katholiken 
nicht. im geringften Zwang angethan werden wolle, daß dieſer Ein fich lediglich auf bie 
bürgerlichen Verhältnifie beziehe, und daß fie dadurch zu nichts verbindlich gemacht wür⸗ 
den, was den göttlichen Gefeßen oder ven katholiſchen Kirchenfagungen entgegen wäre.‘ 
Das ift die rechte Ordnung: Gott was Gottes, und dem Könige, dem Stante, was bed 
Königs, des Staats ift! Und nur Died und nichts Anderes habe ich in ber bon mir mei⸗ 
nen Beiftlichen im fürzeften Ausdrucke vorgefchriebenen Glaufel: „Sulvis ecclesiae juri- 
bus“ augdrüden wollen und Eönnen, auf welcher ich daher beharren, und jedes Zuwider⸗ 
handeln bei einem Geiftlichen fireng ahnden muß. Aus diefem Grunde, und damit durch 
den Eingangs erwähnten balbofficiellen Artikel Niemand irregeleitet werbe, fehe ich mich 
auch genäthigt, viefem meinen ergebenften Schreiben die gleiche Deffentlichkeit zu geben. 


19.| Schreiben des Biſchofs v. Ermeland an einen Geiftlichen feiner Diörefe. 

In Folge der Anfrage Ew. vom 6. d. Mts. habe ich Sie, ald Geiftlichen meiner 
Didcefe darauf aufmerkfam zu machen, daß die neue Staatö-Verfaffung bon und Geiſt⸗ 
lichen, denen Im vorzüglichen Grabe die Pflicht obliegt, die unveräußerlichen Rechte der 
Kirche, wie fie folche von ihrem göttlichen Stifter überfommen hat, und mie fie ihr 
durch feierliche Verträge und Urkunden abfeiten der Staatsgewalt garantirt worben find, 
wahrzunehmen und zu erhalten, — nur unter dem Vorbehalte diefer überfommenen und 
garantirten Mechte befchworen werden kann, wonach Et. aljo, um mit ven Bei der Or⸗ 
Dination übernommenen Pflichten nicht in Collifion zu kommen, vor Beſchwoͤrung ber 
Verfaſſung eine auf den erwähnten Vorbehalt bezügliche Erklärung abzugeben, und zu⸗ 
gleich darauf anzutragen haben werden, daß diefe von Ihnen abgegebene Erklärung zu 
Protvcoll genommen werbe, wozw ich Sie zugleich hierdurch anweiſe. Ä 


20. Das Staatenhaus beendet die Erörterung bed Verfaſſungs⸗Entwurfes. Die hin- 
fihtlich einiger Paragraphen vom Vollkshauſe getroffenen Abänderungen werben 
angenommen, und außerdem folgende Beichlüffe gefaßt: 

$. 159 zu amendiren: „Die Deutfchen haben das echt, fich friedlich und 
ohne Waffen in gefchloffenen Räumen zu verfammeln u. ſ. w. Volls⸗ 
Berfammlungen unter freiem Himmel unterliegen ber obrigfeitlichen 
Erlaubniß”. ' | 

Dem 6. 182 hinzuzufügen: „Leber die Betheiligung bes Staats bei ber 
Anfteflung der Gemeinde⸗Vorſteher, und über bie Ausübung bed ben Gemeinden 
zuftehenden Wahlrechts wird bie Landes⸗Geſetzgebung das Nähere beſtimmen“. 

Den 6. 183 zu flreichen. 

Dem $. 192 Folgendes beizufügen: „Die gefeglichen Beſtimmungen über 
bie Wahlen zu den landſtändiſchen Berlammlungen der Einzelftaaten find, mit 
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20. 


21. 


22. 


Ausſchluß der für die erfie Kammer geltenden oder anzuordneuden Beſtimmun⸗ 
gen, nad den Grundnormen einzurichten, auf welchen das Geſetz über die Nah: 
Ien zum Bolfshaufe beruht”. 

Das Wahlgefeg wird ganz übereinftimmend mit dem Voltshauſe be: 
handelt. 


Desgleichen die Additional⸗Acte, nur ändert man die letzten Zeilen 


bes zweiten Zuſatzes, wie folgt: „bei den durch die Zufimmung bei 


Neihstages nach allen Seiten hin rechtsverbindlich geworbenen 
Befimmungen der Berfaffungs-Urfunde, des Wahlgefetes und 
ber AdditionalsActe zu verbleiben babe”. Außerdem findet noch nad 
ſtehender Zufag Annahme: „Das Stantenhaus ermächtigt auf den Antrag der 
verbündeten Regierungen den Reichsvorſtand, mit denjenigen zum Bündnife gr 
hörigen Staaten, welche, fo Tange Holftein und Lauenburg, oder einer bie 
Staaten, außerhalb des Bundesftantes ftehen, eine freiere Bewegung bei Re 
gelung ihrer Hanbeld-Gefeugebung und ihrer Handeld-Beziehungen zu ben nid! 
verbündeten Staaten innerhalb und außerhalb Deutichlands, und eine Berl 
tung ihrer Handels⸗Intereſſen durch befondere Confular- Agenten in Anſptuh 
genommen haben, die nöthigen Vereinbarungen unter Wahrung ber Interefin 
der Union zu treffen, und folhe dem nächften Reichstage zur definitiven Or 
nehmigung vorzulegen”. 


Der Abgeordnete Simfon für die Dauer bes Reichstages zum Praͤſidenten bi 


Volkshauſes gewählt. 

Die Gefchivorenen zu Berlin erklären einen wegen Majefläts - Beleidigung und 
Hochverrath Angeklagten des erfleren Verbrechens und der Anreizung zum Hoh⸗ 
verrath ſchuldig, jedoch mit mildernden Umfländen. Der Gerichtshof caffirt dad 
Uriheil, in der Annahme, die Gefchworenen hätten fi bei Beantwortung Kt 
Trage wegen bed Hochverraths geirtt. 

Dad Geichworenen: Gericht zu Breslau erklärt zwei der Majeftäts- Beleibigum 
Angeklagte für nichtſchuldig. 

+ Prinz Ernft zu Heflen » Philippsthal, K. ruſſiſcher General ber Cavalerie, N 
Herleshaufen. 





Das DomsCapitel zu Breslau begiebt ſich aus der Kathedral⸗Kirche im feierlichen 


Zuge zu dem Fürftbifchof, um demfelben im Namen des gefammten Dioͤceſan⸗ 
Clerus für fein Berfahren Hinfichtlich des Verfaſſungs⸗Eides zu danken. 
Protokoll über das Zufammentreten der Verfaſſungs⸗Ausſchüſſe beider Häufer de} 


deutfehen Barlaments, hinſichtlich der in ihren Befchtüffen fattfindenden Dife 
engen. 


Zur Vereinigung über die abweichenden Beſchluͤſſe beider Haͤuſer in Bezug aufde 


Verfafſung traten nach $. 60 ver Geſchaͤfts- Ordnung/ in Folge Einladung ver Präfibentn 
beider Käufer, die beiderſeitigen Ausſchuͤſſe im Local des Staatenhauſes zuſammen, UM 
durch Berathung eine völlige Uebereinſtimmung beider Haͤuſer moͤglichſt zu erleichtern. 

Durch Acclamation erſuchte man, auf den Antrag des Abg. Grafen Rittberg, den 
Praͤſidenten v. Auerswald, ven Vorſitz zu fibernehmen. Derſelbe entſprach dieſem Wun⸗ 
ſche, und leitete die Verhandlung ein. 


⸗ 


April. 28. u 13 





1. Zu $. 101 ad Nr. 6 iR dad Staatenhaus dem Beichluffe des Volkshauſes nicht 
beigetreten. 

Der Abg. Brüggemann brachte den folgenden Vermittelungs⸗Vorſchlag ein: „Nach 
erfolgter Brüfung und Beivilligung durch das Volkshaus wird das Budget an dad Staa⸗ 
tenhaus abgegeben. Das Staatenhaus hat dad Recht der Ausftellungen und Erinnerun« 
gen, nach deren Erörterung mit dem Volkshauſe es das Budget, wie ed bon dem 
Volkshauſe feſtgeſtellt worden If, im Ganzen anzunehmen over zu verwerfen hat.’ 


Der Abg. v. Binde ftellte Dagegen ven nachftehenden fich ganz ber preußifchen Ver⸗ 
faffung Art. 62 anfchließenden Antrag: „Nach erfolgter Prüfung durch das Volkshaus 
wird dad Budget an dad Stantenhaus zur Berathung und Beſchlußnähme abgegeben. 
Dem Staatenhaufe fteht dann nur dad Necht zu, dad Budget im Ganzen anzunehmen 
oder zu verwerfen.“ 

Nachdem mehrere Nebner dafür und dagegen fich ausgefprochen Hatten, reichte Abg. 
Beſeler nachftehenden Vermittelungs⸗Vorſchlag ein: Statt des zweiten umd britten Sabes: 
„Dieſem ſteht innerhalb des Befammtbetraged des orbentlichen Budgets, fo vie derfelbe 
auf dem erften Meichötage oder durch fpätere Reichsbeſchlüſſe feftgeftellt ift, das Recht 
zu, Erinnerungen und Ausftellungen zu machen. Wenn fich Feine Mebereinftimmung ver 
Beichlüffe in beiden Käufern herftellen laßt, foll in dieſem Falle der des Volfshaufes 
maßgebend fehn.” 

Bet der Abftimmung erhielt der erſtgedachte Vermittelungs-Vorfchlag Feine weitere 
Unterftüßung. Der zweite Antrag wurbe zurüdgezogen, und der dritte gegen 1 Stimme, 
alfo faſt übereinftimmend, angenoınmen. 

HM. Zu $. 152. Den zweiten Sag bat das Volkshaus geftrichen, das Staatenhaus 
aber beſtehen laſſen. 

Abg. v. Vincke ſtellte folgenden Vermittelungs⸗Vorſchlag: Den zweiten Sag alſo zu 
fafſen: „Abgeſehen hiervon unterliegt der Häusliche Unterricht Feiner Beſchränkung.“ 

Abg. v. Oertzen beantragte: ſtatt der Worte: „ſteht jedem Deutſchen frei” zu ſetzen: 
„iſt keinem Deutſchen zu unterſagen, ver ꝛc.“ 

Nachdem die Berathung darüber auf den Antrag des Abg. Grafen Dyhrn geſchloſ⸗ 
ſen war, wurde der v. Vinckeſche Antrag durch die Mehrheit angenommen, wodurch ſich 
der Antrag v. Oertzen erledigte. 

III. Zu F. 159. Es weichen die‘ Beſchlüſſe beider Häuſer ab. 

Der Beſchluß des Staatenhauſes blieb In der Minorität, vie Majorität vereinigte 
fih für den Beſchluß des Volkshauſes. 


IV. Bu 6. 182. In Bezug auf ven Zuſatz weichen die Befchlüffe beider Häufer ab. 

Der Beſchluß des Stantenhaufed wurde faft einftimmig angenommen. 

V. Zu $. 183. Das Volkshaus hat diefen Paragraphen angenommen, das Staa⸗ 
tenhaus benfelben geftrichen. 

Der Abg. v. Binde beantragt: Hinter den erften Sab des Parapraphen hinzuzufü= 
gen: „oder eine eigene Gemeinde bilden.” 

Die Streichung ded Paragraphen wurde vertworfen, dad Amendement v. Binde an⸗ 
genommen. 

VI. Zu $. 184. Eine Verſchiedenheit waltet inſoweit ob, als das Staatenhaus das 
Amendement Tellemann angenommen hat, welches im Volkshauſe nicht zur Sprache ge⸗ 
kommen iſt. 

Abg. Graf Rittberg beantragt indeß zu $. 192 als Vermittelungs⸗Vorſchlag den 
Antrag des Ausſchufſes des Staatenhauſes sub 31 Seite 4 der Druckſchrift Nr. 7. 

Der Beichluß des Stantenhaufes, Amendement Tellemann, wurde gar nicht unterflüßt. 

"Der Vorfchlag Nittberg wurde mit 20 gegen 18 Stimmen angenommen. 

Nach Berathung über den nun einzufchlagenden Gefchäftsweg einigte man fich dar⸗ 
über: daß die Reſultate ver heutigen Sitzung beiden .Häufern zur Kenntniß gebracht 
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werben, dad Volkshaus aber zunaͤchſt, auf Grund eines von feinem Ausdſchuſſe zu erſtat⸗ 
tenden Berichts, varüber berathe und Beſchluß fafle. 

Ferner wurde einverſtaͤndlich zu regiſtriren beſchloſſen: daß die Berfahrungsmeife in 
der heutigen Sitzung der vereinigten Ausſchuͤſſe für künftige Faͤlle nicht als Norm die⸗ 
nen folle. 


22. | Bertrag zwifchen Defterreich und Toscana über ben Aufenthalt eines Rerreichifge 
Truppen-Corps von zehntaufend Mann in dem Großherzogthume. 


23.| Die Gefchworenen zu Magdeburg erklären den, der Majeftäts- Beleidigung ange: 
klagten Prediger Uhlich für nichtfchufdig. 
23. | Zu Elberfeld Beginn der Proceß- Verhandlungen wegen der vorjährigen Revolte. 
Don 193 Angellagten find 123 gegenwärtig. 


23. Erlaß S. M. des Kaiſers von Oeſterreich. 


In Erwägung der 88. 2, 3 und A des Patentes vom 4. März 1849 genchmige 
Ich, nach dem Antrage Meines Peinifterd des Cultus und Unterrichted und über Ein 
rathen Meines Miniſter⸗Rathes, für alle Kronlänver, für welche jenes Patent erfloffen 
ift, nachftehende Beftimmungen: F. 1. Niemand Tann an nieberen oder höheren Sffent- 
lichen Lehranftalten als katholiſcher Neligionslehrer over Profefior der Theologie wirken, 
ohne die Ermächtigung Hierzu von dem Bifchofe erhalten zu Haben, in deſſen Disc 
fich die Anftalt befindet. $. 2. Der Bifchof kann die Jemanden ertheilte Ermächtigung 
jederzeit wieder entziehen; bie bloße Entziehung dieſer Ermächtigung macht jedoch einen 
bon der Negierung angeftellten Lehrer nicht des ihm gefeglich zuſtehenden Anſpruches 
auf einen Ruhegehalt verluftig. $. 3. Es bleibt Sache ver Regierung, Männer, welche 
vom Bifchofe die Ermächtigung zum Vortrage der Theologie erhalten haben, an dm 
tbeologifchen Facultaͤten zu Profefloren zu ernennen ober ald Privat-Docenten zuzulafen, 
und diefe verwalten ihr Amt nach Maßgabe ver afademifchen Geſetze. F. 4. Dem Biſchofe 
fteht e8 frei, feinen Alumnen die Vorträge, welche fie an der Univerfität zu befuchen 
baben, und deren Reihenfolge vorzuzeichnen, und fie darüber in feinem Seminarium prü- 
fen zu laſſen. $. 5. Zu den firengen Prüfungen der Candidaten der theologiſchen 
Doctorivürde ernennt der Bifchof die Hälfte der Prüfungs=-Conmiffäre aus Männern, 
welche felbft den theologifchen Doctorgrad erlangt haben. $. 6. Es Fann Niemand bie 
theologifche Doctorwürbe erlangen, der nicht vor dem Bifchofe oder dem von ihm dazu 
Beauftragten dad triventinifche Glaubensbekenntniß abgelegt Hat. Mit ver Durchfih⸗ 
rung diefer Beftimmungen ift Mein Minifter ded Cultus und Unterrichts beauftragt. 
Sch genehmige ferner die übrigen in dieſem Vortrage geftellten Anträge, und ermächtige 
Meinen Minifter des Cultus und Unterrichts zu deren Durchführung. 


23. | Beichluß des Olbenburger Landtages: 1) Die Staate-NRegierung wolle dem Land: 
tage in ber naͤchſten oder der nächfifolgenden Sigung bie Zuficherung ertheifen, 
bag der Beſchluß des Landtages und das darauf ergangene Schreiben unver: 
züglich zur officiellen Kenntniß bes Berwaltungs-Rathesd gebracht werden; 2) bie 
Staats-Regierung wolle zugleich die vollftändigen, feit dem 22. v. IR. zwiſchen 
ihr und dem Bevollmächtigten gepflogenen Correfpondenzen, fo wie bie besfall- 

- figen Verhandlungen des Bevollmächtigten mit dem Bermwaltungs-Rathe, bem 
Landtage mittheilen. 

24. | Das Eonflflorium zu Prag ercommunicirt den Gelee bes Kreuzherrn⸗Ordens, 
Dr. Smetana, welcher feinen Austritt aus der katholiſchen Kirche öffentlich er⸗ 
Härt hatte. 
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24. | Drei Abgeordnete aus Helfen: Gr. Reventlow⸗Farve, Heinemann, Prehner, 
erhalten (jeder einzeln) Aubienz bei S. M. dem Könige von Dänemarf. 

24. | Auf eine desfallſige Snterpellation im bänifchen Volksthing erwiebert der Conſeils⸗ 
Präfident: Die aus Holflein eingetroffenen Männer hätten ſchriftlich erklärt: 
Feine Abgelanbte der Statthalterfchaft zu feyn, und wären überhaupt mit keinem 
Mandat von irgend einer Autorität ober Eorporation in Holſtein aufgeireien. 
Es liege in der Natur der Sache, daß bie Regierung ſich mit biefen Privat- 
Perſonen in Leine amtliche Unterhandlung einlaffen könne. Da jedoch die Re⸗ 
gierung ſich berechtigt glaube, die Anweſenheit diefer Männer als einen Beweis 
anzufeben, daß eine nicht geringe Anzahl der Untertbanen Sr. M., in ein un⸗ 
glüdtiches Verhaͤliniß zu demjelben geratben, den aufrichtigen Wunſch nad 
Förderung bed Friedens, und Verſoͤhnungswerkes hegen, fo Tann fie die Ver⸗ 
antwortlichkeit nicht über fich nehmen, die Verſuche zu einer Annäherung abs 
zuweiſen. 

%.| Das Siaatenhaus genehmigt ohne Discuſſion einige Veränderungen in dem Ge⸗ 
ſet⸗ Eutwurfe über die Einrichtung eines Neichsgerichts. Auch genehmigt es 
ben Geſetz⸗/Entwurf über das Verfahren vor dem Neichögerichte in flreitigen 
Rechtsſachen, mit Ausnahme bes $. 27. 

2.| Das Bollshaus befchäftigt fih mit denjenigen Paragraphen, hinſichtlich deren 
zwiſchen feinen und den Beichlüffen des Staatenhauſes Abweichungen befichen, 
über deren Audgleichung Conferenzen flattgefunben Haben. | 

$. 101, Nr. 6 enthält im zweiten und dritten Sape bie Kaflung: „Die- 
fem (dem St. H.) fleht innerhalb des Gefammt- Betrages bed ordentlichen 
Budgets, fo wie derſelbe auf dem erſten Reichbtage, oder durch fpätere Reiche» 
Beſchlaſſe feſtgeſtellt if, das Necht zu, Erinnerungen und Ausflellungen zu 
machen. Wenn fich Feine Uebereinſtimmung der Beſchlüſſe in beiden Häufern 
herſtellen laͤßt, fo fol in dieſem Kalle der des Bolfshaufes maßgebend feyn”. 
$. 152. Zweiter Sat fol lauten: „Abgeſehen hiervon unterliegt ber 
häustiche Unterricht Feiner Beſchränkung“. 
i Die vom Staatenhaufe angenommene Faflung des 8. 159 wird verwor⸗ 
fen; die des $. 182 gebilligt. 
In dem (vom St. H. geftrichenen) $. 183. wird eingefchoben: „ober eine 
eigne Gemeinde zu bilden”. 
Dem erfien Sage des $. 184 wird hinzugefügt: „Der Reichs⸗Geſetzgebung 
bleibt es überlafien, über die leitenden Grundfäge, nach denen die Volksverire⸗ 
tungen ber einzelnen beutfchen Staaten zu wählen find, Befimmungen zu 
treffen“. 
25. Auszug aus einem Schreiben des K. preußiſchen Miniſters der geifficen Angers 


Vegenheiten au ben Erzbiſchof von Coͤln. 

Was nun den Inhalt des gefälligen Schreibens vom 18. d. M. anbetrifft, fo ver- 
mag ich zwar nicht anzuerfennuen, daß durch dad. auf Grund eines Beſchluſſes des K. 
Staat”-Minifteriums von mir angeordnete Verfahren den in Betracht ihrer gleichzeitigen 
Eigenſchaft als Staatöbiener zur Eivesleiftung. herangezogenen Priefteen unmöglich ge= 
macht worden fey, ihre der Kirche gegenüber ſchon einlich eingegangenen Verpflichtungen 
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hei dem Beeidigungsact zu wahren. Ew. Ergbifchäfliche Guaden darf ich vielmehr ver⸗ 
ſichern, daß, wenn die Herren Biſchoͤfe von Trier und Muͤnſter den hetreffenden Geil 
Then nur die Abgabe einer ſolchen Erklärung in Beziehung auf ben zu leitenden Eb 
zur Pflicht gemacht Hätten, bie Geftattung verfelben feitend der den Eid abnehmenden | 
Behörbe keinem Bedenken würbe unterlegen haben. Der ganz allgemeine Vorbehalt der 
Mechte der Kirche aber iſt der verſchiedenartigſten Auslegung fähig, und geflattet insbe⸗ 
ſondere eine Deutung, welche in das ſtaailiche Gebiet Hinkbergreift, und die dem Geiſt⸗ 
lichen vermöge des von ihm gleichzeitig bekleideten Staats⸗Amtes obliegenden Pflichten 
beeinträchtigen kann. Die Leiftung des Eides mit einem folchen Vorbehalte konnte dabır 
nicht für gentigend erachtet, es muß vielmehr eine Garantie dafür geforvert werden, daß 
biefer Vorbehalt nicht in einem nach der Meinung des Schwörenven bereits vorhan⸗ 
denen, burch die gewifienhafte Beobachtung ver Berfaffung bedingten Gonfliet feine 
Pflichten gegen die Kirche mit denen gegen den Staat, feinen Grund habe. Zu dieſen 
Zweck war eine nähere Erklärung des Schwörenden über den Sinn bes Vorbehalt 
nothwendig, die Eivedleiftung aber unſtatthaft, ſobald der zum Ei Aufgeforderte ſich 

ſchon jegt in einem folchen Conflict zu Befinden glaubte. 

Es wird jedoch Hierauf nicht weiter ankommen, nachdem die Angelegenheit durch 
das Eingangs erwähnte Schreiben und den bemfelben beigefügten Circular⸗Erlaß an bie 
Geiſtlichkeit von demſelben Tage, in eine Lage gebracht ift, welche mir geſtatiet, bie Br 
denken gegen ven von den Herren Biſchoͤfen von Trier und Münfter urfprünglich ange 
ordneten Vorbehalt ald erledigt zu betrachten. 

Nach Inhalt des genachten Circular= Erlaffes wird bie Aufnahme eines Worbehal 
tes In die Eivesformel nicht für erforderlich erachtet, vielmehr den betreffenden Geiſtlichen 
nur vorgefchrieben, die Willendmeinung, In welcher fie den Eid leiften, dahin auszuſprechen, 
daß diefer Eid die Rechte ber Kirche und die Verpflichtungen .ved Schwoͤrenden gegen 
diefelbe nicht beeintraͤchtigen, Folglich auch deſſen Tirchlige Stellung in Nichts aͤndem 
koͤnne. Dieſe Erflärung if, wenngleich nicht nothwendig, doch infofern unbedenklich, aö 
der Ein auf die Verfaffung die Eirchlichen Verpflichtungen des Schwörennen gar nict 
berührt, vielmehr nut auf feine Pflichten gegen den Staat eine Beziehung Haben und 
eine Wirkſamkeit Außern Tann. Es iſt daher auch Fein zureichenver Grund vorhanden, 
den zur Eidesleiftung aufgeforderten Geiftlichen Die Abgabe jener Erklärung zus. verfagen, 
und fie wegen derfelben ald den Eid verweigernd zu betrachten. Nur wird ber Staat 
fo befugt als verpflichtet feyn, auch ſeinerſeits den Schwoörenden, welcher eine ſolche Er⸗ 
klaͤrung abgiebt, darüber nicht in Zweifel zu laſſen, daß dieſelbe ſeine, dem Staate gegen⸗ 
uͤber ebenfalls ſchon eidlich eingegangenen Verpflichtungen irgendwie zu veraͤndern nich 
geeignet ſey. 

In dieſem Sinne habe ich die Herren Ober⸗Praſidenten Behufs weiterer Beranlaffung 
mit Inſtruction verfehen, und hoffe, auf dieſe Weife „allen ferneren Schwierigkeiten und 
Bedenken vorgebeugt zu haben. 


25.1 Feldmarſchall Graf Radetzky an ben K. K. Hofkammer⸗Archiv⸗Direcior Grilfparzer, 
bei Veberfendung des Ihm von der Armee in Stalien gewibmeten Ehren⸗Ge⸗ 
ſchenks. (Ein gleichlautendes Schreiben mit ganz ähnlichem Geſchente erging 
unter demſelben Tage an ben Freiherrn v. Zedlitz.) 


„Ew. Hochwohlgeboren! Es iſt ſchon ſeit Tängerer Zeit, daß die mir untergebene Armee 
den Dichtern, welche ihre Thaten befungen, fie in ſchwerer Zeit zum ausharrenden Kampfe 
gegen äußere und Innere Feinde ermuntert, ein Andenken ihrer Geſimmungs⸗Verbrüde⸗ 
rung, ein Andenken ihrer nie verfiegmben Dankbarkeit, verehren wollte. Allein leider 
iſt des Bildnera Work nicht wie der Gedanke des Dichters ein Gefchöpf des Augen- 
blickes, und fo geſchah «8, daß Die Sendung, welche dieſen Worten beillegt, Ihnen, hoch⸗ 
verehrier Grub, flatt im Jahre 1840, erſt im Anfange desſjenigen, das die Mitte un⸗ 
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ſeres denkwardigen Jahrhunderts Hezeichnet, zukͤmmt. Nehmen Sie ſelbe nichisdeſtowe⸗ 
niger freundlich auf, und empfangen Sie zugleich aus wem Munde des Fuhrers dieſer 
braben Truppen Die herzlichſten Wünfche für eine Heitere, glückliche Zukunft Ihres uns 
Allen io theuren Lebens. In Hoher Achtung verbleibenn Ihr ergebenfter Diener 
Nadetly.“ 


25.| Das Gry. oldenburgiſche Staats⸗Miniſterium an den Landtag: 


„Auf die Beſchlußfafſſung des allgemeinen Landtags vom 22flen d. M. in Betreff 
des berliner Bünbnifjes beehrt fich das Staatöminifterium Folgendes zu erwiesern.” 

„Wie die Staatsregierung in ihrem Schreiben vom 2öften v. M. fich zur gegen- 
feitigen Verſtaͤndigung und GHerbeiführung eines guten Einvernehmend mit der Anficht 
des aflgemeinen Landtags einverftanven erklärte, Tonntı hd mußte fie die Erwaͤgungs⸗ 
gründe, in Folge deren der allgemeine Landtag an 22feh feinen Beſchluß gefaßt hatte, 
in weſenillche Beruͤckſichtigung ziehen, indem ohne dieſe n ber eingentliche Sinn und 
Abſicht des Befchluffes für beide Theile eben fo unklar, als bei felhft unannehm⸗ 
bar erfcheinen mußte. Die Staatöregierung hat daher auch iit : Härung aushrüde, 
VG auf die Gründe Hingetviefen, welche ven allgemeinen Landtag zu feiner Befchlußnahme 
bingeleitet Haben.” 

„Hiernach lag es aber nicht in der Mbficht, weber einerfeitd die Staats⸗Regierung 
dem von ihr eingegangenen Bünbnifle zu entfremden, ober viefelbe an der ferneren Be⸗ 
theiligung zu behindern, noch andererſeits bie Stefung des allgemeinen Landtags zu der 
Anſchlußfrage rechtlich zu alteriren. Durch die beiverfeitigen Conceſſionen follte nur ein 
„Ausweg” ermittelt werben, ber es möglich macht, auf die Frage überhaupt einſtweilen 
nicht tiefer einzugehen.” 

„Ms wefentliches Ziel galt, wie dieß aus jenen Erwaͤgungsgruͤnden deutlich und 
mehrfach hervorgeht, Oldenburg bei feiner eigenthümlichen Lage, fo lange Hannover nicht 
wieder beigetreten iſt, gegen alle nachtheiligen Folgen des Bünpniffes zu fichern, und die 
Stantö- Regierung hat viefen Zweck ebenfalls ausbrüdiich in ihrer Erflärung berbor- 
gehoben.” 

„In diefem Sinne hat fi) die Stantd-Negieruug mit ver Anficht des allgemeinen 
Landtags einverftanden, auch danach Ihr Verfahren bemeflen zu wollen, erklärt.” 

„Die Rage des Buͤndnißwerkes iſt nun aber zur Zelt noch fo wenig feftgeftellt, 
namentlich die Art ber eigentlichen Ausführung noch fo unbeftimmt, daß bis Hierzu noch 
feine Veranlaſſung vorgelegen bat, nach Maßgabe der verſtaͤndigten Anſicht befonvere 
Schritte zu thun, es feh denn, daß ver Stantö-Megierung zugemuthet würde, ganz all« 
gemein vom Bundniſſe fich Ioszufagen, was fie nicht Tann. 

„Die Staats-Regierung hat aber ihren Bevollmaͤchtigten wörtlich fo iInftruirt, wie 
bereits dem allgemeinen Landtage mitgetheilt worden iſt, und danach hat auch der Be- 
volfmächtigte am ten d. M. fofort in der erften Sitzung nach feiner Rüdkunft im Ver⸗ 
waltungsrathe feine Erklärung abgegeben. Durch die Taſſung jener Inſtruction glaubt 
die Staats⸗Negierung gerade fpeeififch genau bie Sachlage bezeichnet zu Haben, um näm« 
lich einerfeit3 nicht den Irrthum auflommen: zu Infien, als fey eine rechtliche Loslöſung 
beabfichtigt, und um andererſeits im DVertvaltungsrathe fofort zu erkennen zu geben, daß 
die Staats⸗Regierung fich nichtöbeftoweniger, fo lange Hannover nicht twieber beigetreten, 
bet Befchlüffen und Verfügungen des Verwaltungsraths und der Unions⸗Gewalten, welche 
einen Conflict mit dem allgemeinen Landtag herbeiführen Tännten, vorbehalte, Anträge 
anf Anfhebung oder Aufſchub einzubringen. Damit Hat fie weder ſich, noch dem all 
gemeinen Landtag praͤjudicirt, vielmehr in beiderſeitigem Sinne Oldenburgs ‚Stellung 
gewahrt.” 

„Bon Selten yes Verwaltungsrathes iſt eine Einſprache oder Erwiederung nicht 
erfo lgt, weitere Verhandlungen Haben nicht ſtattgefunden, wie denn auch Aberhaupt keine 
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Correſpondenz vorzulegen waͤre, die den durch bie Erwiederung vom 28. b. Ris de 
genommenen Standpunkt veraͤnderte ober modificirte.“ 

„Nach dem Bisherigen muß nun aber die Staats· Regierumg die Behauptung in 
dem Ausſchußberichte, als habe die Stantö-Megierung nicht der Vebereinfunft gemiß 
gehandelt, entſchieden zurüchweifen, auch kann fie nicht auf die Anträge eingeben, die Ihr die 
Art und Welfe, wie fie zu verfahren habe, vorzeichnen, oder wonach vie Vorlage van 
Brieffchaften über eine noch ſchwebende Frage verlangt wir.” 

„Die Staats⸗Megierung hat bei der getroffenen Uebereinkunft den dringenden Wunft 
gehabt, ein Friedenswerk ftiften zu helfen, und fie wird ihrerſeits daſſelbe aufıdt 
erhalten.” 

„Des Staatd-Minifterium erfucht daher den allgemeinen Landtag, nach dieſer Er⸗ 
wieberung von ben geftellten Anträgen abzufehen, und auch feinerfeits die Sade md 
ferner auf fich beruhen zu Yafin. Wäre dies aber nicht die Meinung, fo koͤnnte id 
Staats⸗Miniſterium dem allgemeinen Landtage nur anheimgeben, nie ganze Angelegenhei 
auf. den Stand zurüd zu ziehen, in welchem fie am 25. u. M. verlaflen wurde. 


25.| + & Frhr. v. Canitz und Dallwis, K. preußifcher GeneralsRieutenant und Genr⸗ 
ral⸗Adjutant S. M. des Königs, zu Berlin. Ä 


26.| Das Staatenhaus befchließt: 

1) „ven Entwurf über die Einrichtung bes Reichsgerichtes im Ganzen ati 
nehmen, die Abänderungs⸗-Vorſchläge aber den verbünbeten Regierung 
unter dem Anfügen mitzutheilen: daß, in fo weit bie von bem Stantenful 
und Bolfshaufe gleichlautend gefaßten Beſchlüſſe die Zuftimmung ber Wr 
bündeten Regierungen nicht erhielten, das Staatenhaus eventuell damit er 
verflanden fey, daß es in ben betreffenden Punkten bei den urfrünglige 
Beſtimmungen des von ben Regierungen vorgelegten Entwurfes fein Br: 
bleiben behalte ;” 
die Geſetz⸗ Entwürfe über Einrichtung des Reichsgerichts, und das Berfak 
ren vor demſelben nicht als organifche Berfaflungs-Gefege zu betradien'. 

Darauf folgt bie Berathung der Differenz-Punkte. . Vollkommenes Eintr 
fländnig mit den Befchlüffen des Bolfshaufes (S. 25. Aprit); nur fol M 
Zuſatz deſſelben zu &. 184, Hinter 9. 192 eingefügt werben. 

Sobann Erörterung bed Gefeß-Entwurfes über das Verfahren wegen UV 
terfuchnng und Beflrafung des Hoch- und Landesverraths gegen dad A 
Einige Amendements finden Eingang, und ſchließlich erflärt das Haus: „AM 
Gefeg-Entwurf im Ganzen unter der Bedingung anzunehmen, daß derſelbe ni 
dem Tage zuerſt in Wirkſamkeit zu treten habe, an welchem das hierzu erfr 
derliche Strafgefeg in Kraft tritt, und unter dem Hinzufügen, daß, wenn bi 
von dem Staaten- und Volkshauſe gleichbedeutend gefaßten Abänberungs: ⸗Be⸗ | 
fhlüfle die Zuftimmung der verbündeten Regierungen nicht erhielten, das SW 
tenhaus eventuell damit einverftanben ſey ‚daß es in den betreffenden gYunken 
bei ben urfprünglichen Beftimmungen des von ben Regierungen yorgelegien 
Entwurfes fein Berbleiben behalte”. 


25. | Annahme bes Geſetz⸗Entwurſes über bie Einrigtung des Reichögerihtd, burd 
| das Volchaue. 
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26. | Zwei Eircular , Schreiben des K. Öflerreichifchen Miniſteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten an alle, bei deutſchen Regierungen beglaubigte Gefanbifchaften. 


l, 

Die Dauer der Wirkſamkeit des dermaligen proniforifchen Bundes» Eentral- Organs 
ift fo kurz bemeſſen worden, weil man fich bei feiner Einfegung der Hoffnung überlaflen 
zu dürfen glaubte, die gegebene Friſt werde Hinreichen, um eine alljeitige Verſtaͤndigung 
in der deutfchen Frage herbeiführen, und in Folge derſelben die Leitung der gemeinfamen 
Bunded- Angelegenheiten an eine befinitine Gentralgewalt übertragen zu Eönnen. 

Als diefe Hoffnung leider aufgegeben werben mußte, waren wir dem Seitpunfte 
nabe gerüdt, welcher der Thätigkeit der probiforifchen Bundes⸗Commiſſion jedenfalls ein 
Ziel wird fehen müſſen, da bereits mehrere deutſche Regierungen erklärt haben, daß fie 
zu einer Berlängerung des Proviforiums in feiner bisherigen Einrichtung ihre Zuſtim⸗ 
mung zu geben nicht vermöchten. 

Unter diefen Umſtaͤnden if die Bildung eines neuen proviſoriſchen Central⸗Organs 
unabweisliches Beduͤrfniß geworden. 

In der Ueberzeugung, daß eine raſche und allſeitig befriedigende Verſtaͤndigung über 
dieſe wichtige Angelegenheit weſentlich gefoͤrdert werden dürfte, wenn auch diesmal, wie 
bei einer früheren ähnlichen Veranlaſſung, ein gemeinfchaftlicher Vorfchlag der Höfe von 
Wien und Berlin den übrigen Genoſſen des Bundes vorgelegt werben Tönnte, hat vie 
Kaiferl, Regierung nicht verabjäumt, dad K. preußifche Gabinet auf die Vortheile auf⸗ 
merkſam zu machen, welche ihre Einigung über einen ſolchen Vorſchlag gewähren würbe. 

Die zu dieſem Ende von und eingeleiteten Verhandlungen find aber zu unferem 
aufrichtigen Bedauern ohne Erfolg geblieben. 

Heute, wo der K. Hof enplich volle Gewißheit hierüber erlangt kat, ſtehen wir am 
Vorabende der für die Dauer des gegenwärtigen Interims anberaumten Friſt, und das 
unabweisliche Bedurfniß der Einfegung eines an feine Stelle tretenden neuen Proviſo⸗ 
riums iſt nunmehr zu einem dringenden geworben, da es durchaus unzuläffig iſt, daß 
der deutfche Bund, felbft für noch fo kurze Zeit, eines rechtmäßigen und gemeinfamen 
Gentrals Organs entbehre. 

In folder Lage giebt e8 aber nunmehr nur einen Weg, um zu einem bunbeögefeh- 
lichen Befchluffe über die zu treffende Anordnung zu gelangen, welche durch die Zwecke 
des Bundes unabweislich geboten erfcheint. 

Diefer Weg, den uns die Beilimmungen fowohl des Art. VE. der Bundesacte 
(Art. LVII. der wiener Gongreßacte vom 9. Juni 1815), als jene des Art. IV. ver 
wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 andeuten, ift der ungefäumte Zufammentritt bon 
Bevollmächtigten fämmtlicher Genofien des Bundes, um durch eine ſolche Plenar⸗Ver⸗ 
fammlung zuvoͤrderſt die Bildung eines neuen proviforifchen Gentral- Organs vornehmen 
zu laſſen. . 

Eingedenk der Stellung, zu welcher das einhellig Tundgegebene Vertrauen feiner 
Bundeögenofien ven K. Hof bewogen hat, und die ihm durch den Art. V. der deutſchen 
Bundesacte (LVII der wiener Gongreßacte) eingeräumt worden ift, glaubt derſelbe die⸗ 
ſem Vertrauen und den mit der erwähnten Stellung übernommenen Verpflichtungen 
nicht beſſer, als durch die an fämmtliche Genoſſen des Bundes zu erlafiende Einladung 
entfprechen zu koͤnnen, ihre Bevollmächtigten fofort zu dem angebeuteten Zwecke nad) 
Frankfurt a. M. zu entfenden. Der Vertreter ver K. Regierung wird bafelbft in den 
erften Tagen des Fünftigen Monats eimireffen, und fi) ungefäumt mit ven nöthigen 
Vorbereitungen befafien, um die Berfammlung am 10. Mai eröffnen zu Tönnen. 

Deren naͤchſte Aufgabe dürfte es ſeyn, dem dringendſten Bebürfnip des Augenblids 
durch Einfehung eines neuen proviforiichen Gentral- Organs, welches an die Stelle des 
in Folge des $. 1 der Uebereinkunft vom 30. September v. 3. gefchaffenen Interims zu 
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iseten haben würde, zu genügen, und wie. glauben und her Hoffuung überlafien zu koͤn⸗ 
nen, daß ſowohl die Megierungen, als deren Bevollmächtigte, zu ſehr von Der Wichtig 
feit diefer Aufgabe durchdrungen ſeyn werben, um nicht auch ihrerfeitö in der möglichften 
Förderung einer befrienigenven Loͤſung verfelben eine heilige Pflicht zu erfennen. Wenn 
dies, wie wir mit Zuverſicht erivarten, der Ball ift, werden wohl 14 Tage zur Erlebi- 
gung dieſer Frage um fo mehr ausreichen, als ver K. Gof feinen Benolimächtigten in 
den Stand zu fegen gedenkt, dieſe wuͤnſchenswerthe Verſtaͤndigung durch entſprechende 
Vorlagen nach Thunlichkeit zu erleichtem. 

Nachdem durch eine ſolche Verſtaͤndigung die weſentlichſte Bedingung erfüllt ſeyn 
wird, son weicher die Erreichung ver Zwecke des Bundes abhaängt, durfte es an ber 
Zeit ſeyn, daß die Verſammlung der Regierungs⸗ Bevollmächtigten ihre Aufmerkſamleit 
auch der allgemein als nothwendig anerlannten Reviſion der Bundes⸗Verfaſſung zu⸗ 
wende, und in Erwaͤgung ziehe, in welcher Weiſe dieſelbe zuiStande zu kommen babe. 

Alle bisherigen Verſuche, eine Einigung über diefe für den Bund zur Lebensfrage 
gewordene Angelegenheit zu erzielen, find fruchtlos geblieben, wegen Mangel an Ueber⸗ 
einftimmung ber Anfichten, auf welchen Grundlagen das zu ſchaffende Werk zu ruhen 
habe, und auf welchen Wege eine Ausgleichung für die herrſchende Verſchiedenheit der 
Meinungen zu fuchen jeh. 

Diefe Zweifel dürften ihre Löfung in der von dem K. Hofe zu berufenden Ver⸗ 
ſammlung finden, da dieſelbe die ihr Hierzu nöthigen Befugniffe aus ven Beſtimmunge 
des Art. IV. der wiener Schluß Acte vom 15. Mai 1820 abzuleiten vermag, und ohn 
Zweifel, ihrer Pflicht getreu, aus dieſen Beſtimmungen zugleich pie Grundſaͤtze entneh⸗ 
men wird, von welchen jene Reviſion der Bundes Verfafiung auszugehen hat, wenn ber 
durch Die völferrechtlichen Verträge vom Jahre 1815 ald ein unauflöglicder Verein er⸗ 
Härte Bund, den von allen Mitglievern vefielben eingegangenen Berpflichtungen gemäf, 
aufrecht erhalten werben foll. 

Treu übrigens den wiederholt und beſtimmt gegebenen Zufagen, daß fie nicht zu 
dem Beflandenen, den. Bebürfniffen ber Gegenwart nicht mehr Entſprechenden, zurückzu⸗ 
Eehren bezwecke, fondern nur auf den gegebenen, auf Vertrag und Hecht begründen 
Berhältniffen jene entwickelt zu jehen wünfche, welche für die Zukunft geichaffen werden 
follen, wird die K. Regierung redlich dazu mitwirken, daß nach ſolchen Grundſaͤtzen ein 
Werk zu Stande komme, welches gerechten und billigen Anſporũchen allſeitig zu entſpre⸗ 
chen vermoͤchte. 

Daß aber die Verpflichtung ſammtlicher Bunbeäglieber, fih an einer zeitgemäßen 
Nevifion der Bundes⸗-Verfaſſung zu bethelligen, eben fo wie jene zur Mitwirkung bei 
ver unerläßlichen Einfehung eines neuen Proviſoriums allfeitig werde anerkannt werden, 
ift kaum zu bezweifeln, indem fänmtliche Genofien des Bundes, und vor allen anderen 
Preußen, bis zur Stunde bei jener Gelegenheit auf das Feierlichſte verſichert haben, bie 
Bundes⸗Verträge von 1815 Heilig Halten zu wollen. 

Denn es bei ven zahlreichen, im Allgemeinen ertheilten Zuficherungen noch befon- 
derer Bürgſchaften für viefe Gefinnungen bebürfte, würben wir folche mit wahrer Be 
friedigung in der Erklaͤrung finden, die ver K. preußifche Regierungs⸗Commiſſar in der 
Sitzung der zweiten Stände Kammer vom 24. Detober v. J. abgegeben hat. Diefer Er⸗ 
Härung gemäß ift die 8. Regierung von der Ueberzeugung durchdrungen, daß allen 
Bundedgenofien Die vertragsmäßige Verpflichtung obliege, eine Behoͤrde zur Leitung der 
gemeinfamen Bunbed« Angelegenheiten einzufegen, und daher auch jenem Einzelnen bad 
Recht zufomme, von den Vebrigen zu fordern, daß fie dieſer Berpflichtung entiprechen. 

Ein Gleiches muß aber nicht minder von der allgemeinen Theulnahme an ver ald 
nothwendig erkannten zeitgemäßen Entwidelung und Ausbildung der Bundes⸗Acte gelten, 
da die Befugniß Hierzu nur der Geſammtheit der Vundes⸗Glieder zufteht, und fomit jedes 
derſelben die Pflicht hat, dem Zuſtandelommen der gemeinſamen, von ben Lmflänben 
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—— Werkes, nicht bunt die Berfagung feiner Theilnahme hindernd entgegen⸗ 


De K. Hof darf demnach mit Zuverſicht erwarten, daß ſammiuiche Genoſſen des 
Bundes dem an ſie ergehenden Auftufe entſprechen werden. 

Dieſe Zuvberficht iſt durch die Erwägung geredhifertigt: 

eb der von dem K. Hofe eingeſchlagene Weg nicht nur bundesgeſchhlich, fonbern auch 
der einzige zum Ziele führenne IR; 

daß vie zu faſſenden Entſchließungen zur Erfüllung der Bundes⸗ZgZwecke unerläß⸗ 

lich find; 

ſomlt keiner der Bundes⸗Genoſſen feine verhältnißmäßige Theilnahme und Mitwirkung 
verweigern koͤnne, wenn er nicht aufhören will, Mitglied bes Bundes zu ſeyn; eine 
ſolche Abſicht aber ven ausprüdlichen Beftimmungen des Urt. V. ber wiener Schluß«- 
Aete vom Jahr 1830 widerſtreitet; und aus biefen Gruͤnden die Nichterfüllung ver, 
Verbindlichkeiten, welche die Bundes⸗Zwecke, ven eben gemachten Eröffnungen des K. 
Sofes gemäß, ſaͤmmtlichen Genoſſen auferlegen, ohne Verlegung bee angelobten Bun⸗ 
dedtreue nicht wohl denkbar wire. 

Ew. haben ver ..... Neglerung von gegenivärtiger Depefche Mittheilung zu ma⸗ 
hen, den, wie wir hoffen, den Anträgen des K. Hofes enifprechenben Entfchluß derſel⸗ 
ben durch Ihre perfönliche Einwirkung möglichft zu förbern, und mis über bie Erfolge 
der son Ihnen gemachten Eröffnungen fo bald als möglich Anzeige zu erflatten. 

11. 

Da es zur Unmsglichkeit geworben if, bis zum 1. k. M. eine Einrichtung zu tref⸗ 
fen, durch welche die vermalige proviſoriſche Bundes⸗Central⸗ Commiſſion in gefehlicher 
Weiſe erjeßt werden könnte, und es nicht angeht, daß in ver oberften Leitung der ge= 
meinfamen Bunded-Angelegenbeiten eine Unterbrechung ftattfinde, glaubt ver K. Hof an⸗ 
nehmen zu dürfen, daß ſaͤmmtliche Bundes⸗Genoſſen damit einverflanven feyn werben, 
wenn bie probiforifche Bundes-Commiffion jene Gefchäfte, welche nicht wohl einen Auf⸗ 
ſchub erleiden können, zu beforgen fortfähst, bis die von und. einbesufene Plenar⸗Ver⸗ 
ſammlung ein neues Gentral- Organ gefchaffen haben wird. In dieſer Vorausſetzung 
find entfprechende Welfungen an die 8. Bundes⸗Commiſſäre erlaffen worden, in welchen 
die deutfchen Megierungen, wie wir Hoffen, nur einen neuen Beleg für die Sorgfalt 
finden werben, die das wiener Cabinet dem Gemeinmohle des Bundes widmet. Ew. ha⸗ 
ben ve ..... Regierung von Vorſtehendem Kenntniß zu geben, und dabei die ver⸗ 
trauensvolle Erwartung auszufprechen, daß wir durch bie getruffene Einleitung ihren 
Wuͤnſchen zuvorgekommen ſeyn werben. 

26.) Bericht der Commiſſion, welche von ber öſterreichiſchen Regierung berufen worben 
war, um Maßregeln und organiſche Einrichtungen für das — allerbings nicht 
in blühender Gefundheit ftehende — Bank⸗Inſtitut vorzufchlngen. Wir können 
nur denjenigen Theil aufnehmen, ber eine Anſchauung der fetigen Geld⸗ und 
Credit⸗Verhaͤltniſſe des oͤſterreichiſchen Staates gewährt. 

Die Erfehütterungen der letzten Zeit Haben den meiften Staaten Europa’3 große 
Gelvopfer auferlegt; Defterreich insbeſondere Hatte in mehrfacher Beziehung riefenhafte 
Anftrengungen zu machen; unter dem Drange ber Umflände wurden zum größten Theile 
die Mittel dazu in der Form von Papiergeld mit Zwangs⸗Cours gefchaffen, theils durch 
tHeil ohne Dazwifchenfunft ver Nationalbank. Unberechenbar nachtheilige Folgen erzeugt 
diefe durch Die außerordentlichen Verhaͤltniſſe aufgedrungene Form eines Schuldenzu⸗ 
wachſes, welcher conſolidirt, den Staatshaushalt ver neugeſtalteten Monarchie ungefährbet 
laſſen würbe, denn bie Kraft des Staates reicht Hin, um die vermehrte Zinſenlaſt zu 
tagen, und er ficht in ber Zukunft einer mächtigen Entwickelung feiner unerſchoͤpften 
Hulfsquellen entgegen. 
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Die Heberfühlung des Umlaufs mit Papier, dad Verſchwinden des Metallgelded aus 
demfelben, die Entwerthbung der Landeswährung, das verderbliche Schwanken bieies 
Werthmefiers, die Unficherheit der Eigenthums⸗Verhaͤltniſſe, Die Verlegung ver Gerechtig⸗ 
feit in vielfachen Beziehungen, und zwar in foldden,. die am meiften Anſpruch auf tm 
Schuß des Staated haben, die Vertheuerung ber Lebensberärfniffe, die aus biefen Urfe 





chen entſtehende Demoralifation, wie nachtheilvolle Lage, in welche unfer Handel mit tm 


Huslande verſetzt ift, die Bedrohung der einheimifchen Gewerbe mit ſteigender Verthen⸗ 


erung der Nohftoffe, endlich die bedeutende Erhöhung ver Stantd- Ausgaben durch ve 


Entwerthung, der Landeswährung, — died Alles find Nachtheile jener, durch bie Ganalt 


dver jüngfivergangenen Zeit gebotenen Form eines Schulden⸗Zuwachſes, ber an und fir 


4.5 ſich durch das große Reich leicht getragen werden kann; Nachtheile, welche tief empfun⸗ 


den werden in allen Kronlaͤndern, aus welchen Mitglieder ver Commiſſion berufen wor⸗ 
pen find, und welche keinesweges aufgewogen werben durch die augenblidliche Erkitt- 
zung bes inuern Verkehrs, bie dad Uebermaß von Geldzeichen erzeugt. 

Der Geldumlauf beſteht nur aus Papier, ein Zuſtand ver noch nachtheiliger win 
durch die Manigfaltigkeit der Geldzeichen. Es waren am 26. Februar im Umlauf mi 
Bwange-Eours: 

Banknoten für Bl... :. ec ucceer euren .. 247,054,347 
Z3proc. Kaſſenanweiſungen vom Jahre 1840... ... 58,814,480 
Anmweifungen auf vie Landeseinkuͤnfte Ungarns . ...  34,519,257 


Lombardo⸗Venet. Treforfcheine circa... ......- 16,000,000 
Deutfche Münzfcheine..... . » rennen. 3,019,000 
Ungarifche Münzfcheine. - 222000. ... 1,995,000 

362,302,088 


wovon in den Kaflen der Bank vorhanden: 
22,606,265 3pror. Kafienanweifungen 
122,077 Anmeifungen auf tie Landes Einkünfte 
Ungarnd 
23,328,342 
338,973,132 
Gegen ven Noten⸗Umlauf der Nationalbank war bei verfelben vorhanden: laut Kun 
machung vom 26. Februar 1850 ein Silber⸗ und Muͤnzvorrath von 31,084,542 Fl. 14481. 
Das GefammtzBermögen der Bank beftand laut verfelben Kundmachung aus 
| Bankfonds............... 30,372,600 $1. — Kr. 
Reſerve⸗ und Penfionsfonds . .. . . . 6,829,236 = 14} » 
37,201,836 FI. 143 Kr. 
Die Summe der Noten im Umlaufe verhielt ſich daher wie: 
100 zu 12,5% zum Silbervorrathe, 
100 zu 15% zum Gefammtvermögen ver Bank. 
Diefe — fine in gegenwärtiger, alle Banken Europa’s prüfennen gel allza 
ungünftig, als daß bie noch in Ausficht ſtehende Verbeſſerung derſelben durch bie Eir 
zablungen für das Anlehen von 1849 und für die piemontefifche Kriegs Entfchäbigung 


laut Vertrag mit der hoben Finanz Berwaltung vom 6. December 1849, der Entwerthung 


der Banknoten Eräftig entgegenwirken koͤnnte; die Einzahlungen für das Anlehen, jo wie 
dieſes die Natur der beftehennen Geldverhaͤltniſſe mit fich führt, gefchehen auch zum Til 
in Papiergeld des Staates. 

Die Haupturſache des Mißverhältniffes zwiſchen dem Betrage der Banknoten im Um⸗ 
laufe und dem Silher-Vorrathe fowohl, ald dem Vermögen der Bank, ift die dieſes Ver⸗ 
mögen noch allzufehr überfleigenne Schuld des Staates an die Bank. 


. In der Kundmachung des Standes der Nationalbank vom 26. Februar 1850 fit 


° unter den Activa folgende Forderungen an den Staat aufgeführt: - 
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Fundirie Staatsſchuld für die Einlöfung des W. W. 
Papiergeldes............. 77,408,628 Fl. 26, Kr. 
| Gegen Real⸗Hypothek edcomtirte Central⸗Kafſen⸗Anwei⸗ 
ſungen a3 yÜl. .. oo een rennen 30.000,00 =» — = 


Saldo verſchiedener Forberungen, auf welche ver Vertrag 
vom 6. December 1840 Bezug bat, und welche ſich ferner laut 


Diefem Berirage um 30.689,102 Fl. vermindern werben . 43,637,870 - 36 =» 
Schwebende Salvi für eingelöfle Zproc. Anwelfungen 
vom Jahre 1842... ... rer nn ......... 3,300 402 = 18 + 


Tr 50T FI. RL Ar. 

- Zu diefen Borberungen find beizufügen: der Betrag, ver 

in fämmmilichen Bankkaſſen vorhandenen 3proc. Kaſſen⸗Anwei⸗ 
ſungen Pe er . ..o 22,606,265 u — 8 

—* Anweiſungen auf die ungariſchen dandes 
Einkunfte Pe EEE Pa 722,077 = — — 
197,875,333 SL 205 Kt. 

Diefe Iotalfumme, obgleich fie ſich laut Vertrag vom 6. December, wie oben be⸗ 
merkt, durch Ginzahlungen für dad Anlehen von 1849 und für bie piemontefifche Kriegs⸗ 
Entſchaͤdigung um ca. 31 Millionen zu vermindern hätte, würde dennoch fo weit außer 
dem Berhältnifie bleiben, welches einzuhalten vie Sicherheit der Bank unabweislich erfor- 
dest (die Commiſſion verftcht unter Sicherheit die Befähigung ver Bank, jederzeit dem 
Borzeiger ihrer Noten Silber für deren Betrag auszahlen zu koͤnnen), daß die Gommif- 
fion fig gedrungen fühlt, angelegentlichft zu empfehlen, e8 mögen in Türzefter Friſt alle 
Forderungen der Bank an den Staat, mit Ausnahme ver 77,408,628 Fl. 264 Kr., 
welche aus der Einläfung des W. W. Papiergeldes entflanden, und für welche ein von 
Begründrung der Bank herſtammender Vertrag ſowohl hinſichtlich der Bedeckung, als 
der segelmäßigen Abzahlung beftebt, durch den Staat abgetragen werben, und zwar in 
Banknoten oder in Silber. 

Naͤchſt dem, fowohl an und für ſich, als in Beziehung auf Vermoͤgen und auf Sil- 
bervorrath allzugroßen Umlaufe von Banknoten, erkennt die Commiſſion die Uirfachen beren 
Entwertbung und der Entwerthung ver Landeswährung in der Ausgabe von Stantöpa- 
piergeld mit Zwangs⸗Cours neben den Banknoten, unter mannigfaltiger Geftalt und bes 
fonders auch In den Kleinen Kategorieen, nämlich: 

Kaflen-Anwelfungen, Anweifungen auf die Landedeinkünfte Ungarns, lombardo· ve⸗ 
netianiſche Treſorſcheine, deutſche Münzſcheine und ungariſche Muͤnzſcheine. 

Es war aus den früheren Vorträgen Ew. der Commiſſion bekannt, daß 3 Procent 
zinſentragende Reichsſchatzſcheine ausgegeben werden follen, um bie Kaſſen⸗Anweiſungen 
ſowohl, als die Anweiſungen auf die Landeseinkünfte Ungarns zu erſetzen, welche ſofort 
aus dem Umlaufe zurückgezogen werben ſollen. 

Die Mittheilungen, weldje von Selten Ew. der Commilfion gemacht wurden, ver⸗ 
anlaßten diefelbe unmehr, auf Grund der im Programme sub e. der Abtheilung I. ent 
haltenen Frage, zu dem Beichluffe, daß die Commiffion ehrerbietigft und angelegentlichit 
empfehle, wenn während der Mebergangsperiope zu einem geregelten Zuflande des Geld⸗ 
weſens unausweichbare Nothwendigkeit die Hinaudgabe von Reichsſchatzſcheinen, vorlaͤu⸗ 
fig mit Zwangs⸗Cours, erfordern follte, daß dieſelben nicht in Eleineren Kategorien als 
von 100 Fl. ausgegeben werben. 

Der Staat wolle eine Vebereinktunft mit der Nationalbanf treffen, in Folge welcher 
a) alle beflebennen Banknoten von 1 &1. und 2 Fl., veren Gefammtbelauf gegenwärtig 
ungefähr 48 Millionen ausmacht, für Nechnung des Staates übernommen werben; b) bie 
Bank gehalten feim folle, ferner fo viele Noten dieſer Kategorien für Rechnung des 
Staates anzufertigen, als hie Finanz⸗Verwaltung nöthig haben wird, ſowohl um denjeni⸗ 
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gen Theil der jetzt circulicenden Heinen Anwelfungen auf bie Landeseinkunfte Ungarns, 
welcher durch größere Neichsfchaßicheine nicht erfeht werben kann, zu decken, als um die 
Neichöfcheine bei den Staatölaflen für den Bebarf des Kleinverkehrs zu verwechſeln 
0) die Bank, gleichzeitig mit ver Uebernahme ver beſtehenden 1 Fl.⸗ un 2 Fl.⸗Roten 
durch den Staat, vemfelben alle Zwangs⸗Tours habenden 3 pt. Kaflenanweilungen un 
Anweiſungen auf die ungarifchen Landeseinkünfte, weiche in ven Kaffen ver Bank vr 
handen feyn werben, zur Vernichtung zurüdigeben, und deren Totalbetrag von dem Tohl- 
betrage der 1 1» und 2 Fl.Noten abziehen werbe; ver Mebrbetrag letzterer werde von 
den Forderungen ver Bank an den Staat abgefchrieben. 


Die Refultate diefer Maßregel wuͤrden ſeyn: 1) Daß in naher Ausficht Fein an: | 


red Papiergeld, als Banknoten in den Kategorien unter 100 FT, und in denen von 10 FL 
aufwärts nur Reichöfchabfcheine und Banknoten im Umlaufe bleiben würden, 2) vi 
ein Poften Zwangs⸗Cours habenden und zum größten Theile 3 pCt. Zinfen koſtende 
Staatd-Papiergelves, jebt mit circa 23 Millionen Gulden in den Kaffen ber Bank tor 
räthig, vernichtet würbe; 3) daß vie Schuld des Staates an die Bank um cu & 
Millionen ferner vermindert, zwar der augenblicliche Gewinn der Bank gefchmälrt, ab 
deren Wieverherfiellung näher gebracht mernen mwürbe; 4) die Summe der Notm in 


Umlanfe für Rechnung ver Bank wirde um circa 48 Millionen vermindert; 5) ft 


Rechnung des Staated würde dagegen zeitweilig Papiergeld für 25 Millionen mit 


beſtehen. 

Es waren nach den vom Miniſterium der Finanzen der Commifſion zugekommenn 

Angaben Ende Februar Münsfcheine im Umlaufe für 
3,019,080 Fl. Doutfche 
1,995,000 Fl. Ungariſche 
5,914,000 MM. 

Die deutſchen Münzfcheine werden durch Verlofung in Serien zur Einloͤſung gem 
Scheivemänge berufen; da fie jedoch auch, nachdem die Verlofung fie getroffen hat, im 
noch im Umlaufe bleiben vürfen, fo erlaubt ſich die Commiſſion zu beantragen, die hohe 
Stantd-Berwaltung wolle die balvigft mögliche Herſtellung eines hinreichenden Vorcatfe 
von Scheivemünge und Kreuzerflücen verfügen, damit, fo mie Diefer beſtehe, ſammiliche 





verloſte und unverloſte Muͤnzſcheine zur Verwechslung in Metallmünze einberufen weidn, 


und ein Termin feſtgeſetzt werde, nach Ablauf deſſen zuerſt alle Sechskreuzerſcheine, un 


ein etwas fpäterer, nach welchem alle Zehnkreuzerſcheine ungiltig ſeyn werben. 


Der Moment, in welchem Defterreich fih vie Rückkehr zur Ordnung im Gelber 
zur ernften hochwichtigen Aufgabe macht, fcheint der geeignete, um die Reform des Rit; 
weſens vorzunehmen; ein einftimmiger Beſchluß der Commiffion geht dahin, daß M 
Antrag unterftellt werbe, eine Einigung mit dem Münzweſen Deutſchlands anzubahnen 
fo daß das öfterreichifche fich vemfelben in ven Werthbeſtimmungen amreihe, und im Ir 
neren verhältnißmäßigen Gehalte ver Ausprägung ihm gleichgeftelft werde. Die Cm 
miffion fchlägt vor, Daß von Kupfer 4=, 4=, 1- und 2- Kreuzen Stüde; von Silber 2 
10-, 20⸗Kreuzer⸗, 1- und 2-Gulden-Stüde; von Gold 5=, 10- und 20.@ufpen-Stilt 
geprägt werben‘, infofern dieſe Werthbeſtimmungen mit dem vorgehenven Veſchluſſe " 
Einklang gebracht werben können. So verwirrend und zerftörend Papiergeld, wenn IM 
Uebermaße, ohne befriedigende Begründung und mit Zwangs⸗Cours ausgegeben, au 
das Geldiwefen und auf die Wohlfahrt eines Staates wirft, fo wohlihuend und foͤrder⸗ 
lich ift die Wirkung eined Papier-Umlaufes, welcher innerhalb gehöriger Schranten 
gehalten wirb, mit hinreichender Sicherheit begründet ift, und von dem Vertrauen fer 
willig getragen wird. Neben dieſen Bedingungen erkannte die Commiſſion noch andıt 
bon welchen der dauerhaft gute Erfolg eines Papier⸗Umlaufes abhängt; ex darf nänlid 
nicht in die engeren Kanäle des Verkehrs geleitet werben; er darf aus dieſen, durch Di 
hrößere Bequemlichkeit des Papiers und durch die Macht ver GSewohnheit wicht in sub 
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gen md glädlihen Zeiten das Metallgeld verbrängen, beiten Mangel in weniger glüd« 
lichen Tagen, dann am erftlen und auf nachtheiligſte Weiſe bei ben weniger bemittelten 
Klafien ver Gefellichaft, in deren täglichen Verkehre ſich zeigt; das Metallgeld maß in 
dem Kleinverkehre ſtets, auch In den ruhigſten Zeiten, nothivenbig bleiben. Der Papier⸗ 
umlauf darf nicht aus verfähiedenen Gattungen beftehen. 

Nach reiflicher Erwägung kam die Commiſſion zum einſtimmigen Beichlufle, zu be= 
antragen, daß „eine einzige Gattung Papier, mit volllommen befriedigender Sicherheit 
begründet, ven Umlauf im mittleren und größeren Verkehre erleichtern und beförbern 
ſolle;“ und elnigte füch ferner dahin, daß, „vorausgeſetzt, der Nationalbank Eönne eine 
folche Einrichtung erthellt werben, daß ihre Noten in ver Zukunft volllommen befriedi⸗ 
gende Sicherheit dafür darbieten, jederzeit den Vorzeiger durch die Bank und ihre Filialen 
mit gejeblich ausgeprägter Münze eingelöft werden zu koͤnnen, wie dieß ſtets ihre Ver⸗ 
pflichtung bleiben werde, daß das einzige im Geldverkehre cireuliren follenne Papier in 
Noten ver Nationalbank beftehen, und daß dieſe nicht in niedrigeren Werthbeflimmungen 

als 10 51. auögefertigt und ausgegeben werben follen.“ 

Der Feſtſtellung dieſer Anträge in Betreff des Geldumlaufes, wie er in der Zukunft 
beſtehen folle, folgte die Betrachtung, auf welche Welfe, bei der gegenwärtig unverkenn⸗ 
baren Nothwendigkeit des zeitwelligen Fortbeſtundes Fleiner Noten unter 10 Fl., vie Zu- 
rückzicehung derſelben aus dem Umlaufe erfolgen folle. 

Die Commiſſion einigte ſich dahin, zu beantragen, daß 

alle Noten von 1 BI. bis zum 31. December 1851, 

nun nu nn nn 183%, 

= = * 5 * E = = 1854 
außer Umlauf gefegt und von dieſem Tage an ungiltig ſeyn follen. 


Im Einklange mit allem bereiis Borgefchlagenen erlaubt ſich die Commiſſion, bie 
Meberzeugung einftimmig auszufporchen, daß neben den Metallmänzen nur Noten der 
Nationalbank von 10 FIl. aufwärts, aber Fein anderes Gelvzeichen, noch verzindliches Pa⸗ 
pier irgend einer Art, ale Geld in Zukunft in Umlauf ſeyn follen. 

Wird die Summe bON. . - i. 22 e nee e ne ...... FI 77,408,628 
und jene VOR. oo. 30,689,102 
welche nad dem 26. Februar d. J. noch für Nechnung des Staates bei 


der Bank einzugehen hatte, | 
zufammen 108,097,730 
von der Totalfumme der Forderung der Nationalbank, 197,873,333 Fl. beiragend, ab⸗ 
gezogen, fo bleiben noch an fie abzutragen 89,777,603 51. Die Gefammtfumme des 


Papiergelves im Umlaufe mit Ende Bebruar betrug... .... . circa 339 Millionen, 
nachdem hiervon Die... . 2 cc e oe nnnne =» 47 ⸗ 
Banknoten abgezogen find, bleiben.... circa Millionen 


Gulden Papiergeld des Staates einzuldfen. 
Es find demnach 
89,777,605 Fl. an die Nationalbank abzuzahlen, 
92,000,000 = circa für Einlöfung des Papiergeldes des Staats nöthig; 
‘ ferner find 
5,2053,300 = für Kaflen- Anweifungen von 1842 
11,578,950 = für Partial-Hypoihelar-Anweifungen zu 3 pPCt. ohn porgecoure 
12,900 = vergleichen zu 6 pCt. gegeben. 
198,273,753 31. in Allem aufzubringen, damit vie Forberungen ver Bank an ven Staat 
auf bie vorgezeichnete Summe reducirt, und dad Papiergeld des Staats aus dem Um⸗ 
laufe gezogen werben koͤnne. 
Die Commiſſion nimmt an, daß ein Theil diefer Summe durch das Iombarbifch- 
venetianiſche Kronland aufgebracht werbe, deſſen 16 Millionen Boni del Tesoro in obi- 
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gem Betrage der Gefammt= Papier: Eirculation des Staats mitbegriffen find; fie nimmt 
ferner an, daß ein anderer Theil ver Summe durch Reichs⸗Schatzſcheine mit einem nad 
den Umſtaͤnden bemeſſenen Zinsfuße, ohne Zwangs⸗Cours, gedeckt werben Eönne; fie be⸗ 
rückfichtigt dagegen, daß die Einnahmen des Staates burch neue Steuern nur allmälig 
ergiebiger werben Eönnen, auch daß durch Die Entichäbigung wegen ber Grunbentlaftung, 
dem Staate ſchon in ver Gegenwart einige neue Laſten erwachfen werben. Die Com 
miſſion Fam hiernach zum Schlufle, daB eine Summe von etwa 150 Millionen genügen 
werde, um das große Ziel der Rückkehr zur Ordnung im Geldweſen zu erreichen, inden 
damit nicht nur der Staat fein. Papiergeld werde zurüdziehen, fondern auch ber Bart 
diejenige Zuruückzahlung machen Tönnen, die fie unter Ausführung ber die Bank ſelbſt be⸗ 
treffenden Maßregeln, welche die Commiſſion ehrerbietigft vorſchlagen wird, in ven Stand 
feen werbe, ihren Verpflichtungen wieder nachzufommen. 

Zwei Wege bieten fich dar, um dieſe Summe einzubringen; eine Bermögend-Strun 
und eine Anleihe. 

Die Commiſſion Hat fich nicht für die Vermögend- Steuer entfchelden Eönnen, da 
bie Staats-Angehörigen in gegenwärtiger Zeit, zu Gunften der zukünftigen Entwickelung 
des Staates, bereitö durch andere beträchtliche Steuern in Anfpruch genommen find. 





Sie entſchied fich einftimmig vafür, ven Weg ver Anleihe vorzufchlagen, melde 


zwar bie Zukunft des Staates zu Gunften ver Gegenwart weiter belaftet (indeſſen Tor 
auch die ſchwebende Schuld Zinfen, und entfteht alfo nur ein Zinſenzuwachs), dagege 
denjenigen, bie zu berfelben beitragen, einerſeits befriedigende Zinſen, anvererfeit dr 
Möglichkeit gewähren foll, die für ihre Leiftungen empfangenen Schuloverfchreibungen 
im Nothfalle veriverthen zn koͤnnen. 

Auf diefen Standpunkt ver hochwichtigen Frage gelangt, erachtet die Commiſſon 
es als ihre Pflicht, auch die Art und Weile in Betracht zu ziehen, auf welche die Ir 
feige vollzogen werben koͤnne. Sie berüdfichtigt dabei: a) Die Sicherheit des Erfolgt 
für die Stnanz- Verwaltung: weder non ven Bethelligungen des Auslandes bei ver Anleihe, 
noch von der Bermittelung Einzelner im Inlanve darf viefelbe abhängig fehn, fie muß 
auf nationale Bafis geftellt zu Stande Eommen, zur Befreiung der Staats- Verwaltung 
und aller Staatd=- Angehörigen aus der gegenwärtigen Lage, deren Uebel weit fee 
Iaften,, als irgend ein mit der Anleihe verbundenes Opfer möglicherweife wiegen Tat; 
b) die Sicherheit der Gapital-Anlage für diejenigen, welche bei der Anleihe betheiligt fein 
iverven. Durch die vorgefchlagenen Maßregeln würden ſowohl die Salinen von Om 


den ald auch fümmtliches Eigenthum des Staates in Eifenbahnen nebft Zugehör, m 


in dem Maße, als vie Partial⸗Hypothekar⸗Anweiſungen und vie Reichd-Schapfcheine st 
Zwangs⸗Cours, denen fie jeßt ald Unterpfand dienen, dem Staate durch die Einzahlır 
gen auf Nechnung ver Anleihe zurüdfließen, und als die Abzahlungen an bie Nationak 
bank ftattfinden; die Reichs-Schatzſcheine mit angemeflener Verzinſung ohne Ztang® 
Cours, welche von den Staatscaſſen ſtets eingelöft wuͤrden, wie früher die 3proc. Em 
tral-Gafjen-Anweifungen, bevürfen, wie bereits bemerkt, nach Dafürhalten ver Eommir 
fion keines fpeciellen Unterpfandes. 

Der Werth der Salinen von Gmunden ift nach dem jährlichen Reinertage vor 
3,903,174 Fl. mit circa 78,000,000 Fl. anzufchlagen; der Werth des Eigenthumd wi 
Staates in Eifenbahnen war, nach Angabe des Minifteriums des Handels und der öffent 
lichen Bauten, sm Enbe des letzten Verwaltungs⸗Jahres 96 Millionen, und hat fi fe 
dem beträchtlich vermehrt. Das Capital von nahe an 100 Millionen, welches fie au 
Ende des letzten Verwaltungsjahres vorftellten, ift in dem allgemeinen Staatsaufwande 
verſchmolzen, und bei ver Beurtheilung des Finanz⸗Inſtandes im Allgemeinen ſollte es von 
dem Ueberſchuſſe ver Ausgaben über die Einnahmen ver letzten Berwaltungsjahre abge 
rechnet werben, ba es In bie Kategorie von Gapital-Anlagen mehr, ald in hie des Staat 
aufwandes gehoͤrt; 
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c) eine für die VBetheiligten in Betracht aller beſtehenden Derhäftnifie als befriedi⸗ 
gend, und für ven Staat ald nicht zu laͤſtig zu erachtende Verzinſung; als folche würbe 
die Commiſſion eine die Höhe von 6 Procent erreichenpe Betrachten, in Verbindung mit 
denen sub e folgenden Modalitäten; A) die mit dem Zwecke fich vertrageube möglichfte 
Schonung der Verkehrs⸗Verhaͤltniſſe; die Commiffion fchlägt in dieſer Hinficht vor, daß 

“Sie Einzahlungen In 25 monatlichen gleichen Raten flattfinden follen, oder früher nach 
Wahl der Betheiligten, mit Zinfen zu 6 Procent zu ihrem Gunften vom Tage der Ein⸗ 
zahlung an; e) die Wahrnehmung der Intereffen des Staates bei ver ihm für die Zu⸗ 
kunft anfgelegten weiteren Laſt, wenn fchon dieſe nicht aus einer neuem Schul entftchen, 
fonbern von einer bereits beſtehenden berflammen wird. 


In dieſer VBerüdfichtigung fehlägt die Gommiffion vor, daß die Anleihe al pari . 
ausgegeben werbe, und daß ver Staat ſich das Recht vorbehalte, dieſelbe nach 10 Jah⸗ 
ren ganz oder in Abthellungen al pari zurückzubezahlen. 

Die Commiſſion betrachtet dieſes Syſtem als einfacher und vortheilhafter für den 
Staat, als die Hinausgabe einer Anleihe mit niedrigerem Zinsfuße unter pari, welche 
in günftigeren Zelten nur abgetragen werten kann, indem ber Staat feine Schuldver⸗ 
ſchreibungen zu höherem Preife zurückkauft oder abbezahlt, als der war, zu welchem er 
fie ausgegeben bat; ein Unterſchied zu feinem Nachtheile, welcher, dem Zinsfuße beige» 
fügt, dieſen in der Wirklichkeit auf unbeftimmte Weiſe für ven Staat vertbeuert. An⸗ 
dererſeits iſt bei einem 6 procentigen Papier al pari eine ungünftige Einwirkung auf 
den Werth folcher anderer Staatöpapiere weniger zu fürchten, die der Speculation mehr 
Kaum bieten, als ein Papier, welches nach zehn Iahren zurückbezahlt werden kann, und 
mehr für ruhige Gapttal-Anlage paßt. 

In Folge diefer Betrachtungen beehrt fich die Commiſſion, Ew. den Vorfchlag zur 
Ausführung ver durch fie als unumgänglich nothwendig betrachteten Maßregel, in nach- 
ſtehender Form ehrerbietigft zu unterbreiten, nämlich: 

I) es werbe fofort ein Anlehen von 150 Billionen ausgefchrieben; 2) demſelben 
ſpecielles Yinterpfand gegeben, wie ad b. angebeutet; 3) daſſelbe werde al pari Hinaus- 
gegeben, mit dem echte für den Staat, daſſelbe ganz oder theilweiſe zurückzuzahlen nach 
zehn Jahren; A) ed werde ein Termin feftgefeßt von einem Monate, während weichem 
freiwillige Einfchreibungen von Allen, welche daran theilnehmen wollen, angenommen 
werden; 5) bie freimillig Theilnehmenden genießen 6 pCt. jährliche Zinfen, halbjährig 
zahlbar, oder 5 pCt. Zinfen mit einer Prämie gleich 1 pEt. pr. Jahr, in einer durch 
Die hohe Staats⸗Verwaltung zu beflimmenven, dem Geſchmacke bed Publicumd ent⸗ 
ſprechenden Form. Auch Fönnte die Gefammt-Summe der Anleihe zum Theile in erſte⸗ 
rer und zum Theile in letzterer Form hinausgegeben werden; 6) follte nach Ablauf 
der Frift von einem Monate nicht die ganze Summe durch freiwillige Einfchreibungen 
erichöpft feyn, fo wird der Reſt ald Zwangs⸗Anleihe über alle Staatd- Angehörigen, 
mit Ausnahme jener der lombardo⸗venetianiſchen Kronländer, vertheilt, und zwar über 
jene Stantö-Angebörigen, die einer Teilnahme von wenigftend 100 Fl. fähig find. Bel 
der Zwangsumlage find jene Stantö-Angehörigen, die ſchon freiwillig Theil genommen 
haben, fo weit frei, als die Betheiligung nach ihren Kräften flattgefunden hat. Die 
gezwungenen Theilnehmer genießen nur 5 pCt. jährliche Zinſen, halbjährig zahlbar; 
7) die Einzahlungen gefchehen in 25 gleichen monatlichen Raten, over früher nach Wahl 
ver Betheiligten, mit Genuß der Binfen, wie sub d vorgefihlagen. 


27,\ Das Vollshaus nimmt den Gefeb- Entwurf über das Verfahren bei. Dem. Reichs- 
gericht, mit Ausfchluß des $. 27. an. 

27. | Spruch des Hanauer Schwurgerichts über bie des Mordes an Fürſt Lichnowsky 
und General 9. Auerdwalb Angefingten. Fünf derfelben werben als mehr oder 
minder ſchuldig auesfannt, und demnach Yon dem Gerichtshofe zu lebenswieri⸗ 
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gem Betrage ver Geſammt⸗Papier⸗ Circulation ded Staats mitbegriffen find; fie nimmt 
ferner an, daß ein anderer Theil der Summe durch Reichs⸗Schatzſcheine mit einem nad 
den Umftänven bemefienen Zinsfuße, ohne Zwangs⸗Cours, gedeckt werden koͤnne; fir ie 
rüdfichtigt Dagegen, daß vie Einnahmen des Staated durch neue Steuern nur allmällg 
ergiebiger werben koͤnnen, auch Daß durch die Entfchäbigung wegen ber Grunpentlaflun, 
dem Staate fihon in der Gegenwart einige neue Laften erwachſen werden. Die Com 
miffion Fam hiernach zum Schluffe, daß eine Summe von etwa 150 Millionen genügen 
werbe, um das große Ziel ver Rückkehr zur Orbnung im Geldweſen zu erreichen, inden 
damit nicht nur der Staat fein Papiergeld werde zurückziehen, fonbern auch ber Bart 
diejenige Zurüdzahlung machen koͤnnen, die fie unter Ausführung der bie Bank ſelbſi be 
treffenden Maßregeln, welche die Eommiffion ehrerbietigft vorſchlagen wirb, in ben Stan 
fegen werde, ihren Verpflichtungen wieder nachzukommen. 

Zwei Wege bieten fich dar, um dieſe Summe einzubringen; eine Bermögend-Eku 
und eine Anleihe. 

Die Commiſſion Hat ſich nicht für die Vermögens Steuer entfcheiden können, da 
bie Staatd-Angehörigen in gegenwärtiger Zeit, zu Gunſten ver zukünftigen Eitimidelug 
des Staates, bereits durch andere beträchtliche Steuern in Anfpruch genommen fint. 

Sie entfchlen ſich einftinmig dafür, ven Weg ver Anleihe vorzufchlagen, welhe 
zwar Die Zukunft des Staates zu Gunften ver Gegenivart weiter belaſtet (indeſſen Tot 
auch die ſchwebende Schuld Zinfen, und entfteht alfo nur ein Zinſenzuwachs), dagıpa 
denjenigen, vie zu derſelben beitragen, einerſeits befriedigende Zinfen, anbererfeits Ir 
Möglichkeit gewähren foll, vie für ihre Leiftungen empfangenen Schuloverfchreibungn 
im Nothfalle verwerthen zn koͤnnen. 

Auf diefen Standpunkt der hochwichtigen Frage gelangt, erachtet vie Commilkn 
es als ihre Pflicht, auch die Art und Weile in Betracht zu ziehen, auf welche hie Ir 
leihe vollzogen werben Eönne. Sie berüdfichtigt dabei: a) Die Sicherheit des Erfelt 
für die Finanz Verwaltung: weder von den Betheifigungen des Auslandes bei der Anlik, 


noch von der Vermittelung Einzelner im Inlande darf diefelbe abhängig ſeyn, mi 


auf nationale Baſis geftellt zu Stande kommen, zur Befreiung der Staats» Verwaltung 
und aller Stants= Angehörigen aus der gegenwärtigen Rage, beren Uebel welt jr 
Iaften , als irgend ein mit ver Anleihe verbundened Opfer möglicherweife wiegen kan; 
b) die Sicherheit ver Bapital-Anlage für diejenigen, welche bei ver Anleihe betheiligt Im 
werben. Durch bie vorgefchlagenen Maßregeln würden ſowohl die Salinen von Omi 
ven als auch fämmtliches Eigenthum des Staates in Eifenbahnen nebft Zugehör, M 
in dem Maße, als vie Partial⸗Hypothekar⸗Anweiſungen und bie Reichs⸗Schahſcheine W 
Zwangs⸗Cours, denen fie jeßt als Unterpfand dienen, dem Staate durch die Einzahlur 
gen auf Rechnung ver Anleihe zurückfließen, und als vie Abzahlungen am bie Rattan 
bank flattfinden; die Reichs⸗Schatzſcheine mit angemeffener Verzinfung ohne Zwange 
Cours, welche von den Staatscaſſen ſtets eingelöft würben, wie früher die 3proc. Im 
tral-Bafien-Anweifungen, bebürfen, wie bereit8 bemerkt, nach Dafürbalten ber Gommil 
fion keines fpeciellen Unterpfandes. 

Der Werth der Salinen von Gmunden ift nach vem jährlichen Reinertage der 
3,903,174 Fl. mit circa 78,000,000 ZI. anzufchlagen; ver Werth des Eigenthund ni 
Staates in Eifenbahnen war, nad; Angabe des Minifteriums des Handels und der diem 
lichen Bauten, am Ende des letzten Verwaltungs-Iahres 96 Millionen, und hat ſich je 
dem beträchtlich vermehrt. Das Capital von nahe an 100 Millionen, welches ſie au 
Ende ded letzten Verwaltungsjahres vorftellten, ift in dem allgemeinen Staatsaufwande 
verſchmolzen, und bei ver Beurtheilung des Finanze-Inſtandes im Allgemeinen ſollte es ron 
dem Ueberſchuſſe ver Ausgaben über die Einnahmen ver letzten Verwaltungkjahre abge 
rechnet werben, da es in die Kategorie von Gapital-Anlagen mehr, ald in vie bed Staatl 
aufwandes gehört; 
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c) eine für die Betheiligten in Betracht aller beſtehenden Verhältniffe als befriedi⸗ 
gend, und für den Staat als nicht zu Täftig zu erachtende Verzinſung; als ſolche würbe 
die Commiſſion eine die Höhe non 6 Procent erreichenpe betrachten, in Verbindung mit 
denen sub e folgenden Moballtäten; A) die mit dem Zwecke fich vertrageude möglichfte 
Schonung der Verkehrs⸗Verhaͤltniſſe; die Commifſion ſchlaͤgt in dieſer Hinſicht vor, daß 

"die Einzahlungen in 25 monatlichen gleichen Raten ſtattſinden ſollen, oder früher nach 
Wahl ver Zetheiligten, mit Zinfen zu 6 Procent zu ihrem Gunften vom Tage der Ein- 
zahlung an; e) die Wahrnehmung ber Interefien des Staates bei ver ihm für die Zu⸗ 
kunft aufgelegten weiteren Laft, wenn fchon dieſe nicht aus einer neuem Schuld entftehen, 
fonbern von einer bereits beſtehenden herſtammen wird. 


In diefer Berüdfichtigung fchlägt die Commiſſion vor, daß die Anleihe al pari . 
audgegeben werbe, und daß der Staat ſich das Recht vorbehalte, dieſelbe nach 10 Jah⸗ 
ren ganz ober in Abthellungen al pari zurüdgubezaklen. 

Die Commiffion betrachtet dieſes Syſtem als einfacher und vortheilgafter für den 
Staat, als die Hinausgabe einer Anleihe mit nienrigerem Zinsfuße unter pari, welche 
in günfligeren Zeiten nur abgetragen werten Tann, indem der Staat feine Schulbver- 
fihreibungen zu höherem Preife zurückkauft over abbezahlt, als ver war, zu welchem er 
fie ausgegeben bat; ein Unterſchied zu feinem Nachtheile, welcher, dem Zinsfupe beige 
fügt, dieſen in der Wirklichkeit auf unbeſtimmte Weiſe für den Staat vertbeuert. An⸗ 
dererſeits iſt bei einem 6 procentigen Papier al pari eine ungünftige Einwirkung auf 
den Werth folcher anderer Staatöpapiere weniger zu fürchten, die der Speculation mehr 
Kaum bieten, ald ein Papier, welches nach zehn Jahren zurüdkhezahlt werben Tann, und 
mehr für ruhige Capital⸗Anlage paßt. 

In Folge dieſer Betrachtungen beehrt fich die Commiſſion, Ew. den Borfchlag zur 
Ausführung ver durch fie als unumgänglich nothwendig betrachteten Maßregel, in nach⸗ 
ſtehender Form chrerbietigft zu unterbreiten, nämlich: 

I) es werbe fofort ein Anlehen von 150 Millionen ausgefchrieben; 2) demſelben 
fperielle8 interpfand gegeben, wie ad b. angeveutet; 3) daſſelbe werbe al pari hinaus» 
gegeben, mit dem Ütechte für den Staat, daſſelbe ganz oder theilweiſe zurückzuzahlen nach 
zehn Jahren; A) es werbe ein Termin feftgefeht von einem Monate, während welchen 
freiwillige Einfehreibungen von Allen, welche daran theilnehmen wollen, angenommen 
werden; 5) die freiwillig Theilnehmenden genießen 6 pCt. jährliche Zinfen, Halbjährig 
zahlbar, oder 5 pCt. Zinfen mit einer Prämie gleich 1 pEt. pr. Jahr, in einer durch 
die Hohe Staats⸗Verwaltung zu beflimmenven, dem Gefchmade des Publicumd ent 
fprechenven Form. Auch Fönnte die Geſammt⸗Summe der Anleihe zum Theile in erſte⸗ 
rer und zum Theile in letzterer Form hinausgegeben werben; 6) follte nach Ablauf 
der Frift von einem Monate nicht die ganze Summe durch freiwillige Einfchreibungen 
erfchöpft feyn, fo wird der Reſt ald Zwangs⸗-Anleihe über alle Staatd= Angehörigen, 
mit Ausnahme jener der lombardo⸗venetianiſchen Kronlänber, vertheilt, und zwar über 
jene Staat3-Angehörigen, die einer Thellnahme von wenigftens 100 Fl. fähig find. Bel 
der Zwangsumlage find jene Stants-Angehörigen, vie ſchon freiwillig Theil genommen 
haben, fo weit frei, als vie Betheiligung nach ihren Kräften flattgefunden hat. Die 
gezwungenen Theilnehmer genießen nur 5 pCt. jährliche Zinfen, halbjährig zahlbar; 
T) die Einzahlungen gefchehen in 25 gleichen monatlichen Raten, oner früher nach Wahl 
ver Betheiligten, mit Genuß ber Binfen, wie sub d vorgefählagen. 


7.1 Das Vollshaus nimmt den Geſetz⸗ Entwurf über das Verfahren bei dem Reichs⸗ 
gericht, mit Ausichluß des $. 27. an. 

27. | Spruch bes Hanauer Schwurgerichts über die des Mordes an Fürſt Lichnowsky 
und General 9. Auerswald Angeklagten. Fünf derfelben werden als mehr oder 
minder ſchuldig anesfonnt, und demnach Yon dem Gerichtshofe zu lebenswieri⸗ 


ger, zwanzig⸗, fünf und ein halb jähriger Kifenfirafe, einfährigem und fehs- 
monaffigem Zuchthaus vernriheitt. 


28, | In der zweiten Kammer des Königreichs Baiern Anfrage des Abgeorbneten Hei 





dert: ob von der Civilliſte des Königs im vorigen Jahre bie Einfommenfeu | 


erhoben worden fey, ba eine Befreiung damals nicht ausgefprochen geweſen. 
d8.| + Garlieb Merkel, auf einem Landfige unweit Mosfau. 


29. | Sitzung des beutichen Verwaltungs-Rathes; Protocol Auszug. 

Der Verwaltungs⸗Rath befchließt, den hohen verbundeten Regierungen in ver In 
Inge zu der gegenwärtigen Protocollar⸗Verhandlung unverzüglich die Beſchlüſſe vorzu⸗ 
legen, welche das feit dem 20. März c, bier verfammelte Parlament bis jetzt gefoht, 
und mittelft Schreiben der Präfiventen des Staaten» und Bollähanfes in beglaubigm 
Abfcheiften dem Vorſitzenden des Verwaltungs⸗Raths übermacht hat. 

Es bedarf für die hoben verbündeten Regierungen keiner näheren Darlegung In 
wechſelnden Verhältniffe und Zuflände, von welchen fich die Wirkſamkeit des Derwaltme 








Naths feit dem Tage feines Zuſammentritts, dem 18. Juni 1849, His. zur Erding 


dieſes Parlaments, und von da an bis zum heutigen Schluffe veffelben, umgeben un 
beoingt fand. Es iſt darüber in den, ven hohen verbünneten Regierungen zugegangem 
Prosseollar-Verhandlungen mit gewifienbafter Treue ununterbrochene Mechenfchaft gege 
ben. Aber wie manche bedeutungsvolle Augenblicke auch in dieſer ſchweren Zeit für im 
Verwaltungs⸗Rath gekommen find, der bedeutungsvollfte von allen iſt ver Augenblic 
worin er nunmehr bie Nefultate aller bisherigen Vorbereitungen und Anftrengungen im 
hohen Regierungen zu übermitteln, und um beren baldigfte Entſchließung anzuſuchen hat 
Durchdrungen von der Bebeutung dieſes Augeublicks, Halt er ſich für verpflichtet, 
diefes Anfuchen mit dem Ausdruck der tiefen Ueberzeugung zu verbinden, daß bie glüf- 
fiche Wendung der vaterländifchen Geſchicke in der Herftellung Des deutſchen Bunt 
Staats beichlofien liegt, und daß das entfchienene Fortgehen auf dem vom ben hohen 
verbuͤndeten Negierungen bisher betretenen Wege die baldige Erseichung dieſes Zieled am 
ficherften verbürgen wird. ' 
"Die nächfte Sigung des Verwaltungs-Hatbs ift auf Freitag, den 10, Mai c, in 
Berlin anberaumt. 


29, } Borfchaft des Verwaltungs⸗Rathes an beide Häufer des deutfchen Parlament. 

Dem Verwaltungs⸗Rathe ver verbündeten deutfchen Regierungen find die Beſchüſ 
zugegangen, welche das feit dem 20. März hier verfammelte Parlament über die Br: 
Tagen gefaßt Hat, die ihm Namens viefer Neglerungen durch die Eroͤffnungs⸗Voiſchſt 
angefünbigt und übergeben wurden. — Mit biefen Befchlüffen, die der Verwaltunge 
Nat unverzüglich zur Kenntnig und ſchließlichen Erflärung ber verbündeten Neglerungen 
bringen wird, iſt Seitens des Parlaments diejenige nächfte Mitwirkung zu dem Verfaß 
fungswerfe der veutfchen Union geleiftet, welche der Art, IV. des Bundes⸗Statuts vom 
26. Mai 1849 als den Zweck diefer Sitzung bezeichnete. — Indem der Vertvaltungt 
Rath demgemäß die hierauf gerichtete Thätigkeit viefes Parlamentd als zur Zeit beendigt 
erkennt, deſſen Wiedereinberuſung jedoch vorbehaͤlt, ſpricht er ven Männern, welche It 
erſte deutſche Parlament hier vereinigte, ven lebhaften Dank und die volle Anerkennung 
für den patriotiſchen Sinn, den ernften Willen und den angeftrengten Eifer aus, ber ſih 
bei her Drevifion ver BVerfaffungs- Vorlagen und den hieraus hervorgegangmen Der 
befferungs- Anträgen Tunpgegeben hat. — . Der Verwaltungs- Math empfängt dieſe Ar 
fultate in dem durch fie geftärften Glauben am eine gebeihliche Loͤſung ver großen palit- 
Shen Aufgabe, welche vie verbünneten Regierungen in dem Bewußtſfeyn ihrer Pflichten 
und Zuſagen fich geſtellt Haben, nnd er begleitet fie mit dem aufrichtigen Wunſche, daß 
dad Vafafſungswerk In ſeiner Vollendaag vie Anerkeummg ſinden möge, De es IM 
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wahren Intereffe aller Theile in Anſpruch zu nehmen bat. — Ih erkläre Hier- 
durch im Namen der verbündeten Regierungen diefe Siuung des Parla- 
ments für gefchlofjen. 

Das Volkshaus faßt hinfichtlich des Geſetzes über das Reichsgericht Beſchlüſſe, 
welche ganz mit denen des Staatenhaufes (S. 10. Aprit) übereinflimmen. 

Beginn ber Proceß-Verhandlungen zu Cöln gegen den vormaligen Profeffor Kin⸗ 
fel und Genoffen, wegen verfuchten Aufruhrs zu Bonn, und bed Zuges gegen 
Siegburg (S. 11. Mat 1849.) 

Beginn ber Prorep- Verhandlungen zu Weſel gegen 64 bes bewaffneten Aufruhrs, 
der Plünberung bed Zeughaufes zu Iſerlohn (S. 10. Mai 1849) und der 
Zerftörung des Telegraphen Angeklagte. 


‚Die würtembergifche Landes-VBerfammlung verwirft den Vorfchlag der Regierung: 


flatt der drei Millionen Gulden Papiergeld, deren Ausgabe das Geſetz vom 
1. Zuli 1849 vorfchreibt, eine gleiche Summe verginäliiper Caſſenſcheine in Um⸗ 
lauf ſetgen zu bürfen. 

Erklarung des Miniſter Zſchinsky in der zweiten Kammer bed Koͤnigreiches Sach⸗ 
fen: „Die Grundrechte find als Landesgefes, in Sachſen ben übrigen, Gefegen 
gleih. Sie ſtehen nicht über der Verfaſſung, ja fie bilden nicht einmal einen 
Theil derfelben, ſondern fe find nur wie die fonkigen Laudesgeſetze zu betrach« 
ten. Das Gegentheil ift nirgend ausgeſprochen. Die im Bericht angezogene 
Elanfel im Eingange der GR. hat Feine Wirkung, da bie Frankfurter Reichs⸗ 
Verfaſſung, wovon bie G.⸗R. einen Theil bilden, nicht ins Leben getreten ift- 
und gewiß wird Niemand behaupten wollen, bag blos wegen biefex Elaufel 

vie Grundrechte in alle Ewigkeit fortbefiehen müſſen, und durch bie Landes⸗ 
geſetze nicht abgeändert werben koͤnnen. Sie wird, wie ich hiermit erfläre, die 
Beſtimmungen ber Gr.R., welche fie für Heilfam und dem Baterlande zuträg- 
lich erachtet, gern und willig mit ausführen helfen; fie wirb dies aber nicht 
thun können, ſoweit ſie die eine oder andere Beſtimmung in den G.⸗R. für 
ſchaͤdlich, für verderblich erachtet. Soweit Beſtimmungen der letzteren Art, nach 
Artikel I. des zu den Gr.⸗R. gehörenden Ausführungs⸗Geſetzes bereits ins Le, 
ben getreten feyn follten, wird die Regierung bie nöthigen verfaffungsmäßigen 
Schritte thun, um jene Beflimmungen wieder zu befeitigen. 


90.4 Die würtembergifche Landes» Berfammlung befchließt gegen den Widerſpruch des 


Minifteriums, den Haupt⸗Finanz⸗Etat nicht wie gewöhnlich für drei,. fondern 
nur für zwei Jahre zu bewilligen. 
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Mai. 


1. | Schreiben S. M. des Königs von Preußen an ©. 8. H. ben Großherzog von 


Baden. (Gleichlautend auch an bie übrigen Mitglieder der Union.) 
„Durchlauchtigfter Fürſt, freundlich lieber Better und Bruder! In dem gegenmwär- 


. tigen wichtigen und ernften Augenblide, wo das Ergebniß der Berathungen des erfurter 


Uniond» Parlaments den verbündeten Negierungen zur Beichlußnahme vorliegt, und zu⸗ 
gleich die allgemeinen deutfchen Angelegenheiten an einem beveutfamen Wendepunkte an- 
gelangt find, werben E. 8. H. es gewiß natürlich finden, wenn Ich lebhaft das Bes 
bürfniß empfinde,. mit Meinen hoben Berbündeten Mich perſoͤnlich über "ven einzufchla- 
genden Weg zu befprechen, damit das im gemeinfamen Intereffe unternommene Werl 
auch in voller und freier Gemeinfamkeit von Uns Allen in’s Leben geführt werben 
Fönne. Diefem Bebürfnig Fam es daher auf die erfreulichte Weiſe entgegen, als ©. 
G. der Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha Mir den Wunfch ausſprach, daß Die Re 
genten ber dem Bundniß nom 26. Mai v. I. angehörigen Staaten in eigener Perſon, 
jedoch unter Zuziehung verantwortlicher Minifter, in moͤglichſt kurzer Friſt zu einer ge 
meinfamen Berathung zufammentretn möchten, und ald einen für dieſe Zuſammenkunft 


ſchon durch feine Lage beſonders geeigneten. Ort, feine Reſidenzſtadt Gotha in Vorſchlag 


brachte. Ich bin mit um fo größerer Bereitwilligkeit auf dieſen Vorfchlag eingegangen, 
als die Gegenſtäͤnde viefer Berathung die wichtigften und bebeutendften Fragen betrafen, 
bei welchen »ie perfönliche Stellung eines jeden Fürften eben fo fehr wie das Intereſſe 
feines Landes betheiligt if. Es wuͤrde fich dabei handeln: Um die Beichlußfeffung über 
die Annahme der Derbeflerungen der Uniond« Berfaffung, wie fie von dem Parlamente 
in Erfurt in Antrag gebracht find, fo wie um eine genaue Prüfung ber revidirten Ver⸗ 
faffung, um zu erwägen, ob ein dringendes Beduͤrfniß ben verbünbeten Negierungen 
ettiva noch weitere Verbeſſerungen empfehlen möchte, um die Ermittlung derjenigen 
Punkte der Berfaffung, melde bis zu enplicher Negulirung ver allgemeinen deutſchen 
Verhaͤltniſſe noch ruhen muͤſſen; endlich um eine vorläufige Vereinbarung über die Em- 
richtung eines einfachen Unions⸗Organs. In diefen Erwägungen babe Ih ©. H. dem 
Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha Meine Bereitwilligkeit zum Eingehen auf feinen Vor⸗ 
flag zu erklären Teinen Anſtand genommen. 

Inzwifchen find aber bie veutfchen Angelegenheiten in ein Stabium getreten, welches 
die ernftefte Aufmerkſamkeit aller deutfchen Regierungen in Anfpruch nehmen muß, und 
eine befchleunigte Beſchlußfaſſung zu doppelt dringendem Bedürfniß macht. Das durch 
gemeinſame Uebereinkunft geordnete Interim iſt "abgelaufen, und ©. M. ver Kalfer von 
Defterreich Hat die veutfchen Megierungen eingelaven, durch Benollmächtigte in Frank⸗ 
furt a. M. zufammenzutreten, um über die Anorbnung eines neuen Interim Befchluß 
zu faflen, und zugleich über die definitive Negulirung ver allgemeinen beutichen Ver⸗ 
fafiungd- Angelegenheit zu berathen. In beiven Beziehungen iſt es Mein Wunfch und 
Meine Abficht, in voller Gemeinfchaft mit Meinen Verbündeten zu handeln. Es wird 
dringend nothwendig feyn, über Die Stellung, welche vie Staaten des Bünpniffes vom 
26. Mai zu dem Interim fowohl, ald zu der befinitiven Verfaſſung des weiteren Bun⸗ 
bed einzunehmen haben, eine gemeinfame VBerfländigung und einen feſten Entſchluß 
berbeizuführen. 
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Auch dies wird am ficherfien und raſcheſten durch eine perfänliche und vertrauens⸗ 
volle Veſprechung der Kürften erreicht werben. Je hoͤher die Pflichten find, die Uns in 
dieſem Augenblick obliegen, um jo wünfchensweriber iſt ed, daß Wir perfänlich Uns 
darüber verfländigen, wie Wir viefelben mit allem Nachorud eines einigen Handelns er- 
Tillen wollen. Die gemeinfamen Intereffen, vie gleiche Geſinnung der lebhafteſten Theil⸗ 
nahme an dem Geſchicke des gemeiniamen Bateslandes, und das unter Uns Allen herr⸗ 
chende erfreuliche und herzliche Bertrauen, wird eine ſolche Zuſammenkunft zu einem, 
Unfer Aller Wünfche entfprechennen Ziele führen, und das deutfche Bolt wird in vieler 
perfönlichen Bereinigung der verbünbeten Fuͤrſten eine erfreuliche Beruhigung und vie 
ſicherſte Bürgfchaft für Unſern ernſtlichen Willen finven, was in einer ſchweren Zeit ge= 
meinſam begonwene Werk zum Belle der Uns von Bett anvertrauten Länder, auf eine, 
Unfee würdige Weiſe auszufäheen. Ew. werden aber Meine Anſicht tbeilen, daß viele 
Berathung nicht hinausgeſchoben werden darf. Da es Mir nun unmöglich ſeyn würbe, 
wegen bed, Meiner Familie bevorſtehenden erfreulichen Greigniffes, der Vermaͤhlung 
einer Nichte, der Prinzeffin Charlotte K. H. vor dem 15. d. M. Berlin zu verlafien, 
fo Hoffe Ich, daß Ew. es freundlich aufnehmen werben, wenn Ich Ew., fo wie die an⸗ 
deren verbiindeten Furſten, hiermit einlade, Selbft nad Berlin Tommen zu wollen, und 
gemeinſam mit Mir und Unſeren Verbündeten die zunächft vorliegenden wichtigen Fra⸗ 
gen zu befprechen. Da bie Zeit brängt, bitte Ih Ew., Mich ſpäteſtens bis zum 8. d. 
M., in Begleitung eines verantwortlichen Minifters, mit Ihrem Befuche erfreuen zu 
wollen. Eo wird dabei unbenommen bleiben, ob Wir nicht fpäter noch in Gotha 
wiederum zufammenlommen koͤnnen, um über bie weiteren ragen Uns zu befprechen. 
Da Mir nie lebhafte Teilnahme bekannt if, welche Em. Unſeren gemeinfamen Be⸗ 
firedungen zugewandt haben, und Gw. gewiß mit Mir von der dringenden Nothwendig⸗ 


keit eines wahrhaft gemeinfamen Gandelns überzeugt find, fo barf Ich Hoffen, daß Em. 


Meinem Wunfche freundlich und bereitwillig entgegenkommen werben, und Ic kann 
nicht zweifeln, daß dieſe gemeinfame Verathung veutfcher Fürſten, umter Gotted Bei⸗ 
Rand, zu einem glücklichen, die Wohlfahrt und frienliche Entwidelung Deutſchlands 
fichernden Ziele führen werde. Mit den Gefinnungen vollkommener Gochachtung und 
aufrichtiger Freundſchaft verbleibe I ıc. 


Dr. Nauwerk aus Berlin, vormald Mitglied des franffurter Reichstages, vom 


Griminal- Gericht zu Berlin, ald des Hochverraths verdächtig, durch Steckrief 
verfolgt. 


Der würtembergifchen Landes⸗Verſammlung werden vom Miniflerium nachflebenbe 


Borfchläge zu Berfafiungs-Beränderungen mitgetheilt. 

Art. 1. Die erfte Kammer beſteht 1) aus den volljährigen Prinzen des Koͤnig⸗ 
lichen Haufes, 2) aus 43 gewählten Mitglievern. Die Wahl gefchieht auf neun Jahre. 
Alle drei Iahre tritt der dritte Theil ver gewählten Mitglieder aus. Die erſtmals aus» 
tretenden zwei Drittheile werden durch das Loos beftimmt. Art. 2. Je drei Oben 
Amtd-Bezirke bilden zum Behuf der Wahl zweier Mitglieder der erflen Kammer einen 
Wahlbezirk. Die Wahl wird von 150 Wählern vorgenonmen, von welchen vie eine 
Hälfte aus jedem Ober- Amt3« Bezirk diejenigen in demfelben wohnhaften 25 Staats- 
Bürger begreift, welche in dem, der Wahl vorangegangen Binanzjahre die höchfte directe 
Staatöfteuer aus Grundeigenthum, Gebäuden, Gewerben, Gapitalien, Befoldungen und 
anderem Einkommen bezahlt haben, und im Taufenden Finanzjahre zu der birerten Staats» 
feuer beitragen, die andere Hälfte aber von ven drei Amts-Verſammlungen des Wahl- 
bezirks je zu gleichen Theilen aus den in dem betreffenden Ober-AUntö- Bezirk wohnhaften 
Stantsbürgern gewählt wird. Einer der beiden von einem Wahlbezirk aufzuftellenden 
Abgeoroneten tft aus der Mitte der höchfibefteuerten Wähler des Bezirks zu wählen. — 
Art. 3. Neben ven Wahlbezirken ver Ober⸗Aemter bildet die Stadt Stuttgart für die 
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Wahl eines Mitgliedes der erfien Kammer einen beſonderen Wahlbezirk. Das Wähler: 
Collegium befteht aus 68 Im dem Geweinde-Beirk wohnhaften Staatäbürgen, von wel⸗ 
hen die eine Hälfte vom Gemeinde⸗Raih gewählt wird, und vie andere Hälfte diejenigen 
begreift, welche in dem, der Wahl vorangegangenen Finanzpahre vie höchſte dire: 
Staats⸗Steuer aus Grundeigenthum, Gebäuden, Gewerben, Capitalien und Einkommen 
entrichtet haben, und ‘auch im. laufenden Sinanziahre zu ver direciten Staais⸗Steuer bei: 
tragen. Eine Beſchraͤnkung der Wählbarkelt durch die Forderung einer gewiſſen Steuer⸗ 
pflichtigkeit ſindet hierbei nicht flat. Urt. 4. In der zweiten Kammer bört Die be 
fondere Bertretung des ritterfchaftlichen Adels auf, uns es fallen femit die 13 ritter- 


ſchaftlichen Abgeorbneten hinweg. In allem Uebrigen bleibt vie Bufammenfehung ber 


zweiten Kammer unverändert. Art. 5. Zur Theilnahme an ven Wahlen für bie 
zweite Kammer find wicht blos bie beitewerten Bürger einer Gemeinde, fondern auch in 
derſelben mohnhafte Geftenerte Staatäbürger berechtigt. (Verfaſſungs⸗Urkunde $. 137.) 
Art. 6. Zu Dee ordentlichen diretten Steuer, durch welche vie Verfaſſungs⸗Urkunde 
die Theilnahme an ven Wahlen zus zweiten Kammer bedingt, wird Tünftig auch biejenige 
auf Capitalien, Befolaungen, Penfionen und anderes Einkommen gezählt. Art. 7. Jedes 
Mitglied der briden Kammern muß im Befike des Staatsburgerrechtes fen, und feinm 
Wohnfig in Würtemberg haben. Mitgliener ver einen oder der anderen Kammer Eönnen 


- nicht ſeyn: 1) Diejenigen, welche nach Maßgabe ber Beſtimmungen des Strafgeieße un 


der Geſetze über das Strafverfahren, ver ſtaatabürgerlichen Wahl- und Wäplbarkir 
rechte ‚bleibend oder zeitlich verluſtig geworden find, ſoweit fie nicht durch Richterſprut 
oder Durch Begnadigung in dieſe Rechte wieder eingefegt wurden; 2) Diejenigen, gegen 


‚welche ein Gantverfahren geridgtlich eröffnet worden If, währenn der Dauer des Gam⸗ 


verfahrens und auf fo lange, bis Die verkürzten Glänbiger durch Bezahlung, Naclaß⸗ 

Vertrag over auf ſonſtige Weife befriedigt find; 3) Berfonen, welche unter Vormund⸗ 
[haft over Pflegſchaft ſtehen; A) Perſonen, welche im Laufe Der, der Wahl vora- 

gegangenen drei Jahre, den Kalk eines, vorübergehenden, unperichufdeten Unglücks aus 
genommen, Beiträge zu ihrem ober ihrer Familien Unterhalt aus öffendiden Caſſen 
empfangen haben, oder zur Beit der Wahl noch empfangen. 5) Diejenigen, welche in 
einem Dienfiboten-Verhältnifie fteben. Außerdem müſſen Die gewählten Mitglieder ver 
erften Kammer ‚dad AOfte, die Mitglieder der zweiten Kammer dad 30ſte Lebensjahr zu⸗ 
rüdgelegt haben. Art. 8. Deffentliche Diener, einfchlieplih der Militair-Perfonen, be 
bürfen Feine Erlaubniß zur Annahme der Wahl, jedoch Haben fie die Koften ihrer Stell» 

bertretung zu beflreitn. Art. 9. Staatö-Bezirfö-Beamte (Ober- Amtörichter, Ober⸗ 

Amtınänner, Cameral⸗Verwalter, Oberfoͤrſter) und deren gefeßliche Stellvertreter konnen 

in dem Wahlbezirk, in welchem fie ihren Amtsſitz haben, nicht zu Abgeordneten für vie 

zweite Kammer gewählt werden. Art. 10. Zur Ausübung des Wahlrechts für bie 
erfte und zweite Kammer find viefelben allgemeinen Gigenfchaften erforverlich, welche für 
die Wahlfähigkeit vorgefchrieben find (Urt. 7), nur mit der Ausuahme, daß das Alter 
der Boltjährigfeit genügt, Auch ftehen die für volljährig Erflärten ven Molljährigen 
gleich. Art. 11. Die näheren Beflimmungen über das Mahlverfahren find Gegen- 
fand der Gefeggebung. Art. 12. Die Sigungs-Perioden find für beide Kammern die⸗ 
felben. Eine Kammer kann nicht ohne die andere einberufen werden. Art. 13. Der 
König kann beide Kammern ober eine derfelben auflöfen. Die Auflöfung einer Kammer 
hat die gleichzeitige Bertagung der anderen Kammer bis zur Wiederberufung ber Staͤnde⸗ 
Berfammlung zur Folge. Im Ball einer Auflöfung ift Tangftens binnen ſechs Monaten 
eine neue Verſammlung elnzuberufen. Art. 14. Jede Kammer wählt für die Dauer 
einer Sigungd= Periode aus Ihrer Mitte einen Präfiventen und zwei Vice» Präfibenten 
mit abjoluter, und bie erforderliche Zahl von Schriftführern mit relativer Stinmenmehr- 
beit. So lange weder ein Präfident, noch ein Vice-Präſident vorhanden Ift, führt das 
ältefte vechtögelehrte Mitglied ven Vorſitz. Art. 15. Die Sibungen beider Kammern 
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‚ Penn öffentlich, auch ſind Ihre Verhandlungen burch den Druck bekannt zu machen. Die 
Zuhörer, die ein Zeichen des Veifalls oder der Mißbilligung geben, werden unverzüglich 
entfernt. Art. 16. Die erfte Kammer wird durch die Anwefenheit ver Hälfte, bie 
zweite Kammer aber durch die Anwefenheit von zwei Dritthellen ihrer Mitgliever be 
fſchlußfaͤhig. Wenn und fo fange eine Kammer nicht in ver befchlußfähigen Zahl ver 
fammelt ift, gehen vie Befugniſſe ver Staͤnde⸗Verſammlung auf die befchlußfähige Kam⸗ 
mer über, ohne daß die Mitgliever jener Kammer berechtigt wären, an den Verhand⸗ 
lungen Theil zu nehmen, ft jenoch ver dritte Theil der Mitgliever ver unvollzähligen 
Kammer anwefend, fo Haben diefelben das Hecht, die abweſenden gewählten Mitglieder 
zu berufen, und wenn biefe auf zweimalige Aufforberung nicht Folge leiften, ihren Aus⸗ 
ſchluß zu Hefchließen, und die Anordnung von Ergänzungs- Wahlen zu beantragen. 
Art. 17. Die Abftimmung gefchieht entweder mündlich, oder durch Aufftehen und Siz⸗ 
zenbleiben. Motivirte Abftimmungen find unzuläffig. Weber das Ganze von Gefegen 
ft durch Namensaufruf abzuftiınmen. Bel Wahlen findet geheime Abſtimmung ftatt, 
deögleichen bei Anträgen, welche die Berfon einzelner Kammer⸗Mitglieder betreffen. Art. 
18. Die zum Wirkungskreiſe ver Stände gehörigen Angelegenheiten werden in jeder 

Kammer befonvers verhandelt. Ein Beſchluß der Stänbe-Berfammlung iſt vorbehaltlich 
des beſonderen Verfahrens bei Finanz⸗Geſetzen (Verf.⸗Urk. $. 181) nur vorhanden, wenn 
beide Kammern nad) vorgängiger gegenfeitiger Mittbellung übereinftimmen. Cine Aus- 
nahme von der Trennung beider Kammern tritt ein bei der Eroͤffnungs⸗ nnd Schluß- 
Sigung, fo wie in ven Fällen, in welchen beive Kammern gemeinfchaftliche Wahlen 
vorzunehmen haben (Verf.⸗Urk. 68. 190, 193, 196), und bei Ablegung des Rechen⸗ 
ſchafts⸗Berichts des Ausſchuſſes. Auch iſt e8 den Kammern unbenommen, ſich zu Aus⸗ 
gleihung von Meinungsverſchiedenheiten zu vertraulichen Beſprechungen ohne Protocoll⸗ 
Führung und Befchlußnahme zu vereinigen. Bel Bereinigung beider Kammern wechſelt 
der Vorſitz zwifchen ven Präfinenten derfelben. Art. 10. Das Recht, Geſetze vorzu⸗ 
fchlagen, fteht dem König und jeder ver beiden Kammern zu. Die Kammer, welcher ein 
Geſetz⸗Entwurf von einem oder mehreren einzelnen Mitglievern berfelben vorgefchlagen 
wird, bat nach vorgängiger Begutachtung durch eine Commiſſion, zunächft über die Frage 
zu entfchelden, ob der Geſetz⸗Entwurf in Berathung gezogen werden fol. Wird die 
Frage bejaht, fo ift der Entwurf fofort der anderen Kammer zu gleicher vorgängiger 
Berathung und Beſchlußnahme über die Vorfrage mitzutheilm. Ein von der einen 
Kanımer ausgehenver Gefeg-Vorfchlag kann nur mit Zuflimmung der anderen dem Ko⸗ 
nige vorgelegt, und ein von dem lehteren oder von einer Kammer vermworfener Geſetz⸗ 
Vorſchlag darf in derſelben Sitzungs⸗Periode nicht wieder vorgebracht werden. Art. 20. 
Geſetz⸗Entwuͤrfe über die Auflegung von Steuern, über die Aufnahme von Anlehen, 
tiber die Feſtſetzung des Staatshaushalts, fo wie über außerordentliche, nicht vorherge⸗ 
fehene Ansgaben, koͤnnen nur von dem König ausgehen; auch koͤnnen Ausgabepoften 
von den Kammern nicht über den Belauf des Antrags der Megierung erhöht werden. 
Art. 21. Die Eröffnungen ned Königs an die Stände ober an eine einzelne Kammer 
werben durch dad Geſammt⸗Miniſterium erlaffen, durch welches auch die Erklärungen, 
Bitten und Wünfche der Stände an ven König zu bringen find. Art. 22. Wenn ein 
getvähltes Mitglied der Stände-Berjammlung ein beſoldetes Staats⸗Amt ober eine Ver⸗ 
fegung auf eine höhere Stelle Im Staatsdienft annimmt, jo muß es fich einer neuen 
Wahl unterwerfen, es behält jedoch fo lange feinen Sig, bis die nme Wahl flatt- 
gefunden bat. 


2. | Das Gefhwornen- Gericht zu Coͤln erklärt den vormaligen Profefior Kinfel und 
Genoffen, hinſichtlich des Zuges gegen das Siegburger Landiwehr- Zeughaus, 
für nichtſchuldig. 

2.| + ©. Schroͤer, 8. 8. Schul⸗Inſpector und Profeflor, zu Preßburg. 
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3. |: Schreiben des k. preußifhen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Gefandten zu Wien. — Erwieberung auf die Cirenlar-Depefche des wiener Ca⸗ 
binets vom 26, April. | 

Der Kaiferlihe Gefandte am biefigen Hofe, Freiherr von Profeih-Often, Hat mir 
den abfchriftlich beiliegenden Erlaß feiner Negierung mitgetbeilt, durch welchen er beauf: 
tragt wird, die K. Regierung einzuladen, fofort einen Bevollmächtigten nach Frankfurt 
a. M. zu entienden, um bafelbjt mit fämmtlichen Genofien des beutichen Bundes, an 
welche die gleiche Einladung von Seiten des K. Gabinetd ergangen, in Berathumg zu 
treten, zunächft über Die Anordnung eines neuen Interim, an vie Stelle des mit dem 
Iften d. M. abgelaufenen, fernerweit aber auch über vie alffeitig als nothwendig erfannt 
Nevifion der Bundes⸗Verfaſſung. 

Die K. Negierung tbeilt das in biefer Depefche ausgeſprochene Bedauern, daß bie 
bisherigen Verhandlungen zu einer vorgängigen Verſtaͤndignng darüber zwiſchen Preu⸗ 
Ben und Oeſterreich ohne Erfolg geblieben ſind. 

Ehen fo jehr theilt fie die Ueberzeugung, daß e8 die Pflicht aller Bunbeöglieber fet, 
fowohl dafür zu forgen, daß die allgemeinen Bunded-Angelegenheiten nicht ohne eine ge 
meinfame Leitung bleiben, ald dazu mitzuwirken, daß Die, auf die gegenwärtigen Verhält- 
niffe nicht mehr anwenhbare, Verfaſſung des Bundes auf dem rechtlichen Wege allgeme 
ner Zuftimmung in angemeflener Weile umgeftaltet werde. 

Die 8. Regierung Hat behufs der Orbnung eines neuen proviforifchen Zuſtande 
diejenigen Vorfchläge gemacht, welche ihr die einfachfte Loͤſung darzubieten, und ven that 
fächlichen Verhältniſſen am meiften zu entfprechen fchienen. Sie muß jede Veranwon⸗ 
lichkeit von fich ablehnen, wenn durch die Nichtannahme dieſer Vorfchläge eine beklagens⸗ 
werthe Zögerung eingetreten, und das biäherige Interim abgelaufen if, ohne daß für dk 
Anordnung eines neuen Vorſorge getroffen. werben konnte. 

Diefelben thatfächlichen Verhältniffe find es auch, von welchen fie bei ihrer Beurxtbeilu 
der die Reviſion der allgemeinen Bunded« Verfafiung betreffenden Fragen ausgeht. Die 
Anerkennung diefer Thatjachen allein kann diejenige Uebereinſtimmung in ben Anfichten 
über die Grundlagen, auf welchen das zu fhaffende Werk zu ruhen habe, herbeiführen, 
deren Mangel, wie dad K. K. Cabinet mit Necht beklagt, alle bisherigen Verſuche zu 
einer Einigung fruchtlog gemacht hat. 

Dieſe Thatfachen find, außer den Ereignifien und Bundes-Beſchlüſſen des Jahres 
1848, einerfeitö die Öfterreichifche Gefammt-Verfaffung vom 4. März 1849 und die. da⸗ 
mit im innigften Zufammenhauge ftehende Forderung Oeſterreichs, das Bundes Verbält- 
niß auf feine Gefammt- Monarchie auszudehnen, andrerfeitd die engere Verbindung, in 
welche eine beveutende Anzahl deutfcher Staaten, aus freiem Willen und getrieben von 
eigenem Bedürfniß, unbefchadet der Bunvespflichten, mit einander durch dad Buͤndniß vom 
26. Mai v. 3. getreten find. 

Es ift alſo zugleich der Boden der durch Berträge geheiligten Rechte und der that- 
fächlichen Verhältniffe, auf welche Preußen fich ftellen wird, um feine Entjchlüffe zu faflen. 

Was nun den, von der K. Regierung vorgefchlagenen Weg eined nach Frankfurt 
a. M. einznberufenden Congreſſes jänmtlicher Genofien des deutfchen Bundes betrifft, To 
wird die K. Regierung ſich hierüber mit ihren Verbündeten beratben S. M. ver Kö- 
nig haben zu dem Ende fchon eine Einladung an Ihre hohen Verbündeten ergeben laſ⸗ 
fen, Ihn perfönlich, jenoh unter Zuziehung verantivortlicder Minifter, am Sten d. bier 
in Berlin mit Ihrem Befuch erfreuen zu wollen, um sig gemeinfam über den gemein» 
fam einzufchlagennen Weg zu befprechen. 

Don dem Ergebniß dieſer Berathungen werben vie weiteren Schritte der K. Regie 
rung abhängen. 

Bon vorm herein muß viefelbe jenoch Dagegen proteftiren, daß in der vorliegenden 
Depefche des K. Cabinets auf die Art. V und VI der Bundes Acte Bezug genommen 
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werde, und daher ein eventuell in Frankfurt a. M. zu verfammelnder Congreß das auf 
Grund ver früheren Praͤſidial⸗Vefugniſſe Oeſterreichs zufammenberufene Plenum ber frü- 
Heren Bundes⸗Verſammlung darſtelle. Diefe Bundes» Berfammlung iſt durch rechtsgil⸗ 
tige Berchläfle des Jahres 1848 aufgelöft, und damit find auch die früheren Praͤſidial⸗ 
Befugnifle als aufgehoben zu betrachten. 

Wir Türmen die Aufforberung zu dem Gongreß lediglich ald eine, an bie einzelnen 
Megierungen ergangene Ginlabung anſehen. Zu einer ſolchen gemeinfamen Berathung 
über allgemeine Interefien einzuladen, erachten wir die K. K. oͤſterreichiſche Regierung 
allerdings vollfommen befugt, Eönnen aber daran keinesweges irgend eine Prächufion ober ſon⸗ 
ſtige nachtheilige Folgen für diejenigen Regierungen Enüpfen Iafien, welche ed etwa nicht 
augemeſſen fünden, fich gerade an dieſen Berathungen zu beiheiligen. Für lebtere kann 
Geine Art von anderen Folgen daraus erwachien, als daß vie Nefultate jener Berathung 
auf fie Teine Anwendung finden würben. Die bei ver frankfurter Gonferenz Erfcheinen- 
den werden allein und ausfchließlich nur für fich Einrichtungen zu vereinbaren, keineswe⸗ 
ges aber inn Namen des Bundes allgemeine Anorenungen zu treffen haben. 

Diefe Brunbfähe von vorn herein offen auszuſprechen, hält die K. Negierung für 
Pflicht, indem fie ſich ihre weiteren Entfchließungen und Erklärungen bis nach der Be⸗ 
raihung mir ihren Berbündeten vorbehält. 

Ew. wollen dem K. Minifter- Präfidenten von gegentvärtiger Depefche Mittheilung 
machen, und vemfelben eine Abfchrift davon zuftellen. 
3. | Zwei Schreiben des Miniſters v. d. Pforbten an den F. öfterreichiichen Geſchaͤfts⸗ 
träger in Münden. 
l. 

„Der Unterzeichnete hat das Schreiben vom 30ſten v. M. enthalten, durch welches 
Se. des K. öfterreichiichen Legations⸗Secretairs Herrn Zwierzina Hochwohlgeboren ihm eine 
Depefche des Herrn Minifter-Präfidenten Fürften von Schwarzenberg vom 26ften v. M. — 
den Zufammentritt von Bevollmächtigten fänmtlicher Bundesgenoffen in Frankfurt a. M. 
betreffend — mitteilt, und fieht fich heute in den Stand gefeht, im Namen der K. baie= 
zifchen Regierung hierauf zu antworten. Die baieriſche Regierung theilt vollſtaͤndig Die 
Neberzeugung des K. Eabinetd, daß es ein unabweisliches Bedürfniß fer, fo ſchnell ale 
möglich ein, fey e8 auch nur ein proviforifches, Gentralorgan für den deutſchen Bund zu 
fchaffen. Sie erkennt auch mit lebhaftem Danke die Schritte an, welche das K. Gabinet 
zur Befriedigung dieſes Bebürfniffes gethan bat, und ſtimmt darin überein, daß, nachdem 
Die biöher gemachten Vorfchläge eine allfeitige Zuftimmung nicht gefunden haben, nur 
noch derjenige Weg übrig bleibt, welchen die Bundeögefeße vorzeichnen. Die Zeitverhält- 
niſſe machen eine Entwicelung und Ausbildung der Bundesacte, wie fie ſchon Art. IV. 
ver wiener Schlußacte vom 5. Mai 1820 in Ausficht geftellt Hat, dringend nothwendig, 
und alle deutfchen Megierungen haben dieſe Nothwendigkeit anerkannt, welcher das K. 
Gabinet auch jebt wieder einen eben fo Flaren ald würbigen Ausdruck gegeben hat. 
Daß gefehliche Organ, dem die Befugniß foldher Entteidelung und Ausbildung der Bun⸗ 
desacte zufteht, if nad) Art. VE. und VEL Diefer Acte das Plenum der Bundes⸗Verſamm⸗ 
Jung, und den Borfik in Liefer Verſammlung Hat nah Art V. verfelben Acte Defter« 
reih. Das K. Eabinet hat daher, Indem es nach der obenerivähnten Depefche die ſämmt⸗ 
lichen Bundesglieder einladet, fich 5i8 zum 10ten d. M. in Frankfurt a. M. durch Be- 
vollmächtigte zu verfammeln, nicht blos ein unzteifelhaftes Recht ausgeübt, fondern auch 
der in dieſem Mechte liegenden Bundespflicht in einer Weife enifprochen, welche das Der: 
trauen rechtfertigt, in Folge deſſen ſaͤmmtliche Bundesgenofien bei der Bildung bed Bun⸗ 
des jenes Recht an Defterreich übertragen haben. Die Regierung S. M. des Könige 

von Baiern wird daher der erwähnten Einlabung fofort Folge leiften, und ihr Beboll- 
"mädhtigter wird bereit ſeyn, der auf ben ROten d. M. feftgefehten Eröffnung zur Pie 
nar⸗Verſammlung zu Frankfurt a. M. bezuwohnen. Gr wird mit den nöthigen Inflruc- 
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tionen verſehen fehn, um die in Ausficht geftellten Vorſchlaͤge über vie Bilpung eine 
proviſoriſchen Eentral= Organs fofort zu berathen, und wo möglich zur allgemeinen Ans 
nahme zu führen. Er wird aber auch ferner in den Stand gefeht ſeyn, jefort über die 
definitive Reviſion der Bundes⸗Verfafſſung iu Berathung und Beichlußfaffung einzutreten. 
Die K. baieriſche Regierung fpricht ſchon jetzt ven lebhaften Wunfch aus, daß dieſe 
Reviſion in moͤglichſt kurzer Zeit zum Abſchluſſe gebracht werden konne. Die Sicher⸗ 
beit des Vaterlandes nach außen, die Wiederherſtellung feiner Ruhe und feines Wohl⸗ 
ſtandes im Innern, find wejentlich dadurch bebingt, daß die Durch bie Bundes⸗Beſchlüſſe 
vom 30 März und 7. April 1848 zugefagte Mebifion der Bundes⸗Verfafſung fobalı 
als möglich verwirklicht werde, und die balerifihe Negierung wird nach Kräften dahin 
mitwirfen, daß dieſes Ziel erreicht werde. Sie ſieht auch in dem ausgeſprochenen Willen 
des K. Cabinets, ein Werk zu Stande zu bringen, welches gevechten und billigen An⸗ 
fprüchen alffeitig zu entfprechen vermag, bie weientliche Bürgfchaft des Belingens. ‘ 


II. 

Zugleich mit der Eröffnung über die Berufung ber Vundes · Plenar ⸗ Berfammnlung 
auf den 10. d. M. durch dns kaiſerliche Cabinet, hat ©. des k. k. oͤſterreichiſchen Legations⸗ 
Secretairs Herrn Zwierzina Hochwohlgeboren den Unterzeichneten durch eine zweite Mit⸗ 
theilung vom 30. v. M. in Kenntniß gefeht, daß der k. Hof ber Anſicht ſey, bie pro⸗ 
viſoriſche Bundes⸗Commiſſion müſſe jene Geſchaͤfte, welche nicht wohl einen Aufſchub 
erleiden koͤnnen, jo lange zu beſorgen fortfahren, bis die einberufene Plenar⸗VPerſamm 
lung ein neues Centralorgan geſchaffen haben werde. Die K. baieriſche Regierung wünſchi 
mit dem kaiſerlichen Cabinette, daß baldmoͤglichſt ein ſolches neues Organ in's Lchen 
treten koͤnne, und bat ihre volle Uebereinſtimmung mit ven zu dieſem Zwecke genomme 
nen Maßregeln des K. Cabinets in der Mitthellung des Unterzeichneten vom Heutige 
Tage ausgefprochen; fie verhehlt ſich aber die Schwierigkeiten nicht, welche der Erreichun 
dieſes Zieles entgegentreten werden. Deßhalb vermag fie einer unbeſtimmten Berlänge 
zung des durch die Convention vom 30. Sept. v. I. begründeten Interims aus benjenis 
gen Gründen nicht zuzuftimmen, welche fie bereits durch eine unter dem 15. v. M. on 
ihre Geſandſchaft zu Wien erlafiene Weifung zur Kenntniß des K. Cabinets gebracht hat. 
Eine ſolche unbeſtimmte Verlängerung wird aber auch unter den gegebenen Verhältnifien 
ohne Gefahr für den Bund unterlafien werden Tönnen. Die Regierungen von Oeſter⸗ 
reich und Preußen haben in Folge der Convention vom 30. September v. I. mit Zu⸗ 
ſtimmung aller Bundesglieder neben andern Bunctionen auch die Verwaltung des Ban 
desvermögens übernommen, fie find daher jedenfalls berechtigt, diefe Verwaltung fo lange 
fortzuführen, bis dad neue Bundedorgan eintritt, teil fie außerdem ver Verpflichtung 
nicht würden genügen Fönnen, dieſes Vermögen an das Fünftige Bundedorgan zu überge 
ben. Was aber andere Bundesangelegenheiten betrifft, fo wird die am 10. d. M. ein- 
tretende Berfammlung von Bevollmächtigten aller Bundes-Regierungen in Frankfurt a. M. 
der Bundes⸗Commiſſion zugleich die Möglichkeit bieten, diejenigen Gefchäfte, welche nicht 
wohl einen Auffchub erleiden Eönnen, in einer ben Bunbeögefegen und dem Erlöfchen 
des Interims entfprechenden Weife, ver Mitwirkung der Bundesgliever zu unterflellen. In 
diefem Sinne wird die baierifche Negierung mit Vergnügen bereit fehn, die Mitglieber 
der Bundes-Commiſſion im Bollzuge derjenigen Weifungen zu unterflügen, melche pas 
K. Cabinet in dankenswerther Sorgfalt für das Gemeinwohl des Bundes an bie 8. 
Bunded-Bommiffäre erlafien Hat. 


4. | Morbanfall auf den, der Demokratie verhaßten Befehlshaber des Anhalt: Bern- 
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burger Bataillond, zu Bernburg. 
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Einnahmen: inc. 2022,122.. Sacrhiniſcha Briega-Katigäbigung: 
144,013,758. Ausgaben: 283,864,674°), alſo Deficit: 139,850,916 SI. 
Zur Dedung beffelben wurden die Schuiben wermehrt um 121,863,601, und 
für 24,872,131 51. Anwelfungen auf die Landeseinkünfte Ungarns ausgegeben. 
Ueberdies figuriven unter den außerordentlichen Einnahmen 5,175,400 Fl. „durch 
Werpfelgefchäfte”, fo dag biefe Einnahmen auf mehr als 151 Millionen anftei- 
gen. Darüber Tönnten ſich leife Zweifel regen, indem wohl fchwerlich alle Ges 
ſchäfte al pari abgefchloffen worden find. 

7. | Berfügung S. M. des Könige von Preußen an den Finanz Minifter. 

‚Ruh Ihrem Antrage in dem Berichte vom 6. d. M. beftimme Ich, daß die in 

| Gemaͤßheit des Gefeged vom 7. März d. I. und Meiner Ordre vom 15. v. M. aufzu⸗ 
nehmende Staatö=-Anleihe von Achtzehn Millionen Thalern zum Zindfuße von Vier und 
einem halben Procent jährlich, in Schultverfchreibungen zu Hundert, Zweihundert, Fünf⸗ 
Hundert und Taufend Thalern ausgegeben, und vom 1. Januar 1851 ab innerhalb ver 
naͤchſten ſechs Jahre jährlich mit Einem Procent, fo wie mit dem Betrage der durch bie 
fortfchseitenne Amortiſation erjparten Zinſen des Gefammt-Eapitald getilgt werde. Vom 
1. Januar 1857 ab foll dem Staate dad Recht vorbehalten bleiben, den hiernach zu be= 
sechnenven Tilgungsfonds zu verftärfen, wogegen derſelbe niemals verringert werden darf. 

Ich beauftrage Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen, und ermächtige 
‚Sie zugleich, die dieſerhalb erforberlichen Verträge endgiltig abzufchließen. 

8.| Spruch des Schwurgerichts zu Elberfeld in dem Proceſſe wegen der verjährigen 
Mai⸗Revolte. Bon Hundert zwei und zwanzig Angeftagten werben eilf 
für ſchuldig erklärt. Infurgenten- General Mirbach erhält zweifährige Ge⸗ 
fängnisftrafe, wegen „Sequeftrirung des v. d. Heypdt“, ber Rebellion oder auch 
nur der Aufreizung dazu iſt er nicht ſchuldig. Ein anderes Subject wird. we⸗ 
gen der letzteren zu zweijaͤhrigem Gefängnig verdammt, dieſes aber, feinem 
Wunſche gemäß, in zehnjährige Landes - Berweifung verwandelt. Neun In⸗ 
dividuen wandern wegen Plünderung auf fünf Jahre in’d Zuchthaus. 

Leider fleht der gefunde Menſchenverſtand mit den Sprüchen der Geſchwor⸗ 
nen nur allzuoft in geſchworner Feindſchaft, felten wird er aber fo mißhandelt 
worden ſeyn, ald durch das gegenwärtige Urtheil. Nach dieſem hat in Elber⸗ 
feld ein Aufruhr gar nicht ſtattgefunden, ber terroriſtiſche Sicherheits: Ausfchuß 
"gehört dem Gebiet der Mythen an, die Barricaden waren bloße Phantasmata, 
und der Hauptmann y. Uttenhoven iſt keineswegs von den Rebellen erfchoffen 
worden. 

8, | Serenade, den beiden wohlregierenden Bürgermeiflern bes Freiſtaats Frankfurt, 
von dem öfterreichifchen Theile der dortigen Garnifon dargebracht. Und doch 
ernennen bie Undanfbaren feinen Bevollmächtigten für bie „Bundes -Plenar- 
Berfammlung“ ! 

8. | 7 Joſ. v. Blumenthal, Componift zu Wien. 


2 + Dr. Wilh. Danzel, Privat ⸗Docent, zu Leipzig. 
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40, | Erſte Sigung der Eonferenz verbünbeter dentfcher Regierungen, zu Berlin. 


In Gegenwart: 


Seitens der K. preußifchen Regierung: des Minifer-Wräfibenten Grafen v. Brandenburg, 


ded Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, Sch. v. Schleinig,; und des Commiſſars 
der K. Negierung, Generalstieutenants v. Radowitz; Seitens der Grh. badenſchen Regie⸗ 
rung: des Minifters des Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten, Klüber, und 
des Legations⸗Raths, Frh. v. Meyſenbug; Seitens der Kf. heſſiſchen Megierung: des 
Miniſters Hafſſenpflug; Seitens der Grh. ſachſen-⸗weimarſchen Regierung: des Minifters 
v. Watzdorf, und des Staatsraths Seebeck; Seitens der Grh. mecklenburg⸗ſchwerinſchen 
Megierung: des Miniſters Grafen v. Bülow, und des Legations⸗Naths v. Schack; Seitens 
der Grh. mecklenburg⸗ſtrelitziſchen Regierung: des Vorſitzenden im Staats-Minifterium, 
Regierungs-Raths v. Bernstorff, und des Geheimen Juſtizraths v. Oertzen; Seitens 
der Grh. oldenburgiſchen Regierung: des Vorſtandes des Departements der auswärtigen 
Angelegenheiten, Miniſterial⸗Raths v. Eiſendecher, und des Oberſten Mosle; Seitens 
der Herzgl. ſachſen⸗altenburgiſchen Regierung: des Miniſters Grafen Beuft; Seitens der 
H. ſachſen⸗coburg⸗gothaſchen Regierung: des Miniſters v. Seebach; Seitens der H. ſach⸗ 
ſen⸗meiningenſchen Regierung: des Miniſters Frh. v. Wechmar; Seitens der H. naffaui- 
ſchen Regierung: des Miniſters v. Witzingerode, und bed Praſidenten Vollpracht; Sei⸗ 
tens der H. braunſchweigſchen Regierung: des Miniſters Frh. v. Schleinitz, und kei 
Legations⸗Raths Dr. Liebe; Seitens der H. anhalt⸗deßau⸗ und anhalt⸗cothenſchen Re 
gierung: des Miniſters v. Goßler, und des Miniſters v. Plötz; Seitens ver H. anbalt- 
bernburgiſchen Regierung: des Miniſters Hempel, und des Ober Confiſtorial⸗Raths Dr. 
Walther, Seitens ver Fürſtl. ſchwarzburg⸗ ſondershaufiſchen Regierung; des Wirklichen 
Geheimen Raths Chop; Seitens der F. ſchwarzburg⸗rudolſtäbtſchen Regierung: des Wirk⸗ 
lichen Geheimen Raths v. Roͤder; Seitens der F. reußiſchen Regierung, älterer Linie: 
des Geheimen Raths und Kanzlers Otto; Seitens der F. reußiſchen Reglerung, juͤngern 
Linie: des Geheimen Raths und Miniſters v. Bretſchneider; Seitens der F. lippeſchen 
Regierung: des Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Raths Piderit; Seitens der F. ſchaumburg⸗ 
lippefchen Negierung: des Negierungs-Präfiventen Bar. v. Lauer⸗Münchhofen; Seitens 
der F. waldeckſchen Regierung: des Regierungs-Raths Winterberg ; Seitens ver freien 
und Hanſeſtadt Kübel: des Syndikus Dr. Elder; Seitend der freien und Hanſeſtadt 
Bremen: des Bürgermeiſters Smibt; Seitens der freien und ‚Sanfeftabt Hamburg des 
Syndikus Dr. Banks. 


‚Graf v. Brandenburg eröffnet die Conferenz, indem er feine Freude Darüber aus⸗ 
drückt, auf die von Preußen ergangene Einladung fo viele veutfche Megterungen in ihten 
Vertretern Hier vereinigt zu fehen, um nach altem beutfchen Brauche über Die gemein: 
famen vaterlänbifchen Intereffen gemeinfchaftlid zu berathen, und hoffentlich übereinftim: 
mende Beichlüffe baldigſt herbeizuführen. Er glaubt in dem Act dieſer Vereinigung 
eine gute Vorbebeutung für das einträchtige Zufammenwirken, und für den gefegneten 
Erfolg der Thätigkeit einer Gonferenz erkennen und begrüßen zu dürfen, in die Preußen 
mit dem unwandelbaren Entſchluſſe eintritt, eingegangene Verpflichtungen ſeinerſeits red⸗ 
lich zu erfüllen. 

Zugleich zeigt Graf v. Brandenburg an, daß die K. preußiſche Regierung für bie 
Leitung der Verhandlungen diefer Eonferenz den G.⸗L. v. Radowitz zu ihrem Gommiflar 
ernannt bat, und daß der Geheime Suftigeatt Bloemer mit ber Protokollführung beauf- 
tragt iſt. 

G.⸗L. v. Radowitz bezeichnet als Gegenände und natürliche Abſchnitte der Ver⸗ 
handlungen ver Conferenz: 

1) das Verhaͤltniß und die Stellung der verbündeten Regierungen zu ber Union, und 
2) das Verhältnig und die Stellung verfelben Regierungen zu dem frankfurter Congreß. 
Hinſichtlich des erfigenannten Verhaltniſſes erinmert der Commiſſar namentlich an 
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den Art. IV. des Bandniß⸗ Statuts vom 26. Maı 1849. Im Erfüllung der Beſtim⸗ 
mungen dieſes Artikels fe das Parlament in Erfurt einberufen, und ſeyen biefem Par⸗ 
Iamente Namens. der verbündeten Regierungen — von den Geſetzen über das Reichs⸗ 
gericht einfiweilen abgejehen — die bekannten Vorlagen des Berfafjungd- Entwurfs, des 
Wahlgeſetzes für das Volkshaus und einer Additional⸗Acte gemacht worben, letztere Acte 
diejenigen Beftimmungen umfaſſend, welche vie factifchen Zuſtaͤnde des Augenblides für 
nothwendig und unentbehrlich erfcheinen ließen. Aus der Berathung über diefe Vorla⸗ 
gen ſeyen die ebenfalls befannten Abaͤnderungs⸗Vorſchlaͤge des Parlaments hervorgegangen. 


Nachdem ©.-2. v. Radowitz dieſe Abaͤnderungs⸗ Borfchläge mit funmarifcher Bei 
fügung der Motive, die das Parlament dabei geleitet haben, nochmals ver Reihe nad 
busschgegangen, flellt er die Frage, wie die verbündeten Regierungen fich diefen Vorſchlaͤ⸗ 
gen gegenüber nunmehr zu verhalten gevenfen. 

Die anweienden Bertreter ver verbündeten Regierungen haben fich hierauf atıöges 
ſprochen, wie folgt: 

Preußen erklärt, daß es die in Frage geftellten Abänderungs⸗Vorſchlaͤge des Par⸗ 
laments feinerfeltö als zweckmaͤßig anerkennt, und viefelben annimmt. Preußen muß je- 
doch die Ausführung der Unions⸗Verfaſſung ton den Erklärungen abhängig erachten, 
welche hierüber von den anderen verbündeten Megierungen abgegeben werben. 

Baden bevauert, nicht mit gleicher Beitimmibelt auf die geftellte Frage ſofort 
antworten zu fönnen Die badenſche Regierung ift einer in den Protokollar⸗Verhand⸗ 
lungen des Verwaltungs⸗Raths angekündigten gutachtlichen Aeußerung dieſes Colle⸗ 
giums über die Beichläffe des Parlaments gewärtig geweſen, und in viefer Erwartung 
zu einer formellen Beſchließung über Annahme oder Nicht- Annahme derſelben ihrerfeits 
bisher nicht übergegangen. Baden befindet ſich hiernach in dem Kalle, zum Zwecke biefer 
Befchließung und ver Ausfprache darüber, zunächft einen Ausftand in Anfpruch, neb- 
men zu müflen. 

KurfürftenthHum Heffen hat der von Preußen ergangenen dankenswerthen Ein⸗ 
ladung an die Kürften der verbündeten Regierungen und an ihre verantwortlichen Minifter 
feinerfeitö bereitwillige Folge geleiftet, hält Hierbei aber an ver Vorausſetzung feſt, daß 
Die Gonferenz die Grenzen der ergangenen Einlabung nicht überfchreite, dad heißt, nicht 
auch Theilnehmer zulaffe, denen die Oualität verantivortlicher Minifter abgeht. Da ver 
Vertreter Kurheſſens ſich überzeugen muß, daß dieſe Vorausfehung bier nicht zutrifft, 
fo findet er ſich behindert, auf die geftellte Brage die Erklärung feiner Regierung 
abzugeben. 

Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin bejaht die Frage, infofern ed ſich 
dabei zunächft nur von einer Erklaͤrung darüber handelt, ob die Veraͤnderungs ⸗Vor⸗ 
fchläge ved Parlaments für Verbeflerungen ber dem Parlamente gemachten Vorlagen 
erachtet werden. Medlenburg- Schwerin will durch dieſe Bejahung Eeineöweges auf 
weitere Aenverungen ver Vorlagen feinerfeitS verzichtet Haben. Es erllärt ferner aus⸗ 
prüdlich, daß bie Frage, Inwieweit der Art. IV. des Bündniß⸗Statuts vom 26. Mai 1849 
die verbünneien Megierungen verpflichtet, und 9b dieſe Verpflichtung zur Zeit für fie noch 
beftcht, durch dieſe Bejahung in Feiner Weiſe präjubicirt wird, daß dieſe Frage vielmehr 
für Mecklenburg⸗ Schwerin auch nach ver jegigen Erklärung eine völlig offene bleibt. 

Naffau findet gegen die Abänberungs-Morfchläge des Parlaments nichts zu erin- 
nern; es anerfennt in ihnen weientliche Verbeſſerungen ber gemachten Vorlagen; es er⸗ 
klaͤrt fich für ihre Annahme. 

Braunfhweig Der Bertreter Braunſchweigs iſt in der erfreulichen Lage, erklaͤ⸗ 
ren zu koͤnnen, daß S. H., der Herzog von Braunſchweig, die in drese fichennen Ab⸗ 
aͤnderungen ſannnilich annimmt. 

Old enburg erklaͤrt fich bereit, die Verfaffung nach Mehaete d de in ung ſtehen⸗ 
den Abaͤnderungen anzunehmen. 
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Sachſen⸗Weimar tritt der oldenburgiſchen Erklärung bei. 

Sachſen⸗Coburg-Gotha ſchließt fig ebenfalls der oldenburgiſchen ErPlärung an. 

Sahfen-Meiningen hat ſich ſchon früher für eine unbedingte Annahme der Ber- 
faffung, beziehungämeife der in Frage ſtehenden Abänberungen derſelben ausgeſprochen, 
falls einer nachfolgenden Modification in einzelnen Punkten, die fie namentlich in Befei- 
tigung des, dem Volkshauſe gegenüber dem Stantenhaufe, zugeftandenen Vorrecht bei 
Differenzen beider Käufer über das Budget für wünſchenswerth Hält, Keine Folge gege- 
ben werden möchte. Auf diefer ihrer Anficht und ihrer Erklärung beharrt die ſachſen⸗ 
meiningenfche Regierung auch noch gegenwärtig. 
Sachſen⸗Altenburg tritt den Erklärungen Naſſau's bei. 

Mecklenburg-Strelitz erflärt, daß es Bedenken tragen müfle, fih für Annahme 
der erfurter Befchlüffe zu erflären, ba einerfeits burch bie Additional⸗Acte, welcher «8 
toiderfprochen Habe, die ganze Grundlage des Reichsverfaſſungs⸗Entwurfs verändert ie, 
und es anvererfeits rathſam erfcheine, die von Defterreich audgegangene Einladung zu 
einem &ongrefie in Frankfurt, vor Weiteren in Erwägung zu ziehen. 

Die Negierungen von: Anhalt Deffau und Cöthen, Anhalt-Bernburg, 
Schwarzburg-Sonvdershaufen, Schwarburg-Rudolſtadt, Walde, Meuß 
ältere Linie, Reuß jüngere Linie, erklären fich fämmtlich für unbeningte Annahme 
der in Frage ſtehenden Abänberungen. 

Schaumburg-Lippe fehließt fih den Erklärungen von Baben, von Schwerin 
und von Strelig an. 

G.-8. v. Radowitz bemerkt zu biefer Ansfprache, daß vie Erflärungen der drei ar- 
deren Regierungen, die darin in Bezug genommen tverden, unter einander nicht überein- 
ſtimmen. 

Reg. Präſ. Bar. v. Lauer⸗Münchhofen erwiedert, daß die Erklärung feiner Re 
gierung ſchließlich keine andere, als die ver Regierungen von Baden, Schwerin un 
Strelitz fey, und daß eine gleichzeitige Nückbeziehung auf dieſe, wenngleich verſchieden 
motivirten Erklärungen anderer Megierungen, für die Entfchließung der ſchaumburg⸗ 
fippefchen Regierung doch um fo mehr geftattet bleibe, als für fie die Gefammtheit all 
der Motive Platz greife, die für die genannten Regierungen im Einzelnen maßgebend 
gewefen find. Die Fürftlich ſchaumburg⸗lippeſche Regierung erfahre in dieſem Augentlid 
zum erftenmale, worüber fie ihre Erklärung abgeben ſolle. Sie ſey vollſtändig von dem 
Fortgange und dem augenblilichen Standpunkte ver Verhandlungen des Verwaltung 
rathes ununterrichtet geblieben, fo daß fie ſich namentlich in dieſer Teßteren Beziehung 
ganz in der Lage Badens befinde. 

G.⸗L. v. Radowitz glaubt die behauptete Gleichheit des Falles beftreiten zu müſſen. 
Die badenſche Hegierung werde einer ununterbrochenen Mittheilung über die Verathungen 
und Befchliegimgen des Verwaltungs⸗-Raths ficherlich Eeinen Augenblick entbehrt haben, 
und Bleibe es daher Ieviglich die eigene Sache der ſchaumburg⸗lippeſchen Regierung, 
wenn fie fih durch Zurüdziehung ihrer früheren Vertretung im Berwaltungsrathe felbft 
: einer Kenntnißnahme beranbt Habe, durch Deren Mangel fie ihre Entſchließungen jekt für 

behindert erkläre. G.⸗L. v. Radowitz iſt überhaupt außer Stande, eine Jdentität ber 
Erklaͤrungen von Baden, Schwerin und Strelitz anzuerkennen 

Min. Kläber beſtätigt die vorſtehende Unterſtellung des G.⸗L. v. Radowitz hinſicht⸗ 
lich Badens durchaus. Baden iſt durch feinen Bevollmächtigten im Verwaltungs⸗NRathe 
von dem Verlauf der Wirkſamkeit dieſes Collegiums fortwährend in Kenntuiß erhalten 
worden, und die jetzige Behindernng ſofortiger Erklärung beruht fir Baden blos in dem 
Umſtande, daß ſich ver letzte Bericht des badenſchen Bevollmaͤchtigten mit der Abreiſe des 
gegenwärtigen badenſchen Vertreters zu dieſer Conferenz, gekreuzt het, ſo, daß eine Ve⸗ 
ratchung fiber dieſen Bericht feitens des Großherzoglichen Sieatemiſteriuus dis zur Stunde 
noch nicht ſtattgefunden hat. 
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Lippe wind. vie Verfaſſung mit ven Abänberungs- Worſchlagen vd Verlaments 
unbedingt an. 

Freie und Hanſeſtadt Läüb eck tritt den, zu den Berfaffunge Verlagen vom Par« 
lamente gemachten Abänberungs= Borfchlägen, mit einer einzigen gleich zu berührenden 
Ausnahme, unter der Vorausfegung bei, daß die nach Maßgabe foldyer Vorſchlaͤge, fo 
weit die Regierungen denſelben zuflimmen werben, abgeänderte Berfafiunge-Urkunde und 
Anpitienal- Arte in allen, auf Grund des Vertrages som 26. Mai v. I. verbünbeten 
Staaten zur Anwendung und Ausführung kommen werde; für den Fall des Ausſchei⸗ 
dens eines oder einiger viefer Staaten and ben Bündniß, Gehält fich der Senat weitere 
Entfchließung, in Betreff ver dadurch den übrigen Staaten erwachſenden echte aus⸗ 
vrinflich vor. 

So lange bie Berfafiung und die AnpitionalsIcte in den mitberbänveten Koͤnigrei⸗ 
chen Sachfen und Hannover thatfächlich nicht follten zur Ausfüßrung und Auwendung 
gebracht werben, muß dee Senat biejenige Ausnahmeftechiung referniren, welche das 82fte 
Vrotololl des Beratungs Mathes für in ven Berhältnifien und im echte begründet 
aneriennt. 

Derjmige Abanderungs⸗Vorſchlag des Barlaments, welchem Der Senat ſeine Zuſtim⸗ 
mung zu ertheilen ausnahmsiweile Bedenken trägt, iſt der vom Parlament zu $. 192 
des Berfafiungs-Entiwurfs vorgefchlagene Zufat. Der Senat betrachtet dieſen Paragra⸗ 
phen als außerhalb der Sphäre eined Bundesſtaates liegend, unb in die innern Verhaͤlt⸗ 
niffe der einzelnen Staaten, insbeſondere der freien Stadt Lübeck, unnoͤthig eimgreifend. 

Freie und Hanfeftabt Bremen kann ſich mit ven vom Parlament zu den Verfafſungs⸗ 
DVorfchlägen ver verbündeten Regierungen gemachten Abaͤnderungs⸗Vorſchlagen unter der 
Vorausſetzung einverflanden erklären, daß vie bauach movificirte Berfaffung gleichmäßig 
und gleichzeitig in fämmtlichen, durch das Bundniß vom 26. Mai 1849 vezcinigten Staa⸗ 
ten zur Anwendung und Ausführung gelange, Gehalt ſich jedoch, im Falle abweichender 
Erklärungen über die Abänverungs«Borfchläge zu ven Verfaſſungs⸗Worlagen, oder eines 
definitiven Austritte einzelner Staaten, feine fernere Erflärung und weitere Entſchließung 
über jene Vorlagen, und die eventuelle Ausübung des durch den Austritt anberer Stan- 
ten erwachſenden Rechts bevor. — Auch muß der Senat, fo lange die Verfaflung und 
Additional⸗Aete in den mitverbuündeten Königreihen Sachſen unb Hannover thatfächlid 
nicht follten zur Ausführung und Anwendung gebracht werden, für Bremen diejenige 
Ausnahmeftellung zeferviren, weiche das 82fte Protokoll des Berwaltungs-Maihs für in 
ben Berbältnifien und im Rechte begründet anerkennt. 

Freie und Hanfeſtadt Hamburg nimmt die Abänderung Borfihläge des Parlaments 
an, jedoch unbeſchadet der befannten in Kraft bleibenden Vorbehalte ver Sanfefläbte, und 
unter der Vorausſetzung, daß im alle abweichenner Erklärungen über die Merfaffungs- 
Vorlagen weitere Beſchlußnahme der Regierungen vorbehalten bielbe. 

©.= 8. v. Rabowik faßt das Reſuliat ber biöherigen Geklärungen der Regierungen 
alſo zufammen: 

Die von dent Parlament in Vorfchlag gebrachten Abänderungen der demſelben ge⸗ 
machten Borlagen,, find angenommen durch vie Regierungen von: Raflau, Braunſchweig, 
Olvenburg, Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗Coburg⸗ Eetha, Sacjen Meiningen, Sachien-Al- 
tenburg, Anhalt⸗Deßau und Göthen, Auhalt ⸗Bernburg, Schwarzbung-Suuberähauien, 
Schwarzburg⸗ Rudolſtadt, Waldeck, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, Lippe und 
Vreußen. 

Angenommen wit gewiſſen Vorbehalten haben die Regieruugen der freien und Han 
fefläbte: Lübeck, Bremen und Hamburg. Die Regiexungen bau: Baden, Kurheſſen, Med- 
Imburg Schwerin, Medlenburg-Strelig und Schaumburg-Lippe Haben zur Zeit noch An⸗ 
fland genommen, ſich auf die geflellte Frage zu erklären. . 

Seitent der K. preußiſchen Regierung — ſetzt G.⸗L. v. Radewit Hinzu — wird 
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and dieſem Mefultat der. Schluß gezogen, daß die bon dem Parlamente. vorgeichlagenen 
Abänderungen bon den zuftimmenden Regierungen allervings feſtgehalten werben, daß je- 
doch, da bier ein Mehrheitsbeſchluß nicht Anwendung finde, auch die Berfaffung ver 
dentfchen Union zur Zeit noch nicht zur Promulgation und Ausführung gebracht wer⸗ 
den Tönne. 

Min. Haſſenpflug macht gegen das vorſtehende Hefume des Commiſſars ver K. 
preußifchen. Regierung bemerklich, daß Kurheſſen zur Zeit noch gar keine Erflärung ab⸗ 
‚gegeben habe; eine Thatjache, die ©. v. Radowitz eben fo anerbennt, als er fie in 
dem von ihm gezogenen Reſultat der bis jetzt erfolgten Ausſprache Der Megierungen con- 
ſtatirt glaubt. 

Min. Graf v. Bülow hebt nachbrüdlich hervor, daß⸗ feine für Mecklenburg⸗Schwerin 
abgegebene Erklärung weder eine Berneinung noch eine Bejahung der getellten Frage ge⸗ 
weien. Zur Vermeidung jedes Mißverſtändniſſes wiederhole und präcifive er das Ge 
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Anerkennung von Berbefierungen ver dem Parlamente gemachten Borlagen nicht verfage, 
daß ed damit aber nicht gemeint fey, fich für die Anerkennung der Verfaſſung ſelbſt aus⸗ 
zuſprechen, fondern fernere Verbeſſerungen frei behalten müfle. 

G.⸗L. v. Rabowig wiederholt feinerfeits, daß Promulgation und Ausführung ver 
Berfafjung noch nicht ftatifinnen Fönne, weil nicht alle verbündeten Regierungen ſich in 
gleicher Erklärung geeinigt haben. Ex habe jenoch zu bemerken, daß, indem Preußen 
die vorgefchlagenen Verbeſſerungen des Parlamentd annehme, damit in Feiner Weiſe fer: 
neren Berbeflerungd» Anträgen vorgegrifien fey, welche man einem näcften Parlament: 
vorlegen koͤnne. Es möge dieſes aber Gegenſtand näherer Discuffion bleiben. 

. Min: Graf v. Bülow üußert, daß er gegen viele Schlußfolge des N. preußiſchen 
KGommiſſars ſeinerſeits keine Einwendung erhebe. 

Min. Haflenpflug, infofern eine Discuſſion in dieſer Verſammlung io werde, 
müſſe ex feine Gegenwart für unndtbig erachten. 

Meg.⸗Praͤfſ. Bar v. Lauer Münchofen wünjcht von dem Min. Haffenpäug die An» 
gabe feiner desfallfigen Grüne. 

Min. Haflenpflug eriwiedert, weil er viele Perſonen Hier veriammelt finde, Denen er 
bie Berechtigung zur Iheilnahme an der Gonferenz, wozu er eingeladen fe, und bie, wie 
bereitö vorhin erwähnt, nur als Gonferenz der verbündeten Zürften und ihrer verant⸗ 
wortlichen Minifter qualificirt worden, nicht zugeftchen Tönne. 

Der K. preußifche Minifter Frh. v. Schleinitz, fieht fich veranlagt, gegen ben ton 
dem Min. Haftenpflug erhobenen Anſtand in Erinnerung zu bringen und darauf bimu- 
weiten, daß Preußen, indem es zu biefer Berathung eingeladen, über die Form der Be: 
rathung nichts flipulirt Habe. Es babe ver K. Regierung fern gelegen, in dieſer Hin- 
fiht dem eigenen Ermeflen ver verbündeten Negierungen irgend vorzugreifen. Dagegen 
babe fie allerdings glauben müflen, daß bie gleichzeitige Einladung der Mitglieder des 
Verwaltungs⸗Rathes zur Theilnahme an der gegenwärtigen Conferenz, nach ber ganzen 
Sachlage und bei der genauen Befanntichaft dieier Mitglieder mit den obſchwebenden 
- Kragen, allgemein nur für angemeflen und nüglich habe erachtet werden £önnen. 

&.«R. v. Radowitz glaubt fich vor dem weiteren Fortgaug der Berhanplung ver 
Nothwendigkeit nicht entziehen zu bürfen, wie Vorfrage über Die Theilnahme der nicht 
verantwortlichen Miniſter, beziehungsweiſe der anweſenden Mitglieder des Verwallungs⸗ 
Rathes, an dieſer Conferenz, zur Entſcheidung der verbünbeten Regierungen zu ftellen. 

Nachdem Win. v. Seebach eine nochmalige Erklärung ves Win. Haſſenpflug darüber 
beanſprucht Hat, ob Letzterer bei dem feinerfelts erhobenen Anſtande auch jetzt noch be⸗ 
harre, und Bin. Haftenpflug fi hierfür mit Entſchiedenheit ausgeſprochen, erfolgen 
auf die geftellte Vorfrage folgende Erklärungen: 

Baden vermag fidh die Gründe nicht Elar zu machen, die den Win; Haflenpflug dazu 
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beſtimmen mögen, auf eine Gonferenz Hof verantworilicher Miniſter und auf eine Aus⸗ 
ſchließung der Mitglieder des Verwaltungs⸗Rathes zu dringen. Vaden ſelbſt ficht in 
ver Theilnahme der Mitgliever des Verwaltungs⸗Raths an biefee Gonferenz fo wenig 
ein Hinderniß, daß es darin vielmehr eine wunſchenswerthe Foͤrderung anerkennt. 

Mecklenburg⸗Schwerin kann ebenfalls die Bedenken Kurheſſens nicht theilen. 
Daraus, daß verantworiliche Minifter eingeladen ſeyen, konne unmöglich folgen, daß bie 
eingeladenen verantwortlichen Miniſter nicht in Begleitung anderer Perſonen ſollten er⸗ 
ſcheinen koͤnnen, denen die Qualität verantwortlicher Miniſter nicht beiwohne. Auch 
werde eine ſolche Beſchraͤnkung durch frühere Anteceventien in keiner Weiſe gerechtfertigt. 

Naffau ſtimmt wie Baden. 

Braunſchweig ſtimmt ebenfalls gegen die Beſchraͤnkung ber Conferenz auf blos 
verantwortliche Minifler, und zwar mit dem Beifügen, daß eine ſolche Befchränkung, 
wenn fie anderd jet hier flatuirt werden follte, wahrſcheinlich das erftemaf bel politifchen 
Berathungen beichloffen werde. 

Oldenburg ſchließt fich der vorſtehenden Erklärung an. 

Scahfen- Weimar findet gegen die Ausdehnung ver Conferenz auf die Mitglieder 
des Verwaltungs⸗Ratha nicht nur nichts zu erinnern, ſondern findet fie In aller Bezie⸗ 
hung wuͤnſchenswerth. 

In gleicher Weiſe, wie Sachfen- Weimar, flinmen: Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, 
Sahfen- Meiningen, Sahfen- Altenburg, Anhalt» Deffau und Göthen, 
Anhalt» Bernburg, Schwarzburg-Sonpderähaufen, Schwarzburg-Rudol⸗ 
ſtadt, Walde, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, Kippe, Lühed, 
Bremen und Hamburg. 

Syndikus Dr. Banks macht bei der Abftimmung für Gamburg noch beſonders 
barauf aufmerfiam, daß es ſich in dieſer Gonferenz ja ohnehin nicht von Majoritätd« 
Beſchlüſſen handle, und. daB daher nicht entfernt abzufehen ſey, wie durch eine Beichrän- 
fung ber Gonferenz auf bloß verantwortliche Minifter das Hecht oder das Intereſſe der 
einzelnen Negierungen irgendwie geförbert werben moͤge. 

Medlenburg-Strelig ſtimmt wie Mecklenburg⸗Schwerin. 

Schaumburg-kippe bat ven erhobenen Einwand im erften Augenblic als einen 
blos formellen betrachtet, worüber hinwegzugehen ſeyn wuͤrde; es glaubt ſich aber jetzt 
zu überzeugen, daß das formale Bedenken nicht ohne materielle Unterkügung bleibt. Die 
Einladung gilt wirklich nur den Fürſten und ihren verantivortlichen Miniftern. Das 
Letztere muß einen beftimmien Siun haben. Schaumburg= Lippe findet ihn darin, daß 
bie verantwortlichen Miniſter nicht als Benollmächtigte ihrer Negierungen, ſondern als 
Regierungd-Beamte eingeladen find, die das hier Beſchloſſene demnaͤchſt vor den Stänven 
der betreffenden Staaten zu vertreten befähigt feyn muͤſſen. Schaumburg⸗Lippe muß fich 
alſo ebenfalls für ein firenges Beflhalten an ber ergangenen Einladung ausfprechen. 

G.⸗Lt. v. Radowitz conflatirt ald Reſultat der Abflimmung der verbündeten Regie⸗ 
rungen über die zur Entſcheidung derfelben fiehende Vorfrage: daß dad Bedenken Kur: 
heſſens gegen bie Zuläffigkeit ver Theilnahme nicht verantwortlicher Minifter an dieſer Con⸗ 
ferenz nur von Schaumburg=Lippe getheilt wird. 

Nach dieſer Conſtatixung, gegen deren Nichtigkeit von feiner Seite ein Einfpruch 
erfolgt, richtet G.⸗Lt. v. Radowitz an den Min. Haflenpflug die Frage: ob er feine, von 
der Maforität des verbümbeten Regierungen nicht getheilte Anficht als eine ſolche be= 
trachte, die ihn an der ferneren Theilnahme diefer Gonferenz behindere, oder wie er fich 
fonft dem Zorigange ver Verhandlungen verfelben gegenüber zu verhalten gebenfe. 

Min. Gaffenpflug erklärt, dabei zu bleiben, daß die an ihn ergangene Einladung 
blos auf eine Conferenz verantwortlicher Minifter laute, daß er in Folge dieſtx Einladung 
zu einer Conferenz verantwortlicher Minifler und nur zu einer folchen erfihlenes ſey, und 
daß er nicht gewillt ſey, ſich über die Hier. zum Berathung und Beichlußfaffung geflellten 
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Gegenaͤude in einem Kreiſe auszuſprechen, in deſſen einem Theile er nur ein Zuhörer 
. Berfonale erkennen koͤnne. 

LEeg.⸗MRath Dr. Liebe weiſt bie von dem Min, Gaffenpflug für angemeſſen erachtet: 
Bezeichnung der Anweſenden, denen bie Qualität verantwortlicher Miniſter nicht bei⸗ 
wohnt, auf das entſchiedenſte zurüd. 

Min. v. Wahdorf tritt der legten Ausführung des Min. Hafienpflug ebenfalls mit 
der Erklärung entgegen, daß der Staatsrath Seebe ihm im Namen feines Souverains, 
bes Großberzogd von Sachſen⸗ Weimar, zur Seite ſtehe, und biefe Afliftenz in biefer 
Gonferenz eine von feinem Fuͤrſten felbft gewünfchte und gebilligte fe. - 

Die verantwortlichen Minifter von Oldenburg, Baden, Naſſau und Anhalt» Bern- 
burg geben viefelbe Erklaͤrung bezüglich der anweſenden Vertreter der Grh. oldenburgi⸗ 
fchen, badenſchen, Gerzogl. naffauifchen und bernburgiichen Regierung im Berwaltunge 
Rathe. 

Der K. preußiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten glaubt im Namen 
feiner Allerhoͤchſten Regierung dagegen ausdrücklich Verwahrung einlegen zu müſſen, 
daß von dem Kusfürklich heſſiſchen Miniſter die nicht mit der Cigenſchaft verantwori⸗ 
licher Miniſter bekleideten Anweſenden ald Zuhörer bezeichnet feyen. Der Minifter ver 
auöwärtigen Angelegenheiten bemerkt dabei, daß dieſer Ausdruck in Beziehung auf Per 
ſonen, bie ausdrücklich von der preußifchen Megierung zu biefer Verſammlung eingeladen, 
uud zu den bermaligen Verhandlungen mit Vollmacht verfehen find, als ein voll kom⸗ 
men ungeeigneter ericheine, 

G.⸗xR. v. Radowitz erſucht die Conferenz um Fortſetzung ver Beratung. 

Mecklenburg⸗Streliztz erklaͤrt, die Abſicht nicht gehabt zu haben, ſich noch rim 
Erklärung auf die Frage über Die Abänverungs- Borichläge des Parlaments vorzube⸗ 
halten, und daß hiernach das von. dem K. preußifihen Commiſſar vorhin gezogene Re 
ſuliat der veöfalifigen Abſtimmung zu berichtigen bleibe. 

8.2. v. Rabowitz fragt, ob er nach biefer zufäglichen Erklärung die Euiſchließung 
von Mecklenburg⸗Strelitz fchon jet definitiv ablehne, und zwar wit der Entfchiebenheit, 
daß es fich darüber auch nicht einmal eine fernere Grälärung vorbehalte; welche Frage 
der Bertretes Ver medlienburgsfireligfihen Regierung bejaht. 

Mecklenburg⸗Strelitz vermehrt hiernach, wie G.⸗L. v. Radowitz zufeßt, Die vorgenann⸗ 
tm drei Kategorieen der abſtimmenden Regierungen um eine vierte, nämlich um die 
Kategorie einer definitiv ablehnenven Regierung. Zür die Rechte ber Übrigen Negierun⸗ 
gen werde durch dieſe Ablehnung natürlich nicht das mindeſte geändert. 


Auf die von den Commiffar der K. preußifchen Regierung vorhin gezogene Schluf- 
folge zurückkommend, erfennt Min. v. Watzdorf an, daß jenenfalls, während der Zeit der 
noch zu erwwartenden Entfcheidungen der badenſchen und anderer Megierungen, bon einer 
Promulgation und Ausführung der Verfaſſung allerdings abzuftchen feyn werde. Gr 
muß ſich dabei aber dagegen ausfprechen, daß die Abgabe dieſer rückſtaͤndigen GErflä- 
rungen nicht einer ungewiffen Zukunft anheimgeftellt bleibe, mas nad) Lage ver Sache 
für die Regierungen, denen «8 um die bafvige Errichtung der Union voller Ernſt ſey, 
um fo bevenflicher fehn werde, als ja nach der Erflärung Mecklenburg⸗ Schwerins ſelbſt 
die Anerkennung und Billigung der von den Parlamente bewerkftelligten Verbeſſerungen 
des Verfaffungs-Enttourfs, das Inslebentreten der Berfaffung für die Gefammitheit der 
hier vertretenen unirten Stanten noch keinesweges in fichere Ausficht ſtelle. Min. v. Waß⸗ 
dorf Hält daher die Regierungen, die jet mit beftimmten Erflärungen vorgetreten find, 
für eben fo berechtigt als gendthigt, auf Feſtſetzung einer beftimmten Friſt zu bringen, 
worin vie noch rückſtaͤndigen Erflärungen der übrigen verbünneten Regierungen zu er⸗ 
Folgen haben. Diefe Friſt müfle geftellt werben, um ven traurigen Zuſtand der Unge⸗ 
wißheit für die Megierungen, die ven Bundesſtaat feither ernfllich erſtrebten, enblich zu 
beſchließen, und fie koͤnne geftellt werden, da, bei aller Verſchiedenheit ber politiſchen Auf⸗ 
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faſſung 666 unter von veshünbeten Regierungen beſtehenden Verhaͤltniſſes, die Brunblage 


vieles Verhaltniſſes doch feine andere als eine rechtliche jeh. 

G.⸗L. v. Radowit ift bereit, der Conferenz die folgenden Fragen zu ſtellen: 

1) Soli den Regierungen, bie mit ihren Erklärungen über bie, biefer Gonferenz zuerft 
sorgelegte Frage noch ruckſtaͤndig find, zus Abgabe dieſer Erklärung eine beftimmte 
Bei geflellt werden; und 

2) wie ſoll fi) His zum Eingange dieſer Erklärungen das Verhaͤltniß der Megierungen 
unter fich und zu dem Unionswerke geftalten? 

Sachſen⸗Meiningen bemerkt, daß es der beginnenden Erörterung dieſer beiden 
neuen Fragen noch die folgende verwahrende Erklärung vorherzuſchicken habe. Die Ant⸗ 
wort auf die der Gonferenz zunächft vorgelegte Frage fey für Sachſen⸗Meinmingen bejahend 
erfolgt, in der beſimmten Borausfegung, daß auch Seitens der anderen verbünbeten Mes 
giesungen eine gleiche Zuſtiummung gegeben werde. Geſchehe dies nicht, ober werde die 
nötbige Zuſtimmung aller verbünbeten Ölegierungen in eine ungewiſſe Berne hinausge⸗ 
fchoben, fo müfle damit auch für die jet zuftimemenben Megierungen eine Pflicht gelöft 
ſeyn, die eben nur unter der angegebenen Vorausſetzung allgemeiner Zuſtimmung von 
ber einzelnen Regierung eingegangen worben feh und, ber Natur der Werbältniffe nach, 
eingegangen werden konnte. 

Sahfjen- Weimar freut fich, in der von dem K. preußiichen Commiſſar eben pro⸗ 
ponirten Srageftellung einer Comformität mit jeinen eigenen Anfchauungen zu: begegnen, 
namentlich in dem Punkte, daß ſchon jeht das Verhältnig in Erwägung gezogen werben 
foll, welches fofort und nach ver Eingang der rüdflänvigen Erklärungen einzelner ver⸗ 
bündeten Regierungen, unter den verbündeten Regierungen ſelbſt, und binfichtlich ihrer 
Stellung zum Uniontwerfe einzuizeten bat, und zu beobachten feyn wird. Möchten auch 
manche Rechte zeitweiſe wicht ‚zur Ausführung gelangen können: die zechtliche Verpflich- 
tung ſey zur Zeit doch noch. für alle verbimbeten Megierungen eine gleiche, und auf biefer 
geficherten Baſis werde ſich auch das zwiſchenzeitliche Verhaͤliniß zwiſchen ven verbände- 
ten Regierungen unſchwer geflalsen laſſen. | 

Olbdenburg beingt darauf, Daß bie noch rückſtaͤndige Erklärung der betreffenden 
einzelnen verbündeten Regierung in beſtimmter Weife und in Türzefter Friſt erfolge. Ol⸗ 
denburg wolle eine Entſcheidung. Es betrachte die Andauer dieſes Zuſtandes der Un⸗ 
gewißheit ald ein ſchweres Unglück, und es finde es mit dem Gefühl für Mecht und 
Ehre nicht wohl verträglich, einem ſolchen Zuſtand länger als unerläßlich nothwendig fort⸗ 
dauern zu laflen. 

Baden erklärt eine achttägige Friſt, von dem Schlufle der gegmmärtigen Gonfereng 
an, zur Abgabe der badenſchen Entfchließung für ausreichend. 

Medklenburg- Schwerin und Schaumburg-Lippe werden jedenfall in ‚der 
von Baden bezeichneten Friſt die fchließlichen Erklärungen abgeben. 

Kurheſſen. Min. Haflenpflug bleibt der Hoffnung, daß ihm die Gelegenheit zur Kund⸗ 
gebung ver kurheſſiſchen Erklärung in einer ber Einlabung homogenen Gonferenz nicht 
werde verfagt werben. Er fpreche den Wunfch aus, dies für Kurchefien in einer blos 
aus verantwortlichen Miniſtern gebildeten Gonferenz Balvigft thun zu können. 

Gt. u. Radowitz erkennt in dieſem Wunſche Kurheſſens einen neum Punkt ver 
Berathung, Cr flellt den anweſenden Vertretern der verbündeten Megierungen: zur Ent⸗ 
ſcheidung, ob dem Min. Haflenpflug die Abgabe der kurheſſiſchen Erklärung in einer blos 
aus verantwortlichen Miniftern gebilpeten Gonferenz zu geftatten, beziehungsweiſe, ob die 
gegenwärtige Zufammenfegung ver Conferenz zum Zwecke der Entgegennahme der kur⸗ 
heffifchen Erklärung demgemäß in der gegenmärtign Zahl ihrer Miiglieder zu ber 
ſchraͤnken ſey. 

Baden. Min. Klüber findet ſich weniger in der Eigenſchaft eines berantwortlichen 
Miniſters, als in der eines Bevollmaͤchtigten Badens in der Conferenz. Er ſieht daher 
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in der jebigen Zufammenfeßung ber Gonferenz für Kurheſſen Seinerlei Veſchwerde, und 
entbehrt jenes Beflimmungsgrundes, fich für die von Kurheſſen geforderte Mobification 
: ber Conferenz entſcheiden zu koͤnnen. 
Mecklenburg⸗Schwerin hält den Wunfch Kurheſſens allerdings in feiner Weife 
für motiviert. Eine Eonferenz in der von Kurheſſen einmal geforderten Befchränkung er- 
fcheint aber deſſen ungeachtet auch zuläffig, fo daß Mecklenburg⸗Schwerin geftatten will, 
daß dem Wunfche Kurhefiend deferirt werde. 

Naſſau glaubt nit, daß man ven einzelnen Regierungen in ver Freibeit, bie 
Eonfesenz nach ihren eigenen Entfchließungen zu beſchicken, vorgreifen dürfe. Es flimmt 
gegen Kurheſſen. 

Braunfhweig fiimmt wie Baben. 

Didenburg iſt außer Stande, die Zurüdhaltung aurhefens, fich in dieſer Con⸗ 
ferenz zu erklären, auch nur annähernd zu würdigen. Es kann daher, da Gründe dafür 
nicht angegeben werben, dem Wunfche Kurhefiend nicht zuſtimmen. 

Scahfen- Weimar vermag ebenfalld Teine Brände für den geftellten Wunſch auf: 
zufinden. Es ſtimmt gegen befien Gewährung. | 

Sachſen⸗Meiningen ſtimmt ebenfalld bagegen, und zivar, weil ed, von allem 
Anderen abgefeben, eine Verlegung darin findet, der Zufammenfegung einer Gonferen 
zu winesftreiten, die fich auf Einladung einer Regierung geftaltet hat, ber die erjchienenen 
Regierungen alle zu fo vielem Danke verpflichtet find. 

Sachſen⸗Altenburg ſtimmt wie Sachſen⸗Weimar. 

Mecklenburg⸗Strelitz tritt dem Wunſche Kurheſſens bei, da ihm die baldige 
Abgabe der kurheſſiſchen Erklärung beſonders wunſchenswerth iſt. 

Die ſämmtlichen übrigen Regierungen ſtimmen ebenfalls alle wider Kurheſſen. 

Schaumburg-Lippe motivirt dieſe feine Abſtimmung dadurch, daß es bie Der 

tretung der in ber gegenwärtigen Conferenz vereinigten Regierungen durch verantwor— 
liche Miniſter dieſer Regierungen allerdings für unerläßlich Hält, hierdurch aber auch jedet 
Anforderung genügt glaubt. Die Affiftenz der unverantwortlichen Miniſter, die ven Miniftern 
fo angenehm und mwünfchenswertb iſt, Tann ben Vertreter einer anderen Regierung 
zur. Befeitigung biefee Aſſiſtenz nicht berechtigen. 

Min.⸗Präſid. Graf v. Brandenburg macht dem Min. Saffenpflug bemerklich, daß 
feinem Wunſche, vie Eurbeffiiche Erklärung vor einer blos aus verantwortlichen Miniftern 
gebildeten Gonferenz abzugeben, der Wunfch der großen Mehrheit, die Conferenz unver: 
ändert fo zu erhalten, wie viefelbe einmal gebildet fen, entgegenftehe. Ex ftellt dem Min. 
Haſſenpflug anheim, ob er unter viefen Umſtaͤnden auf feinen Wunſch jebt nicht ver- 
sichten, und zur Abgabe der kurheſſiſchen Erklärung übergehen Tönne. 

Min. Haflenpflug erwiedert, daß er dieſerhalb vorher den Entfchluß feines gnaͤdig⸗ 
ften Herrn, des Kurfürften, einzuholen habe. 

Nahen G.⸗Lt. v. Radowitz hierauf die Beröffentlichung des Protokolls, als eines 
Mechenfchafts = Berichts der conferirenden Regierungen, ausdruͤcklich vorbehalten, erflärt 
Min.-Präfo. Graf dv. Brandenburg die Heutige Sitzung ber Bonferenz für geſchloſſen, 
und beraumt die nächſte Sitzung auf morgen, ven 11. d. M., Abends 6 Uhr, an. 


10. | Eröffaung deö vom wiener Cabinette ausgefchriebenen deutfchen Congreſſes — der 
vorgeblichen Plenar - Berfammiung des einfiigen Bundestages — im Bundes⸗ 
Palais zu Franffurt a. M. Gegenwärtig die Bevollmächtigten von Oeſterreich, 
Baiern, Sachen, Hannover, Würtemberg, Kurheſſen, Quremburg und Limburg, 
Holſtein⸗Lauenburg (Dänemarf). 
44. | Zweite Sigung der Conferenz zu Berlin. 
G.⸗Lt. v. Radowitz glaubt die Möglichkeit anerkennen zu follen, daß die in Ber 
ginne der gefirigen Sitzung zur Erörterung und Beichlußfaffung der Gonferenz geſtellte 
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erſte Frage von einzelnen Seiten zunächft in einem anderen Sinne aufgefaßt ſeyn möchte, 
als er bei ihrer Darlegung damit verbunden, und ber Verlauf der Verhandlungen heraus⸗ 
gefteilt Hat. In Anerkennung dieſer Möglichkeit bittet er, allenfolffige Erläuterungen, 
Bufühe ober weitere Erklärungen zu ber erfolgten Ausſprache über bie erfte Frage, wo 
dieſelben noͤthig oder angemeſſen erachtet werben möchten, jetzt ſofort und vor weiterem 
Fortgange der Verhandlungen eintreten zu laſſen. 

Baden befindet ſich zuerſt in dem Falle, die Vorausſetzung des K. preußiſchen 
Conmmiſſars beflätigen zu konnen. Die Eingangs ver Sitzang geſtellte erſte Frage iſt 
im Verlaufe der Sigung, und zwar namentlich durch die fortſchreitenden Erlaͤuterungen 
Preußens, in dem Maße praͤtiſirt worden, vaß ber Vertreter Badens, nach ˖ umfaſſender 
Erwägung ihres ganzen eigentlichen Inhalts, ſich nunmehr für ermaͤchtigt halten kann, 
dieſe Frage auch feimerfeits zu bejahen. Demgemäß erflärt er, daß Baden: die Verfaſ⸗ 
fungs-Usfunde vom 206. Mai v. 3. zuſammt den Dazu von dem Parlament in: Vorſchlag 
gebrachten Aenderungen, aljo vie Verfafſungs⸗Urkunde, fo wie fie unter Acceptation biefer 
Borfchläge vorliegt, genehmhaͤlt und derſelben zuſtimmt. Baben erklärt zugleich, daß es 
diefe Genehmhaltung und Zuftimmung unter der ausdruͤcklichen Voraufegung giebt, daß 
es bei demnaͤchſtiger Bromulgation und Ausführung biefer Verfaſſung ver deutſchen Union 
in ber Lage bleibe, ſich den Rückſichten nicht zu entziehen, vie es in Gemeinſchaft mit 
allen deutfchen Staaten dem deutſchen Bunde fehulvet, und denen vollflännig zu genü- 
gen, nothwendig und für Baden auf das hoͤchſte wimſchenswerth bleibt. Baden begleite 
diefe feine Erklärung mit dem aufrichtigen Wunſche, daß das unter Aufrechthaltung der 
vorſtehenden Boransfegung ind Leben tretende Uniontwerk den unirten Staaten und 
dem gefammien deutſchen Vaterlande zu gemeinſamen und dauerndem Segen ge⸗ 
reichen wird. 

Kurheſſen. Min. Saflenpflug erflärt fich veranlaßt, "bezüglich des In der geftrigen 
Sitzung von ihm relenirten Einſpruchs gegen die Theilnahme der nicht verantwortlichen 
Minifter an der gegenwärtigen Conferenz, zunächft die folgende Erläuterung abzugeben. 
Die Zuziehung der Mitglieder des Verwaltungs⸗Raths zu der gegenwärtigen Gonferenz 
war für ihm eine unerwartete. Er glaubte darin die Abficht zu erkennen, daß fich der 


Verwaltungs⸗MRath, ala folder, an ver Berathung und Beichlußfaffung der Conferenz zu 
betheiligen Gaben ſolle. Gegen dieſe von ihm unterftellte Abficht, gegen bie Theilnahme 


und Mitwirkung des Verwaltungs⸗Raths, im Sinne einer gefchlofienen Corporation, 
war fein Einfpruch gerichtet. Diefer Einfpruch war alfo, feiner Natur nach, lediglich ein 
formeller, er konnte nur der Sache gelten, und wenn zu feiner Begründung und Recht⸗ 
fertigung die Worte ver Vorladung zu dem gegenwärtigen Gongreß in fchärffter Auf⸗ 
faflung des MWortfinnes geltend gemacht worben, jo Fann nicht erwartet werben, baf 


‚darin ein Angriff. gegen Perſonen erkannt werden koͤnne. Das verleſene Protocol, deſſen 


Richtigkeit dabei in keiner Weiſe beſtritten werde, laſſe indeß auch dieſe letztere Auffafiung 
zu. Dieſe Auffafiung aber ſey, wie geſagt, feine Intention nicht geweſen, wie hiermit 
zur Ausſchließung jedes Mißverſtaͤndniſſes ausdruͤcklich erklaͤrt werde. Kurheſſen wi⸗ 
derſpreche nicht, daß die Mitglieder des Verwaltungs⸗Raths, inſofern ſie hier anders nur 
nicht in dieſer Qualität, ſondern in des Qualität betrauter -Bebollmächtigter der verei⸗ 
nigten Regierungen erſcheinen, zur Thellnahme an der gegenwärtigen Conferenz berechtigt 
jenen, wenn Eurheffifcherfeits- freilich auch gewunſcht werde, den Kreid der Conferenz 
auf blos verantwortliche Minifter beſchraͤnkt zu fehen.: Könne dieſem Wunnſche nicht 


willfahrt werden, ſo ſolle ſeitens Kurheſſen darauf nicht weiter beſtanden werden. 


Was, zur Sache ſelbſt übergehend, die Erklaͤrung Kurhefiens auf die erfte Frage 
betzeffe, fo glaube Kurheſſen, dieſe Erklarung bis dahin fuöpenbiren zu follen, daß bie 
Eonferenz in vie Erdrterung der zweiten Frage eingetreten ſey. Die Entſcheidung dieſer 


letzteren zweiten Frage müſſe für Kurheſſen die Vorbebingung feines Berhaltend zur 


exſten Frage darſtellen. Es ſolle dies des. Näheren bei Eröriernng: der zweiten Frage 
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motivirt, und durch Diele Motivirung alsdann zugleich vie jehige Ablehnung jeder Erkla⸗ 
rung auf die erfle Frage gerechtfertigt werden. 

Preußen. Min, Erb. v. Schleinltz. Auf vie fo chem vernommene einfeliende Er⸗ 
Härung Kurheſſens bleibe FJolgendes zu erwiedern. Die Einlabung ver Mitgfiener bes 
Verwaltungs⸗ Maths zu der gegentwäntigen Gonferenz je von Preußen in der Voraus⸗ 
feßung der Körberlichkelt ihrer Zuziehung erfolgt: eine Wowanäfehung, die durch Die, die⸗ 
fen Mitglichern feltend der übrigen Regierungen eriheilte Bevollmächtigung und durch 
die in Der gefirigen Sitzung deshalb erfolgten ausprüdlichen Erflärungen- dieſer Regie 
zungen ihre verdienze Beftätigung gefunben habe. Der Wiberſpruch, ben biefe Buziehung 
in der geſtrigen Sitzung ſeitens Kurheſſens erfahren, babe bei feiner Allgemeinheit nur 
im Sinne eines Verſuchs verflanden werben Tännen, dad Recht ber eingeladenen KRtegie⸗ 
rungen, fich in dieſer Canferenz nach eigenem Ermeſſen verireten zu laflen, befchränfen 
zu wollm. Preußen babe ſich werpflichtes gefunden, gegen eimen folgen Verſuch aus: 
prüdliche DBermahrung einzulegen. Nach ver jehigen ausdeücklichen Erklärung Kurheſſens 
ſey indeß eine Beichränfung des freien Zuſtimmungsrechts ver Degierungen in ver Wahl 
ihren Vertreter durchaus nicht heabfichtigt mesben. Auf Grund biefer Erklaärung un 
unten nochmaliger Wahrung des in Frage gefellten Üegierungärechts, glaube Preußen 
den Gegenſtand der geſtrigen desfalfigen Eroͤrterung nunmehr auf fich beruhen Iafien 
zu koͤnnen. 

Kurheſſen erklärt ſich hiermit und mit dem nunmehrigen Fortgang dee Verband: 
lungen gänzlich einverſtanden. 

Medlenburg- Schwerin erilärt, daß es fich hereiiä in ber geftrigen Sikung 
dahin andgeinsochen habe, daß ed den fraglichen Verbeſſerungs⸗Worſchlagen feine Zu- 
flimmung ertheile, infofern daraus nicht gefolgert werden folle, daB es damit zugleich 
feine Zußlimmung zu dem deſmitinen Abſchluffe, nee Bromulgatieon und der Ausführung 
der Verfaſſung ausgefprochen babe. Mecklenburg⸗ Schiverin iſt daher in ber Lage, zu 
erflären, daß es unter gleichen Dorausiegungen, wie Baden, nie Abaͤnderungs = Bor 
ſchlaͤge 
Scheumburg⸗Lippe Hat im ben geſtrigen Sigung hinfichtlich der erſten Frage 
mit Baden, Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz zu ſümmen erklaͤrt. Es iſt 
dies aber in einem Augeunblicke geſchehen, worin die mecklinburg⸗ſtrelitziſche Erklärung 
nach nicht für eine ablehnende zu erachten, und von dem Counmiſſar als eime ſolche noch 
nicht qualifickt war. Nachdem dies im Verkauf der geſtrigen Sitzung eingetreten, wirt 
die Uebereiaſtimmung Schaumburg=-Lippe’s in feiner Abſtimmung zur aflen Frage auf 
die Erklärungen, befihräntt, vie dieſerhalb in der gefirigen Sitzung ſeitens Badend und 
Schwerins gegeben wurden. 

Oldenburg hat keine weitere Bemerlung und keinen weiteren Vorbehalt feine 
geftrigen Annahme⸗ Erklaͤrung ber modificirten Verfaſſung beigefügt, weil es davon aus⸗ 
ging, daß es ſich zunoͤchſt nur um den Inhalt nee Derfofiuug usb um bie Zuſaͤtze zu 
derſelben handle. Bei dem Stadiam ver Ausführung wird Oldenburg allerbings noch 
zu einer weiteren Aeußerung in Beziehung auf feine‘ beſondere Stellung zu Hannovber 
Beranlafiung finden. 

Sachſen⸗Meiningen ift bei feiner Erklaͤrung auf die erſte Frage nicht gemeint 
geweien, feine Zuftimmung zu üerfelben gegenwärtig nach von ber vorherigen Erfüllung 
des bei diefer Erklärung kundgegebenen Wunſches abhängig zu machen. Diefe Zuſtim⸗ 
mung iſt vielmehr eine unbebingte geweſen, was der groͤßeren Beſtimutheit wegen and» 
druͤcklich zugefügt wird. 

Hiermit If} die Vorfrage des Commiſſars über chvaige zufähliche Erklaͤrungen zu 
ben Abſimmungen in der geſtrigen Sigung erledigt. 

G.⸗Et. v. Rabowig trägt vor. Da, wie Bereits geflen ertiatt worden, Die Ver 
funbigung und Ausfuͤhrung ver Verfaſſung ber beutfchen Union, Mangels Zuſtimmung 
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ſammilicher unirten Regierungen zu derſelben, zur Belt noch nicht erfolgen konne, fo 
ſNehe zur Erwägung, welches Zuſtand zwiſchenzeitlich, d. 6. vom jetzt an und bis zu dem 
Augeublick der. Verkindigung und Ausführung der Berfaffung fie diejenigen Regie⸗ 
rungen einzutreten habe, die dieſe Verfaſſung ihrerſeits als feſtſtehend erachteten. Die 
ſehr umfangreiche Frage Über dieſes Proviſorium thelle ſich, ihrer Natur nach, in bie 
beiden Unterfragen Aber die rechtliche Grundlage, auf die das Probiſorium zu errichten, 
und fodann ber dad Organ, womit das Proviſorlum auszuräften fen werde. Preu⸗ 
Ben müfte ala dienlichen Vorſchlag zur rechtlichen Grunnlage dieſes Proviforiums die 
Befimmungen bed Bünbnif-Gtatuis nom 26. Mai 1849 erachten, ba es fich überzeugt 
Halte, daß auf dieſer Grundlage der Hauptzweck des Prontforiums: die Linien felbft ing 
eben zu sufen, reicht und den gemeiniamen Interefien der unixten Staaten überdies 
eine wirkfame und gedeihliche Börberung zugewendet werben koͤme. Bei Annahme die- 
ſes Vorſchlages werde ſich ſodann Die Stage nach bem Organ des Proviſoriums, bezie⸗ 
hungqweiſe bie Frage, wie ſich Die proviſoriſche Unions⸗Negierung zu geſtalten habe, 
anſchließen. Als naͤchſte und erſie Frage ſtehe demnach zur Umfrage: 

Erachten die verbuͤndeten Regierungen ed mis Preußen für dienlich, daB das bis 

zur Berfündigung und Einführung der Liniond=Berfaflung zu flatnirente Provi⸗ 

forium auf die Grundlage ner Beſtimmungen des Buͤndniß⸗ Statuts vom 26. Mai 

1849 geftellt werde? 

Kurhefſen kann das Bedurfniß zu einer dergleichen probifortichen Inftitution über« 
haupt nicht anerkennen, und muß fich daher Ablehnend erklären. Die politifche Stellung, 
welche die Union zu Deutſchland einnehmen wirb, ſeh für jede fernere eingehende Er- 
örterung zu maßgebend, als daß fie nicht erſt vollſtandig und mit Sicherheit zu über- 
ſehen feyn muͤſſe, ehe auf eine ſolche Eroͤrterung eingegangen werben könne. Kurheſſen 
ſtelle das Anſuchen, ſich die nähere Rechtfertigung dieſer Auffaflung bis zus Erörterung 
der von dem Commiſſar Eingangs ber Gonferenz angefünnigten zweiten Frage, ver 
Frage über nie Stellung ber verbündeten Megierungen zu dem frankfurter Gongreß vor⸗ 
behalten zu duͤrfen. 

Baden iſt nicht im Stande, ven Bedenken Kurheſſens gegen die Errichtung einer 
proviforifchen Unions-Megierung beizutreten. Es ift im Gegentheil ver Ueberzeugung, 
daß das gemeinſame Beſtreben der unirten Regierungen, die Union Ins Leben zu rufen, 
einies gemeinſamen Organs nicht entbehren dürfe Mur durch ein foldhes Organ merve 
e3 möglich werben, die Unlon ſucteſſive in fich ſelbſt zu befeftigen, ihr Verhaltniß zu ven 
anderen Stasten zu ordnen, und fo den eigentlichen und urfprünglichen werk ver Union, 
als einer otganiſchen Gemeinfhaft, wenn nicht aller, noch ver meiften ventichen Stanten, 
auf dem Türzeften und ſicherſten Wege herbeizuführen. Baden erklärt ſich Hiernach auf 
pie gefellte Frage beiſtimmend. 

Medlendurg- Schwerin ſtellt das Wünfchenswerthe der in Antrag gebrachten 
proviſoriſchen Einrichtung nicht in Abrede, glaubt aber doch beanfpruchen zu müflen, 
daß pie eonrrete Form des bezweckten Proviforkums vorher näher dargelegt werbe. 

G.⸗Lt. v. Radowitz muß diefen Anſpruch Mecklenburg⸗Schwerins an fich eben fo 
berechtigt ala natürlich erachten. Da aber von Seiten Kurhefiens das Proviſorium bes 
reits unter jener Form abgelehnt tft, fo wird die Frage: ob ein Proviforium Aberhaupt 
eintreten folle, wicht mehr zu umgeben, und auf ver geftellten drage alſo zu behar⸗ 
ren ſeyn. 

Medlenbusg- Schwerin bejaht hierauf bie Frage, unter Vorbehait volligſter Brele 
heit in Entſcheidung über die Formation des Proviforiums felbft. | 

Naſſau Hält die Errichtung des beantragten Probiſoriums für wunſchinswerth und 
nothwendig, indem es ſich ebenfalls feine Entichliegung aber die Moralitaten deſſelben 
bis zu deren näherer Auseinanderſetzung vorbehaͤlt. 

Braunſchweig vernimmt mit ver lebhafteſten Befriedigung, daß Berufen gewpilt 


14° 


212 


a. Mit. ER 





iſt, den erften, fo nothivendigen thatfächlichen Schritt zur Herftellung der Uniond-Megie- 


zung zu thun. Es flimmt vem bveöfallfigen Vorſchlage durchaus Bei. Lieber die näheren 
Mobalitkten, worunter bie probiſoriſche Regierung einzutreten hat, hält ſich Beaunfchteiz 
ſeine Erklaͤrung vor. 

Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha, Sachſen⸗Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, Anhalt- Deffau und Edthen, Anhalt» Bernburg, 
Schwarzburg- Sonverähaufen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Neuß älter 
Linie, Neuß jüngere Linie und Lippe flimmen jämmtlich wie Braunſchweig. 

Medlenburg-Strelig ift der Anſicht, daß die von dem K. preußiſchen Eom- 
miſſar als Gegenſtand diefer Conferenz gefteen angekündigte zweite Frage mit dem jet 
zur Verhandlung ſtehenden erſten Gegenſtande zu eng zufammenbängt, als daß es kei 
der Separatflellung, welche es in der geflrigen Sigung bat einnehmen müſſen, übe 
einzelne Detailfragen eine Erklärung abgeben kann. Es muß daher um die Erlaubniß 
bitten, fich in einem weiter vorgeruͤckten Stadium der Verhandlung über bie von ihm 
einzunehmende Stellung zur Union ausfprechen zu dürfen. 

Oldenburg wimicht eben fo lebhaft, wie Braunſchweig, daß etwas Wirkliches 
balvigft zu Stanve Tomme. - Kann das in der von Preußen proponirten Form ver pri 
viſoriſchen Unions⸗Regierung gefchehen, fo Tann Oldenburg biefer Form nur gaͤnzlich 
zuftimmen. 

Schaumburg=-Lippe tritt der Auffaſſung des K. preußiſchen Commifſars, daß 
der nächfte Zweck der Union, zur Bett und unter den obmaltenden Umſtaͤnden, wie Union 
ſelbſt fen, allerdings voͤllig bei, glaubt aber, daß es gerade aus Rückſichten für die Gr 
reichung dieſes Zweckes wohl zu eriwägen flche, ob nicht vorderſamſt von Errichtung 
jeves Proviforiums beſſer abzufehen feyn möge. So lange namentlich das Verhalmiß 
Sachſens zur Union nicht entfchleven ſey, möchte ein Proviſorium ſchon aus vielen 
Srunde für bedenklich erachtet werden. Die ſchaumburg⸗lippeſche Regierung iſt von im 
Wunfche durchdrungen, daß eine beutfche Union auf geficherien Grundlagen, Preußen a 
der Spitze, ins Leben treten möge. So lange es aber an dieſen Gründlagen noch fehlt, 
vermag dieſelbe dieſen Wunſch, in Errichtung des tn Frage ſtehenden Proviforiums, nicht 
gefoͤrdert zu ſehen. 

Die dieſer Ausſprache nachfolgende Frage des G.⸗Lis. v. Radowitz, ob er den 
Vertreter der Schaumburg⸗Lippeſchen Regierung recht verſtehe, wenn er aus dem Vor⸗ 
getragenen abnehme, daß Schaumburg⸗Lippe eine Erflärung uͤber Errichtung einer pro- 
viſoriſchen Unions⸗ Regierung auf Grundlage der Beſtimmungen des Bänpnif- Statut 
vom 26. Mai 1849 für jeßt noch ablehnen zu müſſen glaube, wird non dem Baron 
v. Lauer-Münchhofen bejaht. 

Die freien und Hanſeſtädte Lübeck und Samburg flimmen wie Mecklenburg⸗ 
Schwerin. Die freie und Hanfefladt Bremen hält fih ihre Erklärung bevor. 

G.⸗Li. v. Rabewig erklärt als Nefultat der Abfkimmung, daß fämmtliche anwe⸗ 


ſende Regierungen, mit Ausnahme von Kurheſſen, Mecklenburg⸗Strelitz, Schaumburg⸗Lippe 


und Bremen, auf die zur Umfrage geftellte Anfrage bejahende Antwort ertheilt Haben. 
Die Eonferenz fehreitet zur Erörterung der ferneren Frage über die nähere Geſtal⸗ 
tung, die ber proviſoriſchen Unions⸗Regierung auf der Grundlage der Beſtimmungen 


‚bed Bündniß⸗ Statutd vom 26. Mai 1849 zu geben fen werbe.. 


Die Geftaltung wird, wie der Commiſſar der K. preußifchen Negierung auszuführen 


fortfährt, durch die Stellung und die Wirkſamkeit bedingt ſehn, die in der proviſoriſchen 


Unions⸗Regierung 
1) der Unions⸗Vorſtand, 
2) das Fürften- Collegium und 
3) dad Organ zwiſchen Beiden 


einnehmen. 
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Preußen Felt in Bezug hierauf folgende Vorfchläge zu freiefler Erwägung: . 

Soviel es zunächft ven Unions⸗Vorſtand betrifft, fo möge dem Unions⸗Vorſtand 
dad Maß ver Rechte zugetheilt werben, welche die betreffenden Beſtimmungen des Buͤnd⸗ 
niß- Statutd vom 26. Mai 1849 der Krome Preußen beilegen. 

Bei dem Fürften-Gollegium ber proviſoriſchen Unlons⸗Regierung werde in’3 Auge 
zu faſſen ſeyn: 

1) die Zuſammenſetzung dieſes Collegiums und 
2) deffen Competenz. 

Bezüglich der Zuſammenſetzung des Fürften-Golleglums ber einſtweiligen Unions⸗ 
Regierung erachte Preußen es nothwenbig, die Formation ber Gurien angemefien zu 
mobificiren, ohne jedoch baburch deren Hauptnormen zu ändern. Preußens veöfallfiger 
Borfchlag fen folgender: 

Die Ifle Curie: Preußen, mit einer ganzen ober zwei halben Stimmen. 

Die 2te Curie: a) Königreich Sachſen, eine Halbe Stimme. b) Sachſen⸗Wei⸗ 
mar, Sachfen- Meiningen, Sachfen-Boburg-Gotha, Sachfen-Altenburg, Anhalt Deffau 
und Cöthen, Anhalt Bernburg, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, 
Meuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie: eine halbe Stimme. 

Die Ite Curie: a) Hannover: eine halbe Stimme b) Braunſchweig, Mecklen⸗ 
ee, Mekienburg-Strelig, Oldenburg, Lübel, Bremen, Hamburg: eine halbe 

timme 

Die Ate Curie: Baben: eine Halbe Stunme. 

Die 5te Curie: Kurheffen, Großherzogthum Hefien, Naffau, Walde, Schaumburg- 
Lippe, Lippe: eine ganze Stimme, ober: a) Kurhefien, Walde, Schaumburg - Lippe, 
Kippe: eine halbe Stimme. b) Großherzogthum Heffen, Nafiau: eine halte Stimme. 

Die Bildung der Stimmen und die Stimmführung in den @urien würbe vorfchlags- 
weiſe in folgender Weife eintreten: 

1) Jeder Einzelftaat Hat das Necht, einen Bevollmächtigten in das Fürſten⸗Colle⸗ 
gium zu fenden; 

2) bei den Abſtimmungen des Fürſten⸗Collegiums wird die Stinnme jeder der halben 
und zufammengefeßten Gurien zuerft durch Abſtimmung innerhalb der Curie er- 
mittelt. Das Verhaͤltniß hierbei würde von der Zahl der Mitglieder zu entneh⸗ 
men ſeyn, welche jever Staat in das Staatenhaud zu fenden hat. 

Die Competenz der proviſoriſchen Unions⸗Regierung würde ebenfalld zunächft nach 
den Beftimmungen des Buͤndulß⸗Statuts vom 26. Mat 1849 feftzuftellen ſeyn; fo wie 
fih in dem gegenwärtigen Stadium der Uniond= Bildung die Aufgaben eines Unions- 
Minifteriumd auf folgende Punkte beſchränken möchten: 

1) Die Anerkennung der Union im Auslanve, und deren Stellung zu dem weiteren 
Bunde durchzuführen; 

2) die Angehoͤrigen der Union im Auslande und, ſefern es durch die Conferenz ſo 
beſtimmt würde, auch im Inlande, gegenüber den nicht unirten deutſchen Regie⸗ 
rungen, zu vertreten; 

3) die Vorlagen für die naͤchſte Sitzung des Parlaments zu bearbeiten, und fie in 
demfelben geltend zu machen. 

Hierzu würde es nach dem Vorfchlage Preußens genügen: 

1) Daß für die Gefchäfte ad 1 und 2 ver K. preußifche Minifler der auswärtigen 
Angelegenheiten von den übrigen Unions-Regierungen mit Vollmacht verfehen 
werde, um diefe Angelegenheiten, fowohl den auswärtigen, ald den deutſchen Re⸗ 
gierungen gegenüber zu beforgen; 

2) daß der Unions⸗Vorſtand einen zweiten Minifter ernenne, welcher die ad 3 ge⸗ 
dachten Arbeiten leitet und ausführt, wenn anders nicht beliebt werben jollte, 
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Sifchen Miniſteriums zu ibertvagen;, und 
3) daß durch eine angemeflene Geſchaͤſts⸗Oronuug das Berhältni dieſer beiden 
Minifter zu dem Fuͤrſten⸗Collegium feftgeftelli werde. 

Auf Anfrage des Min. v. Watzborf erklärt G.⸗Et. v. Mabowig ausdrücklich, daß 
Preußen keinesweges gemeint fey, mit dieſen Vorſchlaͤgen ver Verhandlung Aber die Bil⸗ 
dung der proviſoriſchen Unions⸗Regierung ſchon jet eine beſtimmie Grundlage zu geben. 
Es beabfichtige mit dieſen Vorſchlaͤgen bloße Anhaltspunkte für die Erörterung. Jeder 
anbertweitige Vorſchlag fen ſelbſtredend geflattet, und zur Grörterung ber Gonferm; 


Bon mehreren Seiten wird die Nothwendigkeit hervorgehoben, vie hier von Preu⸗ 
fen gemachten Borfchläge, vor Abgabe einer beftimmten Erklaͤrung barüber, einer eigenen 
näheren Erwägung im Einzelnen vorher unterwerfen zu müſſen. 

Der K. preußiſche Commiſſar erkennt die Nothwendigkeit völlig au, un feht bie 
Umfrage über die proponirte Geflaltung einer proviforifchen Unions⸗ Regierung deshalb 
für eine naͤchſte Sitzung aus. Er hält e8 aber dabei für wuͤnſchenswerth, wenn ven 
einer oder der anderen Seite Durch eine vorläufige Bemerkung ver nachfolgenden ein 
gehenden Berathung ſchon jegt eine beſtimmte Richtung gegeben werden koͤnnte. 

Hierauf bekennt fih Braunfchweig für die, hinſichtlich Bildung der prewifortiche 
Uniond- Bildung gemachten Eröffnungen, Preußen zu Dan verpflichtet. Es if Der Rei 
nung, daß die fämmtlichen Gefchäfte der Unions-Megierung in dieſem Stadium wohl 
am angemefjenften und wirkſamſten durch preußiſche Minifter geführt werden moͤchten. 
Dagegen hegt es Zweifel, ob die der Krone Preußen in dem Bündniß⸗ Status vom 26. 
Mai 1849 Heigelegten Befugnifie auch für den Vorſtand der proviſoriſchen Unions-Re 
gierung ausreichen. 

Sahfen-Weimar muß die gemachten Vorſchläge im Allgemelnen zweckmäͤfi— 
finden, fi jedoch jede nähere Erklärung im Einzelnen vorbehalten. 

AnhaltsDeffau und Edthen, Anhalt Bernburg und Waldeck haben 
ſich der vorſiehenden Erklärung Braunſchweigs; Sachſen⸗Coburg-Gotha, Sad- 
fen-Meintngen, Sachſen-Altenburg, Oldenburg, Reuß älterer Linie, 
Reuß jüngerer Linie der vorſtehenden Erklärung Sachſen⸗Weimars angeſchloſſen; 
Oldenburg mit der zugefügten Frage über die Stellung der proviſoriſchen Unionk⸗ 
Megierung hinſichtlich der Militair-⸗Verhaͤltniſſe, und mit der darauf von dem Commifler 
der K. preußifchen Negierung gegebenen Erklarung, daß auch in dieſer Beziehung he 
Belimmungen des Bünbnig- Statut3 vom 26. Mai 1849 von Preußen für maßgebet 
erachtet würben. 

Medlenburg- Schwerin, Naffau und die freien und Han feſt aͤdte 
Lübeck, Hamburg und Bremen halten ſich jede nähere Erklaͤrung bevor. 

Auf mehrſeitig geäußerten Wunſch geht ver Conmiſſar der K. preußiſchen Regie⸗ 
rung dazu über, die Anſichten feiner Regierung über das Verhältniß und die Stellung 
darzulegen, welche die verbünbeten Negierungen zu dem frankfurter Congreſſe einzuneh: 
men haben würden. 

Die Gründe, welche einer Tiheilnahme an dieſem Congteffe entgegenftänden, fehen 
weltfundig; nicht unbekannt auch die Gründe, bie diefer Theilnahme dennoch das Wort 
redeten. An der Spige diefer Iehteren Gründe ſtehe für Preußen der Wunjch, Fein 
Mittel unverfucht zu Iafien, das als folches von deutſchen Genofien zur Bereinigung bed 
ganzen DVaterlandes dargeboten werde. Zum Zwecke dieſer Vereinbarung erachte Preu⸗ 
fen es indeß für nothwendig, daß — von der Form der Einberufung des frankfurter 
Congreſſes und von dem Mefultat deſſelben einſtweilen abgeſehen — die verbünbeten Re 
gierungen fich vorher ſowohl über ihre Stellung zu dieſem Congreſſe, ald über ihr Ver⸗ 
Halten: zu den dort bevorſtehenden Fragen unter einander genau verſtaͤndigen, und 
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daß fie vor Beſchickung veſſctben ſich über Obiges ſowohl gegen bie auderen Yeut« 
fehen Regierungen, als gegen wie Nation ſelbſt, in der offenflen Weiſe ausſprechen. 
Als hietzu gehörig, erfenne Preußen: 

a) Daß vie verbünbeten Meglerungen ſich vorher ſowohl über das Interim, als isn 
das Definktivum des weiteren Bundes unter einander vereinbaren; 

b) daß fie ihre Bebolimänßtigten uͤbereinſtiumemd infirwiren, und fie antveifen, 6 den 
Berhandlungen des Congreffed in voller Gemeinſchaft aufzutreten; 

c) daß fie ihre Einwilligung, den Congreß zu beſchicken, durch eine ie Wien abzu- 
gebende, und faͤmmtlichen anderen dentſchen Regierungen mitzutheilende Erllxung 
moltiviren, welche folgende Punkte deutlich auoſpricht: 

1) man willige ein, ſich an dem Gongreſſe zu bethelligen, um kein itiel un⸗ 
verfucht zu laſſen, das zu einer Berſtaͤndigung über bie deutſchen Berhälte 
niffe führen Tönne; 

2) man lehne jedoch ausdrücklich die Hintveifung auf eine Einberufung des Gon- 
groſſes aus den erlofchenen Präfivial- Befugnifien der rechtmaͤßig aufgelöften 
Bundes» Verfammlung ab; 

3) eben fo erkenne man nicht an, daß dieſer Zuſammenkunft des Charakter de⸗ 
Menums ver früheren Bundes⸗Verſammlung beivohne, fondern betrachte fie 
lediglich als eine Vereinigung ver 35 deutfchen Regierungen zu befliminten 
Zwecken; 

4) man geſtehe daher dieſer Juſammenkunft keinerlei Recht zu, Veſchluſſe ‚ak 
Namen des Bundes zu faſſen, welche diejenigen deutſchen Regierungen bün- 
den, die ihre Zuſtimmung dazu nicht gegeben haben. Für letztere Könne 
feine andere Urt von Folge daraus erwachfen, ald daß die Reſultatt der Zu⸗ 
ſammenkunft auf fie keine Anwendung finden; 

3) die verbundeten Regierungen erklären von vorn herein, daß fie keiner Neu 
geftaltung einer Bundes⸗Verfaſſung zuftimmen werben, welche der Union 

| nicht ihre berechtigte Stelle in derfelben fichere; 

d) über diefe Stellung der Union zu ver Theilnahme an dem frankfurter Congreß 
werben die verbündeten Megierungen ſich in einem zu veröffentlichenden Aktenſtücke 
in der Form eines Schluß- Protokolls oder einer Anfprache an ihre Länder offen 
audiprechen. 

Die vorſtehenden Eröffnungen der K. preußlfchen Regierung werden vielfeitig mit 
Befriedigung enigegengenommen. Die Mitgliever der Gonferenz werben viefelben in Er⸗ 
wägung ziehen, und möglichft befchleunigte Erklärungen darüber vorbereiten. 


11,! Die Geſchwornen zu Breslau erflären ben Grafen D. Reichenbach für fchufbig: 
durch Zuftimmung bei einem Unternehmen mitgewirft zu haben, welches auf 
die gewaltfame Umwälzung ber Berfaffung bes preußiihen Staates abzielte. 
Hierauf fällt der Gerichtshof folgendes Urtheil: 


In Erwägung, daß na Art. 7 ver Verfaffungs=- Urkunde vom 31. Januar d. 3. 
Niemand feinem geſetzlichen Richter entzogen werben darf, ver gefetliche Michter des An⸗ 
gellagten aber nach 9.9 des Organiſations⸗Geſetzes vom 2. Januar 1849 das K. Kreid- 
gericht zu Oppeln ift, in Erwägung ferner, daß F. 70 des Geſetzes vom 3. Januar 1849 
von biefer Durch die Derfaffung feftgeflellten Hegel nur dann eine Ausnahme zuläßt, 
und das zufländige Appellations⸗Gericht zur Subftituirung eines andern Schwurgerichts 
ermächtigt, wenn durch die Verhandlung der Sache vor dem zuftänbigen Bericht eine 
Störung der Öffentliden Orbnung zu befürchten ſteht, und daß dieſer Ausnahme⸗Fall 
bier nicht vorliegt, indem das K. Ober⸗Tribunal wegen Renitenz ber Mitglieder des Ges 
richtes zu Oppeln die Sale an vas biefige Schwurgericht verwieſen bat, in fernerer 
Erwägung, daß, wenn das A. Krelögericht zn Oppeln gegen die von dem K. OQber⸗ 
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Tribunal eingeleitete Unterfuchung Renitenz beivieien, die Beſchwerde dagüber, ba fie eine 


Disciplinarfache betraf, nach F. 35 der DVeroranung vom 2. Januar 1849, vor den Ju⸗ 
flige Minifter gehört, dad K. Ober-Tribunal alſo Hierüßer, und welches Schwurgericht 
zu ſubſtituiren, nicht zu befinden Hatte, das unterzeichnete. Gericht für gefeglich ſubſtituirt 
ſich nicht anfehen. kann: aus biefen Grünpen, und weil bis jegt des Ausnahme⸗Fall des 
$. 70 des Gefeßed vom 3. Januar 1849 nicht eingetreten, dad K. Kreiögericht zu Op⸗ 
peln für das allein competente Schwurgericht anzuſehen ift; fo hat der Gerichtshof im 
Kamen ded Königs erkannt: daß die Unterfuchungsfache wider den Grafen Oscar von 
Reichenbach auf Dometzko, wegen Gochverrath, vor dad K. Schwurgericht zu Oppeln, 
als dad competente Forum, zu verweiſen ſey. Was die Verhaftung ferner anbelangt, 


fo fieht ſich das Schwurgericht außer Stande, hierin irgend Ctwas zu entſcheiden. Da 


es fich für incompetent Hält, fo Tann es eben fo wenig, wie es die Verhaftung verfügen 
önnte, die Freilaſſung ded Angeklagten anorbnen. Es bleibt daher demſelben überlafien, 
in dieſer Beziehung geeignete Schritte zu thun. 


+ Dr. Earl Heder, Geh. Medicinal⸗Rath und Profeſſor, zu Berlin. 
+ Nie, Falk, Profeſſor (Etats-Rath) zu Kiel. 
+ Aug. Pierer, herzogl. ſachfiſcher Major a. D., zu Altenburg (Redacteur des 


befannten encyklopädiſchen Werkes). 


Dritte Sitzung der Conferenz zu Berlin. 


Die Zahl der Mitglieder ver heutigen Sitzung iſt um ben zwiſchenzeitlich von Darm⸗ 
ſtadt hier eingetroffenen Vertreter der Grh. heſſiſchen Regierung, Geh. Math, Freiherrn 
v. Lepel, erweitert. 

G.-%t. v. Radowitz glaubt bie der Conferenz für heute vorliegende Erörterung über 
die Bildung einer proviſoriſchen Unions-Regierung am geeignetften damit einzuleiten, vaf 
er das in der letzten Sitzung, als die Grundlage dieſes PBroviforiumd, in Antrag ges 
brachte Buͤndniß⸗ Statut vom 26. Mai 1849, feinen drei Hauptzwecken nach, der Con⸗ 
ferenz in Erinnerung bringt. 

Als diefe Zwecke find zu bezeichnen und zu unterfcheiben: 

a) Der Schug der verbündbeten Negierungen gegen unrechtmäßige Gewalt jeder Art, 

Art. 11. des Bündniß⸗Statuts vom 26. Mai 1849; 

b) die Gewährung einer Verfaffung, Art. IV. ibidem; und 
c) die Inftitution eines Bundes-Schiensgerichts, Art. V. ibidem. 
" In welchen vorgerüdten Stadium fich die beiden letzten Zwecke, Gewähr der Der 


fafſung und Einfegung des Bundes⸗Gerichts, feit dem Tage des Abſchluſſes des Buͤnd⸗ 


niß⸗ Statutö bis jetzt befinden, um in das Probiforium der Union überzugeben, 
leuchte ein. | 

Es bleibe daher nur der erfte der angeführten Zwede näher zu präcdfiren: „Schuß 
gegen unrechtmäßige Gewalt jeder Art”. 

. Preußen verſtehe Hierunter, daß die Union auch in ihrem Prosiforium jedem 
Staate, der in der Union verharre, dieſen Schu ſtets und vollſtaͤndig zu leiſten habe. 
Den Staaten gegenüber, welche fich Hingegen befinitio außerhalb ver Union ſtellen, er⸗ 
Iöfche die Pflicht des Uniond-Beiftandes mit dem 1. Juni 1850. Es verbleibe für fie 
nnr die allgemeine Verpflichtung, welche allen Gliedern des deutſchen Bundes obliegt, 
deren Ausführung jedoch von der Herftellung der Berfaffung dieſes Bundes ab⸗ 
hängig ſey. 

Bei der proviforifchen Unions- Regierung, welche auf dieſer Grundlage des Bünde 
niß⸗ Statuts vom 26. Mai 1849 zu errichten feyn möchte, mürben nach ven, von bem 
Commiſſar der K. preußifchen Regierung bereits in ber lebten Sitzung gegebenen An⸗ 
deutungen folgende Punkte in gefonberte Erwägung treten: 
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a) Der proviforiiche Unions⸗Vorſtand. 

Sollten dem provifortfchen Unions⸗ Vorſtand die in dem Bünbnif- Statut vom 26, 
Mai 1848 der Krone Preußen zugewieſenen Befugnifie zugetheilt werden, fo würden fich 
biefelben in näherer Praͤciſirung folgender Weiſe herausftellen: 

1) Oberleitung ver Mafregeln zur Erreichung der Zwecke des Proviſoriums, Art. 

I. $. 1 des Bündniß⸗Status vom 26. Mai 1849; 2) Führung der viplomatifchen 

Verhandlungen, ſey es zur Abwendung äußeren Krieged, over zum Abfchluß von 

Allianzen, oder zur Herftellung des Friedens, Art. III. 6. A. 3) Leitung der milie 

tairifchen Operationen, Art. IV. $. 5, und 4) Vorſitz im Fuͤrſten ⸗Collegium. Letz⸗ 

teres eine Attribution, die in den Beſtimmungen des Bünbnig- Statuts zwar Teinen 
ausdrücklichen, nach der biäherigen Stellung Preußens im Verwaltungs⸗Rathe aber 
jedenfall ihren ufuellen Nachweis fände. 

b) Das proviforifche Fürften- Collegium. 

Als Befugniffe des proviſoriſchen Fürften-Gollegiums würnen ſich nach Analogie 
des Verwaltungs⸗Mathes varftellen: 

1) Aufnahme neuer Mitglleder der Union, Art. IIL $. 3; 2) Maßregeln zur Re⸗ 

aliſirung der Unions⸗Verfafſung, Art. II. FF. 2 und 3; 3) Ernennung und Ins 

ſtruirung der Commiſſarien bei Gefuchen um Hülfeleiſtung, Art.IIl. 6. 3; A) Kennt« 
nißnahme des Ganges der viplomatifchen Verhanblungen, Art. IE. $. 4,.5) Gut⸗ 
achten bei Maßregeln, welche ver Beichlußnahme des Unions⸗Vorſtandes anheimfallen, 

Art. IT. © 2. 

Hinfichtlich der Zufammenfehung des Kürften-Gollegtums ſey der Vorſchlag Preu- 
Bens bereitö in Der vorigen Sitzung ausführlich enttvicelt worden. Es werde genügen, 
bierauf zurückzuweiſen. 

Der Commifjar der K. preußifchen Regierung erklärt nach Maßgabe dieſer Darlegung 
nunmehr zur näheren Frageſtellung überzugeben. Er flellt an ben Bertreter ver Orb. 
heififchen Negierung das vorläufige Anfuchen, ſich darüber auszufprechen, wie er fich im 
Allgemeinen zu diefen Fragen zu flellen gedenke. 

Geh.⸗R. Frhr. v. Lepel befindet ſich nicht in der Lage, ohne hinlaͤngliche Kenntniß 
des biöherigen Verlaufs des Conferenz über die zu ſtellenden Kragen Namens feiner Re⸗ 
glerung Erklärungen abzugeben. Er ift übervem gendthigt, vor Abgabe dieſer Erklaͤ⸗ 
rungen fich erft der Anfichten feiner Regierung zu vergewiſſern. 

Nach dieſer Ausfprache wird der Commiſſar der K. preußiſchen Megierung bei den 
in der heutigen Situng nachfolgenden Umfragen von dem Vertreter ver Grh. beififchen 
Megierung, und nach den früheren Erklärungen von Kurheſſen, Medlenburg-Strelig und 
Schaumburgskippe, auch von den Vertretern dieſer Regierungen abzufehen haben, fo, daß 
fich. diefe Umfragen lediglich auf die übrigen in dieſer Conferenz vereinigten Megierungen 
beſchraͤnken werben. 

Die von dem Commiſſar der K. preußifchen Regierung zur Entſcheidung ber Con⸗ 
ferenz geſtellten Fragen lauten alſo: 

Erſte Frage: Soll die proviſoriſche Unions⸗Regierung anf Grundlage des Buͤndiß⸗ 
Statuts vom 26. Mai 1849 hergerichtet werden? 

Baden erlärt feine unbeningte Zuftimmung. 

Braunfhmweig hätte allerdings gewünfcht, daß bie Befugniſſe des Unions⸗Vor⸗ 
ſtandes, während der Dauer des Proviſoriums, über die Grenze des Buͤndniß⸗Statuts 
hinaus erweitert würben; es verzichtet aber auf biefen Wunfch, weil Preußen felbft eine 
folche Erweiterung nicht beanfprucht, und weil es grunbfäglich entfchloffen iſt, feine eigene 
Anficht der Anſicht ver Majorität unterzuorpnen, jo weit dadurch ber Hauptzweck ber 
Verhandlung ſelbſt nicht gefährbet wird. Dafür möchte es einen anderen Wunſch heute 
zu neuer Erwägung flellen: ven Wunfch nämlich daß wenigſtens ein Theil nes F. 12 
ber Unigns-WVerfafiung ſchon während des Proviforiums in Wirkſamkeit trete. Braun: 
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ſchweig glaubt dieſen Wunfch als einen tief begründeten empfehlen zu Dürfen, hei beffm 
Gewährung, fo viel fie von hier ausgehen kann, fich die Mechte ver betreffenden Gin 
ten überdem durchaus gewahrt finnen, da fchließlich hier ja noch Alles vom ber eigenm 
Genehmigung und Mitwirkung diefer Staaten abhängig bleibt. Endlich nimmt Brau- 
ſchweig auf Nr. 3 zu Artikel 5 der Additional⸗Acte Bezug, den ed als Ausgangäpun 
für die Bafis eines Proviforiums überbanpt bezeichnet. 

Medlenburg- Schwerin ſtimmt der Anficht bei, daß ein als nothwendig n- 
kanntes Proviforium auf die Grundlage der Beflimmungen des Bundniſſes vom 26 Rai 
1849 zu ftellen. ſeyn werde. Es iſt jedoch zugleich der Anſicht, daß ein Ginausgehm 
über bie durch dad Statut des Bündniſſes fchon dargebotenen Organe nicht erforkerlid 
fen, indem dieſe, bei angemefiener Seftaltung, für die Zwecke des Proviſoriums genügm 
werben. 

Der Vertreter Naſſau's erklärt zunaͤchſt, umb zwar zu biefer, wie gleichzeitig zu 
den übrigen Fragen, daß er fich bei feiner Ausſprache vie Ratificatlon ©. H. des Hr 
3098 von Nafjau vorbehalten muß und vorbehaͤlt. Dies vorausgeſfchickt, ſtimmt er den 
Provkjorium auf Grundlage des Bundniß⸗ Statuis vom 26. Mai 1849 bei, hält air 
dieſe Grundlage auch für die Zwecke des Proviſoriums für ausweichen, und glaubt en 
Uebergeben des Proviſoriums in ein größeres Detail, ald es nach Maßgabe biefer Orun- 
lage geftattet feyn wird, namentlich in ſofortiger Verwirklichung ded $. 12 der Unins 
Berfaffung, für eher ſtoͤrend, als förnerlich bezeichnen zu  mäflen. 

Sahjen-Weimar hat ſich bereitd in ver letzten Sitzung mit dem Biünni- 
Statut vom 26. Mai 1849, als der Baſis ber eintretenden proviſoriſchen UnionsRgir 
rung, einverfianden erffärt. Indem es biefe feine Erflärung beftätigt, giebt es verlm 
heute folgenden erläuternden Zuſatz. Sachſen⸗Weimar geht davon aus, vaß die dur 
des Probiſoriums auf das geringfte Zeitmaß beſchraͤnkt werden müffe. Im Craig 
daß biefer Vorausſetzung durch bie Bald nachfolgende That ver Einſetzung des Die 
tidums entfprochen werde, Hat e3 fi} mit den proponirten Grenzen ber Drgantfatim I 
Proviforiumd einverflanden erklärt. Uebrigens theilt Sachſen⸗Weimar im Allgem 
den von Braunſchweig empfohlenen Wunfch ver fofortigen theifweifen Verwirklichung % 
$. 12 der lUinions-Berfaffung durchaus. Es würbe diefen Wunſch aber feinerieitd zu 
Zeit dahin befchränfen, daß dem probiforifchen Unions⸗Vorſtande fofort das Ret ft 
Infpection über die Truppen ver unirten Regierungen, und nebflvem, daß ihm dei" 
thige Worbereitung zur vemnächfligen unverzuglichen Verwirklichung des von Drau 
ſchweig empfohlenen Paragraphen ver Unions⸗Verfaſſung übertragen werben möge 

Sachfen-Eoburg-Gotha, Sahfen-Meiningen, Sachſen⸗Altenburh, 
Anbalt-Deffau und Coͤthen, Schwargburg-Sonbershaufen, Schwarzburz— 
Rudolſtadt, Neuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie und Lippe fm 
ſaͤmmtlich, wie Sachfen- Weimar; die beiden fchwarzburgifchen Fürſtenthüͤmer und D4 
Fürftenthum Lippe mit dem Beifügen, daß fie unter dem, dem proviſoriſchen Union 
Vorſtande zuzutheilenden militairifchen Ober⸗Auffichtsrecht auch das Hecht ber militairi⸗ 
ſchen Oberleitung mitverſtanden wünfchen. 

Anhalt⸗-Bernburg nd Walded ſtimmen mit Braumfchweig. 

Der Vertreter Oldenburgs kann dem proponirten Proviſorium auf Grunlat 
des Bandniß⸗ Statuts vom 26. Mat 1849 nur zuſtimmen. Ex muß dieſe Grundlag 
für das Proviſorium um fo mehr ald hinreichend maßgebend erachten, als er den om 
genden Wunſch hegt, das ganze Proviforium fo bald als möglich gefchloflen, und au 
bem Proviforium Alles fern gehalten zu fehen, was in Oldenburg als eine bloße er 
neuerung oder Verlängerung des früheren Bünbnifies erachtet werben könnte. 

Der Vertreter der freien Hanfeftänte Lübe, Bremen und Hamburg [pre 
fi für die Angemefienheit der proponirten Grundlage des Proviſoriums auf. 
qmahifleiren biefe Ausſprache aber ausdruͤcllich als ihre perſonliche Ueberzengung, u 





Mai. 13. 219 





Halten ihren Regierungen vie Matihabitation berfelben völlig frei. Dee hamburgiſche 
Vertreter erklärt zudem, daß er nur in dem von Mecklenburg⸗Schwerin vargelegten Sinne 
dem Provifortum zugeftimmt habe. 

G.⸗Lt. v. Radowitz erklärt als Mefultat der Abſtimmung fiber vie erſte Frage, 

daß der Borfchlag Preußens: der proviforifchen Uniond- Meglerung ven rechtli⸗ 
hen Inhalt des Bundniß⸗Statuts vom 26. Mai 1849 zu geben, von ſammilichen Vo⸗ 
tanten der Conferenz angenommen iſt; 

daß die Vertreter von Naſſau und der dret Hanſeſtaͤdte ſich dabei die Ratifiction 
der: Meglerungen dieſer Staaten vorbehalten haben; 

daß Braunſchweig, unter Zutritt von Aubal» Bernburg und Waldeck, eine groͤ⸗ 
Gere, Sachſen⸗Weimar, unter Zutritt von Sachſen⸗Coburg⸗Getha, Sachſen⸗Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, Anhalt-Deffau und Coͤthen, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarz 
burg⸗ Rudolſtadt, Reuß Alterer Linie, Reuß jüngerer Linie und Lippe, eine geringere 
Ausdehnung der Befugniſſe des Unions⸗Vorſtandes bezüglich der Miluen Verhatnifte 
gewünfcht haben, 

und endlich: 

daß durch das für Mecklenburg⸗ Schwerin und für bie freie Hanſeſtadt Samburg ab» 
gegebene Botum bie Vorfrage über die Nothwendigkeit der Bildung eines neuen Or⸗ 
gand für bie Zwecke der proviſoriſchen Regierung, in den Kreis ber gegenwaäͤrtigen 
Abſtimmungen bereingezogen iſt. 

G.⸗Li. v. Radowitz glaubt die Jeſtſtellung dieſes Reſultais für den Vertreter 
Braunſchweigs und für Die ihm zuſtimmenden Vertreter von Auhalt-Beenburg: und 
Walde mit der Betrachtung verbinden zu follen, daß, wie einleuchtend an und für fich 
and) vie Gründe ſehen, vie ver Verwirklihung des F. 12 der Unions⸗Weefafſſung, fchon 
während der Dauer des Proviſoriums, pad Wort reden, doc in vieſem Augenblicke von 
dem geaͤußerten Wunfche beſſer abgefehen werden möge. Nach dem hier einfchlägigen 
Zuſatz zur Additional⸗Acte folle das Heerweſen ver Union mit Beziehung auf den deut⸗ 
ſchen Bund geordnet werben. Gin dieſſeitiges Borgehen in allgemeinen militairifchen 
Feſtſtellungen würbe. demnach nur befchloffen werden können, wenm man zugleich gewillt 
ſey, diefe Zeftftellung auch als Vorbedingung für die Organifetion des Bundes⸗Heerwe⸗ 
fend geltend zu machen; eine Maßregel, die aber fchon um deswillen bedenklich erfcheinen 
müſſe, weil man ja. noch zu beſſeren Formen ber Heeres⸗Einrichtung, als ner jebt in 
Antrag gebraihten, gelangen koͤnne. 

Dagegen findet G.⸗Lt. v. Radowitz gegen den von Sachſen⸗ Weimar geäußerten 
Wunſch, dem proviforifchen Unions⸗Vorſtande die Aufficht über die Truppen ber unirten 
Staaten zu übertragen, in dem Sinne, daß der Uniond-Borftand, ohne Dabei in Die be⸗ 
ſtehende Organifation des Heerweſens einzugreifen, das mangelhaft Befundene andeute, 
und fich von der Aufhebung viefed Mangels fpäter überzeuge, fo wie ferner, Daß er wäh- 
send des Proviforiums die geeigneten Ausarbeitungen bewerkſtelligen laſſe, um bie Ver⸗ 
wirklichung des von Braunfchtveig bezogenen Artikeld der Unions⸗Verfaſſung rechtzeitig 
vorzubereiten, nichts zu erinnern. 

Gegen dieſe Anſicht des Commiſſar der K. preupijchen Regiernng erhebt ſich kein 
Widerſpruch. 

Mellenburg- Schwerin erHlärt auf desfallſige Anfrage, daß es FR zu einer 
Theilnahme an dieſer letzten Erörterung nicht veranlaßt fehe, fowohl, weil 68 nach feiner 
früheren Erklärung die Nothwendigkeit verabrebe, bei Leitung des Proviſoriums über bie 
beftehenden Orgaue des Bündniß⸗Statuts vom 26. Mat 1849 irgendwie hinauszugehen, 
als auch ganz im Speeiellen, weil die hier zu entſcheidende Frage für Mecklenburg⸗ 
Schwerin, das mit Preußen in. Militair⸗Convention firhe, ohne Gegenflanb ſey. 

Die an Medklenburg- Schwerin gerichtete fernere Trage des Gommiffard der K. preu= 
lichen Regierung, ob es, in fisengem Feſthalten an: wiefes ſeiner ſrüheren Erklärung, 
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ſich jeder ferneren Mitbetheiligung bei Erörterung der Formation ber proviſoriſchen 
Unions⸗Regierung enthalten werde, wird von Medienburg- Schwerin ſchließlich verneint, 
da ja noch Modalitäten ver in Vorſchlag geſtellten Unions⸗Regierung denkbar feyen, mit 
denen die Aufrechihaltung feiner principiellen Ablehnung verfelben zu vereinen blei⸗ 
ben möge | 
Die freien Hanfeftäbte Lübel, Bremen und Hamburg erklären, daß fie fid 
diefer Anſchauung und Auffaffung Schwerins anfchließen. 
Gegen die hierauf zur Frage gebrachte Zutheilung der vorhin erwähnten Attribu- 
tionen an den proviforifchen Unions⸗Vorſtand erfolgt von Feiner Seite ein Einſpruch. 
Die fernere, von dem Commiſſar der K. preußifchen Regierung der Conferenz vor⸗ 
gelegte Frage betrifft dad proviſoriſche Fürften- Collegium, und zwar zuexft befien Bes 
fugniffe. 
Sie lautet: 
Sollen die Befugniſſe des Verwaltungs⸗Rathes, fo wie fie vorhin enumerirt worden, 
an das proviſoriſche Furſten⸗ Collegium übergehen? 
Dieſe Frage erhält die Zuſtimmung fämmtlicher Votanten. 
Die nächfle Frage betrifft die Zufammenfegung des Zürften-Gollegiums. Der Com⸗ 
miſſar der K. preußifchen Regierung wiederholt dabei, daß der zum Zwecke dieſer Zu- 


ſammenſetzung preußifcherfeits gemachte Vorſchlag lediglich als cine Anſicht zu erachten 


jey, durch deren Darlegung man die Discuffion habe erleichtern wollen. 
Medlenburg- Schwerin fehlt der rageftellung über die Zufammenfeßung te 
Fürften-Bollegiums noch die Frage voraus: 
ob e8 im entſchiedenen Sinne der K. preußifchen Regierung liege, daß vie neu 
berathenbe Gorporation des Proviſoriums unter dan Namen des Yürften- Golfegiums 
fungiren folle? 


welche Srage G.⸗Lt. v. Radowitz für Preußen auf das Beftimmtefte bejaht. 


Oldenburg tritt diefer Erklärung Preußens fofort bei; ja, es würde ſich in der 
Lage befinden, feine frühere Erklärung mobificiren zu müffen, fofern von dem Fuͤrſten⸗ 
Eollegium, ald einem beftimmten Organe der prouiforifchen Unions- Regierung, abge 
gangen werben folle. 

Die Abftimmung über dieſe, von Medienburg- Schwerin angeregte neue Frage, zu 
deren fofortiger Vornahme G.⸗Lt. v. Radowit fich bereit erflärt, unterbleibt auf den 
Antrag Sachſen⸗Weimars, und unter Beiftimmung Mecklenburg⸗Schwerins, bis zur Ab- 
flimmung über die Zufammenjeßung des Fürften-Gollegiumd. Sie wird dann enentwaliter 
wieder aufzunehmen fehn. 

G.⸗Lt. v. Radowitz ftellt Hierauf über die Zufammenfeßung ber Eurien des provi⸗ 
forifchen Fürften-Eollegiums folgende Fragen: 

1. Erflärt fich die Bonferenz mit dem bei Zufammenfeßung der Eurien des probifori- 
chen Fürften-Eollegiums von Preußen vorgefchlagenen Princip ver halben Curien 
einverſtanden? 

Die Frage iſt von fämmtlichen Votanten bejaht. 

G.vLt. v. Radowitz iſt der Anſicht, daß die ſich Hier anſchließende Frage darüber, 
ob bie dte Curie als ungetrennte Curie zu beſtehen, oder ob ihre Trennung einzutreten 
babe, bei dem augenbliclihen Standpunkte der beiven größeren Staaten viefer Gurie, 
Naffau und Grh. Heffen, wohl zur Zeit nicht zu entfcheinen ſey. 

Diefe Anficht bleibt unwiberfprochen. - 

1. Wird für dienlich erachtet, daß jeder Staat fi in dem provbiſoriſchen Fürſten⸗ 
Collegium durch einen Bevollmächtigten in dem Sinne vertreten laffe, daß ber 
Bevollmächtigte in dem Collegium gegenwärtig fehn, referiren und mitberathen 
fönne? ' 

Sämmtlide Botanten bejahen auch dieſe Frage. 
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MU. Soll. Hei Bildung der Stimmen Immerhalb der halben und zufammengefegten Curien 
für das Gewicht der Abſtimmung dad Stimm⸗Verhaältniß maßgebend ſeyn, in 
welchen bie betreffenden Staaten zum Stantenhaufe wählen? 

Sahfen-Weimar erklärt, daß die Feſthaltung viefes Princips ihm in feiner 
Curie, gegenüber den übrigen verfelben zugetheilten Staaten, allerdings die günſtigſte 
Poſition gewähre, daß es aber im gemeinfamen Intereffe wünfchen müffe, daß das in 
Gemaͤßheit der vorftehennen Frage herzuftellende Verhaͤltniß unter ven einzelnen Stan- 
ten, die mit Sachfen-Welmar zu einer halben Curie verbunden find, der Vereinbarung 
diefer Staaten unter fich felbft frei gelafien bleiben möge. Der Commiſſar ver KR. preu- 
gischen Regierung erklärt, daß ver Gewährung dieſes Wunfches bei Zuſtimmung dieſer 
Staaten nichts entgegen ſtehen inne, worauf dieſe Zuſtimmung von allen dieſen Staa⸗ 
ten, von Sachfen-Meiningen, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Sachien-Altenburg, Anbalt-Deffau, 
Göihen, Anhalt-Bernburg, Schtwarzburg-Sonverähaufen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Neuß 
älterer und Reuß jüngerer Linie, ertheilt wird. 

Oldenburg wünfcht für feine Halbe Gurie viefelbe Freiheit ver Vereinbarung 
innerhalb der dazu gehörigen Staaten, ſteht aber fpäter von dieſem Wunſche wieber ab. 

Im Uebrigen if die Zuſtimmung zur Frage eine allfeitige. Die freien Hanſeſtaͤdte 
Lübed, Bremen und Hamburg haben fich dabei ausdrücklich dagegen verwahrt, daß 
die jegige proviſoriſche Gurien» Eintheilung dem fpäteren Deſinitivum praͤjudiciren möge, 
Bremen mit nachdrücklicher Hervorhebung ded Umſtandes, daß auch Hier das befolgte, fo 
nielfach nerberbliche Princip der bloßen Beſtimmung nach ver Kopfzahl falfch fey, und 
dag namentlich die Hanfefläpte zu erwarten hätten, daß man fie bei Errichtung des De⸗ 
finitioums die Nachtheile diefes falfchen Princips nicht ferner werde büßen laſſen. 

Daß die Geſchafts⸗Ordnung des Bürften-Gollegiums von Diefem ſelbſt auszuarbeiten, 
daß darin nah Majorität abzuftimmen, und hierbei das Princip ber halben Curien- 
Stimmen maßgebend fey, wird Feiner ferneren Grörterung unterftellt, ſondern allſeitig 
anerkannt. 

Zur vollſtaͤndigen Herftellung der proviſoriſchen Uniond-Megierung gehört nach ver 
Darlegung des Commiſſars der K. preußifchen Regierung fchließlih ein Minifterial- 
Organ, deſſen Wirkjamkeit, feinen Saupt- Beziehungen nach, in Folgendem bezeich- 
net wäre: 

die Vertretung der Uniond«-Angehörigen im Auslande; 

die Herbeiführung der Anerkennung der Union; 

im Verhaͤltniß zum beutfchen Bunde, 
im Auslande; 

die Maßregeln zur Ausführung ver Berfaffung; 

die legislativen Vorarbeiten zur Vorlage beim nächften Parlament — und 

die Leitung dieſes nächften Parlaments. 


Es würde zunächft ganz in das Ermefien der einzelnen verbünneten Megierungen 
geftellt Bleiben, ob und unter welcher Form fie geneigt fehn möchten, während ver Dauer 
des Proviforiumd, die Vertretung ihrer Staatö= Angehörigen im Auslande und die Er- 
wirkung der Anerkennung ber Union burch das Minifterial» Organ der prebiforifchen 
Uniond-Regiemang ausführen zu laſſen. Kür diefenigen unirten Regierungen, vie ſich 
hierzu Aberhaupt boſtimmt esachteten, wuͤrde nach der fellheren Erklaͤrung Preußens dann 
die Trage lauten: 

Sol den K. preußifchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten während ber 
Dauer ded Provijoriumd von der betreffenden Regierung die Vertretung ihret Staats⸗ 
Angehörigen im Auslande, enentunliter auch die Erwirkung ber Anerkennung der 
Union im Auslande und Inlande — Form und Robatieät vorbehalten. -—- über- 
tragen werben? 

Auf Diele. Frage erlärt fi Baden ablehnend. 
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- Braunfchtveig dagegen zuſtimmend, und zwar mit ber Maßgabe, af dieſe Zu⸗ 
ſtimmung als ein Commiſſorium Braunfchiveige für ven K. preußiſchen Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten declarirt iſt. 

Medlenburg- Schwerin muß fi auf feine frühere Erklärung zurückbeziehen. 


Es Kat vorher ven Satz vorangeftellt, daß es die beſtehenden Organe des Bünbnifles 


vom 26. Mai 1849 auch für die Wirkfamkelt des Proviſoriums für ausreichend erachte. 
Es hält an dieſem Sage feit und mwünfcht, vor weiterem Fortgang in ver Abflimmung 
der vorliegenden Frage, vorher die Abflimmung über die Vorfrage: 
ob überhaupt ein Minifterium ver proniforifchen Union, von Form und Monalität der 
Wirkſamkeit deſſelben einftiveilen völlig abgeſehen, beftellt werben folfe. 
Der Commiſſar der K. preußifchen Regierung ftellt dieſe Vorfrage. 
Die Vorfrage iſt von allen Botantan, mit Ausnahme Badens, Mecklenburg⸗Schwerms 
und der drei Haufefkäbte, bejaht. Für die Bejahung ift namentlih von Sachſen⸗Alten⸗ 
burg und Sachſen⸗Weimar auf vie Nothwendigkeit eines verantwortlichen Zwiſchen⸗Or⸗ 


gans zwiſchen ben probiforifchen Unions-Borflande und dem Fürſten⸗Collegium, eventua⸗ 


liter dem Parlamente, hingewieſen worden, waͤhrend Baden und Mecklenburg⸗ Schwerin 


darauf beharren, die beſtehenden Organe des Vuͤndniß⸗Statuts oder doch nahe liegende 


Analogieen dieſer Organe für ausreichend zu bezeichnen. 
G.rRt. v. Radowitz verſucht die aus einander gehendenden Anſichten ber Votanten 


durch den Vermittelungs⸗Vorſchlag zu vereinigen, daß es dem Unions⸗Vorſtande ſelbſt 


überlaſſen Bleiben moͤge, ſich diejenigen Perſonen, ſeh es aus dem K. preußiſchen Mini⸗ 
ſterium oder anderweitig, zu beſtimmen, denen er die in Frage ſtehende Wirkſamkeit zu 
übertragen geneigt ſeyn werde: ein Vorſchlag, dem Baden ſeinerſelts unbedenklich und 
die freie Hanſeſtadt Luübeck im vollen Umfange zuzuſtimmen erklart, während Mecklenburg 
Schwerin auch dieſen Vorſchlag, inſofern deſſen materieller Inhalt über die Befugniſſe 
des Unions⸗Vorſtandes, ald des Inhabers ver Grecutivmacht, hinausgeht, unter Zuſtim⸗ 
mung von Bremen und Hamburg ablehnt. 

G.⸗Lt. v. Radowitz glaubt den Umſtand nachdrücklich hervorheben zu müſſen, daß 
nach des bleibenden Auffaſſung Medllenburg- Schwerind der proviſoriſche Vorſtand, fo 
viel es feine Vertretung im Fürften-Gollegium und dieſem Kollegium gegenüber beirefit, 
eine Stelle einzunehmen haben würde, die von ber jedes anderen Mitglieves des Fürſten⸗ 
Collegiums durchaus nicht unterfchieben wäre, welche Schlußfolge noch nielleicht nicht des 
abfichtigt werke. 

Medlenburg- Schwerin will die Entfiheibung ver obſchwebenden Frage bis zur 
Entſcheidung über die Gefchäftsorhnung ausgeſetzt wifien, fa fie nur im Zuſammenhange 
mit der Geftaltung ver Geſchaͤftsordnung vällig zu bemeflen ſey, eine Anſicht, ver G.⸗Lt. 
v. Radowizz nicht beizupflichten im Stande iſt, da die Feſtſtellung ver Oeſchaͤftsordnung 
das feſtſtehende Machtverhältniß der einzelnen Organe der prouiforifchen Unions⸗Regie⸗ 
rung, als ihre Grundlage, vorausſetze. 

Nachdem im weiteren Fortgange der von mehreren Seiten aufgenommenen Discuſ⸗ 
ſion, in der namentlich Sachſen⸗Weimar und Anhalt⸗Deſſau und Göthen ſich in thesi 
auf das Entſchiedenſte für die von Dem Gommifjar der K. preußiſchen Regierung ver⸗ 
tretene Anſicht ausſprechen, Mecklenburg⸗Schwerin ebenfalld ertlaͤrt Hat, daß es ges 


gen Delegirte des Unions-Vorſtandes zu Geſchaäften einer beſtimmten Art nichts einzu⸗ 


wenden finden werde, weil es zunächſt nur vie Einſetzung eines eigentlichen Miniſteriums 
der probiſoriſchen Unions⸗Regierung, als einer. neuen Inſtitution, beſtreite, bemerkt Min. 
Haſſenpflug, daß er nach ner Stellung, die ex ſeinerſeits zum Gegenſtande ber gegenwaͤrti⸗ 
gem Erorterung habe einnehmen müſſen, zwar durchaus nicht berechtigt ſey, In die Dis⸗ 
euſſion einzugreifen, daß er aber von feiner factiſchen Anweſenheit bei dieſer Erörterung 
die Erlaubniß zu der Bemerkung hernehme, daß ihm das Gewicht der Frage, worüber 
die Votanten diſſentiren, darin zu beruhen ſcheine, oh mar auf ver Beſtellung des Ver⸗ 





treters des probiforiichen Unions-Borflandes, ald auf der Greirung einer pernona mo- 
ralis, verharren müfle. Könne man Hier die persona singularis zugeben, fo fcheine 
die Differenz practifch ausgeglichen, da ja auch alsdaun bie Macht des Unions⸗Vorſtan⸗ 
Des unbeſtreitbar jey, ſich im einzelnen Falle die erforbesliche Vertretung zu beſtimmen. 
Medlenburg- Schwerin bezeichnet dieſe Auffaffung des kurheſſiſchen Bertreters 
als eine völlig richtige. 
Auch der Benolimächtigte des Grh. Heſſen glaubt in ähnlicher Weife Die Gegenfäpe 
zu vermitteln, indem ex biefelben auf Die Frage zurädführt, ob in Vertreiung des Unions⸗ 
Dorftandes ein verfafjungsmäßiges ober ein Berwaltungg- Organ gefchaffen werben folle. 
G.⸗ELt. v. Radowitz formulirt dieſemnach vie bei der Abſtimmung über bie Frage 
nach der, dem K. preußiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten zu uüͤbertragenden 
Vertretung der unirten Staaten im Auslande u. ſ. w. von Mecklenburg⸗Schwerin an⸗ 
gebrachte Vorfrage nunmehr dahin: 
Wird dem proviſoriſchen Unions⸗Vorſtande die freie Befugniß zugeßanden, waͤhrend 
der Dauer des Proviſoriums die Perſonen zu beſtellen, deren Zuziehung er zur noͤthi⸗ 
Wahrnehmung der Geſchaͤfte für angemeſſen erachtet; 

dieſe Form der Vorfrage mit dem erklaͤrenden Zuſatze begleitend, 
daß es dabei wahrſcheinlich nicht in der Abſicht des Fragenden liegen wade, zu ver⸗ 
langen, daß es wechſelnde Perſonen ſeyn müßten, denen der Unions⸗Vorſtand die frag⸗ 
liche Stellung anweiſen wunde. 

Hierauf wird die Zuſtimmung zu der alſo geſtellten Vorfrage von keiner Seite fer⸗ 
ner verſagt. Die Vorfrage iſt alſo erledigt, und die Abſtimmung über die Hauptfrage, 
die Frage naͤmlich: 

Soll dem K. preußiſchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten währen der Dauer 

des Proviſorlums von der betreffenden Regierung die Bertretung ihrer Stanid«Ange- 

börigen Im Auslande, eventualiter auch die Erwirkung der Anerkennung der Union 

im Auslande und Inlande — Form und Modalität vorbehalten — übertragen werben? 
die bei Braunfchweig abgebrochen wurde, nimmt ihren Fortgang. 

Medlenbueg- Schwerin wird fi nach Maßgabe des einzelnen Falles über bie 
Frage entfchließen. Ebenfo Oldenburg und fchließlich auch Baden, welches letztere feine 
frühere Beantwortung der Frage in der, von Merllenburg= Schwerin bezeichneten facul⸗ 
tativen Weiſe verftanden hat. 

Naffau, Sahfen-Weimar, Sachſen⸗-Coburg-Gotha, Sahfen-Meinin- 
gen, Sachfen- Altenburg, Anhalt-Deßau und Cöthen, Anhalt Bernburg, 
Schwarzburg-Sonbershaufen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Walde, Neuß 
älterer Linie, Neuß jüngerer Linie und Lippe bejahen vie Frage in ihrem gan⸗ 
zen Umfange, Inden fie Preußen für die Darbietung der in Frage geftellten Höchft wun⸗ 
ſchenswerthen Bertretung zugleich ihren Dank ausfprechen. 

Die Vertreter der Hanfeftäpte erklären: „Da im 82ften Protokolle des Verwaltungs⸗ 
rathed den Hanſeſtaͤdten die ſelbſtſtaͤndige nölkerreihtliche Vertretung auf fo Iange, als 
nicht die Berfaffungs- Urkunde und Additional-Acte in ihrem vollen Umfange auch in 
den Königreichen Sachfen und Hannover gleichmäßig wie in allen übrigen verbän-- 
deten Staaten werde zur Ausführung gebracht werden, vorbehalten worden ſey, fo Hiel- 
ten fte fih, wenn fie gleich in allen übrigen Punkten die Genehmigung ihrer Sewate 
vorbehalten Hätten, doch bier für vollfommen ermächtigt, auäzufprechen, daß die Semate 
die böfferrechtfiche Vertretung der Städte auch während des Proviſoriums beibehalten 
wien.” 

Das Reſultat der Abſtimmung wird von den G.⸗Lt. v. Radowitz dahin feftgefteltt. 


Die Frage wird in facultativer Weife bejaht von Mecklenburg⸗ Schwerin, Oldenburg 
und Baden; vorbehalten Haben fich ihre Erklärungen die freien Hanſeſtaͤdte. 


Die übrigen votirenden Regierungen haben ver Frage fanasilich vellſtandig zu zuge⸗ 
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fſtiimmt, Naſſau unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalte ver Ratiſteallon ©. H. vet 
Serzoge. 

Der legte Punkt, auf den das Bundniß⸗Statut vom 26. Mai 1849 im Sinne eine 
Grundlage der proviſoriſchen Unions⸗Regierung zuruͤckführt, würde, wie der Commiſſar 
der K. preußifchen. Regierung Ichließlich ausführt, 

die Inftituirung eines Schieds⸗Gerichts der Union, an der Stelle des biöherigen pro- 
pifortfchen Bundes »Schiens- Gerichts ſeyn. Die Regulirung viefes Berichts würde nad 
Maßgabe ver proviſoriſchen Eurien-Eintheilung zu erfolgen Haben. Zunaͤchſt und ver 
Allem aber würden die Vollmachten ver Mitgliener des bisherigen Schieds⸗Gerichts, vie 
ihrem Ablaufe nahe find, unter geeigneten Mopificationen unverzüglich zu erneuern bleiben, 











Ein Einwand Hiergegen ift son Feiner Seite erhoben, das Schieds⸗ Gericht der Union 
in der angedeuteten Weiſe alſo zugeſtanden. 
13. | Zu Breslau Beginn des öffentlichen Verfahrens gegen bie bei ber vorjaͤhrigen 
Mat-Revolte Betheiligten; 88 Angeklagte, von denen 80 erfchienen find. 


14. | Vierte Sigung der Sonferenz zu Berlin. 
Der Commifjar der K. preußifchen Negierung bat der Conferenz bezüglich bed in 
der geftrigen Sigung feftgeftellten Proviforiums noch die Schlußfrage vorzulegen, ob die 
Konferenz es für dienlich erachte, die Dauer viefes Proviſoriums fofort mit einem Im 
min zu verfehen. Es werde diefe Termin-Beftimmung für den ernflen Willen der mm 
bünbeten Regierungen, das Definitivum feft im Auge zu behalten, ein äffentliches Zeug⸗ 
niß geben, fo wie fie die Negierungen zugleich gegen vie Verbächtigung fchügen werde, 
als liege ed in veren Abſicht, ven durch die Nothwendigkeit gebotenen nächften probiſ⸗ 
rifchen Zuftand einem Definitivum zu unterfehleben. Preußen verfenne dabei die Schrie 
tigkeit nicht, die mit einer vergleichen Termin-Beftimmung verbunden ſey; es habe an 
geglaubt, fich dennoch feinerfeitd für dieſelbe ausfprechen, und etwa den 15. Juli d. 3 
ala den Schluß des Proviforiums vorſchlagsweiſe annehmen zu follen. Der Conniſt | 
der K. preußifchen Regierung ftellt hiernach zur Umfrage: | 
Hält die Sonferenz es für dienlich, für die Dauer des Prodiſoriums einen be 
ſtimmten Schlußtermin feftzuftellen: 
und im Bejahungsfalle 
Halt fie es für angemeflen, ven Schluß des Proviforiums mit dem 15. Juli 0.9. 
eintreten zu lafien? 

Nachdem vorher der Benollmächtigte. des Grh. Heflen, fo wie bie Vertreter von 
Kurheſſen, Mecklenburg⸗Strelitz und Schaumburg-Lippe, die Borausfeßung des Comm 
ſars, daß fie nicht beabfichtigen würden, fich bei der Ausſprache über bie Trage zu be⸗ 

theiligen, beftätigt haben, erfolgen folgende Erklärungen. 

Baden findet die in Frage ſtehende Termin-Beftimmung wuͤnſchenswerth. Deutſch⸗ 
land warte auf ein baldiges Reſultat der bisherigen Beſtrebungen für feine politik 

Neugeſtaltung: koͤnne dieſer Erwartung auch zur Zeit noch nicht entſprochen werben, ſ 
werde die Begrenzung des Proviforiums Doch beweifen, daß man um deswillen Fein 
weges gemeint fey, ven Gegenſtand der Ertvartung aufzugeben. Indem Baden allo der 
Termin-Beftimmung zuflimme, müfje e8 doch den worgefchlagenen Termin ſelbſt für zu 
nahe gefeßt erachten, zumal die Berathungen in Frankfurt noch nicht begonnen hätten, 
und deren Abfchluß für die Dauer des Proviſoriums von erheblichen Einfluß erichelm. 

Baden fpreche indeß, fo viel es ven verlängerten Termin betreffe, blos einen Wunſch au, 
und erfläre im Voraus, fich dieferhalb der Maforität zu unterwerfen. Es fege zu, daß 

nach dem Vorgeſagten ver Fürzere ober ausgedehntere Termin des Proiſoriums mit bon 
dem Tage des Eintretens der verbündeten Negierungen in ven franffurter Congreß ab⸗ 

"1 Hängig ſehn werbe, und es ſtelle deshalb anheim, ob nicht über ven Augenbiid dieſeh 

Eintretens, vor Fixirung des in Frage ftehmten Endiermins, eine Vereinbarung umn 

Ir den verbuͤndeten Regierungen ſtattfinden möge. 
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G.⸗Lt. v. Radowitz kann die Richtigkeit der letzteren Erwägung nicht völlig zuge 
ben, da ja die Möglichkelt eines Nicht⸗ Eintreten der verbünneten Regierungen in den 
franffurter Gongreß zur Zeit noch vorliege, und auch im Kalle diefed Nicht» Eintretens 
der verbündeten Megiesungen die Frage nach dem Endtermin des Proviſoriums verbleibe. 
Sollte Baden feinerfeitö beabfichtigen, einen ausgedehnteren Termin vorzufchlagen, fo 
wuerde die Gonferenz dieſen gegen ven Borfchlag Preußens abzuwägen haben. 

Baden fchlägt Hierauf als Endtermin des Proviſoriums vie Friſt von 3 Monaten, 
nach dem Schluß dieſer Gonferenz, vor. 

Braunfhweig erkennt das bringende Bedinfniß an, das Proniforium baldmög⸗ 
lichſt zu befchließen, und in einem Definitioum ben gerechten Erwartungen der Nation 
zu entfprechen. Es flimmt für den Vorfchlag Preußens in feinen ganzen Umfange. 

Meklendburg- Schwerin, NRaffau, Walded, Lippe und die freien Hanfe- 
ſtaͤdte ſtimmen wie Baden: Oldenburg, Anhalt- Deffau und Edthen und An⸗ 
Halt»Bernburg wie Braunfchweig. 

Sachſen⸗Weimar ſtimmt ganz wie Preußen. 

Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und Sahfen- Meiningen vesgleichen. 

Auf Anlaß des Lepteren wird von dem Gommiffar ver K. preußiſchen Regierung 
die geflellte Frage dahin näher präcifirt, daß am Schluffe des Proviſoriums entweder 
einfach eine Berlängerung oder eine Mobification veffelben, oder enblich das Definitivum 
eintreten, und zwiſchen dieſen dreien Möglichkeiten dann zu entfcheiden fehn werbe. 

Mecklenburg Schwerin erklärt, daß es die Frage In keinem anderen Sinne, 
als dem eben dargelegten verftanden und beantwortet Habe. 

Die übrigen Regierungen, weldhe bereits abgeftimmt haben, finden Leine Veranlaſ⸗ 
fung, ihr gegebenes Votum zu modificiren. 

Die verbleibennen votirenden Negierungen: Schwarzburg = Sonverähaufen, Schwarz- 
burg⸗Rudolſtadt, Reuß älterer Linie, und Reuß jüngerer Linie, treten ſaͤmmtlich Sach⸗ 

ſen⸗Weimar bei. 

Das durch den Sommiffar feftgeftellte Reſultat ift eine allfeitige Bejahung der ges 
ſtellten Frage über ven Termin des Proviſoriums überhaupt, und eine Bejahung des 
Schlußtermins auf ven 15. Juli c. mit 12 gegen 8 Stimmen. 

Hierauf wienerholt Baden die Erflärung, auch in Bezug auf die Dauer der Ter⸗ 
min-Beitimmungen ver Maforiät Beizutreten. Nafiau und die freie Hanſeſtadt Hamburg, 
fo wie die übrigen Stimmen der Minorität, treten ebenfalls bei, die beiden erſtgenann⸗ 
ten Staaten jedoch mit dem Zufügen, daß fie auch jetzt noch den auögebehnteren Ter⸗ 
min im Intereffe der Sache für ven befleren halten. 

Der Schlußtermin des Proviforiumsd ift demnach von allen votirenden Regierungen 
auf ven 15. Juli d. J. feftgeftellt. Gegen den Schluß dieſes Termins wird, wie ber 
Commiſſar der 8. preußtichen Regierung nochmal zuſetzt, durch die Organe des Provi⸗ 
forums zu beftimmen ſeyn, ob dad Proviſorium in der Weiſe, wie es jetzt Ind Leben 
tritt, oder in einer anderen Geſtalt zu verlängern, over aber, ob es alddann in das Des 
finttioum einzutreten haben wird. 

Sachſen⸗Weimar legt darauf, daß dieſe Entſcheidung von den Organen bed in⸗ 
fittuirten Provifortums und nicht mehr von ben einzelnen Megierungen auszugehen has 
ben werde, beſonderen Nachdruck, und wünfcht in dieſer Hinficht volle Gewißheit. 

Hamburg im Gegentheil beftreitet Died. Darüber, was nach Ablauf des Proviſo⸗ 
riums zu gefhehen habe, koͤnne von den Organen des Proviforiums felbft nicht flatuirt 
werden, dieſe Beſtimmung müffe vielmehr ver völlig freien uns alleinigen Entfchließung 
der Hegierungen überlafien bleiben. 

Medllenburg- Schwerin und Lübeck fihließen fich dieſer Anſicht Hamburgs ar. 
Bremen iſt der Meinung, daß eine andere Anficht überhaupt nicht wohl Platz grei⸗ 
fm konne. 
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Der CKommifſar der K. preußiſchen Regierung exklaͤrt, das es allerdings die Anſicht 
Preußens ſey, die Frage Aber einfache oder modiſicirte Verhngerung des Proviſorium 
oder über dgs Cintreten des Definitivums, demnaͤchſt durch Die Adrgane ded Mroviſoriume 

bergthen amd entſchieden zu ſehen. ‚Die kundgewordenen ;gegenfeiligen Anſichten müſſen 
ihn indeß jſt zu der Zwiſchenfrage nöthigen: 
Ob die norerwähnte Berathung und Entſcheidung durch ‚die Organe des PBroviie 
riums ober, „unabhängig ton dem -Arosiforkun, durch die Regierungen ſelbſt zu er- 
folgen habe? 





Bei der Umfrage über dieſe Zunſſhenfrage erklären ſich die votirenden Regierungen | 


‚wie folgt: 
Beaden, das in dem Fuerſten · Coll giun einer aufangmengefehten Curie nicht ange 
. hört, hat bei der Frage Eein näheres Intereſſe. Zur Sache ſelbſt iſt es indeß der Mii- 
‚nung, daß der Gegenſtand der Frage Fein anderer, als die Erneuerung des iebt zu In 
ſtituirenden Organs iſt, und daß dieſe Erneuerung, eben ‚fo ie die jetzige Inſtituirung 
deſſelben, nur von ſaͤmmtlichen Regierungen ausgehen. Künne. 
Braunſchwe ig ſtimmt wie Preußen. Die Bedentung des Proriſoriums wer: 


1. ſfaſt zu nichts herqbfinken, wenn dem Organe des Proviſoriuma, dem Fürſten⸗Collegium, 


.. hie. Hier fraglich gemprdene Attribution eutzegen werden falle: Auch ſtche ja überhaurt 
nicht zu gewaͤrtigen, daß das Fuͤnſten⸗Collegium in eine -Brage fo ‚weit greifenver An, 
wie die über. Perlängerung ober, Mod ſication des Probiſorinms, oder über Sintreten ve 
Denyitivums, anders als per unanimia, ader nach qualificixter Majorität entſcheiden, 
und dieſerhalb eine andere Beſtimmung in feine Geſchaͤfts ⸗ Orhnung aufnehmen werde. 


Am Schluſſe des Proviſoriums ahermals zur Conferenz, und damit wieder ganz zu dem 


gegenwärtigen Stadium zuruͤckkehren, koͤnne non Braunſchmeig unwoͤglich als ſachdien⸗ 
ich erachtet werden. 

Mecklenburg⸗Schwerin kann nicht zugehen, daß ‚die Bier in Frage  fichenn 
Vereinbarungen durch die Organe des Proviforiumsd erfolgen können. „Die Function bie 
fer Organe iſt vielmehr ganz von den Digpoſitionen abhängig, wodurch fie ins Lehm 
gerufen wurden, und ‚biefe Dispoſttionen waren blos auf das VProriſorium relhſt gerich⸗ 
tet. Ueber die Grundſaͤtze, pach welchen das Künften-Golleglum in dem Proviſorium feine 
Beſchluſſe faſſen wird, ob nach Stimmen⸗Cinheit, einfacher Mehrheit, oder wie fonft, iR 
zudem jetzt keine Gewißheit zu erlangen. "Merktengung« Schwerin ſimmt dauer dafin, 
daß die fraglichen Vereinbarungen lediglich Suche der unmittelbaren Entichlieungen ber 


1 Regierungen bleiben. 


Naffau referirt die bier in Frage flehende Beftjmming cbhenfalls lediglich ben 
Regierungen. 
Sachſen⸗Weimar tritt der Erklaͤrung Preußens mit ver von Braunſchweig ab⸗ 
arannen Modalitäit bei, daß in der ‚zu erlaſſenden Gefhäfts-Drönung Darüber noch be⸗ 
ſtimmt werde, ob im vorliegenden Kalle nach Stimmen Eigfeit oder qualiſicicker Majo⸗ 
sität zu entſcheiden fey, hat übrigens ſeinerſeits die Frage aur angeregt, um darauf auf: 
merkſam zu machen, daß die jetzigen Beſchlüſſe tegen Young ein⸗ß Probiſoxjums das 
bereits Fehende Rechtsverhaltviß nicht alterixen Finnen, 

Oldenburg, Sachſen⸗ Coburg⸗Gotha, Sahfen-Meiningen, Echwarz⸗ 
burg⸗ Hondershauſen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Waldeck, Feuß älterer 


1. Linie, Reuß jüngerer Linie und Lippe ſtimmen wie Sachſen⸗Weimar; Schwarz⸗ 


burg» Sonderöhaufen unter der zugefligten Borgusjegung, daß das Fuͤrſten⸗ Sollegium 
bes Proviſorlums Die fragliche Entſcheidung ‚nit per majora faſſe. 
Sabfen- Altenburg und Anhalt⸗ "Bernburg. Simmern wie Braumicweig. 
Die freien Gnnfeftähter Mamburg, üb ef und Bremen Ainanet wie Mecklen⸗ 


.vburgSchwerin. 


Der Commiſſar der K. prufifen Regierung conſtatirt hienaa bt, der 
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MQifumumumuber vie Sbifkämftane, daß vun Seh botietiben —* 4 Stimmen 
ſach dafür usgefprouien, däß beim Schluſſe des Proviſotiums Aber einfuche over mo⸗ 
Diflehete: Borlängerumg veſfelben ‚uber uͤber Tintreten vB Deſinilivums, von den Organen 
des Mioniforiune:felft zu entſchelden ſeyn wird, wahrenod 7 Stimmen dieſe Entſcheihung 
6103 ten uumtttelburen Emfäikbungen ver Negierungen ſelbſt anheimſtellen. 
Preußen, fo erklaͤrt G.⸗Lt. v. Radowitz, kann hieraus mir den Schluß zichen, 
Daß eb den Neglerungen, die hier die Majoritat bilden, unverwehrt bleiben muß, daß 
‚fie ihrerſeins innerhalb des Furſten⸗Collegiums Ihre Entfchuefungen geltend machen, wah⸗ 
rend bie Regierungen bei Minoritaͤt Auf unmittelbaren Entſchließungen beſtehen mögen; 
ſo, daß das Refuſiat dieſer Abſtimmung zu den Faͤllen gezählt werden kann, worin die 
Mnorttät fo wenig bie Roiritkt, wie fonft vie Majoritaͤt die Minoritat zu binden im 
Sande iſt. 
GM. v. Radowitz fragt, ob gegen diefe Huffaffung des vorliegenden Reſultats der 
Abſtimmung Einſpruch erhoben werve? 
Ein Einfprich iſt nicht erfolgt. 
II. Rerik erklart Hiermit den erſten Abſchnitt der Conſcteixcdethachlemgen: 
vos Berhaͤlntß und bie Stellung der verbundeten Regierungen zu ber Union, 
zut Zeit for eriibigt, tribenn er ſofort dazu Abergeht, ver zweiten Abſchnitt vieſer Ber 
hanriangen 
* Berti und vie Stellung derſelben Regierungen zu beim ftantfurter 
ongreß, 
na Maßgabe ver von ihm, Etugangd ver Conferenz vesfalls gegebenen neberhcht, zur 
Eroͤrterung zu ſtellen. | 
E wire Bier zunuchſt zu entſcheiden ſtehen. 
Ob die verbundeten Regierungen auf bie ergangene —* der K. —* 
fügen Rezgierung den Congreß beſchicken werden, 
und im Beahutigsfalle: 
Mit weichen Erklaͤrungen ufs unter melchen Movätitäten? 
eine Entſcheiqunq, an vie ſich die Verſtaͤndigung unser den verbuͤndeten Regierungen 
über ihr Varhalien auf dem Gongrefie ſelbſt, den dort gu faſſenden Entſchließungen ge⸗ 
gegenüher, anzufchließen haͤtte. 
Die beſonderen Fragen würden Inuten: 
1) Sollen vie nexbünveten Regierungen ven Congreß beſchicken im Bqjahungsfalle: 
2) Soll dies unter der in der Sithung der Conferenz vom 11. Mat o. von Preußen 
miigetheilten Erklärung gefcheben? und 
3) Wie werden fach Die verbuͤndeten Regierungen auf dem Gongrefie ſelbſt, den vor⸗ 
tigen Fragen gegenüber, zu ſtellen haben? / 
MPrenußen will dei Benntwortung biefer Sragen mit br eignen NAnficht nirgfnd 
zuricclhalten; und jo erklärt es 
gur erſten Frage, | 
daß ed eine Verbindlichkeit zur Beſchickung des Congreſſes in keiner fe aner⸗ 
kennt, daß es dieſe Verpftichtung vielmehr entſchirden deugnet, and daß es mie um einer 
höheren, von aller Berechtigung ver K. äfterteicgifchen Regierung völlig unabhängigen 
Pflicht, der Pflicht nämlich, Bett Mitsel underſucht zu Inffen, Dad zur enblichen Verftän- 
digung über die pelitiſchen Bexkälinife Deutflaiios fuhren tar, Ra ſeinctſuits jur 
Beſchickung des Congreſſes beſtimmt erachtet 
Bei der Umfrage erklaren die -Mbrigen Regierungen wie folgt: | 
Baden erlennt ſich ebeufalls zur. Bolgeleiflung auf bie ergangene Aufforderung 
micht verpfuichtet; venmoch bejaht es die Frage / weil es den Chagreß aller deutſchen Re 
gierumgen ſelbſt für hoͤchſt wanfchenswerth und wörhmennig Hl: 
.  Nichnffen. Wenn bei Crortwung vielem: Srape zemnachſt damit heghacten wordin, 
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daß man hie Pflicht zur Beſchickung des Congreſſet leugne, fo mühe Kurheſſen b 
kennen, daß dieſe Anſicht nicht die ſeinige ſey. Die wiener Schlußacte fo gut wie hi 
Vundesacte baſtehe noch in. Kraft. Nur die ſeitherige Bundes⸗Verſammlung habe im 
Eriftenz eingebüßt. Wie aber ver Art. IV. per Bundesarte, wonach die Angelegenheim 
des Bundes durch eine e Bundes⸗Verſammlung beforgt werben follen, bei der Schlupat 
zur. vollen Geltung gekommen, fo müfje derſelbe Artikel auch gegenmärtig, wo ed am jr 
der Verſammlung zur Wahrung ‚ver Bundes» Iuterefien mangele, als ein veihtägiltig 
Ziel, für den Zufammentritt einer hierauf abzweckenden Verſammlung der deutſchen Br- 
gierungen betrachtet werden. Zu einem folchen Zufammentritt Veranlaſſung zu gehen 
würde, auf Grund des bezogenen Art. IV, ver miener Schlußacte, jedem einzelnen dat 
ſchen Staate ohne Unterſchied zugeſtanden Haben; fo, daß hierzu. auch ber K. Aemeidi 
ſchen Regierung die Befugniß nicht wohl werde zu beftreiten ſeyn. Gabe dieſe Rıyir 
rung ſich dabei irgend eine Präfinial-Qualification beigelegt, fo koͤnne dies freilich nik 
gebilligt werben, da das Präfivium einer nicht mehr beſtehenden Bunnes- VBerfemmln 
ſelbſtredend nicht mehr eriftire. Oeſterreich koͤnne in biefer Oxualifiention; nur ala en 
.. praecipuum membrum, erfcheinen,. gegen: welche Qualification alsdann ein erheblihe 
Einwand nicht zu erheben ſeyn werde. Uebrigens ſey diefer Umſtand Nebenſache, ga 
“ Uber. der Thatfache, daß das bishexige Organ. des deutſchen Bundes, die Vundes⸗Va— 
fammlung, wie auch er zugebe, zerftört worben, und daß ein neues grunbgefehlihet Dr 
gan noch nicht. an die. Stelle des zerſtoͤrten eingetreten, waͤhrend das Grundgeſeh bikk, 
daß eine Verſammlung da feyn müfje, welche die Angelegenheiten des deuiſchen dar 
des zu beforgen. habe. Kurheſſen declarire ale die Mitwirkung der deutſchen dınkk 
Regierungen dazu, daß die Angelegenheiten des deutfchen Bundes durch eine Verſun— 
lung beforgt werben, für eine gemeinfame Bundespflicht, welcher. zu genügen es ſae 
ſeits bereits feinen Vertreter nach Frankfurt abgeſandt habe. Dort, werde man hd 
eine freie Vereinbarung zu einem neuen gefeßmäßigen Organ für ben deutſchen dal 
zu kommen fuchen müflen, und dort Defterreich und Preußen die Berüskfichtigung au 
wenden haben, worauf die Macht und Stellung biefer Staaten natürlichen Anſpruch hab. 


- Sodann zu dem Verhaͤltniß des Bünpniffes dom 26: Mai 1849, und namamif 
der darin Befchloffenen Verfaſſung zu dem beutfihen Bunde felbft, übergehend, wir ven 
Min. Haffenpflug die gefegliche Unzuläffigkeit der Anton ohne allfettige Zufkimmung M 
anderen Megierungen daraus gefolgert, Daß kein Bündniß ſtatthaft fey, welches mm 
die Sicherheit des deutſchen Bundes angehe, wie Art. II. der Bundesacte beſage, det 
Sicherheit aber ‘verlegt werde, wenn ein Bundniß mit den grundgeſetzlichen Beftinmng 
der Bunbes-Verfafjung in Wierfpruch trete. Außer dem Mangel an Zuftimmung ſi⸗ 


F - tens aller veutfchen Regierungen zu ver Berfaffung des Bündniſſes som 26. Mai IM 





werden in einer umfaſſenden Ausführung als einzelne Sauptpunkte dieſer Unzuläfig 
. namentlich: noch hervorgehoben: hie. bei, ber Duschführung der Verfaffung eintermt 
Berlegung der einzelnen Staaten im Punkte ber Rechtsgleichheit, ver Selbfftänbigfe 
und der Unabhängigkeit, fo wie endlich die dadurch Herbeigeführte Unmoͤglichkeit ve Tr 
neren Toribeſtandes des deutſchen Bundes, als eines nölferrechtlichen und in dieſer Ci” 
ſchaft für unaufloͤslich esflärten Bundes. Sobald ein beflimmter Theil der einzelnen | 
deutſchen Staaten innerhalb hed beutfchen Bundes durch Mejoritäts- Bepläffe gebu— 
ben were, fey Die Gleichheit und Selbſtſtandigkeit diefſer Staaten dahin, und von den 
deutſchen Bunde als, einem voölkerrechtlichen Wersine nicht mehr bie Rede. Kuchen fl 
gere aus dieſer feiner Rechtsauffaſſung, daß es ſeinerſeits nichts dazu thun bürfe, IM 
auch nur dem kleiuſten Stücke der Umions⸗Verfaffung zur Criſtenz zu verhelfen, mom! 
denn. die Nichtbetheiligung Kurheffens hei der Wſtituirung des Proviſoriums fo fir 
ala gerechtfertigt ſeh. Kurheſſen folgere dagegen nicht aus feiner Rtechtsauffaſfung, 1) 
man dad Bünbnif vom 26. Mei 1849 felhft aufgeben folle 19 ſeh ihm Im Gehenthel 
: Auf das Entſchiedenſte wichtig, am. nemfelben ſeſtzuhalten. Das Bladniß ſch Anden 
cl 
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ein Dorn im Auge. Gerade de&halb folle man das VBünbnig wenigflens bis zum Schluffe 
des frankfuster Congreſſes verlängern, und fo während viefer Zeit die Stellung ver Re⸗ 
gterungen flärken, gegen die widerſprechenden Staaten fichern, um biefe zu nöthigen, ven 
Art. A des Bundniſſes zur Vollziehung bringen zu helfen. 

Nochmal aber fpreche Kurheſſen fich gegen ein Weitergeben in ben feltherigen Ver⸗ 
Handlungen über vie Einführung ver Unions-Berfafiung, mittelft des projectirten Provi⸗ 
forlums, aus. Die vorhandene Bereiztheit ver widerſprechenden Staaten werde gefleigert 
werben; der alte Ausweg, Differenzen der Bunbesgenofien bei der Bundes-Berfammlung 
zum Austrag zu bringen, ſey leider vermauert, und fo die Möglichkeit der furchtbarften 
Bolge nicht zu leugnen, daß der Krieg mit all feinem Unglück die Entfcheivung in Deutſch⸗ 
Tand übernehmen werbe. 

Die Concluſion geht für Kurheſſen ſchließlich dahin: 1) im Buͤndniß vom 26. Mai 
1849 zu bleiben, 2) vaffelbe bis zum Schluß des frankfurter Congreſſes zu verlängern, 
und 3) zu verhindern, daß zwiſchenzeitlich irgend etwas ins Leben trete, was bisher be⸗ 
züglich der Union verhandelt und vorbereitet worden. 


Min. Haflenpflug erklärt zufäglich, daß die Stellung Kurheifens inmitten ber ob⸗ 

—— Fragen eine unabhängige ſey, die ſich auf das Recht ſtütze und nicht auf 
Ve Politik. 

G.⸗Lt. v. Radowitz erwiebert: Der Vertreter der kurheſſiſchen Regierung habe es 
für angemeſſen gefunden, fein Votum über die zur augenblicklichen Abſtimmung anſte⸗ 
hende Frage mit den bis jet vorbehaltenen Erflärungen zu verfnüpfen. Ex glaube, daß es 
nöthig feh, dabei fofort auszufprechen, wie Preußen dieſe Erflärung ſeinerſeits betrachte. 
Er werde deshalb mit Exrlaubniß der Gonferenz die Abftimmung abbrechen und fich die⸗ 
fer Beiruchtung fofort zuwenden. 

Die rechtlichen Grundlagen, von denen bie Argumentation des Dertreterö ver kur⸗ 
heſſiſchen Negierung audgehe, fehen infofern durchaus bie der preußifchen Negterung, ale 
auch diefe den deutſchen Bund felbft noch als beftehend anerfenne, und nur die Verfaſ⸗ 
fung de8 Bundes für aufgehoben erachte. Die K. preußifche Negierung habe es des⸗ 
Halb zu allen Zeiten als vie Pflicht jeder veutichen Megierung anerkannt, zur Neuges 
flaltung der Bundes: Verfaflung die Sand zu bieten. 

Der eigentliche Unterfchlen zwiſchen ber kurheſſiſchen Erklärung und ber. preußiſchen 
Auffaffung beginne erft da, wo der kurheſſiſche Minifter zu der Annahme übergehe, daß 
jene Pflicht auch die Verbinvlichfeit auflege, am 10ten d. DM. der ergangenen Aufforde⸗ 
zung der 8. Sfterreichifchen Regierung in Frankfurt Folge zu geben. Diele Verbind⸗ 
lichkeit werde von Preußen allerdings entfchienen geleugnet. Preußen erkenne keinerlei 
Nothwendigkeit an, einer Aufforderung zu folgen, wobel eigenmächtig über wo, wie 
and unter welchen Umftänden, bei Androhuug erheblicher Rechtsnachtheile, beſtimmt 
fey; es werbe jede Einladung zu dem fraglichen Zwecke jeberzeit in Ertvägung ziehen, 
aber niemals einer Sommation gehordien. 

Die nächfte Betrachtung des Eh. Minifterd gelte der rechtlichen Stellung der Union 
zum beutfähen Bunde. Man Tönnte vielleicht finden, Daß biefe Betrachtung etwas Un⸗ 
erwartetes habe von Seiten einer Megierung, die bis vor wenigen Monaten an den Vor⸗ 
Kereitungen ver Union überall thätigen Theil genommen. Doch folle diefe Trage, da fie 
nicht rechtlicher Natur fey, auf fich beruhen bleiben. 

Die Eriftenz des Bundes, Heiße es in der vernommenen Ausführung des kurheſſi⸗ 
fchen Miniſters, folle durch die Union gefährvet, in ihrer Sicherheit bedroht ſeyn. Preu⸗ 
Ben antworte: Das Buͤndniß koͤnne nicht gegen die Sicherheit des Bundes gerichtet 
ſeyn, da es fich vor Allem diefelben Zwecke vorfege, welche der Bund als die feinigen 
bezeichne. Aus der Uebereinftimmung der Ziele aber einen Angriff auf die Sicherheit 
des Bundes abzuleiten, erfcheine ſchwer Gegreiflih. Wenn man fich barauf zurüdziche, 

daß durch ein Buͤndniß zu gleichem Zwecke vie Foridauer des deutſchen Bundes gefähr- 





det werde, io mühe yagayan hervorgehohen werke, daß dag Vandriß· Statt und die 
nachfolgenden Acte allen nicht zur Union gehoͤrenden deutſchen, Staaten Die Wedhte au 
dem Bunde von 1815 guäpnüdlich vorbehalta Werbe nun 098 ganze Gahiet der ver, 
bleibenden Möglichkeit in den beiden Fällen heſchlofſen ſeyn, daß entweder wicht gan ' 
Deutſchland, ober daß ganz Deutſchland in Die Union einizete, fo müſſe im erſten Kalk 
‚ für Die. Klage dad Object, im letzteren ber Kläger fehlen, Die. einzelnen. Gtagten follm 
ſich, wie hehauptet werde, um ihrer bundesrechtlich uothwendigen Selbſtſtaͤndigleit willen, 
in ner. Union nicht der Majorität unterordnen dürfen, und doch ſey eine Uebertragung 
—* ber ganzen Staatshoheit von dem Souverain des einen deutſchen Staates an den 
‚anderen, ſey es durch, Geflion, ſeh e& durch Erbgang, bundesrechtlich voxgeſehen, und an 
feinerlei Zuflimmung der anderen Bunbesgliever gebunden. Wa. vie rein palitiſche Be 
trachtung des kurheſſiſchen Miniſters und vie von bemfelben in. Bezug genommene Gr 
fahr eineg Krieges, in. Unlaß der vorſchreitenden Union, betzeffe, jo werte allardings du 
ſolches Ereigniß, wenn es eintreffen follte, überaus ſchmerzlich und tief, zu. beklagen fern. 
Daffelbe werde aber nicht Krieg, ſondern Landfriedensbruch ſchu Mäge, die Vun⸗ 
des⸗ Verſammlung aufgehoben ſeyn, ver oberſte Grundſatz, der hoch über allen Eimich 
tungen und Formen erhaben fey, beſtehe noch, und er befehle, vaß die Glieder des deut⸗ 
ſchen Bundes unter einander ſteten Frieden Halten, und ihre Streitigkeiten nie durch Ge 
walt ausmachen follen, Könne die Bundes-Verſammlung nit zur Schlichtung 
des Zwiftes angerufen werden, ſo ſeh Pflicht der Betheiligten, andere Wege aufzuſuchen, 
um zu einer unparteiiſchen Erledigung des Zwieſpaltes zu gelangen. Wer hier verwe⸗ 
gen genug wäre, ſich an dem Frieden Deutſchlands zu vergreifen, würbe dem Angegrij⸗ 
fenen das volle Recht der Nothwehr einraͤumen, und nur der würde die Schuld des 
Unglücks tragen, der undeutſch genug waͤre, das innerſte Weſen des deutſchen Bundes 
mit Füßen zu treten. 

Preußen würbe aufrichtig bedauern, wenn es den Schluß ziehen müßte, daß Kur 
heſſen e8 nicht mehr angemeffen fände, ven biöherigen gemeinfchaftlichen Weg zur Ba 
| wirklichung der Union mit ihm zu gehen, va es dringend wünfche und hoffe, daß ir 
. Union eine jo bebeutende und wichtige Regierung nicht entfrembet werde. 

Min. Haffenpflug relevirt noch. den Unterſchied zwiſchen dem gänzlichen Aufhoͤren 
einer. Souverainetaͤt durch den Tod oder die Ceſſion ihres augenblicklichen Inhabers, und 
zwiſchen ver Schmaͤlerung ber Souverainetaͤt unter der Herrſchaft ber. Majorität eines 
Collegiums; ſodann, daß non Selten Kurheſſens ber Wunſch wie ver. Anlaß zu einem 
Krieg; außer allem und jebem Betracht geſtanden, und daß es im Uebrigen für haß Kriege: 
Unglüf ohne Erheblichkeit ſey, ob man den Krieg, — Krieg: over. Landfriedensbruch nem. 

G.«Lt. v. Radowitz glaubt,. auf das Letzte nur noch kurz erwiedern zu follen, daß 

Preußen allerdings auf die rechtliche, Seite ver. Kriegsfmage den, verdienten Werth lege, 
Daß. ed, ihm ſchwer werde, eine gleiche Vorausſetzung bei. Anderen aufzugeben, und daß 
es, von dieſer Seite der Betrachtung aus, im gegebenen Falle wirklich keinen Krieg zu 
führen, ſondern einen Landfriedensbruch zurückzuweiſen hätte. Die militairiſche und 
politiſche Seite einer ſolchen, hoffentlich nie eintretenden Kataſtrephe, konne übrigens, ver 
Natur der Sache nach, nicht Gegenſtand ber, gegenwärtigen. Verhandlungen ſeyn, ſon⸗ 
dern bleibe den Erwägungen, vorbehalten, walche die Eh. und Pflicht her. betheiligten 
Staaten vorſchreiben wuͤrde, 
Win. Hafſſenpflug giebt. bie Hoffnung nicht, auf, daß nach vor dem. Schluß der Gon- 
ferenz. eine. neue, Erwägung eine Annäherung, der verſchiedenen Anfirhten, herbeiführen 
wird, was G.⸗Lt u. Radowitz bei dem fortgerüdten Stadium der Conferenz und den 
gefaßten Beſchluͤſſen bezweifelt. 

Die Abſtimmung über die erſte Fragf wird forigeſekt. | 

Praunfheig kann als Antwort auf die Frage blos wieberholen, was es auf bie 


4. Gnladung dar, K. aͤſterrtichiſchen, Regitrung bexeits erwichert hat, Daß: ed. beat ſey, an 
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Den: Berathungen Theil: zu: nehmen, ſichh dabei aber: Zeit: und Qut und Verſtaͤndigung 
mit feinem Verbundeten vorbehalter. 
Mediendurg- Schwerin bejaht die Frage aus Grunden der Dienlichkein ſo we⸗ 
nmig wie Preußen aber. in Anerkenuung! einer‘ Pflicht; namentlich nicht. ans. Art. IV. 
ver Schlußarte 
Maſſſau, Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen, Sachſen⸗Alten burg, Oldenburg, Anhalt⸗Deſſau un Coöthen, Anhalt⸗ 
Bernburg, Shwarzburg- Sonvershaufen, Schwarzburg⸗Rudol ſtada, Wal⸗ 
deck, Reuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie, Lippe: und Die dreifreien 
Haun ſeſtüͤdte ſtimmen ſaͤmmtlich wie Preußen. Auch: SchaumburgeLippe, Kur⸗ 
heſſen und Mecklenburg-Strelitz bejaben: due Frage, letzceres jedoch ohne dabei auf 
Dir Frage der: Verpflichtung zun Veſchickuag des: Congreffes eingehen zu wollen. 
Die: erde. Frage iſt son allen Votanten bejaht. 
Der Conmifſfar der K. perußifihen. Regierung ſtellt vie: zweitte Frage zur Abs 
ſtimmung: 
Werben die verbundeten Wegierungen den Congreß beſchicken, unter ver. in der Sitzung 
der: Conferenz sum: 11. Mai c. von Preußen mitgetheilten Erklärung: . 
und er enlinstent: vieſe Frage, was bie Form ber Mittheilung beteifft, dahin, daß die⸗ 
felbe in einer iventifchen Note feitend der verbündeten Regierungen in- Wien: abgegeben 
werden ſolle, ſo wie frrner, daß wie ſchließliche Redaction ee; Rittheilung vorbehalten 
Heiße; un: daß ner mildere Ausdruck üͤbernll eintreten: folle, wo es Die noͤchige/ Veſtimmt⸗ 
heit des Ausbrucks zugtebt. 
VBabden erklart ſich mit dem: Inhalt der K. preußiſchen Mittbellung uͤberull einver⸗ 
fanden, wünfcht aber in der Form jedr Milde, da ja auch durch dieſe Mittheilung nicht 
etue Tronnung, ſondern vie jondthige Aubglrichung und Verſtaͤndigung beabfichtigt wird. 
Zum Sten Punkt hat Baden! don beſonderen Wunſch, daß man: dabei anf‘ Ant. XI. der 
Bundes Ace: ausdrucklichen Bezug nehme. 
G.⸗Lt. v. Radowitz finver dieſe Bezugnahme ſehr bedenklich, einmal, wel der Art. 
Xu als Und fire eine bundesſtaatliche Unkeung: von. ven Gegnern; deo Inupeökkantes be⸗ 
kanntlich beftritten wird, und ſodann, weil, ganz unabhängig) von: dieſen Ziutifel, ber 
Bunmbdesſtaat and: in dem, ſeit dem 2. März. 1848 datirenden: neuen Vundes⸗Rechte eine 
viel: directere Begrunvung findet, fo, daß in ven Bundes⸗VBefſchlüfſen ſeit jener: Zeit ber 
Bundesſtaat bereits beſchlofſen Liegt. 
Kurkeffen: muß: feine Beiſtimmung zu ver in Trage ſtehenden Mitthellung auf 
die erſte Nummer derſelben beſchränken. 
Mecklenburg⸗Schwerin ſtimmt ganz: mit Preußen, indem e8' zugleich in for⸗ 
‚heller Hinſicht zur Erwägung flellt, ob nicht ein ftringenterer Effect ver Mittheilung zu 
erreichen ſeyn möchte, wenn dieſelbe auf dem Congreſſe ſelbſt zu Protokoll’ eingereicht 
würbe: eine Erwägung, die ver K. preußiſche Miniſter der auswärtigen’ Angelegenheiten 
mit der VBrmerkung begleitet, daß eine vergleichen: Eröffnung. in Frankſurt auf formelle 
Schwierigkeiten ſtoßen Türmte, ums’ daß daher pie Sicherheit zu erheiſchen ſcheine, auf 
der Notification in Wien zu beharten 
GR. v. Radowitz glaubt; daß Die vorherige: Notificntiow: ber Mitiheilung in Wien 
mit der ſpaͤteren Abgabe füglich zu vereinigen feyn werde. Für Preußen ſeh der Vor⸗ 
ſchlag, der Mittheilung. in Wien übervies um: deswillen nicht unweſtnilich, weil die Ver⸗ 
öffentlichung des mitzutheilenben Actenſtünckes bezweckt werde. Dieſt Veröffentlichung 
werde bet dieſer Form ber Mitthoilung geſichert ſeyn, waͤhrend fie bes der, einer Eingabe 
zu. Protokoll, von. anderweitigen Beichläfien: abhängig werde. 
Die: folgenden Abſtimmungen ſind anf beſtimmtes Anftagen: des Gi⸗Lion v. adowit 
in dieſem ausgedehnteren Sinne erfolgt. Dies vorhergegangenen Volanten haben nn Dies 
Alben chenfalſon angreignet. — 





18 Mal. 18 


Braunſchweig ſtimmt ganz wie Preußen. Naffau, Sahfen-Weimar, Sad: 
ßſen⸗Coburg-⸗Gotha, Sahfen-Meiningen, Sadhfen- Altenburg, Olden⸗ 
burg, Anhalt-Defjau und Eöthen, Anhalt-Bernburg, Shwarzburg-Son- 
bershaufen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Waldeck, Neuß älterer Linie, Reuß 
jüngerer Linie, Xippe-Schaumburg, Lippe und bie freie Hanſeſtadt Lübeck flim- 
men ebenfalld ganz wie Preußen. Lippe» Schaumburg mit ber zugefügten Erklärung, 
daß es allerdings bereits einen Bevollmächtigten bei dem franffurter Gongrefie Habe, daß 
dies aber aus dem rein aufälligen Umſtande eingetreten, weil vie Einlavung nach Frank⸗ 
furt ver fhaumburgslippe’fchen Negierung eher zukam, als viefelbe vie Einlabung nad 
Berlin empfangen hatte, und daß der Bevollmächtigte in Frankſurt inftruirt iſt, füch einft- 
weilen jener Erklärung zu enthalten. 

Medlenburg-Strelit trägt Bedenken, eine einfchlägige Erklärung abzugeben. 

Bremen. Der Bertreter der freien Hanſeſtadt Bremen ſtimmt nicht bei, inſofern 
er feiner Regierung die Wahl vorbehält, ven Inhalt der vorgefchlagenen Rote mündlich 
oder fchriftlich mitzutheilen. 

Hamburg. Der Bertreter der freien Hanſeſtadt Hamburg ſtimmt ebenfalls nicht 
bei, weil ex fich nicht Dafür entjcheiden Tönne, daß die Mitibellung Hamburgs an bie 





Kt. oͤſterreichiſche Regierung mit ber von der K. preußifchen Regierung vorgefchlagenm 


gleichlaute. 

G.⸗Lt. u. Radowitz ftellt als Nefultat ver Abſtimmung feſt, daß alle votirenden Re⸗ 
gierungen, mit Ausnahme von Kurheſſen, Mecklenburg⸗Strelitz, Bremen und Hamburg, 
der zweiten Frage völlig und in der Auspehnung zugeflimmt haben, daß bie von Preu- 
Ben vorgefchlagene fchriftliche Mitiheilung bei der K. Öfterreichifchen Regierung in Wim 
und in Frankfurt bei dem Congreſſe zu erfolgen habe. - 

G.⸗Li. v. Radowiztz ſchlaͤgt vor, daß über die, jet noch zu ſchließlicher Berathung 


| und Beichlußfaffung der Eonferenz anſtehende Frage: 


hinſichtlich des Verhaltens der verbünbeten Regierungen auf dem Gongreß in Frari⸗ 
furt, und den dort zu faſſenden Beichlüffen gegenüber, 
eine lediglich vertrauliche Verſtaͤndigung eintrete, und über viefelbe ein Separate Protokoll 


aufgenommen werde. 


Die demgemäß eingetretene vertrauliche Berathung bat fich lediglich auf dasjenige, 


beſchraͤnkt, was foeben als Gegenſtand derfelben bezeichnet wurbe: „Verhalten ber ver» 


bündeten Negierungen auf dem Congreß in Frankfurt, und ven dort zu faſſenden Be 
ſchlüfſen gegenüber.” Im Verlaufe des darüber aufgenommenen Separat= Protokolls 
beißt es: 

Min.-Präf. Graf v. Brandenburg wünfcht demnach bie ununterbrochene Fortfegung 
per Verhandlungen, damit der Schluß derſelben in den nächften Stunden herbeigeführt, 
und durch Genehmigung und Bollzug des Schluß- Protokolls der heutigen Sigung bie 


Conferenz ſelbſt morgen Vormittag zum Abſchluß gebracht werben könne 


[4 


Bei der bisherigen Andauer der Sigung, wird ber ununterbrochenen Kortfegung ber- 


| ſelben Ausfegung der Verhandlungen für einige Stunden und Anberaumung einer als⸗ 


dann nachfolgenden Abend⸗Sitzung vorgezogen. 

Die Ausfegung der Sieung durch den Min-Präf. Grafen v. Brandenburg erfolgt 
Nachmittags 5 Uhr. 

Der Schluß des Hierauf am Abende des 14. Mal c. von dem K. preußifchen Ge⸗ 
heimen Ober⸗Finanzrath Eoftenoble fortgeführten Protokolls Iautet, wie folgt: 

Nachdem hiermit bie zur Berathung vorliegenden Gegenftänve erfchäpft find, wird 
bon dem Commiſſarius der preußifchen Regierung der Standpunkt, welcher fich für die⸗ 
felbe aus den nunmehr gefchlofienen Berathungen ergiebt, in nachſtehender Schlußerklä- 
sung: bargelegt: 

Preußen Habe die Abaͤnderungs⸗VVorſchlaͤge bes erfurter Parlamentes anges 
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nommen. Es betrachte daher, ohne dem Parlament gegenüber auf weitere Ver⸗ 
beflerungen irgendwie zu verzichten, vie revidirte Unions⸗Verfaſſung als recht⸗ 
lich beſtehend. 

In diefer Vieberzgeugung habe fich Preußen bier mit der Mehrzahl ver ver- 
Bündeten Regierungen volllommen zufammengefunden. Da jedoch eine Zuftim- 
mung aller Glieder der Union nicht zu erreichen geweſen ſey, fo könne die Unions⸗ 
Verfafſung noch nicht zur Ausführung gelangen. 

Hieraus ſeh die Nothwendigkeit eines proniforifchen Zuſtandes für die Union 
hervorgegangen. “ 

Wie fih die einzelnen Regierungen zu der Geftaltung diefes Proviforiums ver⸗ 
halten, ergebe fich aus den Protofollen der Conferenz, und baher auch, welche 
nächften Schritte zur Einrichtung des Propiforiums nunmehr zu gefchehen Hätten. 

Auch darüber, welche Stellung die verbündeten Regierungen zu den Verhand⸗ 
lungen in Brankfurt nehmen würben, jey mit Ausnahme einiger Regierungen eine 
vollſtaͤndige Vereinbarung erzielt worben. 

Preußen dürfe fchließlich daſſelbe wiederholen, was es im Laufe des verflpfie- 
nen Jahres ſtets durch Wort und That bekannt Habe; es werde ven heiligen Ver⸗ 
pflichtungen treu bleiben, die es gegen feine Verbündeten und gegen bie gute 
Sache der nationalen Wievergeburt übernommen babe. 

Wenn es auf diefem Wege in irgend einem Augenblide inne zu halten ge 
nöthigt ſeh, fo wiſſe es fich von der Schuld Hierbei frei. Weber Verlockungen, 
noch Einfchüächterungen ſeyen es, die feinen Entichluß dann beitimmen Eönnten, 
fondern allein der Blick auf dasjenige, was dad Wohl Deutſchlands in einem fol 
chen Augenblide gebiete, 


Mit diefer Erklaͤrung Preußens wird die heutige Verhandlung gefchloffen. 


14.| Erklärung von Medienburg - Strelig, welche in ber Conferenz von biefem Tage 
übergeben werben follte, wegen bes bereits erfolgten Schlufles der Verhand⸗ 
Yungen aber nicht angenommen warb. 


Mecklenburg⸗Strelitz glaubt die vorbehaltene Erklärung nunmehr ohne Beringungen 
and ohne Vorbehalt abgeben zu müffen. Es Hat fich bereitö gegen die erfurter Beichlüffe 
.iber eine Reihe von Reichs⸗ und Uniond-Verfaffungs-Paragraphen, mit deren Eroͤrte⸗ 
zung das Gefchäft begonnen wurde, ausgefprochen, weil es einestheild dafür hält, daß 
man Verbefferungen nur annehmen Tann, wenn man zugleich dasjenige, was dadurch 
soerbefiert wird, annimmt, und weil anberntheils, nach wollfter Ueberzeugung der bieffeitigen 
Megierung, der vorliegende Reichs⸗ und Uniond-Verfaffungs-Entwurf unter den gegen- 
waͤrtigen Umſtaͤnden weder In rechtlicher, noch in politifcher Sinficht die Grundlage einer 
gebeihlichen Entwickelung ver allgemeinen deutſchen Berfaffungs- Berhältnifie ſeyn kann. 
Das Buͤndniß vom 26. Mai 1849 erkennt nicht blos den deutfchen Bunb und bie Bun⸗ 
Des⸗Acte vom 8. Juni 1815 als giltig fortbeftehend an, ſondern es bezwedt auch mit 
klaren Worten, der Gefährdung der bon veutfchen Bunde gewährten inneren und äußeren 
Sicherheit Deutfchlands entgegenzutreten, und behält fümmtlichen Gliedern des deutſtchen 
Bundes, alfo auch den, dem Buͤndniſſe beitretenden, alle aus dem beutfchen Bunde her⸗ 
vorgehenden Rechte, und die diefen Rechten entfprechenden Verpflichtungen ausdrücklich 
vor. Das Verfafſungswerk, auf welches das Buͤndniß vom 26. Mai 1849 mitgerichtet 
ift, wurde daher dieffeitd von Anfang an nur als ein foldhes betrachtet, welches bie deut⸗ 
{hen Verfailungs-Verhältniffe zur Beförderung der deutfchen Einigung, nicht aber zur 
Spaltung Deutſchlands oronen follte, und welches daher unter allen Umſtaͤnden einen 
allgemein deutſchen Charakter behalten müßte. Nachdem biefer allgemein beutfihe Eins! 
gungs-Eharakter mehr und mehr zurüdgetreten, und daher das Bünknif vom 26. Mai 
1849 zu einer Urfache ernſter Beſorgniſſe in Bezug auf den Frieden Deutichlandd ge⸗ 
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worden, bat zwar Mecklenburg⸗Strelitz, Inhalts ven Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 
NRathea, den Anſtehten, welche Das Bündniß leiteten, ſich fo Tango untergeordnet, als dieſe 
die Möglichkeit einer Zurückführung des Verfafſungswerkes auf die allſeitig anerkannten 
Grundlagen ves deutſchen Bundesrechts offen ließen, endlich aber, als durch die Additio⸗ 
nal⸗ Acte das deutſche Reich In eine engere Union verwandelt werden ſollte, hat Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz gegen dieſe Additional⸗Acte, welche ſeiner Ueberzeugung nach des ausdrück⸗ 
lichen Conſenſes aller verbuͤndeten Regierungen bedurft hätte, um zu einer Vorlage an 
den Reichstag gemacht werden zu können, offen und beſtimmt fich erflärt. Eine recht: 
liche Verbindlichkeit über die jet ablaufende Dauer des Büniniffes vom 26. Mai 1849 
Hinaus, und eine Berpflichtung zur Publication der erfurter Berfaflung, wobei überbies 
auch eine Nüdficht auf die Landes⸗ Vertretung zu nehmen‘ wäre, findet‘ daher, nach ber 
Weberzeugung der bieffeitigen Regierung, nicht flatt, und fie würbe es nicht für nöthig 
: gehalten Gaben, dies zu erwähnen, wenn nicht auch in dem gegeniwärtigen Stabio ber 
Verhandlung der Rechtspunkt unbeſtimmt geblieben, und fogar eine entgegengefete An- 
fit ausgefprochen wäre. Unter ſolchen Umſtaͤnden, und da jebes Gingehen auf das 
neue interimiftiiche Buͤndniß, fo wie es peoponirt ift, die Hemnächflige Annahme der er 
furter Reichs⸗ und Uniond-Verfaffung zur Bedingung mat, Hält Mecklenburg⸗Streliz 
e3 für eine Pflicht gegen das deutſche Vaterland, fi] an der Herbeifähtung eines Zu⸗ 
ftandes in Deutfchland nicht zu beteiligen, ver na dieſſeitigem Dafürhalten mit dem 
deutfchen Bunbesrechte nicht in Einklang zu bringen iſt, und: ver Preußen die ihm ge 
bührende Stellung: nicht auf einer haltbaren Grundlage gewährt. EB erfennt das Heil 
des gefammten deutſchen Baterlandes und ver Heinen deutfihen Staaten insbeſondere, vor 
Allem im Befthalten ver Grundlage des Nechts, jo wie Darin, daß vie Möglichkeit eines 
dauernden Einverftändniffes zwifchen Defterreich und Preußen in Der Leitung der gemein 
famen veutichen Unglegenheiten. erhalten: bleibe. Diefe Möglichkeit aber. würbe, wenn 
nicht ausgefchloflen, doch fehr erfchwert werben durch jenen Vorvertrag, der unterm 2% 
Mai 1849 verbündeten Regierungen, in Bezug auf ven von Oeſterreich eintgefeitern 
Berfuch, die veutfchen Verfaſſungs⸗Verhaͤltniſſe auf der allfeltig anerkunnten Grunblage 
des deutſchen Bundesrechts, und in Uebereinftimmung mit ben: enropäifchen: Werträgen 
zu regeneriren. Mecklenburg-Strelitz hält es für eine. Pflicht aller deutfchen Regierungen, 
folgen Verſuch mit möglichftem Eifer zu förvern,. und glaubt. vaher, wenn auch entfernt 
davon,. feinen politiichen Einfluß zu überjchäßen,. auf die ihm Dabei gebührende Mitwir- 
fung nicht verzichten zu dürfen. Es giebt wenige Staaten in Deutfchland, welche durch 
‚ . ihre geographifche Lage, fo wie durch fonftige Verhältniſſe und Intereffen zu einem 
daauernden Anlehnen an Preußen, das außerdem fchivere Gefahren. von Deutfchland mit 
Eräftiger Hand abgewandt, und auf deſſen Dankbarkeit gerechten Anſpruch Hat, mehr 
Reranlaffung. haben, als Medklenburg-Strelig, welches dies auch ſtets im Auge gehabt; 
um fo mehr fieht es fich zu feinen tiefften Bedauern durch eine entgegenſtehende Rechts⸗ 
überzeugung, in Betreff der deutſchen Bundes-Verträge, verhindert, Preußen auf dem in 
Anfehung des Unionswerkes betretenen Wege für jebt weiter zu folgen, wobei es hie 
Hoffnung fefthält, daß Die weitere. Geftaltung der deutſchen Verfaſſungs-Verhältniſſe ihm 
die Möglichkeit gewähren werde, jene Nüdfichten mit der eigenen vollfien Ueberzeugung 
und mit den. aus biefer folgenden Pflichten zu vereinigen. Es verfteht fich übrigens, wie 
Medlenburg- Strelig bemerkt, von felbft, daß, obwohl es jene neue Separat- Verpflich- 
tung, in Bezug auf die deutfchen Verfaffungs-Verhältnifie,. ablehnt, doch aus dem ein- 
I. mal eingegangenen. Bündniffe vom 26. Mai 1849 für vie noch. übrige Zeit feiner Dauer 
. nicht austritt, und zur Erfüllung der. von ihm anerfannen Verbindlichkeiten aus dem⸗ 
„1. felben nach wie vor bereit ift. 
16, | Schreiben des 8. preußifchen Miniflerd ber auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Geefandten beim K. 8. öſterreichiſchen Hofe: Ä 
„Ev: find durch mein: Schreiben vom 3: 9. M. von der Einfapung in Kenniniß 














geicht mosten, twelshe das Kaiſerl. Caburet zu einer Gionfeneus finumatlidher Genoſſen des 
deutfhen Bundes in Frauffurt a. M. mittel der Gircular⸗Depeſche vann 36. v. M. hatte 
ergehen laſſen Ich mußte mich damals auf die Erklaͤrung befchehnfen, daß bie K. Re⸗ 
sierung dieſe Xuffoxberung in Erwägung ziehen, ihren befinikiuen Gniſchluß aber erft 
nad sorgängiges Verathung mit ihren Verbundeten faffen werde, mit wekhen ſich zu 
gemeinſamen Handeln zu verſtaͤndigen, eben fo ſehr ihr eigener Wunſch, wir die uͤber⸗ 
nommeuen Verpflichtungen ihr geboten. 

Dieſe Berathung Hat nunmehr ftattgefunden, und die K. Regierung kann ſich nur 
Glück wünſchen, zu der lebhaften und entgegenkommenden Theilnahme, welcher ſie bei 
ihren Verbuͤndeten begegnet iſt, und welche die erfreuliche Buͤrgſchaft für eine gedeihliche 
—— den Alle gemeinſam betreffenden, großen: und hochwichugen Angelegenheit 
gewaͤhrt. 

Ich ſehe mich daher nunmehr auch im Stande, Em. zu der Abgabe folgender Er⸗ 
Häzung, im Namen der K. Regierung an dad K. Cabinet zu ermächtigen, in welcher 
dag letztere den ernten Willen ver 8. Regierung erkennen wird, Alles, was in ihren 
Kräften fleht, dazu beizutragen, um pie Iang enfehnte Ginigung über die große ſchwe⸗ 
bende Frage ver beutfchen Angelegenheiten zu erzielen. 

Wir haben für die Grivägung ver Aufferberung des K. Cabinets, gemeinfam mit 
allem deutſchen Regierungen, nur Einen Standpunkt: vie Rückſicht auf die Wohlfahrt 
und das Heil des gemeinjamen Vaterlandes. Die Einigung des gefammten Deutfch- 
lands, die Neubildung bed alten Bundes auf Grundlagen, welche, dem wahren Bebürf- 
niffe der Nation entfprechen, ftebt und fo hoch, daß wir es für eine heilige Pflicht ach⸗ 
ten muͤſſen, Teinen Weg unverfucht zu laffen, welcher möglichertveife zu biefem Ziele 
führen kann; wir haben mit zu tiefem Bedauern den biäherigen Mangel an Veberein- 
fiimmung in den Anſichten empfunden, als daß wir nicht mit Freuden jede Gelegenheit 
begrüßen follten, melche eine Ausſicht varbieten Tann, diefem Mangel durch ven offenen 
Austaufiy der gegenfeitigen Wünfche und Bedürfniſſe abzuhelfen. 

Eben jo erfennen wir das unmittelbar vorliegende Bedürfniß, zunächft für, eine we— 
nigftend proviſoriſche Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten Fürſorge zu tragen. 

Alle deutſche Staaten find hierbei gleichmäßig betheiligt, und eine gemeinfchaftliche 
Beratbung aller Regierungen Tann daher nur ald der natur= und bundesgemaͤße Weg 
erfeheinen, um gemeinfchaftliche Entfchlüffe herbeizuführen. - 

Es kann und eben darum auch nur zur, Befriebigung gereichen, daß das K. Gabinet 
auf: viefem Wege durch feine, an bie Regierungen gerichtete Cinladung vorgegangen if, 
und wir find bereit, biefer Einladung zu folgen, und auch unfererjeitö einen Bevoll⸗ 
mächtigten nach Frankfurt abzufenden. 

Wir glauben, daß über ven Charakter der dortigen Gonferenzen Fein. Zweifel bleiben 
fönne und hürfe, 

Mir fehen in bemjelben eine freie Berathung ver ſouverainen Staaten Deutſchlands, 
peren Beziehungen auf dem voͤlkerrechtlichen Grunde nollfiommener Freiheit und Unab⸗ 
hängigfelt ruhen, und deren Zufammentzitt und. Bereinigung, daher nur aus ballfommen 
freien Entfchlüffen hervorgehen Tann. 

Wir Ichnen daher ausdrücklich die Hinweifung auf eine Einberufung” des Congreffts 
auf Grund der erloſchenen PrafipiaksBefugnifie der rechtmuͤßig aufgelonen Bundes⸗Ver⸗ 
ſammlung ab. 

Aus demſelben Grunde koͤnnen wir nicht anerkennen, daß dieſer goſarenenkunft der 
Charakter des Plenums der früheren Bundes⸗Verſammlung buwohne, fondern betrachten 
fie. lediglich als eine Vereinigung ver 35 deuiſchen Regierungen zu beſtinmten: Zwecken. 

GEs folgt Hieraus: von ſelbſt, daß wir derſelben krinerlei Rechte zugeſtehen koͤnnen, 
Barchlüffe im. Namen des Bundes zu fafſen, welche dieſenigen deutſchen Regierungen binden 
Ein, die nicht: ſelbſt: aus ferien. Eatſchlufſe ihre Zuftimmug vazu gogeben Haben. 
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Fur letztere wurde Feine andere Urt von Bölgen daraus erwachſen koͤnnen, als daß 
die Reſultate der Zuſammenkunft auf fie keine Anwendung finden. 

Wir geben und gern der Hoffnung bin, daß eine ſolche Vorausſetzung nicht in 
Wirklichkeit treten, daB ver offene Austaufih der gegenfeitigen Anfichten auf vem Grunde 
des gemeinfamen Beftrebens nach Einem Ziele bin, alle Regierungen zu einträchtigem 
Zufanmenwirfen vereinigen werde. 

Je ficherer wir dies hoffen, um fo fefter Halten wir auch Daran, daß keinem heute 
fen Staate dad echt verfümmert werde, feine beſonderen Beduͤrfniſſe zur Geltung 
zu bringen. 

Mir nehmen daher keinen Anſtand, zu erklären, daß wir feiner Neugeftaltung der 
Bundes-Berfaffung zuftimmen werden, welche den Grundfaß ber freien Unirung auf bun⸗ 
vesftaatlicher Grundlage nicht allen Regierungen fichert, welche Hierzu das Berürfnif 
empfinden. 

Wir ſprechen dies mit verfelben Offenheit aus, die wir von allen Genoſſen des deut 
ſchen Bundes erwarten, und die allein zur Einigung führen Tann. Wir werden dieſe 
Genoſſen des Bundes in Frankfurt mit der Zuverficht begrüßen, daß wir und auf dem 
gemeinfamen Boden ber Sorge für das Wohl ver deutſchen Nation befinden, und drül⸗ 
fen gern dem K. Gabinet insbeſondere das Vertrauen aus, daß ed auf biefem Boten 
und in dieſem Sinne die einzelnen, in ber Natur, der beſonderen Berhältnifie liegenden 
Schwierigkeiten zu überwinden helfen tverbe. ” 

Ew. wollen diefe Erklärung dem K. Minifter-Präfiventen abgeben, und ihm von de 
gegenwärtigen Depeſche abfchriftliche Mittheilung machen.” 

16. | Belanntmadung der Gentral-Militair-Unterfuhungs-Commiffton zu Wien. 

Wegen Betheiligung an dem bewaffneten Widerſtande gegen die Kaiſerl. Truppen in 
ven Jahren 1848 und 1849 wurde durch kriegsrechtliches Urtheil vom 1. d. M., in Boly 
borausgegangener Vorladung des Befchuldigten, mit Einheit der Stimmen gegen dA 
aus Galizien gebürtigen, zwifchen 60 und 70 Jahre alten Infurgenten- Anführer, Joe} 
Bem, in contumaciam erfannt, daß, nachdem berfelbe im October 1848 die mob 
Corps in Wien organifirte, an die Linien bisponirte, und am 28. zur Außerfim Dr 
theidigung ver Leopoldſtadt verwendete, bierauf, nach Ungarn flüchtenn, dad Command 
ver Rebellen in Siebenbürgen übernahm, mit ihrer Weberzahl im April 1849 bad d. 
Militair in die Walachei verbrängte, und jene Provinz als Ober- General nicht nur fü 
die am 14. veffelben Monats fich unabhängig erklärte Megierung in Debrerzin förmlid 
verwaltete, fondern den Widerſtand gegen bie in ver Folge alltivte oͤſterreichiſch⸗ ruſſſche 
Militairmacht fo lange fortfeßte, bis er gänzlich gefchlagen und in bie Flucht getriebe 
ward; Iofeph Bem, wegen Verbrechens des Hochverraths, erfchwert durch Tpellnahm 
am Aufruhr in Wien und in Ungarn, nebft Verfall feines, wie Immer genrteten Be 
mögens, mit dem Tobe durch den Strang beftraft, und fein Name an ven Galgen ge 
ſchlagen werde. Welches Urtheil nach gerichtäherrlicher Beſtaͤtigung, zufolge Auftrages 
Sr. Excellenz des Herrn Civil⸗ und Militair⸗Gouverneurs, heute fruͤh um 6 Uhr vegula 
mentmäßig fund gemacht und in effigie vollzogen wurde. 


16. | t Dr. Chr. Oertel, Gymnafial- Profeflor zu Ansbach. 


17: | Vertrag zwiſchen Preußen und Lippe⸗Deimold. 

1) S. D. der Zürft zur Lippe treten alle Landeshoheits⸗ und Negierungrechie, 
welche Hoͤchſtihnen als Mitlandesherrn über die Sammtſtadt Lippſtadt bisher zugeſtan⸗ 
den Haben, für Sich Ihre Erben und Nachfolger hierdurch an S. M. den König bon 
Preußen ab. 2) Als Entfihärigung für den, nach Art. 1. von ©. D. dem 
zur Lippe mit abgetretenen Antheil an dem landeshoheitlichen Beſteuerungsͤrechte über 
Lippſtadt wird aus der preußifchen Stantöfaffe eine, nach zehnjahrigem Durchſchnitther 
trage des biöherigen Steuerantheils berechnete feite Rente non jährlich. 9420 zo, I 
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oierteljährigen Raten zu 2280 Tblr. postaumerando an He F. Regterung zu Detmold 
gezahlt werben. Der K. preußiſchen Regierung bleibt jedoch das Recht vorbehalten, dieſe 
Rente nach einer mindeſtens ſechs Monate vorher erfolgenden Ankündigung, durch Zah⸗ 
lung eines Capitals, welches dem fünfundzwanzigfachen Betrage ver jährlichen Rente gleich 
commt, vollſtandig abzuloͤſen. Die Entfchädigungs-Mente wird bis zum Tage der Ca⸗ 
pital-Zablung gewährt. 3) Wegen des Damenftiftd zu Lippſtadt behält es bei den Be⸗ 
Rimmungen des Statuts vom 16. Februar und 27. März 3827 fein Bewenden, insbe⸗ 
fondere auch Hinfichtlich der Verleihung der Stiftöftellen, fo. wie im Betreff der gemein- 
fchaftlichen Leitung und Beauffihtigung der inneren Verwaltung dieſes Stiftes durch die 
K. Regierung zu Arnsberg und die F. Megierung zu Detmold. Sollte, wider Erwar- 
ten, künftighin eine Aufhebung des Stiftes erforberlich werben, fo wird die Hälfte des 
Bermögens deſſelben zur Dispofition S. D. des Fürften zur Lippe geflellt werben. 

Die „verfaflungrevibirende” Landes-Verfammlung in Würtemberg befürmortet bei 
©. M. dem Könige eine allgemeine Amneftie für die politiſchen Verbrechen 
von 1844. 

Das Appellations⸗Gericht zu Ratibor erllaͤrt in dem Disciplinar⸗Verfahren gegenr 
bie fünf Miiglieder des Kreiogerichts zu Oppeln, welche (in dem Reichenbach⸗ 
ſchen Proceſſe) dem Geheimen Ober⸗Tribunal entgegen getreten waren: daß 
fümmtliche Angeklagte für nichtſchuldig zu erachten. 

Der geſinnungstüchtige Poͤbel von Butzbach (Grh. Heſſen) inſultirt den durch⸗ 
reiſenden Großherzog von Baden. 

+ Auguft Reichs⸗ und Raugraf v. Wackerbarth, bei Zitzſchewig im K. Sachſen. 

Exceſſe und Nichtswürdigkleiten vieler Einwohner und eines Poltzei⸗Beamteten in 
dem märtembergiichen Dorfe Dettingen gegen preußifche Soldaten. 

+ F:M.»%t. Joſeph Baron Koudelka, zu Wien. 


“| Morbanfoll auf S. M. den König von Preußen, zu Berlin. 


Die würtembergifche Landes⸗Verſammlung genehmigt die proviſoriſche Forterhebung 
det Steuern bis Ende Juni, behält fih aber eine Enticheidung über die, ohne 
ihre Mitwirfung erhobenen, vor. 

Beginn des äffentlihen Gerichtö- Verfahrens gegen bie rheinheffiichen Nepolutio- 
naire bes Jahres 1849. Darunter bie Feldhauptleute ber durch ihre Rückzüge 
berühmt: gewordenen Freiſchaaren: Blender und Dr. Napoleon Zig. 

+ Friedr. v. Ammon, 8. fächftfher emiritirter Ober⸗Hofprediger und Vice» Präs 
fivent des. Ober-Lonfiftoriums, zu Dresden. 

Sitzung des Verwaltungs⸗Rathes ber Union, zu Berlin, worin ber einfiiweilige 
 Präles, Geh. Legat.:Rath v. Sydow,“) im Namen ber preußiſchen Regierung 
den Antrag ſtellt: 

1) Daß die verbündeten Regierungen unverweilt Dazu vorſchreiten moͤgen: 
ihre Vertreter in dem proviſoriſchen Fürſten⸗Collegium zu beſtimmen, dieſelben 
mit Vollmacht zu verſehen, und hierher abzuſenden, 
auch, Im Falle zufälliger perſoͤnlicher Verhinderung der ernannten Berplinäch- 
tigten, für bie esforberlichen Subflitutionen Sorge zu tragen, 





*) &.:8. v. Radowitz war, feinem Geſuche zemiß, fuͤr einige Zeit beſer Junetion enthoben 
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Bstg, alles Möthige vorzukehren, damit daB In der Konfevenz ber verbuͤndeten 
Meagierungen beſchloſſene prouifsrifche Fürſten⸗ Collegium Emde des Laufenden 
Mmıts Mai ind Leben treten Wnne; PR 
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2) daß der Verwaltungs⸗Rath dieſen Antrag der K. preußiſchen Regirrung ſofort 


zur geeigneten Kenntnißnahme ver verbuͤndeten Regierungen bringen möge. 


ie geſetzgebende Berſammlung von Frankfurt a. MM. faßt den herokſchen Be⸗ 
ſchluß: „die Erwartung auszuſprechen, daß, wenn bie erfurter Verfuffung zum 


endlichen Abſchluſſe kommt, und zwiſchen den dermalen noch, ſoviel bekannt, bei 


dem Buͤndniſſe verbleibenden Staaten eine Unions⸗Regierung vereinbart und 


wirklich eingefept feym wird, der Senat ben Gegenſtand wiederholt zur Bor 


- Inge an bie Verſammlung bringen werbe”. . u 
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Vertrag zwiſchen der K. preußiſchen und Grh. babiſchen Regierung, wegen Ber 


Fe Z.⸗M. Conſtantin Frhr. d'Aspre, commandirender General bes oſerreichi⸗ 


ſchen 6ten Armee⸗Corps, zu Padua. 
HM. Joſeph v. Knoehr, zu Preßburg. 


legung badiſcher Truppen nach Garniſonorten in Preußen. 

Art. I. Auf Anſuchen ver Orh. badiſchen Regierung giebt die K. Preußiſche Be 
gierung von ihren Truppen eine Beſatzung von ca. 18,000 Mann für. dad Gth. Dr 
den ab, und behält fich vor, viefelbe jeverzeit zu vermindern oder ganz zumddzugiehen. 
Eine Verminderung bis auf 10,000 Mann kann ohne Weiteres, eine gängliche Zurid- 
ziehung der Truppen aber nur nach vorheriger vieriwächentlicher Ankündigung erfolgen. 
Die Burkilziehung dieſer Truppen wird auch auf Berkangen der Grh. badiſchen Regie⸗ 
zung ebenfalls nach borheriger vierwochenilicher Anktindigueng ftattſinden. Art. I. Di 
Grh. badiſche Regierung ſtellt für dieſe K. preußiſchen Truppen a) unenigeltlich: de 
Monturkammern, Handwerkſtätten, Exerzier⸗ und Reitplätze und Arreſtlocale; b) gegen 
Vergütigung: I) Quarkier und Stallungen bei Privaten oder in Kaſernen, mit Set, 


Weißzeug, Möbeln, Holz und Richt, und zwar gegen Vergüͤtigung bes: and: preußiſchen 


den Meitr uup Zugpferde aufgewendet werben müßte . Bu dieſem Stande find FU! 


Reglement für Offiziere, Kriegsbeamte, Mannſchaft und Pferde feſtgeſetzten Perſonal⸗ 
und Stalffervice'8 ausſchließlich des oͤrtlichen Zuſchuſſes. 2) Für Manſchaft vom Bel 
webel abwärts täglich zwei Pfund Brod pr. Mann. Preußifiherfeits wird bafür nach 
dem vierteljahrlichen Durchſchnittsſatze ber bei der preußiſchen Garniſonbackerei in Malt 
erwachſennen Selbſtkoſten Vergütung geleiſtet. 3) Die Bekofnigung ver einquartietten 
Mannſchaften mit Ausſchluß des Brodes, gegen eine Vergütung don zwei Silbergtoſcher 
ſechs Pfennig pr Mann und Tag. A) Den Fouragebedarf gegen Vergütung ber Durk 
ſchnittspreiſe, welcher preußifcherfeitö zur Gelvabfindung für nicht in Natur erhobene Ra⸗ 
tionen allvierteljährlich unter Zugrundlegung ver laufenden Preiſe im Inlande normirt 
werden. 5) Die Lazareth⸗Vexrpflegung erkrankter Mannſchaften mit Spelfung, Gozung 
Grleuchtung, Wäfchereinigung und Arzeneiverpflegung. Preußifcherjeits wird biele El 
fung nach dem vierteljährlichen Durchſchnitts-Koſtenſatze des Garnifon » Lazareths in 
Mainz auf die wirkliche Krankenzahl vergütet. Jeder andere, vorſtehend nicht genamlt 
Aufwand für die K. preußifchen Befabungstruppen wird Direct aus ver 8. preußiſchen 
Zelokriegskaſſe beſttitten. Art. III. Die K. preußiſche Regierung erhält für dieſe Ak 
hülfe von ver Grh. badiſchen Regierung eine Entſchädigung, welche in der Koſtenſumm. 
beſteht, die babifcherfeit3 für das nach der biäherigen Bundes⸗Kriegsverfafſung aufgufe» 
Iende 1 pCt. Eontingent von 7751 Mann Infanterie, 1429 Mann Eavalerie, 720 Ram 
Artillerie, 100 Mann Pioniere, zufammen 10,000 Mann, und für die präfent zu h 


nen: die regimentirten Offiziere, und in Abzug zu bringen: die Staͤbe and Armerheau⸗ 














tan. (Eben ſo demmm in Abzug die hpr ber dermeligen Reorgawieton dab Grh. Ar- 
mee⸗Carps jchan vorhandenen eine Schwadron Grh. dadiſcher Meiterei und das eine Ba⸗ 
taillon Grh. badiſcher Infanterie. (Beide nach dem wirklichen Dienſtſtande an Offizier 
ren, Mannfchaften und Pferden.) Diefer. Entſchadigungs⸗ Werechnung werden für den 
ganzen laufenden ordentlichen Aufwand Die preußifchen Friedens⸗Ctatsſaͤtze zum Grunde 
‚gelegt; mit Auönahme der VBrod⸗ und Yourages Verpflegung, welche nach den unter II. 
2 und 4 jeftgeftellten Normen, und ber Razareth» Verpflegung, welche nach Berhäftniß 
der unter 11. 5 angenommenen Normen berechnet wird. Statt ver nach dem preußifchen 
Meglement je nach den Victualien⸗Preiſen wechſelnden Verpflegungs⸗KZuſchüffe für bie 
Mannfehaften wird ein feſtſtehender Zufchuß von 1 Sgr. 3 Pf. pro Mann in Rechnung 
genommen. Zür die Offiziere werben bie tarifmäßigen badiſchen Gagen in Anfa gebracht. 
Art. IV. Im Fall einer Verwendung der in Baden ſtehenden K. preußifchen Truppen 
Für Bundeszwecke werben alle Leiflungen für dieſe Truppen nicht nach. Artikel II., fon- 
dern nach den Bundeöuormen vergütet. Die nach Artifel IIL von Seiten Babens an 
Preußen zu entrichtenbe Entſchaͤdigung vermindert fih in dem oben bezeichneten Falle 
618 zu dem Grabe, daß Preußen für Feinen Theil feiner in Baden ſtehenden Truppen 
eine doppelte Entfchäbigung (nämlich aus Bundeäwitteln und von Baden) erhalten kann. 
Art. V. Da die Grh. badiſche Regierung keine Unterkunftäräume beſiht, um- ihr Ars 
meecarps neben den K. preußischen Bejagungdtruppen in ihrem eigegen Lande; vollſtaͤn⸗ 
big aufzuftellen, fo geftattet die K. preußiſche Megierung, daß das badiſche Nrmeecorps 
ganz oder theilweile in preußischen Garniſonen untergebracht, und hart zum Dienſte ver⸗ 
wenbet wird. Der Grh. badiſchen Regierung fteht es jederzeit frei, ihre in preußiſchen 
Garniſonen ſtehenden Trupen ganz oder theilweiſe zurückzuziehen, damit eine gleiche An⸗ 
zahl K. preußiſcher Beſatzungstruppen in Baden abzulöſen, und die zurückgezogenen Trup⸗ 
pen eben jo, als ob fie noch in Preußen wären (conf. den folgenden Art. VII.), bei 
Bereshnung der nach Art. UL. zu leiftenden Eutjchäbigung in Abzug zu bringen. . Art. VI. 
Die Grh. badiſche Regierung hat ihre in preußischen Garnifonen ſtehenden Truppen auf 
eigene Rechnung zu verpflegen. Sie bezahlt für ihre Unterkunft den nach KR, preußi⸗ 
ſchem Reglement feftgefeßten ordentlichen Perſonal⸗ und Stallſervice, und vergütet für die 
Lazareth⸗Verpflegung der kranken Mannſchaften die unter Art... b, 5 gegenwaͤrtiger Ue⸗ 
bereinkunft beſtimmten Sätze. Sie erhält aber alle Garniſonen⸗Einrichtungen, welche fie 
nach Art. IL a. in ihrem eigenen Lande den K. preußifchen Truppen zur Berfügumg ftellt, 
and) für ihre Truppen in preußifchen Garnifonen unentgeltlich. Art. VIII. Die Wie 
beraufftellung des Grh. badischen Armee⸗Corps erfolgt in dem im Art. IM, angenomme⸗ 
nen Verhältniſſe der verſchiedenen Waffengattungen, und in der Geſammtſtaͤrke von 10,000 
Daun, nach einander in zivei Abtheilungen, von je etwa 5000 Mann. Die erfte dieſer 
Abthellungen marſchirt, ſobald fie marfchfertig ift, in die preußifchesfeits für dieſelbe be⸗ 
ſtimmten Garniſonen. Von dem Tage ihrer Ankunft daſelbſt vermindert ſich die der 
Entſchädigungsberechnung des Art. II. zum Grunde liegende Contingentqzahl um bie 
Zahl der in jene Garniſonen einmarſchirten Grh. badiſchen Truppen. Von dem Tage 
an, wo die zweite Hauptabtheilung der neu aufgeſtellten Truppen in etwa gleicher Strfr 
in dem für fie beflimmten preußiſchen Garniſonen eintrifft, Hört wie vorerwaͤhnte Zahlung 
einer Entſchaͤdigung son Baden au Preußen gang auf. Art VIII. Des vorſtehende 
Uebereinkommen unterliegt der Ratification der beiderſeitigen Regierungen, welche, fo wie 
die Auswechſelung der Ratificationen innerhalb der nächſten vier gen von heute an 
erfolgen wird. Die Giktigkeit deſſelben beginnt in Betreff der Art. I. I. und IH. mit 
dem 3. October 1849, und es find hiernach für Die Vergangenheit underzüglich, und 
Hiernaͤchſt für die weitere. Dauer des Mebereinfommnd die gegenſenigen Arnhmungen 
zu pflegen. 
KFZirmlich⸗ Rasfagung des Kynigreiches Sahlen w vom gem. Berliner. Binhuife. 


5 Die würtembergiiche Landes-Berfammlung: Beicklieht eiafiimmig:. daß fie zwar ein⸗ 





zelne Abschnitte der Berfaffung vorläufig berathen Tonne, aber auf dem At: | 
fhluffe einer neuen Berfaffung zu beharren für ihre Pflicht Halte, 
2T. | Befchlüffe der würtembergifchen Landes⸗Verſammlung: 


1) Sie gebe Im Grundſatze entfhienen dem Einkammer-Syſtem den Vorzug, ie 
aber, um eine Bereinbarung mit ver Negierung tiber einen Abfchluß des neuen Derff 
ſungswerkes zu ermöglichen, auf dad Zweikammer⸗Syſtem unter der DBorausfehung: 
a) einer vurchgreifenden, den Grundrechten und bem Geſetze vom 1. Juli v. J. m 
ſprechenden Reviſion der DBerfaffung durch die gegenwärtige Landes-Verſammlung, un 
b) einer freifinnigen Wahlart für beide Kammern, einzugehen bereit. 2) Sie gehe hin 
fichtlich der Bildung der beiden Kammern von folgenden Grunbfäben aus. A. in De 
treff der erften Kammer: a) daß dieſelbe ausſchließlich aus gewählten Vertretern is 
Volkes beftche, ohne daß dabei ein Vorrecht ver Geburt, des Standes oder Berufe 
ftattfinde; b) daß die Wählbarkeit an feine anderen Bedingungen geknüpft werke, al 
die zur zweiten Kammer, mii Ausnahme des Höheren Lebensalters; c) daß für die fr 
Kammer ein mittelbare Wahlfoftem angenommen werbe, und zwar in ber Art, baf die 
Wahl für diefelbe durch Wahlmänner gefchehe, welche von ſaͤmmtlichen zur Wahl end 
Mitglieves der zweiten Kammer berechtigten Staatöbürgern gewählt werden; d) daß für 
die erſte Kammer eime längere Wahlperiode und theilweife Erneuerung beſtimmt, un 
e) daß für die Wahlen zu verfelben geheime Abſtimmung feftgefeßt werde. B. In dr 
treff der zweiten Kammer: daß für diefelbe ſowohl in Abficht auf ihre Zuſammenſehung 
als in Abficht auf dad Wahl- und Wählbarkeitsrecht und das Wahlverfahren die 2r 
flimmungen des Geſetzes vom 1. Juli v. I. zu Gtunde gelegt werben. 3) Im Anm 
dung des der Landes⸗Verſammlung nach den deutfchen Grundrechten und nad dem dr 
fege vom 1 Juli v. 3. zuſtehende Rechtes des Geſetzvorſchlags, und in Betracht, Wi 
ein den ertbeilten Verheißungen und gefeßlichen Beftimmungen entfprechenver vollftäinr 
ger Entwurf einer revidirten Verfaſſung der Landes⸗Verſammlung bis jet weder bergr 


legt, noch zugefichert worden, und daß es daher Pilicht der Volksvertretung if, zu sr 


ſtellung einer folchen Verfaffung jedes geſetzliche Mittel zu ergreifen, beauftrage fie di 
Berfafjungs-Commiffion mit Ausarbeitung eines vollſtaͤndigen Entwurfs einer neuen Dr 
faffung und Vorlegung deffelden an die Verfammlung, im Ganzen oder in einzeln 
Abſchnitten, und trage verfelben insbeſondere auf, fich zumächft der Bearbeitung end 
Entwurfd der an die Stelle des Abſchnitts IX. der Verfafſung zu ſetzenden Beſtimmur⸗ 
gen über die Bildung und Nechtöverhältnifie der Landesvertretung, nach Maßgabe it 
oben aufgeftellten Grunvfäße, zu widmen, und ihn fofort der Berathung und Befchluffnf 
fung der Landed-Berfammlung zur unterftellen, damit diefe, unabhängig von ven Vorl 
gen der Megierung, ſobald als möglich in den Stand geſetzt werde, bie ihr durch Da 
Geſetz zugemiefene nächfte und wichtigſte Aufgabe, wenigſtens ſo viel an ihr liegt, zu 


erfüllen. 


28.Der K. ſaͤchſiſche Miniſter des Auswärtigen erklärt einem Ausſchuſſe der zweiten 


Kammer: „Die frankfurter ſogenannte Plenar⸗Verſammlung iſt berufen und he⸗ 
rechtigt, ein neues Organ einzufegen und eine Reviſion ber Bundes-⸗Verfafſung 
vorzunehmen; falls dieſe Berathung aber vefultatlos Bleiben follte, Fan aller⸗ 
Dings ber Bundesvertrag unter Umftänden feiner ganzen Ausdehnung nad wit 
der ind Leben treten. Sch halte es aus politiichen Gründen für bedenllich 
diefe Eventwalität aufzugeben und es auszufprechen, daß ſie ſtaatsrechtlich un 
zuläffig fey. Ob zu den Beichläffen diefes dann wieber erſtehenden Bunded 
tages He Zuftimmung der Stände nothwendig fey, bartber eine beplmni & 
Bkärung abzugeben, fallt bedenklich. 
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W.7 Theod. Maltenheimer, Conſervator ber K. Gemaͤlde⸗Gallerie, zu Münden. 

29.| Sprud des Bredlauer Schwurgerichts über bie Revoltanten vom Mai 1849 (©. 
13. Mai). Sehr viele werben für ſchuldig erflärt, ben großen Dr. Stein er- 
achtet die Jury nichtichulbig. 

29. | Der zweiten Kammer bes Königreiches Sachen wird in geheimer Sigung ber 
Ausspruch bed Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten vom vorigen Tage 
mitgetheilt; große Aufregung. 

30.1 Beſchluß der zweiten fächfiihen Kammer, bie (auf den nächſten Tag feſtgeſetzte) 
Erörterung der finanziellen Vorlagen des Minifteriums hinaus zu fchieben. 

30.| + Mar Gr. v. Auersperg, F.⸗M.⸗Lt., zu Wien. | 

31.1 7 Theodor Schr. v. Pflummern, 8. baierifcher General» Major und Comman⸗ 
dant der Bundesfeſtung Landbau. 
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uni. 


Schreiben des Polizei» Präftbiums zu Berlin an ben General Bienen 


v. Williſen. 

Em. find, ohne Genehmigung ber dieſſeitigen Behörden, als Oberbefehlshaber der 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Truppen in die Dienfte der Statthalterfchaft zu Kiel getreten, un 
Haben dadurch die Abſicht, aus dem preußiſchen Unterthanen⸗Verband zu fchelden, zu m- 
fennen gegeben. Ew. werben nunmehr aufgeforhert, innerhalb ſechs Wochen, von heut 
an, in die Königlichen Staaten zurüczufehren, widrigenfalls Sie auf Grund des f. 2 
des Geſetzes vom 31. December 1842 der Eigenfchaft als Preuße werden verluſtig m 
klaͤrt werben. 

Die beiden Kammern bes Königreiches Sachen von der Regierung aufgelöf. 
Der über Dresden und beflen Umgegend (feit dem 8. Mai 1849) verhängte 
Kriegszuftand wird aufgehoben. 
Derfügungen der K. fächfifchen Regierung. 
I 


Nachdem die auf Grund des proviforifchen Wahlgefehes vom 15. November IM 
gewählten Kammern, ehe noch mit ihnen ein befinitives Wahlgefeg vereinbart wor, 
haben aufgelöft werden müffen, fo haben S. K. M. befchlofien, die nach $$. 61 fh 
ver Berfaffungs-Urfunde vom A. September 1831 beſtehenden Stände in derſelben dr 
fammenfegung , in der fie zu dem außerorbentlichen Landtage des Jahres 1848 vetſan⸗ 
melt waren, behufs der Berathung und Beichlußfaffung über ein neues Wahlgefep un 
einige andere, durch das Staatswohl dringend gebotene Maßregeln, zu einem orbentlihen 
Landtage auf ven 1. Juli d. I. in die Reſidenzſtadt Dresden einzuberufen. Alıhit 


fiem Befehle gemäß wird dies, und daß an die Mitgliever beider Kammern noch him 


dere Miffiven deshalb ergehen werben, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 
1 


6.1. Die Polizei⸗Behoͤrden haben Zeitfchriften und andere Preferzeugniffe, welhe 
Uebertretungen der Strafgefeße over polizellicher und anderer Verwaltungevorſchüfin 
($. 5 unter 2 des Preßgefeßes vom 18. November 1848) enthalten, überalf, mo fie die 
felben vorfinden, wegzunehmen und, im erfteren Kalle dem Staats⸗Anwalte, im Ile, 
wenn fie nicht felbft zur Unterfuchung und Beſtrafung competent find, ber dazu bed 
tigten Verwaltungs⸗Behoͤrde zu übergeben. | 

$. 2. Die Kreid-Dirertionen werden ermächtigt, das fernere Erfcheinen von Zeir 
ſchriften, welche zweimal zu ver $. 1 erwähnten Maßregel Beranlaffung gegeben hahbe, 
bei wiederholten Mebertretungen der gedachten Art zu verbieten. 

Jever weitere Druck, Verbreitung, und jede weitere Verbreitung der Zeitſchrift nad 
erfolgtem Verbote, iſt wegen jeber einzelnen Nummer mit 50 dis 200 Thalern Geh eda 
14 Tagen bis 8 Wochen Gefaͤngniß von der competenten Polizei⸗Behoͤrde zu beftrafe 

$. 3. Den Befigern von Buchdruckereien, welche wegen des Druckes verbotenn 
Zeitſchriften (F. 2) oder der Herſtellung von ſtrafbaren Druckſchriften irgend einer An 
nach den beſtehenden Strafgefegen ober nach dem Preßgeſetze vom 18. November 184 


beſtraft worden find, kann von ben competenten Kreid- Directionen das Verbot de JE 
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neren Gewerhebetricßq angedrebt und, wenn fie deſſenungeachtet zu ſolchen Veſtrafun⸗ 
gen weitere Veranlaſſung geben, der Vetrieb ihrer Druckereien bei Vermeidung einer 
Strafe von 30 his 200 Thalern Geld oder 14 Tagen bis 8 Wochen Gefaͤngniß für je⸗ 

den Vebertretungsfall, auf beſtimmte ober unbeſtimme Zeit unterſagt werben. Auch ha⸗ 
Wen die Ereis⸗Directionen erforderlichenfalls Die zu Durchführung desß Verbotis noͤthigen 
Maßregeln, wie Verſiegehing der Vreſſe ze. zu verfügen. 

F. 4. Recurſe gegen die $. 1 vorgeſchriebene Mafiregel haben Feine Suspenſivkraft. 
Segen die nad) F9. 2 und 3 von den Kreid- Direetionen ausgehenden Anordnungen iſt 
nur ein Recurs mit Suspenfinkraft an das Miniſterizun bed Innern zuläffig. Weiteren 
Mecurfen ift Seine Suspenſivkraft beizulegen. 

$. 3. Einfache Ankünpigungen geſetzlich erlaubter Verſammlungan, denen bie erfor 
verliche Anzeige oder Genehmigung voraudgegangen iſt, fo wie Anzeigen Aber Hffentliche 
Bergnägungen, über geftoblene, verlorene oder gefundene Sachen, über Verkäufe und 
Bermiethungen, und Nachrichten für den gewerblichen Verkehr, duͤrfen zwar ohne vor⸗ 
herige polizeiliche Erlaubniß, jedoch nur an den im soraus hierzu beſtimmten Orten, 
öffenslich angefchlagen werben. 

Plarate anderer Art büsfen nur nach vorher erlangter Genehmigung her Ortspoli⸗ 
zti⸗Behoͤrde oͤffentlich angeſchlagen werben. Diefe Genehmigung ift zu verſagen, wenn 
dleſelben den Strafgeſetzen zumiberlaufen, perſonliche Verletzungen enihalten, oder wegen 
ihres irreligiaͤſen, unfittlichen ober aufreigenden Inhalts gefährlich erſcheinen. 

F. 6. Wer auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plaͤtzen oder an anderen oͤffent⸗ 
lichen Orten Preßerzeugnifſe ixgend einer Art ausrufen, verkaufen, ober vertheilen, oder 
dieſelhen durch Herumtragen in den Häuſern ohne Beitellung verbreiten will, bat Dazu 
porher die Erlaubniß der Ortspolizei⸗Pehoͤrde einzuholen, und ven ihm ertheilten Erlaub⸗ 
nißſchein, in welchem fein Name einzudrucken iſt, ſteis bei ſich zu führen. Dieſe Erlaub⸗ 
niß kann jederzeit zuruͤckgenommen werden, und iſt niemals Kindern im ſchulpflichtigen 
Alter zu ertheilen. 

F. 7. Contrabentionen gegen bie Vorſchriften von F. & und 6. 6 find mit 5 bis 
100 Rthlr. Geld oder 3 Tagen bis A Wochen Gefängnis zu ahnen. 

$. 8. Allles, was in gegenmwärtiger Verordnung in Bezug auf Preßerzengnifie und 
Druderein beftimmt worden ift, leidet in gleicher Weiſe Anwendung auf alle auf me- 
chaniſchem Wege irgend einge Art vorgenommene Bervielfältigungen von Schriften, bild- 
lichen Darftelungen mit over ohne Schrift, und non Mufifalien mit Text oder fonftigen 
Erläuterungen, und auf die Anftalten, aus welchen fie hervorgegangen find. 

6. 9. Unſer Minifterium des Innern ift mit ber Ausführung viefer Verordnung 
beauftragt. 

3. | Anzeige des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes ber würtembergifchen Landes = Verfammlung, 
daß er bemnädft sorichlagen werde, den Minifter des Auswärtigen in Anklage⸗ 
ſtand zu verfegen. i 
3.| Die würtembergifche Landes⸗Verſammlung vom A. bi8 26. vertagt, — um ber 
Finanz» Commilfion Zeit für ihre Vorarbeiten zu verfchaffen. 
3.| Raufhändel zwiſchen preußifchen und franffurter Solbaten zu Frankfurt a. M. 
Erwieſener Maßen durch demokratiſche Thätigkeit angezeitelt und genährt. 
Ouo v. Madai, Profeſſor ber Rechtswiſſenſchaft zu Gießen. 
+ Andreas Lindauer, Biſchof zu Budweis. 
Koͤniglich preußiſche Verordnung in Preß⸗Angelegenheiten. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen sc. ac. ha⸗ 
ben in Erwaͤgung, daß die unheilvollen Zuſtaͤnde, welche die Ruhe und Ordnung im 
Lande mit wachſenden Gefahren bedrohen, zum großen Theile nem Mißbrquch des Preſſe, 
16* 
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fo wie der Unzulaͤnglichkeit ver gegenwärtigen Preßgeſetzgebung, zuzuſchrelben find, daß 
daher die Aufrechthaltung der oͤffentlichen Sicherheit ein fofortiges Einſchreiten ver Or 
feßgebung dringend erfordert, Uns für verpflichtet erachtet, ſowohl die Zweifel, welhe 
über die Anwendung - einzelner die Preſſe berührenven gefeglichen Vorſchriften erhoben 
find, zu befeltigen, als auch der Verordnung über vie Preſſe vom 30, Juni 1849 vi 
unerläßlichften Ergänzungen Hinzuzufügen. Demgemäß verordnen Wir nach dem Un 
trage Unferes Stants-Minifteriums, auf Grund des Art. 63. der Verfaffungs⸗Urkund 
was folgt: | 

61. Die Poſt⸗Verwaltung Tann nach Umfländen die Annahme und Ausführung 
von Beftellungen auf Zeitungen und Zeitfchriften ablehnen; es wird dieſe Befugniß hut 
die Beftimmung des 6. 1. des Megulativs vom 15. December 1821 (Gefeh- Sammlung 
©. 215.) nicht ausgefchloffen. 

6. 2. Die Beftimmungen ver GeiwerbesOrbnung vom 17. Januar 1845 wegen E⸗ 
teilung und Zurücknahme ver zum Getverbebetriebe der Buch⸗ und Kunſthaͤndler, In— 
tiquare, Inhaber von Leih⸗Bibliotheken oder Lefe-Gabinetten, Verkäufer von Flugſchriftn 
und Bildern, Lithographen, Buch⸗- und Steindrucker erforverlichen beſonderen Crlaubrij 
der Regierung find als aufgehoben nicht zu betrachten. Demgemäß find dieſe Bein 
mungen auch auf biefenigen Gewerbtreibenden gedachter Art, welche ohne jene Erkuk 
niß den Betrieb des Gewerbes begormen Gaben, zur Anwendung zu bringen, jedoch mi 


der Mafigabe, daß denſelben zur nachträglichen Einholung der Erlaubniß eine Brit ii 


zum 1. Juli d. I. verftattet: iſt. 

6. 3. Die Verbreitung von Druckfchriften jeder Art, welche außerhalb des pruh 
ſchen Staates erſcheinen, kann von dem Minifter des Inmern verboten werben. Br 
einem folchen, ihm beſonders bekannt gemachten over Durch das Amtsblatt veröffentliätn 
Verbote entgegen, eine Druckſchrift verkauft, vertheilt, an Orten, welche dem Publks 
zugänglich find, auöftellt ober fonft verbreitet, wird mit Gelbbuße von 10 bis 100. 
oder mit Gefängnißftrafe von 14 Tagen bis zu einem Jahre beftraft. Die Staihr 
waltfchaft und deren Organe find verpflichtet, in biefen Faͤllen vie beireffenben Bliun 
sorläufig mit Beſchlag zu belegm. Die Anwendung ber, durch die Verbreitung I 
Schriften ftrafbaren Inhalts etwa verwirkten höheren Strafen, wird durch die Beſin⸗ 
nungen dieſes Paragraphen nicht ausgefchloffen. 

- 8. 4. Wer eine Beitung ober Zeitfchrift in monatlichen ober kuͤrzeren, wenn af 
unregelmäßigen Friſten herausgeben will, ift verpflichtet, vor ber Herausgabe eine Car 
tion zu beftellen. 

$. 5. Die Caution beträgt, wenn das Blatt mehr als dreimal in der Woche er 
fheinen fol, a) in Stänten, welche nach dem Gefeße vom 30. Mat 1820, wegen Em 
zichtung der Gewerbefteuer (Geſetzſammlung Seite 147.) zur erften Abtheilung gehira 
fo wie für alle Städte und Ortfchaften innerhalb eines zweimeiligen Umkreifes der ee 
zen, 5000 Thlr., b) in Städten ver zweiten Abthellung 3000 Thlr., c) in Staͤdten da 
dritten Abtheilung 2000 Thlr., d) an allen andern Orten 1000 Thlr. 

6.6. Für Zeitungen ober geitfchriften, welche dreimal oder weniger ald breima 
in dee Woche erfcheinen follen, wird die Kaution auf die Hälfte ver im 6. 5. feſtgeſch 
ten Summen beſtimmt. 

$. 7. Periodiſche Blätter, welche lediglich a) für amtliche Bekanntmachungen, h 
unter Ausfchließung aller politifchen und ſocialen Fragen. für rein wiſſenſchaftllche oda 
technifche Gegenſtände, Kamilien-Nachrichten, Anzeigen über Sffentliche Vergnügungen, 
über Verkaͤufe, über geftohlene, verlorene oder gefundene Sachen, und ähnliche Nachrich 
ten für den gewerblichen Verkehr beſtimmt ſind, bleiben von der Tautiong«Veftellung w 
freit. Iſt indeſſen wegen des Inhalts eines diefer periobifchen Blatter nach ben Deftin 
mungen der Verorbnung über die Prefie vom 30. Juni 1849 auf Strafe zu fen 
fo iſt das Urtheil gleichzeitig gegen ven Herausgeber auf Beftellung einer Gautin 3 
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richten. Die Beftellung der Kaution, deren Höhe ſich nad) ven Beftimmungen ves 6. 5. 
richtet, muß innerhalb dreier Tage nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntnifſes fol 
gen, ohne daß es dazu einer beſonderen Aufforderung bevarf. 


6. 8, Die Eaution muß bei der General⸗Staats⸗Caſſe oder einer Seglerungs-Gaupte 
Gafie in baarem Gelve eingezahlt werben, und wird mit vier vom Hundert verzinft. Die 
Zurüdzahlung der Kaution darf nicht früher erfolgen, ald nach Ablauf von 6 Monaten, 
von dem Tage an gerechnet, an welchem das letzte Blatt ver betreffenden Zeitung ober 
Zeitſchrift erſchienen ift, und nicht anders, als gegen eine Befcheinigung ver Staats⸗An⸗ 
waltſchaft, daß eine Verfolgung wegen des Inhalts der Zeitung oder Zeitſchrift nicht 
im Gange iſt. 


$. 9. Der Verpflichtung zur Gantiond- Veſtellung unterliegen auch die Herausgeber 
der jetzt beſtehenden, im F. 4. genannten Zeitungen und Zeitſchriften. Es wird ihnen 
jedoch zur Beſtellung der Caution ein Zeitraum von vier Wochen, vom Tage der Pu⸗ 
blication dieſer Verordnung an gerechnet, gewährt. 


F. 10. Iſt wegen des Inhalts einer cautionspflichtigen Zeitung ober Zeitfchrift 
auf Strafe erfannt, fo haftet die beftellte Caution vorzugsweiſe vor allen anderen For⸗ 
derungen für die Geloftrafen und Unterſuchungs⸗Koſten, ohne Rückſicht auf bie Perfon 
des Verurtheilten. Die Strafen und Koften tverden, wenn ber Nachweis ihrer Zah⸗ 
lung nicht innerhalb 8 Tagen nach eingetretener Rechtskraft des Urtheils geführt wird, 
aus der Caution entnommen. 


F. 11. Tritt wegen des Inhalts einer Zeitung und Zeitichrift, gleichviel, ob fie 
son Anfang an cautionspflichtig war, oder die Gaution erft in Folge richterlicher Be⸗ 
flimmung geftellt if, auf Grund der 66. 13, 14, 16-— 24 (incl.) der Verordnung vom 
30. Juni 1849 zum zweitenmale eine Beruribellung ein, fo Hat der Richter mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die Schwere des begangenen Verbrechens ober Vergehens, neben ver dafür zu 
erfennenden Strafe, die Caution ganz oder mindeſtens zum zehnten Theil für verfallen 
zu erflären. Bei der dritten Verurtheilung auf Grund der genannten Paragraphen der 
Verordnung vom 30. Junt 1849, muß jedesmal die ganze Gaution für verfallen erklärt 
werben; auch kann außerdem das fernere Erfcheinen der Zeitung ober Zeitfchrift unter« 
fagt werben. Die neue Beftellung ver Gaution ober deren Ergänzung muß innerhalb 
dreier Tage nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntniffes erfolgen, ohne daß ed dazu 
einer befonderen Aufforberung bebarf. 


F. 12. Wer eine Zeitung over Zeitfchrift herausgiebt, verlegt oder brudt, bebor die 
erforverliche Caution beftellt oder ergänzt, orer nachdem das fernere Erſcheinen berfelben 
unterfagt ift ($. 11.), wird mit einer Geldbuße von 50 bis 200 Thahlern oder mit 
Gefaͤngniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren beftraft. Die nämliche Strafe trifft 
venjenigen, welcher eine Seitung over Zeitfchrift verkauft, vertheilt, oder an Orten, welche 
dem Publikum zugänglich find, ausftellt ober fonft verbreitet, nachbem das Lirtheil, wel⸗ 
ches das fernere Erfcheinen verfelben unterfagt, ihm beſonders bekannt gemacht, oder durch 
dad Amtsblatt veräffentlicht if. Die Stants- Anwaltfchaft und deren Organe find ver⸗ 
pilichtet, die betreffenden Blätter überall, wo fie folche vorfinben, fo wie bie zur Verviel⸗ 
fältigung beftimmten Platten und Formen, vorläufig mit Beſchlag zu belegen. In bem 
Strafurtheil kann zugleich auf Vernichtung der Blätter, Platten und Born erfannt 
werben. 

$. 13. Den Zeitungen ober Zeitfchriften ftehen lithographirte oder auf irgend eine 
andere Art vervielfaͤltigte Schriften gleich, welche in monatlichen oder kürzeren, wenn 
auch unregelmäßigen Friſten erfcheinen. 

6. 14. Die in den 66. 3 und 12 dieſer Verordnung vorgeſehenen ſnafſbaren Hand⸗ 
lungen gehoͤren nicht zur Competenz ber Schwurgerichte. 
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6.| Verfügung des K. preußiſchen Minkkeriums an ſammtliche Regferunge- Prien 


und Ober» Poft-Dirertoren. 


Durch einen Theil von Zeitungen und Zeitfchriften wird bie Freiheit der Prfi 
ohne Scheu in einer Weiſe ausgebeutet und gemißbraucht, die der Sicherheit, ber gun 
Ordnung und der Wohlfahrt des Staats Gefahren mannigfacher Art bereitet. Inden 
fi diefe Blätter eine, auf den Umſturz alles Befſtehenden gerichtete Tendenz geftellt - 
ben, find fie Durch Erdichtung oder Entſtellung von Thatſachen amd darch freche Pıl- 
mik bemüht, Treue und Ehrerbietung gegen den König zu erſticken, Mißvergnügen mi 
der Verfaffung und ven Einrichtungen des Staats zu verbreiten, zut Begehung frıf 
barer Handlungen und zum Ungehorfam gegen die Geſetze, wie gegen die Andronunge 
der Megierung aufzufordern, den Sffentlichen Frieden durch Aufrelzung der Staats Un 
gehörigen zum Safe und zur Verachtung gegen einander, zu ſtoͤren, und die Brunfik 
der Moral und der Religion za ımtergraben. 

Diefe Höstwilligen Beftrebungen haben in dem, burch eine unrichtige Auffaflung un 
Anwendung ver Beftimmungen des Regulativs über die Verwaltung des Zeitungäwefnd 
vom 15. December 1821 Hegünftigten Vertrieb der Blätter durch die Poft-Anftalten cin 
weſentliche Erleichterung erfahren. 

Nachdem durch die Verordnung vom 3. Juni c. außer Zweifel geſtellt worden ik 
daß die darin dem Publicum eingeräumte Bequemlichkeit, Zeitungen und Journde x. 
bei den Boft-Anftalten zu beftellen, keinesweges in fich fchließt, daß die Beſtellungen ui 
Zeitungen und geitfchriften jeder Art feitend der Poft-Anftalten unbedingt angenommen 
und ausgeführt werben müßten, hat das K. Stasts-PWinifterkum es Im Interefle der al 
" gemeinen Wohlfahrt als unerläßlich erachtet, nicht ferner zu geftatten, daß die Skutt 
Trandport-Anftalt dazu diene, durch den Vertrieb und Abſatz bon Zeitungen und ir 
Schriften — ein überhaupt ver Natur und Beſtimmung dieſer Anſtalt an ſich ganz fra 
Commiſſions⸗Geſchäft — die Ausfant renolutionatrer Ideen zu begünſtigen, wäh 
ſelbſt den Privat-Berfonen die Verbreitung von Drndiichriften viefer Art Hei rigenn fr 
antwortlichkeit unterfagt ift ($. 12 der Verordnung vom 30. Juni 1849). 

Da der Zeitpunkt ganz nahe tft, wo bei den K. Poſt⸗Comptoirs die Veſtellungen 


auf Zeitungen und Beitfchriften für das 3te und Ate Quartal des daufenven Jahrd m 
folgen müffen, fo werden Ew. veranlaßt, behufs der Ansfahrung jener Maßregel une 


weilt mit einander in Communication zu treten. ’ 


Sie, der Herr Regierungs-Präfident, werden die Innerhalb des dortigen Regierung | 


Bezirks erſcheinenden Beitungen und Zeitfchriften ermitteln, welche jene flrafbart, ge 
bäffige und der Stantö-Negierung feindſelige Tenvenz verfolgen, und biefelben flag 
dem Herrn Ober⸗Poſtdirector bezeichnen. 

Sie, der Herr Ober⸗Poſtdirector, haben es demnaͤchſt zu veranlafien, daß feine dr 
ſtellung mehr auf eine derartige, von dem Herrn Heglerungs-Präfidenten bezeichnete Jr 
tung ober Beitfchrift von den Poft-Anftalten Ihres Bezirks angenommen, und fein cu 
anberen Ober-Boft-Direetiomd Bezirken an bie Poſt⸗Anſtalten Ihres Bezirks gelangen 
Beftellung mehr auögeführt werde. 

Vebrigend wird durch bie gegenwärtige Anorunung in den beſtehenden Einrichtung, 
wonach Zeitungen und Zeitſchriften in das Ausland debitirt, nach Maßgabe des Ar 
lativs vom 35. December 1821 $. 2 unter Kreuzband bezogen, auch in beriählofent 
Briefen oder Paketen zu den gefeßlich beſtehenden Poftfähen verſendet werden fünnt 
auch in Betreff ver oben bezeichneten Zeitungen und Beitfehriften nichts geaͤndert. 

Was die von dem Poft-Vertrich auszufchließenden Zeitungen und Zeitſchriften wi 
Auslandes anbelangt, fo wird darüber befondere Verfügung ergehen. 

Sie wollen und binnen 14 Tagen ein Verzeichniß berjenigen Zeitungen und Je 
ſchriften sc. einreichen, deren Beſtellung bei den RPoſt⸗Anſtalten Sie zu inhibiren hia⸗ 
nach für erforderlich erachtet Haben: Ä . 2 
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Solten Maclausatiouen gegen Ihre Anordaungen eingehen, jo wird auf vieſelben von 
Hier aus entſchieden werden. Einſtweilen bleiben Ihre Derfügungen maßgebend. 


7.1 Kaiferlich oͤſterreichiſches Patent wegen Wegfalld ber Zoll⸗Linie zwiſchen Ungarn, 
Siebenbürgen u. |. w. und dem Ueberreſte ber ‘Monarchie, vom 1. October 
1850 ab. 


7. Nachdem man mittelſt des politiſchen Mikroskops im ſüdlichen Deutichland eine 
Großmacht entdectt hat, iſt — vermuthlich auf demſelben Wege — ein nord⸗ 
weſt⸗deutſches Staaten⸗Syſtem gefunden worden, wie das auszugsweiſe folgende 
Schreiben des K. hannoverſchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
an bie Grh. oldenburgiſche Regierung und bie Senate von Hamburg und Bre⸗ 
men zeigt. 

Wir Haben die Ehre gehabt, Ew. mittelſt ergebenſten Schreibens vom 8. Februar 
d. 3. eine am 21. deſſelben Monats an bieffeitige K. Gefanptfchaft in Berlin erlaffene, 
und durch Iegtere dem K. preußifchen Miniſterium ver a. U. officiell mitgetheilte Verfü⸗ 
gung zur Kenntniß zu bringen, welche die motivirte Erklärung der K. Regierung ent⸗ 
halt, daß fie ihre Beziehungen zu dem Vertrage vom 26. Mai 1849 als völlig gelöft 
betrachten, und ihr Verhälnig zu den Theilnehmern veffelben auf die Grundlage des deut⸗ 
ſchen Bundes zurüdgeführt anſehen mäfie. 

Mir Haben uns erlaubt, in nen vorfiehenden ganz ergebenften Bemerkungen auf die 
eingetretene völlige und ganz entſchiedene Trennung des hiefigen Königreichs von jenem 
Vertrags⸗Verhaͤltniſſe, um deswillen aufnerkfam zu machen, weil die Beziehungen, welche 
durch geographifche Lage, wie durch vielfach ineinandergreifende nachbarliche und gemein⸗ 
fame Interefien zwiſchen dein Königreiche und dem größten Theile ver 2c. Rande unaufs 
löslich begründet find, der Regierung S. M. des Königs eine offene Darlegung ihrer 
Auffaflung und ihrer Entfchließungen Hinfichtlich ver veutichen Berfaffungs» Angelegen- 
heit, dem ac. hoben Senat gegenüber, zur Pflicht machen. Die Müdlichten, welche 
dazu Anleitung geben, find Feine anderen, als die, welche uns beſtimmten, dem 20. unter 
dem 13. Juni v J. den Abfchluß des Vertrags vom 26. Mai, das betreffende Schluß⸗ 
Protocol mit der darin vorbehaltenen Erklärung, und einer erläuternden Denkſchrift vom 
1. Juni v. 3. mitzutheilen, und vemfelben damals, wie jeht, die Stellung Hannovers zu 
einem Vertrags⸗Verhaltniſſe offen darzulegen, deſſen praftifcher Werth Fir Oldenburg 
und die Hanfeftäpte ohne eine, durch den Nichtbeitritt der ſüddeuiſchen Staaten unmög« 
lich geworbene, fernere Thellnahme Hannovers kaum unumwunvener anerkannt, noch ent⸗ 
ſchiedener dargelegt werden Tann, ald in einer zur öffentlichen Kenntniß gelangten Ver⸗ 
Handlung der zu Berlin verfammelt gebliebenen Regierungs⸗-Bevollmächtigten vom 23. 
Februar d. 3. geſchehen tft, wie benn auch die Entfernung Hannovers bon bem durch 
die Umflände völlig veraͤnderten Bindniß⸗Wertrage vom 26. Mai, eine wuͤrdigende Be⸗ 
rüclſichtigung im der, durch Die oͤffentlichen Blätter ebenfalls bekannt gewordenen Erflä« 
zung gefunden hat, welche die Orh. oldenburgiſche Regierung unter dem 25. März d. J. 
über die dortigen Beziehungen zu dem beabſichtigten engeren Bundes⸗Staate an den all» 
gemeinen Landtag des Großherzogthum hat ergeben laſſen. 

Die K. Megierung vermag ſich der Anſicht nicht zu entſchlagen, daß biefelben 
Gründe territorialer Belegenhelt und eigenthämlicher, theils innig verzweigter, theild con» 
curvirender Zuterefien, weiche für Oldenburg und die Hanfekäbte, in Grnangelung einer 
Weilnahme Gensonerd an ber beabſichtigt geweſenen Bundesſtaats⸗Vorfaffung, ven Vor⸗ 
behalt ſelbſtſtandiger Geſetzgebung in Zell⸗, Handels⸗ und Verkehrs⸗Angelegenheiten, der 
volkerrechtlichen Vertretung, und des Rechts ver Verträge, zu Wege gebracht haben, daß 
eben diefe Gründe dem sc. die Meberzeugung getvähren müflen, wie ben wichtigflen Bes 
bürfnifien und Intereiten des weſtlichen Narddauiſchlands in hefsisdigenper Weiſe nicht 
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anders zu genügen fehn werde, ald wenn bie genannten Staaten bei ber eingeleitete 
Umgeftaltung der Verfafiung Deutſchlands im gemeinfchaftlichen Einverſtaͤndniß mit Han- 
nover zu Werke geben. 

Bon dieſer Anficht geleitet, glaubt die K. Negierung zugleich ven eigenen Wün- 
fehen des 20. zu entiprechen, indem fie durch die gegenwärtige Mittheilung eine jede etwaige 
Ungewißhelt über dad Verhältniß Hannovers zu ber bißlang projectirten Tinion zu ent 
fernen fich beeilt, und indem fie, um jedes Hinderniß eines freunnnachbarlichen Einver⸗ 
nehmens zu befeitigen, fich bereit erklärt, dem ac. hohen Senat eine nähere Mittheilung 
bon den dieſſeitigen Unfichten über die Reviſion der Bundes⸗Verfaſſung zu machen. 

Je offener die K. Regierung, ihren verehrten Verbündeten gegenüber, bierunter zu 
Werke zu gehen fich bewußt ift, um fo zunerfichtlicher glaubt fie aber eine gleich offene 
Erflärung darüber erwarten zu dürfen, wie, unter Berückſichtigung ver oben hervorge⸗ 
hobenen Umflände, das Verbältnig Hannover zu der K. preußifcherfeits intendirten 
Union von bem sc. beurtheilt, und ob ac. bereit feyn wird, über bie weitere Behandlung 
der deutſchen Verfafſungs-⸗Angelegenheit eine nähere Verſtaͤndigung mit ver K. Regie 
rung eintreten zu lafien. 

Indem wir dieferhalb einer bafogefälligen Rüdäußerung entgegenfeben, erlauben wir 
und jchließlich die ergebenfte Bemerkung hinzuzufügen, daß wir und verpflichtet erachtet 
haben, die gegenwärtige ergebenfte Mittheilung zur Kenntniß der K. preußifchen Regie 
rung zu bringen, und ergreifen vie Gelegenheit ıc. 


Die kurheſſiſche Stände-Berfammlung lehnt den vorgelegten Geſetz⸗Entwurf, wegen 


Emiffion verzinslicher Staats⸗Schuldſcheine und unverzinslicher Kaffenfcheine, ab 

Diefelbe Berfammlung befchließt, die Regierung aufjuforbern, daß fie von dem 
Minifter Haflenpflug — welcher 1832 — 1837 zwei Minifterien zugleich vor 
geftanden, und das Gehalt für beide Stellen empfangen hatte, — nötbige 
Falles im Rechtswege die Summe von 9,1663 Thlr. und 8,3334 Thlr. wie 
ber einziehe. 

Das Gefchwornen-Gericht zu Mainz verneint in dem großen Freiſchaaren⸗Proceſſe 
fämmtliche ihm vorgelegte Thatfragen, und rechtfertigt fo die Zuverficht ber 

"Demokratie, welche ein freifprechendes Urtheil als gewiß vorbergefagt hatte. 

7 v. Raub, K. preußifcher General-Lieutenant und General-Abjutant S. M. des 

Königs, zu Berlin. 

Das proviforifche Fürften-Collegium der Unions⸗Staaten conftituirt fich unter dem 
Vorſitze des einfimeiligen*) preußifchen Bevollmächtigten, Geh. Leg. Rathes 
v. Sydow. Derfelbe teilt der Verfammlung folgenden Erlaß S. M. des Kö- 
nigs mit: „Ich babe für die Ausübung der Mir als proviforifchem Vorſtande 
der deutſchen Union zuſtehenden Befugnifle, foweit fih dieſelben auf Berfaffungs- 
Angelegenheiten und Yegislative Vorarbeiten zur Vorlage beim nächſten Parla⸗ 
mente ıc. beziehen, Meinen Staats⸗Miniſter, Freiherrn v. Manteuffel, und fos 
weit es fich dabei um Vertretung ber Unions⸗Angehörigen im Auslande, wie 
um Herbeiführung ber Anerfennung der Union, im Berhältniffe zum beutfchen 
Bunde und im Auslande handelt, Meinen Stants-Minifter, Freiherrn v. Schleinig, 
im Sinne ber barüber in ber dritten Sigung ber Eonferenz ber verbünbeten 
beutfchen Regierungen vom 13. 9. M. getroffenen Verabredung, auf die Dauer 


2) Bum wirklichen Bevollmächtigten und Vorfifenden iſt GeLt. v. Rabowitz ernauut. 
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des gegenwärtigen Proviſoriums, mit den erforberlichen Aufträgen verfehen. In⸗ 
bem Ich Sie hiervon in Kenntniß feße, ertheile Ich Ihnen zugleich die An⸗ 
weifung, dem proviforifchen Fürften-Colfegium der Union darüber entſprechende 
Mittheilung zu machen.‘ 


12. | Interpellation in der zweiten Kammer des Königreichd Hannover: „Rann und 
wird bie hannoverifche Regierung einen Einfluß geltend machen, um dem Ver⸗ 
faſſungsbruche im Königreich Sachfen zu feuern?" 


12. | Die 8. hannoverſche Gefandifchaft zu Berlin theilt dem preußifchen Miniſterium 
ber a. 9. das unterm 7. Juni an Ofdenburg, Hamburg und Bremen gerich- 
tete Schreiben mit. 


12. | Auflöfung der kurheſſiſchen Ständes-Verfammlung, bevor eine Berathung und DBe- 
Ihlußnahme über das Budget für 1850 möglich geweſen. Nah $. 147 ver 
Berfaflung fonnten mithin die Steuern bis zum 30. Juni forterhoben werden. 


12.) + Dr. Sriebrich Petri, Furheffifcher Kirchenrath, zu Fulda. 


13. | Die Friedens » Unterhandlungen zwifchen Deutfchland und Dänemark beginnen zu 
Berlin aufs Neue. 


13. | Auslieferung des berüchtigten Bafınin von der K. fächfifchen an die K. K. öfter: 
reichiſche Behörde. 


13, | Antwort der Grh. oldenburgifchen Regierung auf das Schreiben des K. hanno- 
verichen Minifteriums der a. A. vom 7. Juni. 

In dem gefälligen Schreiben Eiv. vom 7. d. M. haben wir gern einen erneuerten 
Beweis freundnachbarlicher Gefinnung verehrt, und verfehlen nicht, unter Bezeugung un⸗ 
ferer Danfverpflichtung für die darin enthaltene offene Mittheilung der bortfeitigen An⸗ 
ficht über die Stellung des Königreichd Hannover zu den übrigen, im Mai v. 3. ver 
bünbeten Staaten, auch unfererfeits in Folge des bieferhalb geäußerten Wunfches mit 
derjelben Offenheit vie vieffeitige Anficht Ew. ganz ergebenft darzulegen, Indem wir und 

dieſer Gelegenheit nur freuen Fönnen, mit gewohntem Vertrauen einen aufrichtigen Mei⸗— 
nungs⸗Austauſch über den gegenwärtigen Stand der gemeinfamen deutſchen Angelegen- 
beiten, fo siel an uns iſt, mit herbeizuführen, und zu ver höchſt nothwendigen alljeitigen 
Berftändigung nach Kräften beizutragen. 

Wir Haben ed nun zunächft aufrichtig zu beklagen, daß die Anfichten ver K. hohen 
Staatö-Regierung, wie diefelben in dem geehrten Schreiben auögefprochen, von denjeni⸗ 
gen, zu welchen vie hiefige Regierung fich bekennt, in wefentlichen Punkten jehr ver 
ſchieden find. 

Sie vermag vornehmlich die in dem geehrten Schreiben zufammengeftellten Andeu⸗ 
tungen, wonach von ihr und dem übrigen Verbündeten die K. hannoberfche Regierung 
nicht ferner ala Mitglied des Vertrags vom 26. Mai 1849 angefehen fehn ſoll, ald 
Gründe zu diefer Annahme durchaus nicht anzuerkennen. Sie ift vielmehr der Ueber- 
zeugung, daß alle Thatfachen und Erklärungen gegen diefe Annahme fprechen. 

Wir erlauben und, diefe Andeutungen einzeln kurz zu berühren. 

Dad eine Aufforderung zur ferneren Betheiligung ver K. Megierung an ven Ver⸗ 
handlungen felt höchftihrer Erklärung vom 21. Februar d. I. nicht erfolgte, hatte feinen 
natürlichen Grund wohl eben darin, daß dieſe Bethelligung als eine übernommene Ver⸗ 
pflichtung ſich von ſelbſt verſtehe, an welche zu mahnen gern vermieden werben mochte. 

Was die berliner Zufanımenkunft betrifft, fo ift die hieſige Megierung zwar nicht 
ſpeciell non ven. befonderen Gründen unterrichtet, welche hie Krone. Preußen bei ven Dazu 
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. ergengenen Einlabungen geleitet haben, allein fie darf Die Vermuthung für richtig hal⸗ 
ten, daß die Zufammenkunft nur deshalb flattfann, weil gerade durch das entſchieden ab⸗ 
wehrende Verhalten Hannovers die Lage ver Verbündeten eine folche geworden war, daß 
eine Beiprechung der an dem Bündniſſe feſthaltenden Fürften und Regierungen nett: 
wendig wurde. Wir werben andererfeitö nicht erft darauf hinzudenten brauchen, daß ver 
Nichteinladung ©. M. des Königs von Hannover, bei den einmal ausgeſprochenen 9 
finnungen, eine rüdfichtövolle Abficht unterliegen Eonnte. 

Hinfichtlich der weiter beigefügten Erwähnung, daß eine Rücktritts-Erklärung ned 
bei der Eröffnung des berliner Congreſſes von der Krone Preußen würde entgegen gr 
nommen fen, wird Die Erwähnung genügen, daß vie Möglichkeit einer ſolchen Erklärung 
fih nur darauf beziehen Tonnte, Daß ed auf die Annahme der revidirten Reich Verf 
fung anfam, indem bie Revifiond-Abänderungen bekanntlich von der Zuftunmung fünmt: 
licher Negierungen abhängig gemacht waren. 


Wenn das geehrte Schreiben ferner auf das berliner Conferenz=Protocoll sm 
11. Mai d. 3. Bezug nimmt, wonach die in Wien abzugebenben Erklärungen „Tümmnt: 
lichen anderen deutfchen Megierungen‘ mitgetheilt werden follten, und aus dem Umflant, 
daß die K. preußifche Regierung diefe ihre Erklärung auch ver K. hannoverſchen Regie 
rung mitgetheilt hat, folgern will, daß Hannover, ald außerhalb des Bünpniffes ftehm, 
betrachtet feh, fo dürfte dieſe Folgerung vor der Erläuterung ſchwinden, daß jene Cie 
rungen eben allen veutfchen Negierungen (neben Defterreih) ohne Ausnahme, je # 
direct, oder im Verwaltungs-Rathe, oder etwa auch auf dem franffurter Congreſſe, pr 
nächft aber gerade ben verbündeten Negierungen, zur vollftändigen Kenntniß gebt 
werden follten. 

Was ſodann den Ausfpruch betrifft, vaß mit dem I. Juni d. I. die Dauer ii 
einen Jahres ihr Ende erreicht habe, für welche die Verabredungen vom 26. Mai 1 
getroffen worden, fo fann dieſer Ausfpruch wohl nicht unbedingt gemeint fen. Im 
was die Reichs-Verfaſſung, mithin der Haupt-Gegenftand des ganzen Bündniſſes, ur 
langt, fo ift im Art. IV: die Verpflichtung, dem deutſchen Volke eine folche zu gehn, 
und zu dieſem Ende den vereinbarten Entwurf famut Wahlgefeß einer nad Najoehe 
eben dieſes Entwurfs zu berufenden Reichs-Verſammlung vorzulegen, ganz allgeme, 
und ohne irgend welche Zeitvauer von fämmtlichen verbündeten Megierungen übemet- 
men worden. 

Die in dem gefälligen Schreiben ferner. in Betracht "gezogenen dieſſeitigen Wußt 
rungen im Berwaltungd-Rath (am 23. Februar d. I.) und auf dem hiefigen allgem 
nen Landtage (am 25. März d. 3.) fußen fänmtlich gerade auf ver ausdrücklichen Ver— 
ausfegung, daß Hannover, wie auch Sachſen, als rechtlich im Bündniſſe begriffen und 
verbleibend anzufehen feyen, und betreffen nur die Zwifchenzeit, wo beide Staaten, be 
fonders Hannover, fich fartifch won demſelben noch entfernt halten würden. Det dabei 
als möglich gedachte Fall, daß entweder die Gewalt äußerer Ereigniſſe, oder ein liſender 
Spruch des proviſoriſchen Bundes ⸗Schiedsgerichts dazwiſchen treten koͤnnten, iſt nic! 
eingetreten. Jene Erklärungen beurkunden zugleich den Werth, welchen Olbenburg der 
anf Iegt, den Weg ber deutfchen Meugeftaltung mit Hannover in erſprießlichem Eine 
nehmen zu burchichreiten. | 

Wir würden hiermit unfere ergebenſte Erwiederung ſchließen können, wenn wir nicht 
glaubten, in Veranlafſung einiger, in dem und vorliegenden geehrten Schreiben enthalt: 
nen, allgemeinen Andeutungen, auch noch der Pflicht genügen zu müſſen, über einige 
weitere Haupt⸗ Geſichtspunkte uns offen auszufprechen, bon welchen bie Regierung 6.8. 
5. des Großherzogs bei ber obſchwebenden großen Frage der Verfaſſung Deutfehland? 
ausgegangen ft, und wobei zu behnrren fie auch jet noch für echt und Nothwen⸗ 
digkeit Hält. 

Die tiefer liegenden inneren Grümte, welche die K. hanmeverſche Regierung ſeit dem 
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Beginne dieſes Iahred von dem Bünbniffe und deſſen folgenechten Befltebungen mehr 
und mehr entfremdet haben, muß bie dieſſeitige Megierung fich zwar befcheinen, nicht ge= 
nügend ermeflen zu koͤnnen; jebenfall3 vermag fie nicht, wie wir zum Theil bereits im 
Vorſtehenden anzudeuten und erlaubt haben, dieſe Gründe, foweit fie ihr befannt gewor⸗ 
den, fih zu eigen zu machen. Die Gründe, welche Oldenburg betvogen, dem Bünpniffe 
beizutreten, find unverändert biefelben geblieben, welche es auch jet noch bei demſelben 
verharren laffen. Es galt damals, wie jeht, die Erfüllung des erkannten und anerkann⸗ 
ten Bebürfniffes der deutfchen Nation nach einer lebendigen und Fräftigen Einigung, und 
die Verwirklichung der jowohl von der Bundes⸗Verſammlung, als von den einzelnen 
Megierungen offen andgefprochenen Berbeißungen, und zwar felbft mit denjenigen gleich- 
mäßig zu bringenden Opfern, welche viefer Zweck und ein definitiver, rechtsbegründeter 
Zuſtand erheiſchen. 

Die Grh. Regierung hat es ſeiner Zeit mit wahrer und dankbarer Genugthuung 
erkannt, daß dies auch das Ziel ver K. hannoverſchen Regierung bei Eingehung des 
Bündniffes vom 26. Mai v. J. war. 


Daß dies auch noch jept Ihr Ziel fey, darf fie mit Befriedigung aus dem ganzen 
Zufammenhange des geneigten Schreibens vom 7. d. fehlleßen; Hannover Hat vie geeig⸗ 
netften Mittel, die zu dieſem Ziele führen Eönnen, erfannt und gutgeheißen. Daß, und 
weshalb jet dieſe Deittel nicht mehr die rechten ſeyn ſollten, hat Hannover weder aus⸗ 
gefprochen, noch koͤnnte ſolches aus den Umftänven erklärt werben. Denn die Umflände 
haben fich feit 1849 nicht fo wefentlich verändert, Daß, was damals ald gut und recht 
erfannt wurde, nicht auch 1850 noch gut und recht fenn follte. Nur infofern mögen 
ſich allerdings die Öffentlichen Zuftände feit einem Jahre anders geftaltet haben, als vie 
Nation augenblicktlich zumartet, ob ihren anerfannten Bebürfniffen vie verheißene Be⸗ 
frievigung durch die Regierungen werden foll, oder ob fie abermals die Erfüllung jener 
Verheißungen durch ungeregelte Erfcjütterungen von Innen und Außen in bie Sand bed 
Zufalls geſtoßen ſehen muß. 

Blickt man auf den Verlauf der letzten zwoͤlf Monate zurück, ſo iſt nichts geſche⸗ 
hen, was zum Aufgeben des begonnenen Werkes berechtigen könnte, am wenigſten deſ⸗ 
fen erſte Gruünder ſelbſt. Die bekannten Vorbehalte Hannovers und Sachſens vom 28. 
Mai v. J. bezogen ſich auf die Oberhauptsfrage, auf welche beide Hohe Regierungen 
zu ſeiner Zeit, d. h. nach den Worten der Vorbehalte ſelbſt, zur Zeit des verſammelten 





Reichstags, zurückkommen zu müſſen glaubten, um dann etwa zu anderweiten Verhand⸗ 


fungen zu gelangen. 

Es ift vieler Zeitraum aber nicht abgewartet, ſondern fehon die Anſetzung und bie 
Berufung der Reichs-Verſammlung ald Grund des Abwendigwerdens vom Bündniffe 
bezeichnet worden. 

Es ift ferner der Zutritt oder doch wenigſtens die Bewilligung aller Bundes⸗ 
ftanten zu der engeren Verbindung, nachträglich zur conditio sine qua non erhoben 
worden, obgleich ſelbſt diefe Bewilligung bon Seiten Oeſterreichs gleich vom Anfang an 
gar nicht zu erwarten, und der alsbaldige Zutritt mehrerer der anderen Bundesſtaaten 
damals ebenfalld noch außer aller Berechnung mar. 

Daß trotzdem Hannover und Sachen dad Werk gründen und aufbauen halfen, ließ 
ar erfennen, daß dabei an ein Geltendmachen jener Voraudfegungen, ald eigentlicher Be⸗ 
dingungen des zu beginnenden Verſuchs, nicht gedacht ſeyn konnte, indem Die fonft ber 
Stellung einer unmöglichen Bebingung gleichgefonmen wäre, eine Annahme, welche 
ſchon der einfache gute Glaube ausfchliegen muß. 

Mußten daher beine hohe Regierungen von Aufang an vorausfehen, daß Oeſter⸗ 
reich nicht eintoilfigen, und daß einige andere Regimungen nicht fofert beitreien würden, 
fo konnten Hoͤchndieſelben nicht dadurch überraſcht werden, daß bie übrigen Verbündeten 
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ſich nicht abhalten ließen, auf dem vertragämäßig betretenen Wege comfequent fortzu⸗ 
fhreiten, und den vereinbarten Verſuch getreulich bis zu Ende fortzufeßen. 

Eben fo wenig Eonnten biefe Hohen Regierungen darin eine Ueberraſchung ober 
Verlegung finden, daß in Verfolg des Buͤndniſſes der dadurch eingefeßte Verwaltunge⸗ 
rath feiner Aufgabe nachkam, und die zur Erreichung des Zweckes des Bündniſſes vor: 
geſehenen und ſpeciell vorgeſchriebenen Geſchaͤfte wahrnahm, wozu ausdrücklich „bie Raß⸗ 
regeln behufs Berufung des über die Verfaſſung beſchließenden Reichstags und Leitung 
der Verhandlungen deſſelben“ gehörten. 

Wenn der K. hannoverſche Beuollmächtigte fich aber dennoch von ven Verhandlur⸗ 
gen des Verwaltungs⸗Raths zurücd z0g, fo vürfte dazu Fein Grund, mithin aud fein 
Berechtigung vorgelegen haben. Die von der K. Staatöregierung bei dieſer Gelegenheit 
aufgeftelften Gründe betrafen weniger vie Sache, ald beiläufige Formen nach individuell 
Auffaffung. Höchftviefelbe mußte ald fortwährenn verpflichtet gelten, an ber vorttage⸗ 
mäßigen Wirkſamkeit des Verwaltungsrath3 Theil zu nehmen, wo nicht, fi hiefke 
auch ohne hoͤchſtihr Zuthun gefallen zu laflen. 

Alles was Hannover zugeflanden werben Eönnte, würbe feyn, daß wegen der Ober: 
hauptöfrage neue Verhandlungen eintreten, und in Bolge deren dem Parlamente nur 
Borlagen gemacht würden. 

Diefes Parlament zu beſchicken, war die K. hannoverſche Regierung nach biefleti 
ger Anficht vollkommen verpflichtet und ift es noch. 

Erſt auf dem von allen verbündeten Staaten befchidtten Parlamente konnte ed fd 
zeigen, ob und inwiefern in dem bis zu Ende vurchgeführten Verſuche des Buͤndnißwe— 
kes die Kraft des Gelingens liegen, und ob die Wirkung ver Anziehung auch auf ie 
noch nicht fofort beitretenden Staaten fich entfprechenn und wohlthätig bewähren werk 

Nach dieffeitiger Auffafiung Hat fonach die ganze Frage für die Königreiche Sans 
ver und Sachfen nur eine Frage ver Zeit und ver Zeitgelegenheit ſeyn können. Erſchn 
aber auch vie Zeit allmälig weniger gefpannt, und ließen die äußeren Erfchütterungn 
nach, welche ven Verſuch zuerft ins Leben gerufen hatten, und zwar hauptfädlid n 
Folge dieſes DVerfuches, deſſen Wirkung fich alfo fofort als wohlthätig erwies, fo mt 
der Augenblick gerade für Die Ausführung eines fichern Baues entſchieden günflig, ım 
es wurde um fo dringender, Feine Zeit zu verlieren. | 

Sollten aber einzelne Staaten, zumal Hannover und Sachfen, ven Verfuch vor Wr 
ner wirklichen Erprobung beharrlich einfeitig aufgeben wollen, und dadurch fein Gelingm 
ftören ober ins Unberechenbare hinausfchieben, fo würde das leicht eine Schul heul 
beſchwoͤren, vie dad Vaterland, ftatt e8 auf ven Weg der Vereinigung und Verſoͤhnung 
zu führen, zunächft an den Abgrund bahnloſer Verworrenheit treiben koͤnnte. 


Es wird dagegen nicht eingewanbt werden Tönnen, daß durch das zu Münden am 
27. Februar d. I. gefchloffene Bündniß ver Weg der befferen Einigung eingeſchlegen 
worden ſey. Die 8. hannoverfche Regierung felbft fcheint venfelben, mit den von Gei⸗ 
ten des K. K. oͤſterreichiſchen Cabinets daran als unerläßlich geknüpften Bedingungen, 


nach den uns neben dem gefälligen Schreiben vom 6. April d. J. gemachten Ritthe⸗ 


fungen, zunächft für unausführbar zu halten. Und dies dürfte auch deſto mehr hervor 
treten, je näher man dieſen Weg betrachtet, zumal wenn dabei der Mechtöhoben, wie doch 
der K. Regierung achtungswerthes Beſtreben vor Allem iſt, nicht verlaſſen werden ſol 
Denn wenn das beſtehende Recht Allen gewahrt bleiben ſoll, fo enthält ver dem münche— 
ner Vertrage zum Grunde liegende Plan einen unlösbaren Wieverfpruch in ſich jet, 
und feine Verwirklichung würne gerade das in der That ſeyn, mas von anderen Seiten 
dem Bündniffe vom 26. Mai v. 3. als vermeintliche Schuld zur Laft gelegt werben til, 


eine Verkummerung ver Gleichberechtigung und ber freien Bereinbarung auf der Grund 


lage der bisherigen Bundes⸗MRechte und Pflichten. 
Das Bandniß vom 26. Mai hat gerade Niemandes Rechte oerleht ober audgeſchoſ⸗ 
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fen, wogegen ner Plan nes 27. Februar fofort mit einer Rechts⸗Ausſchließung, bis auf 
fieben Benorzugte, beginnt. 

Aher nicht nur auf Diefer Seite würbe ein Aufgeben des erflen Weges und ein: 
Berfolgen des zweiten, beſtehenden Nechten mit Beeinträchtigung drohen, fondern e8 würbe 
auch auf der ganz entgegengefehten Seite ven fubverfiven Tendenzen indirect Vorſchub 
geleiftet werben, welche im Innern ber zurücktretenden ober zurückhaltenden Staaten, ob⸗ 
ſchon gegenwärtig fcheinbar zu ein und vemfelben Ziele des Verneinens verbunden, nur 
auf eine noch allgemeinere Verwirrung harren, um bie verderblichſten Pläne zur Aus⸗ 
führung zu bringen. 

Die K. Regierung hat auch, wie aus früheren gefälligen Mittheilungen erhellt, die 
Miplichkeit und Ungerechtigkeit des in München eröffneten, und durch bie Forderungen 
des K. K. öfterreichifchen Cabinets noch fchwieriger gemachten Weges nicht verfannt, auf 
welchem die Kaiferl. Negierung für fih die Abftreifung aller beengenden Bande des 
alten Bundesrechts in Anſpruch nehmen, und von allen Uebrigen bie firengfte Umhegung 
durch eben diefe Bande verlangen würbe, meshalb auch die K. hannoverſche Neglerung, 
wie wir und aus früheren geneigten Mittheilungen erinnern, des Glaubens geweſen ift, 
daß die K. Regierung davon abftehen werde, wozu jedoch bis jet noch Teinerlei An⸗ 
zeichen eingetreten find. 

Wenn nun, nach allfeitiger Mebereinftiimmung, die der deutfchen Nation gegebenen: 
Zufagen gelöft werden müflen, und vie Nothivenbigkeit gebietet, daß etwas und daß es 
bald gefchehe, wenn ferner zwei Mittel vorliegen, wovon das eine gleichfam phyſiſch, po⸗ 
litiſch und rechtlich unmöglich, dad andere dagegen nicht allein möglich, ſondern rechtlich 
begründet, von der K. hannoverſchen Regierung zuerft mit herbeigeführt und empfohlen, 
und zugleich ſchon zu einer Iebensfählgen Reife und Ausbildung gezeitigt, auch. durch 
den Verlauf der deutfchen Gefchichte feit faſt anderthalb Jahrhunderten natürlich heran« 
gewachfen und angewielen ifl, — fo Tann die Wahl wohl kaum noch zweifelhaft ſeyn. 


Und was diefem Wege an unmittelbarer Geveihlichkeit noch abgeht, das iſt nad 
dieſſeitigem Dafürhalten gerade die Wirkung der Lücke, welche Hannovers Verhalten und 
nach beſſen Beifpiel, dasjenige Sachfens darin verurfacht hat. Wäre diefe ſchmerzliche 
Lücke nicht entflanden, fo möchte der Boden bereits um Diele geebneter ſeyn, und das 
politifche und moralifche Gewicht des geeinigten deutſchen Nordens würbe die Fugen des 
Baues fchon gefeftigt haben, welche jebt der beutfche Sünden, faft gezwungen, zu immer 
tieferen Riſſen zu erweitern broßt. 

Die Gryh. Regierung vermag fich nicht von ber Mebeezeugung zu trennen, daß jener 
Meg vermalen der einzig richtige und gerechte fen, denn derſelbe zeigt das mögliche und 
erreichbare Ziel auf fefter rechtlicher Grundlage. 

Wenngleich viefelbe als Pflicht erkennt, zunächſt auf dieſem Wege zu beharren, fo 
ift dadurch gewiß die offenfte Bereitwilligfeit nicht ausgefchloffen, auch ihrerfeitö mit den 
übrigen Betheiligten auf den nachzuweifenden befjeren oder auch nur gleich guten Weg, 
falls er zum Ziele führt, Hinüberzugeben. 

Sie wird e8 daher mit dem wärnften Danke erkennen, wenn die K. Staats⸗Regie⸗ 
zung, in Verwirklichung höchflihres in dem geehrten Schreiben ausgebrüdten freundnach⸗ 
barlicden Erbietens, ihr eine nähere Mitthellung von ben bortfeitigen Anfichten über die 
Nevifion der Bundes⸗Verfaſſung zugeben lafien wollte. 

Daß die Negierung ©. 8. H. des Großherzogd für das allgemeine Wohl Opfer 
zu bringen und fih nach Kräften zu bemühen willig und bereit ſey, dürfte fie bewiejen 
haben, denn fein anderes Motiv, ald das Heil der beutfchen Geſammtheit, Hat fie bewe⸗ 
‚gen Fönnen, an dem Verfaſſungswerk des 26. Mai, nach beftem Wiffen und Vermögen 
ſelbſt in fchwieriger Lage feftzuhalten, obgleich fie Dadurch, zu ihrem lebhafteſten Bedauern, 
nicht nur Die ihr Aberaus wuͤnſchenswehrte Ungetrübtheit, der Beziehungen zu Der 
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K. Regierung oefährbet geiehen, fonnern auch die mementanen Antipathieen der Oppo⸗ 
fition im eigenen Lande zu überwinden hat. 

Im Königreiche Sachfen wird das Zufammentreten des angeblichen „ordentlichen 
Landtages” (S. 3. Zuni) vm 1. Juli zum 15. hinausgefchoben. 

Congreß deuticher Demokraten zu Braunfchweig. 

Erfenntniß des Eiberfelder Schwurgerichtd über die wiegen Plünderung des Land: 
wehrsZeughaufes zu Gräfratb Angeklagten. Eilf derfelben werben für fchuldig 
erflärt, vier freigefprochen. 

+ 30. Graf Reventlow Criminil, Ober=Präfident zu Altona. 


Zu Berlin feierliche Tegung bes Grunbfleines zu einem Denkmal für bie 184! 
treu dem Könige und Vaterlande gefallenen preußifchen Krieger. 

Der vormalige Präfibent des Ober⸗Gerichts zu Greifswalde, jegige kf. heifiiche Mi- 
nifter, Haflenpflug wird von dem Criminal⸗Gericht au Greifswalde in contu- 
maoiam ber Fällhung ſchuldig erklärt, und zu viergehntägigem Gefänguiß ver- 
urtheilt, auch der Anftellungsfähigfeit in Preußen enikleidet. 

Der Kriegszuſtand in der baierfchen Pfalz aufgehoben. Dabei find feboch bie 
Städte Zweibrüden, Pirmafeng, Kaiferslautern, Neuftabt, Speyer und Lubwige 
hafen ald Kriegäpläge erflärt, welche nach Umſtäänden durch den commandirenden 
Beneral in Belagerungs⸗Zuſtand verfegt werben koͤnnen. 

+ Inc. Schmitthenner, Geh. Reg.⸗Rath und Profeffor der Staats» und Cameral⸗ 
Wiſſenſchaften zu Biegen, 

Der akademiſche Senat der Univerfität Leipzig faßt den Beſchluß, L den ſoge 
nannten „ordentlichen Landtag” nicht zu wählen. 

Sämmtlige Arbeiter « Vereine im Bezirke der Negierung von Mittel - Kranken 
werben geſchloſſen. 

Antwort des K. preußifchen Miniſters der a. N. auf das Schreiben der K. han⸗ 
noverfchen Gefandtichaft vom 12. Juni. 

Der Unterzeichnete hat die Ehre gehabt, die gefällige Mittheilung bes K. hannober⸗ 
jhen Gefandten, Herrn Grafen zu Inn» und Knyphauſen, zu empfangen, mittelft wel- 
cher derjelbe das Schreiben des K. hannoverſchen Minifteriums an die Regierungen des 
Großherzogthums Oldenburg und der Hanfeftädte zu feiner Kenntniß gebracht. Da dies 
Schreiben, feinem wefentlichen Inhalt nach, auf das Bündniß vom 26. Mai v. 3. ſich 
bezieht, fo Hat der Unterzeichnete nicht verfehlt, daſſelbe dem proviforifchen Fuüͤrſten⸗Colle⸗ 
gium mitzutheilen. Indem er dem Ießteren überläßt, zu beurtheilen, ob die in dem K. 
hannoverſchen Schreiben aufgeftellten Behauptungen in Bezug auf gemeinfame Schritte 
der Union, noch eine Aeußerung Seitens ber Union Hervorzurufen geeignet find, be⸗ 
ſchrankt er ſelbſt fich Darauf, eine irrthümliche Auffaffung des von der K. Regierung 
ſpeciell eingeſchlagenen Verfahrens zu berichtigen, welches Durch eine Eurze und einfache 
Bemerkung wird gefchehen Eönnen, ohne daß es nöthig wäre, auf die Einzelheiten ein⸗ 
zugehen. Wenn nämlich dad K. bannoverfche Minifterium in dem Verfahren Preußens 
das Anerkenntniß fieht, daß dieſes ſelbſt Hannover als feiner Verpflichtungen aus dem 
Dertrage vom 36. Mai v. I. entbunden betrachte: fo kann dieſes einfach nur auf einer 
Berwechfelung des factifchen und des rechilichen Standpunktes berußen. Die 8. Ne 
gierung hatte in der That nicht geglaubt, mißnerflanden werden zu Tönnen, wenn fie bei 
ihren Einlabungen an ihre Verbundeten, und ihren übrigen Beziehungen zu Hannover 
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eine verfähnliche Ruüͤckſicht gegen einen Staat obtvalten ließ, deſſen factijche Entfremdung 
von dem früher gemeinfam verfolgten Wege fie bebauest, aber nur für vorübergehend zu 
Balten gern fortfährt; fie muß fich aber gegen jede Folgerung verwahren, welche aus 
einer folchen rückſichtsvollen Behandlung gegen den unverrückbaren Standpunkt des Rechts 
gezogen worden iſt. Was den übrigen Inhalt des Schreibens betrifft, ſo muß die K. 
Regierung natürlich denjenigen Regierungen, an welche daſſelbe gerichtet iſt, Die Erwie⸗ 
derung barauf überlafien; fie zweifelt nicht, daß diefelbe ein neued Zeugniß dafür able 
gen werbe, wie bad eigene Interefie diefer Länder mit den gemeinfamen Beftrebungen 
für das Wohl und die Einigung des Gefamntoaterlandes und der Treue gegen über- 
nommene Verpflichtungen Hand in Hand geht. 


23.| Große Berfammlung der Demofraten aus Frankfurt a. M. und der Umgegend, 
bedeutend genug, um militatrifche Vorſichts⸗Maßregeln umfaflender Art zu vers 
anlafien. 


27.| Der Bürgermeifter Ziegler (S. 26. Novbr. 1849 und 10. April 1850) wird von 
dem Schwurgericht zu Brandenburg abermals bes verfuchten Aufruhrs ſchuldig 
erflärt, und zu viermonatlicher Feftungsfirafe, Amtsentfegung und Verluſt der 
National⸗Cocarde, verurtheilt., 


27. | Die würtembergifhe Landes Berfammlung befchließt: 

1) Der Stants-Megterung zu erklären: a) daß die Verträge über das Interim 
und die münchener Convention für den mwürtembergifchen Staat keinesweges als 
zu Recht Heftehen; b) daß die Landes Berfamnilung jenes Bimbniß, welches 
die Megierung mit anderen Mächten, fen e8 auf der Grundlage der Bundes⸗Acte 
bon 4815, jeh es als durchaus neue Mebereinkunft, definitiv oder auch nur probi= 
forifeh ohne Zuflimmung der Landesvertretung abfihließen würde, fo weit für ge= 
ſetzwidrig und unverbinplich erfläre, als dadurch ftantörechtliche Berpflichtungen 
irgend welcher Art für Würtemberg anerkannt würden, ober daſſelbe fonft nach 
$. 85 die Zuftimmung ver Landesvertretung erheifche; ) daB Die Landes⸗Ver⸗ 
ſammlung übrigens als befugt zu Regelung der veutfchen Verfaſſungs⸗Frage und 
zur Einfegung einer prosiforifchen, wie einer definitiven Central⸗Gewalt, im Ein- 
Hange mit ben wiederholten Anerferminiffen ver K. Regierung, ausfchlieglich nur 
eine, auf Grund des Bundes-Beſchlufſes vom 7. April 1848 gewählte conſtitui⸗ 
rende Deutfche National-Berfammlung anzuerkennen vermöge, und e8 als bringenbes 
Bedurfniß des engeren, wie des weiteren Baterlandes, und als ein tief begrün«- 
detes Recht des Landes betrachte, daß die Negierung auf vie möglichft baldige 
Einberufung einer folchen bei den übrigen deutfchen Regierungen mit allen Kräfetn 
hinwirke. 

2) gegen den proviſoriſchen Departements⸗Chef der auswärtigen Angelegenheiten, 
Freiherrn v. Wächter» Spittler, der die Berfügungen, betreffend den Beitritt zum 
Interim und zur münchener Convention unterzeichnet hat, auf Grund des 6. 195. 
der Berfaflung wegen Berleßung des 6. 85 derfelben, Klage bei dem Staats⸗ 

Gerichtshofe zu erheben. 


2. Dem proviforifhen Fürftens Collegium wirb durch den Minifter Frhrn. v. Man- 
teuffel ein Geſetz⸗e Entwurf über Reichs⸗Bürger⸗- und Heimatsrecht, Aufenthalt, 
Umzug und Wohnberechtigung vorgelegt. 

28.| Die würtembergiiche Landes » VBerfammlung lehnt die, vom Miniſterium vers 
langte, Steuer- Bewilligung für vier Monate ab, und beichränft fie auf zwei 
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28. | Antwort des Senates von Hamburg auf das Schreiben bed K. hamnseverſchen 
Minifteriums der a. A. vom 7. Juni. 

Schon bei einer früheren Veranlaffung hat der unterzeichnete Senat es der 8. han⸗ 
noverfchen Regierung nicht verhehlt, Daß er in ver rechtlichen Auffaffung ihrer Stellung 
zu dem Bündniß vom 26. Mai 1849 von Gefichtöpunften ausgehen müſſe, welche mit 
denen ver K. Regierung nicht übereinflimmen; er glaubt es deshalb unterlaffen zu bür- 
fen, auf Erdrterungen zurüdzufommen, welche anbermweitig zwifchen den Contrahenten 
des Bündniſſes in Schrift und Gegenfchrift fehr ausführlich vargelegt find, und wir 
ſich darauf befchränten koͤnnen, zu erklären, daß er auch in den ertvähnten neueren Um⸗ 
ftänden Feine Momente zu erbliden vermag, welche die rechtliche Sachlage zu ändern im 
Stande wären und, die Annahme rechtfertigen könnten, daß die übrigen Theilnehmer an 
dem Maivertrage die K. hannoverſche Regierung nicht bis zum gegenwärtigen Augen⸗ 
blick als rechtlich an viefen Vertrag gebunden erachteten. 

Wenn bei den, der jenfeitigen Erklärung vom 21. Februar d. I. gefolgten Verhand⸗ 
lungen des Verwaltungs⸗Raths, denen bie K. Regierung nach dem Inhalte des verehr⸗ 
ten Schreibens vom 7. Juni d. I. eine fortdauernde Aufmerkſamkeit gefihenkt Hat, fo 
wie bei den Borlagen an dad Parlament in Erfurt hierüber kaum ein Zweifel bleiben 
fann: fo wird überdies fchon an ſich nicht angenommen werden koͤnnen, daß die Ver—⸗ 
bündeten die Aenderung eines fo. wichtigen Verhaͤltniſſes ſtillſchweigend würben eintreten 
Infien. Jedenfalls aber geflatten die für das vorausgeſetzte Aufgeben aller aus dem Ber 
trage gegen die K. hannoverſche Regierung erwachjenen Rechte eine verſchiedene un 
zivar viel einfachere und natürlichere Erklärung, als die eines ſtillſchweigenden Verzichtes 
und führen ſchon aus diefem Grunde nicht mit Nothwendigkeit auf die von ver K. Re 
gierung daraus hergeleiteten Folgerungen. Wird außerdem auf den 1. Juni d. I. de 

zug genommen, fo darf nicht unbemerkt bleiben, daß dieſer Tag nah Art. 3 des Str 
tuts des Bündniſſes vom 26. Mai 2849, ausdrücklich nur ald Enptermin der Verab 
dungen über die Mebertragung der Oberleitung des Bündniſſes an die Krone Preußen 
+ beftimmt war, während im Uebrigen die Dauer und die Zwecke des Bünbniffes am dieſe 
- Beitbeftimmungen nicht gefnüpft find. 
' Das K. hannoverſche Minifterium Hat fich auch im. gegenwärtigen Schreiben here 
anlaßt gefeben, «8 beſonders zu erwähnen, daß bafjelbe dem unterzeichneten Senate mit 
der Note vom 13. Juni v. 3. zugleich das Schlußprotocol] mit der darin vorbehaltenen 
Erklärung mitgetheilt habe, bat indeſſen daran biefes Mal vie früher geltend gemachten 
Folgerungen nicht geknüpft. Der Senat fieht ſich dadurch um fo Lieber der Nothwen⸗ 
digkeit überhoben, auf die weitere Erörterung dieſer Ausführung einzugehen, als eine 
folche darthun müßte, daß Die gelegentliche Mittheilung des auf einen beftimmten Zall 
befchränften, und unter gewiffen Bebingungen wohl neue Verhandlungen, aber keineswe⸗ 
ges eine gängzliche Loͤſung der eingegangenen Berpflichtungen in Ausficht ftellenden Bor 
behalts nicht geeignet fehn Tönne, den Flaren Sinn der Vorlagen des Bünbniffes vom 
26. Mat, und der bei ven Abfchluß- Verhandlungen gegebenen Erklärungen zu ändern, 
oder Diejenigen als nur bedingt gebunden varzuftellen, welche von ven Beitretenden eine 
unbedingte Annahme forberten. 

Wie der Senat es im Vereine mit anderen betheiligten Regierungen, welche eben- 
falls durch den thatfächlichen Nüdtritt ver K. ſächſiſchen und hannoverfchen Regierungen 
zu einer theilweiſen Aenderung ihrer Stellung zum Maibündniſſe gendthigt waren, bes 
reits früher ausgefprochen Hat, fann er fich auch jegt nicht von ver Ueberzeugung tren⸗ 
nen, daß die nicht erfolgte baldige Ausnehnung des Bundesſtaats über den Süben Deutſch⸗ 
lands mit der alleinigen, indeſſen von allen Theilen immer vorgeſchlagenen Ausnahme 
von Oeſterreich, eher die Folge als der Beſtimmungsgrund der von der K. ſachſiſchen 
und hannoverfchen Negierung verfolgten Richtung geweſen ifl. 

Die in den verehrlichen Schreiben vom 7. Juni erwähnten, am 23. Februar gemach⸗ 
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gen, und son dan Abtigen Bersiseten, in richtiger Würdigung ver den Sunfefläßten, ſtets 
im Interefie von ganz Deatichland bei Handeld⸗ und Zollfragen zu gewährennen Aus⸗ 
nahmeſtellung, anerkannten Vorbehalte find allerdings durch die thatfächliche Zurückhal⸗ 
tung der K. hannoverfchen Regierung herbeigeführt, da, wie der Senat Eeinen Anfkand 
nimmt unumwunden audzufprechen, der Umſtand, daß namentlich Hannover einer Der 
drei urfprünglichen Contrahenten des Bündniffes vom 26. Mai 1849 war und dringend 
zum Beitritte einlub, ein mefentlihes Motiv des bamburgifchen Anfchluffes geweſen ift, 
indem bei ver örtlichen Lage und ver vielfach fich darſtellenden Gleichheit der materiellen 
Interefien, ein gemeinfames Vorgehen in ver Hauptfächlich auch die hochwichtigen Ver⸗ 
tehröfragen betreffenden Berfaffungs-Geftaltung Deutfchlands, zu jeder Zeit nur erwünfcht 
feyn Tann. 


Machen aber dieſe Gründe es dem Senate auch zu einer unabänderlichen Pflicht, 
diefe Vorbehalte, welche ven Hanfeftänten die ſelbſtſtaͤndige Gefeßgebung in Zoll Hans 
deld= und Verkehrö- Angelegenheiten, vie völferrechtliche Vertretung und pas Mecht der 
DBerträge fichern, und die darauf bezügfichen Beftlimmungen der Verfaſſungs⸗Urkunde auf 
fie keine Anwendung finden lafien, fo lange die K. fächfifche und die K. Hannoverfche 
Regierung in der jeßt angenommenen Stellung verbleiben, auch fernerhin in ihrem gan- 
zen Umfange aufrecht zu erhalten: jo konnten fie doch nicht dahin führen, daß fich ver 
Smat von den aus dem Bündniß vom 26. Mat herborgehenven Verpflichtungen ganz 
entbunden erachte, oder fich den gemeinfamen Berabredungen entzöge, torldhe in ben in 
Berlin neuerdings abgehaltenen Gonferenzen vorbereitend getroffen find, was geſchehen 
wuͤrde, wenn er eine Verflänbigung mit der K. hannoverſchen Negierung eintweten ließe, 
von der die Übrigen zum Bündniß vom 26. Mat vereinbarten Negierungen ausgefchlof- 
fen blieben. 


Je aufrichtiger indeß ver unterzeichnete Senat der K. hannoverſchen Regierung In 
dem Wunfche begegnet, jedes Hinderniß eines freundnachbarlichen Einvernehmens zu be= 
feitigen, und jemehr er von der Ueberzeugung durchdrungen ift, daß eine den Bedürfniſ⸗ 
jen der Nation entſprechende Entwickelung ver allgemeinen deutfchen Verfaſſungs-Frage 
fich immer dringender geltend macht, fo toie, daß nur auf dem Wege einmüthigen Sans 
delns eine wahre, ihre Segnungen auf die einzelnen Theile erſtreckende Kräftigung des 
gemeinfamen Baterlandes zu erreichen fteht: um fo bereitwilliger und dankbarer wird er 
es anerkennen, wenn dad K. Minifterium die in Ausficht geftellte Mittheilung ver über 
die Reviſion der Bundes⸗Verfaſſung gewonnenen Anfichten, ungeachtet des verſchiedenen 
Standpunktes, welchen beide Regierungen einnehmen, dennoch an ihn gelangen lafien will. 


Mögen die Wege, auf denen die K. hannoverſche, jo wie die hamburgiſche Regie⸗ 
rung die Entwickelung der deutfchen Verfafſungs⸗Frage erftreben zu müffen für ihre 
Pflicht erachten, augenblidlich auch auseinandergehen, fo giebt der unterzeichnete Senat 
dennoch die Hoffnung nicht auf, daß das Ringen nach einem fo hoben Ziele, wie vie 
Neugeftaltung Deutfchlands auf einer den Bebürfniffen der Nation entfprechenven Baſis, 
e8 jedem wahren Vaterlandsfreunde fehn muß, auch zur Ausgleichung über die zur Er⸗ 
reichung deſſelben nothwendigen Mittel führen werve, und glaubt er in dem gegenwärtt= 
gen offenen Austaufche felbit abweichender Anſichten, und in der richtigen Erkenntniß 
der fich vielfach berührenven beiverfeitigen Interefjen, die ficherfte Gewähr für ven Fort- 
beſtand der freunpnachbarlichen Beziehungen finden zu müffen, auf welche der Senat 
einen ungetheilten Werth zu legen niemald aufhören wird. 


29, | Erfenninig des Ober» Tribunals über die Nichtigfeitö-Befchwerbe in bem Hoch⸗ 
verrathö-Procefie gegen- Graf DO. Reichenbach (S. 11. Mai): Das Urtheil des 
Schwurgerichts zu Breslau fey zu vernichten, ber erhobene Einwand ber In⸗ 
competenz zu verwerfen, bie Sage ſelbſt anderweit an daſſelbe Schwurgericht 
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zu verweilen, um nach Anhörung des Staats-Anwalts und Vertheidigers nun- 
mehr über das Verdict der Geſchwornen zu erfennen. 


29. | General-Lientenant v. Willifen an das Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin. 

Em. fcheint bei der an mich gerichteten Aufforderung vom 1. Juni d. J. von der 
Vorausſetzung ausgegangen zu fehn, deshalb dazu berechtigt zu ſeyn, weil Berlin mein 
Domicil in Preußen ſey. Dem ift aber nicht fo, wie die Acten des Gouvernements wohl 
nachweifen würden, da ich bei dieſer Behoͤrde, oder bei dem General- Commando des 
dritten Armee-Gorps fchon im Detober v. 3. angezeigt habe, daß ich Berlin verlafen 
und mein Domiell nach Schlefien nerlegen würde, was denn auch wirklich gefchehen if. 
Wenn ich aber annehmen darf, daß bie fonft fehr auffällige Aufforderung an mich nicht 
ohne höhere Bethelligung ergangen, und daß man wünfcht, nachweifen zu Eönnen, daß 
ich nicht mehr preußifcher Unterthan ſey, fo zeige Ich ergebenft an, daß ich bei der zu 
fändigen Behörde meine Auswanderung beantragen werde. Sollte dieß aber eine äffen- 
liche Erflärung dennoch nicht verhinvern Tönnen, eben fo wenig, wie mein freiwillige 
Verzichten auf die Penſion die Anzeige verhindern Eonnte, daß man mich von der Per 
ſions⸗Liſte geftrichen, fo mwürbe ich das zwar lebhaft bebauern, mich aber dennoch niät 

dazu beivogen finden koͤnnen, der Aufforderung Bolge zu Teiften. 


29. | Großherzogliche Verordnung zum Schutze wider den Mißbrauch der Prefle in 
Medltenburg Schwerin. 

30, | Königlich baierfches Gefeß wegen Aufnahme eines Anlehens von zehn Millionen 
Gulden für den Bau von Eifenbahnen in der Periode von 1849 Bis 1851. 
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Yorwort 





J n ber Erwartung, amtliche Nachrichten über die Unterhandlungen während 
ber Testen fünf Monate des Jahres 1850 veröffentlicht zu fehen, haben wir bie 
Serauögabe des vorliegenden Bandes Jänger ald gewöhnlich verzögert. Dieſe Er- 
wartung wurde getäufcht, und da für die nächfte Zufunft dad Bekanntwerden von 
Actenſtücken aus jener Zeit kaum wahrfcheinlich ift, fiel jeder Grund zu längerer 
Zögerung weg. Vollkommen durchbrungen von den Mängeln feiner Arbeit, kann 
der Verfaſſer ihnen doch nicht abhelfen, und e3 blieb ihm. lediglich die Wahl, ent 
weder etwas minder Vollſtaͤndiges zu liefern, oder ganz auf ein Unternehmen 
zu verzichten, deſſen vielfeitige Nüglichfeit jo freundliche Anerkennung gefun- 
den hat. 

Aud über den Verhandlungen während des erften Semefterd vom laufenden 
Jahre ruht noch ein ziemlich dichter Schleier. Namentlich gilt dies in Bezug 
auf die Angelegenheiten Deutſchlands, und es ericheint beöhalb angemeflen, den 
Drud des erften Bandes dieſes Jahrgangs noch etwas auszuſetzen. Lang dürfte 
die Pauſe jchwerlich feyn, da der hohe Bundestag, feines freiwilligen Beichluffes 
vom 7. März 1848 eingebenf, hoffeutloch finden wird, dag in dem Aborude der Sit- 
zung3-PBrotofolle, wie er bis zur mitte des Zahres 1824 erfolgte, nichts ſtaats⸗ 
gefährliches liegt. 
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IV 

Inzwiſchen foll ein Supplement-Band für die Jahrgänge 1848 und 
1849 ericheinen , mit Actenſtücken und Notizen, welche erft fpäter zur Oeffent— 
lichkeit gelangt find. Möge der geneigte Leſer in der Bearbeitung befielben das 
Beftreben erkennen, ihm bie moͤglichſt vollftändige Ueberſicht unferer Revolution 
Zeit zu gewähren, bie traurig aber gewiß lehrreich ift. 
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Juli. 


1.) Das proviſorſſche Fuͤrſten⸗Collegium beſchließt einftimmig: daß weder die von ber 
k. fächfifchen Regierung vertragsmaͤßig uͤbernommene Verpflichtung zur Gewährung 
ber Berfafiung, noch die Verpflichtung, fi) den Ausſpruͤchen des Scyiedögerichts 
in bem, im $. 4. des Vertrags vom 26. Mat 1849 angegebenen Fallen au uns 
terwerfen, in irgend einer Beziehung als erlofchen zu betrachten fen. ° 


2. Srieben8-Bertrag wilden S. M. dem Könige von Preußen, in Seinem Namen und 
im Namen des beutfchen Bundes einerjeits, und S. M. dem Fönige v von Dane⸗ 
mark andererſeits. 


S. M. der-König von Preußen, in feinem Namen und im Namen des beuitichen 
Bundes, einerfeits, und S. M. der König von Dänemark, andererſeits, von dem Ver⸗ 
langen befeelt, zwifchen dem genannten Bunde und Dänemark den Frieden und das gute 
Einverfländnig wiederherzuſtellen, welche durch die Differenzen in Berg auf Die Herzog⸗ 
thilmer Schleswig und Holftein unterbrochen waren, gaben zu dieſem Zweck als Bevoll⸗ 
machtigte ernannt und autoriſirt, nämlich: 

S. M. der König von Preußen den Hrn. Carl Georg Ludwig Guide v. Ufebom, 
Ihren außerordentlichen Oefandten und bevollmaͤchtigten Minifter Heim heiligen Stuhle, 
und S. M. der König won Dänemark den Hrn. Briedrih Freiherrn v. Pechlin, Ihren 
Kammerheren und Geheimen Eonferenzrath, den Hrn. Holger Ehriftian v. Reebtz, Ihren 
Kammerheren, und den Hrn. Anten Wilhelm v. Scheel, Doctor ber Rede, General⸗ 
auditor Ihrer Armee. 

Die benannten Bevollmächtigten, unter Mitwirkung des Grafen v. Weſtmorland, 
Peer des vereinigten Königreichs von Großbritannien and Irland, als Repräſentanten 
der vermittelnden Macht, nachdem fie ihre reſp, in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollinachten einander mitgetheilt haben, find über die folgenden Artikel uͤbereingekommen: 

Art. 1. 68 wird in Zukunft Friede, Freundſchaft und gutes Vernehmen zusifchen 
dem deutſchen Bunde und Dänemark ſeyn. Man wird won beiden Selten die größte 
Aufmerkjamleit anwenden, um das fo glüdlich wieberhergeftellte GCinverſtändniß aꝛſrecht⸗ 
zuerhalten und wird forgfältig Alles vermeiden, was es ſtören khunte. 

Art. 2. Alle Verträge und Conventionen, die zwiſchen dem deutſchen Bunde und Die 
nemark geichloffen find, werden durch den gegenmärtigen Vertrag wieder in Kraft gelebt. 

Art. 3. Die hohen contrahirenden Mächte behalten fich alle Rechte vor, welche ihnen 
gegenfeitig vor dem Kriege zugeftanden haben. 

. Art. & Nah Abſchluß des gegenwärtigen Vertrages wird €. M. der König bon 
Dänemark, Herzog von Holftein, dem Bundesrechte gemäß, die Intervention des Deutſchen 
Bundes in Anſpruch nehmen können, um die Ausübung Seiner legitimen Autorilät in 
Holjtein wieder berzuftellen, indem er zu gleicher Zeit von feinen Abfichten. in Bezug auf 
die Parification des Landes Mittheilung macht. Wenn der Bund auf diefe Forderung hin 
für den Augenblick nicht interreniren zu müffen glaubt, ober wenn Seine Jutervintion 
erfolglos bleiben follte, fo wird es St. dänischen Maj. freiftehen, die militärifchen Maße 
regeln auf Holftein auszudehnen, und zu dieſem Ende Seine bewaffnete Macht anzuwenden. 
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Art. 5. innerhalb ſechs Monaten nach Unterzeichnung des gegenwärtigen Verhraget 

werden der Deutſche Bund und S. M. der König von Dänemark Eommiffarien ernennen, 
um, nad den darauf bezüglichen Urkunden und anderen Beweiſen, die Grenze zwiſchen 

. den Staaten St. däniſchen Majeftät, welche nicht in dem Deutſchen Bunde einbegriffen 
find, und denen, welche zu demfelben gehören, feftzuftellen. 

Art. 6. Innerhalb drei Wochen ‚oder früher, wenn e& möglich ift, wird der gegen⸗ 
wärtige Vertrag ratificitt und die Ratificationen zu Berlin ausgewechſelt werben. Zur 
Beglaubigung defien haben der Minifter der vermittelnden Macht und die reipectiven Be 
vollmächtigten den gegenwärtigen Bertrag unterzeichnet und ihr Inſiegel beigeſetzt. 

2. | Befpnbered Protokoll zwifchen Preußen und Dänemarf. 

&. M. der König von Preußen und S. M. der König von Dänemark, welche da 
Frieden zwiſchen dem deutichen Bunte und Dänemark durch den Beute von Ihren Be 
nolfmächtigten unterzeichneten Vertrag abgefchloffen haben, find außerdem fiber folgen 

Stipulationen übereingelommen: 
Art. 1. Unmittelbar nach Auswechfelung der preußifchen und däniſchen Ratifieatim 
des gegenmärtigen Protokolls wird S. M. der König von Preußen die preußiſchen Trip 
pen vollſtändig aus den Herzogthümern Schleswig, Holftein und Lauenburg zurückjiehen, 
welche nach Art. 4. der Waffenftiliftands-Eonvention vom 10, Juli 1849 in dem fill: 
Her Schleswig flehen. Die neutralen Truppen, welche ſich nördlich won der Demsr 
tien&linie befinden, werden. Schleswig gleichzeitig mit den preußiſchen Truppen verlafln. 

S. M. der. Fünig-von Preußen verpflichtet Sich, den militairiſchen Maßregeln fa 
Hindernig in den Weg zu legen, welche nach der Räumung des Herzoglhums Schlany 
bon der däniſchen Negierung in dieſem Herzogthume ergriffen werben möchten. 

Ehe die preußijchen Truppen ihren Rückzug aus den Herzogthum Schleswig hier: 

. ‚ftellige haben, wird Dänemark Leine Streitkräfte auf den Gentinent dieſes Herzoghen 

rückeu laſſen, «8 ſey denn, daß die holfteiniichen Truppen denſelben betreten. ik 

. Fälle werben die däniſchen Truppen die Demarcationslinie nicht Aberfegreiten dürfen, bat 
die preußiſchen Truppen nach Maßgabe des folgenden Artikels SchleBtig nicht vollſuni 
geräumt haben. | | 

Art. 2. Elf Tage nach Austaufch der preußifchen und daͤniſchen Aatifieation id ge⸗ 

be ‚genwärtigen Protokolbb follen die preußiichen Truppen die Greuge überſchritten ha, 
.h. welche Schleswig von Holflein trennt. 
Gtf Tage nach Diefem lebteren Termine ſollen fie die Herzagthümer Holſtein un 
Lanctuburg verlaſſen Haben. 
Art. 8. Die hohen Conwrahenten verpflichten ſich, vorliegend Protokoll zu vahfkirm 
und die Ratifieationen in Berlin audwechſeln gu laſſen, in bet Beitenum won acht Zuge 
gder, wenn möglish, friiher. 
2. | Königlich Preußifche Denkſchrift zur Erläuterung obigen Friedens» Zxactated, ſaum— 
UÜichen deutſchen Regierungen mitgethefft. | 
Schon während ber Dauer des dänifchen Kriegs war es Preußenß unausgejehte Be 
ſtreben, Deutfchland zum Frieden, und Holflein zu einer dem Bundesrecht entſprechende 
Regelung feiner Verhältniffe zu Schleswig, zu verhelfen. | 
Die früheren Vorſchläge des Miniſters der vermittelnden Macht vom Jahre 188 
ſcheitetten an dem Widerwillen Dänemarks, und der von der damaligen proviſoriſchen Re 
gierung Der Herzogthümer auögefprochenen Abneigung gegen eine Theilung Schleinil. 

Im Herbft 1848 ward von dänifcher Seite zuerft die „Unabhängigkeit She 
als Friedensbaſis vorgeſchlagen, von England als der vermitteluden Macht empfohlen, 
don der damaligen deutſchen Bentralgewalt im Februar 1849 angenommen. Diele 

gab allerdings die bisherige Grundlage der „politiſchen Verbindung nen Schleswig ud 
Volſtein“ auf. Das neue Syſtem, was Wiefelbe erſetzen ſollte, Konnte ſich indeß le 








— — — — — — — — — 


2. ll. & | 4 


gend geſtalten, wenn bie Vedingungen und Beransſetzungen, auf denen es ruhte, genü⸗ 
gend erfüllt, und die gegenſeitigen Conceſſionen, die es enthielt, billig abgewogen wurden. 

In Dänemarks Intereſſe wurde ſtipulirt: 1) Daß die bisherige politiſche Verbindung 
Der Serzogthümer aufhören, 2) Schleswig dagegen in einer politiſchen Verbindung mit 
Dänemark zu ftehen fortfahren ſollte. 

In Denifchlenes Intereſſe ward ſtipulirt: 1) daß Schleswig, troß feiner politifchen 
Verbindung mit Dänemark, eine abgefonderte Verfaſſung in legislativer und adminiſtrati⸗ 
ver Hinſicht erhalten, 2) daß Holftein und Lauenburg fich der deutſchen Verfaffungs⸗ 
Berindermg anſchließen, 8) daß die nicht politifchen Bande materieller Sntezefen zwi⸗ 
ſchen Schleswig und Holſtein aufrecht erhalten werden ſollteu. 

Der Friede und feine genaue Ausführung ſollen wegen Schleswigs zugleich unter die 
Garantie der Großmächte geftellt, die Verhandlungen wegen Regulirung ber Erbfolge bis 
nach tem Frieden ausgeſetzt bleiben. 

Das war der Hauptinhalt der Präliminarien vom 10. Juli 1849. Auf dieſen bes 
gann Die Friedens⸗Unterhandlung, nachdem Preußen eine allgemeine Vollmacht vom In⸗ 





tern für Diefelbe erhalten Hatte. 


DB ein Friede auf folgen Grundlagen annehmbar feyn merbe oder nicht, kam ledig⸗ 
lich darauf an, zunüchſt wie die Unabhängigkeit Schleswigs und deſſen politiiche Union 
mit Dänemark, ferner wie die Verbindung Holfteins mit Deutichland, endlich wie bie 
nichtpolitiſche materielle Verbindung der Herzogthümer unter ſich verſtanden werben follten. 
Binden diefe Verhältniſſe in einem für bie Herzogthümer und Deutichland billigen Sinn 
georbnet, fo konnte man ohne Bedenken das in mancher Hinſicht unbeſtimmte und beſtrit⸗ 
tene Staatsrecht der Herzogthümer mit diefer neuen Ordnung der Dinge bertaufchen. 
Denn zu verkennen war es nicht, daß vom europäiſchen Standpunkt aus die Verbindung 
der Herzogthümer, welche fie ala ihr heiligſtes Recht aufehen, ſehr zurücktrat gegen ihre 
Trennung, infofern Holſtein, nit aber Schleswig zum deutſchen Bunde gehört. Bor 
dem Forum der europäiichen Politik orbneten ſich alle Verhältniffe weit leichter auf ber 
Bafls der Trennung, als des Zufammenbleibens beiber Herzogthümer. 

Die Unterhanblung begann am 17. Januar 1850. 

Gs ſtellie fich ſogleich bei. dem -Unfange derſelben heraus, daß auf beiden Seiten eine 
verſchie dene Auffaſſung ber Präliminarien obwalie. Daniſcher Seits wurde ber „politi⸗ 
ſchen Unien Schleswigs mit Dänemark‘ eine viel weiter gehende Bedeutung gegeben, als 
Deuiſchland und Preußen fowohl vor ala bei Abichluß der Präliminarien, derſelben bei- 
gelegt harte. Preußen konnte in bein, was die bämichen Bevollmächtigten dem Herzog⸗ 
thum zugeſtehen wollten, nur noch eine probinzielle Selbitfländigleit der Verwaltung ers 


Bennen; & durfte ſich aber nicht zu Gonceffionen verfichen, welche auf den Standpunkt 


der Incorporatien Hätten Binüberführen Finnen. Geinerfeits wollte Preußen zwar ben 
angenommenen Charakter der politiſchen Union feſthalten, dem Herzogthum aber auch ein 
genügendes Maß von Selbſtſtündigkeit bewahren, welches, dieſem Begriffe entſprechend, 
weber bie bloße Perſonal⸗Union, noch Die wirkliche Incorporatian darſtellen würde. Auf 
das Detail der: ven beiden Selten vorgeſchlagenen Beſtimmungen einzugehen iſt nicht er= 
forderlich; es genäge die Bemerkung, daß alle Verſuche eines Annaiherung und Vermit⸗ 
telung etfolgles blicben. | 

In Betreff· des Verhaliniſſes der Serzogihiimer Holſtein und. Bernburg erflärten bie 
hünifchen Verellmãchtigien, unter Feſthaltung jevenfalls der Beiheiligung beider am deut⸗ 
ſchen Bunde, Daß erſt nach Herſtellung ber landesherrlichen Anterität,: und ‚nachdem unter 
den derniſchen Regierungen ein Einverſtändniß über die definitive Deganiſatien Deutichlands 
ftatigefunben, der König⸗Herzog ſich über die Matur jener Betheiligung eniſcheiden Tönne. 
Es wer ale auch in dieſem Bamıkt Leine Moglichkeit vorhanden auf Gmb. der Präli⸗ 


minarien zu euer beftinunten Abſchluß zu Somunen. 
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politiſcher Intereſſen zwiſchen beiden Herzogthümern keine Feſtſetzung geitoffen werden 


konnte. 

Unter dieſen Umftänben erſchien der Borſchlag eines einfachen Friedens mit gegeniei- 
tigem Vorbehalt aller Rechte Das einzige Mittel, um überhaupt ben von allen Seiten 
dringend gewünjchten Friedendzuſtand herbeizuführen Preußen machte biefen Vorſchlaz 
am 47. April. Dänemark Ichnte ihn anfangs ab. Inzwiſchen wurden die Unterhant- 
lungen Dennoch auf dieſer Grundlage fortgeführt, und es ift endlich gelungen, auf her: 
ſelben akzufchliegen, unter Hinzufligung einiger Beſtimmuugen, welche den Charakter vi 
einfachen Friedens nicht altericen, aber dem Verlauf der Sache in ihrer weiteren Ei: 
widelung zur Richtſchnur dienen follen, 

Um diefen Friedensſchluß ins rechte Licht zu ftellen, muß zuvörderſt einem auf ve⸗ 
fhledenen Seiten verbreiteten Irrthum entgegengetreten werben. Der Priebensvoridlu 
vom 17. April iſt Häufig ald ein Eeparatfrieden bezeichnet worden. Der Gingang ie 
Friedensurkunde? 

B. M. le Roi de Prusse en Son nom et au nom de la Confédération Germankgne etc. 
beweift indeß das Gegentheil. Es ift ein Frieden, den Preußen für Deutichland geil 
- fen bat. Es konnte der preußiihen Regierung, welche einen Bundeskrieg geführt, m 
“ einen Bundesfrieden zu unterhandeln von der deutſchen Central⸗Gewalt den Auftrag hatt, 
niemals in den Stun kemmen, fich hierin won Deutichland abzufondern und einen pre 
: Bifchen Separatfrieden zu fehließen. Sie hat es vielmehr als eine Verpflichtung gege 
Deutſchland empfunden, die Friedensbedingungen jo allgemein annehmbar als möglid a 
zurichten, und die Einwendungen, welche von mehreren der größeren deutſchen State, 
fo wie von dem proviteriiähen Organ des Bundes ſelbſt, gegen mehrere Beftimmmunya 
der Prälimmarien vom 10. Juli erhoben wurden, Haben neben ber Unmüglichtet, ſu 
mit Dinemark über den eigentlichen Sinn und die Bedruinng der Brältnkiarien zu m 
ſtäandigen, ſehr weſentlich auf den Entſchluß Preußens eingemwirkt, ſich anf den cuikı 
- Frieden zır befchränken. Ä .. 

Preußen kann zu der Wicheraufnahme eines Krieges nicht rathen, der küuͤnftig een ) 
wenig als bisher entſcheidende Refultate Kiefern dürfte. Deuiſchland ausgenommen, ſeht 
faft ganz Europa dabei auf Danemarks Seite, und die Erneuerung bed Kriegei mitt 
wahrſcheinlich eino europaiſche bewaffnete Anterbention in ihrem Gefolge haben. 

Ohne Zweifel laͤßt der gegenwärtige Frieden die Streitfragen über. die Mehl de 
Herzogthuͤmer vor der Hand unerlodigt. Allein er wahrt dieſe Mechte, fo weit fie mi 
dem Schutze des Bundes flehen, fo wie bie eigenen Rechte und Competeuz des Srube 
vollkommen. Wie Herzogthümer aber find es zunäckft ſelbſt, weiche dieſe Sareitfragen mi 
Danemark zu ordnen haben. Cie befinden ſich hierzu jet in eher bei meitem ginfige 





ren Page, als im Jahre 1848, da zuerft Die kriegeriſche Bewegung ausbhrach. Auf de 


nücher Seite wird man im Verlauf diejer beiten Jahre wohl die Ueberzeugung gewommn 
haben, daß eine. Incorporation Schleswigs einen unanßlöfchlichen Zunder innerer Unruhe 
enthalten würde, und Tann ınimdglich Dabei die großen Schwierigkeiien unertoogen laſo. 
melde ein Kampf mit den Serzogthlimern in ihrer jehigen Berfaffung für Dänemark tu 
Bietet. Beides, fo wie tie verſöhnliche Stimmung, welche ſich auf Seiten ber Her 


thümer bei der letzten Sendung von Vertrauensmännern nach Kopenhagen kundgegeben 


läßt noch immer eine gütliche Erledigung jenes Zwieſpalis Hoffen. 


Es ſoll in Folgendem eine kurze Wnalyie der Friedentbeſtiimmungen gegeben weten. | 


Art. 1. und 2. find bie geiwößnlichen, in allen Friedenstraktaten vorkemmenden Bon 
Yet. 3. enthält den gegenfeltigen Vorbehalt aller Rechte, wie dieſelben vor dem Arie 
beſtanden. Selbſtverſtändlich iſt hiermit beutfeherfeits alles Recht und alle rechtliche Cam, 
: peteng mit einbegriffen, die den Bunde in Betreff der Merhälteiffe ber Herzogthümer As 

Haupt, und namentlich in Kraft bed Beſchluſſes vom 17. Septeweber 1846 yeficht. Dit 
Bundebbeſchluſſe Gis zum Begins der Feindſeligleiten zwiſchen Deutſchland und Dinar 
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im Sabre 1888 bilden die Summe des befleheden Suderrecie. Auf dieſen rechtlichen 
status quo ante ımmfte zurückgegangen werden, fobald es mißlungen war, durch die in 
den Präliminarien aufgeftellten Grundfäge einen anderen, den allgemeinen europäiſchen 
Verhãltniſſen vielleicht adäquateren Rechtözuftand zu gründen. Won diefem Rechtsboden 
des Jahres 1848 ift fo wenig aufgegeben werden, daß derſelbe vielmehr durch eine ihrifts 
Tiche Erklärung Des dieffeitigen Unterhäändlers noch ausdrücklich verwahrt‘ worden iſt. 

Art. 4. enthält die Modalitäten, unter welchen die offen gelaffenen ragen über die 
ftaatsrechtlichen Berhältniffe Schleswig zu Dänemark und zu Holſtein in ihren verfchies 
denen Stadien ſich weiter entwickeln können. 

Es ift nämlich die Abſicht des K. Dänifchen Gonvernements, jebt, wo Dänemark und 
die Herzogthümer ſich wieder mehr allein gegemüberftchen, mit Eröffnungen landesherrli⸗ 
cher Abfichten hervorzutreten, welche, wie werficheri wird, ganz geeignet ſeyn folfen, eine 
friedliche Verftänbigung Kerbeizuführen. Deuiſchland kann Diefe Directe Verſtäͤndigung zivis 
ſchen Landekherrn nnd Unterthanen nicht hindern wollen, voransgeſetzt, daß feine eigene 
Competenz nd Rechtsbefugniſſe dadurch nicht affleirt werden. Hierzu bedurfte es alfo 
einer beſonderen Stipulation nicht. 

Für den Ball jedoch, daß eine felche Verſtändigung ohne Reſultat Bleiben follte, Darf 
ed nach dem Kriedensichluffe S. M. dem König von Dänemark ale Herzog vom Holſtein 
eben fo wenig verfagt ſeyn, nach Maßgabe des Bundesrechts die Intervention des Bundes 
in die Holfteinfchen Angelegenheiten zu beantragen. Es ift bekannt, daß S. M. noch 
während der Dauer des Krriegszuſtandes die Annahme eines Bevollmächtigten bei der pros 
viſoriſchen Bundes⸗Commiſſion, gerade im Hinblick auf die Wiederberfiellung jeher Auto⸗ 
rität in Holſtein, verlangt Hatte. Die Bimdes⸗Commiſfion Hatte jeboch hierauf nicht eins 
gehen können, Ta der Antrag offenbar den Verbältniffen vorgriff und einen Fricden varaus⸗ 
feste, welcher erſt geichloffen werden follte. "Mach gefchloffenem Frieden wide es Dagegen . 
eben fo wenig den Berhältniffen entiprechen, wollte der Bund einen foldden Antrag ohne 
Brüfung zurückweifen. Der Konig⸗Herzog rofirbe denmadh daranf.antragen, die Ausübung 
feiner legitimen Wrtorität in Solftein wiederherzuſtellen, einer Autorität, welche an fich 
niemals, weder von den Herzogthümern, noch von Deutfegland, in Frage geſtellt ift, deren 
Ausübeng jedoch bei der Lage des Streits und den Kriegszuſtande während der beiden 
legten Jahre nothwendig ſuspendirt Kleiben mmıßte. Der König⸗Herzog würbe gleichzeitig 
" fe Iambeuhertlichen Abfichten für die Beruhigung Des Bandes, bie dem Sande geſtellten 

oder zu ullenden Bedingungen, mittheilen. 

Hierauf hat al&danı der Bund ſeinerſeits Darüber zu urtheilen, ob nach Maßgabe des 
Bendesrechts, des Antrags und der ihn begleitenden Bedingungen, eudlich feiner, des 
Bundes, eigenen Lage und Verhältnifie, er es fire noͤthig oder dienlich erachtet, F 
ärtig mit ‚feiner: BundessAtorität in Holſtein einzuſchrelten. Die volle Competenz des 
Vundbes in diefer Angelegenheit If ihm für jet und Tünftig gewahrt, aber auch die Frei⸗ 
beit gelaffen, ob er für jetzt dieſe Machtvollkommenheit gebrauchan will oder nicht. Der 
‚Bund kann ſogleich einſchreiten, er kann es aber auch in Berückſichtigung aller obigen 
Verhaltmſſe vorziehen, die ſtreitige Angelegenheit vor der Hand der eigenen Entwickelung zu 
überlaffen, ausnahmsweiſe alſo die Wiederherſtellung der Autoritätsübung dein Landes⸗ 
herrn;: Die. Vertheidigeng ber ſtreitigen Landesrechte dem Bande auheimzugeben. Nach 
dieſer Stellung: der Verheltniſſe war es jedoch nicht zu umgehen, auch von dem Princip 
ber Unwerletzlichkrit des: Bundesgebieis für den vorliegenden Fall eine Ausnahme zu ma⸗ 
en: man müßte entfichenbenfalld kriegeriſche Operationen Des dänifchen Heeres in Hol⸗ 
fein, alſo innerhalb deb Bunbesgebietes, erlauben. Ohne Zweifel war dies der ſchwie⸗ 
rigſte Punkt der geſammten Negotiation; allein er ſchien, wenn mar Überhaupt Frieden 
ſchließen, eder nach dein Frieden noch ſchlimmeren Eventualitüten ausweichen wollte, ganz 
unvermeidlich. Auch bier erwächlt die Schwierigkeit der Lage aus demſelben Problem, 
welches / bie ganze Llngelegenheit von Anfwig am zb in jeber ihrer Vhoſen ſiets aufa 
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neue verwickelt: die Verbindung, welche das deutſche Bunbeökand Helſtein mit dem niht 


deutichen Lande Schleswig fo unzertrennlich feſthält. Holſtein betrachtet ſich in jeder Be: 
ziehung, in Krieg und Frieden, ald mit Schleswig folidarifch: es wird, wenn über das 
Schickſal Schleswigs, tie doch möglich ift, die Waffen enticheiden follten, au Dein 
Kampfe ohne Zweifel Theil nehmen. Will Deutſchland mit Dänemark im Frieden fern, 
jo müßte es der Strenge nach den Krieg des deutfchen Bundeslandes Holſtein in und 
mit dem nichtbeutichen Schleswig gegen Dänemark hindern. Hat aber ber deutjche Bund 
Strände, in Holftein nicht einzufchreiten, läßt er zu, dab zwiſchen Holſtein und Schleis 
eine kriegeriſche Solidarität eintritt, jo kann andererſeits Die kriegeriſche Solidarität, di 
nach ten Bundesgeſetzen zwilchen Holftein und Deutſchland beſteht, in dieſem Fall nid 
völlig feltgehalten werden. Geſetzt den Ball, der Bund fchreite in Holftein mit Verheim 
ein, fo würde es fehr die Frage feyn, ob dad Land denfelben Gehorſam leiften wir. 
Dann könnte der Bund, um das Princip der Unverletzlichkeit der Buurdesgrenze von außen 
durchzuführen, in die traurige Lage gerathen, innerhalb feiner Grenzen feine Waffen gen 


das eigene deutſche Land kehren zu müſſen. Die Wahl konnte alſo hier nicht zweifelhei 


ſeyn: es mußte dein König-Herzog die Ausdehnung kriegeriſcher Operationen auf Bunder 
gebiet, jo weit er nämlich eigene Kriegämittel zur Anwendung bringt, ausnahnidweiſe fi 
jeßt geſtattet werden. Es verſteht ſich indeß von ſelbſt, und Liegt auch unzweifelhef 
in hen Rechtsvorbehalt des Art, 8., daß dem Bunde ſtets vorbehalten bleibt, ob und we 
er iwieder in. die Angelegenheit eintreten will, fobald jeine eigenen Werhältniffe und ix 
Lage der Sache es ihm väthlich ericheinen laſſen. Es verfteht füch eben fo von ſelbſt, deß di 
Recktözuflände, die aus der Selbſtentwickelung ber Angelegenheit in den SGergegthänn 
möglicherweie hervorgehen könnten, das Bundesrecht in keiner Weiſe affieiren, und da 
weder eine Anerkennung derfelben von Seiten des Bundes, ohne vorgängige Nrüfung & 
nerfeits, gefolgert, noch weniger aber eine ſtillſchweigende Genchen haltung oder Guu 
derſelben vorausgeſetzt werden darf. 
| Art. 5. ſtipulirt Reviſion und Feſtſtellung ber Grenge zwiſchen dem deutichen Yunt 
lande Solftein und dem nichtdeutſchen Schleäwig, die im. beiderſeitigen Intereſſe, des der 
ſeitigen und des jeufeitigen, wünſchenswerth erſchien. Doch it dabei Verwahrung amp 
Iegt, und durch die Zuficherung des k. großbritannifchen Geſandten, Grafenn non Weſtro⸗ 
land, ald Repräͤſentanten der vermittelnden Macht in der Friedens⸗Conferenz, noch au⸗ 
drucklich beſtätigt worden, daß durch eine Regulitung der Germglinie die übrigen Adi 
und Gerechtigleiten der grenzenden Territorien an einander (z. B. peivalliche und pol: 
tiſche jura in re, Staaleſervituten, Fluß⸗, Strom- und Hafen⸗Gerechtsgkeuten, Korte 
. tionbs@erechtigleiten und dergl. mehr) nicht beeintraͤchtigt, ſondern im ihnem rechliher 
Beſtande nach wie vor gewahrt bleiben ſollen. 
Art. 6. ſetzt die Ratificationsfriſt auf drei Wochen fe, als denjenigen Termin, mi 
der für daB Ginlaufen. der Ratificationen von Seiten aller Genofien des deruiſchen Bunde 
angemeſſen erſchien. 


Schreiben des k. preußiſchen Miniſers der ausw. Angelegenheiten an den Gejanbin 
zu Wien. . 

„Wie K. Regierung hat, wie eß Ew. Hochgeboren belanut und durch Ihre Wermittelung 
feiner Zeit auch tem K. K. Cabinet mitgetheilt worden iſt, in Uebereinſtmmung mi 
ihren Berbündeten und in dem Bewußtſeyn der allen dertſchen NRNegierungen eobliegenden 
Pflicht, keinen Weg unverſucht zu Taffen, der möglicherweife zu dem Ziele einer beutiäen 
Einigung führen Tönnte, auf die Ginladung ber 8. 8. Regierung Bwollmaͤchtigte nad 
Fraukfurt gefandt, um mit den Vertretern der übrigen deuiſchen Regierungen daſelbſt in 
Verhandlungen, ſowohl über ein neu zn errichtendes Iuierim, als über bie Definitine Ge⸗ 
Reltung der deutschen Bundes⸗Verfaſſung, zu teten. 

- Die Hoſſnungen, bie wir am Diefeh ab her werfäfnfihften Abefhunng: bemangeganget 
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Gntgegentommen zu knüpfen berechtigt waren, find leider bis jet nicht in Erfüllung 
gegangen. 

Die vergeblichen Verſuche, welche unſere Bevollmaͤchtigte in Frankfurt gemacht haben, 
den Vertreter des K. K. Cabinets und durch ihn Die der Übrigen Reglerungen zu einer 
Berathung in freien Conferenzen zu bewegen, find Cw. ꝛc. bekannt. Die Weigerung bes 
Grafen von Thun, ſolche Eonferengen durch die Aufnahme der von uns und unſeren Vers 
bündeten zu ftellenden, in meinem Schreiben an @w. ze. vom 16. Mai näher formulirten 
WBorbehalte nbglih zu machen, ift, wie berfelbe erſt vor wenigen Tagen unferen Bevoll⸗ 
möädhtigten angezeigt bat, von feiner Regierung gebilligt worben. 

Se lebhafter wir dies bedauern, um jo mehr müfen wie und ımb unſere Verbündeten 
won aller Schuld an biefem beflagenswertben Mißlingen freifprechen. Wir haben keine 
Forderung geftellt, welche nicht jede deutfche Regierung, der es um eine wirkliche Eini⸗ 
gung ober um einen ernftlicden und foͤrderlichen Schritt vorwärts auf dem Wege zu ders 
ſelben zu them iſt, mit guten Gewiſſen hätte thun können, obme ihrer Würde und ihrem 
eigenen Standpunkt eiwas zu vergeben. Wir Haben nur unferen eigenen Standpunkt 
wahren, und und gegen Bolgerungen ſchützen wollen, welche unfere und unſerer Verbün⸗ 
deten Rechte und Stellimg im Bunde geführden könnten; wir haben dies mit der größ⸗ 

sen Offenheit und mit Vertrauen getban, daß man auch auf der anderen Seite von der 
gleichen Maͤßigung, der gleichen Achtung bes Mitgenofin Im Bunde und der gleichen 
Friedendliebe ſich werde Teiten laſſen. 

Unſere Geſinnung iſt auch unverändert dieſelbe geblieben. Wir ſind noch immer be⸗ 
reit, die Hand zu bieten zu jeder Einigung, welche dem Weſen des deutſchen Bundes 
uud den Rechten und der Freiheit aller feiner Mitglieder entſpricht, und wir hegen ben 
deingenden Wunſch, daß dem jetzigen propiforifchen, ungewiffen und, wir ſprechen es mit 
tiefem Schmerze aus, zerriſſenen Zuſtande ein baldiges Ende gemacht werde. 

Wenn daher, wie es die letzten vertraulichen Beſprechumgen Ew. ꝛe. mit dem Füuͤrſten 
Schroarzenberg leider ergeben haben, der Erreichung des naͤchſten Zieles, nämli der 
Schaffung eines georbueten Interim, umüberfteigliche Hinderniſſe darin emtgegenflchen, 
daß, während wir in dem jetzigen proviſoriſchen Zuſtande Teine ausdruckliche Anerkennung 
der Union vom 26. Mai v. 3. gefordert haben, von der anderen Seite ein Aufgeben 
det Union als unaiısweichliche, von uns aber nicht zuzugebende Bedingung gefordert wird, 
fo bleibt nichte Anderes üͤbrig, als die Verhandlungen Über das Definitimm der allge 
meinen deutſchen Bundes⸗ Verfaſſung unverzüglich zu beginnen. Wir glauben, daß jede 
deutſche Regierung dazu im Stande ſey, ohne ihrem Standpunkt etwas zu umgeben; wir 
erachten aber auch jede heutiche Regierung dazu verpflichtet, fich einer ſolchen Verbands 
bung nicht zu entziehen. Wir find der feften Ueberzeugung, daß bei dem redlichen Wils 
len und der Achtung der oberſten Grundfäge des Bundes, welchen wir bei allen deutſchen 
Segierungen vorausſetzen, die Mittel und Formen ſich Anden Iaffen werben, in dem Res 
-fultate dieſer Verhandlungen die definitiven Werfaffungen des weiteren Bundes und der 
engeren Union in Ginflang zu bringen, da es auf der einen Seite nicht bie Abſicht der ens 
geren Verbündeten feyn Tann, in den weiteren Bund, dem fie jelbft angehören, ein flörens 
des oeder werberhliches Element Hineinzubringen, oder ihren Bundespflichten fich zu entzie⸗ 
henm, auf der anderen Seite aber auch nicht Die Abſicht der übrigen beutfchen Hegierungen, 
ihre Mitgenoſſen am Bunde an der Ausführung derjenigen Maßregeln zu hindern, welche 
ein bringendes und unabweisbares Bedürfnig ihrer Länder ihnen zur Pflicht macht. 

Für die Form diefer Verhandlungen dürfie ſich ein Auskunftömittel finden laſſen, wel⸗ 
ches von dem Fürſten Schwarzenberg bei den vertraulichen Beſprechungen mit Em. ꝛc. 
fest, fire Die Verhandlungen über das Interim, angedeutet worden iſt. Die betreffen⸗ 
Yen Exbffruengen würden danach von der SL. öfterreichiichen Regierung und den mit ihr übers 
einſtinunenden oder ihr fich anſchließenden Megierungen an färnmiliche Genoſſen des deutſchen 
Bundes ergeben; eb wirde dieſen, ihrer Selbftfiänbigfeit und Unabhangigkeit gemäß, 
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üßerlaffen bleiben, in welcher Weiſe fie dieſelben mis ihren näheren Verſrümdeien in mo 
oder weniger gemeinfame Berathung und Crwägung ziehen wollten. Auf dieie Weir 
würde der wünfchensimerihe Nustaufch der gegeniritigen Unfichlen mb, falls die erwuͤnſcht 
Uebereinſtimmung ſich unmittelbar oder bei weitexer Discnifien. harausſtellte, durch de 
alljeitig zu ertheilende Sanctien der erforderliche Rechubrden nie die neuen Berhältnife 
getwonnen werben. Ä 
‚Wir glanben in dieſer Form ganz den von dem K. K. Miniſtet - Prkfdenten feiht 
gegebenen Andeutungen zu entiprechen. Die Offenheit aber, die wir dem K. K. Eabim 
wie allen Genoffen des deutjchen Bundes ſchuldig find, exforbert, daß wir und gegen jre 
eitvaige mißverftäudliche Auffaſſung verwahreu. | 
Wir verbinden daher mit diefer Darlegung unferer Anſicht bie ausdrückliche Wiedn 
holung der Erklärung, daß Preußen auf die beanſpruchte Eigenſchaft der fraukfurter Cor 
ferenzen als Bundes⸗ Plenar⸗Verſammlung nicht eingehen könne. Es iſt eine austrit 
liche und anerkannte Beſtinunung des Bundesrechts, Daß Das Plenum Des Bandes ſich mr 
auf Enticheidung des engeren Bundesratbs und zur Abſtinmung über die in diefem w 
bereiteten Beichlüffe bilden fünne — eine Vorbebingmg, welche in Dem vorliegenden hal 
‚ weder erfüllt, noch zu erfüllen iſt. Die Aufhebung des als engerer Mash beſtehenda 
- Bundestages iſt eine nicht nur von der K. K. Regierung als rechtagiltig anerlanıt, 
fenheen unter ihrer Mitwirkung und ihrem Praͤſidinm vollzogene Thatſache. Wir mir | 
den daher alle von den Theilnehmern der. jegt in Frankfurt ſtatifindenden Gonfema 
etwa gefaßten oder zu faſſenden Bundes⸗ Beſchlüſſe“ für rechtlich und faktiſch wirkung 
los erachteır müſſen. 
Indem wir dieſe Verwahrung hiermit ausbrüclich ausſprechen und zur Kenntuißn 
. R. K. Cabineis bringen, xichten wir an daffelbe da dringende und bundesfreundlige hbr 
ſuchen, in Erwägung der unabweislichen Bevürfuiffe Deutichlande, und des ernfa be 
genbliks, die Verhandlungen über dad Definitioum der deutſchen Bunbeanaiin 
unverzüglich begiunen, und Dazu bie oben näßer beztichnete Form, als bie iugige ze 
ſem ‚Augenbli für Alle mögliche, wählen zu wollen. In der Hoffnung einge hallym 
eingehenden Autwort des K. K. Cabinets find unfere Vevollinachuigten angewieſen work, 
noch in Frankfurt zu verweilen. 
Em. ze. wollen dies Erſuchen im Namen’ der K. Regierung dem K. K. Miniper-Pib 
ddeuten vorlegen, auch ihm den gegeupärtigen Erlaß abſchriftlich zukommen laſſen. 
15. M. ber Kaiſer von Oeſterreich mildert das kriegsrechtliche Urtheil über Mi 
Gen.⸗Maj. Freiherrn Jovich v. Siegenberg (wegen verraͤtheriſcher Uebergabe M 
Feſtung Eſſegg an die Infurgenten) welches Tod durch den Strang ausſpricht, al 
gzwanzigjährigen Feſtungs⸗Arreſt in Eiſen. 
Das wuͤrtembergiſche Miniſterium (S. 28. Olktober 1849) erhält bie nachgeſuchr 
Entlaſſung. Es werden, zu Miniſtern ernannt: Stagtsrath Frhr. v. Linde 
Geu.⸗Licut. v. Miller, Ober⸗Trib.⸗R. She. v. Pleſſen, Miſenbahn⸗ Commiſ. N 
v. Knapp. 
Königlich ſaͤchſiſches Reſcript, worin ber Veſchluß des Senates der Univerflil 
Leipzig: nicht für den Landtag zu wählen (G. 20. Juni) caffirt wird. 
Auflöfung ber würtembergifchen Landes-Verfammfung. 
Entgegnung ded Senated von Bremen auf dad Schreiben bes k. hannoverſchen 
Miniſters ber auswärtigen Angelegenheiten vom 7. Juni. 
„Uns den Inhalte des Schreibens, mit welchem der Senat upter dem Tien U. N 
von dem hochverordneten K. hanmoverjchen Minifteraun ber anttwärkigen Angelegenbeile" ir 
‚ ehrt werden, bat derfelhe die Anfichten und Motive entnonunen, welche ‚bie bermalig 
Bage und Entſchließungen der K. Regierung, iv Beziehung af deren Thehnag | au 














———— 3. Inli. 8. od 
Ankenfie vom 26. Mai 1848 herbeigeführt haben. Se vollſtãndiger iind dankbarer 
ber Senat das ihm dadurch bewieſene offene Vertrauen anerkennt, deſto dringender uf 
er ſich verpflichtet achten, es mit einer gleichen offenen Darftellung der Anſichten und 
Motive, welche fein bisheriges Verfahren in Beziehung auf biefen Gegenftand von dem 
bremiſchen Slandpunkle aus geleitet haben, zu erwiedern. 

Daͤt Fehhtſchlagen der im Jahre 18648 allgemein anerkannten Aufgabe; dem Fort⸗ 
gange der damaligen revolutionairen Bewegungen durch eine, die deutſchen Bundesſtaaten 
enget verbindende, imd damit drin Auslande gegenüber in kräftiger Einigung darſtellende 
Berfaffimg dauernd zu begegnen, hat wohl in keinem diefer Staaten ſchmerzlicher empfun⸗ 
den werden können, wie gerade in den Hanſeſtädten. Ihre geographiſche Lage, und eine 
Jahrhunderte hindurch fortgefehte praktiſche Würdigung derſelben Hatte fie zu den vorzüg⸗ 
lichften Organen des dentfchen‘ Handeld⸗ und Schifffuhrts- ⸗Verkehrs mit dem Anslande 
envachfen laſſen, fle Batten in der Cultur dieſer Verhaltniſſe ihren‘ vaterlandiſchen Beruf, 
und in der Anerkennung beffelken vom In⸗ und Auslande eine Sicherſtellung ihrer Seltft- 
ſtandigkeit und ihrer freien Werfaffungeri gefimden, melde die gewaltſamen Stürme 
der Unterjochung Deutfchlands durch freinde Uebermacht zu überdautern vermocht; ja fie 
waren mit erneuerter tind vwerflärkter Lebenskraft and Biefen Stärmen hervorgegangen. 
Die eommerziellen Verbindnngen Deniſchlands mit allen Welttbeilen wurden feitbem von 
ihnen zu einer Ansdehnung gefürkert, wie fie nie zuvor flattgefimden, und bie wohlthäs 
tige Kückwirkung hiervon auf alle dentſchen Garen mächte fih auch anf die unverkenn⸗ 
barfte Weife geltend. Es kam hinzu, daß fich gerade in der Widmung für Diefen Beruf 
ein lebhafteres, ftetd rege erhaltenes Gefühl für das, was dem Vaterlande gebrach, bei 
ihnen entwickeln mußte, wie Bei ter Mehrzahl der übrigen Genoſſen deſſelben. Denn 
jener Unterſchied in der Behandlung, welcher ach beim ftiedlichen Verkehr der Volker 
ſich in der verhältnißmäßig größeren Achtung derer geäußert, die einer ermangelnden Bes 





rüñckſichtigung ihrer Intereſſen kräftig zu begegnen wiſſen, und unter welchen das getfeilte 


Dentfchland ven jeher zu leiden gehabt, wurde gunächft und zumeiſt immer von den 
Ganfeftäidten empfunden, wenngleich die nachtheiligen Folgen ſich ſtufenweiſe auch über 
diejenigen verbreilen mußten, in deren Vertretung ſie mit dem Auslande verkehrten. Es 
konnte ihnen daher nur der redlichſte Ernſt ſeyn, wenn fie ſich bereit erklärten, von einer 
iſolirten Selbſtſtändigkeit der Geſammtheit des Vaterlandes ſoviel zum Opfer zu briugen, 
als erforderlich ſeyn möchte, um ihrem gedachten vaterlãndiſchen Bernfe ſich deſto erfolg⸗ 
reicher widmen zu koͤnnen. 

Bar: nach jenem fehlgeſchlagenen Verſuche nichts Anderes übrig geblieben, als das 
unterbrochene Werl der nationalen Einigung von Seiten der einzelnen Bundesſtaaten 
ſelbſtihätig wieder aufzunehmen, fo mußte es Bremens nächſte Sorge ſeyn, nach Verbün⸗ 
beten zu dieſem Zwecke ſich umzuſehen, umd was konnte ihm außer dem engen, auch von 
allen amvlictigen Staaten fortwährend anerkannten Bündniffe, in welchen e8- fich: mit 
den verſchwiſterten Sanfeftäbten feit Jahrhunderten befindet, näher Tiegen, als die Frage 
nad bee Nihtung, welche das ihm Durch nachbarliche und freundſchaftliche Verhältniſſe 
mit feinel ‚garen Verkehr fo innig verbundene Konigreich Hannover unter dieſen Um⸗ 


- Rönden rinzuſchlagen ſich veränlaßt finden möchte. 


Die Auskunft über diefe Frage wurde von der K. hannoverſchen Reglerung entgegenkom⸗ 
mend durch die Auffordernng, dem bon derſelben unter dem 26. Mai 1849 mit Preußen 
und Sachfen abgeſchloſſenen Bündniſſe Beizutreten, extBeilt. @in an den Senat gerichtetes 
Schreiben vom 13. Juni 1849 enthält die Aeußetung: ‚wie die. Regierung es fich nicht 
werfage, ifrerfeits dem Senate ganz beſonders die Hoffnung auszuſprechen, daß ihr bie 
Genugthuung einer: Betbeiliging der freien Stabi Bremen an der Bundniffe vom 26. 
Met d. Je baldigſt werde gewährt werden.“ 

Wenn die Aufforderung zur Theilnahme an einen nn, das in Wimangelung 


Men anderen Ausſichten das unterbrochene Werk der engeren Einigung ber deutſchen 
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. Staaten. wieder aufzunehmen beſtinumt war, dh: zunachſt. nur biefenige der beder 


. -tendften Staaten des nörblichen Deutſchlands praktiſch in Ausſicht ftellte, jo konnte die 
ſelbe bei den. Hauſeſtädten doch um fo weniger unbeachtet: bleiben, als, ſich mit Zuverſich 
erwarten ließ, cd witrden von dieſem Staudpunkte aus ſowohl ihre beſonderen, ala te! 
ihnen nit den übrigen deutichen Staaten gemeiniamen, Interxeſſen weitere Foͤrderung fir 
‚ den.. Yud weny..die K. hannoverſche Regierung bei dieſer Veranlaſſung auch durch Mither 
lung der Vorbehalte, unter welchen dieſelbe dieſe weitere Entwiſkeluug erwarhete und erfircht, 
dem Senate ein beſonderes Vertrauen bezeugte, fa hatte- derielbe Da&, zwar mit gebührer 
dem Dante anzuerkennen, war aber um jo weniger im Stande, ſich jenen anzufhliche, 
als bei den weiteren Verhandlungen über die Theilnahme an..dem gedachten Biünduit 


| |. von Seiten des Bevollmächtigten der Hannaverfchen Regierung felbft, auf einen umbelin 


ten Beitritt beſtanden wurde. Die Hanfeftädte fahen ſich Daher bei folcher Veranlafın 
auf ‚die allgemeine Schilderung ihrer Motive und. dabei, gebegten Vorausſetzungen, ı 
auf das Abwarten deffen beſchräukt, was von Seiten Hannovers bei Gelegenheit ber kt 
fihtigten Reichötagss Verhandlungen unter Bezugnahme auf jene Vorbehalte zur Spu 
gebracht werben dürffe. : Ä on 

Nachdem indeß ſchon vor Eintritt dieſes Zeitpunktes durch Die bekannten, won Sei 
der K. hannoverſchen und fächfijchen Regierung erfolgten Erklärungen die Ausficht auf ir 
tätiges Zufammentvirken der erften Contrahenten des Bünduiſſes vom 26. Mai fi 
immer mehr zu trüben begonnen, fahen auch die Hanfeftädte, ihres nationalen Beil 
eingedent, fich genöthigt, anf die Voraugfegungen eines ununterbrochenen Befähigung f 
Widmung für deufelben zurückzukommen, und zu Diefem Zwocke die won dem haft 
neten Miniſterium in.dem geehrten Schreiben von Tien v. Mis. erwähnte Yıudnakmrlt 
Jung in Anſpruch zu nehmen, melche auch von den übrigen Genoſſen des Bündnif a 
‚dem Rechte und den Verhältniſſen entſprechend, vollkommen anerkgnnt zu ſehen, Men 
keine geringe Beruhigung gewährt bat. Die beſondere Rückſichtsnahme, welk hi 
. von Seiten Bremens auf feine freundnachkarlichen Verhältniſſe mit dem Königreiche he 
noyer eintreten mußte, wird von der K. Regierung feinen Augenblick verkannt wor M 
Wie ſich auch Die weitere Entwickelung der deutſchen Verfaſſungs⸗ Verhältniſſe geiake 
. möge, Bremen wird dieſe engere Beziehung fo wenig jemals aus den Augen verian 
können, wie diejenige, welche eö mit dem gefammten Deuiſchlaud verbindet, Gi mt 
nicht aufhören, fih als ein. hiſtoriſch ermachfenes und veriragämäßig. nenpflichtetes Arge 
zur Förderung der Geſammtzwecke Deutfehlands zu betrachten, und man wird ed kin 
particulariſtiſchen Tendenzen zeihen dürfen, welche nicht ins. forigejetzien Beſtreben, ji 
Befähigung. zur Böfung jener gemeinſamen Aufgaban zu erhalten und zu fheigern, Ir 
höhere Würdigung und Bedeutung fänden.: . , 

Aus dieſer offenen Darſtellung dürfte hie K. Regiernng bereits zu entnehmen Auleß ſe 
den, daß die Hoffnung, aus einer weiteren Cutwickelung der, durch Das, VPimdniß IF 
2%, Mai v. 3. angebahnten Verhältniffe nud durch Verhandlungen, welche ſich an d 
ſelbe reihen könnten, eine heilſame Löſung der gegenwärtigen betzbenden Sage ter I 
Hände Deutſchlands hervorgehen zu ſehen, bremiſcherſeis noch nicht aufgegeben ſey. Er 
men iſt weit entfernt, die Ausnahmeſtellung, in welche es fich durch diaſe Lege weh 
fieht, da dag Bedürfuiß derielben aus den angeführten Gzilaben ihm witfeder weine 
. Verminderung der: Gengffenfhaft ber, Union gefleigert erſcheinen nuiß, für eine hell 


..anzuerkennen. Es muß vor Allem tief beklagen, Hannover, deſſen Theilnahme an Dat 





Verbindung ſich als ein Hauptbeweggrund ber fpinigen geltend machte, aus berfelbn 
füeden zu fehen, aber wohin «8 and) Blidt, «8 Biekt. id; ihm non-Laner, Ge ei 
ſagendere Ausſicht dar für.die Verwirklichung einer ſoichen Veruhigung Doriſchlantt 
welche gerechten, wenn auch nicht übertriebenen Hoffnungen. uf eine Fnigung und Mb 
tigung deffelben, nur einigermaßen Rechnung zu tragen, und bamt-zuoleieh jeher Cem 
Nr. Aung tebohttionaiger Bewegungen, ein Biel zu fegen vermaͤchta, aun imrnlgften. aber, 1" 
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es dabei zugleich ſeliien Blick auf die nationale Berufsthätigkrit der Hanſeſtädte und auf 
Die Sicherſtellung ihrer fortſchreitenden Befäühigung zu derſelben richtet. Geht doch, was 
bie Lehztere anlangt, ſelbſt das fg. münchener Projekt fo weit, die Bedeulung der Hans 
feſtcate in dem Grade zu verkennen, daß: es eine Urt von- Aſſentirung derſelben, wodurch 
ihnen jede ſelbſtihätige Mitwirkung bei den deutſchen Angelegenheiten benommen würde, 
vorauszuſetzen ſcheint, und erhellt eben, ſe auch aus einer neueren Denkſchrift, die küͤnfti⸗ 
gen Handelsverhältniſſe Dentſchlands betreffend, worin der Andtauſch europäiſcher Pros 
dukte und’ Büßrifate mit den Erzengniſſen transatlantifcher Länder, als bisher Iediglich 
von England, Frankreich und Holland ausgebeitet gejchildert wird, dis völlige Unkunde 
defſen, was in Diefer Beziehung feit Tänger als einem halben Inhrhundert von ‚den Hanſe⸗ 
ſtADien, und namentlich von Hamburg und Bremen, für Deutſchland ‚geleiftet. worden iſt. 
Daß Anſichten und Tendenzen diefer Art von Seiten der R- bannoverfcgen Regierung, 
bet deren vollkommener Kunde aller dahin einfchlagenden Verhältnifſe, wicht geiheilt wer⸗ 
ders können, dafür bürgt die Würdigung, welche Hochdieſelbe, wie Überhaupt den com: 
merziellen und maritimen Gefammtaufgaben Oeutſchlands, jo insbeſondere ben innig vers 
einten Intereſſen der dentſchen Nordſeeſtaaten von neuen angedeiben läßt. Ron jeher 
bemüht, in dieſem Streben ihr berufötren zur Seite zu ſtehen, und überzeugt, daß, fo 
lange Das deutſche Verfaſſungswerk nicht zum Abſchluſſe gediehen feyn wird, die gedach⸗ 
ten Intereſſen der gewohnten gemeinſamen Pflege unter den gegenwärtigen trüben Ver⸗ 
hältniſſen doppelt bedürftig ſeyn werden, Darf der Senat im Gegentheil vertrauen, daß 
die K. Regietung ne den Wunſch hegen koͤnne, ihren Einfluß auf die künftige Geſtaltung 
Deutichlands in einer Weiſe geltend zu machen, welche gerechten Anſprüchen ihrer Nach⸗ 
barſtaaten auf eine das Wohl der Geſammtheit erſtrebende Mitbetheiligung gleichzeitige 
Rechnung trägt. Um fo angelegentlicher aber ergeht an das hochverordnete K. Miniſterinni 
hierdurch deffen ergebenſte Bitte, Ihm: die gütigft zugeſicherte nähere Mittheilung der dor⸗ 
tigen Anſichten über die Reviſi ion der Bundesverfaſſung nicht: vorenthalten zus wollen. 


Aa Iwei Schreiben des J. preußiſchen Miniſters der auswaͤrligen Ahgetegeihenen an 
den Vorſhenden des proriſoriſchen Fuͤrſten⸗ Colegiums. 





I. 


„es ift dem probiſeriſchen Fürſten⸗Collegium bekannt, daß die Heffnungen, welche 
die K. Regierung und ihre Verbündeten auf. das durch Die Sendung ihrer Bevollmächtigten 
nach Fraukfurt beihätigte Entgegenkammen geſetzt haben, bis jetzt unerfüllt geblieben find. 

Die Verſuche welche die letzteren gemacht haben, den K. öſtexreichijchen Beyolkmächtigten 
und die Vertreter der übrigen Regierungen zu einer Berathung im freien Conferenzen zu 

dewegen, Find. vergeblich geblieben. Die vorläufige, auf-bie erſte vertsanliche Communi⸗ 
cativn erfolgte Weigerumg Des Grafen von Thun, ſolche Conferenzen durch die Auf⸗ 
nahme der ven und mach Maßgabe des Exlaffes an den K. Geſandten in, Wien vom 16. 
Mai zu ftellenden Vorbehalte, möglich zu machen, ift dem Fürften- Collegium mitgeiheilt 
worden; und das Verfahren beffelben tft, wie diefer erſt wor einigen. Tagen unferen Be⸗ 
vollmãchtigten angezeigt hat, auf die damals: vorbehaltene Einhelung näherer Inſtniction 
von Wien, von ben K. Gabinet vollkommen gebilligt tuoxden. 

Suzwiſchen Hatte fü, wie bem proviſoriſchen Fürſten⸗ Collegium ebenfalle nicht une 
betaun geblichen, eino Ausſicht auf eine Verſtändigung zunächſt über ein neu zu errich- 
tendes Interim ergeben, welche die . Megierung durch vertrauliche Beſprechungen ihres Ge⸗ 

ſandten in Wien mit dem K. Miniſter⸗Praͤſidenten zu verfolgen für ihre Pflicht erachten 
mußte. Zur unſerem Lebhaften Bedauern haben Die letzteren zu keinem annehmbaren Res 
fultat geführt, indem das K. Cakinet für jedes Abkommen über ein Zuterim bie van und 
micht zuzugebende Bedingung feftäielt, daß mit dem Interim eine Suspanfio on aller auf 
bie Unien bezuglichen Beſtunmungen eintrete. — 4— nd 
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politiſcher Intereſſen zwiſchen beiden Herzogthuͤmern keine Feſtſetzung geteofien werden 
Tonnte. 
Unter diefen Umftänben erſchien der Vorſchlag eines einfachen Friedens mit gegenſei⸗ 
tigem Vorbehalt aller Rechte das einzige Mittel, um überhaupt den von allen Seiten 
dringend gewünſchten Friedendzuſtand herbeizufühhren. Preußen machte dieſen Vorſchlag 
am 17. April. Dänemark lehnte ihn anfaugs ab, Inzwiſchen wurden die Unterhand⸗ 
lungen dennoch auf dieſer Grundlage fortgeführt, ud es ift endlich gelangen, auf der: 
felgen abzuſchließen, unter Hinzufügung einiger Beſtimmungen, welche ben Charakter dei 
einfachen Friedens nicht alteriren, aber dem Verlauf der Sache in ihrer weiteren Ent: 
widelung zur Richtſchnur dienen follen. 
Um dieſen Srietensfhluß ins rechte Licht zu ftellen, muß zuvörderſt einem auf be 
fchledenen Seiten verbreiteten Irrtihum entgegengetreten werben. Der Friedensvorſchlag 
vom 17. April iſt häufig als ein Separatfeieben bezeichnet worden. Der Eingang it 
Friedensurkunde· 
B. M. le Roi de Prusse en Son nom et au nom de la Confödsration Germankgns etc. 
beweiſt indeß Das Gegentheil. Es ift ein Frieden, den Preußen für Oeuiſchland geile: 
- fer bat. Es konnte der preußiihen Regierung, welche einen Bundeskrieg geführt, und 
"einen Bundesfrieden gu unterhandeln von ver deutſchen Gentral-Gewalt den Auftrag halte, 
“niemals in den Stun kemmen, fich hierin von Deutfchland abzufondern und einen pre 
: Hifchen Separatfrieden zu ſchließen. Sie hat «8 vielmehr als eine Verpflichtung gegen 
Deutſchland empfunden, die Friedensbedingungen jo allgemein annehmbar als möglich cr 
zurichten, und Die Einwenditugen, welche wor mehreren der größeren Deutfchen Staaten, 

jo wie von dem proviteriichen Organ des Bundes felbft, gegen mehrere Bejtimmunge 
der Präliminarien vom 10. Juli erhoben wurden, haben neben der Unmoglichkeit, fh 
mit Dänemark über den eigentlichen Sinn und die Bedrutung der Präliminarien zu m 
ſtändigen, ſehr mefentli auf den Entſchluß Preußens cingewirkt, ſich auf den einhe 
wrieden zu beſchränken. 

Preußen kann zu der Wiederaufnahme eines Krieges nicht rathen, der künftig eben d 
wenig als bisher enticheivende Reſultate liefern dürfte. Deutſchland audgenommen, fehl 

1° faft ganz Buropa babe auf Dinemnsts Selte, und die Erneuerung des Krieges mit 
wahrſcheinlich eins europäiſche beivaffnete Intervention in ihrem Gefolge haben. 

Düne Zweifel laßt der gegenwaͤrtige Brieben Die Streitftagen ‘über. bie Neck: Mi 
Herzogthuͤmer vor der Sand unerledigt. Allein er wahrt biefe Mechte, fo weit fie mir 
dem Schutze des Bundes flehen, ſo wie bie eigenen Mechte und Competenz des Bunde 
vollkommen. Die Herzogthümer aber find es zumachſt ſelbſt, welche dieſe Sareitfragen mi 
Oanemarkb zu ordnen haben. ie beſinden fich. hierzu jetzt im einer bei weitem günfige 

ren Rage, als im Jahre 1848, ta zuerft die kriegeriſche Bewegung .autbracg. Auf di⸗ 
niſcher Seite wird man im Verlauf diejer beiten Sabre wohl die Ueberzeugung geivom 
baben, daß eine Jucorporation Schleswigs einen umauslöfchlichen Zunder innerer Unmihen 
enthakten twärde, und Bann ımimöglich babei die großen Schwierigkeiten unecwogen Taf 
weiche ein Kampf wit den Berzogthmern in ihrer jehigen. Berfaffung für Dinematl ur 
Bietet. Beides, fo. wie bie verſoöhnliche Stimmung, welche ſich auf Seiten ber Herzeg⸗ 
thümer bei der Ichten Sendung von Vertrauensmännern nach Kopenhagen kumdgegeben, 
läßt noch immer eine gütliche Erledigung jenes Zwieſpalis hoffen. j 

Es ſoll in Folgendem eine kurze Analyſe der Briebensbefkinunmmgen gegeben iperben. 

Art. 1. und 2. find die gewöhnlichen, in allen Friedenstraktalen vorkommenden Korn 

Art. 3. enthaͤlt dem gegenfeltigen Vorbehalt aller Nechte, wie dieſelben ver dem Arigt 

beſtanden. Celöftverfänblich if hiermit Deutfcherfeits alle Neiht und alle mchtlihe Gm; 

‘|: peteng mit einbegriffen, bie den Bunde in Betreff der Verhälimiſſe ker Herzogthũmer übe 

Haupt, und namentlich in Kraft beb Veſchluffes vom 17. Geptember 1848: puheht: DE 
BSundeebeſchluſſe bie: zum Beginn der Beinbieligkeiten. zwiſchen Deutſchtand und Dänanar 
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und durchgreifend geändert haben, daß dieſelben Grüude, welche damals für Me Chnfühs 
rung des Proviſoriums fprachen, nicht noch jetzt mafigebend ſeyn follten.. Weder die Bes 
giehungen der durch den Vertrag vom 26. Mai v. 3 verbundenen Regierungen zu eins 
ander, noch Die Vorbereitungen zu der Reorganiſation des weiteren deutichen Bundes find 
zu demjenigen Punkte der Klarheit und gegenfeitigen Verftändigung gedichen, welcher e8 
räthlich und möglich machen würde, die von ber Mehrzahl Der verbündeten Regierungen 
mit Preußen als rechtlich beſtehend anerkannten Grundlagen zur faktiſchen Ausführung 
und vollftändigen, definitiven Entwicklnug zu bringen. 


Auch Hat ſich im der bisherigen Erfahrung keine Veranlaſſung herausgeſtellt, das be⸗ 
ſtehende Provijorimm für dein gegenwärtigen Bedürfniß der Union ungenügend zu erachten. . 
Vielmehr hat fih die Thätigleit des propiforifchen Fürſten⸗Collegiums namenilich In der 
vorbereitenden Beratung wichtiger Gejege, wie Die K. Regierung mit lebhafter Befriedi⸗ 
gung anerkennt, als eine höchſt erfreuliche und für die inneren Verhältniſſe der Union 
förderliche gezeigt. 

Es iſt daher auch kein Grund vorhanden, auf eine Modifieation der gegenwärtigen 
Seftalt des Proviſoriums Rückſicht zu nehmen; und die K. Regierung hält es daher für 
angemeſſen, ihren hohen Verbündeten eine einfache Verlängerung des jegigen 
Ptoviſoriums vorzuſchlagen. 

Sie erachtet es aber, aud denſelben Gründen, welche ſie damals leiteten, für noth⸗ 
wendig, dieſer Verlängerung eine beſtimmte Grenze zu ſtellen, und ſie ſchlägt daher, nach 
reiflicher Berückſichtigung aller Umſtände, dafür den Termin von drei Monaten vor. 
Am Schluß deffelben würde diefelbe Erwägung, wie für den gegemvärtigen Fall durch 
den Congreß vorhergeſehen, einzutreten haben; es darf aber die Hoffnung ausgeſprochen 
werden, daß bei einem in dieſer Ausdehnung geſtellten Termine inzwiſchen die Verhältniſſe 
ſich werden ſo weit aufgeklaͤrt haben, daß die verbündeten Regierungen fih zu einem ges 
meinfamen Entſchluſſe vereinigen können. 

Ew. wollen, diefe Vorfchläge der K. Regierung „dem proviforifchen Fürften-Gollegium 
vorlegen. . 

Ich füge nur noch. die Bewertung hinzu, daß bei der Beratung und Beſchlußfaſſung 

. über dieſe Vorſchläge auf dad Reſultat der Abſtimmung über dieſen Punkt in der vierten 
Sitzung des Congreſſes vom. 14, Mai d. 3. wird’ Rückſicht zu nehmen jeyn, wonach die 
Mehrzahl. der dabei beteiligten Negierungen fi) dafür erklärt hatte, innerhalb des Für⸗ 
fen = Collegiums ihre Entſchließungen geltend zu machen, während es den Regierungen 
der Mingeität, als in. diefem Falle durch Die Majorität nicht gebunden erachtet, unbenom- 
„men blieb, auf unmittelbaren Entſchließungen zu beharren. 

Sedenfalls wollen Ew. hie Mitglieder- des Fürſten-Collegiums erjuchen, . die Vorſchläge 
Da. Regierung zur Kenntniß ihrer hoben Committenten zu Prnae, mid ſich baldges 
falligſt Die betraffenden Inſtruetionen zu erkitten. 


4.| Schreiben des k großbritanniſchen Geſandten zu Berlin an den k. Greußfgen Mis 
nifter ber auswärtigen, Angelegenheiten. 


‚Sc habe in ‚oben von dem Baron Pechlin, in feinen Namen und im Namen! feiner 
Collegen die Merkicherung enpfangen, daß er Die: Worte: „wird reclamiren können,“ 
welche fie, das Wort: „wird reefamisen,” in dem vierten Artikel des zwiſchen. dem dent⸗ 
ſchen Bund und Dänemark am 2. des ‚Laufenden Monats unterzeichneten Friedens = Vers 
trages fubftikuiet- find, nur ſo betrachtet hat, daß fie den König ven, Dänemark autori⸗ 
firten, durch Mittel der Verfühnung zu. verfuchen, die frieplichen Beziehnugen zwiſchen 
dem Herzogthum Holftein ohne hie Intervention des Bundes wieberherzuftellen. Wenn 
feine. Anſtreugungen mickangälog- blieben, fa erkannt ‚her Baron Pechlin bie durch dieſen 
Berkzeg.icontsahiste. Veryflichtuug bes Königs ar, ſich an den Bund zu wenden, bebor 
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Er zu mifitäeifßgen Maßregeln feine Zuftucht nimmt, um die Sabikreng. feiner Nr 
in diefem Herzogthum wiederherzuſtellen. — 

Nur in dem Fall, Daß dieſe, fo verlangte, Intervention nicht zugeſtanden würde, ar 
wirkungslos bliebe, würde der König ermächtigt ſeyn, feine militäriſchen Kräfte zu dien 
Zwei zu verwenden. . | ' 

Im Königreiche Sachfen die Arbeiter: Vereine unterfagt. 

Der Landtag von Deffau» Cöthen tritt zufammen. 

Der Vorfigende des proviforifchen Zürften-Gollegiums trägt auf eine breimonalfid 
Berlängerung bed PBroviforiums’ an. (©. 4. Juli.) 

Schreiben des k. preugifchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten an die Stat 

halterſchaft von Schleswig - Holftein. u 

Der hochlöbl. Statthalterfchaft beehrt fih die K. Regierung ergebenft zuc Key 

zu bringen, daß der Friede zwiſchen Dänemark und Preußen, Namens des deut 
Bundes, biefelbft am 2. Juli unterzeichnet worden ifl. Der Unterzeichnete Tegt zug 
die Abſchrift der vornehmften Actenſtücke bei, nämlich: 1) des Friedenstractats zuüde 
Dänemark und Deutfhland vom 2. Juli; 2) eines Protokolls zwiſchen Preußen m 
Dänemark von Temjelbeu Tage, welches tranfitorifche Beſtimmungen über die preufita 
Zruppenbewegungen x. enthält; 3) einer Den deutfchen Regierungen bei Weberei 
des Friedensvertrages vorgelegten Denkſchrift, Crläuterungen des Friedens enthalten. N 
bochlöbliche Statthalterfchaft wird aus dieſen Documenten gefälligft entnehmen, in melden 
Sinne die K. Regierung den Frieden abgejchloffen Hat, und wie fie deffen Beftimmme 

von Deutſchland, wie von den Herzogthümern betrachtet zu fehen wünſcht. Die Kran 
welche den Krieg zwiſchen Dänemark und Deutfchland veranlagt Haben, werden ala 
durch den Frieden nicht erledigt, fie bleiben offen und einer directen Erledigung n 
den Herzogthümern und Dänemark vor der Hand, und wenn der beutjche Bund oh 
anders befchließt, überlaffen, da auf den Grund der Friedens⸗Präliminarien zu fein ir 
einftimmenden Auffaffung und zu keinen Beftimmungen über die Verhältiniſſe der Sr 
thümer zu gelangen war, welche von beiden Seiten als die Grundlage eines dauaua 
Zuftandes hätten angefehen, und daher dem deutfchen Bunde vom ber St. Regierung ver 
gelegt werben Fünnen; fo hat die letztere daranf verzichten müflen, auf jener Baſu cm 
definitive Erledignug der ſchwebenden Frage zu erreichen, und es Kot ſich im Sin 
des Friedens nur derjenige Ausweg dar, welcher jetzt eingeſchlagen worden iſt. Rah 
großen Abneigung zu urtheilen, welche bie Öffentliche Stimme in den Herzogthümem gee 
die Beſtimmungen der Präliminarien an den Tag gelegt Bat, ſollte ber jehige ei 
Friede, der keinem Landesrechte präjndieirt, willkdmmen ſeyn. Die Statthalterſchaf 
hat der K. Regicrung wiederholt dieſe Stimmung der Herzogthümer und den bringen® 
Wunſch derfelben, fich Leinen neuen Rechtszuſtand auferlegt zu fehen, ansgeſprochen. 
K. Regierung bat, unter den Motiven ihres Verfahrens, auch biefen Wunſch um po ® 
niger unberückſichtigt laſſen können, je lebendigern Antheil fie an dem Schickſal ber fe | 
zogthümer und an einer dauernden, ihrem wahren Intereſſe entfprechenden Bee 
derfelben nimmt. Wiewohl Daher der Standpunkt der Bräfiminarien, in europüi u. 
ziehung für Preußen und Deutfägland, unverkennbare Worzlige barbet, fo Hat bad Pr 
Ben nicht auf ter Durchführung deſſelben behatren wollen, und: ſich darauf bei ud 
dem Rechte des Landes fo wenig, wie dem des deutſchen Bundes etwas zu vergeben, 
die Gompetenz bes letzteren in jeder Hinficht und zu jeder Zeit vorzubthalten. Die u 
gierung hofft, daß dieſe Handlungsweiſe von den Herzogthümern im ihrem techten Eu 
betrachtet werden wird. Die K. Nigierung giebt der hochlöblichen Siatthalieschan 8" 
ihre Unerkemmung über die verfähnliche Weiſe zu erkennen, in welcher bie lehie ar 
der Vertrauensmãnner nach Kopenhagen unternommen und geleitet. werden RY 
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werben von Kopenhagen aus Schritte der Verſöhnung hen Hrragthiinern ‚gegehüber ges 
ſchehen. Die K. Regierung erfucht die hochlöbliche Statthalterfchaft, aus allen ihren 
Kräften dahin zu wirken, daß diefen Echritten von Seiten der Herzogthilmer in gleichem 
Sinne entgegengelommen, und. alle Gonceffionen gemacht werden möchten, welche mit den 
Intereſſen und Rechten des Landes nur irgend vereinbar find. Die K. Regierung eriu⸗ 
nert wiederholt daran, wie die ſchleswig⸗holſteinſche Sache auch in dem Sinne eine dentſche 
iſt, Daß diejenigen, welchen ihre Führung jetzt zunächſt obliegen wird, der Pflichten ein⸗ 
gedenk ſeyn müſſen, die ihnen gegen die Wohlfahrt und die innere wie die äußere Ruhe 
Deutſchlands obliegen. Die K. Regierung. zweifelt nicht, daß die hochlöbliche Statthal⸗ 
terſchaft dieſen Standpunkt vor Allen im Auge behalten werde. 

6. S. M. der Kaiſer von Oeſterreich enthebt, auf Antrag des Miniſterrathes, den Felds 
zeugmeiſter Freiherrn von Haynau ber Stelle als Befehlshaber ber dritten Armee; 
berfelbe erhält die normalmäßige Penſion, und das Minifterium erklärt ſich das 
gegen, daß ihm ber Charakter als Feldmarſchall verlichen werde *). — Zwifchen 
dem 9. Auguft 1849 und 6. Juli 1850 liegt freilich eine halbe Ewigkeit! 


6. Veginn der Sitzungen ber Zoll⸗Conferenz zu Caſſel. 
| 6. + Kl Rottmann, k. baierſcher Hofmaler zu Muͤnchen. 









*) Es iſt dabei wahrhaft widerwärtig, daß gerade diejenigen Blätter, welche früher nur Lob 
für den Feldzeugmeiſter hatten — die miniſteriellen, der gefallenen Größe jetzt am heftigſten 
entgegentreten. Herr v. Haynau fand fih zu folgender öffentlihen Antivort yeranlaßt: „Die 
oͤſterr. Neichszeitung vom 10. Juli verfuht mit in Gift getauchter Feder die Gründe zu 
geben, welche den Minifterrath veranlagt haben, bei Sr. Majeſtaͤt auf meine Enthebung von 
der Stelle des Befchlahabers und Gouverneurs in Ungarn zu dringen. Sie macht mir ben 
ſchweren Vorwurf, baß ich der Negierung nicht zu gehorchen wußte, meine Miſſton nicht bes 
griffen, mit die der Krone zuſtehenden Praͤrogative angemaßt, mich mil großer Willkür ber 
nommen, Recht und Gnade ohne ſchuldige Rüdfiht auf den Thron geübt habe. Indem ih 
eine foldje perſide Verdachtigung meines amtlichen Wirkens auf das entfchiedenfte zuruͤckweiſe, 
finde ‚ich. match, Bei. dem lauteren Bewußtieyn meiner loyalen Gefinnuugen und im Gefühle 
der nie-verlehten ſchuldigen Ehrfurcht und des Gchorfans für die allerhöchſte Perjon meines 
Monarchen, fo wie ber durch eine funfzigjährige Dienftleiftung bethätigten, unverbrüchlichſten 
Pflichttreue für den Thron und den Staat, vor der Welt zu ber Erklärung berechtigt und 

verpflichtet, daß mid, in allen meinen Handlungen nur das wohlverftandene Intereſſe bes 
Staates leitete, und ich das Recht der Gnade als einen Ausfluß des allerhöchſten Souperai⸗ 

netaͤtsrechtes nur im Namen S. M. meines Kaiſers und Herrn innerhalb der Grenzen ber 
mir von allerhöchftdemfelben eingeräumten Gewalten, nad ben ſtrengſten Neihtögrundfägen, ' 

Gexwiſſenhaftigkeit, Conſequenz und mit ridtiger Auffaflung und Witdigung ber jebesmaligen 
Zeitwerhältniffe und aller Umflände übte. Diefe mir von dem Monarchen für meine inne: 
gehabte Stellung allergnadigſt verlichenen awfererbentlichen Vollmachten And mir erſt mit 
dem am 6. Juli erlaffenen und mir am 7. Zuli J. J. zu Handen gekommenen allerhoͤchſten 
Sanpbillet, womit S. M. mid in den Nnheſtand zu verfeßen geyuhten, entzogen worden. 
% kann daher in der Verdaächtigung der Ehrenhaftigfeit des Charakters eines Mannes, ber, 
wie. ih, die Beſtrebungen ber Revolutien.an ber Wurzel, .erfaßte, nichts ala einen Verſuch 
erblicken, der Demagogie in die Hände zu arbeiten, und.ben Beſtand ber Mongrchie, ‚deren 
ungefhmälerfe Erhaltung bas Blut fo vieler Tauſende der treueſten Söhne des Staates 
koſtete, neuerdings in Frage zu ſtellen. Mit dieſer mir durch den Leitartikel der Reichs⸗ 
Zeitung abgedrungenen Rechtfertigung erklaͤre ich zugleich jede weitere Erörterung im Wege 
ber Preffe für abgeſchloſſen, und trete nunmehr in das Privatleben zuruͤck, hingeſtellt von 
dem Berfaffer des Stämähartifels, wie ein zweiter Bellfar, ohne daß er jebody die Macht 
hätte, mich des Augenlichts ‚su beranben, und ohne baß es ihm, atngeben Yon der Unſturz⸗ 

partei, gegoͤnnt wäre, wid im Eleude am Setrelftahe, von meiner einzigen Loqter of 
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2. Einweihung bed Denkmal für die ‚beim Dresdner Aufruhr gefallenen preußiſchen 
und fachlichen Krieger zu Dresden. 


9. Der Landtag von Deffau-Eöthen wird „entlaffen.” 


10. | Giremlar- Schreiben des Fürften Schwarzenberg an bie k. üftexreichifchen Gefandt 
fchaften in Deutichland, BE 
Däne Zweifel hat die... . Regierung bereits von anderer Seite Undertungen übe 
die Verhandlungen erhalten, in welche ich mich in ſüugſter Zeit mit dem k. preußiſha 
. Sefandten eingelaffen habe, um wo möglich noch eine Verfläudtgung zwiſchen unfen Dr 
binetten herbeizuführen. Durchdrungen von der Wichtigkeit einer ſolchen Verftändigm 
welche die Löſung der deutſchen Frage weſentlich erleichtert haben würde, hielten ia 
für unfere Pflicht, die mir won dem Grafen Bernftorff gemachten Eröffnungen entgep 
zunehmen, und diefelben mit Sorgfalt zu prüfen, um mit voller Ueberzeugung entjärte 
- zur konnen, ob imd inwiefern die von Preußen beantragten Modalitäten einer Veran 
rung mit den Grundſätzen in Einklang zu bringen feyen,. welche das k. Cabinet und d 
mit feinen Anſichten einverſtandenen Regierungen als die richtigen anuerkannt, daher md 
zu befolgen ſich entfchlefien haben. Im Voraus gewiß, daß das Vertrauen, welhei ma 
in uns ſetzt, jede Beſorgniß befeitigen werde, als wären wir fähig, von biefen Grundſta 
abzuweichen, und die Intereſſen unſerer Bundesgenoſſen nicht forgfam genug zn wohn 
erachteten wir es fir unbedenklich, dem Wunfche des k. preußifchen Hofes zu enljprehe 
und die von ihm angefnüpften Verhandlungen bis zu deren Schluß als ftreng ver 
liche zu behandeln. Diefer Umftand erklärt Das von und bisher beobachtete Stillfhse 
welches zugleich feine Rechtfertigung in der von dem k. Cabinet gehegten Hoffnung AM 
durch Beobachtung aller nur denkbaren Rückſichten, dad Werk der Verftändigung a 
dern. Doch iſt auch diefer Verſuch, die k. preußiſche Regierung zu vermögen, ihn! | 
ſprüche auf das durch die Bundeswerträge bebingte Maß zu beſchränken, zu unfern be 
dauern erfolglos geblieben. Es ift demnach jet an der Zeit, den In nähen Beziehunn 
zu und ftehenden Regiermigen Auskunft Über die von mir mit dem Grafen v. 
gepflogenen Verhandlungen zu geben. Indem wir uns hierdurch einer And obliegede 
Verpflichtung gegen dieſelben entledigen, legen wir zugleich Werth darauf, ihnen dur 
diefe Mittheilung Die Möglichkeit zu Bieten, ein anf volle Sachkenntniß gegrindeed Ib 
theil über die Verhandlungen, über die Urfachen ihrer Erfolglofigkeit, und über de ii 
träge zu fällen, zu welchen ſich das k. Cabinet unter den gegebenen Umftänden vermi 
fehen muß. Gegen die Mitte des verfloffenen Monats eröffnete mir der Oraf ®. ad 
ſtorff mündlich: feine Negierung glaube, aus den zwiſchen mir und ©. 8. H. bem rw 
zen von Preußen in Warfchau ftatt gehabten Untergebungen unſere ernſtliche Geneigla 
entnehmen zu dürfen, mit Preußen zu einer Einigung, über bie beusfchen Berhältnilt, @ 
namentlich über die Geftaltinng eines Interims zu gelangen, in Folge deſſen fie ber 0 
mung Raum gebe, daß fih die Baſis über die Ausgleichung ber gegenfeitigen Aufn 
und Mufprüche, zunächft file die im Augenblick deingendfte Angelegenheit der Emidi 
eines Proviſoriums finden laſſen werde, und es ihr daher wuͤnſchendwerth Ich, ni 
Gewißheit zu verſchaffen, ob auch wirklich — wie aus meinen Aenßetungen hervor 
hen ſcheine — Deſterreich 1) für das Interim kein beſonderes Gewicht auf die prä 
frage Tege, 2) eine Anerkennung der Union nicht durchaus abweife, nd nur voran 
daß man fih in Frankfurt fiber die Natur derfelben einige, 3) in bem.jegt au ſha ke 
. Interim auf eine volftändige Parität, zwiſchen Defterreich und Preußen eingehen wo 
und entlich 4) Ramit einverſtanden ſey, daß in diefem Proviſorium eine alleinige * 
tive Deſterreichs und Preußens eingeführt, und die Mitwirkung der übrigen 
deren Betheiligung an der Beſchlußfaſſung beſchrankt werde. Der k. proxßiſche Sri 
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Binteniſſe vom 26.’ Mai 1840 herkeigeffihtt: haben. Se vollſtändiger ımb dankbarer 
ber’ Senat das ihm dadurch bewieſene offene Vertrauen anerkennt, deſto dringender muß 
er ſich verpflichtet achten, es mit einer gleichen üffenen Darftellung der Anſichten und 
Motive, welche fein bisheriges Berfahten fi Beziehung: auf biefen Segenftand von dem 
bremiſchen Siandpunkte aus geleitet haben, zıt erwiedern. 

Dad Fehiſchlagen der im Jahre 1868 allgemein anerkannten Aufgabe, dem Ports 
gange der damaligen revolutionairen Bewegungen durch eine, die deutichen Bundesſtaaten 

“enger verbindende, imd Damit dem Anslande gegenüber in kräftiger Einigung darſtellende 
Verfaffimg dauernd zu begegnen, hat wohl in keinem dieſer Staaten ſchmerzlicher empfun⸗ 
den werden können, wie gerade in den Hanſeſtädten. Ihre geographiſche Lage, und eine 
Jahrhunderte hindurch fortgeſetzte praktiſche Wärbigung derſelben hätte fie zu den vorzüg⸗ 
lichſften Organen des deutſchen Handels⸗ und Schifffahris⸗Verkehrs mit dem Auslande 
erwachfen laſſen, ſie hatten in der Cultur dieſer Werhäktniffe ihren vaterlaͤndiſchen Beruf, 
und in der Anerkennung deſſelben vom In- und Auslande eine Sicherſtellung ihrer Selbſte 
ſtändigkeit und ihrer freien Verfafſfungen gefunden, welche die gewaltſamen Stürme 
der Unterjochung Deutſchlands durch freinde Uebermacht zu üͤberdauern vermocht; ja fie 
waren init erneuerter und verſtärkter Lebenskraft and dieſen Stürmen hervorgegangen. 

Die eommergieflen Verbindimgen Deniſchlands mit allen Welttheilen wurden ſeitdem von 
ihnen zu ‘einer Ausdehnung gefördert, wie fie nie zuvor flattgefinden, und bie wmohlthäs 
tige Rurckwirkung hiervon auf alle bentfähen Garen mächte fich auch, anf die unverkenn-⸗ 
barſte Weile geltend. EI kam hinzu, daß ſich gerade in der Widmung für Diefen Beruf 
ein lebhafteres, ſteis vege erhaltenes Gefühl für das, was dem Vaterlande gebrach, bei 
ihnen entwickeln mußte, wie Bei ter Mehrzahl der übrigen Genoſſen deſſelben. Denn 
jener Unterſchied in der Behandlung, welcher auch beim ftiedlichen Verkehr der Völker 
fich in der verhältnißmäßig größeren Achtung Derer geäußert, Die einer ermangelnden Be⸗ 

rñckfichtigung Ihrer Intereſſen kräftig zu begegnen wiffen, und unter welchen das getheilte 
Deniſchland von jeher zu leiden gehabt, wurde zunächft und zumeiſt immer von den 
Känfeftädten empfunden, wenngleich die nachtheiligen Folgen ſich ſtufenweiſe auch über 
diejenigen verbreiten mußten, in deren Vertretung fie mit dem Auslande verkehrten. Es 
konnte ihnen daher nur der rebdlichſte Ernſt ſeyn, wen fie ſich bereit erklärten, von einer 
iſolirten Selbſtſtändigkeit der Geſammtheit tes Vaterlandes ſoviel zum Opfer zu bringen, 
als erforderlich ſeyn möchte, zum ihrem gedachten vaterländiſchen Verufe ſi ch deſto erfolg⸗ 
reicher widmen zu ˖ Pönnen. 

War! nach jenem fehlgeſchlagenen Verſuche nichts Anderes übrig geblieben, ala das 
ütrterbeöchene Werk der nätonalen Einigung ven Seiten der einzelnen Bundesſtaaten 
felbftthätig wieder aufzunehmen, fo mußte es Bremens nächſte Sorge feun, nach Verbün⸗ 
Beten zu dieſem Zwecke ſich umzuſehen, und was konnte ihm außer dem engen, auch von 
allen anfwfrtigen Staaten fortwährend anerkannten Bündniſſe, in welchem es ſich mit 
Den verſchwiſtenen Sanfeftäbten feit Jahrhunderten befindet, näher liegen, als die Frage 

nach dee Richtung, welche daB ihm durch nachbarliche und freundſchaftliche Verhältniſſe 
mit feinem ganzen Verkehr jo innig verbundene Königreich Hamover unter dieſen Um⸗ 
ſtanden einzuſchlagen ſich veranlaßt finden möchte. 

ODie Aubkanft über. dieſe tage wurde von der K. hannoverſchen Regierung entgegenkom⸗ 

werd durch die Auffordermg, dem bon derſelben unter dem 26. Mai 1849 mit Preußen 
und Sachſen abgeſchleſſenen Bündniſſe beizutreten, ertheilt. Ein an den Senat gerichtetes 
Schreiben vom 18. Juni 1840 enthält die Aeußerung: „wie die K. Regierung es ſich nicht 
vreeſage, ihrerſeits dem Senate ganz beſonders die Hoffming audzuſprechen, daß ihr bie 
Genugthrumg einer: Betheiliging ber freien Stadt Vremen an dem Bündniſſe vom 26. 

Mel d. J⸗ baldigſt werde gewährt tuerden.” 
Wenm die Aufforderung jur Theilnahme an einen End, das in Ermängelung 
aller anderen Ausſichten Bas unterbrochene Werk der engerm Winigung ber deutſchen 
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kr ei heutiger Weranlaſſuug mit um ſo grüßerer Befriedigung, daß much Poeußen die Ci 
richtung eines.Proniſoriums für, bie dringendſte Augelegenheit ˖ des Augenblics halte, ali 
Die in letzter Zeit nach Wien gelangten Mitikeilungen- des Berliner Gapinets ‚gerade but 
. Osgentgeil haben noramäfeben- machen. Was ‚meine nowrwähnten Lleußernngen betrift, 
“6. ſey wohl jene, daß Deſtexrrich für das Stern. Bein. beſonderes Gemicht auf die Priſe 
diagalfrage lege, allerdings non ner geanasht weorhen, jadoch dahin gas. deuten, daß der K. hef 
nr in- allen · Bundas⸗Berſammlungen daB ihm vertragamaͤßig zuftehende Recht dei Var 
4. ſttzes als ein ſolches anfpricht, und es daher bei der Bildung eines pronigarifrhen Bunder 
|. vprgans, welches dan Charakter einer derlei Verſammlung in. keiner Weiſe hat, ſeinen Dun 
desgenoſſen überlaſſen zu können glaube, die Frage des Vorſitzes für. dieſca Interim zu 
u Gegenſtaud von Verhandlungen ‚wen. denſelben zu machen. In Bqzug auf eine Im 
kennung der Union habe ſich Oeſtarreich mit Beſtimmtheit dahin ausgeſprochen, dal ı 
| eine Union, mie ſie qus han: Vertrage vom 26. Mai v. J. hervorgegangen, wienalt u 
.erkennen ‚werde, „Bei dieſem Ausſpruche müſſe es auch jrtzt und fir, iener verhem 
„J. Die Gründe für einen ſelchen Eutſchluß ſeyen bereits laängſt fo auſfichelich angege 
. worden, daß es deren Wiederholung ‚hier, micht beduͤrfe. - Handle ea ſich dagehzen in S 
gemeinen um ewe misdrückliche Anerkennng ‚des; Rechta einzelner Staquen, Bindij 
. unter ſich zzu ſchließen, fo ſey dieſelbe Abenfläffig.:umd zugleich bedenblich. Sie ſey ihr 
ah. Aüſſig, weil bereitz der Met. 11. der Bundebaetr fich üben die Zuläſſigkeit von Lind 
u miſſen ausſpricht, inſefern dieſelben nicht gegen die Sicherheit des Bundet oder einplın 
Bundesſtaaten. gerichtet ſind. Bedenklich wäre. aber. eine, ſolche außdniicktiche Ynerlemm 
|: Apeil fie leicht gm der irtigen Aufffaſſuug Anlaß geben koönnte, als ſey jean Büntıi, ı 
|: ‚nubge wie immer beſchaffen ſeyn, eine im Voraus hindende Zaſtinnnunug ertheilt mei 
„Bing, folge Zuſtimmung könune aber nimmermehr gegeben menden. Was man niqht kun 
was erſt werden ſoll, daraber vermöge man kein Urthäil zu Fllen, mb. dieſes Urthel h 
> bi: in Dept gegebenen Fall nur Dex Geſammtheit. zu. Es ermeiſe ſich ongch die van dem! h⸗ 
4. binet wiederholt auageſprochene Ueberzeugung als die richtige, ach walcher die M 
. der Vundes⸗Verfaſſung vor Allem vorgumbinen ſeyn wird, wab erfk:hamg, wenn Mi 
volſendet, mit Ruckſicht auf Die zu Stande gekommene eye Gefskgekung, imerhal da 
. großen Bundes, und mit Gauehmigung deſſelben, Bndniſſe werden ‚eingegangen nein | 
|. konnen. Die Eimichtung des Theile Pünte ſich wohl jener deß Gangen anfeichen, nl 
aber umgekehrt die Geſammtheit genoͤthigt werden, ſich einer yon einelnen Zhilen nat 
märhtig eingeführten Verfaſſung unterzuordnen. Hinſichtlich einer von dem. Berliner & 
binet gewünfshten vollſtändigen Parität Defterreiche und Preußens im Interim mil n 
‚Auf Das Bezogen werden, was in Betreff der Praͤndialfrage fir ‚chen. bieise Interin x 
ſagt worden iſt, und müſſe die Selbſtverleugnung, mit welcher der. K. Hat Fragen, mei 
in der. Analogie ihre rechtliche, praktiſche und hiſtoriſche Bifing, längſt „gefunden baden | 
neuerdings einer Entſcheidung feiner Bundesgenoſſen anheinguftellen ſich gemeigt zent w 
ſprechendſten Beweis für Die Geſinnungen darbieten, on welchen ex befeelt iſt. Was“ 
„1. Eh eine alleinige Erecutive Defkerreichd und Preußens, mit Vorbehalt der Veſchlußfeie 
|: der Übrigen Mächte aubelange, fey das öſterreichiſche Cabinet nach üher die Abſicha⸗ 
. Zweifel, welche hie, übrigen Regierungen biesfglig. hegen. Wande die Ausführung IM 
4 . Maßrxegel von ihnen verlangt werben, fo könnte ‚ker K. Hof in einer beranliger Ernte 
|. : Behörde, falls dieſelbe Teviglich zur Ausführung-ber 'gefaßten Beſchlüſſe eingefegt mal" 
. follte, nur ein Mittel erkennen, um deren vafchen, Tröftigen und daher mickjamen Bol 
+1 zu ſichern. Schließlich Habe ich den Strafen Bernftorff noch mit allem Freimuth banal 
:l» aufinerkſamn gemacht, daß Das preußiſche Gabinet ſich feit dem Beginne des verfefien 
| Bahıes durah Die Verficherwig einen aufrichtigen Wunſches einer perfkäybigung, dark 
P. Erhffungen, welche es. zur Bethatigung dieſes Wunſches ihm - zu, offen ‚glaubte, uud 
ns bh. durch des K. Hofes dringende MWorftellungen niemals habe, abhalten laſſen, let; 
mtr. BF der ſich onyaegeichnieten Bahn fortzuſchreiten. Mie, That hahe ſteis hop Min 
.. Ken || 
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"mid an ſch in dieſem Gange unwandelbar verhärtt, obwohl ſich DAB: entichleden 
vagegen auheſptvchen mid bie beftimmteflen Grklärungen abgegeben habe; daß es die Be⸗ 
rechttgung zu 'biefem Gänge nie werde anerkennen Wnuen. Es möge Bei: Berliner Hofe 
ſelbſt Aberlaifferi bleiben, in vefffiche Erwaͤgung zu ziehen und zu entſcheiden, ob eine Ei⸗ 
nigung zwiſchen zwei Mächten, wie Deſterreich ud Preußen, möglich ſeh, wenn das 
preußifche Caltart in diefer Weife vorzugehen ftetfähet: . Im Werialge dieſer Unterredung 
ak Ber, ꝓreußiſche Geſandir am IB, n. Mis. Das hier in Asfchrift witfolgenhe vertrau⸗ 
liche Schreiben an mich gerichtet, welches, ich am 22 Juni durch die Cw. im weiteren 
Anbuge abſchriftlich zugehende Erwiederung beantwortet babe. Der Graf v. ‚ Bernfto } 
von. dein Wunſche befeelt, eine BVerftändigung | zwiſchen ſelnem Hofe und det K. Regie⸗ 
tüng möglichſt zu fördern, Hatte mir feine Abficht mltgetheilt, zu dieſem Behufe meine 
‚ie zugegangene Antwort feleft nach Berlin zu überbringen. Noch im Zweifel, ob er 
WE Borhaben ausführen fülle, ward ce Hierzu durch ame am 24. v. M. dahier enges 
troffene telegrapbiiche Depeiche Keftimmt, welche den Grafen auffrederte, ſich ſofort an 
RE Hoflager zu begeben, um perfönlich über Die mit nux gepflogenen Verhandlungey 
Rechenſchaft abzulegen. Das k. Cabinet hat ſich in der, von Preußen als einen der we⸗ 
jentlichſten Punkte bezeichueten Präſidialfrage nachgiebiger gezeigt, als man ſelbſt vpi 
fänen perſönlichen Geſinnungen Hatte erwarten dürfen. Die von mir abgegebenen, Err 
„. klirungen konnten überdies doch unmöglich als eine Verweigerung der von Preußen and: 
Grat ch nnd allein verlangten‘ Anerkennung bes bundesgefetzlichen Unltungs⸗ Brincideh 
“ äigefehen werden, Ya wir nur gegen die Wertbauee ber hiäherigen, rt den wichtigſten 
Beſtinnnungen bir Bundes· Verfaſſung unvertraͤglichen Anwendung dieſes Principe Einfprache 
exhoben, und verlangt Haben, daß die Amsübung des ben Bundetgenoſſen zuſtehenden Rech⸗ 
iee vertagt werde, bis fie nach erfolgter: Reviflon ber Bundes⸗Verfaſſiuig in geſetzmäßiger 
‚ Bee wird geregelt, wid mit dieſer In: Uebereinſtimnumuug gebsucht werden können. Daß 
hierdurch die Frage Über die ſpeeielle Uusfühzung einer im Bunde zuläffigen Union, und über ihr 
Beretzacuuß zu Den meßer derſelben bleibenden Staaten Dtutſchlands offen gelaſſen wurde, 
- Mi niemand bezweifeln wollen. Eine dieſe Bedingungen micht erfüllende Union kann 
"ARE idemand wollen / und iſt auch Preußen nach feiner Werſicherung weit entfernt, eine 
folche ’zir- beabſichtigen. Wir durſten daher die Erwarinug hegen, daß die auf eine Ver⸗ 
ſtündigung der beiden dentſchen Broßmächte gerichteten Bentihungen des nach Verlin 
betufenen Brafen v. Bernſtoeff von Eeſolg ſeym würden. Such. feiner and. d. DM. 
retten Racktehr hat jedoch derſelbe mir durch das Bier. abſchriftlich mitfolgenbe ( 
ben, he am 2. -an ihn alaſſene MWeiſung mitgetheilt, welche unſere —— als vers 
Er erkennen lußt. en ... haben gegenmirtige Depeſche der . Regutung mit⸗ 
I" diheten 
11. Röbel-Exceffe gegen hie grohhetzoglich heſfſchen Eolbaten ber Baron don Mainz. 
1% Dem, ‚prop. ‚Sücften: Collegium wird eröffnet, daß bie Regierungen von Oldenburg, 
| Medlenburg⸗ Schwerin und Braunſchweig fich. mil. der Besimonatlien Berlänges 
Ä ‚ ung des Papnifenbimd ainverkiauden, eriärt haben, 
N Erluß der Siatthalierſchaft von. Schleswig · Halfein. Pe 
Ä ODie preußiſchen Teuppen, welche bisher im. fühlichen Theil des daxothaue Eqles. 
Bi fanden, werden: in den müchſten Tagen die Oerzogihümer verlafien. Die; Statthals 
= waſchuft hegt bus ſeſte Vertrauen zu dem ehzenhaften Sinne der Schlesmig ⸗Holſteiner, 
as d⸗ guruckkeheruden Truppen auf ihven Marſche fo werden aufgenanman werden, 
le re Mflicht dex Gaſtfreundſchaft · gegen mmienbißhrrigen Waffenbrübex verlangt. 
Toni es ihnen nicht vergonnt iſt, ferner an urſther. ‚Seite zu ſtehen⸗ ſo beklagen fie 
grihſt am meiſten dieſe Wendung der Errigeiſſe. Nie aber werden es in dankbarer Cr⸗ 
- | "$esumg bewahren, daß bie Ppreuchiſchen Aruppen a ——“ Sehleig in ben 
. ſelerigaen Verhältuiſien durch mufieshefte: AMomakzunk : ben J der preußiſchen 
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13. 


entſchieden entgegenzutreten fey. — "Dimgendß. erklaͤren wir uns og anamuen Ein 





Armee: arbäft, daß fie durch humaue Erfüllung der peinlichſten Aufgaben bie Leiden m 
jſexes Landes, jo weit es ihnen ‚geitattet mar, gemäldert haben... Die Statihalterigui 


‚erwartet, daß alle Behörden und Pripate durch zuvorkommende und freundliche Aufnahne 
und Verpflegung Tas ſchmerzliche Gefühl, mit welchem dic. preußiſchen Zruppen in diem 
Augenblicke uns verlaſſen, ehren und achten werten... - 


Das Schwirgericht zu: Liſſa erflürt einen, der ſchriftlichen Benieftäts »Beleidigun 
-- Meberwiefenen ‚fire nichtſchulbig, wegen: mangehtder Zurechnungs- Fähigkeit,” un 


geachtet Drei Gerichts⸗Phyfici das @egentheil bezeuge. 
Die Abgeordneten: Kammer im Königreich Baiern lehnt die angejonnene Erhöhung 
mehrerer Steuern ab, und erhöht dafür ben Anlehns⸗Credit auf fünf Milton 
Gulden. | 


‚Die Schleswig⸗Helſteiner baginnen von Rendsburg aus in dad.Herzogihum Schli 
wig vorzuruͤcken. * 
Die von ber würtembergiſchen Landes⸗Verſanimlung befuͤrwortete allgemeine Anti 
für politiſche Verbrecher (S. 17. Mai) wird abgelehnt. °— —— 


+Dr. Auguft Neander, Ober-Conſiſtorial-Rath und Profeffor der Theologie zu Bern 

Königlich preußifches Patent wegen Erneuerung’ des Louiſen⸗Ordens. 

Schreiben des Fürften Schwarzenberg an ben k. öfterreichifchen Geſandten zu Bei 
Durch den k. preußiſchen Geſandten iſt mir am 10. & DM, ein Rundſchreiben da 


IB Breiberen v. Schleinig an Die dentſchen Bundesregierungen nebſt bean am 2, 2.9.7 


Berlin abgeishleffenen Friedenbixactate und einer erläuternden Denkſchrift mit dem Wut 
mitgeiheilt worden, dag von Seiten Deſterreichs die Zuſtimmung zu dem gedachien in 


ben mogluchft Kald erfläch, und ‚die Pkatifiention immschalb der heftimunten Zeit ah 


. werde. — Wir freuen und aufrichtig, daß endlich ein Friedensſchluß ziriſchen dem 
:.der proviſoriſchen Bundes⸗ Centralcommiſſion hiezu ‚bevollmächtigten k. praufijchen fir 
. rung und der Krene Däncimark zu Stande gekemmen iſt. Die, Haltung, melde de’ 
gierung bei bein Beginne des unheilvollen Kampfes, dem durch diejes Kpiebenänd m 
Ziel gefetzt wird, angenemmen und während deſſen Dauer auch behauptet ‚hat, lähl Ir 
nen Zireifel · darüber bejichen, daß fie zwar gerechte Mufprüche des deutſchen Bundes mi 


: der Herzegthümer gewahrt wiſſen wolle, und deren Geltendmachung uicht verabſum 


werde, zugleich aber auch mit lebhaftem Bedauern erkgunt habe, wie ſchpierig die & 
fung ber ſtreitigen Fragen, und wie groß bie dem Frieden Demtſchlande, ja ſelit M 
‚Ruhe Europas aus dieſen Fragen erwachſende Gefahr durch den Umnſſtaud geworden It 
dag die Partei der Bewegung ſich derſelben bemächtigt Hatte, und fie für. ihre Verchun⸗ 
gen auszubeuten und zu mißbrauchen, bemüht war. Es muß. daher, ald eine gluͤcih 
Fügung betrachtet werden, daß wir dieſe Gefahr als beſeitigt anſehen können, MW 
durch den geſchloſſenen Frieden der Boden für eine gewiſſenhafte und unbefangene 
fung der entgegenſtehenden Anſpruche wieder gewonnen iſt. — Praßen hat ſuch han 
den allgemeinen Dauk verdient, und wir hoffen, Daß die Sachlage -alkihelten bon 1° 
ſem Geſichtspunkte werde aufgefaßt werden. Bir: wollen: ums bei Jedeve Aulefſ wi 
verwenden, daß dies geſchehe, und ſind Aberzengt, daß, wenn dieſe Angeltzenheit MA" 
dings der Wormanb zur: Ugitation in Denſchland werden ‚füllte, ‚folgen Aanuheng 
picnkie als europäfche Wadit mit dem abgufchloffenen Brriehsuiuerttage eirwerhanden, 1 

- in eine: Deurtheilung feiner eingelnen Befhnmungen einzugehen; wıb mus. dat Gut #1 
- Auge faſſend, welches er. für'idie “allgemeinen Apeiereffen .neefouicht. — Man Fra" 


die Biatiflention biefes Varirages beteifft; Eimen.ısie sure: Cheiknahene an dar Bd 


FAGMe mer in unferer Cigenfft ale Wiitgieb der bauten: Ziunbes Basahn fr © 
dieſet Gigenfeaft muß ;aben- Kefbereeiäh um der zu jeher Jeit, ni gun rd 
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Grllärungen vom 12., 16. und 28. November 1849 ausgefprochenen Ueberzengung feſt⸗ 
halten, daß die Bindesvertrãge und Die auf denſelben ruhende Bundesverfaſſung noch 
vollgiltig .zu Recht beſtehen und Daher auch in dein gegebenen alle maßgebend find. 
Es würde aber ınehreren wichtigen Beitimmungen dieſer Verträge entgegen feyn, wenn 
ich S. M. dem Kaiſer, unſerm allergnädigſten Herrn, die Ratification des Friedens ale 
einen Bundesfrieden vorſchlagen wollte. Nur durch das verfaffungsmäßige Organ bei 
Willens und Handelns Des Bundes ift ein für denfelben giltiger Friebe zu Stande- zu 
bringen, und inöbefondere kann nach Art. 12. und 49. der Wiener Schlußaete die An⸗ 
nahme und Beſtätigung eines Friedensvertrages nur in der wollen Bundes⸗Verſammlung 
geſchehen. Die Entſchluͤſſe einzelner Mitglieder des Buudes ‚vermögen die erforderliche 
gemeinſame Willenshandlung nicht zu erſetzen, und könnten überdies im Falle einer Mei⸗ 
nungevperſchiedenheit thatfächliche Schwierigkeiten herbeifüßren, für deren Beſeitigung nur 
die Bundesgeſetzgebung ausreicht, werınäge welcher ein Friedensſchluß durch die in ihr 
feſtgeſetze Stimmenmehrheit zu verpflichtender Kraft gelangt. Die Convention vom 3, 
September v. 3. Hat hieran nichts geändert, da fic nur bie im Art. 6. ber Bundesacte 
erwähnten Ungelegenheiten, nicht aber die in der Wiener Schlußacte dein Plenum zus 
gewiefene Entſcheidung über Krieg und Frieden, während der Dauer des Interinis, der 
Keim Vereinbarung der Regierungen überlaffen Hat. Die Bundes⸗Commiſſion Hat zwar, 
indem fie Preußen zur Unterhandlung des Friedens bevollmächtigte, die Genehmigung 
Na die deutichen Bundesregierungen vorbehalten, aber dieſe Behorde, welche hinſichtlich 
der ſchließlichen Annahme des Friedens nichts verfügen, ſondern nar Die Verfügung den 
Bundesregierungen zuweiſen konnte, bat dadurch nicht den einzelnen Mitgliedern des Bun⸗ 
deß eine Machtvollkommenheit übertragen wollen oder können, welche denſelben nur in 
ihrer erganifhen Verbindung zuſteht. — Obwohl e8 nach dem Vorſtehenden der obers 
fin Bundesgewalt vorzubchalten iſt, bei den Berhandlungen über die ihr allein zuſtehende 
Retification ‚bed Vertrages in deſſen Weienheit einzugehen, und über dieſelbe ein Urtheil 
zu fällen, können wir doch nicht unchin, ſchon dermalen die Bedenken anözufprechen, melche 





die Verfaffung.ded Art. 4. uns einzuflößen geeignet if. Wir müſſen bezweifeln, ob ber 


Bund, vertreten durch ſeine geſetzlichen Organe, die in dieſem Artikel enthaltenen Verab⸗ 


tedangen als zukällig erlennen dürfte. MDiefelben geben won der Vorausſetzung aus, daß 
#8 dem: Bende am Willen ober an der Miacht: fehlen Edunte, den. in feiner Beſtimmung 


liegenden Pfligten zu ‚genügen — ein Zweifel, melcher den pofidiem Worſchriften der 


Bundesgeſehe unh der Eintichung des Bundes gegenüber, nicht, wohl rechtlich erhoben 


toben kaum. Uekerdies Tünnte der: Schlußſat des Artikels zu Mißheutungen führen, bie 
Mitglieder des Bundes zu Vermaheungen Anka geben könnten. — — Wir haben an dem 


NRechtoboden ber: Verträge jeſtgehalten, und der vorliegende Fall beſtärkt uns in dem ges 
ſaßten Matſchluſſe, dieſen Boden, nicht, zu nerlaffen. . Weit entfernt, hierdurch die Löſung 
tder fo verworrenen Frage für Preußen und DMeutſchland zu etſchweren, dinfte dieſer Ents 

ſchluß dieſelbe im Gegentheile finden. . Die Vexrzögerung einer formellen Ratification des 


Friedensvertrages wird bie Bundesſtaaten gewiß nicht bärdern, bie ihnen wie ber Ges 


: famuniheit ans. hen. rieden erwachſenden Vottheile ‚anzuerkennen, amd. zur gütlicden Er⸗ 
lJedigung. der · vorhehallenen Rechtsfragen mitzunizfen. . Zugleich. kann die @efahr eineß 
Sonderrkeopieh gwiſchen Dänemark und den Herzogthümern ner vermindert werden, wenn 

‚der deuiſch Vund ſich feines: Rechtes ber Cieſproache nicht begibt. Die gap Sachlage 


dient nentending ‚und: Deutlicder als je zum Beweiſe, wie ımerläplich es ſey, daß dem 


: ‚Bunde die Möglichkeit inickiawen Handelns ‚duch ein allgemein: anerkanntes Organ wie⸗ 


dergegehem werde. Preußen ſelbſt verweiſt Dänemark. an den Bund, und ſtellt die Aus 


: bett des Wanted. al die letzte Schranke: gegen Creigniſſe Hin, die in ihrer Entflehung 


und in ihrem Ausgange nicht anders als bellagemäwerih befunden werben. können. Liegt 
aber, hierin nicht, bie-Anerlennumg der Nothwendigkeit, Den: Friedeustraetat einer Bundes 
Plenarverſammlung vorzulegen, | da dieſelbe die allein zuftänbige Behörde, für deffen Beur⸗ 
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theilung ift, fo fange nicht aus einer auf gefegmäßigem Wege bewirkten Reviſion der 
Bundes⸗Verfaſſung ein neues Organ des Gefammtwillens des Bundes hetvorgegangen ſeyn 
wird? — Ich erinche Ew., den gegenwärtigen Erlaß Dem Sm. Fhriigl. Miniſter zur 
Kenntniß zu bringen und in Abſchrift mitzutheilen. 


15, | Die erſten badiſchen Truppen treten den Marfch nach Preußen an. (S. 25. Mai) 
16. | Im provif. Fürften- Collegium erflären fi Baden, Sachen: Weimar, ©.» Coburg: 
Gotha, S.-Meiningen, Anhalt» Defau und Cöthen, A.-Bernburg, Schwanbug: 
Sondershauſen und Rubolftadt, beide Linien von Neuß, Waldeck, Lippe-Detmoh, 
Hamburg, Bremen, Lübed für Die, breimonatliche Verlängerung bed Proviforium. 
16. Der k. öfterreichifche Kriegsminiſter, 5. M. 2. Graf Gyulay wird, feinem Gefuh 
gemäß, diefer Stelle enthoben, und zum Befehlöhnber des fünften Armee «Com 
ernannt. — F. M. 8. Schr. v. &dorih erhält das Kriegs⸗Minifterium. 

16: Hie Kammer der Reichsraͤthe im Baiern bewilligt ben von ber zweiten Kaur 
auf I: Millionen Gulden herabgeſetzten Voranſchlag für die Armee, ollftänt 
mit 10: Millionen. 

16. | +Dr. Enno Dirkfen, Profeffor ber Mathematik an der Berliner Univerfität, zu Park 


17. - Schreiben bes Miniflerd ber. auswärtigen Angelegenheiten au ben J. preußiſhe 

Geſandten zu Wien. 

us dem geehrten Berichte, welchen Gm. ꝛc. unter dem DRien d. ML: an mid ge 

richtet haben, habe ich bie vorlänfigen Aeußeruugen des K: K. Miniſter⸗Ptaͤſidenten ih 

. diejenige Eröffnung erſehen, welche die Konigliche Regierung ſich vermittelſt des Edık 

I an Ein. ꝛe. vom Lten d. M. dem K. K. Kabinet, nachdem die vertraulichen Beſpreer 
gen über daB Interim haben abgebrochen werden müſſen, zu machen veranlaßt aim 
bat. Wir werden indeß jedenfalls noch eine ſchriftliche und offieielle Erwiederung mu 

. ten milffen; bringenb aber müffen wir wünſchen, Daß dieſelbe möglichſt bald eriheilt wi, 
da wir es durchaus nicht angemefien finden können, unſere Beuolimächtigten noch af 

: Unbeftimmte hin zu einem vielleicht fruchtloſen Verweilen in Frankfurt anzıneifen. Ge.% 

wollen daher fo viel möglich darauf hinwirken, daß der KH. K. Miniſter⸗Pruſden I} 

bpaldigſt darüber erkläre, ob er die Verhandlungen über dab Deſinilinum zu begin db 
reit fen, imd dazu bie angebeutete Form wählen wolle? Cs iſt nicht wohl einuehe 

warum bie letztere, die von dem Briten von Schwarzenberg ſelbſt für bie Verhandlunge 

1 Aber das Interim als ein geeignetes Auskunftomittel bezeichnet worden, nicht audi 
die Verhandlnngen über das Deſtnitivum angemeflen ſeyn ſollte. Wir glauben in ie 

Annahme dieſer Form ein Cutgegenkoumen gezeigt zu haben, welches am beſten beweiſt m 

ſeht es und mit der Sache ſelbſt Craft iſt; und wir find danach berechtigt, zu erwarn 

baß die übrigen Regierungen mit gleichem Geuſt auf die Sache eingehen, mb der 7 
ten endlichen Regelung der deutſchen Werhäliniffe nicht neue Echwierigkeien und 

zungen in den Weg legen werben. ” 

Der Vorwurf, dag unfere Vorſchlage inhaltsleer Inden und richte Düenes back 

tann wohl mur auf einem Mißwerkäubuiffe beruhen. Es if aber gar wicht unſer ! 

ſicht geweſen, uene Worfchläge zu machen, vielmehr ımfere Menoltieitiägkeit zu erlliw 

ſolche eutgegenzuuehmen. Warn wir, nach fo manchen fruchtloſen Verſachen, moch Imm 

1" dieſe Bereitwilligkeit in der Sache feſthalten, und für die: Form zugleich die non Dem 
A. K. Miniſter⸗Praſtdenten ſelbſt angedeuteten Seen aufnehmen, ſo Bann. uns wohl ni 
der Vorwurf treffen, daß wir durch hartnackiges Verbarren auf unferean Standpunkie Di 

Verſtändigung unmöglich machten. Ew. ꝛc. wollen Die dan’ dacken von 
"gegenüber auf das entſchiedenſte hervorheben. 

Die Abgeordneten ⸗ Lammer des Konigreiches Baiern verwirft eur bie von Dt 
Reicherathen beliebte. Erhöhung des Armee⸗Budgets. 
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17. |. Anbenveites E. ſachſiſches Refsript (S. 2. Juli) an den Senat ber Univerfität Leip- 
sig: es folle Niemandes Gewiſſen beſchwert, aber auch Jedem, welcher wählen 
wolle, Gelegenheit dazu geboten, und deshalb ein neuer Wahlact vorgenommen 
werben. 

17. | Landung ber Dänen auf ber Iufel Fehmarn. Gleichzeitig aberſchreiten bänifche 
Truppen von Jütland aus bie Königsau, andere befegen von ber Inſel Alfen 
aus dad Sundewitt, and eine dritte Abthellung landet unweit Flensburg. 

19.) Im proviſoriſchen Fürftens Collegium erklärt ſich Sachfen- Altenburg für bie Dreimo- 
natliche Berlängerung des Broviforiums. 

19. | Eircular; Schreiben des Wiener Cabinets an ſeine Geſandten bei den deutſchen 
Höfen. 

In meinem Erleſſe vom 10ten d. M. habe ich Ew. den Gang und die Erfolgloſig⸗ 
feit unferer letzten mit dem preußiſchen Cabinette gepflogenen Unterhandlungen zur wei⸗ 
teren Mittheilung an die — Regierung bekannt gegeben. 

Zeit und Umftände drängen zn einem Entſchluſſe, und wird derſelbe ein eniticheidender 
ſeyn müſſen. 

Wir halten e8 daher für unſere Pflicht, noch einmal alle Verhaltniſſe einer ernſten 
Prũfung zu unterziehen, und deren Ergebniß unſeren Bundesgenoſſen mitzutheilen, um 
denſelben die Möglichkeit zu geben, ſich zu überzeugen, ob unfere Auffaffung der Sach⸗ 
lage und daher auch unſere Beurtheilung derſelben die richtige ſey. 

Wir haben und ragen geftellt und diefelben gewiſſenhaft zu beantworten geſucht. 

Die erfte, welche fih und aufgebiungen bat, und aus ber ſich alle übrigen ergeben 
muſſen, iſt ‚natürlich jene: 

Ob das Beſtehen des deutſchen Bundes ohne ei eine Verfaffung und ohne ein ge⸗ 
meinſames Organ feines Willens und Handelns möglich ſey? 

Wenn dieſes aber nicht ber Fall iſt, fo muß ed als eine Pflicht allet Genoſſen dieſes 
als unauflslich erklaͤrten Vereins erkannt werden, bie vertragsmaßig eingeführte Verfaſ⸗ 
ſung fo lange anzuerkennen, bis auf geſetzlichem Wege eine neue zu Stande gekommen 
ſeyn wird, und nicht minder dafür Sorge zu tragen, daß der Bund eines rechtmäßigen 
Central⸗ Drgans nicht entbehre. 

Ohne bie gewiſſenhafte Erfuͤllung dieſer beiden unerläßlichen Bedingungen ber Criſtenz 
des Bundes iſt auch eine Anerkennung der Giltigkeit ber Bundebverträge und der aus 
ihnen hervorgegangenen Rechte und Pflichten nicht denkbar, da bie Bundebverfaſſung den 
Inbegriff dieſer Rechte und Pflichten feſtſtellt, und die Gelltendmachung der: Ginen wie 
der Erfuͤlung der. Anderen nur durch das oberſte Organ der Geſarunthent geſichert zu 
werden vermag. 

Iſt es erlaubt, anzunehmen, daß dieſen Verpflichtungen . alkfeiig eulfrochen werde? 

Die Auſichten über die Giltigkeit der Bundewerfoftug find ‚geheilt, indem von 
mancher Seite nur noch einzelne Beftimmungen berfelben ala zu Recht beſtahend aner= 
kannt, die übrigen Dagegen als aufgehoben pber erloſchen betrachtet werden. Die diesfalls 
fi kundgegebene Verſchiedenheit der Meinungen, welche noch überdies je. nach Zeit und 
Umſtaͤnden ſchwanken, hat bei der verſuchten Aufſtellung hierauf bezuglicher Grundſatze 
und deren Anwendung zu einer Willkür geführt, in deren Folge eine vollſtändige Ver⸗ 
wirrung der Begriffe eintreten mußte, und alles Recht in Frage .geftellt worden if. 

Die durch die Bebürfniffe der Gegenwart gebotene Reviſion der Bundesverträge wird 
demnach um fo dringender, je empfindlicher die Nachtheile zu werben beginnen, welche 
Diele Zuftände erzeugen müſſen. 

Eben ſo giebt es feit dem 1. Mai d. & fein in allgemein aneefonnier rechtlicher 
Wirkſamkeit ſtehendes Organ des Bundes. 

- Die Bundeo⸗Central⸗ onumiſſien, welche bis dahin ald ein ſolches gegolten hatte, ſetzt 
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zwar noch Ihre Thätigkeit fort, doch Tan das von einer unabweislichen Nothwendika 
: -abgedtungene Zugeftändniß, diefer Behörde die Beſorgung einiger gemeinfamen Angeln 
. Seiten noch ferner anzuvertrauen, derſelben wicht länger die Gigenfhnft verleihen, wei 
nur für eine beſtimmte Dauer zuerkannt worben ift. " 

Dieſem nad find alle Bundesgenoſſen verpflichtet, zur Einſetzung eines neuen Yu 
des⸗Organs die Hand zu bieten. | 

Kann wohl von Senen, welche die Bundes⸗Verfaſſung nicht mehr, oder nach Guldinia 
nur theilweiſe anerkennen, und ihre aufrichtige Mitwirkung zu der allgemeinen, ald nothmendg 
und dringend betrachteten Reviſion derfelben, fo wie zur Bildung eined neuen Bunte 
‚. Digand verfagen, angenommen werden, daß fie noch au die Giltigfeit der Bundesvo 
träge glauben, und daher die Verpflichtungen zu erfüllen gedenken, welche diejelben ihm 
auferlegen? J 

Wird aber dieſe Mitwirkung nicht verſagt, wenn man dieſelbe an unzuläſſige Res 
gungen Mnüpft, und muß es nicht als eine derartige Bedingung angefehen werden, m 
verlangt wird, Daß während der Verhandlungen über ein Probiforium und über die fe 
geftaltung des gefammten deutfchen Bundes, die Wirkſamkeit der berliner eherelahu 
vom 26. Mai v. J. ununterbrochen Bleibe, und die Fortentwidelung einer Union pp 
ſtanden werde, deren Mitglieder öffentlich und feierlich erflärt Haben, „daß fie, um 
ernften Willen zu ‚betätigen, die Verhältuiffe Deutſchlauds in Zukunft nach den Ka 
niffen der Zeit und den Grundfägen ver Gerechtigkeit zu ordnen”, ſich verpflichten, „Im 
deutſchen Volke eine Verfaſſung nach Maßgabe des unter ihnen vereinbarten ud ins 
Vertrage anzuſchließenden Entwurfs zu gewähren?“ 

Daß aber dieſes fih am 26. Mai v. J. vorgeſteckte Ziel noch unverrück va 
wird, geht aus umzählichen Thatfachen und aus offieiellen Aktenſtücken hervor, aut 
hen letzteren man nur Die der K. fächfifchen Regierung auf die Anzeige von ihren 3 
tritte aus der Union ertheilte Erwiederung, — d98 von dem-K. preußiichen Minife tt 

‚auswärtigen Angelegenheiten an den K. hannoverſchen Gefaudten, am 2%ften v. Ir 
laſſene Antwortſchreihen und die Note des Gh. oldenburgiſchen Staats Miniferium U 
. die K. hannoverſche Regierung vom 18ten v. M. hervorzuheben braucht. 

Sie Tiefen den Haren Beweis, daß bie Löſung der Aufgabe, welche bie bechladin 
Regierungen ſich durch den Artikel EV. des Bundniß-Stalnles vom 26. Mai gefelt w 
ben, auch heute noch in gleicher Weiſe angeftseht. wird... . * 

Wollte man auch nicht danach fragen, worauf ſich dee von einem Theile der Genofl 
des Bundes bernommene Beruf gränbe, Deutfihlande Zerift zu ordnen, und ben db 
ſchen Volle eine Werfoffung zu geben, wollte man ferner nicht des entſchiedenen und vol 
berechtigten Widerfpruchs gedenken, welcher von Defterreich und mehreren anderem best 
Kegierungen gegen die Berechtigung zu einem ſolchen Berufe und. gegen beffen Sl 
machung erhoben: worden iſt, muß doch die Frage aufgeworfen werben, tie e8 ir 
ſey, daß ter Geſammtbund zu eine Verhandlung und zu einem Beſchluſſe üben o 
Meugeſtaltung gelange, wenn ein Theil beffelten ſich für berechtigt Hält, die Behäht 

Oeutſchlands zu erdnen, und dem deutſchen Volke eine Verfaſſung zu geben? 

Müfle diefe deſſelben Veftrebungen nicht durchkreuzen und gegenfeitig lähmen? 

Dder foll vielleicht das Verfafſungswerk der Gefammtheit ruhen, und ber Bund, A 

gemeinfamen und wirkſamen Central Organs entbehrend, in dieſer umfeligen, anf " 
1° Stände und alle Verhältuiffe der Bevölkerungen fo empfinblich zurückwirtkenden Unget 
I Yet und Zerklüftung verharren, bis der fir das Ganze berechnete Verfaffingeban * 

Union geſchloſſen iſt, damit der deutſche Bund ſich an ihn ſchmiegen, ſich ihm um 
nen koͤme? | ' ni 

. Der Bund ift eine Gemeinſchaft felbſtſtaͤndiger, nnter ſich unabhängiger —5 
wechſelſeitigen gleichen Vertragsrechten und Vertrags⸗Obliegenheiten. Nur det Ge⸗ 
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Seit ber " Bundetgfiäen feht die Beſugriß der Enbeidelung und Werkiltmng der Verfaſ⸗ 


"ieh Neh anf Allen gewahet bleiben, ale ein montaflhares und als eine Yirg> 
ſchaft für ihre Zuknnft. Iadem die K. Regienmg dieſes Medi unwandelbar ‚gu verketen 
nie aufgehört. bat, glauchte fie jedoch für die Formen feiner Ausübung nicht zu ſtreng an 
dem Gegebenen halten zu follen, fondern vielmehr Rüdfichten vorwelten laſſen zu Dürfen, 
welche iht geeignet ſchienen, ohne Gefährdung de materiellen Medhte, def Vermittelung 
ber ſich entgegenſtehenden AUnfichten, die Kinigumg zu fürbern. 

In dieſem Sinne waren Deſterreichs redliche Beſtrebungen, eine Verſtandigung mit 
Preußen herbeizuführen. Dieſem Zwecke war es ſehr namhafte Opfer me bringen bereit 
in Allem, was zunächſt feine Juereſſen berührte. 
„ Der. Cintracht willen hat es noch im Monat April ſich dringend bei dem betliner 
Cabinet verwendet, daſſelbe nöge ſich damit einverſtanden erklären, dag der K. Hof, mit 
ausdrůͤcklicher Berufung auf die Zuſtimmung Preußen, fünmtliche Genoſſen des Bundes 
zu einem Staats⸗KKongreſſe einlade. 
Doch ſcheiterten alle dieſe Bemühungen an dem, als Bedingung ſtets wiederholten 
Verlangen der nicht zuläffigen Anerkennung der Union, 

Da unter folgen Umſtänden nicht nur die Anbahnung ber Immer dringender werbens 
den Verfaſſungs⸗NReviſion, fondern jelbft die unerläßliche Bildung eines nem Proviſo⸗ 
tus unmglich gemorden war, blieb Fein anderer Audweg übrig, als ſich auch in for⸗ 
eher Hiuſicht mit Cutſchiedenheit auf ben Boden des alten. Bundesrechts zu ſtellen, und 

denſelben feſtzuhalten, Bis das Neue zu Stande gekommen ſeyn wuͤrde. Dieſer Weg 
mißle als der unter hen eingetretenen Verhältniſſen einzige anerkannt: werden, welcher 
noch geeignet war, ud dem Labyrinthe der allgemein eingeriſſenen Verwirrung zu ges 
deihlichen Böfang der obſchwebenden Lehenafragen gu führen. 

Der K. Hof hat ihn auf die Gefahr hin eingeſchlagen, won Dielen mißverſtanden zu 
werden. Das Vertrauen, welches fein Wort genießt, Hat .aber die Beſorguiſſe beichwich- 
bg, bie an manchen Orten aufgetaucht ſeyn mochten. Man bat feiner Verſicherung 
Gauben geſchenkt, daß mit der Einberufung einer außerordentlichen Bundeß⸗Plenar⸗Ver⸗ 
ſammlung nicht die Rückkehr zu früheren Zuſtänden, ſondern nur die Entwickelung bes 

zu ſchaffenden Neun beabfichtigt werde, 

Des Schritt, welchen Deftsrreih am 26. April d. 3. gethan hat, wurde in einem 
großen Theile von Deutſchland mit Dank und Theilnahme begrüßt, und allenthalben ohne 
Mißtrauen hingenommen. 

Nur eine Anzahl van Biudesgenoſſen hat ſich auf dieſem Wege die Berftändigung 
aus mehr ald zweifelhaften formellen Gründen verſagen zu follen geglaubt, und hierdurch 
abermals der Erreichung ber oberſten Bundeszwecke, ja die Erhalumg bes Bundes felbft, 
durch die Vereitelung der fo nothwendigen Einigung, und noch unmittelharer durch die 
ausdricklich abgegebene Erklärung in Frage geſtellt, daß nur nach eine „Freie Berathung 
der ſouverainen Staaten Deutſchlands ſtattfinden könne, deren Bezichmgen auf dem’ völ⸗ 
kerrechtlichen Grunde volllommener Freiheit und Unabhängigkeit ruhen, und deren Zuſam⸗ 
mentritt und Pereinigung nur aus vollkommen freiem Cntſchluſſe hervorgehen kann.“ 

Iſt aber mit ſolchen Ueberzeugungen die Aenderung der Giltigkeit dee BVundeßver⸗ 
träge. möglich, deren Beſtimmung zwar iſt, die Selbſtſtändigkeit und Unabhaͤngigkeit eines 
jeden Staates much Außen und im Innern zu wahren, welche jedoch zugleich Diele Un⸗ 
abhängsgkeit inſoweit beichränkt haben, als es die Bundeszwecke und die alljeitig übers 
‚nommene Verpflichtung, zur Erreichuug derſelben mitzuwirken als nothwendig erkennen 
ließen /) 

Wer dieſe Verpflichtungen nicht mehr anerkennt, und unbehingte Freiheit für Rh in 
Anſyruch nimmt, exkeunt auch die Bundes⸗Vertchge nicht mehr: an. . - ' 
Obwohl die auf dem Peden des Rechtes in Frankfurt berſammelten Regierungen 

IL 180, 4 


Ü 5 





BKortdauer der aus dem Vertrage vom 26. Mai v. J. hervorgegangenen Werhältnifi, i 


J. . “SFſt aber dieſes der Wall, wozu Bedarf es der forldauernden Wirkſamkeit ein, K 


nothwendige mid dringende Reviſton der Bundes⸗Verträge gelangen merben. 


vollloimen befugt geweſen waͤren, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, und die zu 
Erhaltung des Bundes amd zur Erreichung feiner Zwecke erforderlichen Weichhäfe zu fat 
fen,.ift doch die K. Regierung, um kein Mittel der Cinigung winerjwät zu laſſen, auf 
. den ihr im verfloffenen Monate ven den St. preußiſchen Gablnet gemachten Borihlägn 
J. bereitwillig eutgegengekemmen, ımd hat fich feinen Wünſchen mit feltener Rachgiebigkrit im 
- allen Bunkten gefligt. ' 3 

Michbedeſtoweniger ſollte ſelbſt dieſer Verfnch fruchtlos bleiben, nachdem Preußen di 
mal zwar ausdrücklich nur Die Anerkennung des Princips der freien Unlrung angeſpu⸗ 
chen hatte, um hierdurch eine Verſtändigung über die ſpeeielle Ausführung der Unim 
und ihr Verhaltniß zu den außer ihr ſiehenden Staaten Oeutſchlands offen zu erhalt, 
zugleich aber in entſchiedenem Widerfpruche mit dieſer Erklärung die ununierbrohen 


wie bie aus der Wirkſamkeit dieſes Vertrages thatſächlich und undermeidlich ſich nr 
Sende Fortentwickelung der Union ſich vorbehalten zu müſſen behauptet hat. 

Daß aber ein ſolches Zugeſtändniß unmöglich ſey, iſt bereits genügend dargeiha 
worden. J 

Daſſelbe wäre aber auch ſelbſt dann, wenn Preußens und feiner Verbündeten Sir 
> effen von jenen der fibrigen Mitglieder des Bundes und der Geſanmtheit dieſes Vari 

verſchieden ſeyn koͤnnten, nicht durch ein wahres Beduürfniß geboten. 

MDas Statut des Buͤndniſſes vom 26. Mai v. J. giebt als Veranlaſſung zu bin 
Uebeteinkunft aut Daß untor den damaligen Verhältniffen die vom dem deutſchen But 
gewahrte innere und äußere Sicherheit Deutſchlands gefährdet ſey, umd daher die Ur 
ſtande zur Herſtellung einer: einheitlichen Leitung der dautfchen Angelegenheiten eine m 
WBereinigung der contrahirenden Regierungen nötbig machen. - 

Als Zweck dieſes Bündniſſes wird ferner im Artikel J. feines Status „die Erkia 
der inneren und -Auferen Sicherheit Deutſchlande, und die Unabhängigkeit und mit 
lichkeit der einzelnen deutſchen Staaten” angegeben. : | 
Dbne auf die Urfachen zurückkommen zu wollen, welche bie Werhältnifie herbei 

haben, deren dieſes Actenſtuck erwähnt, beſchränken tote uns auf’ die Frage: ob ni W 
ſchon im Jahre 1815 geftiftete Bund ſich im Artilel IT. der Bundes⸗Aete und im de | 
titel I. der wiener Schlußacte die Zwecke worgefegt Hat, zu Deren Verfolgung die In 
gegriuſdet worden iſt, und ob die Erreichung diefer Zwecke nicht für Derrtfchland gefche 
erſcheint, wenn "Preußen und deſſen Verbündete zur Guſetzung eines zeitgemäßen u 
fräftigen, oberfien Bundes-Drgand aufrichtig mitzuwirken geneigt find? 








„freie Entwickelung und gedethliche Edſung der Peirtfchen Werfaffungsfeage nur ſiündn 
und: heminenden Union, amd wethalb könnte deren Ausbildung und Witkſambei ni 
vertagt werden, bis Das allgemeine Verfaffungöwerk zu Stande gekommen fern, und r 
ergeben haben wird, ob dann noch die Nothwendigkeit vorliege, won dem Ref ! 
| - Unleung Gebrauch gu machen, ımd welche Grenzen der Anwendung eines folhen 

durch die neue Verfaffung gezogen toorden feun werden? - ' | 
2. :Mue die -Werhätniffe berildfichtigenb, wie ſie jeht votliegen, muß beren ernfle ir 
- gung zu: der Ueberzengung führen, daß wir auf’ dem’ Wege freier, d. h. wicht du m 
- Bormen der Bundes⸗ Verfaſſumg geleiteten und bedingten Vereinbarung, nimmermeht — 
Biidung eines Proviſoriums, und noch weniger zu einem Beſchlaſſe über die nicht mini 





Aus dieſer Ueberzeugung muß aber folgerecht jene hervorgehen, daß es nur an Kit 
mehr gebe, dem unheilvollen Zuftanbe der jegt in Deutfehland. herrſchenden Kerns 





sehn Biel zu fen. 





 Diefes Mittel. liegt in der Ginberufung des- engeren Mathed der Bundes⸗Verſamulun 
- mit der Aufgabe, bis zur Einſetzung einer- neuen proviſoriſchen Bundes⸗Gentral⸗ 
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- an | 
ſeiner wefpränglichen Beitinumumg gemäß, die Dbliegenheiten eines folgen Organ& zu bes 
forgen und gleichzeitig zu den, behufs der Verfaſſungs⸗Nexriſion exforderlichen Arbeiten zu 
ſchreiten 


Die Yundes ⸗Verſammlung hat ihre von der Gründung des Bandes an bis zum 
12. Zuli 1848 fortgeſetzte Wirkſamkeit mit dieſem Tage als gefchloffen erklärt, und die 
Ausübung ihrer Rechte und Pflichten an eine proviſoriſche Central⸗Gewalt, in der ſich 
von ſelbſt verſtehenden Vorausſetzung übertragen, "daß eine definitive Bundesgewalt in 
Bolge der Cinführung einer neuen Verfaffung an deren Stelle treten werde. 

Diele Erwartung ift nicht in Erfüllung gegangen, und der Erzherzog Reichbverweſer 
war in dem Falle, die ihm anvertrauten Gewalten abermals nur an ein interimiſtiſch be⸗ 
ſtelltes Bundes-Organ zu übergeben. 

Dei dem am 1. Mai d. J. erfolgten Erldſchen der Vollmachten dieſes Lehteren war 
die vorerwähnte im $- 3 der Uebereinkunft vom 30. September v. J. näher angebeutete 
Vorausſetzung noch immer nicht in Erfüllung gegangen. 

Die neue Yınded-Verfaffung ift bis jet nicht zu Stande gekommen. Die rechtmä⸗ 
Bige Wirkſamkeit der einftigeilen gefchaffenen Broviforien bat aufgehört, Der Bund ift 
daher thatfächlich ohne ein gemeinſames oberſtes Organ. Die Hoffnung auf die Möglich- 

keit, ein folches zu fchaffen, ift geſchwunden, während die Eriftenz des Bundes, welcher 
ohne diefe Einrichtung nicht zu beſtehen vermag, wefentlich gefährdet ift. 

G3 Können daher die unter folgen Umſtänden erledigten Gewalten, deren Ausübung 
nicht unterbrochen werden darf, nur an die, als das keftändige werfaffungsmäßige Organ 
bes Wollens und Handelns des Bundes erklärte Bundes-Verſammlung zurückfallen. 

Auf deren Ginberufung anzutragen fleht ſich demnach Defterreih durch die Umftänbe 
gendthigt, und mer die Verträge noch anerkennt, wird diefem Antrage beitreten müſſen, 
denn fo lange jene beftehen, iſt dieſer vollkommen begründet. 

Wir Haben bisher gezögert, eine ſolche Maßregel in Vorſchlag zu bringen, aus Rück⸗ 

ſchten, die zu nahe liegen, als daß fie näher bezeichnet zu werden brauden. 

Heute, wo Fein anderer Ausweg mehr erübrigt, entfchliegen wir und zu Diefem.‘ 

Dian hat bereits bei der Berufung der Plenar⸗Verſammlung unjerem Worte vertraut, 
und wird ihm auch diesmal Glauben ſchenken, wenn der K. Hof daſſelbe verpfändet, daß 
feinem Antrage nicht die Abficht zum Grunde Tiege, zu den früheren Infländen und For⸗ 
wen zurüdzufehren, und fein Schritt ihm im Gegentheil nur ald das einzige noch etübri⸗ 
gende Mittel gelte, zu einer den Bedürfniſſen der Zeit entfprechenden Neugeftaktung des 
Bundes zu. gelangen, welche er feinerfeits redlich und nach Kräften zu fördern bemüht 

ſeyn wird. 

Vi aber biefe feierliche Zufage mit Vertrauen aufgenommen, fo können nur aus 
ben, wie bereits erwähnt, mehr als zweifelhaften formellen Gründen abgeleitete Bedenken 

....gegen einen ſolchen Vorgang erhoben werden, und es wird wohl kaum Jemand ben 

"Muth haben, unter den gegebenen Verbältniffen ſolche Gründe vor der Welt noch gels 
tend — und deren Geltendmachung vor Deutſchland in einem Augenblicke vertreten 

"28 wollen, wo Deutſchlands Wohl und Deutfchlands Zukunft auf ban Spiele ſteht.“ 

Em. haben der — Negierung won gegenwärtige: Depeſche Kenniniß und auf 
va Derlaygen. qui Abſchrift za geben, und unſer Erſuchen dringend. zu befideworten, Daß es 
. ie gefällig ſeyn möge, ihren Bevollmächtigten bei der Bundes⸗Plenar-Verſammlung ohne 
+ Zeitverluft mit den geeigneten Inſtructionen zu verſehen, damit fo bald als möglich ein 
dennaͤchſt von dem Vorſitzenden im Auftrage feines Hofes und in Uebereinſtimmung mit 
meinen heutigen Erdffnungen zu ſtellender Antrag zum Beſchluſſe erhoben werden Tönne. 


Erlaß des k. baierfihen Miniſterlums: „Undefugee Cheicheidungen de Deutſchtatho⸗ 
ilen betroffe 
* — * Wangenheic wurienhergiſcher —R a. Du; di Coburg. 
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.} Schreiben des 1. oͤſterreichiſchen Geſandten zu Berlin an dert b —X Miniſter 
Jder auswärtigen: Angelegenheiten. 


Der Staats-Anzeiger vom Iiten d. enthält ein Schreiben Ew. an Kr 
bern von Sydow, worin gejagt wird, daß die Verſuche, welche die nach Frankfurt et 
fendeten. Benollriächtigten der K. preußiichen Regierung und ihrer‘ Verbuͤndeten gemaht 

haben, „ben K. öfterreichifchen Bevollmächtigten und die Vertreter der übrigen Regie 

gen zu einer Berathung in freien Conferenzen zu bewegen“, vergeblich geblieben fit, 
und worin weiter einer „damals borbehaltenen Einholung näßerer Inſtructionen m 
Wien“ erwähnt wird. 


Der K. Praͤſidial-Geſandte, Graf Thun, Hebt in einem Dienſtſchreiben an mid ma 
näten dieſe beiden Säge als irrige hervor, an deren Berichtigung ihn Tiegen muf, 4 
fie in officiellen Documenten fi fi verfinden. Ex jagt, daß bei der von den K. Bad 
mächtigten wohlerkannten Unthunlichkeit, neben und außer der am 16. Mai comfine 
erklärten Plenar⸗Verſauunlung freie Conferenzen zuzulaſſen, dieſelben ſich am 6. Ye 
den Tage, wo dieje erfte und bisher auch Texte vertrauliche Communication gemä 
wurde, darauf beſchräukten, anzufragen, ob ter K. Präfivial-Gefandte fie in die Verſam 
fung aufnehmen. würde, wenn fie, ihren Inſtructionen zufolge, gleich beim Eintritte ma 
förmlichen Proteft gegen das Präſidialrecht und den Charakter der Verſammlung zu Pr 
tokoll gäbe? eine Anfrage, Die nicht anders, als mit einem beftimmten Nein, beanteer 
werden konnte. Ein Vorichlag, neben und außer der Plenar⸗Verſammlung in hei 
Conferenzen ſich zu bewegen, iſt aber weder Dem K. Präſidial⸗Geſandten, noch ind 

"nem feiner Sollegen gemacht werden. 


Ferner proteftirt Graf Thun beſtimmit und entſchieden gegen bie Angobe, doeh 
damals vorbehalten babe, nähere Inſtructionen von Wien einzuholen, indem in da⸗ 
. gebenen Falle eine folche gar nicht benöthigt war. Die Einberufung der Plenube 

ſammlung am 26. April, und die Conftituirung derſelben am 16, Mai waren mp 

Thatſachen, die dein K. Präſidial-Geſandten gar nicht erlaubten, mur vorläufge 
‚ vorbehaltlich eine Weigerung auszuſprechen, fordern die ihm eine beftimmte m 
definitive verzeichneten. Es konnte fich alfo feinerjeits nur um einen Vericht uni 

K. Regierung über dag Vorgefallene, nit aber nın eine Inſtruetiond⸗Einholung banks, 

was derfelbe dem Herrn G.⸗S von Peucker auch in Einer Unterredung in da IB 

Tagen des Juni außeinanberfeßte, da diefer eine Anzeige der Antwort aus Wim pı® 

warten ſchien, was nur Folge einer irrthümlichen Yuffaffnng ſeyn Tonnte, da pn veche 

feine Antwort zu erwarten war, und der K. Präſtdial⸗Geſandte eben fo befugt er 
wäre, auf den zweifeldohne gemachten Bericht der K. Bevollmaͤchtigten eine Antweun ad 

Berlin zu erwarten. Auch thut, in richtiger Auffaffung, Ew. Note von 2im m # 
K. Geſandten in Wien, wo die Gingangs erwähnte Sielle fonft fat wörtlich ag 

men iſt, weder einer vorläufigen Weigerung, noch einer damals norbehalten 

Einholung näherer Inftructionen Erwähnung. 


Antwort bed Sreifern von Schleinik auf bie Wie bes J — | 
Geſandten vom vorhergehenden Tage. Ä | 
Der Unterzeichnete hat die Ehre gehakt, die Note bes R e: Cqendin gem 
herrn von Prokeſch⸗ Dſten, vom WMften d. M. zu empfeingen, in welchet derelie, 9 
Grund eines Dienftichreibens des K. K. Bevollmächtigten in Wränffint a. M, dew 
Grafen von Thun, die Berichtigung zweier Süße In Unſpruch nennt, welche in ana 
Schreiben des Unterzeichneten an den Bertreter der K. Reglerung iin peace er 
Golleguum, Herrn von Sydow, vom Aten d. M., enthalten ſind 

Diefe Berichtigung betrifft die Ausdruͤcke, daß die Verſuche iR *X a 
Bronffun a “ 2* ‚nen 8. üfkerzeichiihen MBedoleäliktingen sub bin: αα det Mich? 
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der K. K. Regierung ſchuldig waren, voraußzufegen, daß vor Ertheilung einer 


ar Di, A 0 


Regierungen zu einer Beraihung in freien Couferenzen zu bewegen“, bengehlich geblie⸗ 
ben; ferner, daß „eine damals vorbehaltene Ginbotung he Inftructinen on re 
ihin werde. | 

Der 8. K. Bevollmächtigte, Graf v. Thum, erklärt in Beyız af. dent aſten At: : 
„Ein Vorſchlag, neben und außer der Plenat⸗Verſammlung in. freien Conferenzen ſich 
zu bewegen, ſey weder ihm noch irgend einem feiner Collegen gemacht ivorden“ 

Der Unterzeichnele muß in Beziehung hierauf bemetklich machen, daß ein Vorſchlag 
zu freien Eonferengen neben und außer des Plenarsberfaummlung gar nicht gemacht 
werden konnte, da fin Preußen und biejenigen Regierungen, welche entſprechend/ Er⸗ 
Härungen abgegeben haben, eine folhe Plenar⸗Verſammlung gar nicht exiftirt; daß viel⸗ 
mehr der vermittelnde und verſohnliche Vorſchlag der K. Bevollmaͤchtigten dahin ging, daß 
durch die Aufnahme ihrer Erklaͤrung zu Protokoll und eine entſprechende Ordnung 
ber Praͤſtdiakfrage, den gemeinfamen Sitzungen der Bevollniächtigten ſelbſt derjenige Cha⸗ 


rakter gegeben teütde, welcher es Preußen und feinen Verbündeten geftättet Haben würde, 


an a een als an freien Eonferenzen, Theil zu nehmen. Dies iſt auch durch die gleich 

anf jenen Paffus folgenden Worte in dem Schreiben an Herrn von yo: „Solche 
Eonferengen durch die Aufnahme der von und nach Maßgabe: bes Erlaſſes m den K. 
Geſandien im Wien vom 16. Mat zu ſtellenden Vorbehalte megtich zu nahen"; uns 


iweidentig ausgedrückt. 


In Betreff des zweiten Punktes proteſtitt der K. a Bevofknäiigt, Graf von Zhun, 
gegen die Angabe, daß er ſich damals vorbehalten habe, nähere Inſtruckionen von. Bien 
einzuholen, und erflärt, daß es ſich ſeinerſelis nur um einen Bericht an die k. R Res 
gietung über das Borgefallene babe handeln können. 

Indem der Unterzeichnete es den K. K. Bevollmächtigten, Grafen von Thun, über 

Iaffen muß, die Tragweite feiner damaligen Aeußerungen in Betreff. feiner Berichterftats 
ng nach Wien zu beſtimmen, hat er dabei iur zu bemerken, daß Die K. Bevollmäch⸗ 


ügten demſelben, ihrer Angabe nach, ausdrücklich erklärten, wein fie ach hätten eriparten 


unen,, daß feine Inſtructionen ihn zu Peiner anderen als der gegebenen Erwiederung 
bererhtigen werben, fo müßten fle doch vorausjegen, daß er nach Wien berichten werde, 
md fie würden demnach bie Mittheilung der von dort erhaltenen Antwort 
erwarten; doB ferner die K. : Bevollmächtigten es ſowohl dein Grafen von ke 
iti⸗ 

ven Antwort in einer für bie wiinfchenämerthe Verftändigung ſo wichtigen Frage, die 
Eroffmuigen der K., Regierung einer gruͤndlichen Erwägung würden unterzogen werden, 


und daß ſie endlich die Möglichkeit der Gtheilung neuer Inſtructionen von Wien aus 
‚ann fp mehr, annehmen mußten, als weder auf die, vermittefft ber Depeicde an’ ben; Gras 
fen Vernſtorff vom 16. Mai, in Wien abgegebenen Erklärungen der K. Regierung * 


ihres Willens auf die entſhrechenden Erklaͤrungen einen großen Zat r der übrigen. 
zungen, eine Exwiederung eingegangen war... I 

Ob unter diefen Umſtänden die van dem eafen v. Thun erftäche Beriterftatn nach 
Wien une -migyerftänplich und, „in. Folge einer irrthümlichen Auffaffing‘, als ei vo. 


|. behaktene Einholung non Spfteuctionen angeſehen warden jey, dürfte, eben fo ſchwet 
yon geringer Wichtgkeit ſeyn, zu entſcheiden, da, ſelbſt, wenn es eine irrthümliche * 
ar ſing, war, dieſe aux aus der verſöhnlichſten Gefiunwig und den. Wunſch, eine wichtige 


Erqge nicht voreilig zu, entſcheiden, ſendern ‚Der Beefänbigung der Eapinchte die vage 
offen zu erhalten, harvorgegongen ſeyn konnte. 


‚&irenlasa Gchneiben bes Wiener Eabineis an fine @ Gefandin wi Im nat des 
dentſchen Bundes. vo 


„am Mid d. S. fanden‘ in den Gabilien Roanmens über eine: min ber preußiſchen 


niehicmng abzuflingertde Weßerinäunft wagen Rerganifation des adiſchen Binppch Ver⸗ 


1 Legen. | 
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banblungen ftatt, von welchen die Bundes Ceuttal⸗ Commiſſion Weranlaffung nahm, be | 


SH. badiſche Negierumg aufzufordern, über den in Mebe ſtehenden Vertrag möglihft bald 
Aufflärungen zu geben. Diefem Anfinnen entſprach die babifche Regierung durch ein am 
4, April dieſes Jahres an Die Bundes⸗Commiſſion gerichtete® Schreiben, worin angejrigt 
wurde, daß allerdings über die zeitweiſe Verlegung eines Theiles der Gh. badiſchen Tu 
pen in preußiſche Garnilonen, von badücher Seite Verhandlungen mit der K. preußiſhen 
Regierung eingeleitet fegen, und ein Darüber abzuichließender Vertrag in naher Ausfiht 
ſtehe. Es warb in dieſem Schreiben umftändlich dargelegt, welches der Zueck der frag: 
‚lien Maßregel fen, und welches der Verlauf der Ereigniſſe geweſen, unter deren Einfluſſe de 
badiſche Regierung zu derfelben, als zu dem einzigen Mittel ſich eutſchloſſen habe, bie dınd 
bie Revolution gebrochene Wehrkraft des Landes wicherherzuftellen. Namentlich wird darn 
. an den Umftand erinnert, daß die Gh. Regierung, als fie nach dem Ausbruche des Aufeuhrin 
Khenibaien und Baden die Hülfe der damaligen Ceutralgewalt nachſuchte, von derjche 
an die K. preußiſche Regierung verwielen worden fey, indem legtere allein bie zur Hi 
leitung nöthige Militairmacht ftellen könne, hierzu aber auch ohne Zweifel bereitoi 
ſeyn werbe, da ihr, wie jedem Staate an der Aufrechthaltung uud der Herſtellung da 
öffentlichen Ordnung gelegen ſeyn müffe. Die genugfam hiervon bekannte Folge ſey p 
weſen, daß eine preußiiche Armee den Aufruhr beflegt habe, und ſeitdem das noch fortmik 
rend in hohem Grade bedrohte Land befept halte. Dem badiſchen Staate müfle mia 
ſolchen Umftänden Alles daran gelegen feyn, feine durch den Aufruhr beinahe ganz ai 
löſten Truppen jo bald als immer möglich wieder. zu organifiren, und da dieſes ma 
der Benutzung fänuntlicher Kafernen und Garnijons=Anftalten durch die preußiſchen Tup 
pen, fo wie wegen der fonftigen Koſten des Landes, und der bei einer Mertheilung I 
beimifchen Truppen im Großherzogthume zu beforgenden ſchädlichen Einflüſſe mr ae 

halb Badens gefchehen könne, fo fen der Gh. Regierung die Bereitwilligkeit Preupens KH 

erwünſcht geweſen, eine gewiſſe Anzahl neu formirter badifcher Truppen zum Zwede the 

Ausbildung in die, in den preußiſchen Provinzen zur Zeit verfügbaren Garnifonm m 

Kaſernen aufzunehmen, und Baden auf dieſe Weiſe in ben Stand zu ſetzen, bald mir 
mit eigener Wehrkraft feinen Pflichten nach jeder Richtung nachzukommen. 


Die Bundes-Commiffion Tonnte aus einem anderen Grunde über den beabſchiga 


, Vertrag Auskunft begehrt haben, ald, um an die Beſtimmungen deſſelben den allein ⸗ 
laͤſſigen Maßſtab der Bundesgeſetze, für deren Beobachtung fie verantwortlich war, u 
| 
Dieſem weſentlichſten Punkte glaubte jedoch die badiſche Regierung am Schlufe de 
erwähnten Schreibens mit der Bemerkung ausweichen zu koͤnnen, daß fle in der ba 
ſtehenden Anordnung nichts als eine, durch die Umftände als zweckmäßig angezeigte Abeninitts 
tiv⸗Maßregel erblicke, und dadurch ihr Verhältnig zum deutſchen Bunde, zu ber Bunde⸗ 
Geſetzgebung und Bundes⸗Kriegsverfaſſung irn keiner Weiſe ober doch hoͤchſtens ie 
berührt Halte, als ſie dadurch ſich gerade in die Möglichkeit zu verſetzen gedenle, wi 
der Erhaltung ihrer politischen Selbftfländigkeit, auch ihren militairifchen Verpflichte | 
dem Bunde gegenüber erforderlichenfalls genügen zu können. ” 
Die Kaiſerlichen Bundes-Commiffäre, eingedenk des durch Die Uebereinkunft vom 9 
1 September 1849 der Bundes-Commiffion ausdrücklich angewieſenen Berufes, die — 
Verfaſſung des Bundes zu handhaben, unterliegen nichts, um im Schooße dieſer Behört 
" geltend zu machen, tie ſehr das Anſehen und die Einheit des Bundes auf dem Eyik 
ftehe, wenn in Folge der in. Deutfchland herrſchenden Zerwürfniſſe einzelnen Regieamg® 
geftattet ſeyn könnte, ohne Wiffen und Willen des Bundes mit den Milnair⸗Verhäliniſe 
: defielben in fo tief eingreifenber Weiſe zu ſchalten. Cie beanſpruchten, gegemißer da 
von der badiſchen Regierung Tundgegebenen Abſicht, wonach einem wenbhängigen u 
und feinem Megenten die ihm angehörige Wehrkraft meggefihrt merden folte, die up: 
uechthaltumg der Autorität des Wundes, welcher ſowohl nad) den poſitoen Sehunge a 
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nach der Naher der Sache ein Recht, und demgemäß auch die Pflicht Habe, darauf zu 
beftehen, daß jede bie Kriegbverfaſſung berührende Verfügung eines oder mehrerer Bun⸗ 
beöftnaten. nicht zur Ausführung gelange, bewor wicht die Gentralbehörde dieſelbe zur 


Aenntniß genommen, geprüft, und je nach Maßgabe der allgemeinen undes⸗ Intereſſen 
und bee beſtrhenden Geſetze genehmigt oder verworfen habe. 


Es konnte jedoch ein Beſchluß der Bundes = Commifflon nicht zu Stande gebracht 
werben, weil, ungeachtet ber in demielben Vertrage, aus welchem die Bundes⸗Commiſſion 
ihre Befugniſſe ableitet, ausbrücklih durch ſämmtliche Genofien des Bundes ausgeſpro⸗ 
chenen Anerkennung der Bundes⸗Kriegẽeverfaſſung, die RK. preußiſchen Commiſſare die Gil⸗ 
tgfeit derſelben ober wenigſtens viele ihrer wejentlichſten Theile beſtritten, und zugleich 
deren MWerlegung durch die beabſichtigte Maßregel in Abrede ftellten, — worüber doch 
ein wollfländiges Urtheil nicht begrüudet werden Tonnte, wenn die Bundes sCommiffion 
von Ihrem echte nicht Bebrauch machte, fich sunfaffendere Aufklärungen zu vetichaffen. 

Als mehrere Monate fpäter glaubwirbige Nachrichten über den wirklichen Abſchluß 
einer Uebereinkunft zwiſchen der preußifchen und babiichen Regierung ſich verbreiteten, 
ſtellten die Kaiſerlichen Eommiffäre, um bie Rechte der Gentral-Behörde Deutfchlands zu 


wahren, am 28. Jimi d. 5. in der Bundes⸗Connniſſion neuerdings einen Antrag, die 


SH. badiſche Regierung mit Beziehung anf deren Zufcheift vom 4. April d. J einzulas 
den, in der Vorausfetzung des Beftandes einer ſolchen Uebereinkunft, den Inhalt derfelben 
duch eine abichriftliche Vorlage zur Kenniniß der Commiſſion zu bringen. : 

Auch diefem Antrage verweigerten die K. preußifchen Commifjäre ihre. Zuftimmung, 
Diesmal aus dem Grunde, weil feit den 1. Mai d. 3. die Competenz hietzu der Bun⸗ 
des⸗Commiſſion abgehe, indem fie fich ſeitdem blos auf die dringlichften Angelegenheiten 
vom unabweisbarer Nothwendigleit zu beſchraͤnken habe, wozu der fragliche Gegenſtand 
nicht zu rechnen ſey. 

Die Erhaltung der geſetzlichen Zuftände des Bundes, gegenüber des namittelbar ber 
verfteßenden Verwirklichung eines; Vorganges, welcher. die völlige Llmgeftaltung. und Aufs 
Wung der Kriegs Berfaffung des Bundes in das Ermeſſen einzelner Bundes⸗NRegierungen 
ſtellen würde, ſollte alſo nicht als ein Wall dringender Nothwendigkeit gelten. 

Durch ein Schreiben vom 12. Juli d. J. endlich uͤberſendete das Gh. badiſche Staats: 
Minifterium der Bundes⸗ Commiſſion, zugleich mit der Anzeige, daß der. Abmarſch eines 
Theiles der Gh. Truppen in preußiſche Standquartiere am 15. d. M. beginnen werde, 
eine Nachweiſung Aber den Dienftftand und die neue Dislgeirung dieſer Truppen, und 
fügte die Verficherung Hinzu, daß folge fortan, den föderativen Gefinnungen der Gh. Res 
gierung gemäß, zur bundesrechtlichen Berfügung bleiben follen. 

Eine Abſchrift der Uebereinkunft mit Preußen lag diefee Benachrichtigung nicht bei. 

Gleichzeitig enthielten Afferstliche Blätter. eine vom Alten d. M. datirte Proclamation, 
Buch welche S. K. H. der Großherzog von den in preußiſche Gerniſonen abmarſchiren⸗ 
den Truppen⸗Abtheilungen Abſchied nimmt. 

Die K. Regierung darf nicht ſäumen, auf dieſen Zfaibehan de Anfmertſomkeit ihrer 
hohen Bundesgenoſſen zu lenken. 

Wir Halten, wie billig, unſer Urteil über den solkflänbigen Inhalt der Uekereinkunft 
mit Preußen zurlic, bis diefelbe dem rechtmäßigen Central-Kirgane des Bundes ‚zur Prüs 
fung vorliegen wird. Es genügt, bis dahin vorſorglich anf die Cinſprache zu perweiſen, 
welche bereits durch Die Cireular⸗Depeſche vom 28. März d. 3. und Die berfelben angefügte 
Denkſchrift, gelegentlich unferer Verwahrung gegen die von Preußen wit verſchiedenen 


Bundesſtaaten abgefchleffenen Militair⸗ Eonventionen, im voraus auch enentyell gegen eine - 


Uebereintunft mit Baden eingelegt worden tft, wenn und inſoweit dieſelbe, gleich jenen 


Conventionen, mit den Bundes⸗Geſetzen im Widerfpruche eben, und die vertragsmäßi⸗ 


gen Rechte der‘ Bundesglieder beinträchtigen follten, mobei ſchon insbeſondere bie Abſicht 


-- Der Verlegung des Gh. badenſchen Gontingentä, oder eines Theiles deſſelben, in preußis 
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ſches Gebiet als ein Gegenſtand unjeres Proteſtes bezeichnet wurde. Ehen fo haben wir 
. - in dem ‚erwähnten Rundſchrriben bereit ausgeſprochen, unter welche Geſcchtoramkte wir 
.: 4. die Siellung derjenigen Bundesgenoſſen bringen müffen, welche fich weſentlicher Beflant; 
1: ‚Iheile der Megierungsgenmlt und insbeſondere der Militairhoheit entänfiern, und dadır 
| in dem Umfange, als dies gefihieht, zu der Geſammtheit der Bundetglieder in ein mit 
telbarea Werhältnig begeben würden. oo 8 
Alber ſchon was dermalen offenkundig vorliegt, nöthigt uns, gegen Die: dadurch unter: 
J nonmene Verrückung Der techtlichen und politiſchen Grundlagen des deniſchen Bunden 
3). mare Stimme zu erheben. —— Be 
0 Wie wollen anf das Geſchichtliche der Bedrängniſſe: Badens nicht eingehen. Br 
I mußten ein betrübendes Bild poliliſchen Verfalles und: der bedenklichen Folgen vorfühn, 
. welche fich ergeben, wenn cin Mitglied des Bundes auf fein Recht verzichtend, den ie 
nr derch die Verträge verbärgten Schug feiner Scleftftändigfeit und Alnnkhängiglat hei m 
fGeſammibunde zu ſuchen, ſich in den ausfchliehlichen ‚Schaut eines feinme Mitgenie 
4vbegicbht. — 
Pier Mir Binnen zugleich bei der Betrachtung des Entwitkelungsganges der gegenwaͤrie 
Sachlage nicht verweilen, ohne unfere Beſchwerden über tie widerſpruchsvellen m 
. Amedig unftatthafter Untetſcheidungen hinſichtlich der: Beltung des Bundebsrechiche 
" g° -mieberholer, welche von Prenben und den mit ihm ‘verbündeten Regierungen, Angeſche 
der daraus entfiandenen und täglich tiefer dringenden Werwistung, noch immer feige 
ten. werben. " : . 
Unfererfeitß gedenken wir den rechtlichen Beſtand des Bundes, feine gemeinſame Sihe 
heit und Kraft, und unfere eigenen bundesmäßigen echte, fo wie jene. der mit ml a 










zugeben. | Ä 

2: Eine Willkür erkennen wir aber in der Thatjache, daß. ein’ Mitglied des dal 
u. : Wenden, mir Umgehung und Befeitigung ber dem Bunde grundgeſetzlich zuflchenn, wi 
Fin feinen oberften Rechten und Pflichten begründeten Wirkſamkeit, bffentlich erklärt: 4 
fcheine nach den Vethältniſſen feines Landes, ud bei deſſen bejenberer Lage ald On 
4 nicht nur flir daſſelbe, fondern zus Erhaltung Der Sicherheit und Ruhe in ganz Datik 


3. : Den perbleibe. 


rt. Wir betrachten ferner als willlirlich und ungiltig den ohne -workäufige Ktennif 


ST nahme und Genehmigung des Bundes erfolgten Abſchluß eines Vertrages zwiſchen je 
Bundesregierungen, durch welche die Kriegsverfaſſung, alſo eine ber wichtigſten organiſe 

Einrichtungen des Bandes, in höchſt weſentlichen Vorausſetzungen und Beſtimmunge 
| namentlich in jenen, welche ſich auf den Verband der zuſanunengeſetzten Armee⸗Corph, 1 
auf die unmittelbare Verfügbarkeit der Contingente zu Bundeszwecken beziehen, ah 
und bei Seite gefegt wird. Die betreffenden Megierungen haben dadurch in. umferen If 
| ."gegen' den Binib -eine Werantiwortung überndınmen, weldger wir ein um fo geäßeres GH 
beilegen müffen, als das Großherzogthum Baden, wie dieſes ven ©... dem Guoßherit" 
er ermähnten Vroelamation jeibſt hervorgehoben worden ift, ein wichtiges deutſches Graylal 
bildet, und im vorzuglichen Grabe die, dem Organe der Befnmmtmacht des Bundet c 


. ie hoffen, daß die Zeiten fern find, in welchen nee Gefahren. dort zu belmpfe 


gen, nirgends gebietextfäger als dort, das einige Bufausmeniwirken der ungetheillen Krift 
der Geſamintheit. u N 


lands ſelbſt gewefen fer, welche ihr Geſuch um Sidfe an die Preußiſche Regierung I 
wieſen habe, md daß dieſer Umſtand gleichſam als erſte Meranlaffung yi Det ) 


dem geſetzlichen Boden ber Verträge ſtehenden Regiernugen, der Willkür naht mr 


| laud ummgärglic; nothwendig, daß ein’ preufifches Armee⸗Corps für einige Zeit in be 


vertraute Sotge für die’ innere md Änrfere. Sicherheit Deuiſchlands in Anſpruch min 


fein werden. Wann immer fle aber hereinbrechen follten, erheiſcht das Wohl dei Gan⸗ 


Die badiſche Regierung Bat ſich darauf Berufen, raß 6 die Gentralgewalt Deutihe 
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' beſteheuben Merhältniffen, fomit aich als eine Rechtfertigung dieſer Teigteren angefehen wer⸗ 
Den uniſſe. Hierauf Lünen wir mit vollem Grund entgegnen, daß bereits mehrere 
Tage vorher dem Reichsperweſer die Erklarnng Preußens zugelommmen war: es werde 
Die Verfügung über feine Truppen nicht mehr in der Hand der Ceutralgewalt laſſen. 
AO)hue bier auf weilere Würkigung diefer Erkärung einzugehen, wollen wir und nur 
auf Die Frage Eefihränfen, ob die Gründe, auf welche Preußen dieſelbe ſtützen mächte, 
auch dann noch won ihm geltend gemacht werben konnten, als am 20. Desember 4. J. 
ein unter gewiß fehr entſchiedener Teilnahme des berliner Cabinets gebildetes Bundes⸗ 
EentralDrgan in allgemein anerkannte Wirkſamkeit trat. 

Wodurch vermag es gerechtfertigt zu werben, daß nicht minder unter diefen Umſtän⸗ 
Den unfere wiederholten Bemuͤhungen, bad Großherzogthum Baden wieder unter den 
Schu des Bundes zu ſtellen, hartnäckig vereitelt wurden? 

Rounte ein’ ſolcher Schuß sicht als wirkſam beitrachtet werben, nachten wir unſere 
thatige Mitwirkung zu demſelben angeboten hatten? 

Die K. Regierung wird, was an ihr iſt, thun, damit ſolcher Zwieſpalt unter Bundtsge⸗ 
noſſen in Zeiten gemeinſamer Gefahr ſich nicht erneuere, und das Ganze wie bie Theild vor 
dem Schickſale bewahrt bleiben, unter fortwährendem Schwanken zwiſchen Schwäche und 

Eigenmacht zulegt ſich ſelbſt aufgeben zu mäflen. Sie darf aber dagegen auch die. Er⸗ 
wartung aubſprechen, daß bie frühere Zerrüttung nicht ferner zur Rechtfertigung des Ver⸗ 
harrend auf bundeswidrigem Wege werde geltend gemacht werben, nachdem ſich Niemand 
mehr darauf berufen kann, daß dad Ziel ber Erhaltung und Erſtarkung Deutſchlando 
auf der Bahn der Geſctzlichkeit und dev Bundestreue nicht zu erreichen ſey. 

Wir wmſſen und vorbehalten, dieſe Angelegenheit im Schoße ber rechtmaͤßigen Wen⸗ 
tral⸗Behoörde des Bundes weiter zu verfolgen, mie wir auch nicht länger zögern wetden, 
die bamit sufammenhängenbe Frage wegen der Beſatzungb⸗Verhaͤltniſſe Raſtatts zur Ents 
ſcheidung des Bundes zu bringen; denn es iſt nicht zuläſſig, daß man fuͤr Die deutſche 
Bonden⸗ und Greuzfeſtung noch laͤnger einen Ausnahmezuſtand inmitten eines inet 
Kuegsreiht geftellten Landes fortbeftehen laſſe. 

Für jetzt find die K. Bundes⸗Commiſſäre angewieſen worden, gegen den Abſchluß 
Ber in Rede ſtehenden Uebercinkunft zwiſchen der K. preußiſchen und Gh. badiſchen Regie⸗ 
zung, fo wie gegen den Beginn der Vollziehuug derſelben durch den Abmarſch badiſcher 
Truppen nach preußiſchen Barnifonen, bei der Bundeb⸗Central⸗Commiſſion, als deni zur 
Zeit noch allein in Wirkfnnkeit ftebenden Organe des. Bundes, Namens ver K. Regie⸗ 
rung feruliche Rechtaverwahrung und Einfprache einzulegen. 

Da wir es für angemeſſen halten, unſeren erneuerten und eniſchiedenen Beotefl zu⸗ 
gleich auch zur Kenntniß fänumtlicher Bundesgenoſſen zu bringen, erſuche ich Em. 

. Da ..... Megierung, bei welcher Sie beglaubigt find, eine Abſchrift gegenwärtiger Cir⸗ 
eular⸗Depeſche mitzutheilen. | 

9.| Eröffnung des Landtages im Königreiche Sachfen. 

9. In Folge einer, „Verorbnung bed Cultus-Miniſteriums“ ſchreitet der Senat der 
Leipziger Univerſitaͤt zur Wahl eines Landtags⸗Deputirten, d. h. 15 von 29 An⸗ 
weſenden wählen. 

22, Schreiben des kurheſſiſchen Gefchäftsträgers zu Berlin an ben k. preußiſchen Mini⸗ 
ſter ber auswärtigen Angelegenheiten. 

‚. „Der. Königlich preußiſche Gefchäftsträger zu Caſſel hat durch Note vom Uten d. M. 

der K. Regierung denjenigen Erlaß des K. Miniſters der außwärtigen Angelegenheiten, 

Ham Freiherrn von Sehleinig, mitgetheilt, welchen S. C. am Aten d. M. an den Ver⸗ 

teacher: dee K. preußiſchen Regierung und Vorſitzenden im proviſoriſchen Fürſten⸗Collegium, 

Hm von Sydew, bezüglich der Verlängerung bed Proviſoriums der Union gerichtet 

Satte. Dieſer Mittbeilung hatte der K. preußiſche Geſchäftaträger r Bemerkung beige 
IL 1850, 
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+ ð. K. H. Adolf Herzog von Cambridge, zu London. ' 
g. | Einweihung des Denkmals für die beim Dresdner Aufruhr gefallenen preußiſchen 


und fahlifchen Krieger zu Dresden. 


9. | Der Landtag von Deſſau⸗Cöthen wird „entlaffen” | 
10. | Gireular- Schreiben des Fürften Schwarzenberg an die F. öfterrejchifchen Geſandi⸗ 


ſchaften in Deutſchland. | i 
Düne Zweifel Hat die... . Regierung bereits von anderer Seite Andeutungeun übe 








die Verhandlungen erhalten, in welche ich mich in fimgfter Zeit mit dem k. preußiſchen 


Geſandten eingelaffen habe, um wo möglich. noch eine Verſtändt gung zwiſchen unfern be 


kinetten herbeizuführen. Durchdrungen von der Wichtigkeit einer ſolchen Verſtändigunz 


welche die Löfung ter Beutfchen Frage wejentlich erleichtert haben würde, hielten wird “ 


für unfere Pflicht, die mir von dem Grafen Bernftorff gemachten Eröffnungen entgege 
zunehmen, und diefelben mit Sorgfalt zu prüfen, um mit voller Ueberzeugung entfhen 


zu koͤnnen, ob und inwiefern die von Preußen beantragten Modalitäten eier Vereinbo 


zung mit den Grundfägen in Einklang zu "bringen ſeyen, welche das k. Cabinet und ii 
mit feinen Anfichten einverftandenen Regierungen als die richtigen anerkannt, daher af 
zu befolgen fich entichlejjen haben. Im Voraus gewiß, dag das Vertrauen, welches ma 
in uns feßt, jede Beſorgniß befeitigen werde, als mären wir fähig, won dieſen Grundſien 
abzuweichen, und die Intereſſen unſerer Bundesgenoſſen nicht forgfam genug zu wahn 
erachteten wir es für unbedenklich, dem Wunſche des k. preußiſchen Hofes zu eniſpithhen 
und die von ihm angeknüpften Verhandlungen bis zu deren Schluß als ſtreng wem 
liche zu Behandeln. Diefer Umftand erklärt das von ums bisher beobachtete Stiülfctenfn 
welches zugleich feine Rechtfertigung in der von dem k. Cabinet gehegten Hoffnung ft 
durch Beobachtung aller nur denkbaren Rückſichten, das Werk. der Verfländigung pi 


dern. Doch ift auch diefer Verſuch, die k. preußiſche Regierung zu vermögen, ihn to 


ſprüche auf das duch die Bundesverträge bedingte Maß zu beſchränken, zus unſerm Be 


dauern erfolglos geblieben. Es ift demnach jetzt an der Zeit,. den In nähen Beziehung 


zu und ſtehenden Regiermgen Auskunft über die ven mir mit dem Grafen v. Benhel 
gepflogenen Verhandlungen zu geben. Indem wir und Hierdurch einer uns obliegen 
Verpflichtung gegen dieſelben entledigen, Tegen wir zugleich Werth darauf, ihnen dl 
biefe Mittheilung die Möglichkeit zu Bieten, ein auf volle Sachkenntniß gegruͤndeies I 
theil Über die Verhantlungen, über die Urfachen ihrer Erfolglofigkeit, und über die I 
träge zu fällen, zu welchen ſich das k. Cabinet unter den gegebenen Umftänden veraih 


. fehen muß. Gegen die Mitte des verfloffenen Monats eröffnete mic der Graf r. Bm 
ſtorff windlich: feine Regierung glaube, aus den zwifchen mir und ©. 8. H. dem Prw 


zen von Preußen in Warſchau flatt gehabten Unterredungen unfere. ernſtliche Gencigite 
entuehanen zu dürfen, mit Preußen zu einer Ginkgung über bie deutſchen Werhältniſſ, u 


. namentlich über die Geftaltung eines Interims zu gelangen, in Felge deſſen fie ber Oel) 
mung Raum gebe, daß ſich die Baſis über bie Unsgleichung der gegenfeitigen Anfihte 


md Anſprüche, zunächſt für die im Augenblick dringendſte Angelegenheit der Errichtung 
eined Proviſoriums finden laſſen werde, und es ihr daher wünſchenswerih fey, fih de 
Gewißheit zu verſchaffen, ob auch wirklich — wie and meinen Aeußerungen hervor 
ben ſcheine — Deſterreich 1) für das Interim kein beſonderes Gewicht auf die Pr 

frage Tege, 2) eine Anerkennung der Union nicht durchaus abweiſe, und nur vorautſche⸗ 


daß man ſich in Frankfurt über die Natur derſelben einige, 3) in dem jetzt zu ſchaffende 


“ I. Interim auf eine vollftändige Parität. zwilchen Defterreih und Preußen eingehen molk, 





und endlich 4) damit einverſtanden fey, daß in diefem Proviſorium eine alleinige 


tie Deſterreichs und Preußens eingeführt, und bie Mitwirfung der übnigen DAS ui 


deren Betbeiligung an der Beſchlußfaſſung befehränkt werde. Derk. Proxßiſche 
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des wollen Aubſchuſſes geichah aber amd zu einen, aufer den Grangen der Befugniffe des 


Ausſchuffes liegenden Zwecke. Der kette Abbatz des 8. 188 und der z. 180 der Ver⸗ 


fafſungs⸗Urkunde ſprechen dentlich aus, daß der Ausſchuß mit ber Vorberathung von: Ge⸗ 
ſetz Entwuͤrſen nur infoweit ſich beſchaͤftigen kann, als von einem zur Geſetzgebungs⸗Ini⸗ 
tiative berechtigten Faetor die Initiative hierzu gegeben iſt, und es liegt dies auch in ber 
Natur der Sache, da außerdem daB Recht der Geſetz⸗Initialie, welches der $. 172 ber 


Berfaffungs-Urkunde dem Könige vorbehalten, der Art. 4 des Geſetzes vem 1. Juli 1849 
aber auch der, nach dieſem Geſetze zur Verabſchiedung von Verfaſſungs⸗-Aenderungen zu. 


berufenden Landes⸗Verſammlung mitgetheilt hat, welches aber unter den, ganz’ allein nach 


den Beftimmungen der Verfaffungs-Urkunde fich bemeſſenden, Befrgniffen des Ausſchuſſes 


nicht begeiffen ift, feine Bedeutung verlieren würde. Mit ber Vorberaihung des Ents 


wurſs eines neue Verfaſſungs⸗Geſetzes Hat ber Aubſchuß in. das, der einzuberufenden 


Landes⸗Verfannmnlimg zukonnnende Recht der Initiative eingegtiffen, kraft deſſen die Ichtere 
und fie allein. daruͤber Beſchluß zu faffen hat, ob «in Entwurf eines Verfaſſungsgeſetzes 


von ihr an Uns gebracht, oder ihre Berathung auf Unſere Vorlage. beicheäntt werden foll. . 


Auf den Beſchluß der anfgelöften Landes⸗ Verſammlung, einen ſolchen Eniwurf an Uns 
m bringen, kann fi der Ausſchuß zur Rechtfertigung feines Vornehmens nicht berufen; 
dem dieſer Beſchluß Hat mit der aufgelöften Verſammlung felbft zu beflehen aufgehört. 
Auch IR ihm von dieſer Verſammlung ein Auftrag zu einer ſolchen Vorberaibung nicht 


ertheilt worden, und konnte ihm ein ſolcher von ihr rechtlich nicht ertheilt merden. Nicht 


minder iſt der Ausſchuß durch fein Borfchreiten ‚Unferem echte der. Initiative und den, 


Traft deffelden in der. Verfaſſungs⸗Urkunde feiner Thätigkeit gezogenen Schranken, zu nahe 


geireten. Indem Wir weitere Folgerungen, welche fich ans dieſem unbefugten. und ges 
gen Geſetz und Verfafſung anſtoßenden Handeln des Ausſchuſſes, gegen ſeine Mitglieder 
zichen ließen, uͤbergehen, begnügen Wir Uns, euch auf die Vorwürfe, welche ihr hierdurch 


gegen euch begründet habt, aufmerkſam zu machen, und ſetzen voraus, daß es an dieſer 


Hinweiſung genügen werde, um Wiederholungen zu vermeiden, gegen welche Wir zu 
äner- nachdruͤcklichen Ginfchreitung Uns durch die Verpflichtung aufgefordert. finden müß⸗ 
ten, die Grenzen ber verfaffungsmäßiger Wirkungskreiſe allſeitig gegen Ueberſchreitung zu 
wahren. Wir verbleiben euch mit Unſerer Königlichen Huld ftets wohl beigethan. 

' u 


„Wilhelm, von ©. G. König von Würtemberg. Liebe Getreue! Die Mittheilung 
eures Praͤſidiums vom Adten d. M. an Unſer Geſammt⸗Miniſterium, wonach ihr aus 
Anlaß einer in dee Augsburger Allgem. Ztg. vom 10ten d. M. enthaltenen, übri⸗ 
gend ungenauen Veröffentlichung über den, von der K. preußiſchen Negierung in ihrem 
Namen und im Ramen des deutfchen Bundes abgefshloffenen Friedensvertrag mit Dänes 
mark, „die zunerfichtliche Erwartung“ ausſprecht, daß Wir dieſem Friedens⸗Vertrage Unſere 
Zuſtimmung nicht ertheilen, und die Sache Schleswig⸗ Holſteins fortwährend als allge⸗ 
meine dentſche Sache bei den übrigen Regierungen geltend machen werden, iſt Uns von 
Unferem Geſammt⸗Miniſterium vorgelegt werden. Wir können euch Unſer gererhtes Bes 
fremden über die Urt, wie ihr in dieſer Gingabe gegenüber Unſerer Regierung aufizetet, 
nicht bergen. Während bie wichtige vaterlänbifche Angelegenheit, von welcher «8 in die⸗ 
ſem Kalle ſich handelt, wie reiflicäfte, auf fichere und vollſtändige Kenntniß des Thatbe⸗ 
ſtandes gegründete Erwägung erforbert, und Wir das Vertrauen anſprechen bürfen, daß 
Wir: bei der Uns in.derfelben.. zukommenden Bntichliegung das wohlverſtandene Intereſſe 
des größeren unb des engeren Vaterlandes auf das gewiflenhaftefte erwägen werben; fo 
muß euere Kundgebung in dieſer Sache, in welcher Uniere Regierung ‚neh in Feiner 
Weiſe gehandelt hat, ja. noch gar nicht einanal zu handeln in.ber Lage geweſen iſt, hier⸗ 
nach und im: Zuſammenhalt mit den Vorſchriften der 88. 187 und 188 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde, welche die Grenzen eures Wirkungskreiſes bezeichnen, zum wenigſten als eine 


ſehe voreilige erfiheinen. Dazu tonunt:aber,. daß ihr in eurer ſo bezeichneten Erklärung 
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nicht ſowohl eine Bitte au Uns gebracht, als vieltncht Durch bie von euch gewählte Kom 
Unferer Regierung geradezu eine Richtſchnur für das in diefer Angelegenheit einzuhalten 
VBerfahren vorzuzeichnen verfucht, und damit eine Beſugniß euch angemaßt habt, telk 
Wir im Hinblick auf Die klare Beſtimmung des 8. 85 der Verfaſſungs⸗Urkunde, als ana 
Eingriff in Untere verfaffungsinägigen Rechte mit Entfchiedenheit zurückzuweiſen, Uns vn; 
anlaßt ſehen. Indem Wir euch dieſes eröffnen, verbleiben Wir euch im Uebrigen mi 
Unferer Königlichen Huld ſtets wohl Beigethan. i | 


ireularsSchreiben bes k. preußifchen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten u 
fammiliche deutſche Regierungen. 

Die k. Regierung hatte bei dem Abſchluß des Friedens mit Dänemark am 2. d. R 
eine breimächentliche Friſt für die Ratification des deutſchen Bundes vereinbart; fie bat 
gleich darauf an ſämmiliche Genoſſen des beutfchen Bundes gewandt, und ihnen ie 
Tractat zur Ratification vorgelegt. Dieſer Termin iſt mit dem geſtrigen Tage abqin 
fen. Won einigen ber beutfchen Megierungen ſind ihr bis jetzt fürmliche Ratifieie 
Urkunden, von mehreren anderen Adhäfiend-Erklärungen. zugegangen. Cinige Reg 


gen haben ihre Bedenken anägebrüct, welche ſich zum geringeren Theile auf Zmil 


über den materiellen Inhalt, hauptfächlich aber auf die Form der Ratifbention dur I 
einzelnen Regierimgen beziehen. Diehrere haben noch gar Feine Erwiederung ertheilt Ex 
beftimmte Ablehnung der Ratificatien ift bie jeht won Feiner Seite ausgeſprochen ver 
den. Unter biefen Umftänden iſt es nicht möglich gemein, am 28.9. M uk 
Auswechfelung der Ratificationen zu ſchreiten. Obgleich die k. Negierung fi dur 
ausgefprochenen Bedenken weder in ihrer Leberzeugung von ber Zweckmäßigleit be in 
dend, noch von der Ungemefienbeit der von ihre vorgeſchlagenen Hatificationken 
has erfchüttern Yaffen können: fo will fie doch, in dem aufrichtigen Wunſche, ut 
Deutſchland wichtige Friedenswerk nicht. an formellen Schwicrigkeuen ſcheitern pin 
wicht unterlaffen, den deutfchen Regierungen eine andere Form vorzuſchlagen, melk im 
Erachtens von einer jeden derfelben, ohne Aufgeben des Standpunkts, den fe 1 
beutfchen Verfaffungd-Ungelegenheit eingenommen, ausgeführt werben, konne. Ge kien l 
fie eine ſolche Form ein doppelter Medus dar. Entweder könnte S. M. der Ai 
von Preußen von ſämmtlichen Genoſſen des deutſchen Bundes bevollmächtigt werden, N 
Natifications⸗ Urkunde in Seinem und im Namen des deuſſchen Bundes ausufde 
S. M. iſt bereit, eine ſolche Vollmacht zu übernehmen, Falls Died von Ihren Bar 


genoſſen gewünfcht würde, und bie k. Regierung hat Urfache anzunehmen, daß gegen am 


folge Form won Seiten Dänemarks kein Anſtand erhoben werden mirde. Cben ſo ke 
nigem Bedenken aber würde es unterliegen, daß bie in Frankfurt a. M. noch fie I 
laufenden Gefchäfte in anerlamnter Wirkſamkeit beſtehende Bumdes⸗Centralecunmiſſen © 
ſämmtlichen deutſchen Regierungen mit Vollmachten ad hoc werfehen würde, um, wi 
genommene Einficht und Prüfung des Tractats, die Matiflcation deſſelben im Nut 
des Bundes zu ertheilen. Diefer Modus würde denjenigen Megierungen, welche mad 
Bedenken gegen den inhalt des Friedens hegen follten, die Möglichkeit darbieten, Di 
ben: bei dev Bundes⸗Commiſſion geltend zu machen, und in eine Berathung und Verſun⸗ 
gung darüber einzutreten; während eine ſolche Berathung ſelbſt bei: einem ad hoc u“ 
mengerufenen Plenum ausgeſchloſſen geweſen wäre, da leeres nach dem Boenbekre 
befanntlich auf einfache Abſtimmung befchränkt war. Die k. Regierung hat geftem, a 
an dem zur Auswechſelung der Ratiflcationen beftimmien Tage, dan T. bänifhen ge 
haftsträger in Berlin den Stand der Dinge und die Unmöglichkeit ber Auẽwechelung 
dargelegt, und auf bie vorhandenen Umflände den Antrag einer Verlängerung bes Ro 
fieationdsTerminb um 14 Tage bis 8 Wochen gegründet. Derſelbe hat darüber an IM 
Regierung Berichten, und deren Inſtruction einholen zu wollen erflärt. In der Bad 
fegung, baf die k. daniſche Negieruug, im beiberfeitigen Sröeveffe, anf Digfen Auttag 9° 
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gehen werde, Hat die k. Regierung, um keine Zeit zu verſäumen, fich eniſchleſſen, iften 
Borichlag ſchon jetzt an Pie deutſchen Megierungen abgeben. zu laſſen, und beehrt fich, 
benfelben Hiermit fänumtlicden Genoſſen des deutſchen Bundes mit dem. Erſuchen vorzule- 


. gen, fie baldmöglichft mit einer Erwiederung verfehen zu wollen. 
Das Schwurgericht zu Heiligenftadt erklärt neunzehn, wegen verfuchten Aufruhrs 


Angeklagte, für nichtfchuldig. 


Gefechte zwifchen den Schledwigs Holfteinern und Dänen bei Lusbuſch und Hels 


ligbeck. 


©. M. ber Kaiſer von Oeſterreich ernennt den W. G. R. und Kaͤmmerer Friedrich 


Grafen von Thun⸗Hohenſtein zum „bevollmächtigten Miniſter und Präſidial⸗Ge⸗ 
ſandten an dem deutſchen Bundestage.“ Die Vollmacht beſagt: Die Thaäͤtigkeit 
ber deutſchen Bundes-Verſammlung ſey am 12. Juli 1848 unterbrochen 
worden. 


Schreiben des K. preußiſchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten an den 


Vorſitzenden im proviſoriſchen Fuͤrſten-Collegio. 

Da die urſprünglich für die Ratification des Friedens-Vertrages mit Dänemark vom 
2. d. M. beſtimmte Friſt von drei Wochen mit dem 23. d. M. abgelaufen iſt, ohne daß 
die Erklärungen ſämmtlicher deutſcher Regierungen eingegangen wären; da ferner mehrere 
von den letzten Bedenken gegen die von der K. Regierung vorgeſchlagene Form der Ra⸗ 
tification durch ſämmtliche einzelne Regierungen, erhoben haben; fo hat die K. Regierung, 
um ihren Wunfch, jede blos formelle Schwierigkeit zu, befeitigen, vollftändig zu bethätigen, 
fi entichloffen, ihren Mitgenoſſen am deutichen Bunde einen weiteren Borfchlag zu mas 
hen, welcher geeignet erſchien, dieſe Anſtände zur bejeitign. S. M. ter König würden 
kein Bedenken tragen, eine Vollmacht zur Ratification im Namen des deutſchen Bundes 
von ſämmilichen Regierungen anzunehmen; geeigneter aber würde wohl ein anderer Mo⸗ 
dus feyn, nach welchem Die Deutichen Bundeöregierungen die proviforiiche Bundes = Kom- 
mijfion mit Bollmachten ad hoc nerjehen wirden, um nach genemmener Ginficht den 
Priedenstractat zu ratifieiren. Das deshalb an die Regierungen, der Befchleunigung tes 
gen, direct ergangene Circular lege ich Ew. abjehriftlich bei, um daffelbe dem proviforifchen 
Fürſten⸗Collegio vorzulegen, und daran das Erſuchen zu knüpfen, dag die Mitglieder deſ⸗ 
felben bei ihren refp. Regierungen auf eine baldmöglichſte Erwiederung im Sinne des dies⸗ 
feitigen Vorſchlages, hinwirken möchten. Um jeden Zweifel an der Auffaffung des Art. 4 
zu befeitigen, lege ich noch Abjchrift einer Note des Gefandten der vermittelnden Macht 
vom 4. :d. M. bei, in welcher eine vollkommen befriedigende Erklärung der K. däniſchen 
Bevollmächtigten über den Sinn enthalten ift, welchen diefelben mit dem, von wenigen 
Seiten angefochtenen Ausdruck pourra reclamer verbunden Haben, und erfuche Ew. die⸗ 
felbe ebenfalls dem proviſoriſchen Fürſten⸗Collegio mitzuteilen. 


%.| Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Defterreich und Sachſen, wegen. Bildung eines 


beutfch » öfterreichifchen Telegraphens Vereine. 


2. Schlacht von Idſtedt. Die Schieswig⸗Holſteiner Armee wird von der überlegenen 


— namlich 37,983 Mann ftarfen — dänifchen zum Nüdzuge nad Seheftebt ges 
nötbigt. Verluſt der erfteren: 22 Offiziere, 3 Aerzte, 513 Mann tobt, 45 Ofs 
figiere, 1157 Mann verwundet (wovon beinahe bie Hälfte in Feindes Hand ges 
fetten), 10 Offiziere und 1062 Mann gefangen. Die Sieger zählten nad) amt- 
licher Angabe 39 Offiziere, 402 Mann todt, 97 Offlziere, 2691 Mann verwundet, 
4 Offiziere, 604 Mann vermißt. *) | 


*) Wir erachten für Pflicht, Hier ein Schreiben beizubringen, weldies General v. Willifen Kurz 


vor dieſer Schlacht an ben daniſchen Oberbefehlshaber richtete, das aber unbeantwortet blieb. 
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25. | Das Schtwurgericht zu Caſſel erklärt ben Berfafler eines Zeitungs AMetifels für nicht 
ſchuldig, worin gefagt war: Ihr (der Kf. Regierung) Charakter ift alſo mit G 
nem Worte auögefprochen. Es iſt das Defickt, Deficit wie an Geld, fo an Ju 
verläfftgfeit, Neblichfeit und Ehrgefuͤhl. 


27. | Der Borfigende im proviforifchen Zürften- Collegio erklärt demſelben, daß die pru 
ßiſche Regierung fich gezwungen fehe, bie bis jet feftgehaltene Hoffnung auf 
geben, mit denjenigen beutfchen Regierungen, deren Vertreter fich in Frankfurt a«.R. 
al8 eine Bunded-Plenar:Berfammlung geriren, zu einer folchen Berathung übe 
bie Neugeftaltung des deutfchen Bundes zufammen zu treten, wie Preußen dieſehe 
allein als rechtöbeftändig zuzugeben vermöge, nämlich zu einer „freien Berathun 
der fouverainen Staaten Deutfchlands, deren Beziehungen auf bem völferrechtliie 
Grunde vollfommener Freiheit und Unabhängigfeit ruhen, und beren Zuſamm 
tritt und Bereinigung daher nur aus volllommen freien Entfchlüffen hervorgeht 
können.“ Demgemäß werde fofort die Zurüdziehung der ben beiden in frank 
a. M. befindlichen K. Bevollmächtigten ertheilten Vollmachten erfolgen. 


27. | Schreiben bed Minifterd ber auswärtigen Angelegenheiten an die preußiſchen be 
volmächtigten zu Frankfurt a. M. 

„Die officielle Rückäußerung des K. K. Cabinets auf unfere, unter dem 2. d. gemdt 
und umier dem 17. ej. wiederholt in Anregung gebrachte Aufforderung, ift nunmeht är 
getroffen, durch eine vom 21. d. datirte und geftern bier mitgetheilte Inſttuction an ie 
K. K. Sefandten hierfelsft. Das K. K. Eabinet lehnt es darin auf das Enticieei 
ab, die Verhandlungen über das Definitinum auf dem angebeuteten Wege zu hm 
und indem es zugleich erklärt, dag unmittelbar zu der Herſtellung eines Gentralya 
für Deutfchland durch die feiner Anficht nach vorhandene Bundesgewalt gefehritten m 
müffe, und daß ihm der dafür einzufchlagende Weg nicht zweifelhaft ſeyn könne, beim 
es jede Ausſicht, dag die Bevollmächtigten der Regierungen in Frankfurt a. M. zu & | 
rathungen in einer Weile zufammentreten Eönnten, welche Preußen und den übrigen un 





„Herr General! Che bie blutigen Würfel fallen, halte ich es für meine Pflicht, und Kim | 
Verſuch zu einer friedlichen Löfung des unfeligen Streites zu machen, ber und gegeneinand® 
geführt. Ich thue den Schritt in der feften Ueberzeugung, daß eine Berföhnung leicht 00% 
lich fl, wenn die Forderungen drüben fo billig find, als unſere Vereitwilligkeit bier —A 
bis an die Grenzen des Möglichen, an bie Grenzen deſſen zu gehen, was die Ehre u 
Landes heiliges Recht gebieterifch von uns fordern. Seit vielen Tagen Habe id bie Bm 
gung meiner Armee angehalten, und große militairifche Vortheile aus ber Hand — 
um den Gegner, den ich achte und ehre, nicht in die Lage zu ſetzen, daß er es feine! | 
mit feiner Ehre vielleicht nicht verträglich hielte, auf Verhandlungen einzugehen” — 

„Bir wollen nichts als unfer gutes altes Recht, wie es Jahrhunderte hindurch beſun 
wir wollen mit Daänemark vereint bleiben, fo lange es recht iſt, aber wir wollen gl 
rechtigt neben ihm ftehen, nicht feine Diener feyn; wir wollen gemeinfam Laften tragen, 
nur um gemeinfamer Vortheile willen; wir wollen eigene Verwaltung, eigenes den, age! 
Finanzen, dann aber Gemeinfamkeit nach außen, Ruhe und Wohlfahrt im Innen. 

„Halten Sie es für möglich, auf ſoiche Bebingungen Yin ſich zu verſohnen, ſo * | 
Sie es damit, daß Sie die Demarcations⸗Linie nicht uͤberſchreiten; ich werbe es 0° | 
thun. Ich glaube, daß auf folder Bafls, wäre fie nur erſt anerkannt, fid das un 
bald orbnen liege. Weifen Sie aber, Herr General, biefes Anerbieten von ſich, ſo ® 
es viele tapfere Männer mit ihrem Leben büßen, das Land wird unermeßlich ung kn 

werben, und das Reich wird in ſich zerfallen; es giebt dann Feine DVerföhnung F — 
werde mit großer Beruhigung an meine Aufgabe gehen, noch bis zuletzt Frieden un 
ſoͤhnung geſucht zu haben. Indem ich einer moͤglichſt ſchleunigen Antwort entgegenfet 
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Regierungen die Theilnahme daran möglich machte. Die K. Regierung Tann es nut auf 
das Lebhaftefte bedauern, daB ihr aufrichtiges Beſtreben, einen Weg ver Verftändigung 
zu finden, Fein anderes Mefultat ergeben hat. Sie kann fich aber über. die Erfolgloſigkeit 
ihrer Bemühungen Feiner Täuſchung bingeben. Es würde daher auch der Wahrheit und 
Aufrichtigkeit unferer Stellung nicht entiprechen, wenn wir noch länger Bevollmächtigte zu 
Eonferenzen, deren Zuftandelonmnen unmöglich geworben iſt, in Frankfurt verweilen laſſen 
mollten. Die Fortdauer diefer Bevollmächtigung würde nicht mehr als ein Zeugniß un⸗ 
feree Friedensliebe und unſeres Wunfches nach Verftänbigung (welchen eine deutſche Re⸗ 
gierung andern deuiſchen Staaten gegenüber ja nie aufgeben kann) erfcheinen, fondern nur 
zu Miißdeutungen über unfere Stellung und Abfichten Anlaß geben. Die K. Regierung 


| fießt fich daher veranlaßt, hiermit ihre Bevollmächtigung zur Theilnahme an den beab⸗ 
| 
| 
| 


— — — — 


ſich tigt geweſenen Conferenzen in Frankfurt a. M. ausdrücklich aufzuheben. Em. ꝛc. der K. 
General⸗Lieutnant v. Peucker werden durch Ihre Stellung als Mitglied der proviſoriſchen 
Bundes⸗Central⸗Commiſſion noch in Frankfurt zurückgehalten werden. Ew. ꝛc. der W. G. 
ODber⸗ Regierungsraih Mathis wollen dagegen gleich nach Empfang der Inſtruction von 
Frankfurt abreifen, nachdem Sie nur zuvor noch mit dem G.=2. v. Peuder zuſammen 
den übrigen dert anweſenden Bevollmächtigten der unirten Regierungen davon Kenntniß 
gegeben, und auch ben K. K. Bevollmächtigten, Grafen v. Thun, in derſelben Weile, 
wie Ihre erſte Commmmication geweſen, Mittheilung von dem Entfehluffe der K. Regie⸗ 
rung gemacht haben. Ew. ꝛc. und Ew. ꝛc. werden ferner nicht unterlaffen, dahin zu 
wirken, daß die anweſenden Bevollinächtigten, fofern fie dazu bereits genügend inſtruirt find, 
ſich Ihrem Verfahren vollſtändig und in ganz gleicher Weiſe anfchlieen, und möglichſt 
gleichzeitig mit Ew. ꝛc. abreifen. Sch habe noch. heute dem proviſoriſchen Fürften- Colles 
gium von Ihrer Abberufung ſtenntniß gegeben, und daran den Antrag gefnüpft, daß die 
fänmtlichen unirten Regierungen nunmehr auch ihre Bevollmächtigten zur Abreiſe von 
Frankfurt aubdrücklich inſtruiren möchten. 


9. | Schreiben bed Fürften Schwarzenberg. an ben K. öfterreichifchen Gefandten zu Berlin. 


„An das Gouvernement der Bundesfeſtung Mainz gelangte am 16. d. M. ein vom 
43. datirtes Schreiben des Gh. babenfchen Kriegsminiſteriums, wonach in Wolge einer Ueber⸗ 
einkunft zwifchen den hoben Regierungen von Preußen und Baden zwei Gh. Bataillone 
am 38. und 47. d. M. von Mannheim mittelft Dampfbooten auf dem Rhein nach Ko⸗ 
blenz abgehen, und bei Main, vorbeilommen würden. Dieſe Anzeige war noch nicht an 
ihre Beſtimmung gelangt, als bereits eine Compagnie der erwähnten Truppen auf einem 
gewöhnlichen Paflagierbonte in Mainz eingetroffen, und, ohne ans Land zu fleigen, in 
der Richtung nach Koblenz wieder abgefahren war. Gleichzeitig mit Der Anzeige erſchien 
ein zweites Schiff mit drei Compagnieen, und paſſirte gleichfalls weiter. Der Vice⸗Gou⸗ 
verneur der Bundesfeſtung traf gleich nach erhaltener Kenntui des Vorgefallenen die An⸗ 
ordnung, daß vorläufig Fein weiterer Durchzug von badenfchen Truppen geftattet werben 
folle; und wendete fich, in Anbetracht dee bei diefem Vorgange in Frage ſtehenden Rück⸗ 
fiehten, an die Bundes⸗Central⸗Commiſſion, um das Weitere der Entſcheidung Der oberften 
Behörde des Bundes anbeimzuftellen. Die Bundes⸗Commiſſion befchlog in ihrer Sigung 
vom 37. d. M., dem von dem badenfchen Kriegammifterium angefuchten Durchzuge ba⸗ 
denſcher Bımbebtruppen durch die Bundesfeſtung Mainz Tein Hinderniß entgegerizuftellen, 
und die Angelegenheit zur Kenntniß der Regierungen von Defterreih und Preußen zu 
Bringen. Indem bie K. K. Bundes⸗Commiſſare einmilligten, einer bereits in voller Aus⸗ 
führung begriffenen Maßregel nicht in den Weg zu treten, haben fie jedoch gleichzeitig 
feierliche Verwahrung gegen die Verlegung der badenſchen Truppen in Das K. preußifche 
Gebiet eingelegt; da fie diefe ohne Zuſtimmung der Bundesbehörde getroffene Verfügung als 
eine Verletzung der Bundes⸗Kriegsverfaſſung anfahen, und den dabei eingetretenen Regie 

| zungen das Recht, eine: ſolche Maßregel aus ſich zu befchließen und auszuführen, nicht 
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zuſtändig glaubten. Durch dieſe Verwahrung find die K. Commiſſarien einer ſeitdem an 
fie ergangenen, ausdrücklichen Weiſung zuvorgelommen, von welcher Bw. zc. durch meinen 
Erlaß vom 21. d. M. zum Ziel der Mittheilung an die K. preußiſche Regierung 
Kenntniß erhalten haben... Die K. Regierung wird daraus entnommen haben, daß wir 
ben Abſchluß der in Rede ſtehenden Uebereinkunft mit Baden als rechts⸗ und bundeswidrig 
mithin unverbindlich betrachten, und daß wir, zu Behauptung unſerer eigenen Rechte und 
jener des Bundes, der erwähnten Uebereinkunft und ‚dem Begiun ihrer Vollziehung cr 
förmliche Einfprache entgegengefeht haben... Daraus ergiebt fich won fehbfk: unſer Urtfel 


- , Aber den uns feitden befannt gewordenen Vorfall im Rayon der Bundesfeſtung Ma, 





So wie wir durch den Abſchluß und die Vollziehung jener Uebereinkunft die Rechte ii 
‚Bundes für verlegt halten, fo muß es uns als die Pflicht aller im Namen des Punk 
handelnden Autoritäten erjcheinen, im Bereiche ihrer Wirkſamkeit dieſer Rechtsverlehun, 
entgegenzutreten. Der $. 38. des Mainzer Feſtungs⸗Reglements vom 27. September 1% 
beitimmt: | I 
daß Durchmärſche von Bundestruppen und Allütten durch Die Feſtung und ta 
Rayon nur nach Bewilligung des Feſtungs⸗Gouvernements, mithin nur mit Win 
und Willen ded Gouverneurs und Commandanten ftaktfinden können. 
Berner fegt der 8. 25. deſſelben Neglements feft: | 
daß der Gouverneur in ben Gouvernements⸗ Conferenzen in Allem die entfhebat 
Stimme habe. 
Der 8. 42. ordnet an: Ä | 
daß in Abwefenheit des Gouverneurs Alles, was in diefem Reglement vom On 
verneur gefagt if, auch auf den Vice⸗Gouverneur Anwendung finde. 

Es ift daher das volle Recht des Vice-Gonverneurs, die Erlaubniß zu einem, in! 
derſpruche mit der Kriegeverfaffung des Bundes begehrten, Truppendurchmarſche hunde 
Feſtungsrayon zu verweigern, und aus dem angeführten Grunde liegt dieſes zul 
jeiner Pflicht. Oelangt die Angelegenheit auf dem Wege der Beſchwerde an bie — 
Bundesbehoͤrde — denn zu einer vorläufigen Anfrage bei derſelben iſt das Feſtungrher 
vernement keineswegs gehalten — jo kann die Entſcheidung aus demſelben Grunde 11 
gegen cine folche Beſchwerde ausfallen. Waren unter ben gegenwärtigen Bpehältit 
die K. preußifchen Mitglieder der Bundea-Gommiffion hierin anderer’ Anſicht, und fm 
deshalb ein Beſchluß ber zeitigen oberften Bundesbehörde nicht erzielt werden, 16 mit 
die andermeite bundeömäßige Erledigung der Streitfeage vorbehalten bleiben, einftoela 
aber ſtaud es dem Feftungs-Gomerneu zu, feine Verfügung aufrecht zu erhalten. Ven 
. kei dem Anlaſſe des am 47. und 18. d. M. flnttgehabten Durchzuges badenſcher Tun" 
dad. bier bezeichnete, in den Bundesgeſetzen begründete Verfahren nicht eingehalten ke, 
wenn dad Feſtungo⸗Gouvernement von den ihm zuftehenden Rechte keinen Se 
machte, und die K. Bundes Commiffäre ihre Zuſtimmung zu dem bereits begonnen 
Durchzuge ertheilten, fo geſchah dieſes, weil Die bekannten bimbesfreundlichen und ber" 
lichen Geſinnungen des K. Hofes über jede andere Rückſecht geſetzt wurden. Damit | 
kein Irrthum über die Tragweite dieſes Zugeſtändniſſes entſtehe, dürfen. wir nicht u 
laſſen, zu erklären, daß daſſelbe nur in der Dringlichkeit der damaligen augenblicliha 
Sachlage feine Rechtfertigung findet, — einer Sachlage, welche überdies nase durch Une 
laſſung eines rechtzeitigen Gefuches um Bewilligung bed Durchmarſches, mithin durch 2 
kennung der Rechte der Feſtungs- und Bundessehörben, und Hentenanſehung der denfeln 
gebührenden Mückfichten hervorgerufen war. Nachdem nummehr der Thatbeſtand noch 
können wir in Betracht der zur Anwendung kommenden klaren Rechtsvorſchriften, ind Mr 
der Fürſorge, welche wir dem Anfchen des Bundes md ber ſeine Geſete anerfenmenden MB” 
zungen fchuldig find, Keinen Augenblick darüber in Zweifel ſeyn, daß die K. Negierung eine w 
neuerung des in Rede ftehenden Vorganges nicht zugeben dürfe. Der Beſchluß der Bun | 
Commiſſion vom17.d. M. bezieht fich nur anf den damals von dem badenſchen Krigamin | 








17.— 18. all. 17.— 19. 


Anderweites E. fächfifches. Refeript (S. 2. Juli) an den Senat ber Uniyerfität Lei 
dig: es Tolle Niemandes Gewiffen beſchwert, aber auch Jebem, welcher wähl 
wolle, Gelegenheit bazu geboten, und deshalb ein neuer Wahlact vorgenomm 
werden. 

Landung der Dänen auf ber Inſel Fehmarn. Gleichzeitig uͤberſchreiten daͤniſc 
Truppen von Jutland aus bie Königsau, andere befeken von ber Inſel Alf 

. aus das Sunbeivitt, und eine dritte Abtheilung Tandet unweit Flensburg. 

Im proviforifchen Fürftens Eollegium erklärt fich Sachſen⸗Altenburg für die dreim 
natliche Verlaͤngerung des Proviſoriums. 

Creular⸗ Schreiben des Wiener Cabinets an ſeine Geſandten bei den deutſch 
Höfen. 

In meinem Elaſe vom Oten d. M. habe ich Ew. den Gang und die Erfolgloſi 
keit unſerer letzten mit dem preußiſchen Cabinette gepflogenen Unterhandlungen zur w 
teren Mitteilung an die — Regierung befannt gegeben. 

Zeit und Umſtände drängen zu einem Entſchluſſe, und wird derſelbe ein entjcheident 
ſeyn müſſen. 

Wir haften e8 daber für unfere Pflicht, noch einmal afle Verhãltniſſe einer ernſt 
Prüfung zu unterziehen, und deren Ergebniß unſeren Bundesgenoſſen mitzutheilen, u 
denſelben die Möglichkeit zu geben, ſich zu überzeugen, ob unſere Auffaſſung der Sar 
Inge und daher auch unfere Beurtheilung Derfelben Die richtige fey. . 

Wir haben und ragen geftellt und biefelben gewiſſenhaft zur beantworten geſucht. 

Die erſte, welche ſich uns aufgedrungen hat, und aus der ſich alle übrigen ergeb 
muͤſſen, iſt natuͤrlich jene: 

Ob !das Beſtehen tes deutſchen Bunded ohne ei eine Verfaffung und ohne ein g 
meinſames Organ feines Willens ımd Handelns möglich ſey? 

Wenn dieſes aber nicht ber Fall ift, fo muß es als eine Pflicht allet Genoffen bie| 
als unauflöslich erklärten Vereins erfannt werden, die vertragsmäßig eingeführte Werfe 
fung fo lange anzuerkennen, bis auf gefelichem Wege eine neue zu Stube gekomm 
feyn wird, und nicht minder dafüt Sorge zu tragen, daß ber Bund eines rechtmäßig 
Eentral-Drgans nicht entbehre. j 

Ohne die gewiſſenhafte Erfüllung biefer beiden unerläßlichen Bedingungen ber Grifte 
des Bundes iſt auch eine Anerkennung der Giltigkelt der Vunbeinerträge umd der ai 

ihnen berugegagangmen Rechte und Pflichten nicht denkbar, da die Bundebverfaſſung d 
Inbegriff dieſer Rechte und Pflichten feſtſtellt, und die Geltendmachung der Ginen u 
ber Erfüllung der Anderen nur durch das oberſte Organ der Geſanumtheit geſichert 

werden vermag. 

Iſt es erlaubt, auzunehmen, daß dieſen Verpflichtmgen altſeiig auhprochen werde? 

Die Auſichten über die Giltigkeit der Bundekßverfaſſiuig find getheilt, indem vı 
mancher Seite nur noch einzelne Beſtimmungen derſelben ala zu Recht beſtehend ane 
baunt, die übrigen Dagegen als aufgehoben oder erloſchen betrachtet werden. Die diesfal 
ſich kundgegebene Verſchiedenheit der Meinungen, melde noch überdies je nach Zeit ın 
Umſtänden ſchwanken, Hat bei der verſuchten Aufſtellung bierauf bezüglicher Grundſä 

and deren Anwendung zu einer Willkür geführt, in deren Folge eine vollſtändige Ve 
wirrung ber Begriffe eintreten mußte, und alles Recht in Frage geftellt worben ifl. 

Die durch die Bebürfnifie der Gegenwart gebotene Reviſion der Bundesverträge wi 
demnach um jo dringender, je empfindlicher die Nachtheile zu werben beginnen, wele 
dieſe Zuftände erzeugen müſſen. 

Eben ſo giebt es feit dem 1. Mai d. J kein in allgemein anesrne rechtlich 
Wirkſamkeit flehendes Organ des Bundes. 

Die BundessEentralsKommillien, welche bis dahin ala ein ſolches gegolten hatte, ſe 











| 19. Juli. 19. 
zwar noch ihre Thaͤtigkeit fort, doch kann das von einer unabweislichen Neothwendigkei 


abgedtungene Zugeftändniß, dieſer Behörde die Beſorgung einiger gemeinſamen Angelegen⸗ 


. Seiten noch feiner anzuwertrauen, derſelben nicht länger ‚die‘ Eigenſcheſt verleihen, meld 
nur für eine beſtimmte Dauer zuerkannt worden iſt. 


Dieſem nach find alle Bundesgenoſſen verpflichtet, zur Einſetzung eines neuen Bun: | 


des⸗Organs die Hand zu Bieten. | u 

Kaun wohl von Senen, welche die Bundes-Verfaffung nicht mehr, oder nach Guttünfe 
nur theilweiſe anerkennen, und ihre aufrichtige Mitwirkung zu ber allgemeinen, als nolhwendi 
und dringend betrachteten Reviſion derfelben, fo wie zur Bildung eines neuen Bunt: 


1... Organs verfagen, angenommen werden, daß fie noch au die Giltigkeit der Bundes-Va⸗ 


träge glauben, und daher die Verpflichtungen zu erfüllen gedenken, welche dieſelben ihn 
auferlegen? J J 

Wird aber dieſe Mitwirkung nicht verſagt, wenn man dieſelbe an unzuläſſige Bir 
gungen Mnüpft, und muß c8 nicht als eine derartige Bedingung angefehen werden, im 


verlangt wird, daß während der Verhandlungen über ein Probijorium und über die Am 


geftaltung des gefammten deutjchen Bundes, die Wirkſamkeit der berliner Webereinhu 
vom 6. Mai v. J. unmterbrochen bleibe, und die Fortentwidelung einer Union ps 
fanden werde, deren Mitglieder öffentlich und feierlich erklärt Haben, „daß fie, um da 
ernften Willen zu bethätigen, die Verhältniffe Deutfchlands in Zufunft nach den Bei 
niſſen der Zeit und den Grundſätzen der Gerechtigkeit zu ordnen”, fi verpflichten, „am 
deutſchen Volke eine Verfaffung nach) Maßgabe des unter ihnen vereinbarten und di 
Vertrage anzuſchließenden Entwurfs zu gewähren?” 

Daß aber diefes fih am 26. Mai v. J. vorgeſteckte Ziel noch unverrückt verk 
wird, geht aus ımzählichen Thatjachen und aus offleieflen Aktenſtücken ‚hervor, au nt 
chen letzteren man nur die der K. ſächſiſchen Megierung auf die Anzeige von ihren ir 
tritte aus der Union ertheilte Erwiederung, — das von dem-K. preußiſchen Miniſaw 





u answärtigen Angelegenheiten an den K. hannoverſchen Geſaudten am 22ften u. Re 


Ioffene Antwortſchreihen und die Note des Gh, oldenburgiſchen Staats Minifteriumd u 


T. bie 8. hannoverſche Regierung vom Aöten v. M. hervorzuheben braucht. 


Sie Tiefen den klaren Beweis, daß die Löfung der. Aufgabe, welche bie verbindan 


‚Regierungen ſich durch den Ariikel EV. des Bündnigs@tetnter vom 26. Mai gefilt® 


ben, auch Heute noch in gleicher Weiſe angeſtrebt wird... . 

Wollte man auch nicht danach fragen, worauf ſich ber von einenm Theile der Gruft 
des Bundes Übernommene Beruf godube, Deutſchlands Zerhntft zu ordnen, und ben Ib 
fchen Wolte eine Verfaſſumg zu geben, wollte ınam ferner wicht des entfchiehenen und db 
berechtigten Widerſpruchs gedenken, welcher von Defterreich und mehreren anderem deutſte 


» Wegiermngen gegen bie Berechtigung zu einem ſolchen Berufe und gegen deſſen Gele 


machung ‚erhoben: worden it, muß doch Die Frage aufgeinorfen werben, wie es m 
ſey, daß der Geſammtbund zu einer Verhandlung und zu einem Beſchluſſe über Ir 
Neugeſtaltung gelange, wern ein Theil deſſelben ſich flic berechtigt Hält, bie Bechältit 


1. Deutfehlands zu wednen, und dem beutjchen Volle eine Werfaffınng zu geben? 


Müſſe viefe deffelben Veſtrebungen nicht durchkreuzen und gegenfeitig Khmen? | 
Oder ſoll vielleicht das Verfaſſungswerk der Gefammtheit'ruhen, und ber Bund, an 
gemeinfamen und twirffamen Eentral: Organs entbehrend, in biefer” ımfeligen, au 


9 Stände und alle Verhältniffe der Bevölkerungen fo empfindlich zurückwirkenden Ungem 


heit und Zerklüftung verharren, bis Der für das Ganze’ berechnete Verfaffungebar M 
Union geſchloſſen ift, damit der deutſche Bund ſich an ihn ſchmiegen, ſich ihm und 
nen konne? . ’ 

Der Bund iſt eine Gemeinfchaft felbſtſtaͤndiger, unter ſich unabhängiger Staat mi 
wechſelſeitigen gleichen Veriragsrechten und Vertrags⸗Obliegenheiten. Nur der Gef 
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und Preußen in deſſen eigenem Namen uhb im Namen des beutichen Bundes, geführt 
haben, — eines Vertrages, der, wie fie feit hoffen, die Wiederherftellung des Friedens 
zum Reſultat haben wird. 

Abſchnitt 4. Ihrerſeits von dem Wunſch erfüllt, ſofort zu bekunden, wie ſehr es 
ihnen am Herzen liegt, das Zuſtandekomunen ber im Art. 2 des Artigen Protokolls 
erwähnten Anordnungen, fo weit es in ihrer Macht ficht, zu erleichtern, behalten die 
obengenannten Mächte fich vor, eine kuͤnftige Liebereinkunft einzugehen, sum dieſen Anord- 
nungen durch einen Act europäiſcher Anerkennung noch ein Unterpfand mehr für deren 
Dauerhaftigleit zu geben. Man ift übereingelommen, daß dieje Beratung in London 
ftattfinden fol, und daß Diefe beiagten Mächte ihre Repräſeutanten mit den für diefen 
Zwei erforderlichen Vollmachten verſehen follen. 

Keventiow. E. Drouyn de Lhuys. Valmerfion. Brunnsw. 
J. © Rehauſen. 

Die weite Kammer bed Königreiches Sachſen erklärt ſich fuͤr competent, und hebt 
die Oberländerfhen proviſoriſchen Gefege vom 15. November 18485 wegen einiger‘ 
Abanderungen ber Berfaffungs Urkunde und der Wahlen ber Landtags -Abgeorbd- 
neten auf, an denen allerdings nicht viel verloren iſt. 

2. | + Dr. Richard Marchand, Profeffor ber Chemie an ber Univerfität zu Hale. 

r Freiherr v. Oberfamp, k. balerfcher Wirflicher Geheimer Rath, zu München. 

3. | Beginn des öffentlichen Verfahrens des k. würtembergiichen Staatögerichtöhofes ge- 

gen ben Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Freiherrn v. Wächter-Spittler. 

(S. 27. Iuni). 

4. | Schreiben des Miniſters ber auswärtigen Angelegenbeiten an deu k. preußifchen 
Gefandten beim Wiener Hofe. | 

Ew. Habe ich unterm 28. v. M. von den Schnierigkeiten in Kenniniß geſetzt, 
welche in der Mitte vorigen Monats gegen den Durchzug zweier nach Preußen beſtimm⸗ 
ie babifiher Bataillone durch Dlainz, ſowohl won dem Vice⸗Gouvberneur, als auch, nachdem 
das Gouvernement die Sache zur Cniſcheidung der Bundes⸗Commiſſion geftellt hatte, im 
Schooße der letztern von den öſterreichiſchen Mitgliedern. derfelben erhoben worden find. 
Zugleich habe ich in der Nachichrift: zu dem gedachten Schreiben der mir von dem hiefi> 
gen k. k. Geſandten mitgeteilten Circulardepeſche an die k. 2. öſterreichiſchen Miſſionen 
in Deutihland Erwaͤhnung geihan, in welcher ſich das k. k. Gouvernement über die 
Gründe näßer aubſpricht, welche es veranlaßt Hätten, die öſterreichiſchen Mitglieder der 
Bundes⸗Commiſſion zu beauftragen, gegen die Uebereinkunft wegen Verlegung der baden⸗ 
ſchen Truppen nach Preußen, fo wie gegen den Beginn des Vollzugs derſelben, bei der 
BundessGentaleomuniffion zu protefliven. Indem ich mie vorbehalte, dieſes umfangreiche 
Doeument deumächft einer befondern Beleuchtung zu unterziehen, beſchränke ich mich für 
heute auf Die Bemerkung, daß der von dem ?. k. Gouvernement in der Birculardepefche 
in Ausſicht geſtellte Proteft ſelidem in der 176. Sitzung der Bundes- Commiffion von 
den öſterreichiſchen Commiſſarien mittelft des abichriftlich anliegenden Schreibens zu Pro⸗ 
toeof gegeben worden iſt. Das k. k. Gouvernement ift aber nicht bei dieſer allgemeinen 
Verwahrung geblieben, e8 iſt noch einen Schritt weiter gegangen, und bat nach Ausweis 
der abſchriftlich anliegenden, an den Frhrn. v. Prokeſch geriähteten, von biefem mir. mit- 
tefft des ebenfalls abſchriftlich anliegenden Schreibens mitgetheflten Depefche, unter gleich- . 
zeitiger Benachrichtigung der gb. badenfchen Begierung und der k. k. Bundes⸗Commiſſarien, 
dem Bice⸗Gonverneur von Mainz Die Weiſung ertheilt, Durchzuͤge badenſcher, nach Preu⸗ 
fen beftimmter Truppen durch Mainz nicht ferner zu geſtatten. Wie Ew. aus den 
Anlagen entnehmen wollen, ftellt das k. Gouwernement auch in dieſer Depeſche die Be⸗ 
hauptung an die Spike, bag der von und mit Baden geſchloſſene Vertrag feinem Weſen 

nach rechi- und bundeswidrig fen, um hieraus fur alle, im Namen des Bundes handelnde 
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vollleamen bofugt geweſen wären, von tiefem Rethte Gebrauch zu machen, und bie zur 
Erhaltung des Bundes und zur Crreichung feiner Zwecke erforderlichen Veſchauſſe zu fer 
fen, iſt doch die K. Regierung, um kein Mittel der Einigung underſucht zu laſſen, auf 
- den ihr im verfloffenen Monate von den K. preußiſchen Cabinet gemachten Vorſchlägen 
I. bereitwillig ewtgegengefenmnen, und hat ſich feinen Wünſchen mit ſeltener Rachgiebigkrit in 
- allen Punkten gefligt. . EEE 
MNMich sdeſtoweniger ſollte ſelbſt dieſer Verſiich fruchtlos bleiben, nachdem Preußen dit: 
mal zwar ausdrücklich mir die Anerkennung des Princips der freien Unirung angeſpro⸗ 
chen hatte, um hierdurch eine Verſtändigung über die ſpeelelle Ausfrihrung der Union 
und ihr Verhaltniß zu den außer ihr ſtehenden Staaten Deutſchlands effen zu erhalten, 
zugleich aber im entichiedenem Widerſpruche mit biefer Erklärung die ununterbrochen 
Fortdauer der aus dem. Vertrage vom 26. Mai v. J. besvorgegangenen: Verhältniffe, k 
. wie bie aus ber Wirkſamkeit dieſes Vertrages tbatfächlich- und undermeidlich fih me 
' sende Fortentwickelnng der Union fig vorbehalten zu müfen behauptet Bat. 
Daß aber ein folches Zugeftändnig unmöglich fey, iſt bereits gemligenb dargeiho 
worden. —W 
Daſſelbe wäre aber auch ſelbſt dann, wenn Preußens und feiner Verbuͤndelen ul 
1: eſſen von jenen der Übrigen Mitglieder des Bundes und der Gefammtheit dieſes Lamıi 
verſchieden ſeyn konnten, nicht. durch ein wahres Bedürfniß geboten. | 
MDas Statt des Bündniffes vom 26. Mai v. 3. giebt als Veranlaſſung zu det 
Uebeteinkunft anı Daß unter den damaligen Werhältniffen die von dem deuiſſchen Bun 
gewahrte innere und Aufere Sicherheit Deutſchlands gefährdet ſey, und daher die Ur 
- fände zur Herſtellung einer: einheitlichen Leitung ber deutſchen Angelegenheiten eine mp 
Berrinigung der contrahirenden Regierungen nöthlg machen, - | 
Als Zweck diefes Bündniſſes wird ferner im Artikel I. ſeines Status ‚die Erhehm 
4° bee Inneren und -änrßeren Sicherheit Deutſchlands, und die Unabhängigkeit und Umeikt 
. lichken der einzelnen deutfchen. Staaten” angegeben. . | 
Ohne auf die Urfachen zurückkommen zu wollen, welche bie Verhaltniſſe herbeigiit 
Jhaben, deren dieſes Actenſtuͤck erwähnt, beſchräuken wir uns auf die Prager ob nf M 
- fon im Jahre 1815 geftiftete Bund ſich im Artikel IL. der Bundes Mete und im lde 
tifel I. der wiener Schlußacte die Zwecke vorgefegt hat, gu deren Verfolgung die Unm 
gegeiiifdet worden iſt, und ob die Erreichung diefer Zwecke nicht für Deutfchland geht 
erſcheint, wenn Preußen und deffen Verbündete zur Einſetzung eines zeftgemäßen m 
fräftigen, oberften Bundes-Drgans, aufrichtig mitzuwirken geneigt find? ' | 
4°. fe aber dieſes der Fall, wozu Bedarf es der forfdauernden Wirkſamkeit einer, N 
"freie: Entwickelung mb’ gedelhlkhe Böfung ber. Beirtjchen Verfaſſungsfrage nur fiir 
und: heminenden Union, amb webhalb Tännte deren Ansbildung und Witkſamtei m 
vertagt werden, IB das allgemeine Verfaffungswerk zu Stande gekommen ſeyn, und m 
atgeben Haben wird, ob dann noch bie Nothwendigkeit vorliege, von dem Meile M 
|" Unlsung. Gebrauch zu machen, ımd welche Grenzen der Anwendung eines folden Be 
. durch bie'nene Verfaffung gezogen worden feyn werden? ' 
:Nare die Verhaltniſſe berückſichtigend, wie fie jet vorliegen, muß berem ernfle Gmb 
- gung ju:der Ueberzengung führen, daß tete auf dem’ Wege freier, d. h. nicht du W 
Vveormen der Bundes⸗ Verfaffung geleiteten und bedingten Vereinbarung, nimmermeht M 
Bnudung eines Proviſoriumd, und noch weniger zu einem Beſchluſſe Über die micht min 
nothwendige und dringende Reviſton der Bundes⸗Verträge gelangen merben. 
Aus dieſer Ueberzeugung muß aber folgerecht jene hervorgehen, daß es nur An si 
mehr gebe, dem unheilvollen Zuftande ber jept in Deutfehland herrſchenden Kerr 
"ein Biel zu ſetzen. En: End Has Be Fa, . | 
Diefes Mittel: Tiegt -in der Ginberufung des - engeren Mathe ber Bunbes⸗ Verſammiung 
mit der Aufgabe, bis zur Einſetzung einer neuen proviſoriſchen Bunded⸗ Gentrals 
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hinzugetreten find, fo day man ſich in Ermangelung einer neuen Drganifation, int ein= 
zelnen eintretenden Ball, wie in dem Bundeskriege ‚gegen Dänemark, durch eine lediglich 
von dem Beditefniffe- des Augenblicks gebotene Einyichtung geholfen bat, fo fallen auch 
biejenigen Einwände von ſelbſt fort, weldhe man ter Bundes⸗Kriegsverfaſſimg zu entneh⸗ 
men genelat iſt. Weit entfernt endlich, daß Die verabrehete Truppenverlegung eine Ent⸗ 
bloßung des durch feine geographiſche Lage für die Sicherheit des Bundesgebiet überaus 
teichtigen badenſchen Landes von militairiſchen Kräften nach fich ziehen wird, werden Durch 
das gleichzeitig feftgeftelite Verbleiben eines zahlreichen preußiſchen Corps die Unforderuns 
gen, welche der Bund an die Wehrkraft des Landes zu machen hat, mehr als erfüllt. 
Sollte aber auch, was wir nicht zugeftehen, tie Frage wegen der Verlegung der Endens 
(hen Trnppen von dem bundesrechtlichen Standpunkte aus ald zweifelbaft angeiehen 
werben können, wo ift in biefem Augenblick das Organ, melches berechtigt wäre, einen 
foldden Zweifel zu entjcheiden? Daß die proviforifche Bundes⸗-Commiſſion die hierzu er⸗ 
forderliche Competenz nicht befigt, Yiegt am Tage, da nach ihrem eigenen Beſchluſſe vom 
30. April d. 3. fich ihre Thätigkeit feit dem 1. Mai d. X. darauf beichränkt, das Bun⸗ 
debeigenthum zu verwalten, und für Beſchaffung der zu dieſer Verwaltung nöthiger Mittel 
zu forgen, eine politiiche Wirkſamkeit der Eommiffion aber nur noch in Ballen unabweis⸗ 
karer Nothwenbigkeit, und wo Gefahr im Verzug ift, Platz greifen fol. Ebenſowenig 
aber und in keinem Falle würden wir zugeben, daß ein folcher Zweiſel durch eine In⸗ 
Ranz' zur Entſcheidung gebracht würde, welche gerade den von uns auf das beftinmtefte 
berioorfenen Boden der früheren Bundes⸗Verfaſſung einzunehmen verfucht, Stark im Ger 
fühle feines Rechts, wird daher Preußen fich in der Verfolgung des veingefchlagenen We⸗ 
ges durch keinerlei Widerſpruch beirren laſſen. Und wie es feit entfchloffen iſt, jeinerfeits 
die Bahn des Mechts nicht zu verlaffen, fo wird es andererjeits mit CEniſchiedenheit jede 
ungerechtfertigte Zumuthung zurückweiſen, welche dahin abzielt, es in der Erfüllung feiner, 
dem badenfchen Gonvernement gegenüber übernommenen Verbindlichkeiten zu behindern. 
An dieſer Richtſchnur der Mäßigung und des Rechts wird die k. Regierung auch der 
überrajcgenben Auffaſſung gegenüber ımerjchittterlich fefthalten, zu welcher fich das kaiſerl. 
Gonvernement in Betreff der Befugniſſe der Miilitair-Bundedorgane in Mainz, und feines 
Berbältuiffes zu Denfelben, in jeiner vorliegenden Depefche bekennt. Ueberraſchend hat es 
fiie uns m der That feyn müffen, daß das k. Gouvernement die Beſtimmung des oben 
angeführten 8. 38. des Mainzer Feftungs-Reglements nicht, wie man biäher ſtets nach 
Sinn und Beitinunung des Feſtungs⸗-KReglements überhaupt, und inöbejondere des ange⸗ 
fügrten Paragraphen zu thun gewohnt war, Tediglich die Bedeutung beilegt, daß im In⸗ 
tereffe der militairifchen Ordnung und Sicherheit dem Durchzuge von. Bundeötruppen eine 
Anzeige bei dein Gouvernement voranzugehen habe. Vielmehr würde nach der Auffaſſung 
des 8. Gonvernements das dem Gouverneur vindiciete Widerfpruchörecht feine Motive 
nicht aus militairifchen Beziehungen allein zu fehöpfen, jondern vermöge feiner nur durch 
Die eveniuche Gntſcheidung der vorgefehten Bundesbehörden limitirten Unbeſchränktheit, 
auch Erwägungen politifcher Natur in feinen Kreis zu ziehen haben. Einer ſolchen Auf⸗ 
ſaſſung, welche geeignet wäre, die Stellung der Bundes Militaichehörden völlig zu ver⸗ 
rüden, uud möglichermeife Anlaß zu den bedauerlichften Gonflicten zu. geben, muß die k. 
Regierung ‚aufs beſtimmteſte widerſprechen. — Sollte daher dem bereit? vorliegenden 
Befchluffe der Bundes⸗Centralcommiſſion vom 17. v. M. bei jeiner Faſſung nicht bie 
Bedeutung beigelegt worken ſeyn, Daß er für alle noch zu erwartenden Durchzüge baden- 
ſcher Truppen nach Preußen Geltung haben folle, jo wird auf bie vertragemäßige ſchieds⸗ 
richterliche ‚Entfcheidung recurrirt werden müſſen. Indem bie eventuelle Betretung des 
eben angedeuteten Weges vorbehalten wird, glanben wir in der That. den entfchiebenften 
Beweis für unfer Feſthalten an jenem Principe der Mäßigung ıuıd des Rechts zu geben, 
- zu welchem wir und oben bekannt haben. — Indem wir auf dieſe Weiſe uns fireng 
auf dem vertragemaͤßig feſtgeſtelſten Entiheidungswege halten, geben wir uns aber- auch 
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21.| Antwort 59 Freiheren von Schleinitz auf die Ren bes 14 | 


‚men iſt, weder einer vorläufigen Weigerung, noch einer damals vorbehaltent! 


* Schreiben des Unterzeichnetn an ben Bertreter ber Ke Regierimg' tin —* 


Brontfun « Mr ‚nen 8. Bflerzerhifiken Bedolhnisdktingen. sid. bie Kirn. da IR” 


‚1 Schreiben bes 1. oͤſterreichiſchen Gefandten zu Berlin air den k —* Miniſter 


der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


Der Staats-Anzeiger vom Iiten d. enthält ein Schreiben Em. an fer 
bern von Sydow, worin gefagt wird, daß die Verſuche, welche die nach Frankfurt at 


ſendeten Bevollmächtigten der K. preußiſchen Regierung und ihrer Verbfindeten gemacht 


haben, „den K. öfterreichifchen Bevollmãchtigten und die Vertreter der übrigen Regiern⸗ 
gen zu einer Berathung in freien Conferenzen zu bewegen“, vergeblich geblieben find, 
und worin weiter einer „damals borbehaltenen Einholung naherer Inſtructionen ten 
Wien“ erwaͤhnt wir. 


Der K. Präſi dial⸗Geſandte, Graf Thun, hebt in einem Dienſtſchreiben an mich vom 
Jäten dieſe beiden Sätze als irrige hervor, an deren Berichtigung ihm Tiegen muf, . 
ſie in officiellen Documenten fih vorfinden. Er jagt, daß bei der von den K. Bad 
mächtigten wohlerkannten Untgunlichkeit, neben und außer der am 46. Mai confi 
erklärten Plenar⸗Verſaumlung freie Conferenzen zuzulaffen, biefelben ſich am 6. Zi 
dem Zage, wo dieſe erſte und bisher auch letzte vertrauliche Communication gemah 
wurde, Darauf beſchräukten, anfragen, ob der K. Präfitial-Gefandte fie in bie Verſum 
lung aufnehmen. würde, wenn fie, ihren Inſtructionen zufolge, gleich beim Eintritte cam 
förmlichen . Proteft gegen das Präſidialrecht und den Charakter‘ der Verſammlung zu Pr 
tokoll gäben? eine Anfrage, Die nicht anders, als mit einem beftimmten Nein, beanhorke 
werben konnte. Ein Vorſchlag, neben und außer der Plenar⸗Verſammlung in ma 
Eonferenzen fich zu bewegen, iſt aber weder tem K. Präſidial-Geſandten, och ia 


nem feiner Collegen gemacht worden. 


Ferner proteftirt Graf Thum beſtimumt und entſchieden gegen die Angabe, daß ah 


damals vorbehalten habe, nähere Inſtructionen von Wien einzubolen, indem in af 
gebenen Falle eine ſolche gar nicht bendthigt war. Die Einberufung der Plenade 


ſammlung am 26. April, und die Conftituirung derjelten am 16, Mai warm nik 


Thatſachen, die dem K. PräjitialsGejandten gar. nicht erlaubten, nur vorläufige 
vorbehaltlich eine Weigerung auszujprechen, fondern bie ihm eine beſtimmtt ai 


definitive verzeichneten. Es konnte ſich alfo feinerfeit# nur um einen Bericht un N 
K. Regierung über Das Vorgefallene, nit aber nın eine Inſtruetions⸗Einholung han, | 
was berfelße dem Herrn G.=2. von Peuder auch in Einer Unterredung in ba Ina 


"Tagen des Juni außeinanderfegte, da diefer eine Anzeige der Antwort, aus Wien pe 


warten fchien, was nur Folge einer irrthümlichen Auffaſſuug ſeyn Tonnte, da pon Auf! 
feine Antwort zu erwarten war, und der K. Präfidial- Gefandte eben fo befugt gr | 
wäre, auf den zweifelsohne gemachten Bericht der K. Bevollmächtigten eine Antwort u 
Berlin zu erwarten. Auch thut, in richtiger Auffaffung, Ew. Rote voni Am m 

K. Geſandten in Wien, wo die Eingangs erwähnte Stelle fonft faſt wörilich ae | 


Cinholung näherer Inftructionen Erwähnung. 





Geſandten vom vorhergehenden Tage. 
„Der Unterzeichnete hat die Ehre gehabt, die’ Note des k N Bra 9 nr 
Herrn von Prokeſch⸗ Oſten, vom 2Often d. M. zu empfangen, ih welcher dert 
Grund eines Dienſtſchreibens des K. K. Bevollmächtigten in Fraͤnkfurt a M, 
Grafen von Thun, die Berichtigung zmeier Säge in Anſpruch nimm, melde in 







Gollegtun, Garen son Sydon, vom Alm b. BR, mihalten fh. | 
Diefe Berichtigung betrifft bie Mutbrüde, Daß Die Werfudhe bee Be " 
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bes Zieles, welches Die K. Regierung dabei verfolgt, nämlich die Reconſtituirung der rite 
aufgelöften Bundes⸗Verſammlung, der definitiven Löſung der Krife, worin die deutiche 
Verfaſſungs⸗Angelegenheit ſich befindet, nicht allein nicht förderlich ſeyn, ſondern die ſchon 
beſtehende Spaltimg und Verwirrung in Deutfchlaud zu einer faſt unauflöslichen Vers 
wicelung fleigern würde, indem Preußen, und mit ihm ohne Zweifel eine nicht geringe 
Zahl anderer deutſchen Regierungen, den Verſuche der einfeitigen und unbefigten Recon⸗ 
ſtituirung des vormaligen Bundestages auf das entfchiedenfte alle und jede Anerkennung 
verfagen, und beffen Bejchlüffe für diejenigen Bundesglieber, welche Keinen Theil an dem⸗ 
jelben genommen hätten, im Voraus als durchaus wirkungslos und unverbindlich erflären 
müßten. — Es ift indeffen nicht der Zweck der gegenwärtigen Mittheilung, ver Frage 
über die Neugeftaltung eines allgemeinen Bundess Central⸗Organs vorzugreifen: fie fol 
vielmehr dazu dienen, die Aufmerkſamkeit Cw. ſchon jet auf eine Folgerung von 
großer practiicher Bedeutung zu Ienfen, die möglicherweife von anderer Seite an die bes 
abfichtigte Einfegung des engeren Bundesraths geknüpft werden könnte. — 6Es läßt fich 
nämlich erwarten, dag bie von den mit dem K. Hofe übereinftimmenden Bundes-Mitglie- 
bern beſchickte Verſammlung fich für berechtigt erachten wird, das Bundes-Cigenthum 
unter ihre alleinige Obhut zu nehmen, und demgemäß über die Feſtungen, die Ylotte, die 
Kaſſen und Archive des Bundes ausſchließlich zu verfügen. Cine ſolche, ohne unfere Cin⸗ 
willigung erfolgende Verfügung über Objecte, deren unbeftieitbare Miteigenthiimer wir 
find, würden wir nicht geftatten können, ja, ſchon jeden darauf gerichteten Verſuch ent 
ſchieden zurkckgmeilen haben. Die ſchweren Wolgen, welche ſich aus fo entgegengefeßten 
Auffaffungen mit Nothwendigkeit ergeben müßten, wollte man fie fich felbft und der blos 
factiſchen Entwickelung überlaffen, werden dem K. Cabinet nicht entgehen. Die Regie 
rung ©. M. des Königs würde darin ein Nationalunglüd erbliden, und fie als das erfte 
Glied einer Kette verhängnißvoller Greigniffe tief beklagen. Bon diefem Gefühle durchs 
brungen, haben wir und die Frage vorgelegt, ob nicht Mittel zu finden feyen, durch 
welche jenem äußeren Anlaffe zu Zerwürfniffen vorgebeugt werden könne, ohne in der 
Hauptſache einem der Theile etwas zu vergehen. Nach gewiffenhafter Prüfung ſchlagen 
wir der K. Regierung zu dieſem Zweck vor: die Verwaltung des Bundes⸗Eigenthums 
mit und als einen, von der noch ſchwebenden Hauptfrage fiber Die politifche Geſtaltung 
des Bundes, völlig geſonderten Gegenſtand zur betrachten, und dieſelbe der auf Grund des 
Protokolls vom I. April d. J. fortbeſtehenden proviſoriſchen Bundes⸗Commiſſion anzu⸗ 
vertrauen. Dieſe Commiſſion wirde dann bis zur endgiltigen Erledigung der Haupt⸗ 
frage ſich ausſchließlich auf Die materielle Verwaltung des geſammten Bundes⸗Gigenthums 
beſchränken und, hierin völlig ſelbſtſtaäͤndig handelnd, won jeder. Cinwirkung, ſey es bon 
Wien oder Berlin ber, uuabhängig bleiben. Für die bei reinen Verwaltungs⸗Gegenſtän⸗ 
den feltenen Bälle eines Gegenfages der Meinungen unter den K. öſterreichiſchen und ben 
dieffeitigen Commiffarien aber, hätte die durch die Convention vom 80. September v. J. 
vorgeſehene fchiebärichterliche Enticheidung einzutreten. Die K. Regierung glaubt duch 
diefen Vorſchlag einen neuen Beweis zu geben, daß fie in jeden, auch dem ſchwerſten 
Yugenblid von dem ernfter Wunſche beſeelt ift, Deutſchland das traurige Schaufpiel 
eined Bruches zwiſchen den beiden Möchten zu erfparen, auf deren Einperfläniniß fein 
Heil und ber Friede von Curopa beruht. Cie hofft wit Vertrauen, daß er bei dem K. 
Eabinet die unbefangene Würdigung finden werde, welche er zum Beten Aller ver 
dient. Ich erſuche Ew. dem K. Minifiers Bräfidenten Herrn Fürſten von Schwarz 
zenberg Abjchrift dieſer Depeiche zu übergeben. Wir müſſen wünfchen, auf. unferen Vor⸗ 
ſchlag in der kürzeſten Friſt mit einer Rückäußerung des K. Cabinets verfehen zu werden, 
weiß, falls dieſelbe gegen unſer Verhoffen verneinend ausfallen follte, wir genätbigt ſeyn 
‚würden, fofort bie erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um uns gegen jeden Verſuch 
einer Uſurpation des Bundes⸗Cigenthums auf dad nachdrücklichſte zu ſchuͤzen. Gm. 
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banblungen flatt, bon welchen die Bundes s Eentsals Conmmiſſton Veranlaſſung nah, bie 
SH. badiſche Regierung aufzufordern, iiber den in Rede ſtehenden Vertrag möglichit halb 
Aufflärungen zu geben. Diefem Anfinnen entjprach die badiſche Regierung durch ein am 
4; April dieſes Jahres an Die Bundes⸗Commiſſion gerichtetes Schreiben, worin angeyeigt 
wurde, daß allerdings über die zeitwelle Verlegung eines Teiles der Gh. badiſchen Trup⸗ 
pen in preußifche Garnifonen, von badiſcher Seite Verhandlungen init der K. preußiſchen 
Regierung eingeleitet feyen, und ein darüber abzuſchließender Vertrag in naher Aust 
ſtehe. Es ward in dieſem Schreiben umſtändlich dargelegt, welches der Zweck ber frag: 
. lichen Maßregel fen, und welches Der Verlauf der Ereigniſſe geweien, unter Deren Einfluffe de 
badiſche Regierung zu derſelben, ald zu dem einzigen Mittel ſich entichloffen habe, die durch 
bie Revolution gebrochene Wehrkraft bes Landes wiederherzuſtellen. Namentlich wird darin 
an den Umſtand erinnert, daß die Gh. Regierung, als fie nach dein Außbruche des Aufruhri 
Rheinbaiern und Baden die Hülfe der damaligen Eentralgewalt nachſuchte, von derickn 
an die K. preußiſche Regierung verwieſen worden ſey, indem letztere allein bie zur Silk 
leitung nöthige Militaixmacht ftellen könne, hierzu aber auch ohne Zweifel bereitwilg 
feyn werde, da ihe, wie jedem Staate an der Aufrechthaltung uud der Herſtellung da 
öftentlicden Ordnung gelegen ſeyn müſſe. Die genugfam hiervon bekanute Folge ſey 1 
weſen, daß eine preußiſche Armee den Aufruhr beflegt habe, und feitden das noch forteik 
rend in hohem Grade bedrohte Land befegt halte. Dem badiſchen Stante wüſſe une 
ſolchen Umftänden Alles daran gelegen feyn, feine durch den Aufruhr beinahe ganz aufge 
‚ löften Truppen jo bald als immer möglich wieder. zu organifiren, und ba dieſes wem 
der Benutzung fänuntlicher Kafernen und Sarnijons-Unftalten durch Die preußifchen Zn 
pen, fo wie wegen der fonftigen Koften des Landes, und der bei einer Vertheilung I 


heimiſchen Truppen im Großherzogthume zu beforgenden ſchädlichen Einflüffe nur aufs 


halb Badens geichehen Tönne, fo ſey der Gh. Regierung die Bereitwilligkeit Preußens fh 
erwünſcht geweſen, eine gewiffe Anzahl neu formirter badiſcher Truppen zum Zwecke uhe 
Ausbildung in die, im den preußiſchen Provinzen zur Zeit verfügbaren Garnifonen wd 
Kaſernen aufzunehmen, und Baben auf dieje Weile in den Stand zu fegen, bald mir 
nit eigener Wehrkraft feinen Pflichten nach jeder Richtung nachzukommen. | 
Die Bundes-Commiffion Tonnte aus einem anderen Grunde liber den beabfihhgtn 


T- Vertrag Auskunft begehrt haben, als, um an die Beſtimmungen deffelben den allen p⸗ 
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Yöffigen Maßſtab der Bundeögefeße, für deren Beobachtung fie verantwortlich war, aye 
legen. | | 
u ß Dieſem weſentlichſten Punkte glaubte jedoch die badiſche Regierung am Schlufle M 
erwähnten Schreibens mit der Bemerkung ausweichen zu koͤnnen, daß ſie in ber bar 
- ; flehenden Anordnung nicht als eine, durch die Umftände als zweckmäßig angezeigte Adınimlır 
tiv⸗Maßregel erblicke, und dadurch ihr Verhältnig zum beutfchen Bunde, zu der Bunde⸗ 
Geſetzgebung und Bundes⸗Kriegsverfaſſung in einer Weife oder Doch höchftens imfeim 
berührt halte, als ſie dadurch fih gerade in die Möglichkeit zu verſetzen gedenle, nehm 
der Erhaltung ihrer politifchen Selbftftändigfeit, auch ihren militairifchen Verpflichtuge 
" dem Bunde gegenfiber erforderlichenfalls genügen zu können. J | 
Die Kaiferlichen Bundes-Commiffäre, eingeben des durch die Uebereinkunft vom I. 
"September 1849 der Bundes-Commiffien ausdrücklich angerviefenen Berufes, die Krk 
Verfaffung des Bundes zu handhaben, unterließen nichts, um im Schooße dieſer Behöce 
geltend zu machen, wie feht das Anſehen und die Einheit des Bundes auf dem Epic 
ſtehe, wenn im Folge der in. Deutſchland herrſchenden ZJerwürfniſſe einzelnen Regierungen 
geſtatiet ſeyn könnte, ohne Wiſſen und Willen des Bundes mit ben Mikitaie-Verhältiile 
beſſelben in fo tief eingreifender Weiſe zu fchalten. Sie beanfpruchten, gegemiber te 
von der badiſchen Regierung kundgegebenen Abſicht, wonach einem weahhängigen Sn 
und: feinem Regenten die ihm angehöͤtige Wehrkraft weggeführt merden ſollte, die Aup 
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ch an das Vorhandenſeyn des Bundeseigenthums knüpfen, Die deutliäften Beweiſe dafür 
enthalten, daß wir und: nicht im Irrthum befinden, wenn wir die wachſende Verwirrung, 
Die wie mit Preußen zu beklagen haben, nicht unſerem Beharren bei dem Bundesrechte, 
fo lange daſſelbe nicht Durch einen. neuen Rechtszuſtand erſetzt ſeyn wird, fondern der und 
ertgegengeftellten Theorie der abitracten Anerkennung eines verfaffungelofen, und dennoch 
nicht aufgelöften Bundes zufchreiten. Man fchlägt uns in der That nicht por, das Ei⸗ 
genthum des Bundes, unter feine Mitglieder zu vertheilen, denn dies würde die Auflöfung 
des Bundes vorausſetzen, man will vielmchr, daß biefes Eigenthum gemeinſam bleibe. 
Rah welchen Normen foll e8 verwaltet werden? Wir kennen keine, die von ber Ver⸗ 
faſſung des Bundes zu untericheiden wäre. Oder foll der Grundfag freier völkerrecht⸗ 
licher Vereinbarung auch Hier an die Stelle Der Bundes-Verfaffung treten? Davon 
würde die Folge jeyn, daß Einhelligfeit der Stimmen erforderlich wäre, um Befehle an 
die FeftungssBehörden oder an den Flotten⸗Commandanten zu ſenden. 

Sicherlih wird es weder ums, noch einer anderen Bundes⸗Regierung jemals in den 
Sinn kommen, Preußens Miteigenthum und Mitverfüigungsrecht an den Bundes⸗Objeec⸗ 
ten zu beftreiten, ober feinen bunbeögemäßen Befig irgendwie zu ſtören. Die K. Regie 
ung wolle vielmehr ſich überzeugt balten, daß wir heute, wie immer, dieſes gemelnfas 
men Beſitzes und freuen, und ihn nur nach forgfältiger zu bewahren wünfchen, feit er faſt 
das einzige Merkmal unferes focderativen Verbandes mit Preußen, dem wir unſererſeits 
gewiſſenhaft anhängen, geblieken ift. Aber fo vollftändig wir auch das Necht Preußens 
anerlennen, jo kann doch deſſeh Ausübung unftreitig nur in ſolchen Formen angefprochen 
werden, welche mit. den eben fo guten Rechte der übrigen Bundesglieder vereinbar find, und 
entiveder auf die organiſchen Geſetze des Bundes, oder auf befondere, giltige Willenshand⸗ 
lungen der Geſammtheit ſich gründen. Auf die Fortdauer der Bundes⸗Commiſſion, welche 
feit dem 1. M. d. 3. thatfächlich noch Abhülfe gewährte, hat Preußen keinen Anſpruch; 
Diefelbe befteht nur noch durch Zulaſſung Der übrigen Bundesgenoſſen, deren Recht am Bun⸗ 
des ⸗CEigenthum ganz baffelbe ift, wie. dasjenige Preußens, und an welche nicht die Zus 
mutbung geftellt werben kann, fich von ber Theilnahme an der gemeinfamen Verfügung 
und Verwaltung, auf unbeſtimmte Zeit nach dem Ermeffen Preußens, auszuſchließen. 

Wir find aus diefen Gründen der Anficht, Daß das unbeſtrittene Recht Preußens 
auf Mityverwaltung des Bundes⸗Eigenthums nicht auch das Recht in ſich begreife, außer⸗ 
halb der Verfaſſung des Bundes ausgeübt zu werden, und wir glauben hierbei, wie ich 
wohl hinzufügen darf, eine rechtmäßigere Stellung einzunehmen, als jene ift, von melcher 
aus’ die K. preußifche Regierung es über fi) gewonnen hat, den Vorwurf einer. Ujurpas 
tion gegen und audzuſprechen. | 

Auch befinden wir uns nicht in der Lage, den zu Brankfurt zu faffenden Beichlüffen 
über die Verwaltung des Bundeseigenthums, aljo über eine, wefentlich zur Competenz 
der wieder einzuberufenden Bundes = Verfammlung gehörige Angelegenheit, in irgend einer 
Weiſe vorzugreifen, indem wir dort nur eine Meinung zu äußern haben. 

Da mir aber auf die Erhaltung des guten inverftändniffes mit Preußen den höch⸗ 
ften Werth legen, und jeder zuläffigen Rückſicht auf vorhandene Schwierigkeiten bereit- 
willig Raum geben, wenn es gilt, einem auf biefes Biel ‚gerichteten Vorſchlage der K. 
Megierung ientgegenzulommen, fo haben wir uns durch unfere Rechtsanſicht nicht abhal- 
ten laſſen, zu erwägen, inmiefern der. von Preußen vorgefchlagene Ausweg den übrigen 
Bundes⸗Htegierungen, bei welchen derfelbe Wunfch der Verſtändigung vorausgeſetzt werben 
darf, von uns empfohlen werden könne. Das K. Cabinet erklaͤrt ſich demgemaͤß bereit, 
ſeine Stimme in Frankfurt dahin abzugeben, daß der Grundſatz des preußiſchen Vor⸗ 
ſchlages: 
„Die Verwaltung des Vundes⸗Eigenthums als einen, von der noch ſchwebenden 

Haupifrage über die politiihe Beftaltung des Suntoed, völlig geionderten Gegens 
ſtand zu betrachten.“ 
I, 1860. 7 


12, Wugefl. 12. 


von der Bundes⸗Verſammlung ale ein vorübergehendes Auskunftsmiltel angenommen 
merbe,. und zwar fo, Daß ganz in Die Abficht einzugehen wäre, die materielle Verwaltung 

des Bundes⸗CEigenthums in Gemeinfehaft mit den, in der Verſammlumg nicht verteetem 
- Regierungen möglich zu machen, ohne daß dadurch einem Theile in der Haupiſache end 
. vergeben mirde. 

Was dagegen die Modalitäten der Ausführung dieſes Grundſatzes anlangh jo te 
mögen wir uns theils aus den angeführten Gründen, theils aus Rückſichten anterer An 
zu einer Verlängerung der Thätigkeit der Bundes⸗Commiſſion nicht zu entſchließen. Wr 
müßten vielmehr unſeren Antrag dahin richten, daß die Bundes-Verfammlung, abgcha 
von ihrer früheren Praxis, für die geſammte Verwaltung des Bundes⸗Eigenthums einen ne 
nen Ausſchuß aus ihrer Mitte beftelle, mit welchem Tann die Bevollmächtigten der Reg 
rungen, die in der: Berfammlung nicht vertreten find, in näher zu werabredenden Fon 
zu einer interimiſtiſchen Verwaltungs⸗Commiſſion his auf · Weiteres zuſammen zu treten ii 
ten. Dieſe Eommiſſion würde in ihrem Bereiche ſelbſtſtändig zu verfügen haben, u 
es könnten ihr vorläufig die jetzt beſtehenden Abtheilungen für die Feſtungen, fir 
Marine und für Die Kaffen- Angelegenheiten, in allen die materielle Verwaltung set 
fenden Gefchäften, ımtergeordnet bleiben. Für die vorausſichtlich ſeltenen Fälle, in we 
"chen eine Cinigung zu Stande kommen: könnte, märe eine ausnahmsweiſe Form da li 
ſcheidung, nach dem, in ber Commiſſi ion ſich ergebenden Verhäftniffe der Negierungen) 


 . vereinbaren. 


Die K. preußiſche Regierung wird Teicht erkennen, daß dieles Anerbieten auf mm 

jo eingehenden Würdigung ihreß Vorſchlages beruht, als unſere Stellung fie irgend m 
geftattet. So bald Preußen, wie wir hoffen, feine Zuftimmung erteilt Haben wirt, m 
‘den wir und beeilen, mit den betreffenden Regierungen in. Benehmen zu treten, be 
im Falle ihrer Einwilligung die erforderlichen Beſchlüſſe zugleich mit der Reconſtium 
der Bundes-Verfammlung gefaßt, nnd jede Unterbrechung ‚der feither in Gemeinfht si 
Preußen aufgeübten Verwaltungsthätigfeit vermieden werde. 

Uebrigens können wir unfere Ucberzeugung nicht bergen, daß Das beabſi chtigte kö 


kunftsmittel, wenn auch im werfößnlichften Geifte gehandhabt, ſich dennoch ſehr sad 


unzureichend erweifen werde. Die Verwaltung des Bundes⸗-Eigenthums Tapt fg m 


. ber politifchen Verfügungsgewalt über daſſelbe und fiber die zu deffen Unterhalt ent 

derlichen Mittel nicht trennen, und wir brauchen nur auf den Einen Umſtand aufntth 
ſam zu machen, daß die Theilnahme an der materiellen Verwaltung des gemeinſnn 
Eigenthums nothwendig auch diejenige an den Leiſtungen vorausſetzt, welt dafit 1 
der Sefammtheit auf bundesmäßigem Wege verlangt iverden. 


Sch erfuche Ew., dem Heren Freiherrn von Schleinitz von dem Inhalie des gege 


wärtigen Erlaſſes buch Mittheilung einer Abſchrift Kenntniß zu geben. 


. Bilchen Hofe. - 

Ew. erhalten in der Anlage Abſchrift eine am Aten d. von dem K. preuf@ß 
Cabinet an den Grafen von Bernſtorff erlaffenen, und mir. von bemjelben mitgetheln 
Depeſche. 

Wir erfahren. durch dieſelbe, daß nach Anſicht des berliner Hofes: 
in Bolge ber: Erhöhung der urfprünglichen Stärke der. Bundess Gontingente auf je 


. Procente der Denölferung, und der Aufnahme. von Oſt⸗ und Weſt⸗Preußen und BER 


. Deutich=Bofen in das Bundesgebiet, der biöherige Verband. der Bundes: Armer⸗ bo Com! 
aufgelöft worden fey; obwohl beide Maßregeln nur auf die Stärke der ER 


Einfluß üben konnten, ohne.deren Verband im ‚Entfernteften zu berühren, bie die lehziere der 


ſelben aber noch überdies nur das preußiſche Contingent betreffen kann; 


dieſe von Preußen behaupiete Auflöfung bes Corps⸗Verbandes die früher Buden 


12. | Schreiben des k. öfterreichifchen Winifeppräfbenten an ben Gefandten beim pw 
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Kriegverfaffung außer Giltigkeit geiekt Habe, obwohl die Thatſachen, welche die Auf- 
löſung. herbeigeführt baben fellen, der Uebereinkunft ven: 30. September v. J. vorherges 
gangen find, durch die Preußen, fich verpflichtet hat, die Beſtimmung der Bundes⸗Kriegs⸗ 
verfaffung- Durch feine Commiſſäre handhaben Laffen zu wellen; 

die Verlegung der badiſchen Truppen nach Preußen, und die Beſetzung des Großher⸗ 
thums Baden durch preußifche Truppen, nichts ala eine Adminifttativ Maßregel, eine 
einfache Vertaufchung der Uehungspläge jey, obwohl man. nach allen bisherigen Begrif⸗ 
jen von Militair⸗ und Landess Hoheit, von Selbftftändigkeit und Unabhängigkeit eines 
Staates, der erwähnten Verfügung eine von der Auffaffungsweiie bes berliner Cabinets 
verſchiedene Deutung zu geben berechtigt iſt, und nach der audgefprochenen Leberzeugung 
der Stifter des Bundes. vom Jahre 1815, nur der Gefammtbund das Recht und die 
Pflicht Hat, im Kalle. anerlannten Bebürfniffes fo wichtige, das Geſammtwohl fo nahe 
berüsrende Maßregeln zu verfügen, als die in Rede ftehenden es find; 

die zwiſchen Preußen und Baden: geſchloſſene Militair⸗ Convention durchaus Guide 
rechtlich begründet ſey; 

die einzelnen Mitglieder der Bundesfeſtungs⸗Behörden fo ſtrenge als alleinige Bunz 
des⸗Organe zu betrachten ſeyen, das fie felbft in Fällen, wo fie, ohne. duch die Bundes: 
geſetze oder Weifungen der oberften Bundesbehörde gebunden zu feyn, nach: eigenem Er⸗ 
meflen zu entſcheiden berufen ‚find, ſich außer aller Beziehung zu den Höfen zu halten 
haben, von welchen fie zu den von ihmen bekleideten Poſten berufen worden; die Feſtungs⸗ 
behörden fich bei ihren Anordnungen lediglich durch das Intereſſe der Aufrechthaltung 
militairiſcher Ordnung und Sicherheit in den Feſtungen beſtimmen zu laſſen haben, ohne 
Erwãgungen politiſcher Natur irgend einen Einfluß auf ihre Entfchliegungen einzuräumen, 
obwohl es kaum möglich ift, diesfalls eine Grenzlinie zu ziehen, und, wie die tägliche 
Erfahrung lehrt, die : Behörden der Bundesfeftungen nur zu oft berufen find, höhere 
Rückſichten dee Politik in den Bereich ihrer Erwägungen zu ziehen, um der ihnen ges 
ſtellten Aufgabe ber Erhaltung militairiſchet Ordnung und Sicherheit entiprechen zu fünnen; 

der 8. 38. des mainzer Feſtungs⸗Reglements die Bedeutung habe, daß ein beabſi ich 
tigter Durchzug von Bundestruppen nur angezeigt zu werden brauche, obwohl ausdrück⸗ 
lich beftimmt iſt, daß ein ſolcher Durchzug nur mit Wiſſen nnd Willen des Feſtunge⸗ 
Gouvernements ſtattfinden koͤnne; 

es in dieſem Augenblicke fein Drgan gebe, melches berechtigt‘ ware, rechtliche Zweifel 
zu loſen; und dieſemnach Preußen nicht‘ verwehrt werden könne, dasjenige, was ſeiner 
Ueberzengung nach, als rechtlich begründet anzuſehen ſey, auch thatſachlich durchzuführen, 
obwohl nach allem biöherigen Begriffen und Regeln des Privat⸗ wie des Völkerrechts, 
im Wale augenblidlicher Unmöglichkeit einer Rechts⸗Entſcheidung, die. Ausübung eines 
angeſprochenen Rechtes aufzufihieben ift, bis die erhobenen Zweifel auf gefegliche Weiſe 
gelöft zu werden vermöchten. 

Wenn aber diefer Rechtsgrundſatz ſchon ein allgemeiner ift, um mie viel mehr ericheint 
deffen Anwendung geböten, wo Verträge vorliegen, . beren Unfrehthaltung nicht denkbar 
wäre, wollte man gegen jenen Grundſatz handeln. 

Bei den von dem preußifchen Cabinette aufgeftellten Behauptungen muß uns die zu⸗ 
letzt erwähnte nothwendigerweiſe beſtimmen, den von Preußen ſelbſt angedeuteten Weg zu 
betreten, um, in der nicht zu vereinbarenden Verſchiedenheit der beiderſeitigen Anſichten, 
eine auch von Preußen anzuerkennende Entſcheidung hervorzurufen. 

Wir nehmen das uns dargebotene Schiedsgericht an. Daſſelbe möge über bie: von 
dem berliner Hofe angeregten Bragen, welche wir in gegenwärtiger Depeſche auf ihre 
Subſtanz zurüdgeführt haben, erkennen. 

Wir werben unjererfeits die K. baieriſche Regierung erfuchen, als Mitglied dieſes 
Schiedsgerichts eintreten, und fich ohne Verzug mit der von Preußen zu bezeichnenden 
Regierung über: die Wahl des dritten Mitgliedes einiger zu: wollen, und zweifeln nicht, 
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daß das mrünchener Cabinet feine bundesfreundlichen Gefinnungen, wie bei jeder Geleger 
heit, fo auch bei der gegenwärtigen zu beihätigen gern bereit ſeyn werde. 

Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, daR, wenn auch Das einzuſetzende Schiche— 
gericht nach den, im 8. 6. der mit den 1. Mai d. J. erloſchenen Uebereinkunft um 


30. September v. J. enthaltenen Beſtimmungen zufanmmengefeßt wird, und bie du 


daffelbe zu enticheidenden ragen zu Verhandlungen in Beziehung flehen, welche in 
Schooße der gleichfalls nicht mehr in allgemein anerfannter und rechtlich begruͤndeter Bil: 
ſamkeit ftehenden Bundes⸗ Commiſſion eröffnet worden find, hieraus eben fo wenig im 
melche Wolgerungen auf eine längere oder erneuerte Geltung Der Webereinkunft vom I 
September, als auf die Rechtsmäßigkeit oder Nothwendigkeit eines ferneren Bela 
der Bundes⸗Commiſſion abgeleitet zır werben vermöchten. 

Nicht minder dinfte es ſich von ſelbſt verſtehen, daß vor erfolgter dhiebörichteride 
Entſcheidung, bezüglich Der von Preußen in ſeiner Depeſche vom Aten d. angerm, 
und in gegenwärtigen Erlaſſe aufgezählten Kragen, von Feiner Seite imd in Feiner ix 
einjeitig borangegangen, oder etwas verfügt und unternommen werben konne, tal m 


dieſen Fragen in Verbindung fteht. 


Wir hoffen, daß das K. preußiſche Cabinet aufrichtig die Hand dazır bieten m, 
damit der Weg, melden es ums felbft vorgefchlagen bat, zur Ausgleichung führe. 

Demgemäß müffen wir aber auch wünfchen, daß die gereizte Stimmung, melde i 
in den legten Mitteilungen des berliner Hofes kund giebt, einer ruhigen, beſomen 
und ımbefangenen Erwägung der Verhältniffe weichen möge. | 

Em. haben dem Freiherrn von Schleinig eine Abfcheift gegenwärtiger Depid,t 


. wie der bier mitfolgenden, die Beziehungen des dermaligen Vice⸗Gouverneurs da br 


desfeftung Mainz zu feinem Hofe betreffenden Denkfchrift mitzutheilen, und mir bie Ju 
hierauf zugehende Ermwiederung mit thunlichſter Befchleunigung zugeben zu macha 


Die in obiger Depefche angezogene Denkfchrift Tautet: 


Das Reglement der Bundesfeftung Mainz vom 27jten September 1832 heil 
die Bälle, in welchen da8 Feſtungs-Gouvernement bei dem nberften Bundes-Organ Ir 


zeige zu erſtatten, oder Weifungen einzuholen bat. (Vide $$. 16, 18, 19, 29, 


57, 88, 88, 95, 102, 120, 130, 132, 134, des Feſtungs⸗Reglements.) 
Außer biefen Bällen bat das Feſtungs⸗Gouvernement nach der Bundesgeichgkn 


im Allgemeinen und nach den bejonderen Vorjehriften des Feſtungs⸗Reglemenie, fein At 


zu Handeln. Wo aber beide nichts beſtimmen, iſt diefe Behörde unzweifelhaft bin 
* Erwägung der Umſtände und hierauf gegründeter Ueberzeugung ſelbſt zu entſcheda 
und vorzugehen. 

Der Durchzug von Bundestruppen durch die Bundesfeſtung Mainz und deren Kun 
gehört nicht zu den Fällen, in welchen von Seiten des Feſtungs⸗Gouvernementz ® 
Anzeige an bie oberfte Bundesbehörde zu erſtatten, ober deren Weiſung einzuhola i 
vielmehr verordnet der 8. 38. des Feſtungs⸗Reglements ausdrücklich, daß derlei derlei De 
züge nur mit Wiſſen und Willen des Gouverneurs und Weſtunge⸗ Commandanten ku 
finden können. 

Soll nun dieſe Beſtimmung irgend einen Sinn haben, ſo muß zugegeben konn 
daß das Weflungd- Gouvernement, deſſen Enticheidung die Frage, ob der Durchzug iM 
Truppen zu geflatten fey, vorbehalten ift, dieſe Entſcheidung auch wirklich nach eigen 
Grmeſſen treffe, und dieſelbe auch aufrecht erhalte, fo Lange fie nicht won ber obere 
Bundesbehörde abgeändert wird. 

Welche Momente ſollen aber bis dahin für die Mitglieder des Keftungs Gate 
ments maßgebend ſeyn? 

Die Bundebgefepgebung, und wenn dieſe nichts anordnet, bie pegleiu⸗ Anſich des 
GSeurerneurs und des Feſtungẽ⸗ Counnandanten. 
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Wie kann diefe Anficht getvonnen werden? 

Nur durch die Erwägung der Umftände, und der den Mitgliedern bed Feſtungs⸗ 
Sonvernementd bekannten Gefinnungen und Abſichten ihrer eigenen Regierungen. 

Das Feſtungs⸗Gouvernement ift zwar dein Bunde verpflichtet, und hat gelobt, feine 
Geſetze zu befolgen, und feinem Organe Gehorfam zu leiften. — Wenn aber dieje Ge: 
fee nichts verfügen, fondern die Entſcheidung dem Ermeflen des Gouvernements anheim⸗ 
ftellen, wird doch wohl Niemand bezweifeln wollen, daß der Gouverneur und Comman⸗ 
dant Mittheilungen von ihren Höfen, anzunehmen, und bei Feſtſtellung ihres perfönlichen 
Urtheiles fo lange zu berüdfichtigen haben werben, bis nicht cine Entſchließung der ober⸗ 
ſten Bundesbehoͤrde cine entgegengeſetzte Verfügung getroffen bat. 

Wir müflen auch ſehr bezweifeln, daß die k. preußifche Regierung den von ihr er- 
nannten Gouverneur oder Eommandanten einer Bundesfeſtung jemals als durchaus un⸗ 
abhängig von ihrem Ginfluffe erkannt, und demſelben geftattet habe, in Fällen, wo er 
feine Anſichten geltend zu machen in der Lage war, von jenen abzuweichen, welche ihm 
als die Anfichten feines Hofes bekannt gegeben wurden. 

Wenn nun der Durchzug von Truppen durch den mainzer Feſtungs⸗Rayon von ber 
Bewilligung bes Feſtungs⸗Gouvernements abhängt (v. $. 38. des Neglements) 

in allen Fällen, wo zwifchen dein Gouverneur und dem Commandanten Meinungs⸗ 
verſchiedenheit obmwaltet, Erſterer unbedingt zu entſcheiden bat (v. 88. 2. und 25. des 
Reglemente), 

alles, was von dem Gouverneur gilt, in deſſen Abweſenheit auch auf ben Vice⸗Gou⸗ 
vernene Anwendung findet (v. 8. 42 des Reglemente), 

die am 17. Suli getroffene Verfügung der proviforiichen Bundes⸗Central⸗Commiſſion 
ſich nur auf die zum Durchzuge angemeldet gemwejenen Abteilungen badifcher Truppen 
bezieht, und 

dem Vice⸗Gouverneur, F. M. 2. v. Mertens nicht verwehrt werden kann, fi uns 
tee den mehrerwähnten, und in der vorliegenden Angelegenheit zutreffenden Voraus⸗ 
feßungen, von den ihm bekannt gegebenen Gefinnungen feines Hofes beftimmen zu laſſen, 

muß es Lebterem auch unbenommen kleiben, dieſem k. Generale für künftige Fälle, 
auf welche die Verfügung ber Bundes⸗Commiſſion Feine Anwendung mehr findet, und 
der Vice⸗Gouverneur wieder in die volle Ausübung der ihm durch das Feſtungs⸗Regle⸗ 
ment eingeräumten Befugniffe tritt, Weiſungen über jein Verhalten zu ertheilen, welche 
mit der Bundes-Gefeßgebung und mit den Pflichten, Die %. M. &. v. Mertens gegen _ 
den Bund übernommen bat, nicht im Widerſpruche ſtehen. 

Indem die k. Regierung folge Weifungen erlaffen bat, machte fie unter ven obwal⸗ 
tenden Umſtaͤnden nur von einem ihr zuſtehenden Rechte Gebrauch, und hat weder eines 
Bundesgenoffen Rechte, noch die Bundes⸗Verfaſſung und Gefeßgebung verlegt, denn %. 
M. L. v. Mertens ift blos angaviefen worden, feine Befugniſſe geltend zu machen, 
die Erlaubniß zu ferneren Truppendurchzügen zu verweigern, und ſein Verbot aufrecht zu 
erhalten, ſo lange daſſelbe nicht durch einen giltigen Bundesbeſchluß aufge— 
hoben werden würde. 

Daß das Reglement der Bundesfeſtung Mainz noch zu Necht beſtehe, wird Niemand 
in Abrede fiellen können. 

Daß noch die am 20. December v. 3. ind Leben getretene Bundes⸗Commiſſion ver- 
pflichtet worden fey, ihr Amt nach den Vorſchriften der Bundes⸗Geſetzgebung, und insbe⸗ 
fondere nach Jenen der Bundes⸗-Verfaſſung zu verwalten, beurkundet die unzweifelhafte 
Anerlennung. der vollen Giltigkeit diefer Geſetze von. Seite aller Bundesgenoſſen, und 
namentlich von Seiten Preußens, welches die Liebereinfunft von 30. September v. S. 
mit Deſterreich abgefchloffen Bat. 

SR aber dies der Ball, dann dürfte wohl kaum eine rechtlich begründete Cinwendung 
gegen das von dem Vice⸗-Gouverneur 8. M. 2. v. Mertens im Geiſte her. ihn von 
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feinem Hofe zugegangenen Weifungen einzubaltende: Benehmen, und fomit auch nit 
gegen die Ertheilung diefer Weifung felbit, erhoben zu werden’ vermögen. | 
Beide find im vollen Einflange mit der Bundes⸗Geſetzgebung. i 

Daß dem fo ſey, erhellt nicht nur aus Vorſtehendem, fondern auch aus der Faſſun 

des von dem jeweiligen Vice-Gouverneur .der Bundesfeftung Mainz zu leiftenden Ei, 

Durch denfelben gelobt er: | Ä | 
| „Dieſes Amt allein im Sntereffe des Bundes und zu deifen Vertheidigung führe, 
„das vom Bunde für die Feftung angeordnete Reglement getreulid ke 
„obachten, auch allen Anweiſungen des Bundes, welche derſelbe entwerer durd 
„Die Bunded-Berfammlung, oder Durch Die Kejondere zur Berückſichtigung und Leit 
„der Buntesfeftungs= Angelegenheiten von ihr erwählte Behörde ertheilen wird, jeder 
„zeit pünetlich Folge leiften, und fich weder durch irgend eine Rüdiift 
„noch durch ein Verhältniß, namentlich zu einem einzelnen Bırmdeölu 
„Davon abhalten lafien zu wollen!” 

Iſt aber in dem gegebenen Falle dem Viee-Gouverneur F. M. 2. v. Merin 
von der k. Regierung zugemuthet worden, dad Weftungd-Meglement zu werlegen, well 
die Entfcheidung von den Willen des Feſtungs-Gouvernements abhängig mad, Mt 
gegen die Befehle der Bundes-Commiffion zu handeln, deren Geboten F. M. L. v. Ir: 
- tens im Gegentheile Folge zu leiften angewiefen worden ift?: | 
| Daß aber der Vice-Gouverneur, trotz des Commiſſions⸗Beſchluſſes vom 17. Juli br 

der ihm zuftehenden Befugniſſe berechtigt ſey, die Erlaubniß zu weiteren Durhia 
badifcher Truppen zu verweigern, und es zur Befeitigung feines Verbotes einer na 
Weiſung der Bundess Commiffton bedürfen würde, geht aus dem Umſtande herr, 3 
die Weifung, welche diefe Behörde am 17. Juli erließ, fih nur auf die mie 
eſt inz 8⸗Gouvernement angemeldeten Bataillone bezog. oo 
Das badifche Kriegaminifterium hatte mit dem, erſt am 16. Suli, nachdem Mat 
Truppen⸗Transport bereitd durch Mainz paſſirt war, an das Feſtungs⸗ Game 
gelangten Schreiben vom 13ten, die Durchzugsbewilligung für zwei Bataillone ur 
geſucht. n 

Dieſes Schreiben lag der Bundes⸗Commiſſion bei ihrer am 17. Juli Statt gefahen 
Verhandlung vor, und mit ausbrülicher, in dem Sitzungs⸗Protokolle enthalten % 
zugnahme auf Dad in demfelben geftellte Unfuchen verfügte fie: „daß jenem Ind: 
‚ zuge kein Hindernig entgegenzuftellen ſey.“ = | 
Ebenſo Mar geht die Bedeutung des Commiſſions⸗Beſchluſſes aus dem Erlaſſe an M 
Feſtungs⸗Gouvernement hervor, durch welchen demſelben befannt gegeben til: Mn | 
vom badiſchen Kriegg- Minifterinm angefuchten Durchzuge badiſcher Truppen fin de 
derniß enigegenzuftellen ſey.“ | J 
Es iſt aber nur für zwei Bataillone die Bewilligung zum Durchzuge angeſucte 
worden. V 
Dhne gezwungene Auslegung vermöchte dieſer Beſchluß um fo weniger auf alle 8 
lichen künftigen Durchzüge babifcher Truppen ausgedehnt zu werden, als derſelbe WP 
nem letzten Satze, noch überdies die Unordnung enthält: „dieſe Angelegenheit zur we 
niß der hoben Regierungen von Defterreih und Preußen zu bringen,” maß auch Di 
telft eigenen und fürmlichen Protokoll⸗Auszuges gefchehen tt, wie Die jebed Dr M 
Ball zu ſeyn pflegte, wo bei den beiden Höfen weitere Entſcheidung, durch Mereinbarnt 
‚unter denfelben, vorbehalten wurde. 0 BEE 
1 - Unter ſolchen Umſtänden Eonnte Daher der Vice-Gouvernan von Seiten ſeiner Hr 

gierung auf die Wichtigkeit und Bedeutung der vorliegenden Frage, und auf die he 
durch dad Bundes⸗Reglement zugeftandenen Befugniffe aufmerkſam gemacht werden. | 

Da übrigens gegen den Inhalt diefer „Weiſungen“ nichts eingewendet zu erden WE | 
mag, und die k. Regierung in der Sache vollkommen in ihrem Rechte-if, bin #9 


| 
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biefelbe gewiß gerne bereit finden laſſen, das Wort preiszugeben, und für die Belchrungen, 
welche fie dem Vice⸗Gouverneur F. Di. 2. v. Mertend ertheilt Hat, jede beliebige Be⸗ 
nennung, weldhe ihren Bundesgenoſſen minder anftößig feyn dürfte, anzunehmen. 

2.| Das Berliner Schwurgericht erffärt ‚zwei Mitglieder ber vormaligen preußifchen Nas 


tional- Berfammlung, welche ben berüchtigten Steuer⸗Verweigerungs⸗Beſchluß und 
bie darauf bezuͤgliche Proclamation verbreitet, für nicht ſchuldig. 


3. Der K. preußiſche Miniſter ber auswaͤrtigen Angelegenheiten an die Geſandiſchaft 
zu London. 

Der K. großbritanniſche Geſchaͤftsträger, Herr Howard, hat mir eine Depeſche des 
Staatsſecretärs für Die auswärtigen "Angelegenheiten mitgetheilt, wovon ich Abfchrift bei⸗ 
lege. *) Ew. wollen aus derſelben erfehen, daß der K. großbritanniſche Stantsfecretair 

den Wunfch. ausdrüdt, die K. Regierung wolle mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mit- 
teln auf Die Statthalterfchaft im Herzogthum Holftein einwirken, um diefelbe zur Einſtel⸗ 
lung der Feindſeligkeiten zu vermögen, welche er als eine Verlekung de3 Vertrags vom 
2. Zuli d. J. bezeichnet. Die K. Regierung läßt dem angelegentlichen Wunſche des 
K. großbritannifchen Staatsfeeretärs, dag dem Blutvergießen ein Ende gemacht, und der 
Friede auch in den Herzogthilinern bergeftellt werde, gern und in vollem Maße Gerech- 
tigkeit widerfahren; und fie theilt diefen Wunfch aufrichtig, wie ſie dem diefe Geſinnung 
vielfach zur Senüge auch durch die That: bewährt Hat. Sie muß aber zunächft darauf 
hinweiſen, daß fie Feine andern Mittel befigt, ihren Einfluß geltend. zu machen als die 
Ertheilung ihres Raths nach beiden Seiten bin, da ihr Feine Befugniffe anderweitiger 
Einwirkung auf die vom Bund in Holſtein eingefegte Regierung zuftehen. Sie würde 
fein Recht haben, namentlich vor erfolgter Ralifiention des Friedens durch den -deutfchen 
Bund, die Statthalterfchaft für die Verlegung beffelben verantwortlich zu machen; und 
auch nach erfolgter Ratification würde dies immer nur im Namen und fpeciellen Auftrage 
de8 Bundes gefchehen können. Daß eine ſolche Matification bis jet nicht erfolgt iſt, 
bedauert die K. Regierung auftichtig; fie darf aber vorausfegen, dag e8 dem K. großbri- 
tannifchen Staatsſeeretär nicht unbekannt fey, wie die Schwierigkeiten, welche ſich derſelben 
Bis jet entgegengeftellt haben, nicht von Preußen, fondern vielmehr von ganz andern 
Seiten; und aus ber Sache ſelbſt fernliegenden Gründen ausgegangen find, wie Preußen 
vielmehr Alles, was in feiner Macht geftanden, gethan bat, um mit eigener Selbſtver⸗ 
leugnung diefelben aus :dem Wege zu räumen. Die 8. Regierung würde demnach zu 
einem thatjächlichen Einfchreiten in Holftein nicht berechtigt feyn, felbft wenn fie eine Even: 
tualität ins Ange faffen wollte, deren Durchführung gegen den, durch eine Armee von 
mehr ald 30,000 Mann unterſtützten Willen der Herzogthiimer, die Aufftelung eines Ar⸗ 
meecorps von entſprechender Stärke erfordern würde — eine Anmuthung, welche ber K. 
großbritanniſche Staatsfecretär fehwerlih an Preußen zu ſtellen gemeint ſeyn kann. Je⸗ 
denfalls aber muß ſie eine jede, angeblich aus dem Friedenstractat für Preußen: herzulei⸗ 
tende Verpflichtung zu einem Ginjchreiten in den Herzogthümern, auf das Entiehiedenfte 
ablehnen. Der einfache Einbli in den Traetat beweift, Daß Preußen .eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung niemals übernommen hat. Die in der Depefche Lord Palmerſtons enthaltene 
Bezugnahme auf jenen Tractat Hat uns daher nicht wenig überraſchen müffen, da es nie⸗ 
manden befler als der vermittelnden Macht bekannt feyn kann, daß der einfache Friedens⸗ 
ſchluß von beiden Seiten auöbrüdlih in der Abficht angenommen ift, den Greigniffen 
freien Lauf zu laſſen, und die Anögleichung zwiſchen den Herzogthümern und ihren Lanz 
desheren beiden Theilen felbft, mit ausdrücklicher Ruͤckſicht auf die Eventiralität einer Ent⸗ 
ſcheidung dich Waffengewalt, anheimzuftellen. Preußen würde daher recht eigentlich 
feinen Verpflichtungen untreu werden, wenn eB eine active Einmiſchung nach irgend einer 
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Seite Yin beabſichtigte. Dieje Auffaſſung, welche ſich amd dem Werilamt des Traun 
unzweijelhaft ergiekt, ijt entichieten auch Die des andern Patiscenten, indem von Din 
mark fein Schritt geichehen ift, Der auch nur im entferniehlen Zara; Gimdentehe, Taf 
Preußen für verpflichtet hält, fich einer Wiederaumahme ter Feindjeligkeiten von Exie 
der holſteiniſchen Armee thatjächlich zu witeriegen. Die K. Regienmg muß die mim 
Maßregeln letiglich Tem deutſchen Bunte überlaſſen, deſſen Wirkſamkeit, ter Ratın ia 
Tinge ſewohl als tem Friedensvertrage gemäß, einzutreten bat, ſobald feine Rechte cr 
Pflichten durch Die Ereigniſſe berührt werden; eine "tage, welche die K. Regiermg näl 
präjubiciren kann, jontern über welche fie tem deutichen Bund ſelbſt Die Cuiſcheiung 
vorbehalten muß. Ew. wollen tem K. großbritannighen Staatsſecretär Tiefen Elnt 
punkt Der K. Regierung, unter Borlejung ter gegenwärtigen Depeſche, offen Lara, 
und demſelben im Uebrigen verfichern, wie ſehr die K. Regierung den Wunſch nad me 
friedlichen Beilegung des Streites nicht nur theilt, jentern auch bemüht iſt, demide 
durch alle ihr möglichen Mittel verjöhnlicher Einwirkung auf beide Theile, Geltuy; 
verichaffen. 

13. | Landtags⸗Abſchied für das Fürftenthum Lippe-Detmold. Die Regierung findet it 
durch formelle und materielle Gründe veranlagt, dem vom Landtage beankaj 
Verfaffungs: Entwurf ihre Zuftimmung ganz entfchieden zu verfagen. 


14. | Weifung des Zürften Schwarzenberg an den K. öfterreichijchen Geſandten zu Bern 
Die legten, zwiſchen den Eabinetten von Wien und Berlin gepflogenen Unterhandlu 
haben und zu der Ueberzeugung geführt, daß es unter ben obwaltenden Umſtaͤnden un 
läßlich geworden fen, die mit dem 12. Suli 1848 außer Wirkſamkeit getretene Tui 
Verſammlung wieder zur vollen Ausübung der ihr bundes⸗verfaſſungsmäßig zukommt 
Mechte und obliegenden Verpflichtungen zu berufen, und diejelbe in Thätigkeit zu aha 
bis eine auf gefegmäßigen Wege erzielte Revifion ber Bundes⸗Verfafſung ein ander Wi 
bendes Organ des Willens und Handelns des Bundes an ihre Stelle geſetzt hab 
Wir glaubten und verpflichtet, dieſe unfere Meberzeugumg vor Allem jenen mi 
Bundesgenoſſen mitzutheilen, welche fich dem von dem SKaiferlichen Eabinette bithe bo 
folgten Gange angeſchloſſen hatten. | 
Wir haben dies durch die hier im Aubuge mitfolgende Circular⸗Depeſche vom 19. ‚pi 
gethan. | 
Diefe enthält die Ausführung der unfere Ueberzengung beſtimmenden Gründe, die! 
ſämmtlichen in der außerordentlichen Bundes⸗Plenar⸗Verſammlung vertretenen Regime 
gen vollkommen gewürdigt worden find, und dieſelben bewogen haben, es dem K. TE 
ſidialhofe anheimzuſtellen, die Einberufung der Bundes⸗ Verſammlung vorzunehmen, 
wie Ew. aus den hier mitfolgenden Abdrücken der Protokolle erſehen werden, welche in 
die am 7. und 8. d. M. im Schooße der auferorbentlichen Plenar⸗ Verſammlung I 
gebabten Verhandlungen aufgenommen worden find. | 
Seftügt auf die zwiſchen den Anſichten jener Bundeögenoffen und der nuſeren MP 
hende wolle Uebereinftimmung, laſſen wir heute eine an fämmtliche Mitglieder des Yan 
gerichtete Einladung ergeben, fich an der auf den 4. September anberaumten Bit 
Öffnung der Verhandlungen der Bundes: Verjammlung zu beiheiligen. 91 
Ew. werden beauftragt, dieſe Einladung im Namen des K. Hofes und in förnlihn 
Weiſe an die K. preußiſche Regierung zu richten, und die verteanenänolle Ertwartund 
außzufprechen, daß fie berfelben, in Erwägung der von und zur Begrünung unfe 
Schrittes geltend gemachten Rückſichten, entfprechen werde. J 
Der Einfluß, welchen Preußen in Deutſchland zu üben berufen iſt und auch mir | 
üßt, tft groß, um fo größer aber auch feine Verantworilichkeit für das, was es chut ede 
unterläßt. 
Sein Einfluß wird daher swefentlich dazu beitragen, Deuiſchlands kuͤnſtige Sr 
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deſſen innere Zuftänbe, wie deſſen Stellung im enropäffhen Staatenfufteme zu beftimmen, 
aber auch zugleich geeignet ſeyn, Preußen einen ınmergänglichen Ruhm zu bereiten, wenn 
es feinen Ginfluß zu Deutſchlands wahren Wohle benukt, oder daB flrenge Urtheil der 
Geſchichte heraudzufordern, wenn es fich, gegen Verhoffen, über die ſchöne und lohnende 
Aufgabe taͤuſchen follte, welche bie Vorſehung ihm beſchieden hat. 

Die K. Regierung wolle mit ſich ernſtlich zu Rathe gehen. Noch liegt die freie Wahl 
in ihrer Hand, denn noch Kat fle nicht ihr letztes Wort gefprochen. 

Möge dieſes das volle und thatfächliche Feſthalten an dem Boden der Verträge vers 
finden, umd ſonach unſer gemeinfhaftliches Loſungswort werden. Iſt aber dies der Fall, 
dann wird Deutſchlands ungetheiltes Vertrauen uns umgeben und die Macht, die wir 
zu deſſen Bellen anwenden, verdoppeln. 

Em. wollen ber K. Regierung kei Gelegenheit der an diefelbe zu richtenden Einladung 
Abſchrift gegenwärtiger Depeiche und ihrer Beilagen überreichen, ımter welchen auch die 
hier angefchloffene Abſchrift ter bereits für den Grafen, von Thm audgefertigten Voll: 
machten gehört. 


Kaiſerlich öſterreichiſches Eircular-Schreiben an bie Sefanbten bei den in ber außer: 


ordentlichen BlenarsBerfammlung nicht vertretenen beutfchen Regierungen. 


Mit feiner dm 36. April d. J. an ſämmtliche Genoſſen des deutfchen Bundes erlaf- 
fenen Cireular⸗Depeſche Hat der K. Hof, unter getreuer Darftellung der ihn zu dieſem 
Schritte beſtimmenden Berhältniffe, und mit Berufung auf die Artikel 5. und 7. der 
deutſchen Bundesacte, den Artikel 4. der Wiener Schlußacte und Die Artikel 57. und 58. 
der Wiener Eongreßacte, die Einladung zu einer außerordentlichen Bundes⸗Verſammlung 
ergehen laſſen, um durch die im Schooße derfelben zu pflegenden Verhandlungen zu der 
fo nothwendig gewordenen Einfekung eines neuen proviſoriſchen Gentralorganed, und zur 
Eröffnung der Wege für Die, alfjeitig als ein Bedürfniß anerkannte, Reviflon der Bundes⸗ 
Verfaſſung, zu gelangen. Eine Anzahl Bundesgenoſſen hat unferer Einladung entiprochen, 
während die Uebrigen aus formellen Gründen diesfalls Anftand nehmen zu follen glaubten. 
Durch dieſen Umftand mußte die Löfung der Aufgaben, welche der zu Frankfurt zufams 
mengefretenen Plenar-Berfammlung geftellt waren, mefentlich erſchwert werden. Der K. 
Hof Hat demnach Im Intereſſe Der GSefammtheit nichts unverfucht Jelaffen, um die Mögs 


lichkeit zu finden, die ſich darkietenden Schwierigkeiten zu befeitigen, und ſoweit dies nicht 


thunlich war, diefelben zur umgehen. Won feinem redlichen Streben, wie von deffen Er⸗ 


fplglofigkeit, giebt die hier in Abfchrift mütfolgende Circular-Depefihe vom 10. v. M. 


Zeugniß, durch welche er die zu Frankfurt vertretenen Bundesgenoſſen von den zwiſchen 
ben Eabinetten von Wien und Berlin flattgehabten Unterhandlungen in Kenntniß gefegt 
Bat. Die Ueberzeugung, daß die Einfprache, welche von einigen Bundeögenoffen gegen 
eine, ohne ihre Mitwirkung ftattfindende Bildung eines neuen proviforiichen Bundesorgans 
erhoben worden ift, nicht auch gegen die, für eine bedingte Dauer erfolgende, Wieder⸗ 
einberufung ber grundgefetzlich als das beftändige und verfaffungsmäßige Organ des Wil⸗ 
lens und Handelns des Bundes erklärten Bundes⸗Verſammlung, geltend gemacht zu werben 
vermöchie, bat die K. Regierung die Zweckmäßigkeit und die Notwendigkeit erkennen 
laffen, die Reactivirung dieſer urfprünglichen Bundes Behörde zu bewirken. Da fie «8 
jedoch für angemeffen erachten mußte, vwoterft die Anfichten jener Regierungen zu ver 
nehmen, weiche fih an bem, von dem K. Hofe bisher befolgten Gange betheiligt Hatten, 
find dieſelben durch bie Hier abfchriftlich initfolgende Cireular⸗Depeſche vom 19. v. M. 
von. feiner Abſicht und den Beweggrunden berfelben in Kenntniß gefeßt worden. Die 
beiden gleichfalls Hier anruhenden Protokolle, meldge über die am 7. und 8. d. M. in 
der anftrordentfichen Plenar⸗Verſammlung ftattgefundenen Verhandlungen aufgenommen 
worden find, beurkunden bie vollkommene Mebereinftimmung der Anfichten der in dieſer 
Verſannnlung vertretenen Negierungen mit jenen des K. Eabinets, und ben Wunſch, daß 
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| der Präſidialhof bie geeigneten Einladungen vornehmen möge. Die wichtigen, ja m 
ſcheidenden Rückſichten, welche für diefen Schritt fprechen, welche ihn als ein unabmel 
‚ liches Gebot der Nothiwendigkeit erkennen laſſen, find fo ausführlich, fo übereuget ı 


| . unſerer Cireular⸗Depeſche vom 19. v. M., in dem Vortrage, welchen der K. Präſdi 





Gefantte in der Sitzung vom 7. d. M. erftattet hat, und in den motivirten Erflärge 
der übrigen in dieſer Sigung anweſenden Bevollmächtigten geltend gemacht werben, W 
wir uns wohl enthalten können, Hier noch einmal darauf zurückzukommen. ur ka 
wollen wir Jene unſerer Bundesgenoſſen, welche unfere Ueberzeugungen bisher niqt y 
theilt haben, ud denſelben beizupflichten auch jetzt noch zögern ſollten, noch aufmerhu— 
machen: daß der Beſtand des Bundes in Frage geſtellt, ja vielleicht ſelbſt die Aufl 
dieſes fir die Erhaltung des politiichen Gleichgewichts und des Friedens fo vwidtm 
Vereins herbeigeführt werden wird, wenn man bei der durch die Erfahrung ein 
Unmöglichkeit, ein die Exiſtenz des Bundes bis zu feinen geſetzlichen Neugeftaltung hin 
des Drgan zu fchaffen, noch länger zögern wollte, zu dem Entſchluß zu fehreiten, win 
die Notwendigkeit zu faſſen gebietet, und die Umftände ald des allein geieglihen 
praftifh möglichen erkennen laſſen; daß die Bundes-Verträge den im Bunde tem 
Staaten die weſentlichſte Bürgfchaft für Die Wahrung ihrer Unabhängigkeit und Sit 
ftändigkeit bieten, amd es daher in ihrem Intereſſe Liegt, dieſe Verträge aufrecht zu lm 
um fih auf diefelben ſtützen zu können; daß Deutfchlandg. gegenwärtige Zerrüttung m 
bie ſchweren Wunden, welche feinem durch einen SBjährigen Frieden gegründelen Ib 
ftande gefchlagen worden find, und an denen es verblusen muß, wenn biefelben mil 
geheilt. werden, vor Allem dem Mangel au Einigkeit, und ciner Diefelbe vermitlis 
wirkſamen Bundes⸗Behörde zugefchtieben werden müſſen; daß die Befriedigung did 
dürfniffes Ordnung, Sicherheit und Vertrauen wiederherftellen wird, mit dieſen air k 
Wohlſtand ſich neuerdings heben, und die durch ihn geweckte Hoffnung auf cin Mit 
Zukunft den Wunfch erzeugen wird, in der verfühnenden Ausgleichung der bihanı ® 
genfäge eine Bürgfchaft für die Verwirklichung der gehegten Hoffnungen zu füge W 
Deutichlands Ehre auf dem Spiele ftcht, wenn e8 noch länger dem Auslande dai hir 
genswerthe Schanfpiel darbietet, daß, nach zweijährigem Streben nach größerer Gais; 
bie Spaltungen immer empfindlicher werten, und das Band, welches noch fefler gehe 
‚gen werden follte, fih am Ende wöllig auflöft; Daß gegen die Wiebereinkerufung MW 
faffungsmäßigen Bundesorgang nur formelle Bedenken, hinfichtlich der Anwendung rnit 
Beſtimmungen der offenbar noch in voller Rechtskraft beftehenden Bundes Verträge, 1 ® 
heben verſucht werden, es aber Iediglich won dem freien Willen jedes Bunbeägeanfin # 
hängt, den formellen Anftand, welchen er durch feine Zuſtimmung zu dem am 12 3 
1848 gefaßten Beſchluſſe geichaffen zu haben glaubt, ſelbſt wieder aufzuheben. Bir 
feln nicht, daß diefe gewichtigen Rückſichten veiflich und alljeitig werden erwogen ın P 
würdigt werden. In biefer Hoffnung laſſen wir heute an ſämmtliche Genoffen 4 
Bundes, unter Erneuerung der feierlichen Zufage, die wir in. unfezer Circular⸗ 
vom 19. v. M. binfichtlich der Unfichten ertheilt Haben, melde dieſem Cefeitt ⸗ 
. Grunde Liegen, die fürmliche Einladımg ergeben, ſich durch ihre Bevollmächtiglen a" 
ernenerten Zhätigkeit der von dem K. Hofe hiermit wieder einberufenen Bundes⸗Verc⸗ 
lung, deren Zuſammentritt auf den 1. k. M. anberaumt wird, zu betheiligen. or 
baben demnach die — Regierung, bei welcher Sie beglanbigt find, im, Namen he 
Pröfidiel-Hofes zur Theilnahme an den am 1. September d. J. zu exöffneuden Brfe 


.. Jungen der Bundes-Verfommlung einzuladen, derfelben eine Abſchrift gegenwärtige | 
peſche zu überreichen, und dabei die vertrauensvolle Erwartung auszudrücken baf fie — 
ſelben entſprechen werde. In der Anlage erhalten Ew. zugleich eine Abſchrift ba! 


‚ben Heren Grafen v. Thum bereits auögefertigten Vollmachten, welche ben ührigen ru 
J zutheilenden Schriftſtücken beizulegen iſt. on 


15.—18. Auguſt. 1, — 18. * 


>. | Beer wegen hochverrätherifcher Verbindungen Angeklagte werben von ben Berliner 
Schwurgericht freigeſprochen. 

3.Inthroniſation des Cardinal Fuͤrſten Friedrich zu Edvaremem als Erzbiſchof 

von Prag. 

b. | Einundzwanzig Mitglieder des akademiſchen Senats zu Leipzig werden in dieſer Ei⸗ 
genſchaft vom Cultus⸗Miniſterium ſuspendirt, weil fie ſich geweigert, dem gewählten 
Landtags⸗Abgeordneten eine Vollmacht auszuſtellen. 

8.Denkſchrift des General v. Radowitz über bie Union und deren Auftechterhaltung. 

Die Frage üͤber das Verhalten Preußens zu der Unions-Verfaſſung iſt gegenwärtig 
in erfte Linie getreten. Ich habe meinerfeits nicht in Abrede geftellt: 

daß die Verfaffung vom 28. Mai 1849, wenn fie jeßt definitiv ins Leben träte, 
derjenigen Modificationen bedürfe, welche aus dein verringerten Umfange der Union 
erwachſen. 
Ich habe ferner hervorgehoben: 
daß es nothwendig ſey, einen richtigen, durch den geſammten Gang der deutſchen 
Angelegenheiten bedingten Zeitpunet zu wählen, um den Uebergang aus dem 
jetzigen proviſoriſchen Zuſtande in die definitive Geſtaltung der Union zu bewirken. 
Bis jegt durfte ich vorausſetzen, daß dieſe Grundanſicht die allſeitige Billigung für ſich 
habe. Seit Kurzem iſt dieſem jedoch die Auffaſſung entgegengetreten: 
daß die Unions-Verfaſſung, inſofern fie einen deutſchen Bundesſtaat mit parla⸗ 
mentariſcher Regierung darſtelle, an und für ſich bedenklich, und inöbejondere für 
. Breußen nachtheilig jey. 

Diefe Anſicht tft nicht neu; eine bekannte politiſche Partei in unſerem Lande hat ſie 
ſeit mehr als Jahresfriſt unabläſſig ausgeſprochen, und in dieſem Sinne raſtlos gewirkt. 
Die k. Regierung Hingegen ſtand einer ſolchen Auffafſſung entſchieden fern; alle ihre 
Handlungen, von den erſten Verhandlungen mit den Deutjchen Regierungen an, durch die 
lange Reihe der Erklärungen in den Preußifchen Kammern und den Grfurter Parlamente 
hindurch, bis zu den Aeußerungen in dem Fürſten⸗Congreſſe, legen Zeugniß ab, wie die 
Preußiſche Megierung ihre Stellung zu diefer großen Frage aufgefaßt hat. Wenn daher 
gegenwaͤrtig die entgegengejegte Anſicht hervorgetreten iſt, jo kann es fich nicht mehr 
darum handeln, mas bon bem früheren Standpuncte aus zu geichehen babe, jondern um 
eine durchgreifende Aenderung in Der geſammten Politit Preußens in der deutſchen Frage 
überhaupt. Weber eine forglame Abwägung der durch den jeßigen Umfang, der Union 
geforderten Modificationen der Verfaſſung, noch die Unterfuchung über den richtigen Mo⸗ 
ment und den ordnungemäßigen Weg bierzu, fteht Daun noch in Frage, fondern man 
wuͤrde mit Recht werlangen, dag die jchäbliche und gefahrdrohende Verfaſſung in kürzefter 
Friſt und auf dem nächiten Wege aufgehoben werde. Seit anderthalb Jahren wurde 
von mir gefardert, daß ich in der deutſchen Ungelegenheit meine Ueberzeugung und die 
hieraus fließenden Folgerungen ſtets unumwunden darlege; ich werde daher deſe Pflicht 
auch in dem gegenwärtigen Augenblicke zu erfüllen haben. 

Die Anſicht, daß die Unions⸗Verfaſſung nom 28. Mei 1840 an und für fih ver⸗ 
merflich, und indbeiondere für Preußen nachtheilig ſey, kann ich in keiner Weiſe als rich- 
tig anerkennen. Ohne in Ginzeluheiten einzugehen, geftntte ich mir,: an die. Grundgedanken 
zu: erinnern, vom welchen bie k. Regierung auf ihrem bisherigen Wege geleitet worden 
iſt. Es iſt eben fo hehere Pflicht als politiſches Gebot, daß Deutſchland ans feinem 
zerriſſenen Zuſtande Heraus zu einem wahrhaften nationalen Gemeinweſen geführt werde. 
Die hierauf gerichteten Forderungen der Nation, wie piel Verkehries und Unmögliches 
fih auch damit vermiſcht haben möge, ſind gerecht, und es iſt Pflicht der deutſchen Re⸗ 
gierungen, fie zu erfüllen. Daſſelbe wird auch von jeder politiſchen Auffaſſung geboten, 
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die fich über das gewoͤhnliche Tagewerk erhebt. Der Aufruhr kanm und muß durch mes 
terielle Gewalt niedergemorfen werden, die Revolukion aber wird nicht durch Bayer 
und Kanonen geendet, fondern nur durch gerechte und heilſame Inſtitutionen. Die Ic 
gabe, die hier vorliegt, kann nicht durch die Ummandlung des biöherigen ungenügenda 
Staatenbundes in einen Einheitäftaat gelöft werden; ein ſolches Beginnen märe rehtin 
drig, und es ift unmöglich. Daher Bleibt nur tie Form des Bıunbesftaats, eine peliih 
Verbindung, in welcher jedes Glied Opfer an feiner Unabhängigkeit zu bringen kat, a 
nur fo viel, als wirklich erforderlich it, um eine wahre Centralgewalt zu fchaifen. 

Die Miſſion, diefe allen Gliedern beilfame Umwandlung im rechtlichen Wege zu Is 
wirken, ift Preußen zu heil geworden, und hiermit zugleich die Aufgabe, den denke 
Bundesſtaat innerhalb des biöherigen nölferrechtlichen Bundes fo zu ordnen, daß Drie 
reich feine Stelle in letzterem unverkürzt erhalten werke. Daß die von Deutihlai 
Wohl geforderte Bildung des Bundesſtaates für Preußen nachtheilig ſeyn wünde, Im 
ich von meinem Standpunet aud mer durchaus verneinen. Was Dentfchland wahl 
heilfam ift, Tann und wird Preußen nie ſchädlich ſeyn; von dieſer untrennbaren, übn i 
Einzelnheiten hinausragenden Ueberzeugung geht allerdings die politifche Linie aus, mir 
bisher befolgt worden. | 

Aber auch die Einwürfe, welche fich unmittelbar an den Verfaſſungs-Entwurf ven 8 
Mai Inüpfen, erfcheinen mir unhaltbar. Nicht ala wenn hierin nicht noch wel y 
wünſchen bleibe, damit der Bundesſtaat an Haupt und Gliedern nach Innen md Br 
in voller Kraft beftehe; aber die Grundlagen, das Verhälniß der großen Ganalta !r 
Bundesftaatd unter einander und zu Dem Gentrum, werden durch dieſe, auf fernerm Ip 
len Wegen zu erfirebenden Verbeſſerungen nicht berührt. Was insbeſondere die wir 
mentarijche Regierung betrifft, fo ift fie für jeden Bundesſtaat ſchlechthin unentichid: 
fie ift es doppelt fire einen ſolchen, der aus monarchiſchen Gliedern beſteht, da m 
durch das Zuſammenwirken der einheitlichen Executivgewalt mit einem Geftmmtık 
mente ift den particulariftifcgen Widerſtrebungen das Gegengewicht zu fichern, un ſee 
ein wahres Gemeinmwefen zu gründen. Am unhaltbarften erſcheint mir der Ginmar, di 
Preußen fich noch eher den parlamentariſchen Anforderungen habe bingeben koͤnnen, mm 
der Bunbesftaat ganz Deutfchland aufgenommen hätte, als jetzt, wo er zunächft mı am 
Theil deſſelben umfaſſe. Wenn Preußen wirklich Schaden Kitte durch eine bunderſu⸗ 
liche Einigung mit anderen Staaten, fo müßte umgekehrt dieſes Bedenken in ben 
Mafe wachen, als feine Quote in der parlamentariſchen Megierung eine verhkfinimi 
geringere gegen die der übrigen Staaten würde. Daß die Verfaffung vom 38. Nam 
bie politifche Weltftellung Preußens und ‘feine innere Macht ſolche Beſorgniſſe niqh 4 
zuflößen braucht, hierfür möchte überdem ſtaatt anderer Beweiſe ſchon ber indirecte genit” 
daß eben dieſe Verfaffung bekanntlich der Hauptgegenſtand des bis zum Aeußetſin # 
fteigerten Haſſes derjenigen Höfe ift, welchen Preußens Weltſtellung und Macht ff 
nicht am Herzen liegt. 

Diefeg waren die Vorderfähe, welche allen politiſchen Handlungen der königl. W | 
rung auf ihrem biöherigen Wege zum Grunde lagen. Daß dieſer Weg noch fernch © 
Ziele geblieben iſt, Teuchtet ein. Welche inneren und äußeren Uxfachen Hierzu zulam® 
gewirkt Haben, ift nicht nothmenbig näher darzulegen: Wie aber auch dabei Schuß w 
Nichtſchuld abgewogen werden möge, Preußen kann das Unmogliche nicht möglis ur 
hen, den Bundesſtaat nicht in dem Geiſte und in dein Umfange jeit hinftellen, in m 
Gem er verlangt wird. Aber das, was. Preußen kann, und wozu es daher nach F 
Ueberzeugung auch in hochſtem Sinne bes Wortes verpflichtet iſt, das iſt, daß e 
ale wahr, als heilſam, als gerecht Erkannte unwandelbar als feine Aufgabe sergält, 
es alle feine Kräfte daran ſetzt, dieſem Hohen Ziele. näher zu rüͤcken, wie grob wi 
-Hinderniffe, wie langſam aber auch der Foriſchritt bleibe. Miemand Bann die N 
Ehre Preußens, dos hochſte Gut feine Königähanfes und ſeines Volkes, dadurch gr 
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erachten, twenn es das in einem gegebenen Momente ſchlechthin Unausführbare: nicht aus⸗ 
führt. Uber Jeder kann verlangen und erwarten, daß Preußen fich hierdurch nicht feiner 
übernommenen Bflichten, die über den Moment weit hinausreichen, entledigt erachte. 

Wenn ih mich von dieſen allgemeinen Betrachtungen zu dem jpeciell vorliegenden 
Falle wende, jo muß ich wiederholen, daß ich weder den jekigen Zeitpunet, noch die vor⸗ 
geſchlagene Weile fir geeignet erkenne, um die Unions⸗Verfaſſung aufzuldfen. Zunächft 
Bin ich nicht im Stande, einen anderen reellen Beweggrund zu einem’ solchen Verfahren 
aufzufinden, als den Wunſch, Hierdurch zu einer Vereinbarung mit Defterreich zu gelans 
gen. Allerdings ift nicht zu bezweifeln, daß der Hauptitein des Anftoßes Hierdurch ge⸗ 
hoben, und alſo die Bahn zu ferneren Verftändigungen gebrochen feyn würde. Chen 
diefe Erwägung ift es aber, nach welcher mir das worgefchlagene Verfahren als völlig 
unzuläſſig erfcheinen muß. Deſterreich bat die Forderung auf Auflöfing‘ der Unions⸗ 
Verfaffung noch vor Kurzem geftelit; es ift allgemein befannt, daß diefes ſtets feine oberfte 
Bedingung geweſen ift und bleiben wird. Dieſem Verlangen Genüge zu Teiften, ift da⸗ 
ber für Preußen ein Yet politischer Unterordnung, der erfte Schritt zu dem Untergange 
unferer Stellung in Deutichland. Die aufgeftellte Behauptung: Preußen thue diefen 
Schritt nicht weil, fondern ungeachtet Defterreich ihm gefordert, Tan und wird nirgenb& 
Eingang finden. Niemand wird glauben, daß das Zufanmentreffen dieſer Handlung mit 
der öfterreichiichen Forderung ein zufälliges fen, fondern darin lediglich das Aufgeben der 
deutichen Sache, den Anfang eines Uebergangs in das feindliche Lager erbliden. Auch 
"dadurch, daß dem Aufgeben der Unions⸗Verfaſſung eine Erklärung Preußens über bie 
Richtbeſchickung des Bundestages vorangehen werde, wird hierin nichts Weſentliches ges 
ändert. Dem erfter Schritt auf diefer neuen Linie müſſen und werden die anderen fol- 
gen; ich enthalte. mich aller ferneren Andeutungen bieriiber, aber c8 wird fich bald genug 
zeigen, daß man ſelbſt bei dein redlichften Willen nicht in einem doppelten Syſteme zu⸗ 
gleih Fuß fallen Tann. 

Wenn ich daher den möglichen Vortheil des beabfichtigten Schrittes in Abrede ftellen 
muß, io treten die Nachtheile defjelben deſto ungmeifelhafter an das Licht. Die Demü⸗ 
tbigung, welche hieraus für Preußen erwachfen wird, babe ich eben berührt; eine ſchmerz⸗ 
liche Aufregung und tiefe, Entmuthigung derjenigen wahren Patrioten, die Aber den aller» 
nächften Gefichtöfreis hinaus zu blidden vermögen, würde deren fichere Wolge feyn. So 
wenig Diejenigen Berüdfichtigung verdienen, die da ftetd bereit find, jeden dargebotenen 
Stoff zu gehäffiger Oppofition gegen die Regierung zu bemitzen und auszubeuten, um 
ſo beklagenswerther würde e8 ſeyn, in deren Reihen auch die große Zahl derer zu er- 
bliden, welche nichts inniger wünfchen, als den Handlungen ihrer Regierung mit Ver⸗ 
trauen und Hingebung entgegen zu kommen. Und dieſes Schaufpiel würde Teider nicht 
ausbleiben! Abgeſehen von dieſen bedeutungsvollſten Gründen jeder wahren preußifchen 
Bolitit, darf ich aber auch nicht unausgeſprochen laſſen, daß ich unfere Regierung nicht 
für befugt erkennen kann, die Unions=Verfaffung aufzuheben. Durch Uebereinkunft mit 
fänmtlichen unirten Regierungen wäre allerdings, biefen gegenüber, der mit ihnen in Bes 
zug auf die Verfaſſung ſtehende Vertrag "zu löſen. Schon diefe Vorausfegung wird je⸗ 
doch ſchwerlich eintreffen; mehrere der unirten Regierungen werden, aller Wahrfcheinlichkeit 
nach, ſich nicht berechtigt Kalten, von der Unions⸗Verfaſſung zurück zu treten, oder fie durch 
ein bloßes Bundniß zu erfegen. Wenn Preußen aber. ohne deren freie Zuſtimmung von 
der Union zurückträte, fo wide e8 fich genau deſſelben Mechtöbruches ſchuldig machen, 
wegen deſſen jekt noch gegen Hannover und Sachſen die von uns angebrachte Klage 
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Reben dieſen Vertragsverhältniffen zu den Regierungen, ſteht aber unfer Verhältniß 
nicht blos zu dem eigenen preußifchen Wolfe und den Angehörigen der unirten Stänten, 
fondern auch zu der deutfchen Nation ſelbſt. Auch dieſes hat einen doppelten Character, 
den eshilichen und den moralifchen. Die Verfaffung ift von Preußen vorgelegt, bon 


einem hierzu einberufenen Parlamente mit Verbeſſerungs⸗ Vorſchlägen angenommen ter 

dem. Preußen und die unirten Regierungen haben wiederum dieſe Verbeſſerungen ang: 

nommen. Keiner von beiten Zheilen kann dieſes Rechtönerhältnig einfeitig auflöſen; di 

Verfaffung kann aus politiſchen Gründen in einer beftimmten, felbft im einer Langen Je 

vielleicht, nicht zur Ausführung gelangen, aber aufgeheben kann fie ohne Beiftimmum 

de& anderen Contrahenten nicht werden. Noch weit Höher muß ich Die moraliſche Grit 

1 Diefes Verhältniſſes anfchlagen. Man blicke zurück auf den geſammten Bang Preußen 

I. von dem 3. April und der k. Proclamation vom 15. Mai 1849 an, durch die zahlen 

: en. amtlichen Kundgebungen hindurch, bis zu den jüngften Worten am Rürften- Er 

greife. Was in fo feierlicher und bindender Weiſe zugefagt worden tft, das kann u 

materiellen Gründen in einem gewiffen Zeitrtanme unerfüllt bleiben müͤſſen, wenn ie 

Unmöglichkeit vorliegt. Aber die moraliſche Verpflichtung kann nie erlöfchen, dahır m 

das eigene Werk mit eigenen Händen zerftört werden. Was Preußen in der Gegen 

nicht ‚vermag, das bewahre es unverfehrt nnd ungemindert einer befferen Zukunft, b 
“nicht ausbleiben wird, wenn wir uns ihrer würdig erhalten. 

Man tänfche fih auch nicht Damit, daß man Die Uniond-Verfaffung durch eins % 
deres, Genügendes erfeßen wolle und werde. Es ift mehr als zweifelhaft, daß die kn: 
gebliebenen Regierungen ſich einem bloßen Bündniffe, das ohne innere Notäiwendigfel ı 
einem Uugenblide wie der jegige, an die Stelle der Unions-Verfaſſung träte, durdez 
anfchliegen würden. Aber Auch wenn dieſes gefchähe, fo hätte eine ſolche Staatenin 
gar Fein Intereſſe für die nationalen Sympathieen und Bedürfniffe. Alle unfere Sm 
würben vielmehr in einem derartigen Ausgange der großen Bewegung nur die Befläigu 
der raſtlos wiederholten Verbächtigung erblicken, daß Preußen bei feinem ganzen halle 
Wege nichts gefucht habe, als eigene Machtvergrößerung. Aus dieſen Borberfäke, © 
deren Nichtigkeit ich auf das Tieffte durchdrungen bin, kann ich daher bet feiner mm | 
Schlußfolgerung aulangen, ald daß es durchaus unrathfam fey, zur Auflöſung ber Ins 
Berfaffung Schritte zu thun: „daß vielmehr Preußen durch Pflicht und Vernunft In 
angewiefen fey, feft und unwandelbar nach feinem bisherigen Ziele zu ſtreben, unkein 
mert um die Drohungen der Einen, die Verlockungen der Andern und die Berrädte 
gen der Meiften.” 


18. | Zwei Moerdanfälle auf preußifche Soldaten im G. H. Baden, aus fidjeruden HP 
terhalte unternommen. 
19. | Der k. preußiſche Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten am bem Gefandin J 
Win 
Em. überiende ich anliegende Abfchrift einer Depeiche des K. K. Miniſter⸗ Brite 
ten au ben Freiherrn von Prokeſch⸗Dſten, d. d. Wien, den 12. Auguſt, welche ber Sep 
mie mitzutbeilen beauftragt worden, und welche die Erwiederung auf unfere unlerm 
d. M. in Betreff des Durchzuges der Gh. badenfchen Truppen durch Mainz enthil 
Es iſt nicht meine Abſicht, im gegenwärtigen Zeitpunkt auf die einzelnen, in be 
Depeſche zur Wiederlegung der von und aufgeſtellten Grundſaätze, beigebrachten Bugs 
nungen einzugehen. Es genügt die Bemerkung, daß das K. K. Cabinet auf demu 
ſeiner Cireular⸗Depeſche an die K. K. Miſſionen in Deutſchlaud vom Juli eingenomu⸗ 
nen Standpunkt beharrt, und daß wir auch in den jetzigen Aeußerungen deſſelben Ir 
Argumente zu entdecken vermögen, welche unſere Anſicht über den Rechtepunlt ber De 
im Allgemeinen verändern fünnten. — 
Dagegen erlläxt das K. K. Cabinet fich Bereit, das dargebotene Schiedegericht er 
. zunehmen, und baffelbe über die won und angeregten Fragen erkennen zu laſſen. 
Indem wir diefe Erklärung der Annahme unferes Vorſchlags mit Belegung 9 
gegennehmen, halten wir es für Pflicht, zugleich von wor herein jeber uno" | 
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Aluſſaſſung voryibeugen, welche über die Bedeutung, ‚ bie wir diefem Saedagerche bei⸗ 
legen, entſtehen könnte. 

Es handelt ſich nämlich in dieſer Angelegenheit um zwei ganz verſchiedene Fragen: 
einmal um die Verlegung der badenſchen Truppen, und bie mit dem Gb. darüber ab⸗ 

geſchloſſene Conyention überhaupt, 

andererſeits um den Durchmarſch dieſer Truppen durch die Dundedſeſtung Mainz. 

Die erflere Frage unterliegt für uns durchaus keinem Zweifel, den wir einer recht⸗ 
lichen Entſcheidung zu unterziehen hätten. Wir haben hierüber, wie aus dem Wortlaut 
meiner Inſtruction vom äten d. M. hervorgeht, auf Fein Schiebsgericht angetragen, und 
können Feines annehmen, weil wir feinem Bundesgliede dad Recht eines Einſpruches ges 
gen eine folche, mit dem Gh. Baden verabredete Maßregel zugeftehen können. Die fer 
nere Verlegung der Truppen wird daher nach unferem und ben Ermeſſen Babens fort 
gelegt werden, ohne daß die für den einzelnen Punkt des Durchzuges durch die Bundes⸗ 
feſtung Mainz vorbehaltene Berufung auf einen fchiedsrichterlichen Ausſpruch, einen über 
diefen Punkt hinausgehenden Einfluß darauf ausüben dürfte. Wir find diefe offene Er⸗ 
Häruıng ſowohl uns und dem Gh. Baden, als dem K. K. Cabinet fchuldig, damit. fein 
Zweifel über unfere Abfichten ftattfinde. 

Die zweite Frage iſt es allein, welche einer fehiedörichterlichen Entſcheidung in dem 
alle unterworfen werden kann, dab in dem Schooße Der Bundes-Eentral-Gommilfion, als 
zur Eriheilung betreffender Weifungen an den Gouverneur der Bundesfeſtung berechtigten 
Behörde, keine Einigung über die zu erlaſſenden Weiſungen erzielt werde. 

Wir können auch nicht anders annehmen, als daß das K. Cabinet eben dieſen Punkt 
ins Auge gefaßt, und unſeren Vorſchlag hierauf bezogen habe, ba wir in dem Schteiben 
vom Aten d. DM. ausdrücklich gefagt haben: 

„Sollte daher dem bereits vorliegenden Beſchluſſe der Bundes⸗Central⸗Commiſſion 

vom Arten v. M. bei feiner Faſſung nicht die Bedeutung beigelegt worden ſeyn, 
daß er für alle noch zu erwartenden Durchzüge badenſcher Truppen nach Preußen 
Geltung haben ſolle, fo wird auf die vertragsmäßige ſchiedorichterliche Entſcheidung 
recurrirt werden müſſen.“ 

Der Gang, den wir im Auge gehabt und noch jetzt im Auge haben möffen; iſt hier⸗ 
durch auf die einfachſte Weiſe vorgezeichnet. 

Wenn die Bundes⸗Commiſſion jenen Beſchluß nicht auf den damals vorliegenden 
einzelnen Ball beſchraäͤnkt, ſondern auch auf die noch zu erwartenden Durchzüge ausge⸗ 
dehnt wiffen wollte, jo wiirde kein Anlaß zu einer ſchiedsrichterlichen Entſcheidung vor⸗ 
handen feyn, und der Gouverneur der Bundesfeftung würde einfach nach jener Inſtrue⸗ 
tion zu handeln baten, ‘ohne weitere Weijungen zu erwarten. | 

Daß das Feſtungs⸗ Gouvernement von Mainz den Beſchluß der Bundes⸗Commiſſton 
vom 17. Juli in dieſem Sinne ausgelegt habe, geht aus dem Sthreiben des Vice⸗Gou⸗ 
verneurs an das Gh. badeniche Kriegs: Minifterium vom 2Aften deſſelben Monats bers 
bor, worin derſelbe das letztere auffordert, 

bei etwa weiter beuorflehenden folchen Durchzügen das biesfällige Abiſo etwas 

früßer hierher (nach Mainz) gelangen zu Laffen, damit nicht nur dem Durchzuge 

“ Zein Hinderniß in den Weg: gelegt, fondern das Feſtungs⸗Gouvernement in die Lage 

gelegt werde, Die nöthigen Roreinleitungen zu treffen, um den’ durchziehenden 

Bundes⸗Truppen auch die etwa erforderliche Unterftügung angedeihen laſſen zu 
können. 

Wenn dagegen bei reglementsmaͤßiger Anmeldung weiterer Durchzüge das Feſtungs⸗ 
Gouvernement van Mainz ſich durch weitere, ihm ſelbſt anheimgegebene Erwaͤgungen be⸗ 
müßigt ſehen ſollte, einer anderen Auffaſſung Raum zu geben, und den Durchzug nicht 
zu geſtatten; wenn ferner Die Bundes⸗Commiſſion, auf welche in dieſem Falle reeurrirt 
werden muͤßte, ſich nicht in ber Lage ſähe, weder ihrem früheren Beſchluſſe die. angedeu⸗ 
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19. + Dr. Wolfgang Fifcher, Profeſſor der Chemie an ber. Univerfitat zu Breslau. 


| geleitet zu ſeyn; um fo mehr müſſen wie hoffen, daß die K. K. Regierung, welkai 


tete Auslegumg einer Ausdehmmg auf Hinftige Fälle zu geben, noch einen alsdann nee 
wendig merbenden neuen Beſchluß einftimmig zu faffen, wie Dieb bei dem reſp. von md 
und von der K. S Regierung eingenommenen Standpunkte und den danach voranöjehld 
an die beiderfeitigen Mitglieder ber Commiffion ertbeilten Inſtructivnen anzunehmen ij 
fo tritt alsdann der Wall der fchiebsrichterlichen Entſcheidung über: Die Frage ein, ob di 
Commiſſion dar früheren Beſchluß auch fir Die nachfolgenden Fälle aufrecht zu erhalt 


habe; ein Weg, melden wir als den einzigen vertragemäfigen - bezeichnet haben, m) 


welchen zu gehen wir bereit find. 

Indem wir daher ein Eingehen auf die teshtliche Ausführung über unfere Auffaſſun 
der in Frage kommenden Bundesgeſetze und Reglemente, uns file die desfallſige Verka: 
lung vorbehalten, wiederholen wir hiermit unſere Erklaͤrung, daß wir file dieſen dd 
und für diefen genan Kezeichneten Punkt die ſchiedsrichterliche Entſcheidumg amnehmen. - 
In Eriwiederung auf die Erflärung des K. K. Eakinetd über die Wahl der K. hai 
Regierung bemerken wir, daß wir unſererſeits die Gh. oldenburgifche Regierung erı 
werben, das Schiceberichter- Amt zu übernehmen, und, fobald- der bezeichnete Wall am 
treten iſt, fich mit der K. baierſchen Regierung in Verbindung zu feen, um fh it 
die Wahl des dritten Mitgliedes zu einigen. 

Wir glauben, dag auch das K-K. Eabinet nicht verkennen werde, wie dies der na 
und vertragsgemäße Weg fen, auf. welcher der verfchledenen Auffaffung dieſer Anzeige 
heit, die zu praftifchen Verwickelungen und Gonflicten führende Spike abgebrochen ne 
den könne, und wir bezweifeln nicht, daß daſſelbe in bundesfreundlicher Gefinnung ka 
Weg betreten werde, um fire eine weitere Verſtändigung die Ausficht offen zu ahaln 

Se mehr wir und bewußt find, in diefer ganzen Angelegenheit nicht von fett 
gen Motiven, fondern nur won dem wahrhaften Sintereffe an der Wohlfahrt eines kim 
beten Bundeslandes, und der dadnrch bedingten. Kraft umb Sicherheit des ganzen ar 
bei verfchiedener Anffaffung der ragen von denfelben Gefinnungen’ befeelt if, ki®* 
rer amd eingehender Erwägung fich davon überzeugen werke, daß -wir nur im 


Intereſſe des Bundes handeln, und daß auch auf Öfterreichiiker Seite kein fpecielld Se | 


tereffe vorhanden ſeyn Tünne, der Ausführung der begonnenen Maßregel Schwieriglan 


und Hinderniſſe in den Weg zu legen. 


Ew. wollen dem K. K. Minifter = Präſtdenten unſer volles Vertrauen af he 
bundesfreundliche Geſinnung ausfprechen, und unter Mittheilung einer Abſchrift die de | 
pefche, denſelben um cine baldige Eröffmmg feiner Abfichten erſuchen. 





20.1 Schreiben bes k. preußiſchen Minifterd der ‚auswärtigen. Angelegenheiten an Im | 


Gefandten in Wien. Ä | 
Der K. K. Geſandte am Biefigen Hofe, Freiherr von Prokeſch⸗Dſten, hat mi N | 
abfehrifilich anliegende Weifung d. d. Wien, den 12. Auguft, mitgetheilt, nel ® 
Antivort der K. K. Regierung auf den, vermittelt des an Ew. -ergangenen Au 
vom Sten d. von uns gemachten Vorſchlag wegen Verwaltung des’ Bunded-Bigentfen 
enthält. | on 0 | 
Indem wie das praktiſche Refultat der Eröffnungen des KH. K. Gabineld zufanel 
faffen, entnehmen wir dataus mit Befriedigung die Hoffnung, daß es auch bei frag 





gegenſeitigen Befthalten an der. verfchiedenen. Rechtsanſicht gelingen werde, einem 


genswerthen Conflict auf dem Boden der Thatfachen zu vermeiden; und’ wie wir u 

Annahme berechtigt find, daß das K. K. Cabinet ımferen Geſinnungen in dieſer Bei 
Gerechtigkeit widerfahren laſſe, fo erkennen wir auch gern bie von denſſelben — 
Bereitwilligkeit an, die Gemeinſamkeit der deuntſchen Intereſſen in allen denjenigen 
ten feſtzuhalten, in welchen dies ohne ein Aufheben der eigenen Standpunlies dB 


lih in 


| 
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Das 8. K. Cabinet giebt zwar feinerfeits die Anſicht nicht auf, daß die von demfel- 
ben jegt neu ‚einzuuberufende Bundes⸗Verſanmlung allein fiber das Bundes⸗Cigenthum zu 
beflimmen babe, und es bebarf dagegen nicht erfi ber Bemerkung, daß wir unfererfeits 
dieſen Satz nicht anerkennen, und darauf nur erwiedern Tünnen, daß wir jebe Verfügung 
einer Berfammlung, die nicht aus der freien: Zuſtimmung Aller beruorgegangen, von 
vorm herein ablehnen, und als rechtlich wirkungslos erflären müffen. Indem wir uns 
bie rechtliche Entgegnung fie unfere Antwort auf die an uns ergebende Ginfadung vor⸗ 
behalten, befchränfen wir uns für den Augenblick auf die Wiederholung jener ſchon frü⸗ 
her mahrfach audgefprochenen Erklärung. | 

Wir: erlernen es aber gern als einen. Beweis verfähnlicher und entgegenlommender 

Geſinmmg de K. K. Cabinets an, daß baftelbe trotz feiner oben ausgeſprochenen Rechts⸗ 
anficht, die vorllegende Frage nicht auf eine Spitze treiben will, welche zu den bedenk⸗ 
lichſten und faſt umlöäbaren prabtiſchen Verwickelungen führen imüßke, und daß es zu 
dem Ende unferen vermittäinben Vorſchlag in fo weit im Prineip annehmen will, daß 
eine Verſtaͤndigung über die Modalitaͤten der Ausführung, als in Ausſicht ſtehend betrach⸗ 
tet werden darf. 
Bir: entnehmen aus ‚dem Säriben des K. K. Miniſter⸗Praͤſidenten die Zuftimmung 
zu dem Gaundſatze unſeres Vorſchlages, daß die Verwaltung des Bundes⸗CEigenihums als 
ein, won der noch ſchwebenden Hauptifrage über Die politiſche Geſtaltung des Bundes, 
vößig geſonderter Gegenſtand betrachtet, und demnach dieſe Verwaltung einer Commiſſion 
übergeben werde, welche in ihrem Bereiche felbitftändig zu verfügen haben werde. 

Das K. K. Cabinet erklärt fih bereit, dieſen Vorſchlag bei den mit ihm näher ver 
bundenen Negierungen zu beflieworten, und ‚zwar. fo, daß ganz in die Abſicht eingegan⸗ 
gen werde, Die materielle ‚Werwaltung des Bundes⸗Cigenthums als eine :gemeinfchaftliche 
allen Regierungen möglich zu machen, ohne daß dadurch einem Theile — eben fo wenig 
alſo den :in Frankfurt nicht vertretenen, als den bafelbit gemeinfam berathenden Regie⸗ 
tungen — in der Hauptfache Etwas vergeben werde. 

Indem durch dieſe Grölärung, welche wir in ihrer wollen Ausdehnung annehmen, die 
Verftändigung, welche wir fuchten, im Wefentlicgen erreicht ift, kann es ſich nur noch 
um die Modalitäten der Ausführung handeln, um die beabfichtigte felbitftändige, aus 
ber vollen Gleichberechtigung alfer Theile hervorgehende Behörde herzuftellen. - 

Je einfacher und vafcher dieſe Ausführung ins Leben treten kann, um ſo vortheilhaf⸗ 
ter witrd es ohne Zweifel für die Intereſſen des Ganzen ſeyn, und es wäre eben fo bekla⸗ 
genbwerth, als der deutſchen Regierungen unwürdig, wenn die Durchführnug des einmal 
angenommenen Grundſatzes ſich durch weitläuftige Erörterungen, . Bedenken und Neben⸗ 
rückſichten im Einzelnen verzögern ſollte. 

Eben aus dieſer Erwägung war unſer Vorſchlag hervorgegangen, daß man ſich ein⸗ 
fach an das Beſtehende halten, und der bisherigen, mit ben Geſchäfien vollkommen be⸗ 
kannten und durch dad Vertrauen aller deutſchen Regierungen: eingeſetzten Bundes⸗ Gens 
tral⸗Commiſſion ‚die Verwaltung des Bundes⸗Cigenthums auch ferner belaſſen folle. Eine 
einfache. Erflärung ber übrigen Regierungen barüber würde um fo. mehr hingereicht ha⸗ 
ben, als durch den in dem Protokoll vom 30. April d. 3. niedergelegten Beſchluß der 
Bundes⸗Commiſſion wenigfteus die beiden in derfelben unmittelbar vertretenen Regierun⸗ 
gen verpflichtet find, die Thätigkeit derfelben bis auf weitere gemeinfame Entſchließun⸗ 
gen in ber dort bezeichneten Weife fortdauern zu laſſen. Es würde alddann auch der in 
der Convention vom 30. September v. 3. feftgeftellte Modus fchiedörichterlicher Ent⸗ 
ſcheidungen für die, auch nach unferer Ueberzeugung worausfiätlich feltenen Fälle, wo 
eine Sinigung innerhalb ber Commiſſion mit zu Stande käme, feine nataliche Anwen⸗ 
dung finden. 

iz Tonne daher auch nicht umhin, dieſen Vorichlag zu wiederholen, und unfere beftimmte 
VUeberzengung dahin auszuſprechen, daß dies ber angemefienfie Dot und die aatirlichſte 
IL. 1850, 
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.| Ludwig Fürft von HohenlohesBartenftein und Jagſtberg, zu Bartenflein. 


{ + Gottfried Fleiſchmann, Profeſſor der Anotomie an dee Univerfität zu Clan 
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alle Welterungen und Erdrterungen am. beften vermeibenbe Form ſeyn werde. 8 wi 

in der bisherigen Stellung der Commiſſton allerdings inſofern eine Aenderung eintrel 

als Diefelbe auch der, in den angezogenen Protokoll ihr noch vorbehaltenen politi 

Thatigkeit in beſonders dringenden Wählen entkleidet, und auf die Verwaltung dei Bunde 

Eigenthums beſchränkt werden würde. Der Billigung unſerer Verbündeten für wi 

Vorſchlag glauben wir mit Zuverſicht entgegenſehen zu dürfen, und erwarten nur a 
zuſtimmende Aeußerung des K. K. Cabinets, um die förmliche Genehmigung dere 
einzuholen. 

Wir wollen es im Intereſſe der Verſtändigung nicht vom vorn herein ablehnen, uf 
einen anderen, von dem K. K. Eabinet ausgehenden Vorſchlag (fefern derſelbe den ie 
angegebenen Zweck zu erreichen geeignet iſt) unſeren Berbürdeten vorzulegen, un io 
felben in eingehende Crwägung zu nehmen, um jo mehr, ba wie mit Zuverſicht m 
dem K. K. Eabinet votausſetzen, daß es ihm, wie ums felber, we daß Weſen der & 
zu thun fey, und Daß es Daher in den Formen biefenige Rüchficht nehmen werte, ni 
durch den von ihm aufgeſtellten Grundſatz, daß FeinemCheile im der Haupiſache ci 
vergeben werde, geboten wird. . J 

Daß wir unſeretſeiis in dieſer ganzen Angelegenheit ms zunaichſt an das EL 
binet wenden, liegt ir bee Natur bet Sache und unſerer Beziehungen zu dann 

Wenn daſſelbe ſich über den einzuhaltenden Gang in Frankfutt we ſeinen din 
zuſammentretenden Verbündeten berathen und verftänbigen, eventnel mit ihnen ann» 
meinſamen Beſchluß faſſen will, fo haben wir dagegen natlirlich nichts einzuwenden 
verſteht ſich jeboch von felbft, und wird auch von dem K. K. Cabinet nach hm 
erwähnten Grundfatze nicht verkannt werben, bag mit jeden in ſolcher Weſſe dort 1 
ten Beſchluß, der eine Bundes⸗Verbindlichkeit auszuſprechen verfucht, tm ım 
berein ablehnen müſſen. Ä | 

Ew. wollen dem KR. K. MiniftersPräfidenten Abſchrift dieſer Depeſche miha 
und auf den Grund der darin enthaltenen Cröffnungen den weiter einzuhaltende dm 
vorläufig mit demfelben befprechen, mworliber ih Ihren Berichten entgegenſehe. | 

t 3. Gevekoht zu Bremen, Begründer der deutſch⸗ amerikaniſchen Dampfigifiit 
Zufammentreten ber neugewählten Stände-Verfammlung in Kurheſſen. (S. 13.1) 
Beginn des fogenannten Friedens⸗Congreſſes in der Paulslirche gu Frankfurt u 
Diefe Rebeübungen follen drei Tage währen, — eine wahre Aleinigkeit gi 
bie 1848 und 1849 dort abgehaltenen, aber jedenfalls eben fo fruchtlos 





+ Nicolaus Lenau (Nimbſch von Strehlenau) zu Döbling bei Wien. 


Protokoll der Londoner Conferenz: 0 Ä | 
| Der Bevollmachtigte von Defterreich Hat angezeigt, daß er durch feinen Hof eh 
tigt feb, in feinem Namen den in dem Cingange und den erften Artikel bei Hr 
vom 2. Auguft 1850 ausgeſprochenen Brincipien, wie beit in Artikel 2 mb 4 
tenen Erklärungen beizutreten; - wohlnerfinnden daß die Stipufationen bed obgenunn 

Protokolls die Rechte des deutſchen Bundes nicht beeinträchtigen können. 





3, Profeſſor Bayrhoffer zum Präfidenten ber kurheſſiſchen Stänbe-Berfaminlung emiſl 
24. 


F Auguft v. Berger, k. hannoverſcher General⸗Lieutnant, zu Hannover 
Der K. preußiſche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben Geſanden 
Wien. . (Vergl. 14. Auguft.) | 
Die K. Ufterreittfige Begtering Hat veriktielft aner an ben St Geſtndlen an I’ 
fgein Gofe, Beeigeren u. Peofefäeibfen, giridengn Deawfige van Hd; DR de Mi 


h | 
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dung am. die. St. Megierung ergehen laſſen, ſich an einer, auf den 1. September d. J. ans 
beraumten, Wiebereröffiumg ber Bunbet-Nerfammlung zu betheiligen. 

Die erwähnte Depeſche, fo wie die in Folge derſelben an mich gerichtete Note des 

Freiherrn von Prokeſch⸗Oſten, überfenbe ich Ew. abfgriftlich in den Anlagen. Derſelben 
lag die Circular⸗Depeſche des K. Eabinets vom 19. Juli, welche erſt Hierdurch officiell 
und mitgetheilt worden iſt, bei, fo wie Die Protololle der dritten und vierten Sitzung ber 
in Folge der öſterreichiſchen Aufforderung vom 26. April d. 3. in Frankfurt verfammelten 
‚Bevollmächtigten. Diefe Artenfüste find inzwiſchen ſchon durch die Zeitungen zur allges 
meinen. Kenniniß gebrasht. 
Die jetzige Ginladung des K. Cabinets Hat und zu der ernfleften und gründlichſten 
Erwãgung ber ganzen Sage der Dinge, der Bebürfniffe und Suterefien Dentichlands, und 
der aus unſerer Stellung nach allen Seiten bin entſpringenden Verpflichtungen und Nechte 
veranlaften mÄflen. Wir Haben es uns in jeden Stadium ber bisherigen Verhandlungen 
zur heiligen Pflicht gemacht, immer aufs neue, und unbeirrt durch icgend welche Neben 
ruckſichten oder Mißdentungen, die Frage in Grwägung zu ziehen, was das dauernde 
Bedürfniß Deutichlands in dem gegenwärtigen Augenblick von und verlange, und da⸗ 
nach jeden an muB gelangenden Vorſchlag ruhig und. unbefangen zu prüfen; und wir 
haben das Ergebniß dieſer Prüfung immer offen umd mit dem Bewußtſeyn der vollſten 
Auftrichtigkeit auögefprochen. Wir können es daher auch jetzt den K. Eabinet nur Dank 
wiſſen, daß daſſelbe in dieſem wichtigen und entſcheidenden Moment uns die Gelegenheit 
darbieiet, uns über die gegenwärtige Lage Angeſichts Deutſchlands frei auszuſprechen. 
Wir find es ihm und und ſelbſt ſchuldig, dies unumwunden zu thun; wir thun es in 
der aufrichtigſten und ſteundſchaftlichſten Geſinnung und mit der vollen Zuverſicht, daß 
dieſe Geſennung auf der anderen Seite eben fo ſehr obwalte, und daß die Gemeinſchaft 
dieſer Geſinnung nicht nur Über bie praktiſchen Schwierigkeiten des gegenwärtigen Augen⸗ 
DIEB hinweghelſen, wozu durch bie Iepten Verhandlungen über ſpecielle, praktiſche Punkte 
Bereits günfige Llusſicht dargeboten iſt, ſondern auch ſchließlich zu einer Ausgleichung der 
enigegenſtehenden Anſichten führen werde. Ä 

Indem Deſterreich die beuiichen Regierungen zur Wiebereröffunng des Bundestages 
anlabet, ſtellt es einmal die Theilnahme an diefer Verfammlung als eine Bundespflicht 
daz, und ſpricht fermer aus, daß es in ber Herfiellung der Bunbes-Verfammlung, als der 
Rückkehr zu einem, durch Die bisherigen Vorgänge nur verbunlelten, ‚aber nicht erſchüͤt⸗ 
teten Mechtöbeden, das einzige Mittel zur Lölung der Verfaffungäftage, welche feit fo 
langer Zeit Deutſchlaud in eines fo beklagenswerthen Krifis erhalte, erkennen müſſe. 

Es ſind alſo die Heiden Befichtöpunkte des Nechtes und der politifchen Noth⸗ 
weudigkeit ober Heilfamkeit, auf melde Defterzeich feine Einladung ftüßt. | 

Auch wir Haben von beiden Geſichtspunkten aus bie. Frage erwogen; und wir müffen 
damit begimen, offen auszuſprechen, dag wir im heider Beziehung zu entgegengefehten 
Ergebnifien gelommen find, und daher Die von den K. Gabinet gezogenen Folgerungen 
entichiehen ablehnen müſſen. Wir werden unfere entgegenitehende Anficht darlegen. 

Der erſte Gefichtspunkt mußte für ums überall der des Nechtes feyn. 

Es Hat für und niemals einem Zweifel unterlegen, daß durch die rechtskräftigen Hands 
lungen ber. Regierungen im Jahre 1848 die Bundes⸗Verſammlung rechtlich und 
für immer zu beſtehen aufgehört Habe. Wir glauben auch nicht, Daß zu jener 
. Zeit bei irgend einer der deuiſchen Regierungen eine andere Anficht über die Bedeutung 
ihrer desfalls abgegebenen Erklärungen obgewaltet babe; wenigſtens liegt kein Moment 
ver, welches in irgend einer Beziehung darauf hindeutete, ober einen Vorbehalt künftiger 
Wieder herſtellung einſchloͤſſe, dagegen aber viele, welche in unzweifelhafter Weiſe das Ent⸗ 
gegengeſetzte bekunden. Die Regierungen haben ſich durch bindende Staqts⸗Acte Darüber 
ausgeſprochen, und wir find nicht im Stande, dieſen eine andere Bedeutung beizulegen, 


als ie Wertlau an ben, Chen rgt. gs 
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Wir Lönnten uns, in Bezug auf den Rechtspunkt, auf-unfere früheren Yubführmge 
einfach zurückziehen; wie baben aber in der anliegenden Denkſchrift unſere rechlliche Ar 


ſicht mit Bezug auf die neuerdings verſuchten Widerlegungen ‚noch einmal in den tea 


Jichften Hauptpunkten aufgeftellt,; welche. wir der eingehenden Erwägung der K. Keys 
rung auf das dringendfte empfehlen. 

Es wird dem K. Cabinet hiernach kein Zweifel übrig bleiben, daß wir eine Berk 
tigung zur Herſtellung des Bundestages nicht anerkennen koͤnnen, und bag wir dahe 
auch jede Verpflichtung zur Folgeleiſtung auf eine-@inberufung deſſelben, ſelbſi wenn ter 
durch eine Anzahl deutfcher Regierungen unterſtützt worden, auf Das beftinmiefte in Ah 
rebe ftellen müflen. u 

Eben fo entſchieden folgt daraus, daß, men. eine ſolche Verſammlung in Grufe 
zufammentommen und die Formen des alten Bundestages annehmen follte, wir alle ia 
etwa gefaßten Beſchlüſſe, ohne Rückſicht auf Majorität oder Diinorität des Stinmonfä 
niſſes, lediglich als Uebereinkünfte zwiſchen eimer Anzahl deutſcher Regierungen and 
ihre Wirkſamkeit über dieſen Kreis hinaus durchaus abweiſen, und keinerlei Amen 
derſelben auf uns zulaſſen werden. 

Durch die Abweſenheit des früher berechtigten Central⸗Organs bes Bunde ij de 
Bundesgewalt Iebiglich an die Geſammtheit der deuiſchen Staaten zurüdgefallen, m 
eine Anzahl derfelben hat das Hecht, Die anderen in. irgend einer Weiſe zu binden nd 
zu verpflichten. Dies würde dem oberflen Grundgefege des Bundes: widerjſprechen, ul 
gerade weil wir an dieſem feſthalten, muͤſſen wir im Intereſſe aller deuntſchen Class 
auf dieſer Erklärung beharren. 

Man konnie und dagegen eriviebern, daß dieſelben Regierungen, welche am 12.4 
1848 die Bundes Verfammlung auflöften, fle jet nach allſeitiger Uebereinkunft wie 
herzuftellen befugt feyen. | 

Wenn diefes auch der Theorie nach zuzugeben iſt, fo müſſen wir darauf mean, 
daß anderweitige Gründe vorhanden find, welche es für uns und mehrere deuiſch Io 
rungen unmöglich machen, zu einer folchen Uebereinkunft De Hand zu bielen. Mi me 
Ben und nicht das Recht an, den Standpunkt zu beurtheilen, welchen ande beit 
Regierungen eingenommen haben oder einzunehmen gedenken, wir hürfen. aber ai 
feierlichen Verheißungen hinweiſen, welche von uns in Gemeinſchaft mit allen date 


* Regierungen: dem deutſchen Volke, welche von vielen dieſer Megierungen ihren bejedas 


Angehörigen gegeben worden find, und wonach die untergegangene BundessKeif 
welche fich als gänzlich unzureichend für die Bebürfniffe ber Station erwieſen, mft wi 
ins Leben treten follte. Wer wird behaupten tollen, daß dieſe Verheißungen und 1 
lichen Erklaͤrungen nicht umter den Geſichtspunkt de Nechtes, fondern nur ‚under den c 
augenblicklichen, durch vorübergegangene Zeitunftände bedingten, politifchen uplihln # 
hörten? Pfrußen Hat fie nicht fo verflanben, und wird fie niemals fo auslegen 3 
waren es nicht Zugeſtändniſſe, dem Andrange der Revolution gemacht, um fie fpäln 1 
rückzunehmen, ſondern die Folgen einer Ueberzeugung, welche es oft und lange ter 
Ausbruche der Revolution ausgeſprochen Hatte, umd bie.es auch jeht noch zu Taugnm# 


- im Stande iſt. F 


Wir müfſen alſo unfere,: auf fefker rechtlicher Baſis gegrundete Erklareng dahu W 
geben, daß wir die Verſammlung in Frankfurt a. M. micht beſchicken kͤunen, 4 
dieſelbe ſich als die hergeſtellte Bundes⸗Verſammlung anſieht, und aus dieſem Chi 
fließende Anſprüche erhebt. 

Wenn wir dieſe rechtlichen Erwägungen als ben weſentlichſten Grund unſerer 


nung voranſtellen muͤſſen, fo haben wir uns doch auch einer rriflichen Berktfiäte 


des zweiten Gefichtspunktes, der Hellſauckrie und Müglichkeit des vorgeſchlegenen 
nicht "entziehen wollen.  - 
Auch Hier aber Können wir die Worautfehing des :- Gabimeis micht chellen, I) 
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einſtweilige Herſtellung der Bundes⸗Verſammlung für die Einigung Deutſchlands nützlich, 
daß ſie der geeignete Weg zur Löſung der ſchwebenden Verfaſſungsftage, und daher noth⸗ 
wendig ſey. 

Es konnnt vor Allem darauf an, das Ziel klar ins Auge zu faſſen, das erreicht 
werden ſoll. 

Wir miſſen nach den beſtinunten, auch jetzt wiederholten Erklärungen des K. Cabi⸗ 
neis annehmen, daß wir darüber einig ſeyen, daß Die frühere Bundes-Verfaffung nicht 
unverändert wieder ind Leben treten könne. Abgeſehen von unſeren ſchon vor dem Jahre 
1848 gegeben Erklärungen über eine Nothwendigkeit angemeflener Abänderungen ders 
ſelben, abgefehen von den oben erwähnten Verheißungen und ben darauf geilügten For⸗ 
derungen, wahrlich nicht einer Partei, fondern der ganzen Nation, fordert die Natur der 
Sache eine Umgeftaltung derfelben. Wir erinnern nur daran, daß Defterreich den Eins 
tritt feiner Gefammts Monarchie in den Bundes⸗Verband als ein Element der neuen Dr: 
ganifation zur Bebingung gemacht hat; und daß Preußen, und mit ihm viele bucch das 
Beduͤrfniß groͤßerer Kräftigung gebrängte Staaten, nicht aufhören können zu fordern: das 
Brineip der freien Unirung müfle ebenfalld als ein Element her neuen Bundes⸗Verfaſſung 
anerkannt werben, damit aller Zweifel wegfalle, ob es denjenigen Staaten, melche es bes 
türfen, bundesmaͤßig unverwehrt bleibe, fich zu engerer Verbindung zu nereinigen, danach 
ihre Stellung im Bunde felbft geltend zu machen, und ihr Verhältniß zu den übrigen 
Staaten, in Uebereinftisumung mit ber Geſammi-Verfaſſimg und den gemeinſamen Bundes⸗ 
xflichten, zu regeln. 

Wir nehmen daher auch unbedenklich die Erklärung Deſierreichs an, daß es nicht beab⸗ 





fichtige, die frühere Bundes⸗Verfaſſung dauernd herzuſtellen, ſondern nur zunächſt auf Dies 


ſelbe, als einen früheren Rechtsboden einſtweilen zurückzukehren, um durch dieſen dann zu 
einer Umgeſtaltung zu gelangen. 

Wir dürfen unſere Ueberzeugung nicht verhehlen, daß Dies nicht der Weg ſey, daß 
auf demfelben vielmehr das. erwünſchte Ziel, den Abſichten der K. äfterreichifchen Regie⸗ 
rung felbft zumider, weiter als je hinausgerückt werbe; und ſchon darum allein müſſen 
wir Bedenken tragen, auf einen Weg einzugeben, welcher und in bie Unmöglichkeit vers - 
ſetzen Tünnte, ein gegebened Wort zu löſen. 

Der K. Hof verpfändet in der Eirculars Depefche vom 19. Juli. fein Wort dafür, 
daß feinem Antrage nicht die Abſicht zum Grunde Fliege, zu ben früheren Zufländen und 


KTormen zurückzukehren. Wer wollte dieſem Worte nicht vollen Glauben ſchenken? Aber 


wer vermag dafür zu bürgen, daß nicht auf dem beiretenen Wege, und wenn die früheren 
Zuftände uns Formen einmal wieder eingeführt und als rechtmäßig. beftehenb anerkannt 


- ad, Anſprüche ‚geltend gemacht werben, weldye, unabhängig von dem K. Hofe, es dem⸗ 


felben unmöglich machen, das beabfichtigte Neue zu fchaffen, und von dem nicht beabſich⸗ 
tigten Alten abzuweichen? 

Nach der früheren BundesVerfaſſung iſt jede Verfaſſungs⸗Veraͤnderung an Einſtim⸗ 
migkeit gebunden; jede einzelne Stimme kann dieſelbe verhindern. Wenn bie Einſtim⸗ 
migfeit ‚über das Neue nicht zu erreichen ift, ſo bleibt rechtlich das beſtehende Alte in 


voller Wirkfamkeit. Will die K. Regierung fich einem folchen Nefultate außfegen?. Kein 


rund beſicht, dab. jene Befugniß des Widerſpruchs nicht in der felbftfüchtigfien Weiſe 


. anbgeibt werde; ‚ja, wir Tonnen es nur mit Schmerz ausſprechen, aber wir Dürfen uns 


nicht ſcheuen es auszuſprechen, daß. die Erfahrung gezeigt hat, wie an jener Befugniß, 
deren vertragdmäßige. Berechtigung wir am wenigften. leugnen wollen, bie wohlthätigiten 
Einrichtungen  gefcheitert find. Düurfen wir ed. uns verheblen, daß in manchen Streifen 


Die Neigung auf die reine Wiederherftelung und Feſthaltung der ‚früheren Zuſtände und 


Formen gerichtet iſt? Sollen wir es für unmöglich erklären, daß dergleichen Beſtrebungen 
auch auf einem wiederhergeſtellten Bundestage fich geltend machen würden? Was foll 
alsdann geihehen? Zwang gegen die Widerſtrebenden würde die K. Negierung fo wenig 
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ausüben wollen, als wir felber. Und wenn Fein Zwang denkbar tft, wuͤrde ed aldtım 
nicht Die natürliche Folge ſeyn, daß das temporär wieberhergeitellte Alte, eben jme fis 
heren Zuftände und Formen, welche das K. Cabinet wicht will, nun auch bawernd va⸗ 
bleiben müßten? Daß unter den Schein hergefteliter politiicger Ordnung, die den wah⸗ 
ren Bebürfniffen und Zuftänden doch noch weniger als früher entipräche, Deutſchland u 
einer fortwährenden, ſtillen, nur ſchwach verdeckten, inneren Zerrüttimg und Lähnum 
bliebe? Daß an die Stelle einer gedeihlichen und heilſamen Entwickelung eine fortnik 
rende innere Auflöfung träte, welche zugleich eine traurige Schwäche nach außen bedingt, 
und ber ftillen Unterwühlung der Nevolution einen noch viel willkonunneren und his 
teren Boden barböte, als es erfahrungsmäßig ſchon unter ben früheren Zufländen da 
Fall war? — 
Wenn Preußen jeht zu der einftweiligen Herftellung bes alten Bundesiagb die Sul 
böte, fo würde es fih im voraus verpflichten, eventuell ein ſolches Foribeſtehen des Alln, 
das vorerſt wieder im Leben daftände, auch mit feinen Kräften aufsecht zu exhalten. 
Wir. fagen offen mit der K. Regierung, dag wir das umveränderte Alie nicht toll, 
es unter keinen Umftänden und einer Bedingung tollen; und eben darum dürfen mi 
ung nicht in die Lage verfeßen, zu der Erhaltung deffelben durch den motivirten oder w 
motivieten Widerſpruch irgend eines Einzelnen: gezwungen werben zu können, und ut 
Wort auch bei dem beften Willen nicht einzuldfen. Wir wollen eine heilſame, aum 
"ende Umgeſtaliung, darum dürfen wir und nicht im voraus an die als unzureichend ud 
zu Feiner Zeit als Heilfam erprobten Formen binden. | 
Ganz anders dagegen fielen ſich Die Verhältwiffe, wenn Die Drdenmg ber Verfafin 
Angelegenheit der freien Vereinbarung der deutſchen Regierungen vorbehalten bleibt 
Daß auch dort. Einftimmigkeit zu einer für Alle bindenden Beſchlußfaſſung rrforiei 
ift, und eben fo ſehr jeder Zwang ausgefchluffen bleibt, bedarf feiner Bemerkung. © 
ift aber nicht der mindeſte Grund vorhanden, warum-nicht. die in beiden Fallen eiuie 
liche Einftimmigkeit eben fo gut in einer folgen freien Gonferenz, als innerhalb der fi 
men bes Bundestages erreicht werden follte. Welche größere Schwierigkeiten alle De 
Weg für die Erreichung des gemeinfun gewünfchten Zieles barbieten folkte, iſt ieh 
fehen. Jede nähere Betrachtung zeigt hingegen, daß hierbei bad Bedürfniß der Enipm 
um fo mehr empfunden werben und fich geltend machen muß, weil eigennägig de 
firebungen ſich alsdann nicht mehr Hinter dem Vorwand des Feſthaltens am dla 
Necht und einer feheinbaren Ordnung zurüdzichen und geltend machen Täunten. H 
dann, feinen particulariſtiſchen Zwecken folgend, ſich der Giuigung widerſetzt, ber 0% 
daß ihn allein die Schuld trifft, wenn die fehige Kriſis der Neugeftaltung Deutiälad 
fertbauert, und wird die Folgen bedenken. Es kommt ferner dazu, Daß, bei einer folde 
ftelen Vereinbarung der einzelne Diffens, in Faͤllen Außerfier Nothwendigleit bie andın 
Regierungen. nicht hindern mürbe, ‚fich, ohne die biffentivenden mit zu verpfüchten, 4 
den ihnen dienlich erfcheinenden Grundlagen zu einigen. Den diſſentirenden Regierung? 
würde in einem ſolchen Falle der fpätere Zutritt offen gehalten werden; belannllich 4 
dei dem Abſchluß der Bundes⸗Acte derfelbe Fall bereits ſtattgefunden. Die K. Hegel 
wird daher in dem von und vorgefihlagenen Wege bie ſichere Buürgſchaft für die 69 
ung deB von ihr felbft Hingeftellten Zieles einer wirklichen Reugeftaltung ber md 
Verfaſſung auf zeitgemäßer Grundlage finden. Se aufrichtiger wir wuͤnſchen, die Seien 
duch die alten BundessWerizäge fanctienirten Principe ber bunbehweäfigen Verpflihtra 
und der freien Gelöftftändigkeit der eingelnen Megierumgen, aufresft gu erhalten, um # 
mehr müflen wir und überzeugen, daß die Ausgleichung berfelben allein auf Dan 2 
freier: Vereinbarung zu finden fey. | | 
Dies iR daher der einzige Weg, den wir ald wahrhaft heilfem und gms Bile ſuß 
rend anerkennen vermögen, wenn man weder zu ben foheren Zaſidehen md BF, 
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garückkehren, noch eine Neugeſtaltung den etwa Widerſtrebenden mit Gewalt aufer⸗ 
legen will. 

Wir komnen keinen anderen Weg gehen. — Deſterreich hat uns in eruften und wür⸗ 
digen Worten, deren volle Gewicht wir anerkennen, und in denen wir gem die Fort⸗ 
Dauer einer Tange glüdlich bewahrten Freundſchaft erkennen, aufgeforbert, Die Wichtigkeit 
des Augenblickes, und die aus ımferer Stellung in. Dentfchland entſpringenden Pflichten 
zu erwägen. Wir Haben durch die offene Darlegung unferer Ueberzeugung den beften 
Beweis gegeben, wie ernft und redlich wir es mit dieſen Pflichten nehmen. 

Wir halten feft an dem Boden de wahren Rechts; und wir beffen, auf dieſem Boden, 
wie auch fonft Die Anfichten audeinandergehen mögen, uns zulekt immer mit Defterreich 
zu begegnen. Mit dem Rechte ift das Heil Deutichlands unzertvennfich verbunden; und 
unſer letztes Wort wird in allen gemeinfamen Angelegenheiten immer nur die Pflicht 
gegen Deutschland ſeyn. Ob wir Diefe Pflicht erfüllt, daräber möge Deuiſchland, möge 
bie Geſchichte richten. 

Em. tollen den Entſchluß der K. Regierung, unter Mitteilung einer Abfchrift biefer 
Depeſche und der zugehörigen Denkſchrift in amilicher Weiſe dem K. Cabinet anzeigen. 
"Die in vorſtehender Depeiche erwähnte Denkſchrift Iautet: 

Die Zwecke, welche das K. öfterreichiiche Eabinet: mit der unter dem 28. April d. J. 
erfelgten Berufung einer fogenannten außerorbentlichen Plenar⸗Bundes⸗ Verſammlung vers 
bunden bat, find nicht erreicht worden und konnten nicht erreicht werben. Das K. Cabi⸗ 
ned war auf den Vorſchlag einer freien Berathung in formlofer Gonferenz nicht eingegans 
gen, hatte Anſtand genammen zur Wiedereinfekung der Bundes⸗Merſammilung einzuladen, 
und hatte zu einer außerorbentlichen Plenar⸗BundeseVerſammlung mit der Behauptung 
berufen, daß dieſem Rufe zu folgen Pflicht fen. Das Mecht der Berufung und die Pflicht 
des Grfögeinena Tonnten nicht anerkannt werden. In der, mit der Zuſtimmung aller 
beutfchen Regierungen erlofihenen, Bundes⸗Verſammilung hatte der üfterreichiiche Geſandte 
den Vorſitz, außerhalb derſelben das öſterreichiſche Cabinet Fein Vorrecht. &8 konnte, gleich 
jeder anderen deutſchen Regierung, den Vorſchlag machen, die Bundes⸗Verſammlung wie⸗ 
der einzuſetzen, es Katie kein Recht, mit der Berufung zu dieſer die Pflicht, ihr zu folgen, 
aufgierlegen. Wozu aber Defterreich berief, war Überdies nicht die Bundes⸗Verſammlung, 
fondern eine fogenannte außerordentliche Plenar-Verfammlung, welche das Bundesrecht 
nicht kennt. Nach diefem bildet fich eine Plenar⸗Verſammlung nicht zur Berathung, nur 
zur Abſtimuumg üßer einen Gegenſtand, den der engere Rath erörtert Hat. Ein ſolcher 
muß einer Plenar⸗Verſammlung vorausgehen. Die preußiſche Regierung Tonnte ihre zu 
freier Berathung angewieſenen Bevollmaͤchtigten in bie, im Wiberfpruch mit dem Rechte 
berufene, von den Grundgeſetzen des Bundesrechts losgelöſte, und dennoch den Zwang 
defjelben in Anſpruch nehmende Verſammlung nicht eintreten laſſen. Gleiches wurde von 
einer beträchtlichen Zahl anderer deutſchen Regierungen erkannt. So wurde dem bie ſo⸗ 
genannte Plenar⸗Verſammlung nur von einigen deutſchen Regierungen beſchickt, welche in 
die Miüte ihrer Bevollmaächtigten den Geſandten einer Macht aufnahmen, mit der gerade 
fie den Frieden auch heute much nicht ratifieirt haben. 

Die Beraihungen der Verfammlung Haben damit geendet, daß eine Commiſſion vors 
flug, Die legale Plenar⸗Verſammlung durch Umwandlung in einen engeren Rath zu 
einem legalen Drgan werden zu laſſen, daß dieſer Worfihlag nicht angenommen wurde, 
wohl weil man erfannte, ein an fi illegales Bundes⸗Organ künne durch Feine aus ihm 
ſelbſn hervorgehende Verwandlung Legal werden, ımb da ein anderer Weg betreten 
wurde: der, dem Unteage des K. äfterreichifchen Cabineis auf Wiederherſtellung der Bun⸗ 
bei Beriunmilung ſelbſt ſich anzuſchließen, und jenes Eabinet um Vornahme der Einberus 
fung zu erſuchen. 

Der Plan, die deutſchen Regierimgen in eine fogenannte außerordentliche Plenar⸗ 


Berſanunlung zu ubchigen, und in dieſer bie Verfaſſungsfrage berathen zu Taffen, iſt fos 





nah aufgegeben werben. Das K. Cabinet ift nach feinem, ven ben ihm nahe 
den Regierungen gebilligten, Antrage vorgegangen. Es hat von den Ruckſichten abgıi 
welche es bis daher zurückgehalten Hatten, geradehin und ohne den Schein eine 
Weges, die am 12. Juli 1848 aufgelöfte Bundes-Verfammlung wieder zu berufen, 
der 8. Regierung in einer unter den 16ten d. DM. eingegangenen Note eine an fü 
liche Mitglieder des Bundes gerichtete Einladung mitgeiheilt, „ſich an der af 
1. September d. J. anberaumten Wiedereröffnung der Bundes = Verfammlung zu 
ligen“. Diefer Note ift Abfchrift einer Depefche des K. Minitter = Präfidenten an 
K. K. Sefandten in Berlin vom 14ten d. M., die frühere Eirenlar=Depefche ven 
Juli und ein Abdruck der Protokolle beigefügt, welche über die Berathungen de | 
nannten Plenar⸗ Berfammlung vom 7ten und Sten d. M. aufgenommen ware 
Wegen der Begründung des von dem K. K. öſterreichiſchen Cabinette eingeſch 
Wegs wird in der Note vom 16. d. MR. auf die eben bezeichneten Anlagen Bezug 9 
In diefen Anlagen wird die Behauptung aufgeftellt, 

dag die Bundes⸗Verſanunlung rechtlich zu beftchen niemals aufgehört habe; 
hieraus wird gefolgert, daß der K. Hof berechtigt fey, fie zu berufen, und es wink 
bon nicht zu trennen feyn, dag es Bundespflicht fey, diefem Rufe zu folgen. 

Es wird daher nachzuweiſen feyn, daß die Bemdes⸗Verſammlung nicht blos Ihih 
lich, fondern auch rechtlich zu beſtehen aufgehört hat, und daß feine Pflicht oma k 
Berufung zu einer Bundes⸗Verſammlung zu folgen. 

Es muß erinnert werden an dasjenige, was erſt vor zwei jahren geſcheha 
ihren Befchläffen vom 10. und 30. Mär, 1848 . hatte die Bundes⸗ Verſanmi 
Revifion der Bundes⸗ Verſaſſung auf „wahrhaft nationaler und zeitgemäßer" Gmit 
für unerläglich erklärt, und den Zuſammentritt der deutſchen National-Verfanmlu ® 
anlaßt. Diefe beſchloß am 28. Juni deſſelben Sahres ein Geſetz, durch melde: HF 
definitiven Begründung einer Regierungägewalt fir Deutfchland, eine proviſoriſche 
gewalt für allgemeine Angelegenheiten der -deutfhen Nation -beftelit, die Genkulml 
einem Reichsverweſer übertragen werden follte, und dieſer fie durch verantwarlift I 
nifter auszuüben hätte. Die befchloffene Verfaffungsform war unzweifelhaft di au 
eonflitutionelmonaxihifchen Bundesſtaats; ein foldjer follte an die Stelle des nm 
Vichen Staatenbundes treten. Proviſoriſch ſollte diefe Umwandlung nicht in den Cum 
ſeyn, daß nach Ablauf einer Zeit in den Staatenbund mit der Bundes⸗Verſaumlung P 
rückzukehren fey, fondern fie follte dauern bis zur definitiven Feſtſtellung ee), mi 
Proviforium auf gleicher Vaſis ſtehenden, Verhältniffes. Dieſe Abſicht iſt ummeii 
In dem Bundes⸗Staate war für die Bundes⸗Verſammlung eine: ftaatsreihtiche Srht 
nicht zu finden. Schon ihre Nichterwähnung würde das Aufkören ihres Behhei F 
Folge gehabt haben. Der dreizehnte Artikel jenes Gefehes lautet aber ausdridlic: ö 
dem Eintritt der WBirffamfeit der proriſoriſchen Gentralgervalt hort has Veſthah 
Bundestags auf.” Es iſt der Einwand erhoben worden, ba, 'obfaen jene Berti? 
deutſche Verfaffung unmittelbar betrafen, die. Rational Berfammlung fie zu ha 
eompetent geweſen fey. Die Unterfuchnng über diefe Frage kann volllommen auf # 
ruhen, denn wie es ſich damit auch verhalten möge, jene Beichlüffe Haben durch hu 
fhen Regierungen und ihr Verhalten ihnen gegenäiber,- volle rechtliche Kraft eilangt 
R. öfterreichifehe Regierung geflattete ©. K. H. dem Erzherzog Yahann bie Ude 
: der nu duch jene Beichlüffe gefchaffenen Heichövermefer-Würde, und erkannte Ihn m r 
Übrigen deutfchen Regierungen in diefer an. Am 12. Zuli 1848 begab fg © su 
ber Erzherzog Johann in die National-Verfammlung; im dieſer wurde Ihm Di * 
vom 28. Juni mit feiner Satzung über das Aufhoͤren des Beſtehens der Zul‘ e 
ſammlung vorgelefen, und Er gab, auf Die feierliche Aufforderung: bes Verſtende 
Erklaͤrung ab, uk 

„daß Er, indem Er das Amt antreie, dies Geſetz halten und hallen Ian MT 
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. Hütte die BVendes⸗Verſaumlimg ihren "Mökkteitt in anderem Sinne, imd nicht in dem 
eines Aufhocens chres Beſtehens fur alle Zeit mıfgefaßt, ſo wäre 88 ihre und der Re⸗ 
gierungen Pflicht geweſen, dies nach ſolchem Worgange klar autyufprechen und durch Vor⸗ 
u... zu ſtihern. Bon einem folchen if Feine Spur. 

Anm 20. Juni hatte die Bundes⸗Verſammlung auf Antrag des ® afterteichiſchen Ge⸗ 
fanbten S. K. H. den. Erzherzog Johann als den beglückwünſcht, melden die National⸗ 
Berſcanlung ſo eben im waͤrdigem feierlichen, Aete⸗ geteilt habe. In ihrer Sikung vom 
3: Zull 108 Hatte fie wine amtliche Mitthellung einer Abſchrift jenes Gefetzes vom 
SB. Zunt, ne irgend eine Aeußerung, zur Naͤchricht genommen. 

Aum 12. Juli teng der K. öfterreichifche Bundestags⸗Geſandte darauf an, S. K. H. 
Den Wezheryog einzuladen, nach Beendigung der Feierlichkeit in dee National⸗Perſammlung, 





An ver Diendec. Verſammlung zn erſcheinen, wm, wie es worilich heißt, „Die Ausübung 


Ber weifelkingsmäßigen BVefugniſſe mid Verpflichtungen, welche der Bundes-Verfammlung 
zugefkonben haben, und nummehr Namens der deutſchen Regierungen auf die provifbrijche 
Eentralgewalt zu übertragen, beziehungoweiſt in die Hände S. K. H. ala Verweſer des 
deriſchen Neiches zu legen ſeyn werden, entgegenzunehmen.“ Dabei wurde der bereitwil⸗ 
Yan Ukterflügung der Regierungen arsdvucklich gedacht. Dieſer Antrag wurde einſtim⸗ 
mig zum Beſchluß erhoben. In derſelben Stunde, in wilcher S. K. H. ver Erzherzog 
Afentlich und feierlich gelebt Haste, daß er das Gefetz halten und halten laſſen wolle, 
welches verkimdet, daß das Beſtehen ber Bundes⸗ Vetſammlung aufböte, führte eine Des 
suteaben der letzteren S. 8. H. In dieſe ein. Der K. K. oͤſterreichiſche Bundestags⸗ 
Geſaudte war es, welcher S. 8: H. anredete: „Die National⸗Verſammlung habe ©. K. 


H., Dr on ide erwaͤhlten Neicheverweſer, eben ihre Huldigung dargebracht.“ E. K. 


Hr UNE es in der Mode weiter, „treten an die Spitze der proviſorihen Centralgewalt, 


geſchaffen nach den Wunſche des deutſchen Volkes, um für die allgemeine Sicherheit und 


Wohlfuhrt des deutſchen Bimderſtaats zu forgen, feine bewaffnete Macht zu leiten, und 
Kite vblkerreätliche Bertretung auszuüben. Nach der Verfaffung Deutſchlands war bie 
VDandes·Verſanindung berufen und verpflichtet, Die Sicherheit und Unabhängigkeit unferes 
Vaterlandes zu wahren, den Bund in feiner Geſammtheit vorzuftelen, und das beſtändige 
Drgan feines Willens und Handelns zu ſeyn. Sie war berechtigt, für die Aufrechthals 
tung feichlicher und freundfſchaftlicher Berhäktnifie mit den audwärtigen Staaten Sorge 
au tragen, Geſandie bon fremben Machten anzunehmen, und im Mamen bes Bundes folche 
anı fle--afguortmen, Unterhanbinngen für den Bund zu führen, und Verträge fir denfelben 
abzuſchließen. Der Bundes⸗BVerſammlung war e8 überttagen, die anf das Militairweſen 
des Bundes Bezug habenden militaitiſchen Einrichtungen, ımb die zur Sicherſtellung feines - 
Gebietes erſordrelichen Vertheidiguugb⸗Lnſtalten zu beſchließen und zu itberwachen, fiber 


Krieg mia Feieden zu entſcheiren. Die Bundes⸗Verſammlung überträgt Ramens der 


dentſchen Neglerungen die Ausübung dieſer ihrer verfaffungämäßigen Befugniffe und Ver⸗ 
pflühtungen an die previſeriſche Gentralgewalt, fie legt fie ..... in vie Hände E. K. 
H. als des deutſchen Reichsvrrweſers. Die deutſchen Regierungen, die nur das 
wohlverſtandene Intereſſe des Volks kennen und beachten, fie bieten freudig die Milwir⸗ 
Fa; zu allen Verfügungen der :Seutralgewalt, die Deutſchlands Macht nach Außen und 

im nnern Grgründen und befeſtigen  follen. Mit Diefen Grtiktungen fteht die Bundes⸗ 
Verſammlung ihre bisherige Thätigkelt als beendet an.” 

Machdem demſelben Fireſten, welder unmittelbat vorher öffentti vor der Nation ges 
(ob Hatte, duß er daramf Halten und halten 'Taffen wolle, daß das Beſtehen der Bundes⸗ 
Berſanunleng aufhors, won dieſer etklart werben, daß ſie ihm Die Wehtgniffe, welche ihr 


. Übstiragen "geititien wäsen, Namens der Regierungen Übertrage, und fle ihre bisherige 


Thätigkeit als beendet anfehe, Mt von keiner deuiſchen Megierung ein Act audgegangen, 

woelcher auch nar entfernt angedeutet Hätte, daß fie mit ten Beſchlüſſen vom 28. Juni 

une 38. Inli nicht einwerſtanden ſey, und daß die Bundes⸗Verſammlung in irgend einer 
IL 180. 10 
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Brziehung eine’ rechtliche Exiitenz behalten, oder fpäter wieder aufnehmen folle. Im Se 
gentheil, das gänzliche Aufbören der Bundes⸗VBerſammmlung beföätigenbe Aete find ven alle 
deutichen Regierungen vorgenonmnen. Alle haben ihre Bundestags = Geſandien foicrt al 
berufen, und tie Mehrzahl hat Bevollmächtigte bei der proviferiiigen: Ceulralgewalt be 
glaubigt. 

Nach dieſem, durch den Lauf der Ereigniſſe verdunkelten, geſchichtlichen Hergange fan 
es einem haltbaren Zweifel nicht miterliegen, Daß durch dass Bundes⸗Beichluh vom 12. Jul 
1348, in Verbindung mit Allen, was ihm. norangegangen nind gefolgt If, das gaͤnjlich 
Anfhören des Beſtehens des Bundestages beabfiägtigt und, umter Cucczerſtaudniß aller dat 


ſchen Regierungen, herbeigeführt ifl. 


Dear Beichluß der National Verfammlmg vom 28. Zuni, nad: wehchem mit ta 
Eintritt der Eentralgewalt das Beſtehen des Bundestages aufhören ſolle, wor allen tus 
fchen Regierungen belannt, und num. erlärte, nachbeis das nmeue geſetzliche Organ ii 
Bundes, der Reichsverweſer, feierlich gelobt Hatte, daß ex dies haften und Halten lafın 
wolle, die Bundes⸗ Verſammlung, Memens der Regierungen, ohne alle -Refernation, tıj 
fie die Ausübung ihrer Hunctionen Ihm übertenge, und ihre Bisherige Täätigleit all w 
endet anfehe.. Hierin Liegt, formell und materiell unangreifbar, der Het: definitive All 
fung und Aufhebung des biöherigen Bundeb Organs. or 

Ein flaatörechtlichen Bedenken ſteht dem nicht emtgegen. Mom Beimer Seite il & 
bauptet worden und wird behauptet werden können, daß die Bundes⸗VBerſannnlung hıf 
den Beichluß vom 12. Juli die empfangenen Inſtructiegen der Megienngen üuͤberſchun 
habe. Die Wimmer Schlußaete erlärt im Art. 7. die Bundes-Verfanunkung für WE 
ftändige, verfaffungsnäfige Orgen des Willens und Händelns -deb.. Winde. Wii 
Beftimmung aber nur durch den einflunmigen Willen aller deutſchen Regierungen eñ 
giltige Kraft erhalten, jo verliert fie fie auch durch den einſtiinmigen Lille ale 
Regierimgen, und hat fie auf dieſem Wege verloren. Sollte aber befaupiet m 


- die Regierungen hätten zur Inſtitution der Bundes⸗Merſannnluug die Macht gehatt, mit 


zur Abolition, weil aus der erſteren die Ration auf das Forkbeſtehen der Bamndes⸗da⸗ 
ſammlung ein Recht erworben, fo würde im vorliegenden Falle die Frage ſich all", 
da die Nation durch dad Organ, welches auch von dem K. öſterreichiſchen Bunt 
Geſandten (in der Sitzung vom 29. Juni) das gefegliche genannt worden jhre voll 
menfte Zuſtimmung zu dem Aufhören des Beſtehens des Bundeßtagd ercheilt hai. 
Zwei Jahre hindurch iſt von feiner Seite ‘der leiſeſte Zweifel dagegen angeragt worte 
daß die Bundes⸗Verſammlung im Juli 1848 rechtlich und fastifch zu beſeehen aufgeht 
habe. Mehrere Regierungen haben das Geſetz vom 28. Juni A648 beſanders publiin 
unter andern die K. ſächſiſche, mittelſt Patents vom 17. November SEES, Der K. Mir 


reichiſche Minifter-Präfident bezeichnete daher auch bei den Verhandlungen über die © 


führung des Suterim, namentlich in einem Erlaß an den K. Geſaudten in Bern 1 
80. September v. J., die Bundes⸗Verſammlung wiederheit als die ehemalige, te 
Ausdru nicht ein proviſoriſches Aufhören, gleichem eine Wertagung, fordern eine I 
tive Auflöfing vorausſetzi. nn nn 

Als das Amt des Reidöverweiers feinem Ende fh nahte, und. er. denmdchft daft 
niederlegte, iſt von feiner Regierung, obne Ausnahme, weder von ben Mlegiermgen, u | 
jet in den Frankfurter Plenum die. Bundes: Verfanunlung abs rechtlich mie erleſchen ie 
trachten, noch von denen, welche fih von dem jogenannten Plenum frengehalien habe, 
darauf hingedentet worden, daß das Inſtitut der Bundes⸗Verſammlumg rechtlich noh be 
ſtehe, und das erledigte Amt zu übernehmen babe, eder daß fie auch ‚mr | 
ſtellen ſey. Alles erkannte, daß nur der einſtimmige, gemeinfanme Wille ein: meh Bondet⸗ 
Drgan fehaffen könne, und vereinigte fich über on ſolches 3 

Um -fo überraſchender tritt jept die Behauptung hervor, die Bundeso Verſammbng 
Gabe rechtlich zu beſtehen niemals aufgehört, und e& ſey Memdeupfliigk die Bambus Per 
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ſammlung als fortbeſtehend anzuerlennen. In den Anlagen der Rote vom 16. d. M. 
find von drei verſchiedenen Seiten drei berſchiedene Verſuche zur Ausführung dieſes Satzes 
enthalten: | 

4) Die erſte -Entwidelrng der Gründe iſt folgende: | 

Zunãchſt wird die Behaupumg aufgeftellt: meil Urt. 4. der Bunbes- Acte es als ei 
—8 ausſpreche, daß die Angelegenheiten des deutſchen Bundes durch eine Bundes⸗ 
Verſammlung zu beſorgen ſeyen, ſo ſey dieſe Norm noch immer geltend, würde es ſelbſt 
ſeyn, wen Die Bundeö-Werfammlung wirklich aufgehoben worden, und Die Bundesglieder 
wirden in ſolchem Kalle Die Pflicht zur ſchleunigſten Wiederherſtellung haben. 

Diefer Satz ſpricht and, Daß die deutfchen Regierungen, welche jenes Grundgeſetz ges 
geben, feine Befugniß gehabt haätten, es wieder aufzuheben; er tulderipricht der bekannten 
Rechitsregel, daß Geſetze won derſelben Autorität und. unter denſelben Maßgaben aufge⸗ 
‚hoben werden können, unter welchen fie gegeben worden. Faßt man aber jenen Artikel 
unter den Begriff einer Vertragsbeſtimmung, fo. ift eben fo "bekannt, daß der übereinflims 
mende Wille der Pariseenten jede Vertragöbejlimmung aufheben kann. Im Uebrigen 
mag wegen jener beweißloien Behauptung auf das ſchon oben deshalb Bemerkte Bezug 
genommen werden. 

Es wird fortgefahren: der Fall, dieſe allgemeine Verpflichtung geltend zu machen, 
liege nicht wor, weil durch keines der den letzten Jahren angebörigen Greigniffe ein Mos 
- ment dargeboten werde, aus welchen man zu entnehmen. befugt wäre, daß bie rechtliche 
Eriſtenz des bundesgeſezlichen Organs aufgehoben fen; nur thatfächlich habe die Bundes- 
Verſammlung durch die zerflörenden Bewegungen des Jahres 1848 zu beflehen aufgehört. 

Hierauf iſt zu erwiedern: jener rechtliche Dioment der Aufhebung der Bundes Vers 
ſaminlung war der von ihr ſelbſt am 32. Juli 1848 ausgeſprochene Wille der Regie⸗ 
rımgen, über deſſen Bedentung der oben erwähnte geichichtliche Zuſammenhang Teinen 
Zweifel laͤßt, ein Beſchluß, in der feierlichften Weiſe ohne allen Vorbehalt erklärt, unter 
Umſtänden und nach Vorgänger, welche jede andere Auslegung ausfchließen. 

Die bier beftzittene Ausführung erkennt in den Bundes⸗Beſchluſſe vom 12. Juli 3848 
ein ſolches vechtliches Moment nicht an, weil die Bundes -Verfunmlung nur die „Außs 
Akung verfaffungsmäßiger Befugniſſe und Verpflichtungen an die proviſoriſche Centralge⸗ 
walt übertragen habe, nud Die Beendigung ihrer Titigfeit nur eine Folge diefer Uebers 
tragung geweſen fe. Jene Beendigung ber Thätiglät hange mit der ‚Ausübung der . 
Befugniſſe“ fo nochwendig zuſammen, daß wenn die, Ausübung“ in der anderen Hand . 
aufböre, dem Wiederbeginne in der eigenen nichts. entgegenftche. Es komme deshalb 
Alles darauf an, was bie Uebertragung der „Ausitbung eines Rechtes“ bedeute. Diele 
fe keine Berzihtleiftung, nach weniger Tünne „die rechtliche Eriften, des Inhabers bes 
HNechtes dadurch als vernichtet angeſehen werden, daß er die Ausubung ſeineb Rechted 
nbertrage. Mur von der eigenen Ausübung teete der Inhaber zurück.“ Dies gelte um 
fo mehr, als die Uebertragung nur an- ein proviſoriſches Drgan, und mithin auch nur Pros 
u geſchehen fen. 

Gs iſt bedenklich, da, wo die Thatſachen laut werden, b wie e8. in biefer Ausführung 
geſchieht, die Worie zu drücken. Wie verträgt ſich, wenn man zu ſolcher Snterpretation 
greift, wit ihr, daß in der befchloffenen Anrede überall von echten, Pflichten und 
Funciionen die Rede if, welche zugeſtanden und. obselegen haben, nicht, welche zuſtehen 
und. obliegen? 

Wie wenig Machdeuck und Vedeutung man am 12. Juli 1848 auf das Wort 
„Aubühung“ legte, welchen jet nachträglich eine ‚entfcheidenbe Kraft beigemeflen werden - 
ſoll, zeigt, daß eben ber, welcher ſich dieſes Wortes in der Anrede an ben Reichsverweſer 
Bediente, der 8. öſterreichiſche Bunbeiags«Befandte von. Schmerling, bei einer gleich wich 
tigen, ganz denfelben Gegenftand. betveffenben Veranlaſſung jenes Wort nicht gebrauchte. 
Qi rin Mio son; akiben Lage: Hinbigt er. bad! Geeigniß, ——— ber fremden 
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Mächte nachfiehend an: „In Folge dieſes letzten Actes Hat Die Bandes Merfanınlun 
die ihr - verfaffiungdmäpig zuftebenden VBefugniffe und Verpflichtungen, Namens der von 
ihe vertretenen Regierungen, auf die fir Deutſchland eingefegte proviſoriſche Centralgewall 
übertragen.” Hier fehlt dad Wort „Ausübung.“ Iſt es denkbar, daß es bei ſolche 
Veranlaſſung ausgelaſſen worden wire, wenn ihm damals die Wichtigkeit gegeben wär, 
welche ihm jetzt nachträglich beigelegt wird? | 

Es fommt aber darauf, ob dies oder jenes Wort richtig gebraucht worden, gar nik 
an, Es Lönnte ſogar zugegeben werden, dab, genan genommen, mir von der Uebern⸗ 
gung der Ausuübung von Rechten gefprochen werden konnte. Daß ganze Argumint be 
ruht nämlich auf einem Mißverſtändniß über das Nechiönerhältuig. ; GB wird angencı: 





‚men, dag die Bundes-Berfammlıug der „Inhaber“ von Rechten geiwejen ſey, welche fi 


nicht verlieren könne, wenn in dem, welchem fie die Ausübung uͤhertragen, wie daͤbiglei 
zu Diefer erldiche. Die Bundes⸗Verſammlung bitte aber. überall gar Leine eigenen Reit, 
fie hatte felbft als ein Organ der Regierungen, mir die „Uusühmg‘‘ won ſolchen, dem 
Suhaberin nicht fie war, jondern deren Juhaber die Megiemingen woua. 

Wenn fie die ihr übertragene Ansitkung von Rechten wiederum anderen Händen zu 
Ausübung übertrug, fo gab jie Alles weg, was; fie ſelbſt beſaß, und gab ſich eben dan 
rechtlich und faetiich ſelbſt auf. Cine rechtliche Exiſtenz als Irhaberin jener Rechie fe 
hielt fie nicht, eben weil jene Nechte nicht ihr, der Mandatarin, jondern dan Regienumge, 
den Diandanten, zuftanden. Wenn die Ausübiunmg des proviſoriſchen Werwaltens aufkir, 
gingen die Nechte felbit. freilich nicht unter, jte fielen allerdings zurück, aber nicht um 
früher beauftragtes Organ, jondern au die Mandanten, die Regierungen. Dies iſt dan 
auch nach dem Zurücktreten des Reichsverweſers der Fall gemein, und die Regie 
haben fich anderweit über ein neues Bundes-Drgan geeinigt. Selle aber die Meinm 
dic jegn, — welcher dann freilich der genanere Ausdruck fehlte — Die Bundes⸗Verſum 
lung jey das dauernde Organ für die Ausübung von Vundedrechten, fie habe nur prott 
ſoriſch dieſe Ausühumg übertragen, und diefe müßte, nach dem Geldſchen Des, Proviſerium 
an fie zurückfallen, fo wäre ‘dabei. überſehen, daß die Bunhes-Verſauulung fir M 
gar nichts übertragen hat ımd nichts übertragen Tennte, ſanden daß bie. Leber, 
teie der Sache, fo auch den Worten nach, „Nawens der PRegierungen‘ ftattfan, m 
daß nach dein Erlöſchen eines Proniisrinmd wicht der Bandeks Berfnunkmg ohne Br 
teres die Wiederaufnahme der Befugniſſe, ſondern ben Regierungen, welche einſtinng 
ihr die Geichäfte abgenommen haben, die freie, durch Feine. Majorität zu bindende En: 
ſchließgung zufteht, ob fie jene Geſchäfte einer Bundeqa Beasunlung imigder übertrug 
wollen oder nicht. | | 

Mit dieſen Cab ſinkt die ganze Argumentation zuſammen. Wenn zum md bo 
hauptet wird, der Bundes⸗Verſammlung ſey auch waͤhrend des Paeuiſonuns die GUY 
legislatoriſche Wirkſamkeit geblieben, ſo lann man- wis Naht. fragen, wo dan bie Dur | 
de Verſanunlung geweſen, welche fie hätte üben follen? Als Grund, daß fie nicht ge 
übt, werben in der beftrittenen Ausführung die Uebergriffe der Natlonal⸗Werſammlu 
bezeichnet, aber wenn cine Bundes - Beriauumfung üborall noch erißent geweſen wire, 
hätten gerade dieſe Uebergriffe Grund eiuer Wirkſamleit werden müſſen. is die Ib 
Iaterifche Tätigkeit fehlte od in jenen Dait an einen gefegkichen Organ, wie es ud 
heute noch daran fehlt. Es iſt aber vicht ſchlüſſig, bayaub, Def. für. einen.Khel der 2 
tigkeit eines untergegangenen Drgand ein anderweites nicht beſtellz werden, folgens F 
wollen, daß jener Untergang fekbft nicht flattgefimben Habe, wenn eu ſonß umala”” 
fl. Dieb aber ifk et, wem, wie in der obigen Darfbelbung, der Beſchit von 12: Sl | 





- VERB in feinem ganzen geichiägilichen Zuſanunenhange betrachtet wird 


Ein ante Gmmd wid in der Sefättenen Hußflhrg nad dem 5 & de 6* | 
vention vom BO. September v. I. eninqumen. Ge lautet: on. 
„NBäßsenb des Spierimd Bleibt hie deiuiſche Merfoffunginlliigeiagenfiit da ſreics BER 
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dauung der eingelnen Staaten ühetlafſen. Daſſelbe gilt ‚von den nach A. 4 der 
Bunde» Acte dem Blemm der Biundes⸗Verſanunlumg zugewieſenen Ungelegenheiten.” 
Hieraus ſoll folgen, daß, weil dies. nur während des Interims gelte, nach Ablauf der 
für daſſelbe geordnoten Zeitfrift notktwendig Dad Gegeniheil eintreten müſſe. Wollte man 
den Schluß e contrario zulaffen, ſo würde er nicht, wie willkürlich vorausgejetzt wird, 
Die Rückkehr in den alten Bundes - Organismus als Nejultat geben, Der. Schluß e con- 
trario exweiſt ſich aber ald unſtatihaft, denn er mürde dahin gehen, daß die Verfaſſungs⸗ 
Angelegenkeit nad den Ende des Juterims nicht weiter der freien Vereinbarung übers 
Iaften feyn_jolle, während grundgeieglich Leine Verfaffungs Veränderung ohue alljeitige 
freie Zuflimunung zu irgend einer Zeit flattfinden darf. Der klare Sinn jenes. Satzes 
Bat eine: ganz andere Bebeutung. Die im 8. 4. der Eonvention ausgeſprochene Abſicht, 
das Interim nöthigenfalls über die wipriingliche Friſt zu verlängern, zeigt, daß der Ge⸗ 
danke zum Grunde lag, das Interim. werde dauern, bis eine definitive Cinigung über bie 
Verfaſſung zu Stande gekommen ſeyn werde. Da die Compeienz der Central⸗Commiſ⸗ 
ſion die Verfaſſungs⸗Angelegenheit und die dem Plenum vorbehaltenen Geſchäfte nicht 


umiaßte, und es nicht in der Abſicht lag, fix beides gar keine Varkehr zu treffen, fo 


wurde bie Beſtimmniug des 8. 3. Der Convention getroffen. Ueber das, was nach Ab⸗ 
lauf Des Inlerim geſchehen werde, ‚hat dadurch nicht entjernt vorgegriffen merken ſollen. 
Der Werth dieſes Argumentes kaun nach ben Vorſtehenden auf ſich beruhen. 

2) Bine anderweite, in den Anlagen enthaltene Ausführung beicifft meſentlich Die 

politiſche Seite der Sache, welche nicht Gegenſtand diefer Denkſchrift if. Jene Augfüh⸗ 
rung. ſchließt fich den Hier widerlegien Gründen an, und bringt nur beiläufig aisene, von 
ihnen verſchiedene bei, 

Der erſta ift der, es werde unerſchütterlich an dem Grundſahe fefigehalten, daß das 
Defishen des deutſchen Bundes ohne eine Verfaffung und ohne ein geweinſames Organ 
nicht denkbar ſey. Hiernach müſſe man es aber zugleich als eina Pflicht aller Genoſſen 
dieſas, als unaufloöslich erklärten Veveines betrachten, Die vertxagamäßig eingeführte Ver⸗ 
faffung fa lange anzuerlennen und zu beobachten, bis auf gefeplichem Wege eine neue 
zı Stande gelommen ſeyn werde, und nicht minder dafür. Sorge zu tragen, daß ber 
Bumd eines rerhunäßigen Gentral-Organs nicht enthehzre. Ohne, die, Erfilllung dieſer bei- 
den uncxlaßlichen Mebingungen der Criſtenz bed Bundes, jey auch eine Anerlennung der 
Giltzgkeit der Bundeöperträge-und der aub ihnen bevangegangenen Rechte und Pflichten 
nicht denkbar, ha die Bundes⸗Verfaſſung den Inbegriff Dieter Rechte und Pflichten feſtſtelle, 
und die Galtendmachung der einen, mie Die Cefüillung der anderen mc durch daB ver⸗ 
faſſungemahig⸗ Qgan bei Willens und. Handelng bar Geſammiheit geñchert zu warden 
vermöge. 

Schen des Murberiag dieſer Augafühtuug, daß das Baſteben bei deuiſchen Bundes 
ohnq ein, gameinſapres Oraan feines Will ars und Handelns nicht denlbar fg, iſt unrich⸗ 
ig. Die. Geſchichte widerlegt ihn. Der Reuifhe Bund hat vom. Juni 184 bis zum 
Herkni 1848, beſtanden, ahne eine Dundeas Verſammiluig, ohne ein gameinſames Organ 
ſeiaes Willens md Handelns. Deſtexreich hat, wie alle übrigen Regietungen, in dieſer 
ganzen Zeit bie Giltigkeit der Bundesverkraͤge und der aus ihnen herporgegangenen Rechte 
und Pflichten anerkanni. Die Behauptung, daß ahne Dundes⸗Organ die Criſtenz bes 
Bundetz. und die Anerkennuug der Bundes⸗Verräge undenkbar ſey, erweiſt ſich alſo, da 
der Bub unter Anacleunung der Bundes⸗Verträge ſehr geraume Zeit hindurch ohne 
VHundeanaOxgan wirklich exiſtirt Hat, thaiſachlich als nichtig. Es darf hiexnach nicht erſt 
auf die zweite Hälfte bes Zahızs 1840 hingewieſen warden, in melcher der Bund gleich⸗ 
falle oe. gemeiniſames Oxgan war. Aber auch der anders Theil dieſes Vowerſatzes, 
daß der deutſche Nund ohne Verfaffung. undenkhar fe, iſt unzichkig. - Die Veſtimmungen 
der Hundesacte zerfallen, wie Die Kt. Rogierung darauf mehrfach hingewieſen hat, bı ſolche, 
welche lediglich völlerrechtlicher Beſchaffenheit find, und ſolche, welcho die innen Ver⸗ 
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daß das miünchener Cabinet feine bundesfeeundlichen Gefinnungen, wie bei jeder Gelegen⸗ 
heit, fo auch bei der gegenwärtigen zu beihätigen gern bereit ſeyn werde. 








Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, daß, wenn auch das einzufeßende Shit 


gericht nach den, im 8. 8. der mit dem 1. Mai d. J. erloſchenen Liebereinkunft vom 


30. September v. J. enthaltenen Beſtimmungen zufammengefeßt wird, umd die buch 
daffelbe zu enticheidenden ragen zu Verhandlungen in Beziehung fteben, melde in 
Schooße der gleichfalls nicht mehr in allgeinein anerkannter und rechtlich Kegrlinveter Wi: 


ſamkeit ftehenden Bundes⸗Commiſſion eröffnet worden find, hieraus eben fo wenig itgend 
welche Folgerungen auf eine längere oder ernenerte Geltung der Uebereinkunſt vom D. 


September, ald auf die Rechtsmäßigkeit oder Nothwendigkeit eines ferneren Beltandet 
der Bundes⸗Commiſſion abgeleitet zu werden vermörhten. 

Nicht minder dürfte es ſich von ſelbſt verſtehen, daß wor erfolgter ſchiedsrichterliſe 
Entſcheidung, bezüglich der von Preußen in ſeiner Depeſche vom Aten d. angerepin 
und in gegenwärtigem Erlaſſe aufgezählten Fragen, von Feiner Seite ümd in keiner Vit 
einſeitig vorangegangen, oder etwas verfügt und unternommen werden fönne, tab m 


dieſen Fragen in Verbindung jteht. 


Mir hoffen, Daß das K. preußiſche Cabinet aufrichtig Die Hand daju bieten wih, 
damit der Weg, welchen es und felbft vorgefchlagen Hat, zur Ausgleichung führe. 

Demgemäß müffen wie aber auch wünfchen, daß die gereizte Stimmung, melde fd 
in den letzten Mittheilungen des berliner Hofes kund giebt, einer ruhigen, bejommm 
und unbefangenen Erwägung der Verhältniffe weichen möge. 

Em. haben dem Freiheren von Schleinig eine Abfchrift gegenwärtiger Depik, h 


. wie der Bier mitfolgenden, die Beziehungen des dermaligen Vice⸗Gouverneurs der Bi 


desfeſtung Mainz zu feinem Hofe betreffenden Denkſchrift mitzutheilen, und mir die Ju 
hierauf zugehende Erwiederung mit thunlichfter Befchleunigung zugehen zu made 


Die in obiger Depefche angezogene Denkfchrift Tautet:. 


Das Reglement der Bundesfeftung Mainz vom 27jten Septenber 1832 band 
die Bälle, in welchen dad Feſtungs-⸗Gouvernement bei dein oberften Bundes⸗Organe dr 
zeige zu erftatten, oder Weifungen einzuholen bat. (Vide 8$. 16, 18, 19, 9, 4, H, 
87, 88, 93, 95, 102, 120, 130, 132, 134, des Beftungs-Neglements.) 

Außer dieſen Fällen hat das Feſtungs⸗Gouyernement nach der Bundeögejehgeh 
um Allgemeinen und nach den befonderen Vorjchriften des Feſtungs⸗Reglements, fein Anl 
zu handeln. Wo aber beide nichts beftimmen, ift diefe Behörde unzweifelhaft bett 
nach Erwägung ber Umftände und hierauf gegründeter Ueberzeugung ſelbſt zu enhſchede 
und vorzugehen. 

Der Durchzug von Bundeötruppen durch die Bundesfeſtung Mainz und deren Anm 
gehört nicht zu den Fällen, in welchen von Seiten des Feſtungs-⸗ Gouvernemenis m 
Anzeige an die oberfte Bundesbehörde zu erflatten, oder deren Weiſung einzuholen d 
vielmehr werorbnet der $. 38. des Feſtungs⸗Reglements ausbrüdlich, daß derlei Dar 
züge nur mit Wiffen und Willen deö Gouverneurs und Feſtungs⸗ Commandanten ker 
finden können. 

Soll num dieſe Beſtimmung irgend einen Sinn haben, fo muß zugegeben were 
dag das Feſtungs⸗ Gouvernement, defien Enticheidung Die Frage, ob der Durchzug im 
Truppen zu geftatten fey, vorbehalten ift, dieſe Entſcheidung auch wirklich nach eigenen 
Ermeſſen treffe, und biefelbe auch aufrecht exhalte, fo Lange fle nicht von der oherfe 
Bundesbehörde abgeändert wird. 

Welche Momente follen aber bis dahin für die Mitglieder des Feſtungs⸗Gouvern 
ments maßgebend ſeyn? 


Die Bundesgefehgebung, und wenn biefe nichts anorduet, bie perſohnliche Anſich De 


Geuverneurs und des Bellunges Gommandanten, 
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herſtellwig vrechtlich nothwendig. Es waltet hierbei derſelbe Jerthum ob,- der fchon- oben 
in anderer Beziehung hervorgehoben worden, der Irrthum, als ob die Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung die Trägerin eigenen Rechtes geweſen ſey. Namens der Regierungen übergab 
fie, lediglich als ein Drgan, Die ihr anvertrante Gewalt dem Neichöneriweier, mit Zu⸗ 
ſtimummg der Regiernngen übergab der Reichinerwsefer, was er erhalten, der Bundes⸗ 
Eentral⸗Commiſſion, und diefe wird zu feiner Zeit Die überfommenen Rechte und Pflichten 
Dem Drgan zu übergeben haben, über welches für Diefen Zweck der übereinſtimmende 
Wille aller Regierungen ſich vereinigt. Das, Organ felbft ift, rechtlich betrachtet, das 
Nebenſachliche; weſentlich iſt der übereinſtimmende Wille aller Regierungen. Gr bat 
nicht gefehlt, als der Reichsverweſer das Amt übernahm, nicht gefehlt, als es in die 
Hände der Bundes⸗Gentcal⸗Conuniſſion überging, und es wäre ein folgenſchwerer Rechts⸗ 
bracch, wenn es ohne den üͤbereinſtimmenden Willen aller: Regierungen an em anderes 
Drgan, es ſey dies mm ein neues oder ein willkürlich wieder hervorgerufenes, übertragen 
werden follte. 

In dem Vorftehenden ift der Nachweis geführt, daß die Bundes Verfammlung nicht 
blos thatſachlich, ſondern auch rechtlich aufgehört hat, zu beftehen, und. daß die Cinwen⸗ 
dungen fänmtlich unhaltbar find, welche dagegen erhoben worden. Jede Bundes⸗Regie⸗ 
rung Bat das Necht, an die übrigen Ten Antrag zu richten, ſich dariiber zu erklären, 
oh fie in die Wiederherſtellung willigen wolle. Seine aber bat das Recht, eine Bun⸗ 
beö-Berfammlung audzuſchreiben; und wenn dies geichehen, und wenn es mehr ſeyn ſollte 
als der Verſuch, die Meinung der Bundesgenoffen über ihre Zuftimmung oder Verwei⸗ 
gerung zu erforichen, wem der unberechtigten Ausſchreibung die Anwendung von erkofches 
nen Zwangsvorfchriften folgen follte: fo witrde Diet, fo fern anch die Vorausfegung liegt, 
an Bruch) des Bundes Rechtes In; welcher dieſes ſelbſt in feinem ganzen Umfange in 
Frage ſtellen müßte. 

“| Das Schwurgericht zu Darmſiadt erklaͤrt einen Theilnehmer der badiſchen Revolte 

für nicht ſchuldig. 

5. Enthüllung der Statue. Herders zu Weimar. 

6. | Eröffnung ber kurheſſoſchen Staͤnde⸗Verſammlung. 

. | + Merander Graf zu Dohna auf Finkenſtein. 

Anordnung ‘des’ k. baierſchen Kriegäminifteriums, vier Bataillone nebft eben- fs vie⸗ 
len Schwadronen bei Aſchaffenburg zu concentriren. 

Antworts⸗Adreſſe ber kurheſſiſchen Stände-Verfammlung. : 

„Königliche Hoheit! Durch den mit Eröffnung des Landtags beauftragten Commiſſar 
haben E. K. H. die zuverſichtliche Hoffnung ausſprechen laſſen, daß unſere Thätigkeit 
eine ſegenbringende ſeyn werde. Auch wir hegen die Hoffnung, und wünfchen nichts 
ſehnlicher, als der Staats⸗Regierung die Unterſtützung gewähren zu können, welche die 
Möglichkeit eines gemeinſchaftlichen gedeihlichen Wirkens auf der Bahn der Verfaſſung 
und der regelmäßigen Ordnung bedingt. Wir können und dürfen aber nicht verhehlen, 
Daß das unmöglich ift, fo lange E. K. H. von Männern berathen find, welche des all 
gemeinen Vertrauens entbehren. Es ift unfere heiligfte Pflicht, E. K. H. im Namen 
des Volles, das wir vertreten, offen zu erflären, daß daſſelbe in ber Berufung des ges 
genmwärtigen Minifteriumd eine Erfüllung der Zufage vom 11. März 1848 nicht erblickt, 
einer Zuſage, Durch welche das Volk die Tängft erfehnte Beendigung ber feit 1832 
zwifchen Regierung und Stände-Berfammlung vorgefommenen Verwidelungen herbeige⸗ 
führt glaubte. Wir wiederholen daher das von der verigen Stände = Verfammlung ges 
gen das jegige Miniſterium auögeiprachene Mißtrauens⸗Votum, und billigen, was ber 
bleibende Ausſchuß E. K. H. dariiber vorgeftellt hat. Wäre über das Urtheil des Lan⸗ 
des nach den Ausſprüchen der vorigen aufgelöſten St.B. irgend rin Zweifel geblieben, 
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feinem Hofe zugegangenen Weifungen einzubaltende: Benehmen, und fomit auch nicht 
gegen die Grihellung diefer Weifung ſelbſt, erhoben zu werben vermögen. 
Beide find im vollen Einflange mit der Bundes⸗Geſetzgebung. 
Daß dem fo ſey, erhellt nicht mır aus Vorſtehendem, fondern auch aus der Faſſung 
des von dem jeweiligen Vice-Gouverneur der Bundesfeſtung Mainz zu leiſtenden Eite. 


Durch denſelben gelobt er: 


„Dieſes Amt allein im Intereſſe des Bundes und zu deſſen Vertheidigung führen, 


„dad vom Bunde für die Feftung angeordnete Reglement getreulih ke 


„obachten, auch allen Anweiſungen des Bundes, welche derfelbe entwerer durd 
„die Bunded-Berfammlung, oder durch die Bejondere zur Berückſichtigung und Leitz 
„Der Buntesfeftungs= Angelegenheiten von ihr ermählte Behörde ertheilen wird, jeder: 
„zeit pünetlich Folge leiften, und fich weder durch irgend eine Rüdjidt 
„noch durch ein Verhältnig, namentlich zu einem einzelnen Bumbeölar 
„Davon abhalten lafien zu wollen!“ 

ft aber in dem gegebenen Falle dem Bice-Gouvernanr F. M. L. v. Merkui 
von der k. Regierung zugemuthet worden, das Weftungs= Reglement zu verlegen, wilis 
die Entfcheidung von dein Willen des Feſtungs⸗Gouvernements abhängig macht, A 
gegen die Befehle der Bundes-Eommijfion zu handeln, deren Geboten F. M. L. v. Rır 


- ten im Gegentheile Folge zu leiften angewiefen worden ift?: 


Daß aber der Bice-Gouverneur, trog des Commifjions-Beichluffes vom 17. Juli, at 


| der ihm zuſtehenden Befugniffe berechtigt ſey, die Erlaubniß zu weiteren Durchige 


babifcher Truppen zu verweigern, und es zur Befeitigung feines Verbotes einer na 
Weifung der Bundess Commiffion bedürfen würde, geht aus dem Umſtande heruer, I 
die Weifung, welche diefe Behörbe am 17. Juli erließ, fih nur auf bie ba 


Feſt ing 6⸗Gouvernement angemeldeten Bataillone bezog. 


Das badiſche Kriegeminifterium Hatte mit dem, erft am 16. Juli, nachdem In at 


- Zruppen= Transport bereit8 durch Mainz paffirt war, an das Feſtungs⸗ Gone 


gelangten Schreiben vom 18ten, die Durchzugsbewilligung für zwei Bataillon: m 
gefucht. | 

Diefes Schreiben lag der Bundes-Commiffion bei ihrer am 17. Juli Statt gefabtn 
Verhandlung vor, und mit außdrüclicher, in dem Situngs= Protokolle enthalten 2 
zugnahme auf das in demfelben geftellte Anfuchen verfügte fie: „daß jenem Du 


. zuge fein Hindernig entgegenzuftellen ſey.“ 


Ebenſo Har geht Die Bedeutung des Commiſſions⸗Beſchluſſes aus dem Exlaffe mi 


Feſtungs⸗Gouvernement hervor, Durch welchen demfelben befannt gegeben mid: 
vom badifchen Kricgs- Minifterinm angefuchten Durchzuge badiſcher Truppen kein $* 
derniß enigegenzuftellen fey.” 


Es ift aber nur für zwei Bataillone die Bewilligung zum Durchzuge angefeh | 


worden. 

Ohne gezwungene Auslegung vermächte diefer Beſchluß um fo weniger auf alle m 
lichen künftigen Durchzüge badifcher Truppen ausgedehnt zu. werben, als berfelle u F 
nem letzten Sabe, noch überbieß die Unordnung enthält: „diefe Angelegenheit zur Ra® 
niß der hohen Regierungen von Defterreich und Preußen zu bringen,” was auch eu 
teiſt eigenen und förmlichen Protokoll-Auszuges geſchehen iſt, wie dies jedes Dal 
Fall zu ſeyn pflegte, wo bei den beiden Höfen weitere Entſcheidung, durch Wereinban 
unter denfelben, vorbehalten wurde. 0 u 

Unter folcden Umftänden Tonnte daher der Vice-Gomverneu von Seiten feine J 


gierung auf die Wichtigkeit und Bebeutmg der vorliegenden Frage, und auf de iſe 


durch das Bundes-Reglement zugeftandenen Befugniffe aufmerkſam gemacht werden 
Da übrigens gegen den Inhalt diefer „Welfungen“ nichts eingewendet zu werden" 
mag, und bie 1. Regierung in der Sache vollfommen in ihren Rechte it, bill 
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diefelbe gewiß gerne bereit finden laſſen, das Wort preißzugeben, und für Die Belerungen, | 
welche fie dem Vice⸗Gouverneur F. M. 2. v. Mertens ertheilt hat, jebe beliebige Be- 
nennung, welche ihren Bundesgenoſſen minder anftögig feyn dürfte, anzunehmen. | 


12.:| Das Berliner Schwurgericht erflärt zwei Mitglieder der vormaligen preußiſchen Na— 
tional= Verfammlung, welche den berüchtigten Stener-Berweigerungs-Beihluß und Ä 
die darauf bezügliche Proclamation verbreitet, für nicht ſchuldig. 


13. | Der 8. preußifche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten an die Gefanbtfchaft 
zu London. 

Der K. großbritannifche Geſchäftsträger, Herr Howard, hat mir eine Depefche de 
Staatsſecretärs für die auswärtigen Angelegenheiten mitgetheilt, wovon ich Abſchrift bei- 
lege. *) Ew. wollen aus berjelben erfehen, daß der K. großbritanniſche Staatsſecretair 

den Wunfch. ausdrückt, die K. Regierung wolle mit allen ihr zu Gebote ftehenden. Mit 
teln auf Die Statthalterfihaft im Herzogtum Holftein einwirken, um dieſelbe zur Einſtel⸗ 
fung der Feindſeligkeiten zu vermögen, welche er als eine Verlegung des Vertrags vom 
2. Juli d. J. bezeichnet. Die K. Regierung läßt dem angelegentlichen Wunſche des 
K. großbritannifchen Staatsſecretärs, dag dem Blutvergießen ein Ende gemacht, und der 
Friede auch in den Herzogthümern hergeſtellt werde, gern und in vollem Maße Gerech- 
tigkeit widerfahren; und fie theilt diefen Wunfch aufrichtig, wie fie denn dieſe Gefinnung 
vielfach zur. Genüge auch durch die That: bewährt Hat. Sie muß aber zumächft darauf | 
hinweiſen, daß fie Feine andern Mittel befigt, ihren Einfluß geltend. zu machen als bie 
Githeilung ihres Raths nach beiden Seiten bin, da ihr Feine Befugniffe anderweitiger 
Einwirkung auf Die vom Bund in Holftein eingefeßte Regierung zuftehen. Sie würde 
fein Recht haben, namentlich vor erfolgter Ralifiention des Friedens durch den deutſchen 
Bund, die Statthalterfchaft für die Verlegung deffelben verantwortlich zu machen; und 
auch nach erfolgter Ratification würde dies immer mır im Namen und fpeeiellen Auftrage 
des Bundes gefchehen können. Daß eine ſolche Ratification bis jet nicht erfolgt iſt, 
bedauert die K. Regierung aufrichtig; fie darf aber voransfegen, dag es dem K. großbri⸗ 
tannifchen Staatöfecretär nicht unbekannt fey, wie die Schwierigkeiten, welche fick derſelben 
bis jeßt entgegengeftellt haben, nicht von Preußen, fondern vielmehr von. gahz andern 
Seiten; und aus ber Sache ſelbſt fernliegenden Gründen ausgegangen ſind, wie Preußen 
vielmehr Alles, was in ſeiner Macht geſtanden, gethan hat, um mit eigener Selbſtver⸗ 
leugnung dieſelben aus dem Wege zu räumen. Die K. Regierung würde demnach zu 
einem thatjächlichen Einſchreiten in Holſtein nicht berechtigt ſeyn, ſelbſt wenn ſie eine Cyen⸗ 
tualität ind Auge faſſen wollte, deren Durchführung gegen den, Durch eine Armee von 
mehr ala 30,000 Mann unterftügten Willen der Herzogthümer, die Aufſtellung eines Ar⸗ 
meecorps von eniſprechender Stärke erfordern würde — eine Anmuthung, welche der St. 
großbritanniſche Staatsjecretär fehwerlich an Preußen zu ftellen gemeint feyn Tann. Je⸗ 
denfalls aber muß fie eine jede, angeblich aus dem Friedenstractat für Preußen herzulei- 
tende Verpflichtung zu einem Ginjchreiten in den Herzogthümern, auf das Entichiedenfte 
ablehnen. Der einfache Einblick in den Tractat beweift, daß Preußen eine folche Ver⸗ 
pflichtung niemals übernommen bat. Die in der Depefche Lord Palmerſtons enthaltene 
Bezugnahme auf jenen Tractat Hat und daher nicht wenig überrajchen müffen, Ra es nie 
manden beſſer als der vermittelnden Macht bekannt feyn kann, daß der einfache Friedens⸗ 
ſchluß von beiden Seiten ausbrüdlich in dee Abſicht angenommen ift, den Ereigniffen 
freien Lauf zu laſſen, und die Ausgleichung zwiſchen den Herzogthümern und ihrem Lanz 
desherrn beiden Theilen ſelbſt, mit ausdrücklicher Nückficht. auf die Eventualität einer Ent⸗ 
ſcheidung Dich Waffengewalt, ‚anheimzuftellen. Breußen würde daher recht eigentlich 
feinen Verpflichtungen untreu werden, wenn es eine active Einmiſchung nach irgend einer 
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tralgemalt, nach Auflöſuug der National-Werfommlung an die beutfchen Megierungen u 
rückgeben wollte, und mir an fie zurückgeben konnte, einerſeits für alle deutſchen Regio 
' rungen die gebieterifche Nothwendigkeit, dem Bunde fehnellftens ein neues prottieril 
Drgan zu fihaffen, und andererfeits wenigftend für die würtembergiſche Regierung ie 
Unmöglichkeit vorlag, ftatt der aufgelöften eine neue National⸗Verſammlung zu Bein 
gung des deutfchen Verfaſſungswerkes fofort einzuberufen, gleichwie fie auch nach dem ned 
giltigen 8. 3 der Verfaffunge-Urkunde und dem Urt. 58. der wiener Schluß⸗Acte weder de 
techtigt,, noch verpflichtet war, gu einer ſolchen gemeinfamen deutſchen Angelegenheit, ix 
Einwilligung der Landed-Berfanunlung ee ; — daß 6) die wüurtembergiſche Regie 
4: up dutth: den wierier MBertedg vom 30. Beptepibet: 182) wodurch min auf kuhhe Ari 
an die Stelle des abtretenden Reichsverweſers eine neue proviforifche Ceutralgewall cine 
aſtht. wunde, age eine Bundespflicht erfüfkt, und. dadurch weder big, inftetembergiihe du 
desvexfaſſung, no. ſonſt ein Landeögefeg verlegt hat, ſofern insbeſondere auch die anf 
1, Iende Verfügung ber. Centralgewalt gegen das Poſtgeſetz vom 7. December 1848 jdn 
falls nicht eine Folge des wiener Vertrages war; daß endiich 7) die“ münchener Ude: 
einkunſt nur eine hoͤchſt bebingte Vereinbarung einzelner deutſchen KRegierungen J 
gewiſſe Vorſchläge zu einer neuen Verfaffung enthält, daß milhin, geſetzt ſelbſt, e& mir 
1:5, Den. dieſe Vorſchläge im. Kalle ihrer Verwirklichmig die; Würtembergiſche Verſaſſeng ie 
Iegen, doch nur ein entfernter, nicht ſtrafbarer Verſuch vorläge; aus diefen Grüne 
und unter Hinweiſung. auf bie zum Druck koumenden Abftimmpngen her einzelne, B 
Majorität und Minorität bildenden Gerichts - Mitglieder, erkennt der Stantögerihit 
daß die erhobene Klage als unbegründet verworfen feyn fol, und daß Fir die Kofla m 
Proceffed die Königliche Staatöfaffe einzutreten habe. +: 


aDer Borftend des kurheſſiſchen Finanz⸗Miniſteriums, ©. * Lometzſch, giebt m 
Entlaſſung; Miniſter Haſſenpflug uͤbernimmt einſweilen befen Sera mil, 
Ds des urfuͤrſten von Heſſen: | 
Es ſollen die ſanmtlichen, durch dab Binde bom.8. PR JM 
Br Der Staata⸗ Ausgaben Unſerem Einanz+ Miniſteciam übertobefenen Erien 
und Abgaben, ſo weit ſolche ſeit dem A. Juli J. J. nicht cingezagen find, anf den Sand 
ſdieſer Verprbnung, ſofort erhoben,. bis mit den, ſobald, als uni eimrbedaſaide Da 
ſtänden anderweite Vereinbarung getroffen iſt. 
| 8. 2. . Die zur Erhebung kommenden Steinen und Abgaben, ſowebl als bie in bo 
ee . mößßeit. der Ausfchreiben ‚Unferes. Geſammt⸗ Staatsminiſteriums vom. A, Juli l. J. be 
je reitß erhokenen, und deponirten Beträge der. indjrecten Atgehen find zu ben, ‚in dem 6 
: samen inanggefet feftgefchten MAyagadgıy zu. veayemden. =; 

8. 3. Unfere Minifterien haben bei der Verwendung: der. Stontsjmafen auf I 
; nplfipendigen. Ausgaben fich zu ‚beichränten, amd ‚ben nah Beſteitung folder. Aut" 
etwa fich ergebenden Ueberfhug als einen. Fonds, über: eiden —J Rab wemich⸗ 
—— —— seen werden foll, zu. afferuhun. . 
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5, ah. bes Seienben Hänbdifchen Auoſchuſſes in Kutheſſen: , od 
1, Durch Ans Finanz⸗ Geſetz vom 5. April v. 1J. mar der Gtants4Beharf für da? gi 
I. A849 ermitlelt und hewilligt. Deſſen Cemiktekug mub Werolkägung für eine [pi 
Belt Bat. nicht Battgefunden. Die. Megierung. hat, dies zu bewirken, nicht einmal Da 
Verſuch mit der Iektaufgeläften Gkände-Berfarnilung: gem. Cirfekber Segefeie dege⸗ 
. ungeachtet eine waitere ¶ Stenernerwilligung : Die RB; gläukde barauf nicht eichehen 
2 Ka Britz MON Jen Angabe Vdget bomuligt Ten Zac e Br 
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Ghitenii: vecwendei werben -fellten, von der Regierung angegeben war. Sie zeigte fi fi 
abe zur Berhünmg feufliger Nachtheile: bereit, in die Crhebung ‚ber früheren indirecten 
Adgaben zu..teißfigen, damit deren Aufkannnen einſtweilen aufbewahrt werde, big der 
Staatsbedarf Für das Jahr 1860 und 1881: durch ein Finanz⸗ Geſetz ermittelt: und be⸗ 
willigt. ſeyn mürde. Cine Verordnung vom 4. d. M. nennt das einen Verfaſſungsbruch, 
gut welchem ſich Die Stände⸗ ⸗Verſammlung habe hinreißen laſſen; ſie bezeichnet das als 
den erſten Schritt zute Mebeflion, und Hält dadurch den ganzen Beftand der Verfaffung 
in Frage geſtellt. Dielen in Brage’zu ſtellen, miffen' tote aber als ben affeinigen Zweck 
des Miniſteriums bei ſeinem ganzen Verhalten feit Februar d. J. anſehen.Es iſt uns 
nicht überraſchend geweſen, für das eigene Unternehmen das Verſchulden auf die Sf.-V. 
zu werfen. War es doch fo am leichteſten, den Vorwand fiir die Behauptung zu fin⸗ 
den, daß die vorbandenen Geſetze zur Erhaltung der ernſtlich bedrohten oͤffentlichen Drb- 
nung ungufänglich, und deshalb Ausnahme⸗Maßregeln nothwendig geworben feyen. Ale 
eine ſolche bat die gedachte Verordnung die ſofortige Erhebuͤng der durch das Finanz⸗ 
geſetz vom 5. April v. J. zur Beſtreitung der Staats- Ausgaben den Fiuanz⸗ Miniſte⸗ 
rium Übertviefeiten Stenern und Abgaben angeordnet. Diefe waren aber nur für das Jahr 
1849 bewilligt, und Fännen daher jetzt nicht mehr erhoben merden: ; fie hatten nur die 
Beſtinnnung, den ermittelten und bewilligten Staatsbedarf jenes Jahres zu decken, und 
baten Daher nicht zum Behufe einer ſonſtigen Berwendung erhoben werden. Zufolge 
$. 146. der Verfaffungs s Urkunde fol in den Verordnungen und Ausfcgreiben, welche 
Steuern und Abgaben betreffen, die Tanbfländifche Verwilligunng beſonders erwähnt feyn, 
ohne welche Fein Erheber zur Cluforberung berechtigt,‘ und kein Pflichtiget zur FEntrich⸗ 
tung ſchuldig iſt. Die Verordnung vom 4. d. M. erwähnt einer laudſtändiſchen Ver⸗ 
willigung nicht, entſpricht daher keinesweges den Erxforderniſſen des 8. 146 der V.⸗U. 
die Hinweiſung auf 8. 6. der letzteren erſetzt ſolches Erforderniß nicht, da dieſe Beitim: 
mung die Steuererhebung nicht ‚betrifft. Ohnehin Hat. unſere Zuziehung, — die anges 
druckten Verhandlungen ergeben ed, — bei Anordnung der am 4. d. M. getroffenen 
Maßregel keinesweges ftattgefunden; es ift uns biefe Maßregel ganz ımbefannt geblies 
ben, und die‘ entgegenſtehende Behauptung der Berordnung iſt unbegründet, Keinenfalls 
haben wir unfere Zuſtimmung zu jener Maßvegel ertheili. Es war nicht bie St.⸗V., 
ſondern das Miniſterium, das ſich von den Vorſchriften, welche den geflcherten Gang des 
Staatslehens bedingen, losgeſagt; die Landſtände waren ſehr ‚geneigt, die zur Dekung 
des Staatsbedarfd nöthigen Steuern zu bewilligen, fie wurden aber aufgelöſt, als fie 
mit deſſen Ermittelung und mit der Vewilligung der Steuern für den Staatößedarf ſich 
beſchäftigen wollten. Zeitig ſoll nach den Votſchriften der Veu.den — der 
Voranſchtag ber Staats⸗Einnahmen und Audgaben vorgelegt, dabei die Rothwenbigkeit ber 
zie muchenben Audgeiben nachgewieſen, und das -Bebirfniß ber vorgeſchlagenen Abgaben 
gezeigt werben. Als aber die neugewählte Stände⸗Verſammlung wieder berufen war, legte 
das Migſterium keinen, Voranſchlag vor, und erklärte, ejnen ſolchen zur Zeit wenigſtens 
nicht vorlegen zu können, unterließ gänzlich, das Bedürfniß von Abgaben zu zeigen. Da⸗ 
mit ſtellte es ſich ſelbſt außerhalb des Bereiches der Berfaffungs-Uikunde. E wird uns 
nicht Wunder nehmen, das Mmifterhem auf diefem Wege foriſchteiten zu ſehen, um Stuck 
für Stück die verfaffungsmäßigen Rechte des Landetß zu yernichten, und fo allmälig dar 
endlichen Zweck einer gänzlichen Zerſtörung der Verfaſſung ‚zu erreichen. Auf. weſſen 
Seite der erſte Schritt zur Rebellion erfolgt iſt, wer die Sicherheit des Staates gefhtdet 
hat, brauchen wir nicht anzudeuten; aber entfehloffen find wir, feſt entſchlofſen, die Ver⸗ 
fang zu Michen, ſo viebin unſeren. Kraften ſteht. Mit Zuvetficht hoffen wir darin 
|. af De Beiſtinummg und die Interfihkimg: aller Birrger des Staates; vorzugsweiſe aber 
ı Deere, welche wie: Verpflichtung nicht bins: gur Beobachtung, sfondeen auch zur :Yufrechts 





"hoblanıg ‚ber Banbesunfeifnsg nad) Sefonberseiniih Gefräfigt.faben.. Wir ertwarten zu⸗ 
ER: wit ugeiheit, Taf kein Etheber Stemein. ober: Aeca Knien: wird, die ‚nicht 
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ho mif einem Ausſchreiben ober einer’ Verorduung betuhen, worin ie Tanbfkäubikhe 
.ligung ausdrücklich eirsäßnt ift, und brauchen wiht zu verſichern, daß wir, wenn day 
»70 denmoch gefehlt werben foltte, von wer uns durch 9. 61. der Bl. : eiugeräumten 
der Anklage gegen den betreffenden Staatbdirner Gebrauch machen werden. 
5. een des bleibenden ſtandiſchen Ausſchuſſes in Kurheſſen an die Dirt 
. ” . ber Haupt⸗Staatscaſſe, "dis Ober⸗Steuer⸗Collegium und bie Dber-JollsDirei 
F Es kommt und. ſo eben Die Verordnung vom 4. Sempieniber d. SS. zu Geſicht, metınh 
he, ‚one laudſtändiſche Verwilligung bie Forterhebung ber directen twie, ber indirecteu Sinn 
und Abgaben, jo wie die Verwendung ber in Folge der Ausſchreiben bes Cams 
‚Staats Minifterinmd. vom 27. Juni und 24. Juli d. J. bereits erhobenen und ige 
/4.. nirten Beträge verfügt wird. 
ur Der bleibende Kaahflänbifche Andichuß, welcher die ihm auf den Grund eine rel 
‚des, verkehrten Anwendung des 8. 5, der Verfaſſungs⸗ Urkunde angeſonnene Miltwithug y 
Ir, dieſer den 83. 143. und 146. der WU. Direct widerſprechenden Maßregel auf dad bu 
| "fehiedenfte ‚abgelehnt hat, erachtet es für jeine Pflicht, den oberen Binange Behörden je 
eiell feinen Preteſt gegen die Vollziehung jener Verordnung. zur Kenntniß zu bringe 
4... Wir erfuchen ergebenft,. dieſer Erklärung, die geeignete Würdigung zu jehenlen, ui 
ſtellen zugleich anheim, ob ea. erforherlich if, dem betreffenden BeamiensPerjonl 1 
Öffnen, daß wir entſchloſſen find, in den einjchlagenden Fällen von dem na nad 88 
und 101. der V.eU. zuſtehenden Rechte Gebrauch zu machen . Ä 
5. Die Regierung von Braunfchweig lehnt bie Beſchicung Des rapriſtinirten Bundestan 
6. „sr Berlin werben bie Rutificationen bes am 2. Juli unterzeichneten Feleben‘, m 
| - Preußen, Baden, Sachſen⸗ Weimar, Medienburg: Schwerin, Sachfen⸗Meinu 
Sachſen— Altenburg, beiden Anhalt, beiden Schwarzburg, Waldeck, Lippe⸗ De 
mold, beiden Neuß, Lübech, Bremen, Hamburg, einer⸗ und, Dänemarf ander 
ausgewechſelt. 
6. 2 — ©. M. des Kaiſers von Deitenrei, baß den Dfäziern, wei F 
—ppolitiſcher Verbrechen zum heſtungs / Arreſte in Giſen verurtheilt worhen, Di 
Eiſen abzunehmen find. 
61 "Das Obergericht zu Caſſel, bie Direction ber Gaipt-Ctants-Cafl, Ober Fiat 
.. Kammer, has Ober» Steuer Collegium, die Ober-Zolls Direction, Died 
und Selpoecks Direction, daa Ober-Forſt⸗Colleglum, die Begicls „Dir 
und das Conſiſtorjum erklären. die Veroxrdnung vom 4. September für perfat 
+ fangswibrig und nicht vollziehbar. — Die Berühmte Neyolation in SW 
. . rock und Pantoffeln.“ 
6 Die Regierung von Baden tehnt die Veſchueung des — —RR 
6, Desgleichen die von Sachſen⸗Coburg-Gotha. M 
6.1 Die Rogierung van Sachfen- Altenburg beagliden.. | 
‚6. Die von Anhalt» Deffau beögleichen. - ” J— 
6. VDesgleichen die Yon“ Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 
7. Berschuung ©. K. H. bes Kurfuͤrſten von Heſſen: 

8 1. Saumiliche kurhefſiſchen Laude finh bis and MEere. in aeg he 2 
welchen jeänch ber gewohehehe Kürgeeliche Merle Beinelei. oefapeinfung m AD“ 
Pi. Hat — arflänt, und eh tan nam. br — Die in Den folgen 
> Parngtüpfen enifolnen Beftuumungen:sin, Dem Ritlgiepung un der men, 

1: Ran Aregehrſtamd ıhhingien, von Unfonen Minifheyien ergeherbu Mbnpiprungen, An MM 
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tuiriſchen · Derbefehlahaber uͤberiragen · wird, unter deſſen Befehle zu dieſemm Zwecke dab 
ſtehende Herr, fo wie die in ben einzelnen: Gemeinden beſtehenden Bürgergarden und 
ſannniliche Sivllbehoͤrden, mit, Ausnahme der Gerichte, in ihren geſehlichen Functionen 
geftellt find: 8 2. Dieſem Oberbefehlshaber, fo wie den ibm untergeordneten Comman⸗ 
warden, ift.im Veſonderen Die obere Leitung der Ausübung der geſammten Staais⸗Poli⸗ 
zeigewalt übertragen. 8. 8. Alle Vollinerfunmlungen Hab werbaien, Verſanmlungen 
von Vereinen aber nur ınit Genehmigung des Militaisn Befehlägahers des betreffenden 
HOrtes ober: Berfeleß ſtaithaft. F. 4. Zeitungan politiſchen Juhalts durfen ohne Geneh⸗ 
migung Unſeres Miniſtrrinms des Jane nicht herausgegeben werden. Von einem jeden 
Blatie einer politiſchen Zeitung iſt, bei. Meidung ihrer auf polizeilichen Wege zu bewir⸗ 
kenden füfortigen Unterhruckung, eine Stunde vor der Ausgabe ein Gremplar ven Com⸗ 
manbänten bes betreffenden Ortes oder dem won ihm beſtellikn Commiſſar vorzulegen. 
Die Connmnandanten, begiehimgsweife Die won ihnen beſtellien Commiſſaxe, haben Blätter, 
in melden Schmähungen gegen Unfere Allerhöchſte Perſon, die Stantäregierung, und deren 
Drgane, ober Aufreizungen zum Ungeherſam, oder. zur Widerſetzlichkeit gegen die Obrigleit 
enthalten find, fofert- in Beſchlag zu nehmen. Dieſe Beſtimmungen finden. auch auf 
politiſche Flugſchriften, Placate und bildliche Darftellungen Anwendung. 8. 5. Ob und 
wamn in vorlommenden Faͤllen von der Gewalt ber Waffen nach Kriegsgebrauch 
Anwendung zu machen Hi, hängt lebiglish von dem Urtheile und ber Cutſchließung 
des Oberbefehlshabers oder des: betreffenden Gommandanten ab, welcher in diefer Bezie⸗ 
hung nur Uns verantwortlih if. 8. 6. Der Oberbefehlähaber — md in dringenden 
Fällen vorläufig auch der Mifitair- Kommandant einzelner Gebietbtheile, welcher jedoch 
"an Zwecke ber Genehmigung ſchleunigſt Anzeige an jenen zu machen hat — iſt ermäach⸗ 
uzgt, die beſtehenden Behörden und Staatsbeamten zu ſuspendiren, und die Audubung ber 
Amtsgewalt derſelben durch Tommiſſare zu bewirken, fo wie Bie Suͤrgergatde aufzulöſen, 
ſobald die Erhaltung der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung in den unter ihren 
Beffehken ftehenben Gebietstheilen ſolche Maßregeln erfordert; und diefe unaufſchieblich er- 
fheinen. 8. 7. Die Vergeben des bewaffneten Wlderſtandes ‚gegen die. Obrigkeit und 
deren Diener, des Aufruhrs und des Hochverraths find nach den Ketiegsgeſetzen zu unter⸗ 
fuchen und zu befſtrafen.“ F. 8. Die vorſtehenden Vorſchriften bleiben fo lange in Kraft, 
ERS wegen beten Genehmigimg an die baldthunlichſt zu berſannmrladen Landſtände bie 
erforderliche Vorlage gemacht werden kann. 





7 Der ſtandiſche Ausſchuß zu Caſſel richtet an den Staats⸗— Procurator eine Anklage 
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‚der. Miniſter, wegen unerhörten Mißbrauchs der Amtsgewalt, und erſucht, ſie ſo⸗ 
“fort. zu verhaften. 
Dis Obergericht zu Fulda ecklaet die Verennuns vom 4. Eotanbe für verfaſ⸗ 
fungewidrig und underbindlich. 
Ai Gefechte bek Klein⸗Breckendorf und Sueder⸗Stapel. Die zum Angriffe beftimanten 
bäniichen . Golorinen werden von ben Sätesmig. Soffeinert auf beiden Punkten 
abgetviefen. 
7.| Die Regierung von Raffau lehnt bie Veſchickung des repriftinirten Bundestages ab. 
7.) Der Senat der freien und Hanſeſtadt Luͤbeck beögleichen. 
81 Des Staatoprocurgtor zu Gaflel an ben ſtaͤndiſchen Ausſchuß: 

In dem in vergangenen Nacht empfangenen geehrien —* vom geſteigen —* 
werden dem Siaats⸗Miniſter Haſſenpflug und den Miniſterial⸗Vorſtänden, Major ven 
Haynau und Legationdrath von Baumbach hierſelbſt, Handlungen zur Laſt gelegt, in 

welchen — wie alich- in Dem geehlten Schreiben ſelbſt anerkannt wird — vhne Zweifel 
eine Verlegung der Verfaſſung, insbeſondere der 88. 05, 37, 108, 40Y it. der Verfaſ⸗ 


6 iv 






*— 9.— 10, September. 9.— 10, 


—— gegen MinifterialsVorflände, wegen Verfaſſiengs⸗ MWerleigung ſtchen 
nach $: 100. der Verfafſungs⸗Urkunde allein. der. Stände Verfummabang — richt 
einem Ausſchuſſe derſelben — zu, und. bie Unterſuchung wid ‚Gribfcheibung über 

Antklagen gehört ausfchlieglich zur Competenzʒ des Ober⸗Appellatiens⸗ erichts. Auf i 
Anklagen findet das StrafsBrocehgefeh vom 31. October. 1848 nach $. 468 deſſe 
t  Teine Anwendung, und eine Mitwirkung ber Staats⸗Behörde findet. Dabei uicht flatt. 
te unzuläſſig muß ich es halten, Handlungen eines Miniſterial⸗Vorſtandes, 
fich als Verfaſſungs⸗Verletzung darftelen, — wozu ich insbeſendereo fbetß: gegen die 
ſchriften des 8. 8B. der Verfaſſungs⸗Urkunde verſtohende Abanderung einzelner Beſi 
mungen der Verfaſſuugs⸗Urkunde und anderer Geſetze rechnen muß — umier einen 
deren milderen Gefichtspunft; namentlich den eines Mißbrauchs der Amisgewalt, 
faſſen,; um Die Anwendbarkeit des 8. Bi. .der W.= 1: zu begründen, dadurch aber 
verfaffungsmäßige. Verfahren bei Anklagen gegen Miriſterial⸗Vorſtinde wegen Verf 
ſungs⸗Verletzung zu vermeiden. 
Außerdem muß ich neh bemerken, daß eine nach 6. 61. ber Bil. gegen ten De 
jor von Haynau zu erbebende Anklage bei dein General⸗gAnditoraie, ale dem für dr 
zuftändigen ®erichte, anzubringen ſeyn würde, | 
= Aus diefen Gründen fehe ich mich außer Stande, dem geehrten Erſuchen zu entinnie 
9. Gefechte zwiſchen den Schleswig-Holſteinern und Dänen, bei- Säperflapel, Birke 
-,]. Dorf und unweit Edernförde. 
9 Die Rathskammer des Obergerichts zu Gaffel an ben bleibenden fänbifchen Ausfh 
- Die Rathskamuer des Kurfürftlicden Ober-Berichts hierfelbft .ertheilt in der iur 
ſache gegen 1) den Staats⸗Miniſter Haſſenpflug, 2) den Vorſtand des Miniſterim w 
. Zufbiz und der auswartigen Angelegenheiten, Legationsrath v. Baumbach, 3) da fe 
- fand des Kriegs⸗Miniſteriums, Major v. Haynau, wegen Mißbrauchs der Antiymil 
ind wegen Hochverraths, nach Anhörung des Antrage des Slaats⸗ ⸗Procuraiors, alt 
Manson Vortrag nachſtehenden Beſchluß: 
In Crmdgung, 
WE Wu bafı narh:8. 400. der Verfaffungs-Urkunde die Anklagen gegen Voeſtiude ve M 
:3. . niſterien wegen Verfaſſungs⸗Verletzung vor dem Ober⸗Appellationg- Gerich my 
bringen ſind, 
| ‚daß fomit, da die factiſche Begründung ber gegeiwärtig erhobenen Anklage W 
ern u ,, ‘ ee dahin’ gerichtet iſt, die genannten Mintfterial-Vorflände wegen Kerl Vein 
ſungs⸗Verletzung vor Gericht zu ſtellen, die Anklage von den Eandftinder vor Io 
Ober⸗Appellations⸗ Gericht zu erheben war, 

Zr. and in Abweichung hiervon die Anwendbarkeit des’ $ ei. ber V.⸗U. del 

nicht begründet werden Tann, wenn in dem, Verbrechen bex- Berfaffungs-Beiipt 

PER J ein Mißbrauch der Amtsgewalt liegen ſollte, was ohnehin im unlapf 
benen Falle nicht ‚anzunehmen iſt, indem bie Contraſignalur der Verordnung ⸗ 

7. d. MM. als ein Diißrauch der Amtsgewalt ſeitens der gebaden Dino 

| Vorſtände nicht angeſehen werden kann, 

nach Anſicht des 8. 488. des Ckraf.Procehgefepet nei‘ 830. Dh ze 

wird die Einleitung bei Inſtene ilons· Vorahtens —— 








8. + 4 ** v. Vincenti, 8. baierſher GeneralcLieitnant, zu Minden. 


% u Dr. Karl Thienemaun, Präfibent des herzoglich ffen alenbuge Eandeb 
4. Juſtiz⸗Collegiums zu Altenburg. 


10. Das Schwurgericht zu Augadurg erklärt einen Wegen seh I 
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in den narei fraͤntiſchen Kreiſen), des Hochverraihs Angeklagten, und, der meiſten 
wiber Sn geltend gemachten Thatſachen Geftünbigen,: für nichtſchuldig. 

Ungezogenheiten gefinnungstüchtiger Hannoveraner vor der Wohnung des auf ber 
Durchreiſe begriffenen Feldzeugmeiſters v. Haynau. — Der Pöbel von London 
ſoll nichts vor dem von Hannover voraus haben! 

Der ſſtaͤndiſche Ausſchuß zu Caſſel klagt bie brei Miniſter ial ⸗Vorſande beim Obers 
Appellationd- Gericht, als Staatögerichtähof, wegen Berfoffungd-Beelegung an. 
.| Wiederholung der Poͤbel⸗Exceſſe vor dir Bohmmg beB F. 3: m: v. Haynau zu 

"| Hannover. 

«| Spruch bes, in ber Medienburg- Schweriner Verſaſungẽ /Angelebenhei niebergefepten 

Schiehsgerichts: 
In Sarhen der mecllenhurgiſchen Ritterſchaft, vertreten durch die Gutsbeſitzer getich 
auf Roſenhagen, Graf Baſſewitz auf Schwieſſel und v. Dewitz auf Milgen, Klägerin an ' 
. einem, des diuchlauchtigſten Fürſten und Herrn, Herrn Friedrich Franz, Großherzogs 
von Mecklenburg, Türften zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, auch Grafen zu Schwerin, 
in Lande Roſtock und Stargard Herm,- Beflagten am anberen. Theile, erkennt das zur 
Spipheibung über: die Streitigkeiten, . welche in Bezug auf bie unter dem AO, Detober 
4849 für das Großherzogthum Meccklenburg⸗ :Sphmwerin eingeführte Verfaffung entſtanden 
, ſind, in Gemaßheit ber, Patent» Verordnung vom 28. November 1817 eingeſetzie Schieds⸗ 
gericht, nach geſchloſſenem Verfahren ber Parteien, für Recht: 1) Daß die gegen die Le⸗ 
gitimation der Klägerin erhobenen Cinwendungen des Herrn Beklagten zu verwerfen; 
.2) daß. dag durch Geſetz vom 10. Detober 1849 eingeführte Staatsgrundgeſetz für das 
Gteßhernogthum Mecklenhurg⸗Schwerin, nicht. minder das unter demſelben Tage erlaſſene 
Gh. Gefch, betreffend die Aufhebung der Iandfändifchen Verfaffung für rechtäbeftändig 
nicht anzuſehen, vielmehr, den Anträgen ber Ritterfchaft gemäß, wie hierdurch von Schieds⸗ 
gerichtswegen geſchieht, für nichtig zu erflären; 3) daß hiernächſt ©. K. H. der durch⸗ 
lauchtigſte Here. Großherzeg für verhunden zu..achten, nach Anleitung deß mecklenburgiſchen 
landeegrundgeſetzlichen Erbvergleichs vom Jahre 1755, für den Herbſt bes Jahres 1850 
einen Landtag andzufchreiben. Won Rechts wegen. Deffen zu Urkund ift gegenmärtigeß 
Urtel von den Mitgliedern des Schiedogerichts unterzeichnet und mit deren Siegeln ver⸗ 
ſehen worden. - A 


2. Der R. preußiſche Miniſter⸗Praͤſtdent, Graf Brandenburg; an sie Sſandtſcan in 
Caſſel: 
Die neneſten Erxeigniſſe im Aurfuͤrſtenthum Heſſen nehmen die Aufmerkſamkeit * 
8. Regierung in hohem Grade in Anſpruch. Allerdings find, biefelben durch ‚innere Frg⸗ 
gen des Kurſtaates hervorgerufen worden; aber der gegenwärtige Zuſtand des Landes iſt 
offenkundig ein für ganz Deutſchland, und infonderheit für die benachbarten Staaten be= 
bedeniflicher und gefahrdrohender. Deshalb gebietet uns, auch abgeſehen von dem Beitriöfei 
der Af. Regierung zu einer, von Seiten derſelben neuerlich hintangeſehien engeren Gemein⸗ 
ſchaft mit der Krone Preußen und anderen deutſchen Staaten, ſchon das nachbarliche Ver⸗ 
hältniß, den ſorgenden Blick auf jene Vorgänge. zu wenden. Wir können, dies um fo, 
weniger von uns ablehnen, als zur Zeit in Deutſchland für Löſung ſolcher Fragen kein 
| allſeitig anerkanntes Organ beſteht, und folglich alle Glieder deö deutſchen Bundes, be⸗ 
ſonders uber die näher betheiligten, mehr wie je berechtigt und verpflichtet ſind, die ter 
zur Abwendimg drohender Gefahren von dem gemeinfamen Vaterlande rechtzeilig ind Auge 
‚zu faſſen. Doch vor Allem hält die K. Regierung ſich für verpflichtet, in Diefdın wich⸗ 
tigen and. entſcheidenden Momente der Kf. Regierung gegenüber nicht. zu. ſchweigen, ſon⸗ 
dern ehr chen fo offenes und ernſtes, als aufrichtig wohlwollendes Wort an dirſelbe zu 
richten. Sie jhut dies n ſo Sieber als ſie die Ueberzeugung hegt, daß, innerhalb der 
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einem hierzu einbernfenen Parlamente mit Verbefſſerungs⸗ Vorſchlägen angenommen wor: 


den: ‚Preußen und die unirten Regierungen haben wiederum tiefe Verbeſſerungen angı: 


nommen. Keiner von beiten Theilen kann dieſes Rechtsverhältniß einfeitig auflöien; die | 


Verfaſſung kann aus politiichen Gründen in einer beftimmten, ſelbſt in einer langen Jet 
vielleicht, nicht zum Ausführung gelangen, aber aufgehoben kann fie ohne Beiſtimmung 
des anderen Contrahenten nicht werden. Noch weit Höher muß ich die meoraliſche Seite 
dieſes Verhältniffes anfchlagen. Man blicke zurück auf den geſammten Gang Preußenh 


von dem 3. April und der k. Proclamation vom 15. Mai 1849 an, durch die zahlte: 
: chen. amtlichen Kundgebungen hindurch, Bis zu den fjüngften Worten am FTirſten⸗Con⸗ 
grefſe. Was in fo feierlicher und bindender Weiſe zugefagt worden iſt, das kann auz 
materiellen Gründen in einem gewiffen Zeitraume unerfüllt bleiben mäffen, wenn de 


Unmöglichkeit vorliegt. Aber die moraliſche Verpflichtung kann ‚nie erlöfchen, daher nr 
das eigene Wert mit eigenen Händen zerflört werden. Was Preußen in der Gegennr 
nicht ‚vermag, das beiwahre es umverfehrt nnd ungemindert einer befferen Zukunft, he 


“nicht ausbleiben wird, wenn wir uns ihrer würdig erhalten. 


Man täufche fi ch auch nicht damit, daß man die Unions-Verfaſſung durch etwas Ir 


deres, Genitgendes erfeßen wolle und werde. Es ift mebr ald zweifelhaft, daß die kt 


gebliebenen Regierungen fich einem bloßen Bündniffe, das ohne innere Nötkiwendigkei m 
einem Augenblide wie der jeßige, an die Stelle der Unions »Berfaffung traͤte, during 
anfchließen würden. Aber Ach wenn dieſes gefchähe, fo hätte eine folche Stanten-Gnyr 
gar Fein Antereffe fire die nationalen Sympathieen und Bebürfniffe. Alle umfere Org 
würden vielmehr in einem derartigen Ausgange der großen Bewegung nur die Beflätigug 
ber raſtlos wiederholten Verbächtigung erblicken, dag Preußen bei feinem ganzen teulike 
Wege nichts gefucht Habe, als eigene Machtvergrößerung. Aus dieſen Vorderſätzen, vr 
deren Richtigkeit ich auf das Tieffte durchdrungen bin, Kann ich daher bei Teiner ann 
Schlußfolgerung anlangen, als daß es durchaus unvathfam fen, zur Auflöfung ber Inn 
Berfaffung Schritte zu thun: „daß vielmehr Preußen duch Pflicht und Vernunft dan 
angewiefen fey, feft und unmanbelbar nach feinem bisherigen Ziele zu ſtreben, unkein 
mert um die Drohungen der Einen, die Verlodungen der Andern und die Verbähtger 
gen der Meiften.” 


18. } Zwei Mordanfälle auf preußifche Soibaten im G. H. Baden, aus ſicheruden hin 


terhalte unternommen. 


19. Der k. preußifche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben Gefandien P 


’ 


Wien. 


Em. überiende ich anliegende Abfchrift einer Depefche des K. K. Miniſter⸗ ⸗Priſda⸗ 
ten an ben Freiherrn von Prokeſch-Oſten, d. d. Wien, den 12. Auguſt, welche ber fair 
air mitzutbeilen beauftragt worden, und welche die Exiviederung auf unfere unterm din 
d. Di. im Betreff des Durchzuges ber Gh. badenſchen Truppen durch Mainz enthält 

Es ift nicht meine Abſicht, im gegenwärtigen Zeitpunkt auf bie einzelnen, in DM 
Depefche zur Wiederlegung der von und aufgeftellten Grundſätze, beigebrachten Entry 
nungen einzugehen. Es genügt die Bemerkung, daß dns K. K. Gabinet auf dm i 
feiner Cireular⸗Depeſche an die K. K. Mifflonen in Deutſchlaud vom Suli eingenomme 
nen Standpunkt beharrt, und daß wir auch in den jetzigen Aeußerungen deſſelben Ir 
Argumente zu enidecken vermögen, welche unfere Anſicht über den Rechtspunkt ber Brut 
im Allgemeinen verändern könnten. 


Dagegen erklärt das K. K. Gabinet ſich Bereit, dad dargebotene Schadegeriht ur 


. zunehmen, und daſſelbe über die von und angeregten Kragen erkennen zu laſſen. 


Indem mir biefe. Erflänng der Annahme unſeres Vorſchlags mit — ab⸗ 
gegennehmen, halten wir es fuͤr Pflicht, zugleich von vorn herein jeder mißverſtaͤndlchen 
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Zielpunkt weit außerhalb der Grenzen bed Kurfüritenthfums lag. Unlengbar ift 
ber Plan gelungen, aber um welchen materiellen und moraliſchen Preis für bie 
Regierung! 

3. | Erlaß des Furheffifchen, General-Auditoriatd: 

Das hieſige Garnifons= Gericht erhält auf Grund des 8. 38. der Militair⸗Stwafge⸗ 
richtsordnung hiermit Auftrag: die in der anliegenden Eingabe des bleibenden Yandftäindis 
ſchen Ausſchuſſes vom geftrigen Tage zu 3. und 4. Eezeichneten, wider den Generalsfien- 
tenant Bauer *) Hierfelbft zur Anzeige gebrachten, behaupteter Maßen in Vollziehung der 
Verordnung vom 7. d. M. begangenen, und hiernach als mit Verlegung der Verfaſſung 
‚verübter Mißbrauch der Auitsgewalt ſich darftellenden Handlungen, zu unterfuchen, und 
tonft auf die Eingabe was Rechtens zu verfügen. 


14. | Berorbuung ©. 8. H. des Großherzogs von Medlenburg » Schwerin: 

In Ausfügrung des, durch Unſere Verordnung vom heutigen Tage verkündeien Urtels 
des zur Enticheitung Über den Nechtöbeftand der Verfaffung vom 10. October v. J. nie= 
dergeſetzten Schiedogerichtes, verordnen Wir wie folgt: 1) das am 10. October 1848 
publicirte Staatögrundgefep für das Großherzogthum, fo mie die auf Grund deſſelben be⸗ 
ſiandene Landes-Vertretung, find hiermit aufgehoben, und treten vom heutigen Tage an 
auber Wirkfamkeit. 2) Wir entbinden hiermit Unſere Beamte und Unteribanen von den 
gegen die gedachte Verfaſſimg übernommenen Verpflichtungen. 3) Die Verordnung vom 
10. Detober 3848, betreffend die Aufhebung der landſtändiſchen Verfaffung, wird hiermit 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 

5. | Der Miniſter⸗Praͤſident Graf v. Brandenburg an den K. öfterreichifchen Gefandten: 

Der Unterzeichnete beehrt fih, dem K. K. Sefandten, Herrn Freiherrn v. Prokeſch⸗ 
Dften, den Empfang der gefälligen Mittheilung vom 13. d. M., mit welcher der Herr 
Sejandte einen Abdrud des Protokolls der am 2. d. M. in Frankfurt a. M. ſtattgefun⸗ 
denen Verhandlungen zwifchen den Bevollmächtigten mehrerer deutfcher Regierungen über- 
fendet, anzuzeigen. Wenn der Here Gefandte zugleich die Bemerkung Hinzufügt, daß das 
Protokoll für die, in der als wiedereröffnete Bundes-Verfammlung bezeichneten Verſamm⸗ 
lung, noch nicht vertretenen Regierungen offen gelaffen fey, jo kann ber Unterzeichnete nicht 
umbin, darauf Binzumeifen, daß das Offenlaffen des Protokolls Feine Beziehung auf die 
Regierung ©. M. des Königs Hat, da diefelbe in den zufammengetretenen Bevollmäch⸗ 
tigten einzelner deutfcher Regierungen ein, die Sefammtheit des Bundes darftellendes Organ, 
nicht anerkennen Tan. Indem ex hierüber ſich auf die dem Herrn Gefandten bereits bes 
kannte, durch den K. Oefandten in Wien an dad K. K. Cabinet gelangte Eröffnung der 
K. Regierung vom 235. v. M. bezieht, ergreift er ze. 


15. | Weifung bed Fuͤrſten Schwarzenberg an ben K. öſterreichiſchen Gefandten zu Berlin. 

Em. kennen durch die öffentlichen Blätter Die von dem K. preußiſchen Cabinet am 25. 
v. M. an den Grafen v. Bernftorff gerichtete Depeſche und die derſelben beigefügte Denk⸗ 
ſchrift. Sch kann mich demnach darauf beſchränken, Hochbenielben eine Abfchrift der Note 
zu Überfenden, mit welcher der K. Gejandte mir dieſes Aetenſtück Hat zugehen laſſen. 
Mit aufrichtigem Bedauern haben wir durch diefe Mittheilung die Gewißheit erlangt, 
daß Preußen bei feinem Entichluß verharrt, fih an den Verhandlungen des, für eine vor⸗ 
herbeſtimmte Dauer wieder in Wirkſamkeit getretenen, verfaſſungsmäßigen Bundesorgans 
nicht zu betheiligen, und alle Verfügungen dieſer Behörde für ungeſetzlich und daher für 
unverbindlich erflärt. Die Gründe, welche das K. Cabinet für die Gefetlichkeit wie für 
die Zweckmaßigkeit feines Entſchluſſes geltend macht, find bereitd in feinen früheren Mit- 
theilungen oder Stantöfchriften angeführt, und von uns widerlegt worben. Es dürfte Daher 








%) Bar zum Dbesefolahaben ernannt, und hatte als folder mehrere aeg angeorbnet. 
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vergeblich ſeyn, die von und vertretenen Unfichten noch einmal zur Sprache zu bring 
nachdem diefelben die Ueberzeugung des Berliner Hofes nicht zu erſchüttern vermocht hakı 
Wir beſchränken uns daher auf eine einfache Erwiederung, bezüglich des und wicdelbeh 
gemachten Vorſchlags, die Ordnung der deutfchen Verfaſſungs-Angelegenheit der fr 
Vereinbarung der deutfchen Regierungen zu überlaffen. Auch wir find der Verheißunge 
eingedent, welche wir in Gemeinfchaft mit unfern übrigen Bnndetgenoffen, bezüglich ein 
Nreugeftaltung der Bundes-Verfaſſung ertheilt haben, und auch wir find von dem md 
lichften Willen befeelt, zur Erfüllung diefer Verheißungen mitzuwirken. Dagegen fin 
wie unmöglich zugeben, daß durch die gemachten Zufagen die bisherige Bundes: Vai 
fing aufgehoben, und ſomit auch die Bundes:Verfräge anfgelöft worden feyen. Died 
nirgend8 begründet, und ebeufowenig eine nothwendige Folge. Wiclmehr entipridt d 
allen Rechtsbegriffen, daß Rechtsverhältniſſe, welche für inmerwährende Dauer eingezur 
gen worden waren, erſt dann außer Wirkſamkeit treten, wenn fie Durch neue erfegt me 
den. Ueberdies ift niemals eine Kindende Zuſicherung, binfichtlich Des Weges, ml 
worden, auf welchem die Verfaffungs=Mevifion vorgenommen werden folle. Es fat 
Sich nur um Erfüllung des gegebenen Verſprechens. Die Wahl her Mittel ftcht den dt 
gierungen, ſonach auch Preußen frei. Preußen beruft ſich feit anderthalb Jahren u 
den Artikel 11. der Bundesacte, um die Rechtmäßigkeit des Bündniſſes vom 26. I 
zu begründen, und beftreitet jeßt die Geltung dieſer Bundesacte, behauptet, daß da te 
ihr vorgezeichnete Weg für die fich ala nothwendig ergebenden Reformen der dns 
Verfaffung ein ungefeglicher fey, und erwartet erſt bon der künftigen Verfaſſung ir 

rechtigung zu dem ſeit ſechzehn Monaten eingehaltenen Gang. Und aus dieſen 8 

ſätzen wird der Schluß gezogen, daß auf bundesgeſetzlichem Wege nicht zur dem 
beabfichtigten Verfaffungs-Revifion zu gelangen fey. Doch abgeſehen von allen me 
des Rechts, vermögen wir auch in dem von Preußen jp beharrlich bevorwortelen Eu 
freier Vereinbarung nicht die Vortheile zu erkennen, welche, ihm beigemeffen werden a 
Wahl verfelben würde uns im Gegentheil ernftliche Bedenken einflößen. Dad Berl 
Cabinet gefteht felbft zu, daß bei freien Gonferenzen, wie im Schooße der Bunde 
ſammlung Einhelligkeit erforderlich wäre, um einen alfjeitig verbindlichen Enhſchlß— 
faffen, und irgend ein Zwang durchaus wiberrechtlich feyn würde. Es Gebt aber ja 
hervor, daß im Fall einer fih ergebenden Verfchiedenheit der Anſichten, die fid nm 
digenden Regierungen für fih allein einen Beſchluß faffen, und es den übrigen uͤberlafn 
könnten, nachträglich beizutreten. Wir können uns hier der Frage nicht enthalten, © 
nicht ein moralifcher, ein indirecter Zwang geübt werben würde, wenn nach facjcher I 
fung der Verträge von 1815 und 1820, umd- in Ermangelung eines ſchützenden 2 
desorgans, in diefer Weife vorgegangen, und die diffenticenden Regierungen in Di 4 
verſetzt werden wollten, fi zu fügen, ober verlaffen und hülflos zu bleiben? Wo Hat 
da die Bürgfchaften, welche die Verträge des Bundes allen Genoffen. des Bundes ga 
haben, wo Bleibt der Schuß der von ihnen durch dieſe Werträge erworbenen Rt: 

Wenn daher Preußen als praktiſchen Nachtheil unferes Vorfchlages, die Reviſton da 5 

faffung auf bundesgeſetzlichem Wege herbeizuführen, die mögliche, aber bei ber W* 

vorherrſchenden Stimmung gewiß nicht wahrfcheinliche Gefahr hervorhebt, daß nach We | 
loſen Berfuchen zus Einigung nichts Neues zu Stande kommen Edinte, müflen MT” 
praktiſchen und kaum zu vermeidenden Nachtheil des preußifchen Vorſchlages auf fr 
Bereinborung, die Gefahr bezeichnen, daß derſelbe, nach beklagenswerthen Verlefuua 
heilig zei haltender Vertragsrechte, zur formlichen Auflöfung des Bundes führen mit 
Mit folchen Ueberzeugungen können wir unmöglich dem Wunſche des K. Cabinets ar 
ſprechen, und finden uns im Gegentheil, aus den von mir angeführten Beweggrunden I 
noch mehr veranlaßt, an jenem feſtzuhalten, was wir für recht und erſprießlich ac 
müffen. Ew. wollen dem K. Cabinet von gegenwärtiger Depeſche Mittheilung mad 
und asıf Werlangen auch eine Abſchrift demſelben überlafien. 
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. | Advofat Wichers, weiland Präftdent ber aufgelöften Stänbefammer von n Medtlenburgs 
Schwerin, au deren Mitglieder: 

In Grundlage bes 8. M. des Staats „Grunbgefe hat ſich die am 4. Juli d. J. 
aufgelöfte Kammer der Abgeorbneten am 24: d. M. in Schwerin zu verſammeln. Selbſt⸗ 
verftänbfich hat das am Schluffe der letzten Verſammlung fungirende Büren die Ein- 
Teitung für den bevorſtehenden Zufammentritt zu treffen. Sch anberaume daher auf den 
24. d. M., Mittags 12 Uhr, eine Sigung, zu welcher ich Ste Hiermit einlade. — Sn 
Betreff des Sitzungslocals werde ich am Abend vor der Sibung in meiner Wohnung 
Auskunft ertheilen. 

6.| Der bekannte Edgar Bauer wird, als Rädelsführer bei dem am 21. Auguſt 1848 
ftattgefunbenen Aufruhr, in contımaciam zu adhtjähriger Feftungsftrafe und Ver⸗ 
[uft der National» Cocarde verurtheilt. 


6. | Dritte Säcularfeier der Landesſchule Grimma im Körigreiche Sachfen. In ber Feft- 
rede des Heren Stantöminifter v. Beuſt findet fich folgende Stelle: „Wie mans 
her der damaligen Zeitgenofien mag, wie bie Kinder unferet Zeit, bezweifelt und 
verbammt haben, was erft nach Jahren Far und offenbar werden follte; wie mans 
her unter ihnen mag, als Sachſens Mori fih von jenem ſchmalkaldiſchen Bunde 
trennte, wiber biefen Fürſten geeifert haben.” *) 

16. | Decret ber Criminal» Kammer des Ober» Appellationd= Gerichted zu Eaffel: 

Die Criminal-Kammer des Kurfürſtlich heſſiſchen Ober Appellations -Gerichtes zu 
Caſſel ertgeilt in der Azeigefache gegen den Staats-Minifter Haflenpflug, den Major 
v. Haynau und den Legationdrath v. Baumbach dajelbft, megen Mißbrauchs der Amts⸗ 
gewalt ꝛe., auf De von dem Oeneral= Staatöprocurator erhobene Beſchwerde gegen eine 
Verfügung der Rathskammer des biefigen Dbergerichts vom 9. September I. J., wo⸗ 
durch die Einleitung des Suftenetionds Verfahrens in obiger Sache abgelehnt worben ift, 
das nachftehende Decret: 

Auf erftatteten Vortrag des beftellten Referenten, nach Anhörung des General-Staats- 
proenrators, nach erfolgter Berathung in Abweſenheit des Lebteren, und in Betracht, 

daß die Einleitung des Inſtructions⸗Verfahrens gegen die obengenannten Pers 
fonen abgelehnt worden ift, 

da die Anklage, wenn auch nicht formell, Doch den darin angeführten Thatſachen 
nach, auf VerfaffungssVerlegung gerichtet ift, und daran der Umſtand nichts zu 
ändern vermag, dab der anllagende Theil den Vergeben, deren er die Minifterial- 
Vorſtände befchuldigt, eine andere Bezeichnung giebt, indem nach 8. 10. des Strafs 
proceß-Gefehes vom 31. Detober 1848 das Gericht an die Anträge des Anklägers, 
ſo weit diefelben die vechtliche Beurtheilung derjenigen Thatſachen, auf welche eine 
Anklage gerichtet ift, betreffen, nicht gebunden ift, 

wegen Verfaffungs= Verlegung aber die Minifterial-Vorftände nach 8. 100. der 
Verfaſſungs⸗Urkunde nur bei dem DbersAppellationd- Gerichte angeklagt werden 
fönnen; | 

daß auch die, mit ſolchem etwa ideal concurrirenden anderen Verbrechen, deren 
Thatbeſtand weſentlich von der Vorfrage, ob eine Verfaſſungs⸗Verletzung vorliege 
oder nicht, abhängt, nicht won einem anderen Gerichte, als dem Ober⸗Appellations⸗ 
Gerichte, als Stantögerichtähof unterfucht und abgeurtheilt werben Tönnen, 

wird bie erhobene Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 


2) Man merfet Abſicht, iſt aber nicht verſtimmt, ſondern laͤchelt. Kurfürft Moritz und die Männer 
der Gegenwart! Einen paffenderern, und zugleich um zwei Jahrhunderte näher liegenden Ver⸗ 
gleich Hätte vielleicht die Bruͤhlſche Periode geliefert, immer indeß mit der Beichränkung, daß 

‚bie damalige Megierung Friedrich dem Großen zu Teinem Danke verpflichtet war. 
12* 
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17. | Der angeblichen Bundes⸗Verſammlung macht ber Furheffifche Geſandte Vortrag i 


bie Berhältniffe im Kurfürftenthum, und gründet Darauf ben Antrag, die hohe 2 
fammlung möge befchließen: 

1) daß eine Steuer⸗Verweigerung, wie ſolche in den Ziffern I. und IL. des Bu 
Beichluffes vom 28. Suni 1832 unterſtellt werde, in dem Beſchluſſe der kurheſſi 
Stände⸗Verſammlung vom 34. Auguſt d. J. enthalten ſey; 

2) daß Die in den eben erwähnten Ziffern I. nud II. des Bundes-⸗Beſchluſſes cut 
tene autbentifche Sinterpretation der Urt. 57. und 58. der Wiener Schlußacte durch da 
Bundes⸗Beſchluß vom 2. April 1848 nicht berührt ſeyn könne; 

3) daß den Verordnungen und Vorfehriften, welche in Anwenduug des Bunded:Bs 
ſchluſſes vvm 28. Juni 1882 von den Dunbes-Regierungen ergeben, Die Kraft von &e 
fegen eintwohnend ſey, deren Befolgung fich weder die Gerichte und anderen Behire 
noch die Unterthanen, ohne ſchwere Pflichtverletzung, unter irgend einem Vorwande m: 
ziehen könnten. Enblich 

4) glaubt der Kf. heſſiſche Gefandte fich darauf beſchränken zu müffen, es herum 
heben, daß es nur der Erwägung der hoben Verſammlung überlaſſen bleiben Run, is 
wieweit diefelbe durch die bisherigen Vorgänge und Mittbeilungen hinreichende Verl 
fung befommen habe, von Amts wegen Maßregeln zu ergreifen, welche in den Binde: 
gefeßen ihre Grundlage haben. | 

Das Schwurgericht zu Tübingen erklärt den Fürften Waldburg- Zeil: Traun 
ber Beleidigung der Staatsregierung fehuldig; derſelbe wird zu fuͤnfmonin 
Kreidgefängniß-Strafe und einer Geldbuße von: zweihundert Gulden verurkt 

t Dr. Walrad Medicus, Profeffor der Landwirthfchaft u. f. w. am der Unimi 
München. 


| Die Regierung von Medlenburg: Schwerin lehnt die Beſchickung bes repriſinim 


Bundestages ab. 
tv. Salde, K. hannoverſcher Geheimer Cabinetsrath a. D., zu Hannover. 
t Dr. Wilhelm Neubed, Hofrath und Kreisphyfieus, zu Altwaſſer in Schlefen 
Der K. preußifche Minifter-Präfident an die Gefandtfchaft zu Caſſel. 

In der Eröffnung, welche die K. Regierung unter dem 12. d. M. durch Gm. Wr 
mittelung am bie Ki. Regierung Hat gelangen laſſen, haben wir ſchon darauf Singen 
daß zur Zeit in Deutichland für die Löſung foldher Fragen, wie die heffagend 
Verwickelungen im Kurſtaate fich darbieten, Kein alljeitig anerkanntes Drgan beſtehe. 
ift inzwifchen zu unferer Kenntniß gekommen, daß die Kf. Regierung ſich an die We 
ſammlung von Bevollmächtigten einiger deutſcher Regierungen, welche in Brankjurt „N 
den Namen der deutſchen Bundes⸗Verſammlung angenommen hat, gewandt habe. BI 
halten es daher für unſere Pflicht, Die Kf. Regierung daran zu erinnern, daß tr 19 
Berfammlung weder als den deutichen Bundestag, noch als ein irgendwie berechue 
Organ des deutſchen Bundes anerkennen, und dabei ausdrücklich und auf das Cur 
denfte zu erflären, daß wir irgendwelche Befchlüffe, die von derfelben im Namen des Bad 
und als Uete der hüchften Bundes Autorität in Bezug auf dad Kurfürſtenthum, gt 
werben möchten, als zu Mecht beftehende Aete nicht anerkennen können und nicht mr 
fennen werden, und daß, welcher Art diefelben auch ſeyn mögen, wir bei den Vehär 
niffen eines Landes, das, abgefehen von allen aus dem Bündniß vom 26. Mai! Y 
beruorgebenden Verpflichtungen, ſchon wegen feiner geogeaphifchen Lage in den engfen 
und für beide Theile bedeutendſten Beziehungen: zu der preußiſchen Monarchie Heft, 1) 
jede weitere Entſchließung vorbehalten müſſen, welche durch die Pflichten gegen Der 
Iand und infonberheit gegen unfer eigenes Land erheiſcht wird. Ci. wollen dies beit 
Regierung erklären, und derſelben eine Ubfchrift des gegenwärtigen Erlaſſes übergeben 
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Beſchluß ber vorgebliden Bundes Berfammlung. 


Sn Erwägung, daß nach dem Geifte der Grundgeſetze des Buudes fomehl, als auch 
nach pofitiven Bundes⸗Beſchlüſſen, insbeiondere nach der authentiſchen Interpretation der 
Artikel 57. und 58. der wiener Schluß⸗Acte, mie fie in den: Bunded⸗Beſchlüſſen vom 
28. Juni 1882, Ziffer 1. und 2. enthalten ift, den Landflägden ein Recht zur Verwei⸗ 
gerung der zur Führung der Regierung erforderlichen Steuern in Feiner Weiſe zuftehe, 

daß demnach Fein Beichluß von Landſtänden, welcher eine ſolche Steuer⸗-Verweigerung 
direct oder indirect enthält, die Ausübung des landesherrlichen Beftenerungs-Rcchtes hem⸗ 
men konne, 

in fernerer Erwägung, daß in Kurheſſen der Fall der Siener⸗Verweigenma vorliege 
auf welchen die Artikel 25. und 26. der wiener Schluß⸗Acte zur Anwendung kommen 
müflen, wird beſchloſſen: 

1) Die Kurfürftlich heſſiſche Regierung wird aufgefordert, alle einer Bundet-Wegierung 
zuftehenden Mittel anzuwenden, um die ernftlich bedrohte Autorität im Kurfürſten⸗ 
thume ficher zu flellen; 

2) die Kf. heſſiſche Regierung wird zugleich erfuct, ungefäumt der Bundes⸗ Verfamme 
lung die in diefee Beziehung von ihr zu ergreifenden Mapregeln, fo wie deren Er⸗ 
folg, anzuzeigen; 

3). die Bundes⸗Verſammlung behält ſich vor, alle zur Sicherung oder Wiederherſiellung 
des geſetzlichen Zuſtandes erforderlich werdenden Anordnungen zu treffen. 


2 Der Minifter- Präfident Graf von Brandenburg, an ben F. preußifchen Geſandten 


zu Bier: 

Ew. überfende ich anliegende Abſchrift der Eröffnung, welche der K. Gefchäftsträger 
in Gaffel der Kr. heſſiſchen Regierung unterm 12. d. M. zu machen beauftragt worden 
war, und fuͤge zugleich eine weitere, geſtern an denſelben erlaſſene Inſtruction bei. 

Ich erſuche Sie, beide Schrifiſtücke Baldigft zur Kenntniß des K. K. Miniſter⸗Prä⸗— 
ſidenten zu bringen, damit das K. K. Cabinet Über unſere Meffaſfung und Stellung 
nicht in Zweifel ſey. 

Ew. wollen dabei hinzufügen, daß die K. Regierung die großen, fie die Behand⸗ 
lung dieſer Angelegenheit aus der gegenmärtigen Lage Deutfchlands hervorgehenden Schwie⸗ 
rigfeiten nicht verkennt, dieſelben vielmehr auf das ernftefte ind Ange faßt. Die K. 8. 
Regierung wird fich Diefelben ebenfalls nicht verhehlen. Sie wird den verfchiedenen 
Standpunkt, welchen die deutfchen Regierungen zu der beabfihtigten Herftellung des 
Bundestages eingenommen haben, als eine Thatjache gelten laffen, welcher bei Behand- 
fung denticher ragen Rechnung getragen werden muß. E83 liegt, abgefehen non allen 
Theorieen und formellen Fragen, zu Tage, dag eine Verſammlung, in welcher Preußen 
und die Mehrzahl der deutfchen Negierungen nicht beteiligt find, facttich ber Bundess 
tag nicht ift, amd daher. nicht erwarten kann, daß ihre Acte die allgemeine Anerkennung 
als Acte der höchſten Bundes Autorität finden werden, und wie halten feft daran, daß 
die Anwendung diefer Autorität mm von der Geſammtheit der. deutfchen Regierungen 
ausgehen darf. Wir Fönnen in den gegenwärtigen Verhältniffen nur das unabweisbare 
Gebot erkennen, und wir wünfchen dies der K. K. Regierung eben fo dringend and Herz 
zu legen, dag Mitiel und Wege gefunden werden müffen, um eine gemeinfame Behand⸗ 
Hung der kurheſſiſchen Angelegenheit auf eine Weife, am der wir und bie mit und auf 
demſelben Standpunkt ftehenden Regierungen und betheiligen können, möglich zu machen, 
und wir fprechen daher, unfere Bereitwilligkeit aus, auf jeden fachgemäßen und dieſem 
Grundjage entiprechenden Weg einzugehen, um bie heilfame Loͤſung einer Angelegenheit 
herbeizuführen, welche das geſammte Deutfchland mit den bedenklichſten Folgen bedroht. 

Wird dieſer Weg nicht gefunden und eine «einfeitige und folglich unberechtigte Löſung 
der Frage irgendiwie verfucht, fo nıuß die K. Regierung ſich alte diejenigen Schritte vor⸗ 
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behalten, welche nach den Umſtänden ihr Necht am Bunde, fo wie die Ruückſicht auf 
Sicherheit und die ganze Stellung des eigenen Staates, :ihr zur Pflicht machen Font 

Em. wollen auch von diefem Schreiben dem K. K. Miniſter⸗Präſidenten abſchrifll 
Mittheilung machen. . 

23. | Freiherr v. Wächter-Spittler zum Chef des Departements des Kirchen und Chu 
weſens im K. Würtemberg ernannt. | ' | 

23. | Die Eurheffifche Regierung verkündet von Wilhelmsbad aus den Befchluß der m 
geblichen Bundes⸗Verſammlung vom 21. September. . 

23. | Note des Furheffifchen Miniſters ber auswärtigen Angelegenheiten an bie 8. y 
ßiſche Regierung. 

„Der Königlich preußifche Gefchäftsträger an Kurfürftlichen Hofe Hat, mit Bejichm, 
auf die Lage der Dinge im Kurſtaate, am 21. v. M. ſowohl dem 1mterzeichneten Ir; 
ftande des Kf. Miniftertums des Aenfern, als auch dem Staats- Minifter Haffenpiu, 
die mündliche Erklärung abgegeben, dag die K. preußifche Regierumg es fir unfatthet 
halte, wenn die Sf. Regierung ſich in der gegenwärtigen Lage an tie Bundei-!k 
fammlung wende, und Daß die K. preußifche Regierung eine Einmiſchung der une 
Verſammlung in diefe Angelegenheit nicht dulden werde. Es mußte diefe Grimm, 
welche in einer Note abzugeben der K. Gefchäftsträger nicht zufagen zu Tönnen glak 
der Kf. Regierung um fo unerwarteter ſeyn, als fie einen Rechtegrund fir dieel nt 
aufzufinden vermochte, und aus derſelben nicht abnehmen kann, welche weiteren Ent 
ßungen die K. preußifche Regierung faffen wird. Die Kf. Regierung ift fih mt 
vollfommen in ihrem guten Rechte zu feyn, und Hält fich nicht nur befugt, font 
für verpflichtet, das beſtehende Bundesrecht, fo lange als eine Abänderung Deffelten a 

‚ giltiger Weife nicht ſtatigefunden Hat, zur Richtſchnur ihres Verhaltens nehmen zu u 
fen. Wenngleich die K. preußifche Negierung der Anficht ſeyn follte, daß der mi 
zufammengetretenen Bundes⸗Verſammlung in Frankfurt a. M. der Charakter and ı 
gemein anerlannten Organs des unlengbar beftchenden Bundes nicht beizulegen fü, m 

. derfelben das Recht nicht zuftebe, die nicht beigetretenen Staaten in irgend einer Pen 
zu verbinden und zu verpflichten, fo wird doch nicht beſtritten werden koͤnnen, da M 
dem allgemein anerkannten Zortbeftande des Bundesrechts, diejenigen Regierungen, mi 
für ſich diefes Drgan des Bundes, die Bundes-Verſammlung anerkennen, und fi! 
Beſchlüſſen derfelben Betheiligen, jedenfalls zu fordern berechtigt find, daß der Wirk 
feit dieſer Beichlüffe innerhalb des Kreifes der dazu mitgewirkt habenden Kegiermg 
fein Hindernig in den Weg gelegt werde. Dem Bundesrecht gemäß ift eine jebe datık 
Regierung berechtigt, zu verlangen, daß Feine andere deutſche Regierung als folde he 
eine heöhalbige vorgängige Requifition zur Hülfeleiſtung in ihrem Gebiet cinſhtn 
Wenngleich der K. preußiſche Gejchäftsträger eine. weitere Aufklärung über bie, ehe M 
der K. preußiichen Regierung zur Ausführung der abgegebenen Erklärung in Au 
genommenen Schritte, nicht zu geben vermochte, fo glaubt die Kf. Regierung doch IF 
verfichtliche. Erwartung ausfprechen zu dürfen, daß die K. preußiſche Regierung, in I 
fennung der. Grundgefege des Buudesrechts, ſich nicht. zu einer felbftftändigen Suit® 
tion in die kurheſſiſche Angelegenheit bewogen finden, und dag namentlich ein ai 
ſches Einfchreiten nicht ftattfinden werde, gegen welches, ohne worhergegangene hiejfeihgt 
Requifition, ald dein Bundesrecht zuwider, die kurfürſtliche Regierung bie entſhident 
Verwahrung einlegen müßte. IJ 

23; | Die Mitglieder der aufgelöften Stände» Verfammlung von Medlenburg⸗Schwenn 
welche dem Rufe bes Advokat Wiggerd (S. 15. September) gefolgt ſind, ne 
den durch bie Polizei von Schwerin entfernt. Herr Wiggers kuͤndigt die au 
den 24. angeſetzte Siuung ab. J 
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Meifung Des Fuͤrſten Schwarzenberg an den 8 öfterreichtfchen Geſandten zu 


Berlin. 


Der Graf von Vernſterf bat mir eine vom 14. d. M. datirte- Depeiche bes K. preu⸗ 
Bifchen Minifter-Präftdenten vorgelefen, in welcher die Anflcht des berliner Eabinets über 
die jümgften Greigniffe im Kurfürſtenthum Heſſen dargelegt, und der Wunſch der Herbei⸗ 


führung einer übereinftimmenden Auffaſſung der Regierungen von Defterreich und Preu⸗ 


Ben anögefprocden wird, Diefer Mitiheilung zufolge find es die Grundſätze der Autori- 
tät der gejegmäßigen Dbrigfeit, und der nicht davon zu treunenden Heilighaltung des 
echte, von welcher die K. Regiernng ausgeht. Sie betrachtet Die in Kurheſſen einge⸗ 
tretene Wendung der Dinge als höchſt unglücklich, weil die dortige Regierung durch 
ihe Verfahren dem Rechtsgefühle, ſelbſt trener und gewiſſenhafter Unterthanen des Kur- 
fürften, zu nahe getreten ſey, und anftatt alle beſſeren Clemente, wie diefes ber Augen⸗ 
blick Gebiete, um fich zu verfammeln, dieſe auf ten Boden eines gemeinfamen Wider 
ftandes mit den revolutionairen und anarchiſchen Parteien gebrängt habe. Eine Vers 
meigerung der zum Fortbeſtand des Staats erforderlichen Mittel durch die Stände, oder 
ein der Steuers Verweigerung gleichkommender Act fey zwar niemal® zu billigen; aber 
die Stände feyen in der Lage geweſen, in diefem Fall ihre Weigerung an den Mangel 
einer verfaffungsmäßigen Vorlage knuͤpfen zu können. Gefeglihe Wege zum Austragen 
der hierüber entſtandenen Irrrung hätten noch offen geftanden, die Regierung habe aber 
dieſelben nicht eingeichlagen, fondern unerwartete Ausnahmsmaßregeln, ohne durch offene 
Widerſetzlichkeit dazn genöthigt zu feyn, ergriffen, die Behörden des Staats dadurch in 
den bedenklichſten Conflict gebracht, und eine in ihren möglichen Folgen äußerft gefähr- 
liche Rechtsunſicherheit im ganzen Lande erzeugt. Die preußifche Megierung Habe eine 
beobachtende Stellung eingenommen, und denke biefelbe nicht ohne Noth zu verlaffen, 
wünfche fich aber offen darüber andzufprechen, daß fie unter Umftänden ſich nicht der 
Pflicht würde entziehen können, auf die Sicherheit de& eigenen Landes Bedacht zu neh⸗ 
men. In den möglichen Rückwirkungen der kurheſſiſchen Vorgänge auf die Nachbar⸗ 
ſtaaten und auf Das geſammte Deutſchlaud liege eine dringende Auffordernng, dem Ziel 
der Errichtung einer wirkſamen, auf eigene Macht und allgemein. anerkanntes Recht ges 
gründeten, dentſchen Centralgewalt ernftlich und aufrichtig fich zuzumenden, ba jede Schein 
gewalt, jede Wiederbelebung erſtorbener, alles Vertrauens entbehrender Formen, die vor⸗ 
bandenen Uebel nur verfchlimmern könne. Hieraus wird am Schluß die Folgerung ge⸗ 
zogen, daß, wenn dieſem unabweislichen Verlangen nicht durch die Geſammtheit genügt 
werde, die Erfüllung Deffelben von den näher Betheiligten in. einem enger und feiter zu 
— Kreiſe geſucht werden müſſe. Wir entſprechen bereitwillig dem Wunſch der 
K. preußiſchen Regierung, indem wir dieſe mit lebhaftem Intereſſe von uns aufge⸗ 
nommene Mittheilung, deren weſentlichen Inhalt ich Ew. getreu wiedergegeben zu haben 
hoffe, durch eine eben fo freimüthige Meinungsäußerung erwiedern. Der K. Hof iſt den 
Greigniffen in Kucheflen mit Aufmerkſamkeit gefolgt, und beklagt tief, gleich der preußi⸗ 
ſchen Regierung, die gefährlichen Zuftände, die aus ihrem Verlauf hervorgegangen find. 
Sein Urtheil über das dort Geſchehene kann fich gleichfalls nur nach den Grundfägen 
beſtimmen, in deren fehter Bemahrung wir überhaupt die dringendfte Aufgabe der Ges 
genwart ertennen. Sp weit wir und zu irgend einer Ginwirkung rechtmäßig berufen 
finden können, wird die Aufrechthaltung des monarchiſchen Princips, die Heilighaltung 
des Rechts, und die Kräftigung des Anſehens der Staatsgewalt, Grund und Zweck un⸗ 
ſeres Handelns ſeyn. Da wir aber für das Maß und die Formen jeder ſolchen Ein⸗ 
wirkung die Vorjchriften des deutſchen Bundesrechts als bindend anerkennen, fo kann es 
uns nur zukommen, innerhalb der Bundes-Verfammlung zur Prüfung und Entſcheidung 
der über kurheſſiſche Verfaſſungsfragen und über die Nechimäßigkeit der Maßregeln der 
Regierung bes Kurfürſten entſtandenen Gonteoverfen mitzuwirken, wozu uns überbie® nur 
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ausüben wollen, als wir felber. Und wenn kein Zwang denkbar if, wurde e& alddamn 
nicht Die natürliche Folge feyn, daß daB temporär wiederhergeſtellte Alte, eben jene fris 
beren Zuftände und Formen, welche das K. Cabinet nicht will, num au danernd ve: 
bleiben müßten? Daß unter dem Schein hergefleliter politiſcher Dediumg, die den wah⸗ 
ren Bedürniffen und Zuftänden doch noch weniger als früher entſpräche, Deuiſchland in 
einer fortwährenden, ftillen, nur ſchwach verdeckten, inneren Zerrüttung und Lähmung 
bliebe? Daß an die Stelle einer 'gebeihlichen und heilſamen Entwidelung eine ſortwaͤh⸗ 
rende innere Auflöfung träte, welche zugleich eine traurige Schwäche nach außen bedingte, 
und der ftillen Unterwühlung der Revolution einen noch viel willkouumneren und berä⸗ 
teren Boden darböte, als es erfahrungsmäßig ſchon unter den früheren Zuſtaͤnden ba 
Fall war? — 
Wenn Preußen jeht zu der einftweiligen Herſtellung des alten Bundestagb die Hand 

böte, fo wurde es fih im voraus verpflichten, eventuell ein ſolches Foribeſtehen bes Allen 
das vorerſt wieder im Leben daftände, auch mit feinen Kräften aufrecht zu erhalten. 

Wir fagen offen mit ber .K. Regierung, dag wir das smneränderte Alte nicht wel, 
es unter feinen Umftänden und Feiner Bedingung wollen; und eben Day dürfen mie 
ung nicht in die Lage verfegen, zu der Erhaltung deſſelben durch den matinieten oder ur 
motivirten Widerſpruch irgend eines Einzelnen: gezwungen werben zu können, und u 
Wort auch bei dem beften Willen nicht einzulöfen. Wir wollen eine heilfeme, au 

"ende Umgeſtaliung, darum bürfen wir uns nicht im voraus an bie als unzureichend un 

zu Feiner Zeit ala heilfam erprobten Formen binden. 

Ganz anders dagegen ftellen ſich die Verhältniſſe, wenn die Drdemmg der Verfaffuns 
Angelegenheit der freien Vereinbarung der deutichen Regierungen vorbehalten bleibi. 

Das auch bort Cinftimmigkeit zu einer für Alle bindenden Beſchlußfaſſung erfotderih 
ift, und eben fo jehr jeder Zwang auögefchloffen bleibt, bedarf keiner Bemerkung. G 
ift aber nicht der minbefte Grund vorhanden, warum -nicht, die in beiden Fallen erferder⸗ 
liche Einſtimmigkeit eben fo gut in einer folden freien Conferenz, als innerhalb de fr 
men bes Bundestages erreicht werden follte. Welche größere Schwierigkeiten alſo ivir 
Weg für die Erreichung des gemeinfam gewünfchten Zieles barbieten ſollie, iſt nicht hr 
ſehen. Sede nähere Betrachtung zeigt bingegen, daß hierbei dad Bedürfniß Der Cini 
um fo mehr empfunden werben und fich geltend machen muß, weil eigennüpige De 








firebungen ſich aladann nicht mehr Hinter dem Vorwand des Feſthaltens am am 


Neht und einer fcheinbaren Ordnung zurüdsichen und geltend machen köunten. Va 
dans, feinen particulariftifchen Zwecken folgend, ſich der Ginuigung widerſetzt, ber weij 
daß ihn allein die Schuld trifft, wenn bie jetzige Kriſis der Reugeſtaltung Deutfchlant 
fertauert, und wird die Folgen bedenken. Es kommt ferner dazu, daß bei einer felde 
freien Vereinbarung der einzelne Diſſens, in Fällen üußerſter Nothwendigkei die ander! 


Regierungen. nicht hindern würde, ‚fich, ohne bie diſſentirenden mit zu verpflichten, uj 


den ihnen dienlich erfcheinenden Grunblagen zu einigen. Den diſſentirenden Regie 


würde in einem ſolchen Falle ber fpätere Zutritt offen gehalten werden; Kefaamtlih b 


bei den Abſchluß ber Bundes⸗Aete derſelbe Fall bereits ſtattgefumden. Die K. Hegierei 
wird daher in dem von und vorgeſchlagenen Wege bie ſichere Burgſchaft für die Es 
Gang des von ihr ſelbſt hingeſtellten Zieles einer wirklichen Reugeflaktung der Bunde 
Verfaſſung auf zeitgemäßer Grundlage finden. Je aufrichtiger wir wuͤnſchen, bie beide, 
durch Die alten BunbedsWerträge fanchenirten Principe ber bumbesmäßigen Verpfli 
und der freien Gelbfiftändigfeit der einzelnen Regierungen, aufrecht gu erhalten, um P 
mehr müfen wir und überzeugen, daß bie Ausgleichung berfeiben allein auf dem Di 
freier Vereinbarung zu finden ſey. 
Die iſt Daher der einzige Weg, den wir als wahrhaft heilſam und zum Ziele ſiß 
rend anzuerkennen vermögen, wenn man weder zu den fricheren Zuſtaͤnden und Guam 








24.— 26, Geptenber. .-26. Ex 


wůunſchenswerih uns in ben Qimgelegenheiten des Karſtaats Seffen die Uebereinſtimmung 
mit Preußen erfcheinen muß, fo können wir doch aus den angeführten Gründen nur au 
die in der Bundes⸗Berſammlung bevorſtehenden oder bereits eingeleiteten Verhandlungen 
himveiſen. Ich erfuche Ew. ſich in dieſem Sinn gegen die K. Regierung audzuſprechen, 
und es ſteht nichts entgegen, daß Vochdiejelben dem Herrn Minifter- Bräfi denten die ges 
genwärtige Depeſche vorleſen. 


1. | Urtheil bes Appellations⸗Gerichts zu Greifswald in der Unterſuchungsſache gegen 
Haflenpflug: 
daß das Erkenntniß des ß. Kreisgerichts vom 19. Juni d. J. dahin abgnänden, daß 
der Appellant von der unter ben B. Februar d. J. erhobenen Anklage der Fälſchung 
freizufpvechen, und die Koften des Verfahrens außer Anſah zu laſſen, die Aeten jedoch 
sur weiteren Srwägung: ob und gegen men eine anderweitige Anklage zu 
erheben fey, der K. Staatsanwaltfchaft vorzulegen. 


6.| Freißere v. Schleinig wird, feinem Anfuchen gemäß, ber Verwaltung des Miniſte⸗ 
riums der auswärtigen Angelegenheiten, unter dem Vorbehalte anderweitiger Ber, 
wendung, enthoben, und burch General⸗Lieutnant v. Radowig erfept. 


I, Schreiben bes Miniſters v. Radowitz an das lurheſſi ſche Miniſterium ber auswärs 
tigen Angelegenheiten. 


Die K. preußiſche Regierung hat durch einen, unter dem 12. d. M. an den K. Ge⸗ 
ſchaftötraͤger am Kf. heſſiſchen Hofe gerichteten, und von dieſem zur Kenntniß des hoch⸗ 
löblichen Kf. Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten gebrachten Erlaß ſich aus⸗ 
führlich über die Vorgänge im Kurſtaate ausgeſprochen. Sie hat dabei zunächſt, abge⸗ 
eben von dem Verhältniſſe des Kurſtaates zu dem Bündniſſe vom 26. Mai v. J., und 
— nur den Mangel eines für Löſung ſolcher Fragen in Deutſchland allſeitig anerkannten 
Degans, und ihre nachbarliche Pflicht hervorhebend — die Kf. Regierung dringend zu der 
ernſten und gewiſſenhaften Erwägung aufgefordert: ob wirklich alle zu einer friedlichen 
und geſetzmäßigen Erledigung durch die Landes-Verfaffinng dargebotenen Mittel erſchöpft 
feyen? Der materiellen Rechtsfrage ift hierbei in Keiner Weiſe vorgegriffen worden. Nach⸗ 
dem ſodann der K. Gefchäftäträger von der einftweiligen Verlegung des Regierungäfiges 
amtlich unterrichtet worden, iſt cr, einer ihm ſchon vorher ertheilten Weiſung gemäß, dem 
Kf. Hofe nach Wilhelmsbad gefolgt. Auf den Grund feiner Inſtructionen bat er ſich 
dort wiederholt in dein Sinne des oben gedachten Erlaſſes vom 12. d. M. ausgefprochen, 
und die Einwirkung der, in Frankfurt a. M. unter dem Namen des Bundestages zufams 
mengefretenen. Bevollmächtigten, auf dieſe Angelegenheit, als völlig unſtatthaft bezeichnet. 
Die Kf. Regierung hat ferner, in einem zur Kenntuiß der K. Regierung gebrachten Er⸗ 
laffe vom 21. d. M., fich aufs neue dahin erflärt, daß fie die erwähnte Vereinigung 
von Benollmächtigten als den deutſchen Bundestag, oder ald ein irgendwie berechtigtes 
Organ bed deutſchen Bundes anzuerkennen nicht ‚vermöge, mithin die Beichlüffe, welche 
von derielben im Namen des dentfchen Bundes in Bezug auf daB Kurfürftenthum ges 
faßt würden, als zu Mecht beſtehende Acte nicht ‚anerkennen werde. Bei den Verhält⸗ 
niffen eined- Landes, daB ſchon wegen feiner geographiſchen Lage in den engfien und für 
beide Theile Gebeufenbften Beziehungen zu den preußiſchen Landen fleht, Hat Preußen fich 
jede weitere Entichliegung vorbehalten müffen, welche durch die Pflichten gegen Deutſch⸗ 
land und gegen bad eigene Land erheifcht wird. Hierauf tft und die am gefltigen Tage 
in Caffel exfolgte Pırblication einer Kf. Verordnung vom 23. d. M. gemeldet worden, 
nach welcher die in Frankfurt a. M. verfammelten Bevollmächtigten am 21.9. M. einen 
Beſchluß gefaßt haben, durch den dieſe Verſammlung fi) verbehält, alle zur Sicherung oder 
Wiederherſtellung des gefeglichen Zuſtandes erforderlich werdenden Fr zu treffen. 
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Die K. Negierung bat den Inhalt tiefer Kf. Verordumg in die, bee Wichligkeit dei 
genftandes entiprechende, ernſte Erwägung gezogen. Sie ficht darin jedoch keinen Grund; 
Zurücknahme der ven ihr früher abgegebenen, oben angefühelen Gröfärungen. Sie at 
vielmehr ten gedachten Beichluß der in Ftankfurt a. DE tagenden Verſanmlunger 
24.2. M. als einen Biumdesbeſchluß nicht an. Da ferner in demſelben weitere Aue 
nungen in Betreff des Kurſtaates vorbehalten find, fo behält auch die K. Regierung ih 
rerfeitö fich alle weiteren, durch ihr Recht und ihre Pflicht gebotenen Entjchliegungen het 
Indem der Unterzeichnete dies hierdurch ergebenft zur Kenntniß des Hechlötlichen Ki. 
niſteriums der auswärtigen Angelegenheiten bringt, hat derjelbe Hinzuzufügen, daß ix 
K. Regierung eine von der Heiligkeit des Rechts umgebene volle Anterität der Regie 
in dem Kurſtaate, /wie in ‚allen deutichen Landen, auf das dringendſte wünſcht, und de 
nenerlichen Vorgänge. auch Deshalb beklagt, weil fie dad Gefühl der Unficherheit dei Rat 
zuftandes gefteigert, und Verwirrung felbft in die Gewiſſen treuer Unterihauen gebiuch 
baben. 


27. | Schreiben des k. preußifchen Minifterd ber auswärtigen Angelegenheiteu an bie & 
I fandtfchaft zu Wien: | 
Ew. werben ſchon durch die öffentlichen Zlätter von dem Beſchluſſe Kenntniß nie 

ten haben, welcher unter dem 21. d. M. von den in Branffurt a. M. verjammia 
Bevollmachtigten mehrerer deutfchen Regierungen gefaßt, und in Kurbeſſen mitkek am 

Kf. Verordnung vom 23. d. M. publicirt werden ift. | | 

In der Anlage Yaffe ich Ihnen Abſchrift desjenigen Schreibens zugehen, weldd 

demzufolge an das Kf. Minifterium zu richten in den Falle geweſen find. 

Ew. wollen Hiervon dem Herrn Fürſten von Schwarzenberg Kenntuijß Mn 
und damit folgende Bemerkungen verbinden. | 

In Erwiederung auf diejenige Mitteilung, welche wir am 15. d. M. an im 
Grafen von Bernftorff gerichtet haben, um das K. K. Eabinet zu einer Verftändigm 








mit uns über die Kurheſſiſche Angelegenheit, im Intereſſe der Wahrung der obrigkife 
Autorität und des monarchiſchen Prineips in Deutſchland, dringend aufzuforbern, fat 
K. K. Miniſter-Präſident unter dein 24. d. M. eine, uns Durch Verlefung befanıl # 
wordene Inſtruetion an den Freiherrn von Prokeſch erlafien. 
Darin wird, übereinftimmend mit anderen, und neuerlich von Seiten dei K. 8. % 
binets zugefommenen Eröffuungen, der Geſichtspunkt geltend gemacht, daß mit der Di 
derberufung des Bundestages auch Das Mittel für Löjung aller ſchwebenden fragen # 
geben, und Daß unſer Widerſpruch biergegen eine Rechtsverletzung fey, alfo und «# 
die Schuld Der Solgen folcden Zwieſpalts treffe. 

Die bierin Tiegende petitio principii ift augenfällig, und wir können und erneut 
Darlegung der unferen Standpunkt vollkommen rechtfertigten Gedaukenreihe deshalb w 
überheben. Doch will ich nicht unterlaffen, van neuem auf den weſenilichſten Unter 
zwiſchen unſerem und dem öfterreichifchen Standpunkte aufmerkjam zu machen. 

Während nämlich Deſterreich für feine Wiederherſtellung des, durch den einſtinup 
Beſchluß aller Bundesglieder aufgehobenen Bundestages, den Charakter eines Due 
rechts in Anſpruch nimmt, ungeachtet Preußen mit einem großen Theile ber Du 
Regierungen foldyem Schritte wiberfpricht, Haben wir, bei unſeren Bemuhumgen für S 
verherbeiführung eines georbneten Standes der Dinge in Deitfchland, immer und ws 
ſchließlich nur an die freie Entſchließung der deutſchen Regierungen appellirt. Im bi 
Hange hiermit hören wir auch jetzt nicht auf, dem K. K. Cabinet das dringende Bau 
niß einer freien Werfändigung mit demſelben und mit allen beutfchen Hegienungen 1 
pa legen, und wir werden auf Geltenbmacung biefes Vedürfniffes im jerer Piel d 
beutfchen Wirren, und in Bezug auf eine jede, die Dazwiſchenkunft einen alſeittz cun 
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kannten Biudes⸗Organs erheiſchende Angelegenheit zurückkommen. 88 wird deshalb ficher 
ı nicht an uns Liegen, wenn jened Bedürfniß noch länger umbefriedigt bleibt. 
| Der obengedachte Erlaß des Herrn Fürſten von Schwarzenberg an den Freiherrn 
| von Brokeich vem 24. d. M. bemerkt, daß Preußen deshalb gegen Beſchlüſſe des fos 
‚ genannten Bnmdestages und gegen deren Ausführung Bedenken zu erheben nicht in dem 
|  Balle ſeyn würde, weil es ſich Hier nicht nm eine Wirkſamkeit außerhalb Des Kreiſes der dem 
Bundestage beigetretenen Regierungen bandele.. In Erwicderung bierauf glauben wir — 
| von dem Bindniffe vom 28. Mai v. 3. und von veffen Wirkungen vor der Hand abs 
ſehend — mur von Neuem an die geogtaphiiche Lage des Kurſtaates zwiſchen den beiden 
| 
| 








heilen der preußiichen Monarchie, und an bie vielfältigen nahen Beziehungen zwiſchen 
Kurhefſen und den preußiſchen Landen erinnern zu follen. 

Mir hegen Die Ueberzeugung, daß wenn, was nicht Der Fall iſt, irgend ein beutfiher 
Staat fih in gleicher Lage und in gleich engen Beziehungen zu dem öfterreichifchen Kai⸗ 
ferftaate kefände, das K. K. Cabinet ſich auch zu einer der unſerigen völlig gleichen-Aufs 
faſſung ber bierand, jeden fremten Einjchreiten gegenüber, hervorgehenden Rechte und 
Pflichten bekennen würde. 

Wir kdanen nur driugend wünſchen, daß bie Kf. Regierung durch bie ihr innerhalb des 
eigenen Landes zu Gebote ſtehenden Mittel den beſtehenden Zwieſpalt, im Cinklange mit 
den Ueberzeugungen des pflichttreuen Theiles der Bevölkerung, ſchlichten, und — unter 
Wahrung auch des formalen Rechtes — die Autoriiät der höchſten Obrigkeit im Kur⸗ 
ſktaate wiederherſtellen und ſichern möge. 
| Ueberhaupt, wie wir dem 8. K. Cabinet bereits ausgeſprochen haben, geht in die⸗ 
fer, wie in jeder Angelegenheit, unſer Beſtreben einzig und allein dahin, der Sache des 
Rechts und der Ordnung in Deutſchland, im Gegenſatze gegen jede feindfelige Beſtre⸗ 
bung, mit der und anvertraulen Macht zu dienen. Mir köunen dies aber nur auf dem 
von uns als richtig anerkannten Wege, den wir Daher feiten Schritte weiter verfolgen 
miüſſen und werden. 
Die gegerwãrtige Inſtruelion wögen Em. den Heren Fürſten von Schwarzens 
, berg vorleen. 
27. Weifung bed Fürften Schwarzenberg an ben k. öfterreichifchen Geſandten beim 
| preußifchen Hofe: 
| Graf von Bernſtorff üt vor wenigen Tagen zur Serftellung feiner geichtwächten 
Geſundheit mit Urlaub nach ZTrieft abgegangen. Der für die Dauer feiner Abweſenheit 
mit der Dejorgung der geſandtſchaftlichen Geſchäfte betrante Graf von Driolla Hat 
mir vorgeflern eine noch an den K. Gejandten gerichtete Depeiche des berliner Hofes 
ı vom 22. d. M. mitgetheilt, welcher Abjchriften von zwei am 12. und 21. d. M. an 
den K. Gefchäftsträger zu Caſſel ergangenen Weiſungen angefügt waren.. 
| Die von der K. preußischen Regierung in dieſen hier abfchriftlich mitfolgenden Actens 
ſtücken aufgeftellten Behauptungen laſſen ſich in nachſtehende Säge zuſammenfaſſen: 
| Preußen erklaͤrt: 
daß es Kurheſſen der Verpflichtungen, welche daſſelbe durch feinen Beitritt zu dem 
| Bündniffe vom 3%. Mai 1848 eingegangen ift, nicht als entbunden betrachte ; 
| daß der. verfhledene Standpunkt, welchen die deniſchen Regierungen zu Der wies 
der eröffneten Bundes -Verfammlung eingenommen haben, als eine Thatſache zu gels 
ten babe, welcher bei Behandlung deuticher Fragen Rechnung getragen werben müſſe; 
daß, abgefehen won allen Theorieen und formellen Fragen, zu Tage liege, daß eine 
Verſammlung, an welcher Preußen und die Mehtzahl der deutſchen Regierungen nicht 
beiheiligt find, factiſch der Bundestag nicht jey, und daher nicht erwarten könne, ihre 
Ä Beichlüffe als Aete der höchſten Bundes Autorität allgenein anerkannt zu fehen; 
daß Preußen alle wie immer gearteien Beſchlüffe, welche won biefer. Bundes⸗Ver⸗ 
13% 
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ſammlung im Namen tes Buntes in Bezug auf das Kurfürſtenthum gefaßt meta 
möchten, als zu Mecht beſtehende Aete nicht anerkennen könne, und nicht anerkmg 
werde, ımd die K. Regierung ſich demnach, ſolchen Beichlüffen gegenüber, jede weim 
Entſchließung vorbehalten müſſe, melche die Pflichten gegen Deutichland und indkeim 
dere gegen DaB eigene Land, erheiichen werben; | 

daß kei dem Umſtande, als zur Zeit in Deutfchland für Die Löſimg von ” 





tie Die vorliegende es iſt, Fein allieitig anerkanntes Organ beftehe, alle Glieder 
deutichen Bundes, und insbejondere Die näher Betheiligten, mehr wie je berechtigt u 
verpflichtet jenen, die Mittel zur Abwendung drobender Gefahren won dem gancs 
men Baterlande rechtzeitig in das Auge zu faffen: 
daß Die Geltendmachung dieſer Berechtigung, und die Erfüllung dieſer Verrfik 
tung vor allen Anderen Preußen zukomme, indem fich aus dem Bündniffe vom 26.9 
v. J., fo wie aus der geographiſchen Lage des Kurflaates, nicht mur die engiten m 
für Beide Theile bedeutendſten Beziehungen zu der preußischen Monarchie ergeben, jet 
auch diefer Beziehungen wegen die aus den kurheſſiſchen Wirren erwachſenden Grin 
Preußen zunãchſt bedrohen; 
daß ſonach Mittel und Wege gefunden werden müſſen, um seine Behandlung uu 
kurheſſiſchen Angelegenheit möglich zu machen, an welcher Preußen und die mit ie 
auf demfelben Standpunkte fiehenden Regierungen fich zu Beiheiligen vernähtm; 
daß für den Ball, wo diefer Wen nicht gefunden, und eine einſeitige, dahn m 
rechtigte Loͤſung der Frage irgendivie verſucht werden wollte, die K. Regie d 
alle diejenigen Schritte verbehalten müßte, welche nach Uniſtänden ihr Recht au 
(0 wie bie Rückſicht auf die Sicherheit und die ganze Stellung des eigenen u, 
ihr zur Pflicht machen könnten; 
daß aber das K. Cabinet die Ueberzeugung hege, es würden ſich innerhalb dafs 





heſſiſchen Landes⸗Verfaſſung ſelbſt auch noch jetzt Die Mittel finder laſſen, durch diehe 


beiführung der dort vorgeſchriebenen eompromiſſariſchen Entſcheidung den obſchnckais 
Streit, ohne Beinträchtigung Der Autorität und Würde ber Regierung, auf ft 
Weiſe zu fchlichten. „ 

Die K. Geſandiſchaft iſt beauftragt worden, die drei eben erwähnten Sceirkih, 
welche diefe Erklärungen enthalten, ohne Zögerung zu meiner Kenntniß zu bringen, w 
mit das K. K. Cabinet über die Auffaffung und Stellung Preußens nicht im Zwei r 

Wir müffen uns für dieſe Eröffnung zu Danke verpflichtet finden, da die heuige hu 
faſſung des K. Hofes, und die Stellung, welche derſelbe einnehmen zu tollen anlim 
nicht nur durchaus neu, ſondern ſelbſt im entſchiedenen Widerſpruch mit feinen frühen 
ja mit feinen unmittelbar vorher abgegebenen Erklärungen find, und es und ba 
willkommen feyn Eonnte, den Standpunkt kennen zw lernen, auf welchen Preuße 
nunmehr ftellen zu mollen fcheint. 

Dhne und auf eine aberwalige Erörterung der ſchon Öfter und gründlich befpeoht 
Rechtofrage einlaffen zu wollen, ob die aus den Blndniffe vom 26. Mai geſchi⸗ 
Regierungen und namentlich Kurheſſen, deſſenungeachtet gehalten werden können, ib 
pflichtenden Beziehungen zur Union zu bleiben, wollen wie nr auf die, bei jeber do 
laſſimg von dem K. preußiichen Hofe abgegebenen, bündigen Grlärungen hinweiſen, w 
möge welcher jeder Regierung die wolle Feiheit des Willens ‚und Eutjchluffet gen 
Bleiben follte. 

Diefe Erfärungen Haben noch neuerlich eine fürmliche Vefkätigung in den Ber 
des ‚Königs gefunden, indem &. DM. den zu Berlin verſammelten Fuͤrſten die * 
Verſicherung ertheilten, daß Preußen keinen derſelben zuruckhalten wolle, ſondern im 
gentheil Werth darauf lege, daß ber Cntſchließungen das Werk freieſter BAHR" 
mmg ſeyen. sea 

Dbtwohl dieſe Freiheit des Willens als von ſelbſt verſtanden angenommen 
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müßte, bielten wir e8 doch immerhin für nüßlich, auf jene Erklärungen des preußiſchen 
Eabinets, und auf das Unterpiand des Königlichen Wortes zurückzukommen, um den Be⸗ 
weis herzuftellen, daß ſelbſt Preußen fich bis jegt der Anerkennung der Unabhängigfeit 
der Genoffen des deutſchen Bundes im Grundjage nicht verfagt habe. 

Wie verträgt fich aber dieſe Anerkennung mit ber Beichränkung, welche nunmehr Kur⸗ 
befien auferlegt werben will, ſich nicht nach eigenem Ermeſſen den Standpunkt wählen zu 
Dürfen, den es zu der twiebdereinberufenen Bundes ⸗Verſammlung einzunehmen für. gut 
findet? und wie verträgt fich die von Preußen felbft vertretene Anficht, dag die Verichies 
Denheit des von ben deutichen Regierungen zu dieſer Verſammlung eingenommenen Stands 
punftes als eine Thatjache zur gelten habe, welcher bei Behandfung dentfcher Fragen Rech⸗ 
nung zu teagen fen, mit der Erklärung, das Preußen alle wie immer gearteten Bejchlüffe 
- in Bezug auf das Kurfürftenthum als zu Recht beftchende Hete nicht anerkennen werde, 
und denſelben gegenüber fich jede weitere Entichliegung vorbehalten müͤſſe? 

Wenn Niemand es dem’ Kurjtaate verwehren kann, die Bundes⸗Verſammlung anzu⸗ 
erkennen, fich in ihr ‚vertreten zu laſſen, und von ihr Schug umd Unterſtützung anzu⸗ 
iprechen, bat wohl auch Niemand das Recht, gegen Berchlüffe diefer Verſammlung Eins 
tprache zu erheben, welche nur innere Angelegenheiten Kurheſſens berühren, und nur in 
dieſem Staate zur Ausführung gebracht werden jollen. 

Solchen Beichlüffen aber wohl gar entgegentreten zu wollen, wäte eine Gewaltthat, 
welcher gegenüber die bundesgetreuen Regierungen c& nicht mehr bei Verwahrungen bes 
wenden laſſen Fännten, und welche nicht nur im grellen Wiberfpruche mit den Erklärungen . 
ſeyn wide, die Preußen aus Anlaß der von uns vorgenommenen Einberufung der Bun⸗ 
des⸗Verſammlung abgegeben hat, fondern auch in Keiner Weiſe, und daher auch nicht 
durch das angebliche Gebot einer als Nothwendigkeit geltend gemachten Convenienz, zu 
entichuldigen wäre. 

Als dem K. Cabinet unſere Abſicht bekannt wurbe, die Bundes ⸗GVerſanunlung wieder 
in Wirkſamkeit treten zu laſſen, ſprach ſich daſſelbe in einer Eröffnnng won 5. d. M. 
dahin aus: daß es dieſer Verſammlung „alle und jede Anerkennung verſagen, und deren 
Beſchlüͤfſe für die jenigen Bundesglieder, welche keinen Theil an derſel⸗ 
ben genommen hätten, im Borans als durchaus wirkungslos und unverbindlich ers 
Hären müßte.” 

Als. wie e8 hierauf deſſenungeachtet für unfere Pflicht hielten, unferen Eniſchluß aus⸗ 
zuführen, ward und auf die nach Berlin erlaſſene Einladung zur Theilnahme an den 
Verhandlungen des einberufenen verfaffungsmäßigen Bundes⸗Organs am 25. v. M. bie 
Erwiederung ertheilt, daß Preußen diefe Theilnahme nicht nur ablehnen müfle, fonbern 
anch fiir den Sal, wo „eine ſolche Verfammlung in Frankfurt zuſammenkommen und die 
Formen des alten Bundedtages annehmen follte, das K. Cabinet alle dort etwa gefaßten 
Beichlüffe, ohne Nüdficht auf Majorität oder Minorität des Stinunen⸗Verhältniſſes, Tes 
diglich als Uebereinkünfte zwifchen einer Anzahl deutſchet Negierungen. 
anfehen, ihre Wirkſamkeit Über Diefen Kreis hinaus durchaus abweifen, 
und keinerlei Anwendung derfelben auf fich zulaffen werde.” 

Wir haben zwar den Entſchluß, deffen Ausdruck diefe Erklärungen waren, aufrichtig 
bedauern müffen, ım8 jedoch darauf beichränkt, den fich Hierdurch in Deutſchland ergebens 
den Zwieſpalt zu beklagen, und unfere Rechtöverwahrungen einzulegen, ohne Breußen und 
die ſich ihm anfchließenden Regierungen in der von ihnen eingenommenen Siellung zu 
beirren. 

Wollte dagegen die K. Regierung, tie es den Auſchein gewinnt, nunmehr die Gren⸗ 
zen verleßen, welche fie jelbft durch ihre Erklärungen vom 5. und 26. v. M. der Thä⸗ 
tigkeit der Bundes⸗Verſammlung zu ziehen beabfichtigte, wollte fie den in der Anerken⸗ 
nung diefer Verfammlung zur Uebereinſtimmung gelangten Staaten fogar dad Recht ab- 
ſprechen, in ihrem eigenen DBersiche zu fchalten, und die Wirkſamkeit bes. ans ihrer Theils 
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bie ihr verfaſſungsmäßig zuſtehenden Befugniſſe und Verpflichtungen, Namens der von 
ihe vertretenen Regierungen, auf die für Deutſchland eingelegte proviſoriſche Centralgewalt 
übertragen.” Bier fehlt das Wort „Ausiibung.‘ If es denkbar, daß es bei jolde 
Veranlaſſumg anögelaffen worden wäre, wenn ihm damals die Wichtigkeit gegeben wär, 
welche ihm jetzt nachträglich Keigelegt wird? | 

Es kommt aber darauf, ob dies oder jene Wort richtig gebraucht. werden, gar nid 
an. Es könnte ſogar zugegeben werden, dab, genan genommen, mir wow ber Uebertta⸗ 
gung der Ausübung ‚von Rechten geſprochen werden konnte. Das ganze. Argumint be 


rubt. nämlih auf einem Mißverſtändniß über bad NRechtbrexhältniß. GR wmird angeneur 
..men, daß die Bundes⸗Verſammluug der „Inhaber“ ven Rechten geweſen ſen, welche fi 


nicht verlieren könne, wenn in dem, welchem fie die Ausübung übertragen, die Fälhigltit 
zu dieſer erldiche. Die Bundes⸗VPerſammlung hatte aber übenall ‚gar keine eigenen Red, 
fie hatte ſelbſt als ein Organ der Regierungen nur die „Aubühnng“ non ſolchen, dem 
Inhaberin nicht fie war, ſondern deren Juhaber die Megiemingen weue, 

Wenn fie die ihr übertragene Ausübung von Nechten wiederum auderen Händen zu 
Ausübung übertrug, fo gab jie Alles weg, was; fie felbjt beſaß, und gab ſich chen dan 
rechtlich und factiſch felbit auf. Eine rechtliche Exiftenz. als Inhaberin jener Rechie be 
hielt fie nicht, chen weil jene Rechte nicht ihr, der Mandatarin, ſondern dan Regierungen, 
den Mandanten, zuftanden, Wenn die Ausübinig des propiſariſchen Verwaltens aufbärt 
gingen die Nechte felbft. freilich nicht umter, fie fielen allerdings zurzick, aber ‚nit an ir 
früher beauftragtes. Drgan, joudern an die Mandanten, die Regierungen. Dies iſt den 
auch nach dem Zurädtreten des Reichsverweſers der Fall geweſen, und die Regierung 
haben fich .andermweit über ein neues YBundes-Drgan geeinigt. Sollte aber die Dein 
die ſeyn, — welcher dann freilich der genauere Ausdruck fehlte — die Bundeß⸗Berſunn— 
lung ſey das dauernde Organ für die Ausübung non Vundesrechten, fig habe nur pri 


ſoriſch Diefe AUusühung übertragen, und diefe müßte, nach dem Galöſchen des, Pronijeriun 


an fie zurückfallen, fo wäre "dabei. überſehen, daß die Bundes-Verſammlung für I" 
gar nichts übertragen Hat und nicht® übertragen konnte, junerms daß die Ueberiragng 
wie der Sache, fo auch den Worten nach,, Nauens der MRegierungen ftattfand, md 
daß wach dein Erlöſchen eines Prokijeniumd nicht der Bundes⸗Verſanunlung ohne Br 
teres die Wiederaufnahme der Befugniſſe, fomdern den Regierungen, welcha einſtiumig 
ihr die Gefchäfte abgenmminen haben, die freie, durch Feine Majorität zu bindende En: 
ſchließung zufteht, ob fie jene Geſchfte einer Bundea Weeſumnluug wieder überttagen 
wollen oder nicht. 

Mit dieſem Sa ſinkt die ganze Argumentation zulaıesbet.. Bern. nun noch be⸗ 
hauptet wird, der Bundes⸗Verſammlung ſey auch mährend des Pariſowmg bie gan 
legislatoriſche Wirkſamkeit geblieben, fo Bam man mit Recht fragen, wo Damm bie Dun 


desWerſanunlung geweſen, welche fie hätte üben ſollen? Als Grund, daß fe nicht ge 


übt, werden in der beſtrittenen Ausführung die Uebergriffe der —— 
bezeichnet, aber wenn eine Bundes⸗ Verſauumlung überall noch ariſtent genreſen wäre, | 

hätten gesade dieſe Uebergriffe Grund eiuer Wirkſarnkeit merken. müſſen. Sir. die Igib 
—*— Thatigleit jehlte es in jenen Zeit an einen geſchlichen Orga, wie es and 
beste noch daran fehlt: Es iſt aber wicht ſchlüſſig, daraus, daß für: einen Theil ber DIE 
tigkeit eines untergegangenen Drgand ein anderweites night beitelli: merken, felgen # 
wollen, daß jener Untergang ſelbſt nicht. fkaitgehmben habe, wenn er ſonß unzweifelhe 


iſt. Dies aber iſt er, wen, wie in den abigen Darſteihing, der Beſchluß warn 12. Sul 
- E08 in feinem ganzen geſchichtlichen Zuſammenbange beirachtet wird 


Gin anderer Grund wird in ber beſtriueuen Autfuührmg nes dan 3 der Bis 
ventien vom 80. September v. 3. eninquimen. Ex Imttet:.- 
„MBüsenb des Spieyixab bleibt bie deuuche — ſra Rai 
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Vortfeßeitte zum Umſturze aller ſtaatlichen Ordnung eine numüͤberſchreitbare Erenze ges 


dee werde. 

Nach 8. 2. der B.⸗U. vom 5. Jauuar 1831 bleibt die Regierungsfonn des Kur⸗ 
ſtaates means; nach 8. 10. der B.⸗U. vereinigt der Landesherr alle Rechte ber 
Staatsgewalt zu verkaffimgämäßiger Ausübung in ſich. 

Mit diefer durch Die V.⸗U, geficherten Grumdlage des Staates muß, wo bie monar⸗ 
chiſche Negierung zu ſelbſtſtändiger Wirkſamkeit berufen ift, eine jede davon unabhängige 
Gewalt ſchlechthin unvereinbar ſeyn, in deren Berechtigung es gelegt ſeyn köunte, die 
Rechte der Staatsgewalt unmittelbar außer derjenigen ſelbſtſtaͤndigen Wirkſamkrit zu ſetzen, 
welche ihr bei außerordentlichen Fällen durch den 8. 96. ter V.⸗U. anvertraut iſt. 

Mit dieſer Wirkſamkeit Unferer Regiening darf benmach irgend eine Thätigkeit Unſe⸗ 
rer Gerichte und Behörden, welche Unſere zur Sicherheit des Staates und der bedrohten 
öffentlichen Ordnung ergriffenen Mapregeln einer Beurtheilung zu unterziehen, und dieſel⸗ 
ben durch Entſcheidungen oder Beſchlüſſe außer Anwendung zu bringen bezweckt, in keiner 
Weiſe in Widerſpruch treten. Nur den Landſtänden kann es zuſtehen, durch Verſagung 
des verfaſſungsmäßig erforderlichen Beiſtimmung jene Maßregeln wieder in Wegfall zu 
bringen. 

Wir konnten erwarten, daß alle Unſere Behörden, fo wie die Gerichte jede Ausdeh⸗ 


nung ihrer Competenz über den Boden, den, wenn auch nur provijsriich geltende Geſetze, 


bei außerordentlichen Begebenheiten zu begründen haben, vermeiden würden. Wir müſſen 
aber leider erfahren, daß von Gerichten Unſeres Landes es unternommen ift, gegen Die 
durch Unjere Verordnung vom 7. I. M. getroffenen Einrichtungen unmittelbar einzuichteis 
tes, und Uns daher gendthigt jeben, dieſen Uebergriffen abhülfliche Maßregeln entgegen⸗ 
zufegen, fo wie alle Unternehmungen, von welcher Seite fie ausgehen möchten, wie gegen 
die völlige Wirkſamkeit Unſerer Anordnungen: in der beftagten Verordnung gerichtet wer⸗ 
den, zur gebührenden Beſtrafung zu bringen, 

und verordiien daher auf den Grund des 8. 05. der V.⸗U., auf den Antrag Unſeres 
Geſammt⸗Staats⸗Miniſteriums, was folgt: 

8. 1. Jede Eognition über die rechtliche Giltigkeit oder Wirkjamleit der gegenwär⸗ 
tigen, fo ivie der ımterm A. und 7. September I. J. von Uns erlaffenen Verordnungen 
iR ausgeſchloſſen, und wird jedes Verfahren für unſtaithaft erklärt, weldges umnittelbar 
oder mittelbar zum Zweck haben follte, einen gerichtlichen Ausſpruch uͤber die Frage nach 
ber rechtlichen Giltigkeit oder Wirkſamkeit jener Verordnungen herbeizuführen. 

Jugleichen werben alle hiermit im Widerſpruche ftehenden, und auf die angebliche Vers 
faſſungswidrigkeit der Verordiumgen vom 4. und 7. September I. J. gegründeten Aus⸗ 
ſprüche der Gerichte für unwirkſam erklärt, und jedes desfalls bereitö eingeleitete gericht- 
liche Verfahren hierdurch aufgehoben. Ä 

Dem Ober⸗Befehlshaber Liegt die Verpflichtung ob, alle und jede bereits eingetrete⸗ 
nen Folgen folcher Auöfprüche mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln zu Befeitigen, 
und haben dabei alle Behörden und öffentliche Diener feinen Befehlen bie ſchuldige Folge 
zu leiſten. 

$..2. Ron den Kriegägerichten follen folgende Vergeben, anch ber nicht zıtın Miti⸗ 
tair gehörigen Perſonen, unterſucht und beſtraft werden: 

jeder Ungehorſam und jede Widerſetzlichkeit gegen Unſere, im vorſtehenden Peragrayhen 
erwähnten, zur Sicherheit des Staates erlaſſenen Verordnungen, ober gegen die in Ges 
mäßheit berjelben. getreffenen Anordnungen und Verfügungen des Ober⸗Befehlohabers und 
deſſen Orgaue, ſo wie jedes gegen Unſere vorgedachten Verordnungen und deren Vollzie⸗ 
hung gerichtete Unternehmen; 

ferner jede Verhinderung der Bekanntmachung von Anordnungen und Verfügungen, 
welche von Uns, Unſeren Minifterien oder von bem Ober⸗Befehlshaber und defien Orga⸗ 
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nen andgegangen find, insbeſondere die unbefugte Abnahme über Zerfiärumg deaballyı 
Placate; | 

: fo wie die in den SS. 19. 24., 25. und 29. der Verordeumg vom 22. October 15 
erwähnten Vergeben der Störung der Öffentlichen Ruhe durch Zufaummenlaufen un: Lim 
die Anffordering zur Störung der öffentlichen Ruhe mittel Aeußerungen kei einer mm 
fammelten Volksmenge; 

fodann die mittelbare Anreisung zum Aufruhr, durch öffentliche Unzufriedenheit m 
gende Reden, oder durch Verbreitung faljcher Nachrichten von bevorſtehenden Sefahn, 
oder der Landeswohlfahrt nachtheiligen Unternehmungen; | 

endlich der Hausfriedensbruch und der Landfriedensbruch. 

Die bier genannten Vergehen, mit Ausnahme des Vergehens der Verhinterung In 
Bekanntmachung von Anordnungen und Verfügungen, welches nach den Kriegägeiegn a 
ahnden ift, ſollen jetoch vorläufig nicht nach den kriegsrechtlichen Strafbeitimmunge, ie 
dern nach den Eivil-Strafgejegen, beziehungsweiſe dem geltenden allgemeinen Rabe, m 
zwar an öffentlichen Dienern wie Aufruhr beftraft werden. 

. Die Beſtimmungen des 8. 7. Unferer Verordnung vom 7. d. M. erleiden bınd ix 
vorfichenden Anordnungen keine Abänderung. | 

8. 3. Kommen durch die, von den Staatöbehörden bei den Gerichten, den Ein 
Bolizeibehörden, der Gendarmerie n. f. w. in Gemäßheit ihrer Verpflichtung zu bank 
den Anzeigen, oder auf fonftige Weile Zuwiderhandlungen und ergehen der mt! 
beinerkten Art zur Kenntniß des Ober⸗-Befehlshabers oder der demfelben unterge 
Conmmandanten, fo iſt von ihnen wegen Einleitung der militairgerichtlichen Lrtada, 

“und wegen des weiter Erforderlichen, von dem Ober⸗Befehlshaber wegen Zuſammigu 
bes Kriegögerichts, die nöthige Verfügung zu treffen. 

8. 4. Die nach 8. 4. der Verordnung vom 7. September d. J. den Befehla M 
Ober⸗Befehlshabers untergeorbneten Bürgergarden find Hinfichtlich jeder Weuferung kn 
hätigkeit an die Anweifungen gebunden, welche desfalls von dem Ober⸗Befehlshaba dt 
den unter deſſen Befehlen ftehenden Commandanten ergehen; Requifitionen ber Eine 
hörden wegen beiwaffneter Hülfeleiftung durch die Bürgergarden können nur an die 
litair⸗ Commandanten, deren Befehlen die Bürgergarden unterftellt find, gerichtet wait 
Lediglich diefe Gommmandanten haben zu beſtimmen, ob und in welcher Weiſe die had 
Hülfeleiftung einzutreten habe. Ä 

Sollten gleichwohl Reguifttionen Der erwähnten Art unmittelbar an die Bürgers | 
gelangen, fo liegt diefen die Verpflichtung cb, dieſelben an den vorgefegten Militatle 
mandanten abzugeken. 

Gegen jeden dieſerhalb fih zeigenden Ungehorfam und etwa eintretende Eigemmähtt 
feit ift nach 8. 6. der Verordnung vom 7. September d. 3. von dem Oper Bejehlh 
beziehungswelte von dem ihm untergebenen Commandanten zu verfahren. 


28. | Der Medlenburgifhe Engere Ausfhuß (früher durch das nun aufgehobene Eis 
grundgeſetz befeitigt) tritt in Noftocd wieder zufammen. 
28. | + Dr. Philipp Krebs, Gymnaſial⸗Lehrer zu Weilburg. 


29. | Großherzoglich heſſiſche Verordnung. 

Nachdem die zweite Kammer der am 27. d. M. aufgelöften Stände = Verjummind 
die Zuftinmmg zu der Verlängerung des Yinanzgejeße vom 7. Dcteber 1845 af be 
legten drei Monate d. J., ungeachtet der nachgewieſenen Nethwendigkeit, pflicht⸗ und 
faſſimgswidrig verſagt hat, und hierdurch die Erhaltung des Staats und des Staalictt⸗ 
dits den dringendſten Gefahren preisgegeben worden iſt, ſo haben Wir in Ausübung UP 
ſeres Rechts und Unferer Negentenpflicht, für die Grhaltung und Sicherheit bei Stud 
zu forgen, und in dringenden Bällen das Nöthige auch ehe Mitwirkung der Stände ror⸗ 
zukehren, auf ben Grund des Art. 73. der VerfaffungssUrkunde verorbnet and veroihunꝛ 








29.— Hi Seieiint. U;— 30. 106: 


Diazmib, wie folgte Urt. 1. Die beftchenden Iuuseien. und indirerien Auflatzen; fo wie 
ſolche durch die vorliegenden Geſetze und Verordnungen beftinmt find, ſollen mach Maß⸗ 
gabe De: Finanzgeſehes wem 7. Drtober Matbß ir den Letzten 3 Monaten ed Jahres 1850 
fortesbaben. werden. Art. 2. une inaerium der Ginangen u mit. beri eRaiehnng | 
dieſer Verorduung brauftragt 


9. | Beginn des Angriffs auf Griebrichfaht durch die Schledwig-Holfieiner, i im Verlaufe 
beiten auch bie Stadt bemorfen und theilweis zerſtört wird: . 


O. Der K. preußiſche Rinifter ber aub wartigen Angelegenheiten an die Geiſandtſchaft 
zu Wien. 


Mit meiner unter dem 27. d. M. an Em. gerichteten Erbffnung in der kurheſſiſchen 
Angelegenheit, hat ſich eine denſelben Gegenſtand betreffende Mittheilung des K. K. öſter⸗ 
reichiſchen Eabinets gekreuzt, welche Sie aus der abſchriftlich anliegenden Note des Frei⸗ 
herrn v. Prokeſch vom heutigen Tage, und aus dem ihr in Abſchrift beigefügten Erlaſſe 
des K. K. Minifter-Präfidenten vom 27. d. DI gerieben wollen. 

Unſere Erwiederung hierauf liegt bereits in der eben angeführten, Em. unter dem 27. 
d. M. ertheilten Inſtruction, auf deren Mitteilung an den Herm Fürſten v. Schwar⸗ 
yenberg wir der Rückäußerung entgegenfchen. Doch unterlaffe ich nicht, zuc Vermeidung 
von Mißverftändniffen, zu der Depefche an den Freiherrn v. Prokeſch vom 27. d. M. 
noch folgende Bemerkungen zu machen, die Ew. durch Vorlefung des gegenwärtigen Er⸗ 
laſſes zur Kenntniß des K. K. Miniſter⸗Präſidenten bringen mögen. 


Unſere nach Wien mitgetheilten Inſtructionen für den K. Geſchäftsträger am Kf. heſ⸗ 
ſiſchen Hofe ergeben, daß wir bei unſeren Erklärungen in der kurheſſiſchen Sache zunächſt 
abgeſehen haben von den bis jetzt ungelöſeten Verpflichtungen, welche Kurheſſen durch 
feinen vollklommen freiwilligen Beitritt zu dem Bündniſſe vom 26. Mai v. J. einge⸗ 
gangen ift. 

Die diefes Bündniß betreffenden Argumente in dein Erlaſſe des Herrn Furſten v. Schwar⸗ 
zenberg vom 27. d. M. find deshalb ohne Anwendung auf unſere Mittheilungen über 
Den vorliegenden Gegenftand. 

Was fohann den und vorgeworfenen Widerſpruch zwiſchen unſeren werfchiedenen Aru⸗ 
Berungen über die, in Frankfurt a. M. unter dan Namen des dentfchen Bundestages, zu⸗ 
fanımengetretene Berollinächtigten  Verfammlung angeht, fo könneun wir Denfelben nicht 
einmal als einen fcheinbaren gelten laſſen. Um des Friedens willen und in der, troß bes 
großen Hinderniffes der Rückkehr Defterreichs zu dem fogenannien Bundestage, von uns 
feftgehaltenen Hoffnung einer Verftändigung zwiſchen den deutſchen Negierungen, beichränf- 
ten wir und in dem Erlaſſe vom 5. v. M. auf eine Erklärung gegen jedes Hinüber⸗ 
greifen der Befchlüffe jener Verſammlung in die Verhältniffe der in ihr nicht vertretenen 
Glieder des deutjchen Bundes. Hiermit jprachen wir aber keinesweges aus, daß wir hin⸗ 
ſichtlich aller, die Verhältniffe der an dem fogenannten Bunbestage theilnehmenden Regie- 
zungen betzeffenden Beſchlußnahmen, und Hinfichtlich ihrer Ausführung, bei der Erklärung 
der bundesrechtlichen Nichtigkeit fteben bleiben würden. Auch die gleichfalls von dem 
Wunfche, dag noch ein Weg der Verfländigung übrig bleiben möge, eingegebene Bezeich⸗ 
nung folcher Beſchlußnahmen, als Lebereinkünfte einer Anzahl deutſcher Regierungen, 
brachte eine ſolche Beichränfung nicht mit fich. Unſere Abficht war und ijt vielmehr, an 
die, als Acte der deutſchen BundessAutorität rechtlich wirkungsloſen Beichlüffe, in derjelben 
Weiſe, wie an eine jede ohne unfere Dazwiſchenkunft befchloffene Uebereinkunft zwiſchen 
feloftftändigen Staaten, Tediglich den Maßſtab unſeres Rechts und der aus unferen Ver⸗ 
hältnifien hervorgehenden Pflichten anzulegen. 

Dies und nur dies haben wir in der kurheſſiſchen Sache gethan, deren nahe Bezie⸗ 
bung. auf Preußen und feine Rechte und Pflichten eines Nachweiſes nicht bedarf. Hieran 

IL 1850, | 14 





—t ag — — —— — — — —— m — — — m — —— — — — — m — —  - 


108: 2’ ME Gebe BE. 


werden wir: fefthalten : Wir ſind Deshalb: imeber Eines Widerſpruches mit ums: falbft, ua 
der Verletzung irgend eines won. ums anerkannten Mech zu zeihen. 

x. Auch haben, inie:ımd jeder Herbeirufung: eiucs Tonflicts enthalten, vielmehr ohne Ur 

tetlaß das. Bedarfniß ainer Gemeinſchaft mit Deſterrrich und ‚mit ‚den: übrigen deutſche 
Regierungen, ſowohl in Betreff der Erwägung der kurheſfiſchen Sache, als hinſichtlich da 
übrigen, die Intereſſen Deutſchlands berührenden großen Fragen geltend gemacht, un 
den Weg flir- deren‘ Herbeifühtung bezeichnet. : Wir können das K. -K; Cabinet und dr 
demfelben näherftehenden Bundesglieder nicht zus Betretung dieſes Weges nöthigen, mie 

. aber auch ihnen allein die Folgen ‚Ihrer, Schritte beimeſſen. 
Endlich erwähne ich noch, in Bezug auf ben Schluß der Dipefche ded gem Fiteften 
v. Schwarzenberg, daß wir in dem rechtlichen Audtrage eines Zwielpalts zwiſchen Regie 
zung und Untertdanen, überhanpt Feine Erſchütterung, ſondern eine Neubegründnng da 
durch den Zwieſpalt ſelbſt erſchütterten obrigkeitlichen Autorität ſehen, und daß wir * 
Nachtheil Davon am wenigſten in Deutſchland zu beſorgen ‚haben, wenn mit einer, da 

= unftigen gleichkommenden Bereitwilligkeit, die deutſchen Regierungen nicht ſaumen, fh 
über e ein neues Gentral-Organ des‘ beutfihen Bundes zu verſtaͤndigen. | 
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2. Kimgsse des K. hannoverſchen Schag- Collegiums au das Geſammt⸗ Miniſterium. | 


In eines Zeit, wo in mittelbauge Kolge der immer tiefen Zerriſſenheit Deutfchlands 
auch die Verfaffungen, der einzelnen dentichen Staaten mit fo ſchweren Gefahren bedroht 
find; in einer Zeit, wo das verleute üffentliche Recht noch weniger als vor 1848 einen 
höheren Schug findet, vielmehr Gewalt an die Stelle des Rechts zu treten drohet, und 
vor Allem die vollendete Thatjache enticheidet; in einer foldden Zeit miß das Schatz⸗Col⸗ 
legium des Königreichs der ihm durch 8. 181. bes Landes » Verfaffungsgefepes übertrages 
nen Verpflichtung auf Wahrung der landſtändiſchen Verfaffung fich um fo Ichenbiger bes 
wußt werben. Zwar find wir weit entfernt, der hiefigen K. Regierung eine von ihr felbft 
ausgehende Verfaſſungs⸗Verletzung zuzutrauen, zumal die fortwährend fo durchaus ruhige 
und gejegliche Haltung unſeres Landes dazu ohnehin nicht die entfernteſte Veranlaſſung 
wide Darbieten können. Die Gefahr kommt aber von außen her, und Hegt in der, unter 
Zuſtimmung der K. Regierung verfuchten Wiederzuſammenkunft einer Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung zu Brankfurt, und in dem beklagenswerthen Beſchlufſe diefer Verſammlung, welcher 
unterm 21. v. M. in der kurheſſiſchen Verfaffungsfrage gefaßt worden iſt. So wie dieſer 
Beſchluß in der Sache felbft notorifche geſchichtliche Thatſachen und weſentliche Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Beſtimmungen jenes Landes gänzlich ignoriert, ſo find e8 vor Allem und zunächſt 
die dem Befchluffe untergelegten Motive, welche bei allen Waterlanböfreunden Die ſchwer⸗ 
ſten Bedenken und. die dringendſte Sorge für den Beſtand aller übrigen beutichen Ver⸗ 
faffınıgen: Gaben beremmenfen meüflen. Jene Verſanmlung iſt nämlich dazu gefcheitten, 


dier Amdes⸗Meſchluaſſe van 28. Juni 3832, weiche mit. allen feit 1819 erlaſſenen f. g. 


Ausnahmögefegen und Beichlüffen bes vormaligen deutichen Bundes, zufolge Bunbebtages 
Deichluffes vom 2. April 1848. förmlich aufgehoben und befeitigt find, — wie denn jene 
Beſchlüſſe in der ſächſiſchen Gefegfammlung Nr. 38. ganz ausdrücklich mit aufgezahlt 
worden — als fortwährend geltend zu betrachten, und ſolche ihrer gedachten Entſcheidung 
in der heſſiſchen Sache zu Berinve. au legen. Wir Lünen mm-'ziyar nicht glauben, daß 
bie hieſige K. Megierung dieſe verderbliche Anficht gutgeheißen hat ober gutheißen wird, 
wir konnen auch nicht dafür halten, daß ber Beſchluß einer Verſammlung, deren rechtliche 
Eriftenz, mit Preußen die Hälfte Deutfchlands leugnet, Geltung erlangen wird. Es ift 
aber feit 1848 fo viel Unglaubliches im deutſchen Vaterlande in die Wirklichkeit getreten, die 
Combindiſonin der Politik auf dein Felde ber Diplomatie find fo wandelbar, daß mie und nicht 
bei bloßen Anſichten beruhigen können. Wir müflen uns vielmehr, für jetzt daran halten, 
baßınte: hieſige R. Reglerung bie gehachte Verſammlung zu Frankfurt als zu Hecht bes 


‚Siebert. enſieht, daß fie felbit durch einen Bevollmächtigten daran. Theil ninunt, und daß 


ſie ſich eanfeguanter Weife durch bie Befchlüffe diefer Verfauunlung, feleft durch Befchläffe 
der blaßen Majerität, mo es nur auf die Uusfühnung beſtehender Bundesgefeke ankommt, 
gehuuden haften, wird. In diefer Stellung der K. Regierung zu der Traukfurter Vers 
funushung, : und infbefondere zu dem Beſchluſſe vom. 21. v. M. liegt hie fichtbare und 


‚unmittelbepe Shefahr auch für. unjere Landes-Werfaffung, denn daß dieſe in manchen Bes 
ſtimmungen mit den Bunde-Beichlüfen von 1832 und. ihren, ale ſtäudiſche Selbitftäns 
ir Big laͤhmenden Vorſchriften nicht würde beſtehen fünnen, Liegt offenbar genug zu Tage. 


* awhrxeio irentavo · uiſt das pxioeipii⸗ * Platz greifen, da bie verhaͤngniſwollen 
14* 
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Conſequenzen, je nach i ben Unnftänden, ſich nur zu Teicht und zu bald dem Willen he 
Einzel-Regierimgen und Stände würden entziehen können. Mag nun der Ausgang fe, 
welcher er wolle, wir halten uns auf Grund tes 8. 381. des Landes = WVerfaffungs:&- 
feed dringend verpflichtet, das Land und Die allgemeine Stände-Verfammlung gegm alk 
etwa aus dem in Frage ftchenden Befchluffe des 21. v. DM. und deffen Motiven auf 
unferer Berfaffung drohenten Nachtheile hiemit feierlichft zu verwahren, und wird ed de 
nah kaum noch der Bemerkung betürfen, dag wir unſererſeits Ausgaben, melde cm 
wider Erivarten zur Vollziehung jenes Beſchluſſes erforderlich werden ſollten, für unge 
rechtfertigt halten witrden. Das Recht zu einer folchen Verwahrung wird und nidt be 
zweifelt werben können, da, wem die Pflicht zut Vertheidigung der Verfaffang geade 





iſt, ſicher auch die Befagniß zuſteht, fie gegen fo unmittelbar drohende Gefahren zu m: 


wahren. 


9. |'$m Großberzoathum Hefien alle politifchen Vereine für ſechs Monate verboten. 
3.] Beſchluß der vorgeblichen Bundes⸗-Verſammlung: 


Pr 


ger 


1) Der deutiche Bund, nachdem derſelbe von Dem Friedens⸗Vertrage Einſicht geuen⸗ 
men bat, welcher von S. M. dem Könige von Preupen im Namen des Bunde, hei 
der durch .die Bundes⸗Central⸗Commiſſion am 20. Januar d. J. auögeftellten Vollnah 
mit ©. M. dem Könige von Dänemark zu Berlin am 2. Juli d. 3. abgeſchloſſen me 
den iſt, erklärt hiermit die Aunahmie dieſes Friedens⸗Vertrages, und ertheilt denfehmi 

. Ratification, unter Verwahrung gegen jeden aus dem vierten Artikel des Vertrages ar 
herzuleitenden Zweifel an der vollen Geltung und Wirkſamkeit der Gefege und Bet 
des Bundes, 2) Die Rotificationd- Urkunde ift hiernach auszufertigen und zu vol 
und wird die H. üfterreichiiche Präſidial-⸗Geſandtſchaft erſucht, die Auswechſelung dito 
gegen die Ratifisationd-Urfunde ©. M. des Königs von Dänemark zu vermitteln. 3)Ü 
beglaubigte Abſchrift des dricdens Vertrages vom 2. Juli iſt in das Bundes sArde y 


| hintezlegen. 
Das pellationsrccxrich zu Gafiet entſcheidet fü, dahin, ba die Derorbnun 


vom 28. September an bem Beſchluſſe: Teime Stempel zu verwenden, eimad I 


“ ändern nitht vermöge, und bie desfalls vom Jaſtiyeiniſtericin rgangene Alan 


feine Beachtung veidiene. 


Im Königreich Würtemberg die dritte verfaffung- revidirende bandes/Vaſmrln 


exoͤffnet. 

Großherzoglich heffiſche Verordnung in. . Brefstlagelogenheiten, 

Der Oberbefehlshaber zu Caſſel löſt bie dortige Bürgergarde auf: 

Der Oberbürgermeifter von Caffel erffärt dieſe Maßregel für gefegroidrig, und ki 
‚ex Feine barauf bezüglichen Anordnungen treffen werde. 

we Atısnüge aus dem Soruifticne-Proteloike des Surfüshtic Befffigen Genen 

Anditoriats 

I. Betreffend die von bleibenden (arbRänbiften Ausfauffe gegen ben GmesalsLicel 


v. Haynau dahier, erhobene Anklage wegen Mißbrauchs der Awisgewalt, Berfafiot‘ 


Berlekung und Theilnahme am Hochverrath. Beſchluß. Den hieftgen Seriet 
Gerichte wird Diefe Anklage des bleibenden St.⸗A. vom 2. d. Ms, hirrneten zugefrig— 
und dabei Nachſtehendes eröffnet: Die Anklage Hat zum Gegenſtande, daß daß der 6.8 
v. Haynau unter Berufung auf Die ihm durch Verordnungen vom 7. und 28. 0 2. 
beigelegte Eigenſchaft eines Ober⸗Befehlshabers, Aber den Commandeur der hieſtigen Bir 
gergarde, Seidler, wegen verweigerter Anerkennung feiner Aırkorkiät, teilt 
Maßregeln, die Suspenſion vom Dienſte ausgeſprochen Tat. Na fo fam Dim 9.8 
v. Haben 4 einer folchen, anf die Beflirtmmingen dei BürgergarbanBefiigee zu 28. qui 
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18323 nicht zu gruͤndenden Handlung die Berechtigung jchlt, würde ſolche mit Rückſicht 
auf die von demjelben eingenommene Öffentliche Stellung, und die hiernach für den Wall 
der Nichtbefolgung feiner Anordnungen in Ausficht fichenden Gewaltmaßregeln, als eine 
Vergewaltigung zu betrachten ſeyn. ine Berechtigung des ©.:2. v. Haynau zu der, 
dem Bürgergarde- Commander Seidler gegenüber, vorgenommenen Handlung liegt aber 
nicht vor. Denn, was zunächſt die Verordiumg vom 7. d. M. betrifft, jo iſt die Erklä⸗ 
zung des Kriegdzuftandes, wie die Motive Der Verordnung ſelbſt ergeben, nicht in Folge 
einer Kriegserklärung gegen den Feind, jondern nur zur Aufrechthaltung der Sicherheit 
des Staated und der Öffentlichen Ordnung, mithin ald eine auf die innere Landes Vers 
waltung bezügliche Anordnung erfolgt, und konnte jonach, in fo fern dadurch die geieglis 
hen Beſtimmungen über die Bürgergarden abgeändert werden jollen, in Grmangelung 
der landſtaändiſchen Zuſtimmung und, da es ſich nicht um Vollziehung oder Handhabung 
beſtehender Gejege handelt, um auf die Worjchrift des 8.-98. der Verfaffungs> Urkunde 
Abſatz 2 gegründet werden. Zur Rechtöbeftändigkeit einer in der. letzteren Weiſe zu ers 
laffenden Anordnung gehört aber nicht nur eine vorausgegangene Erklärung des Geſammt⸗ 
Staats-Miinifteriums, daß die betreffenden Maßregeln zur Sicherheit des Staates oder 
zur Grhaltung der ernftlich bedrohten öffentlichen. Ordnung wejentlich und unanfjchieblich 
jegen, jendern auch die Zuziehung des ſtändiſchen Ausſchuſſes zu dieſer Erklärung, d. h. 
einftweiligen Supplirung des Tandftändifchen Gonfenfes durch Zuſtimmung des Ausſchuſſes. 
Waͤhrend das erſte Erforderniß in der Verordnung fich beurfundet findet, fehlt es an ber 
Beurkundung des zweiten hingegen gänzlich, indem vielmehr das Gegentheil, daß eine Zus 
ſtimmung des bleißenden St.⸗A. nicht ftattgefunden habe, in der Verordnung geradezu 
geſagt iſt. Bei dieſer Sachlage kann die Eontsaflgnatue der Miniſter den fraglichen, 
unzuſtändigerweiſe einfeitig erfolgten Erlaſſe allgemeine Vollziehbarkeit nicht fichern. Die 
weitere Verordnung vom 28. v. M. fchliegt nun zwar jede Cognition über die recht⸗ 
Yiche Giltigkeit oder Wirkfamkeit der Verordnung vem 7. d. M. aus (8. 1.), es ift dieſer 
Ausſpruch jedoch nicht rechtsverbindlich. Die Verordnung vom 98. kündigt ſich nämlich 
nicht ale eine ſolche an, welche mit landſtändiſcher Zuftimmung erlaffen worden jey, ſou⸗ 
dern bezieht fich allgemein in den, dem $. 1. zunächſt vorhergehenden, Sake auf den 
8. 85. der Verfaffings= Urkunde, deſſen Abfag 2. von den Worten: Auch kann :c. an, 
hiernach allein in Betracht gezogen werden kann. Es ift nun aber die Vorſchrift bes 
8. 95. in Anſehung der bei außerordentlichen Maßregeln vorher erforderlichen Zuſtim⸗ 
mung des Tandftändifchen Ausſchuſſes als beobachtet nicht nachgewieſen, wad aus Folgen⸗ 
dem hervorgeht. 

Nach dem Eingange der Verordnung vom 7. v. M. hat der bleibende Ständeaus⸗ 
ſchuß gegen ſeine Zuziehung zum Erlaß der darin enthaltenen Maßregeln allgemeinen 
Widerſpruch eingelegt. Sm Anhange zu der Verordnung vom 28. v. M. aber wird ver⸗ 
Fündigt, daß der gedachte Ausihuß die von der Stände-Verfammlung begonnene Rebel 
lion fortfege. Nach dem dabei weiter. Angeführten bezieht ſich dieſer Ausfpruch auf das 
Verhalten des Ausſchuſſes, den Verorbuungen vom 4. und 7. v. M. gegmüber. Folge⸗ 
weile wird hierdurch dargelegt, daß fich derjelbe mit der Staatäregierung auch hinſichtlich 
des Erlaſſes der Verordnung vom 28. nicht im Einverftändniffe befinde. Denn dieſe letztere 
ift gerade zur Handhabung und Ergänzung der Verordnung vom 7. v. M. erlaffen wors 
den, und wenn der Ausſchuß damit einverftanden geweſen wäre, hätte von feinem Verhal⸗ 
ten, als von einer fortgefeßt werdenden Mebellion nicht geredet werden Können. Hiernach 
fteht nicht anzunehmen, daß die in der Verordnung vom 28. v. M. ftatigehabte allges 
meine Beziehung auf den 8. 95. der V.⸗U. den Sinn haben folle, daß eine Zuftimmung 
des landſtändiſchen Ausſchuſſes zu den fraglichen Maßregeln ftattgefunden babe. Eine 
felche Zuſtinnumg iſt deshalb auch nicht durch bie miniſterielle Eontrafignetur bezeugt 
und beurkundet. Damit ſtimmt die, von den bleibenden St.⸗A. in glaubhafter Form 
gemachte Mittheilung über Die, der vorliegenden Verordnung vorangegangenen Verhand⸗ 
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lurngen überein, indem danach der gedachte Ausſchuß feine Theilnahme an der desfallig 
Berathung und Beſchlußfaſſung geradezu abgelehnt bat. Wäre aber auch eine Zuf 
mung des bleibenden St.⸗A. erfolgt, fo würde dieſe Verordnung nichtsdeſtoweniget un 
ftändigerweife erlaſſen ſeyn, weil Diejelbe geradezu Beſtimmungen der V.⸗U. aufhebt, m 
ſolche Aufhebung aber nach Maßgabe der im 8. 153 der V. ⸗U. enthaltenen Vorſchi 
I ten nur unter Mitwirkung der Landſtände ſelbſt bewirkt werden kann. 
Hiernach iſt der erhobenen Auflage, inſoweit fie das Vergehen einer Vergewaltigu 
I ala inbieirt darlegt, ftattzugeben, md wird demnach dem Garnifunds Gerichte auf $. & 
| ter Milittair-Strafgerichts-Ortnung Auftrag ertheilt, die Unterſuchung gegen den genan 
ten Angeklagten einzuleiten, und bierin das weitere Rechtliche zu verfügen. 
II. Betreffend die von dein permanenten Tandftänbifchen Ansſchuſſe gegen ven 64 
v. Haynau dahier, wegen Aufldfung der bieflgen Bürgergarde erhobene Auflage. % 


I Schluß: Die Eingabe des bleibenden landſtändiſchen Ansſchuſſes vom heutigen Zu 


Te 


wird dem biefigen Garnijons-Gericht, unter Bezugnahme auf.die zue Nr. 424 JR 
gegebene Entfcheidung, zur Unterſuchung amd weiteren rechtlichen Verfügung bien 
zugefertigt. 


" | Mißlungener Sturmangriff der Schleswig⸗-Holſteiner auf Friedrichſtadt. Te ir 


luſt bei dem unglüdlichen — gegen die Anficht bed General v. Willifen, una 
wiederholtes Andringen der Statthalterfhaft gemachten — Unternehmen, bei 
Ganzen, d. h. vom 28. September bis 5. October, 38 Officiere, 2 Im 
588 Mann. | 


„| Berordnung S. 8. H. des Großherzogs von Medlenburg Schwerin, wohnt 


! 


| “ „Grundrechte bed deutſchen Volkes“ ausdrücklich aufgehoben werben. 


| Austaufch ber Natificationd- Urkunden des am 2. Juli d. I. abgefcloffenn it 
dens zwilchen Braunfchweig und Dänemarf. (S. 6. September.) 


| Schreiben des General-Lieutenant v. Willifen an bie Statthafterfchaft‘ von Hell 


Einer hohen Stattbalterfchaft iſt es bekannt, Durch welche Umſtände und Verhanß 
| ich gegen meine eigenen Anſichten und Ueberzeugungen mich dazu verftanden habe, pt 
| auch die Unternehmung gegen Friedrichſtadt zu machen. Obſchon mehr Kräfte in Bat 
guung geſetzt worden find, als irgend jemand von denen, welche fie beſtändig bee, 
fiuͤr nöthig gehalten haben würde, ift fle dennoch mißlungen; ich bin dadurch an mu 
|. Rufe wefentlich Genachtheiligt, und habe der Sache vielleicht ebenfo viel geſchadet. Ds 
f es nun unmöglich won mir verlangt werden kann, daß ich länger in einer ſolchen 84 
' Bleibe, wo ich Keftändig Gefahr Taufe, in entjehiedener Abweichung won meiner Um 
| gung handeln zu müffen, fo muß ih, im Wall eine Hohe Statthalterſchaft nicht gl 
| 
\ 





von der Anficht abgehen zu Können, daß es in der Lage, in welcher fich das dan 4 
det, durchaus nöthig ſey immer wieder offenfio zu verfahren, und daß es mithi 
möglich fen, mir in den militaitifchen Anordnungen und in den Beftimmungen do ® 
| bier möglich ſey oder nicht, ganz freie Hand zu laffen, eine hohe Statthalterigt Pr 
gehorſamſt Bitten, mir, jo bald es feyn Fan, einen Nachfolger zu geben, welcher D 
| fichten durchzuführen fich getraut, die ich zur Zeit noch für unausführbar halte, 440 
ſuche eine hohe Statthalterſchaft ebenſo geherſamſt als dringend, in dieſer Dill an 
! anderes zu erblicken, ala was mir neben ber billigen Rückſicht auf meinen Ruf, 9 
ſehr die Rückſicht auf die edle und große Sache abnöthigt; denn ſoll und muß ei © 
derung im Commando eintreten, fo ift es gewiß gut, daß fie fo bald ala möglid fa 


Großherzoglich heſſiſche Verordnung; wodurch eine „außerordentliche Stan 
‘ : fammlung” verfügt, das demofratifche Wahlgefeg vom ten’ Gepsenbet 139 W| 
- feitigt, und ein anderer vorläufiger Wahl⸗Modus angeordnet wit. 
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Karl: Schorn, Brofeffor ber Horn Noleri an. der Akademie „der bildenden 
Künfte zu Muͤnchen. 


“| In dem proviſoriſchen Fürfien-Collegium erjtatiet her Verfaſſungs⸗Ausſchuß Bericht 
über bie rechtlichen und politiſchen Momente, welche die Gegenſtände ber Eroͤrte⸗ 
rung bei Beratbung bes ee und ber weiteren Entwidelung ber Union 
‚nach dem täten: October d. J. bilden müffen. Der Vorſitzende erklärt in Bezug 
Darauf, Namend ber preufifeien Regierung: 


Preugen kann fih den in dem Gutachten des Verfaffungss Ausfchuffes entwickelten 
Anfichten über die, durch der Ablauf des Proviſoriums vom 15. Detober, eintretende 
Sachlage, im Allgemeinen nur anfchliegen. 

Hiernach if eine abermalige Verlängerung des Proviſoriums nicht als zufäff g au en 
achten, da eine ſolche den ſchon beftehenden Mißverftändniffen und Mißdeutungen über den 
Zweck eines’ proviieriichen Zuſtandes neue Nahrung zuführen würde, und Diele Maßregel 
überdies nicht von allen nnirten Staaten gewünfcht wird. 

Es iſt ferner einleuchtend nachgewieſen, daß die Verkündigung der Verfaſſung vom 
W. Mat unter den ‘gegenwärtigen Verhältniſſen nicht ausführbar if. Ihrem‘ Weſen und 
ihrer Beftimmung nach Gerubte dieſe Verfaffing auf der Hoffnung, daß alle oder der grö- 

Fere Theil Der deutſchen Stanten ſich der bundesſtaatlichen Einigung anfchließen würden. 
Preußen hat dieſe Vorausſetzung in dem guten Glauben zu Grunde gelegt, daß feine 
Uebergeugung von dem, was fir Deutfchland wahrhaft heilſam, was für Die Nation wirk⸗ 
liches Beduͤrfniß ſey, allgemeine Zuſtimmung finden werde. Dieſe Hoffnung iſt nicht erz 
füllt worden. . Mehrere deutiche Staaten haben den Zutritt zu der, auf Diefer Grundlage 
zu errichtenden Union abgelehnt, andere haben fich Durch übernommene Verpflichtungen 
nicht gebunden erachtet, und find in mannigfacher Art und Weile abgefallen. Bei dem ' 
Grüundſatze unbeſchränkter freier Entſchließung zum Eintritt in die Union, den Preußen 
feftgehalten bat, mußte es dieſes Ergebniß, ſowohl um des gemeinſamen Vaterlandes, als 
. am jener Staaten ſelbſt willen, tief bedanern; die K. Regierung bat jedoch den: Gedan⸗ 
: ten eines auszuübenden directen oder indiresten Zwanges jederzeit von ſich gewiefen. 
Jede unbefangene Erwägung zeigt nun, daß Die Meibenfolge der Beflunmungen, 
melche die Urkunde vom 28. Mai 1849 einfchlicht, in einem Staaten-Complex von fo 
beſchränktem Umfange, wie ihm die Union zur Zeit aufweift, nicht zur Ausführung gelau⸗ 
gen kann. Den in dem Gutachten des Verſaſſungs-Ausſchuſſes dargelegten Gründen 
fann hierin nur durchweg beigepflichtet werden. . 

Es würde Daher zu ſchließlicher Erwägung kommen, ob der Augenblick geeignet fen, 
Die erforderlichen Veränderungen in der mehrgedachten Verfaffung jet in Berathung zu 
nehmen, und anf gejeßlichem Tege feſtzuſtellen. Ach bier muß dem Gutachten beige⸗ 

‚ pflichtet werben, Daß dieſes weder räthlich, noch möglich fey. Außer dem dort Angeführ⸗ 
ten iſt hervorzuheben, daß, okgleich die Verhandlungen über die Neugeftaltung des wei⸗ 
teren Bundes nich zu Feinem Nefultate geführt Haben, es doch im allgemeinften Intereſſe 
Tiegt, dieſem Ziele unvertwandt nachzufteben. Da die Hoffnung, es zu erreichen, noch 
nicht aufgegeben werden muß, fo können im jeßigen Augenblick die Beziehungen der Union 
zu der Verfaffung des weiteren Bundes weder ignorirt, noch blos vorbehalten werden. 


Preußen wird den großen Gedanken der, engeren bundesſtaatlichen Einigung fir alle 
deuiſche Lande, die hierzu das Bedürfniß fühlen, zu Keiner Zeit aufgeben oder füllen laſ— 
fen; es wird vielmehr auf voller Anerkennung des freien Unirungs⸗Rechtes der deutſchen 
Zürften und Staaten, als unerläglichem Grundſatze entfchieden Beharren. Erſt dann, wenn 
der deutfche Bund von 1815 die Geftalt angenommen hat, zu welcher alle feine Glieder 

zuſtimmen können und wollen, und wenn innerhalb deffelben Die Union derjenigen Staa: 
ten ind Leben getreten ift, welche zu gemeinfchaftlicher Geſetzgebung auf parlamentariſcher 











gen find erlofchen, und Durch neue zu erfeßen. Die Auftbſung Des Bundes in den vll 
kerrechtlichen Beziehungen, welche er für die zu demſelben gehörigen Staaten ordn 
folgt in Peiner Weife aus dem Untergang der Verfaſſung, und müßte zur Begtündun, 
der beweislofen Behauptung, ohne Verfaffimg jen der deutſche Bund nicht denkbar, alle; 
‚erft nachgewiefen werden. Das Ballen des VBorberfages nimmt bee ganzen Argumm 
tation die Unterlage. Wäre er aber auch richtig, fo würde es doch ein augenfüllige 
Fehlſchluß ſeyn, Daraus Die Pflicht Herleiten zu wellen, die urſprünglich verteagemäßy 
Verfaſſung fo lange anzuerkennen, bis eine neue zu Stande gekommen fen. Wen di 
Berfaffung ganz oder theilweiſe mit dan- Willen Alter aufgehoben. worden oder erloffn 
ift, fo folgt aus ber behaupteten gänzlichen Unzuläffigleit eines ſolchen Zuflantes mn, 
daß Die Bunbesgenoffen fich über Neugeftaktung oder Ergänzung ſo ſchlennig als mör 
lich zu vereinigen verpflichtet find. Diefer Pflicht ift die K. Regiernng zu aller Zu 
eingeben? geweſen, und hat danach gehandelt. Die Schuld mangelnder Cinigung ti 
fle niht.- ’ 

Beilänfig wird im der beftrittenen Ausführung ohne weitere Begrümdung bemel: 
die den Proviſorien anvertrauten Gewalten müßten nach Grlebigimg der erſteren an hl 
beftändige verfaffungsmäßige Organ, die Bundes⸗Verſammlung, zurüdfallen, da die dun 
übung jener Gewalten nicht unterbrochen werden dürfe. Soll der Satz überhauptm 
Bedeutung haben, fo kann es nur unter: der Voransfegung ſeyn, Die Bundes-⸗Verſaumlo, 
beftebe an fich nicht mehr. Kenn, würde angenommen, fie beftehe noch, jo hält“ 
ganze Argument keinen Sinn, ed wäre nicht abzufehen, was damit bewieſen werden ik 
das zu beweiſende würde ſich won felbft verfichen. Nun ift aber im der That nidit 
zuſehen, weshalb die erledigten Gewalten unter der verſchiedenen umtergegangenen Ib 
fügen Verfuffungs- Organen gerade auf die Bundes Werfanmlung zurückfallen ſollen; k 
dem einen dieſer untergegangenen Organe find die rechtlich zwingenden MWebingungen 
wenig vorhanden, als bei dem anderen. Mit demfelben Rechte wäre zu behaupten, ft 
erledigten Gewalten müßten an das nädft porangegangene Proviſorium, ar den Rai: 
verivefer, oder an dasjenige Organ übergehen, melches die längſte definitive Darm 1 
Deutfchland gehabt hat, der gegenüber alles Nachfolgende ben borübergehenden Chur 
trägt, an Kaifer mid Reich; mit fo willkürlichen Schlüffen ift nicht weiter zu gel 

Aus der Unzuläffigfeit einer Unterbrechung jener Gewalten folgt nur die Nothwenditt 
und die Pflicht, ſich über einen neuen Träger derfelben für die Zukunft ſchleunig zu te 
einigen, keinesweges die Berechtigung einzelner Bundesglieder, die anderen zu zwinge 
dieſen oder jenen untergeganigehen Organismus ale noch’ geltend- anzuerkennen. 

Endlich ' 

3) In den Anlagen der Note vom 16. d. M. findet ſich von eimer dritten EM 
bie Behauptung -aufgeftellt: als bie Bundes Berfammlung die Ausübung ihrer Br 
niſſe dem Reicheverweſer übertragen, habe es eines beftimmten Worbehalt Über den döb 
fall der Gewalten an fie, werm das Proviſorium zu feinem Ziele micht führe, nicht b 
durft, dieſer Vorbehalt habe ſich von felbft verſtanden. Es darf Hier nur an den K 
entwickelten geſchichtlichen Zuſammenhang erinnert werden. Wenn die Bundes⸗Verſan 
lung ihre Thätigkeit für beendet erklärte, fo gab das, was unmittelbar vorher im Lp 
ſicht der Nation gefehehen war, Diefer Erklaͤrung einen mit ihren eigenen Worten ite 
Anftimmenden unzweideutigen "Sinn, dem gegenliber Ten Vorbehalt, Leine ſtillſchweizan 
Reſervation ſich von ſelbſt verſtanden, ſondern jede beabfichtigte Einſchraͤnkung andbrifld 
etklaͤrt werden mußte. Eine andere, von derſelben Seite kommende Behauptung geht 
bin, weil der Reichsverweſer die proviſoriſche Gewalt von der Wunbes=KWerfammlung 
Halten,‘ dieſe Gewalt, wenngleich ſie Yon ihm nur an Bevolimaͤchtigte Deſterreiche u 
Preußens übergeben worden fen, -gegentofittig nach dem Gelöfchen des Interims auch 9 
an Me Bunde⸗Verſaunnlung zurückgegeben werde konne. Schon hierzu feh ihre Wie⸗ 
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ber Ertheilung deſſelben einer jeden Anordnung bie Bolge verſagen müſſen, bie fie % 
einen Ausflug der Verordnung vom 7. und 28. Septanber d. 3. halten. | 

„| Berordnung ©. 8. H. bed Großherzogs von Medlenburg-Strelig, wodurch bie 
„Grundrechte der Deutfchen” ausdrücklich aufgehoben werben. 


., Austaufh der Ratificationd- Urkunden des am 2. Juli d. I. abgeſchloſſe enen Frie⸗ 
dens, zwiſchen Oldenburg und Dänemark. (S. 6. September und 5. October.) 
- Bufammenkunft des Kaiſers von Defterreich mit ben Königen von Baiern und Wuͤr⸗ 
u temberg zu Bregenz. Der von biefen Souverainen abgefchlofene Vertrag befagte, 
wie verfichert wird, ungefähr Bolgended: Der Bundestag eriftire rechtmäßig, und 
fen buch die Bundes⸗Geſetzgebung verpflichtet, der Rebellion in Heflen-Gaffel enk 
gegenzutreten. Um dies mit Nachbrud thun zu können, übernahm Oeſterreich die 
Aufftelung von 150,000, Baiern von 30,000, Würtemberg von 20,000 Many 
Da ber jehr geheim gehaltene Vertrag vom 3. Januar 1815 der Veröffentlis. 





| 


noch gedruckt zu fehen. 

4 Kurfürftlich heſſiſche Verordnung, wodurch die Ober⸗ Sinanz- Kammer, das Ober⸗ 
w Steuer-Collegium, bie Ober⸗Zoll⸗Direction, das Ober⸗Forſt⸗Collegium, die. Staats- 
| : Sagdverwaltung und bie Ober⸗Bergamts⸗Direction aufgehoben, und deren Ge⸗ 
ſchaͤfte dem Finanz⸗Miniſterium überwiefen werben. 

2. Antwort des K. hannoderſchen Geſammt⸗Miniſteriums auf die Eingabe des Shheh⸗ | 
Collegii: — 
Der Vortrag der Seren Schapräthe v. Bothmer, Lang, Merkel und Grote vom 
2. d. M., welcher den Beſchluß der deutfchen Bundes⸗ ⸗Verſammlung vom 21. v. M. — 
die Verhaltniſſe des Kurfürſtenthums Heſſen betreffend, — zum Gegenſtand hat, ziebt 
dem. Geſammt⸗Miniſteris Anlaß, darauf aufmerkſam zu machen, daß zu einer Pflichterfül⸗ 

lung, wie der 8. 100. des Geſetzes vom 5. September 1848 und des 8. 181. des Lan⸗ 
des-Verfaffungdgefeßes fie den ftändifchen Sommiffarien und den General⸗Secretairen der 

| beiden Kammern der allgemeinen Stänbe-Berfammlung eventuell vorſchreiben, ein werfafs 

5 ſungsmaßiger Grund wohl um ſo weniger vorliegt, als der Beſchluß vom 21. Septem⸗ 
ber, wie über die Motive deſſelben auch zu urtheilen ſeyn mag, erſt durch bie bislang 
nicht vorhandene K. Verkündigung deffelben die im 8. 2. tes Landes-Verfaſſungsgeſetzes 
näher: ausgebrückte Bedentung für das Königreich erlangen würde, Zu anderen, Die Aufs 
rechthaltimg der Landes-Verfaffung bezielenden Schritten als Denen, die der $. 181. des 
Landes⸗Verfaſſungsgeſetzes auferlegt, find die bezeichneten Mitglieder des Schatz⸗Collegiums 

von der Verfaffung nicht ermächtigt, und dieſe Schritte find an den Wall einer verfaffungds 
wibrigen Aufhebung ber Landes⸗Verfaſſung gebunden. Ein ſolcher, hoffentlich niemals ein⸗ 
tretender Fall liegt auch derinalen nicht vor, und eine Gefahr deſſelben hat, nach Lage 

der Sache, bei Erſtattung des Vortrags vom 2. d. M. im Ernſte wohl um ſo weniger angenom⸗ 


lich des Beſchluſſes vom 21. Septbr., von der Regierung gefaßt worden, keineswegs ber 
kannj, dennoch ſowohl hierüber, als über eine von der Regierung ausgehende‘ Verfaffungss 
Verletzung ihre völlige Beruhigung ausfprechen. Unter diefen Umfländen verinag das Ge⸗ 
| ſammi⸗Miniſterium in dem Vortrage vom 2. d. M. nur eine Beſchwerde Über eine ver⸗ 
meintlich mangelhafte Regierungs⸗Maßregel zu erblicken, zu welcher, nach 8. 75. des 
Geſetzes vom 5. September 1848, allein die allgemeine Stände: -Verſammlung des Ru. Ä 
nigteich® Berufen feyn würde. | 


2.\ + Ludwig Starklof, früher Cabinets⸗Secretair bed Großferiogs von —D 
13.14 Kranz v. Kobel, K. Safer Staatsrath i. i. a. D. a Püngen | 
IL. 1850, 





dung nicht entgangen iſt, fo dürfen wir hoffen, auch biefen Bregenzer Tractat | 


men werden mögen, da bie Berfaffer des Vortrags, wenn gleich mit den Anfichten, die, rückfichte | 
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45.1 Das K. baierſche Kriegsminiſterium verfügt, das zweite Armeekorps und einen 
des erften auf den Kriegsfuß zu fegen. (S. 11. October.) 


Der Caſſations⸗Hof zu Stuttgart verwirft die Nichtigkeits⸗Beſchwerde des Fü 
von Waldburg⸗Zeil (S. 19ten September), welche ſich auf die Angabe gri 
dete, einer der Geſchwornen habe während der Verhandlungen geſchlafen. 


Bon den Ergebniſſen der Bregenzer Zuſammenkunft unterrichtet, oder wenigft 
darauf Hingewiefen, requirirt die kurheſſiſche Regierung förmlich. Bundeshuͤlfe p 
gen ihre angeblich rebellifchen Unterthanen. Ä 


+ Ignaz Straub, der „Kronenwirth von Hal”, einer ber ausgezeidmetften dühn 
ber Tyroler Infurrection i. 3. 1809. 0 


17. Zwei Schreiben des K. preußifchen Miniſters ber auswärtigen Angelegenheit a 
die Gefandtfchaften zu Wien und Kopenhagen. 

I. Unter dem 4. d. M. habe ich mich, während Ew. Abmwefenheit von Wien, gm 
den einftweiligen K. Gefchäftsträger über die Schleswig = Holfteinifche Sache audfiked 
ausgefprochen. Inzwiſchen ift in Frankfurt a. M. die Ratifleation des Friedensrergd 
vom 2. Juli e. durch die dort verfammelten Vertreter mehrerer deutſchen Regie 
befchloffen worden. Es verfteht fich, daß wir in dieſem Beſchluſſe ſchlechthin fein 
einer deutfchen Bunded-Autorität fehen, und Em. wollen dies dan Hrn. Fürſten v. Gin 
zenberg gegenüber recht beflimmt hervorheben; aber wir nehmen jenen Bejchluj da 
Zeugnig von der erfolgten Ratification des Friedens durch die in Frankfurt a. Im 
fretenen Regierungen. Da nun bier bereits die Ratifications-Urkunden von 19 Mit 
Bundesgliedern gegen eben fo viele Außfertigungen der dänifchen Urkunden augenie 
worden find, und von den der Union treu gebliebenen Regierungen nur allein Ci 
Coburg-Gotha und Naſſau noch die Cinfendung ihrer Ratification hinausgeſchoben hin 
fo Dürfen wir ohne Zweifel die Ratification als im Weſentlichen gejchehen betrat 
Hiermit wird das Bedürfniß, dem Art. IV. des Friedens⸗Vertrags von Seiten des Inb 
fihen Bundes genügen zu Tünnen, fobald Dänemark das ihm .dort eingeräumte Reit ſ 

. brauchen will, ein unmittelbar dringendes. Daß für folchen Zweck ohne allen Zeitef 
ein befonderes Organ zu fehaffen ſey, ift nach wie vor unfere Ueberzeugung, und wi fe 
ben biefelbe heute, in dem bier abfehriftlich beigefügten Exlaffe an den K. Gefanttn } 
Kopenhagen auf's Neue dargelegt. Ew. mögen hiervon dem K. Miniſter-Präſdenn 

‚ inter Bezugnahme auf unfere früheren Mittheilungen, und unter erneuter Geltendmahen 
aller für unſere Verfländigung in der Sache ſprechenden, Ihnen oft entwickelten Grit 
durch Vorlefung bald gefälligft Kenntniß geben, und uns von feiner Rüdäuperng 
verweilt unterrichten. 

D. Wie Em. aus meiner anderweiten Mittheilung nom heutigen Tage gerälligl © 
fehen werden, ift nunmehr der Zeitpunkt nahe gelommen, wo die Tange verzögert s | 
fication des Briedend-Vertrages vom 2. Juli als gefchehen betrachtet werben muß. 
halb ſtehe ich nicht an, Ihnen in der Schleswig- Holfteinifchen Angelegenheit BAM 
zu eröffnen: Was wir in dieſer Angelegenheit wollen und wünſchen, iſt allein die 
digung der, feit Yanger Zeit Dänemark und die Herzogthümer Schleswig und IF 

bedrängenden, den Frieden Deutſchlands und Europas bedrohenden Wirsen. Air P 
hierbei Feine andern Wünfche und Fein anderes Intereſſe, ald daß, in Verfolg dei Bw 
denövertrages vom 2. Zul, eine wirkliche und dauernde Wiederherftelfung friedlichet 
gebeihlicher Beziehungen zwifchen der Krone Dänemark und den Herzogthümern ee 
nicht eine Scheinberuhigung, der neuer Zwieſpalt folgen muß, herbeigeführt wade. 19 | 
fere Wilnfche. werden vollkommen befriedigt, unferm Intereſſe wird vollkommen 99 Br 
wenn im Setreff der Neugeſtaltung jener Beziehungen, wie hinſichtlich ber Euch 
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frage, alle Aufsrderungen des Rechts ihre Geltung, und namentlih au die von und 
gewahrten Rechte des deutichen Bundes ihre unbejchränfte Anerkennung finden. Anderes 
kann, wie wir überzeugt find, auch die K. däniſche Regierung in der Sache nicht wün⸗ 
fehen pder wollen. Wir zweifeln daher nicht, daß, bei deutlicher Anſchauung dieſes Zies 
les, auch unſchwer die Mittel für die Erreichung deſſelben zu finden find. Mach dem 
Art. IV. des PriedenssVertraged wird die K. Dänifche Regierun fih zunächſt an den 
deutichen Bund zu wenden Haben, und es ift dies zweifelsohne ihre Abficht, da fie gewiß 
nicht die ſchweren Folgen einer Verlegung jener Vertrags» Beitimmung auf ſich nehmen 
wil. Sie bat fi) wegen der Ratification mit den in Frankfurt a. M. verfammelten 
Bertretern mehrerer deutjchen Regierungen in Beziehung gejegt, ja einen von ihr für Hols 
ftein und Lauenburg betellten Abgeordneten an den Berathungen und Beichlüffen derjels 
ben Theil nehmen laſſen; kei näherer Erwägung der Sache wird fie ſich aber fagen müſ⸗ 
jen, daß diefer Weg wohl zu dem jegt vorliegenden Refultate der Friedens⸗-Ratification 
ven Seiten jener Regierungen führen Tonnte, indeß hierüber hinaus ein fachgemäßer kei⸗ 
neswegs zu nennen ift. Der deutſche Bund ift weder rechtlich, noch thatfächlich in Frank⸗ 
firet vertreten. Die rechtliche Vertretung wird von und durch ſchlagende Gründe beftrits 
ten, und die gegentbeilige Behauptung kann den „reaetivirten Bundestag‘ nicht zu einem 
altjeitig anerfannten Bundes⸗Organe machen. Daß thatjächlich Die in Frankfurt vereinigs 
ten Bevollmächtigten nur von der Minderzahl der deutfchen Regierungen abgeorbnet find, 
und dag ſolche Minderzahl nicht die Gefammtheit des deutſchen Bundes ausmacht, ift voll⸗ 
kommen zweifellos. Frankfurter Befchlüffen, welche irgend eine Bundes⸗Autorität in Be⸗ 
treff der Herzogthümer geltend machen wollten, würden wir bei jolcher Sachlage unfere 
Anerkennung unbedingt verfagen müſſen, und da wir die Action eines von uns nicht an⸗ 
erfannten Bundesorgand in Deutichland nicht zugugeben vermögen, fo würde jede in Frank⸗ 
firet beliebte Maßregel unausbleiblich hindernde Gegenmaßregeln von unferer Seite her⸗ 
vorrufen; wir wüuͤrden ein bort beſchloſſenes militairiſches Ginfchreiten nicht dufden. Se 
mehr dies mit Nothwendigkeit aus den Rechten, welche wir fefthalten, aus den Pflichten, 
welche wir erfüllen müffen, hervorgeht, ımm jo mehr dürfen wir das Ginverfländniß der 
K. daniſchen Regierung dafür in Anſpruch nehmen, daß weitere ‚Schritte berfelben, um 
Die Dazwiſchenkunft des fogenannten Bundestages hervorzurufen, den Zweck balbiger Pas 
cification dee Herzogthuͤmer keinesweges erreichen würden, vielmehr weit größere, über die 
Grenzen der Herzogthümer und Danemarks hinaus reichende, diefe aber in keinem falle 
unberuͤhrt laſſende Kämpfe herbeiführen könnten. Leuchtet Died ein, fo wird das Kopenhage⸗ 
ner Gabinet gewiß auch nicht länger zögern, einen Schritt zur Gröffnung eine® anderen 
Weges zu thun. Wir haben und mehrmals dahin ausgeſprochen, daß während der jetzi⸗ 
gen deutſchen Verfaſſungskriſe das Recht, Bundeö-Ungelegenheiten, die nicht zu dem Ges 
fegäftskreife der Bundes⸗Central⸗Commiſſion gehören, zu erledigen, einzig und allein bei 
den Bundesgliedern jelbit beruht, und daß eine fehnelle Action unter ſolchen Umftänden 
nur allein zu erreichen ift, wenn Preußen und Defterreih, im Namen ımd Auflage 
ſammtlicher Bundes⸗Regierungen übereinſtimmend zu handeln, in den Stand gefeht wer⸗ 
den. Auch auf die ſchleswig⸗holſteiniſche Sache findet dicd volle Anwendung. Sol in 
Betreff derielben, wie das Bedürfniß es erheifcht, jchnell und erfolgreich gehandelt werben, 
fo tft, mit Beifeitlaffung ber auf die Bundes Verfaffungs-Revifion bezüglichen Fragen, 
eine beſondere Commiſſion ad hoc zu bilden. Wenn das 8. däniſche Cabinet fich diefer 
einzig zum Ziele führenden Ueberzeugung anfchließt, fo wird ed auch. erlennen, daß ber 
nächfte Schritt Hierzu darin beſteht, daß es einen ſolchen Antrag in Wien ftelle. Unſe⸗ 
ver Meinung nach wuͤrden von Preußen und Defterreich beftellte Bundes = Kommiffaxien 
in Hamburg oder an einem andern gleich paſſenden Orte, mit Beauftragten ©. M. des 
Königs von Dänemark zur Ausführung des Urt. IV. ſich zu vereinigen, und nach ges 
meinfchaftlicher Berathung, die zu gerechter und dauernder Baeification der Herzogthuͤmer 
gereichenden Anordnungen zu emadgen, und ihre Anträge Behufs weiterer Veranlaſſung 
15* 
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vorzulegen haben. Ew. wollen dieſen Vorſchlag unverweilt durch eſhen be gegentnät 
tigen Inſtruction zur Kenntniß des Herrn Miniſters von Reed bringen, und bei di 
mit aller der Wichtigkeit der Sache entiprechenden Angelegenheit befürworten 


Der beruͤhmte Habicht wird ſeiner Stelle als Ober⸗Commandant ber Zerbfter Bi 
gerwehr enthoben. (Es it gewiß vielen Lefern neu, daß ber große Staaten 
anch als Feldherr gewirkt, — ein Anhaltiner Wellington.) 

Denikfchrift des baierfchen Episcopats an S. M. ben König. Ein merkoicig 
Actenſtück, welches leider, feiner Ausdehnung wegen, bier nicht aufgenommm 
werben Fan. Ginleitend erflärt felbes, daß ber Papft, bie Biſchoͤfe und bie w 
fammte fatholifche Kirche Baiernd die zweite Verfgffungs- Beilage, infofern ft n 

directem Widerfpruche mit dem Coneordate fteht, niemald anerfannt Haben m 

anerkennen’ werden, und daß eben fo alle Alteren, bie Freiheit der Kirche hi 
trächtigenden Verordnungen, welche nach ber deutlichen Stipulafion bes Con 
dats als aufgehoben zu betrachten jind, fowie bie, nach Abfchluß des Goncor 
auf ben Grund ber widerſprechenden Paragraphen des Religions Edietes nit 

‚ fenen Gefege und Verordnungen, nicht ohne Beinträchtigung de r Kirche zu Stk 
kommen konnten. 

Der k. preußiſche Miniſter der auswärtigen aigelegenheiten an den Vorffan 
des proviſoriſchen Fürſten⸗Collegiums: 

Ew. wird bereits durch die öffentlichen Blätter das amllich veröffentlichte Il 
der Sitzung der fin Frankfurt verfammelten Bevollmaͤchtigten mehrerer deutſchen Ir 
zungen vom 3. d. M. bekannt geworden feyn, in welchem der Beſchluß diejer Kıyır 
gen über die Ratifieatien des Briebend- ⸗Tractats mit Dänemark vom 2. Juli c mw 
gelegt iſt. 

FE verficht fih von ſelbſt, daß die K. ‚Regierung diefen Act nicht als einen gie 
Bundesbeſchluß anſehen kann, ſondern nur als eine, von einet Minderzahl deutſche Ro 
glerungen in ihrem eigenen Namen und für ſich ſelbſt ausgegangene Willens-Crflint 
Als eine ·ſolche iſt fie. bereit, ungeachtet der. der Wirklichkeit nicht entſprechenden Koma, 
und ‚unter Verwahrung: gegen jede aus letzteren betumgehenbe irrthümliche Aufſaſun 

oder Verletzung ihrer eigenen Rechte, jenen. Act vom 8. d. MR. gelten zu laſſn u 

4fſie erkennt demnach darin die Hatification des Friedens ven 2. Juli durch die Re 

Be a tungen von: Defterreich, Sachfen, Baiern, Hannover, :Würtemberg, Kurheſſen, Si® 

II: - Dazinftadt, Niederlande. für Luremburg und Limburg, Mecklenburg⸗Strelitz, Lifte 
Schaumburg⸗Lippe und: Heſſen⸗Homburg ganz in derſelben Weiſe, wie die Mehtzahl I 

deutſchen Regierungen bereits vorher ihre Ratiſication ertheilt, und durch Wermitldey 

reußens die: darüber ſprechenden Urkunden hat auswechſeln laſſen. 

Die K. Regierung. hat es für ihre Pflicht gehalten, dieß dem K. daniſchen Ge? 
nement ohne Verzug: auszuſprechen; und ih Habe zu dem Ende an den K. Geon 
in in Kopenhagen die in Abſchrift anliegende Inſtruetion gerichtet. 

J. Ich erſuche Ew., dad. proviſoriſche Fürſten⸗ Collegium von der Anſicht der sw 

. rung in Kenntniß zu fetzen und demſelben die erwähnte Inſtruction officiell mitzahan 

25Ew. wollen dabei zugleich den Wunſch der K. Regierung ausſprechen, daß die Wi | 

oh. tem Regierungen, 7 welche fi in dieſer Angelegenheit ſänumtlich in gleicher au 

BPreußhen finden, die Auffaſſung und das Werfahren der K. Regierung billigen, md ſh 

darüher dich ihre Bevollmichtigten innerhalb des Füurſten⸗Collegiums erklaͤren mögen 

| Sqhreiten des k. preußiſ⸗ chen Miniſters der Auswärtigen Angelegenheten an MM 
©efanbten zu Kopenhagen. 

Nach abdang meineß letzten Schreibens an er⸗ vom 17. p. 7 ’ des alt 
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veröffentlichte Protokoll der Sitzung der in Frankfnrt verfammelten Bevollmächtigten 
deuifcher Regierungen vom Iten d. M., in welchen der Beſchluß über die Ratification 
des Friedens⸗Tractates vom 2. Juli c. niedergelegt it, zur Kenntniß. bei K. Regierung 
gelommen. . 

Die Formen, unter welchen dieſer Beſchluß gefaßt iſt, und welche den Anſpruch ent⸗ 
balten, daß dieſe Ratification als im Namen des deutſchen Bundes und durch denſelben 
geichehen, angejchen werde, machen es der K. Regierung zur Pflicht, fih, den K. däni⸗ 
ſchen Gouvernement gegenüber, über die Bedeutung dieſes Actes auszuſprechen, und ich 
erſuche Sie daher, dem K. däniſchen Miniſter die folgende Erklärung zu übergeben: 

Die K. Regierung kann nicht umhin, die von ihr wiederholt ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſaͤtze über die rechtliche ‚Ungiltigkeit und Nichtigkeit aller, von den in Frankfurt verfams 
melten Bevollmächtigten ‚gefaßten Bundes-Beſchlüſſe als folder, auch "anf diefen Fall in 
Anwendung zu bringen, und fie legt daher hiermit feierlich Verwahrung dagegen ein, 
daß ber am 3. d. M. in Frankfurt gefchehene Act als ein rechtsgiltiger Beſchluß einer 
wirklichen Bunde⸗Plenar⸗ Verſammlung betrachtet werde, da eine ſolche ohnd die Theil⸗ 
nahme Preußens und der übrigen in Frankfurt nicht vertretenen Regierungen nicht exi⸗ 
ſtiren kann. 

Indem aber die a. Regierung den aufrichtigen Wunſh nach einem wirklichen und 
vollſtändigen Frieden in dieſer Angelegenheit allen übrigen Rückſichten voranſtellt, nimmt 
ſie feinen Auſtand, zu erklären, daß fie, ungeachtet jener, ber Wirklichkeit nicht entfprechens 
den Formen, den in Frankfurt geſchehenen Act als eine. giltige- und bindende Willens⸗ 
erflärung der "einzelnen daſelbſt vertretenen Regierungen über die Ratifieation des Frie⸗ 
dens vom 2. Juli anfleht, und in demſelben mithin dieſe Ratification - als von Seiten 
ber Regierungen von Defterreich, Sachſen, Baiern, Hannover, Würtemberg, Kurheſſen, 
Heſſen⸗Darmſtadt, Niederlande für Luxemburg und Limburg, Drekfenburg-Strelig, Liech⸗ 
tenftein, Schaumburg⸗Lippe und Heſſen⸗Homburg vollzogen erblickt. 

Dieſer Auffaſſung gemäß, zweifelt die K. Regierung auch nicht, daß das K. däniſche 
Gouvernement in der durch dieſe Regierungen geſchehenen Ratification, in Verbindung 
mit den ſpäter durch Vermittelung Preußens übergebenen weiteren Urkunden, diejenige 
Ergänzung erblicken werde, welche laut der zu Protokoll gegebenen Erklärung des K. 
däniſchen Geſchäftsträgers vom 6. September 1850 als erforderlich bezeichnet wurde, um 
die Ratification des Friedens TractatS durch die Geſammtheit alfer den deutſchen Bund 
bildenden Staaten zu conſtatiren. 

Die K. Regierung knüpft daher gern an dieſe Erklärung den Ausdruck ihrer Hoff⸗ 
nung, daß baldigſt eine Verſtändigung über die weiteren, zur Herſtellung eines friedlichen 
Zuſtandes zu thuenden Schritte unter allen betheiligten Regierungen eintreten werde. 

Wir find unſererſeits dazu immer bereit. 

9— Beſchluͤſſe des proviſoriſchen FürftensEollegiums:  . 
1) Das pr. F.⸗«C. erklärt fein volles Einverſtändniß damit, daß die in Frankfurt a. M. 
j von den bort verfammelten Vertretern mehrerer deutfchen Regierungen am 3. d. 
j M. unter dem Namen des Befchluffes einer Bundes⸗Plenar⸗Verſammlung erfolgte 
Ratification des Friedens Vertrages vom 2%. Suli d. J. als ein äfftiger Bundes⸗ 
" Beſchluß, oder überhaupt ald ein Wet einer deutfchen Bundess Autorität nicht zu 
betrachten, vielmehr lediglich als die Erklärung der Regierungen von Defterreich, 
Sachen, Baiern, Hannover, Würtemberg, Kurheſſen, Großherzogtum Heſſen, der 
» Niederlande für Luxemburg und Limburg, von Mecklenburg-Strelitz, Liechtenftein, 
Schaumburg-Lippe und HeflensHomburg, über deren Gutheißung des Briedends Vers 

trages anzujehen jey. 

2) Das pr. F.⸗C. teilt vollkommen den von der K. preußiſchen Regierung ausge⸗ 
ſprochenen Wunſch und die Hoffnung, das baldigſt unter allen betheiligten Regie⸗ 
zungen eine Verſtändigung über bie, zus Herſtellung eines gerechten und dauerhaf⸗ 
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ten Friedenszuſtandes in den Herzogthümern Holftein und Schlemig, erfarderlife 
Schritte werde erzielt werden. - | 


22° | Armee-Befehl S.M. des Katferd von Defterreich, wodurch neue Beſtimmungen übe 


die Annahme von Cadetten erlaffen werden. 


34. | Reife S. M. des Kaifers von Oefterreich nach Warſchau. 
25. | Beichluß der vorgeblichen Bunbes-Verfammlung: 


26. 


26. 


)) fofort nach erfolgter Auswechſelung der Ratificatons ⸗Urkunden über den Frida 
vom 2. Suli, der Stattbalterfchaft in Kiel, ala der factifch beſtehenden oberften Lande: 
behörde Holſteins, ihren feften Willen kundgeben zu laſſen, dag fie fernere Feindſeligle 
ten nicht dulden werde, die Statthalterſchaft daher gemeffenft angewieſen werde, hi 
Sorge zu tragen, Daß Fein Angriff erfolge, die Holfteinijchen Truppen vielmehr ſidli 
der Giden zurückgezogen werden, und daß eine Beurlaubung derfelben von mind 
Zweidrittel ftattfinde, die Bunbes-PräfidialGefandtichaft aber zu erjuchen, dieſe Sjntimatin 
an die Statthalterfchaft auf geeignetem Wege zu bewerkſtelligen; 2) hierbei der K. Länge 
hoben Regierung gegenüber die beftimmte Vorausfehung auszuſprechen, daß den Bellimmm 
gen ded Friedend vom. 2. Suli gemäß, mie fie namentlih nah Maßgabe des Ehre 
des engliichen Bevollmächtigten vom 4. Juli interpretirt werben müſſen, auch K. dinike 
Seits Feine Ausdehnung militairiſcher Mafregeln auf Holftein erfolge, dag aud ni 
der Beurlaubung holfteinijcher Truppen eine angemeſſene Verringerung der Dänifchen dar 
im Süden Schleäwigd flattfinden werde; 3) einen Bundes s Commiffar- zu ernana, } 


dieſem Endzwe aber dies. hannöverſche Regierung durch Vermittelung zu erfche m 


ihrer höheren Beamten zu benennen, welcher zur Uebernahme diefer Function geimt 


‚ and denfelben zu alsbaldiger Anherkunft zu veranlaffen, damit er ‚feine Wollmakt m 


Snftruction in Empfang nehme; 4) den Ausſchuß zu beauftragen, einen Gntwin Dr 
fer Vollmacht und Snftruction unverzüglich vorzulegen; 5) den Grecutiond Ai 
mit alöbaldiger Eröffnung feines Gutachtens über die möglicherweiſe nöthig mean 


. eventuellen Executions⸗Maßregeln zu beauftragen, endlich 6) die K. daͤniſche, har 


lich lauenburgiſche Höchfte Regierung von dem gegenwärtigen Beſchluß, und namenllif m 
ber unter Nr. 2. deſſelben gefchehenen Vorausfegung, in Kenntniß zu fehen. | 


Auswechslung der Natificationen des am 2. Juli abgefchloffenen Friedens, wiſhe 


ben beim angeblichen Bundestage vertretenen Regierungen und Dänen ' 
Frankfurt a. M. ’ 


Der angebliche Bundestag erläßt an den k. baierfchen General, Fuͤrſten von Yun 


und Tarid ben Befehl, in das Kurfürftenthum Heften einzurüden. Ginige Anfink 
von Seiten des Kurfürften erledigen ſich während ber nächften Tage. 


Uebereinfommen zwiſchen Preußen und Defterreih zu Warſchau. 
Vorſchlaͤge des Miniſter Gr. Brandenburg: 


1) Gleichſtellung Defterreich® und Preußens in Bezug auf die Präftbialftage. 2P 
ftellung der fiebenzehn Stimmen unter Form des Bundebraths mit analogen Befum" 
wie fie die Bundesacte der Bundes Berfunmlung zulegt. 3) Webertragung ber agb 
lichen Executive an Defterreih und Preußen. &) Zur Zeit feine Verbindung en 
Volksvertretung mit dem Bundesrathe. 5) Aufnahme der äfterreichijchen Slam 
narchie in den deutfchen Bund. 6) Anerkennung des Princips der freien Unten; w 
Diejenigen Staaten, welche ſich freiwillig hiezu verbinden wollen, unter ber Bedingund 
daß deren bundesſtaatliche Union mit der Verfaffung bed Bundes nirgendd in Wie⸗ 
ſpruch ſtehe. | | 

Antwort des Fürften Schwarzenberg darauf: 

Ad 1. Deſterreich willigt nicht in dieſen Anſpruch, ſendem ſchlaͤgt nor, die au 
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tairiſchen Kcherbeichläßnber. überteagen · wird, unten deſſen Befehle zu biefem Zwecke daß 
ſtehende Heer, fo wie die in den einzelnen: Gemeinden beftehenden Bürgergarden und 
ſaannntliche Eiofibehärden, mit Ausnachme der Gerichte, in ihren gefeglichen Functionen 
geſtellt find. 82. Diefene Oberbefehlshaber, jo wie den ihm untergeorineten Eommmans 

.“ banken, iſt im Befonderen Die obere Leitung der Ausübung der gefammten Staatb⸗Poli⸗ 
zeigewalt isberitagen. 8.8. Alle Volksvexiammlungen ſund verboten, Verſammlungen 
von Vereinen. aber nur mit Genehmigung des Militais- Befehlägabers des betreffenden 

Ortes ober: Beʒirkes ſtatthaft. F. 4. Zeitangeur politiſchen Jahalts Dürfen ohne Geneh⸗ 
migung Unſeres Miniſterimus den Junern nicht heransgegeben werden. Bon einem jeden 

Blattes einer politiſchen Zeitung‘ iſt, bei. Meidung ihrer auf polizeilichen Wege. zu bewir⸗ 
"Benben ſofortigen Lnterbrkttung,, : eine Stunde vor Der. Ausgabe ein Spemplar kem Com⸗ 
manbanten des betreffenden Drtes ober dem won ihm beftellfftt Commiſſar vorzulegen. 

" Die Conmandanten, beziehungsweiſe die won. ihnen beſtellten Commiſſaxe, haben Blätter, 
in welchen Schmähungen gegen Unfere Allerhöchſte Perſon, Die Staatoregierung und deren 
Dogane, odet Aufreizungen "zum Ungeherſam, oder ‚aux. Widerfetzlichkeit gegen die Obrigkeit 
enthalten ſind, :fofort-.in Befchlag zu nehmen. Diefe Beſtimmungen finden. auch auf 
politifche Flugſchriften, Blacate und bildliche Darftelaungen Anwendung 8. 3. Ob und 

warn. in. vorkommenden Fallen von der Gewalt ber Waffen nach Kriegägebraud; 
Anwendung zu machen iſt, hängt lediglich von dem Urtheile und der Entſchließung 
des Oberbefehlshabers oder des betreffenden Commandanten ab, welcher in dieſer Bezie⸗ 
hung nur Uns verantionrtlih iſt. 8. 6. Der Oberbefehlshaber — und in dringenden 
Bällen vorläufig auch der‘ Militair- Kommandant einzelner Gebietöthetle‘, welcher jedoch 
zum Zwecke ber Genehmigung ſchleumigſt Anzeige an jenen zu machen hat — iſt ermäch- 
"tigt, die beſtehenden Behörden und Stantsbeamten zu ſuspendiren, und Die Aubübung ber 
Amtsgewalt derfelßen durch Tommiſſare zu bereiten, fo wie Die Bürgergatde aufzulöſen, 
ſobald die Erhaltung ber Sicherheit und ber öffentlichen Ordnung in den unter ihren 

Befehlen ſtehenden Gebietdiheilen ſolche Maßregeln erfordert; und diefe unaufſchieblich er- 

ſcheinen. 8. 7. Die Vergehen des bewaffneten Widerſtandes ‚gegen die Obrigkeit und 

deren Diener, des Aufruhrs und des Hochverraths find nach den Keiegsgeſetzen zu unter⸗ 
freien sb zu beſtrafen. 58. Die vorſtehenden Vorſchriften bleiben fo lange in Kraft, 

618 wiegen teren Genehmigung an die balbthunlichſt zu verſauucinden Landſtande Die 

erforderliche Vorlage gemacht werden kann. 

Der ſtãndiſche Ausſchuß zu Caſſel richtet an den Staats⸗Procurator eine Anklage 

Pl. bee. Miniſter, wegen unerhoͤrten phrange ber Amtsgewalt, und erſucht, fie fo: 
fort. zu verhaften. 

DE Obergtzericht zu Yulba allaet bie Beronbmung vom 4. Eatanber für verfaſ⸗ 
fungeowidrig und underbinbli. 

Gefechte bei Klein⸗Breckenborf und Sueder⸗Stapel. Die zum Angrife beitinunten 
vaniſchen Colounen werhen von den Shtranig- Holſteinern auf beiden Punkten 
abgewieſen. 

Die Regienung von Naſſau lehnt bie Veſchicung des repriſtinirten Bundestages ab. 

Der Senat ber freien und Hanſeſtadt Lubed desgleichen. 

Der Staatoxrecurgtor zu Caſſel an, ben ſtaͤndiſchen Ausſchuß: 

Sn dem in vergangenen Nacht empfangenen. geehrten Speisen 4 vom. geſteigen Koge 
werden dem Staats⸗Miniſter Haffenpflug und den Minifterial-Vorfländen, Major von 
Haynau und Legationsrath von Baumbach hierſelbſt, Handlungen zur Laſt gelegt, in 

welchen — wie alich⸗ in dem geehtten Schreiben felbft metkannt wird — vhne Biveifel 
eine —— der Derfoflung, inöbefondere der ns 8, 8, 106, 40T: it. der Berfafe 
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Major Jakobi, Kriegsminifter, Landdroft Dr. Meyer, Pinifer Der geiftlichen un 
Unterrichts-Angelegenheiten. 


28. | Proclamation des Rurfürften von Heflen, worin er feinen getreuen Unterthanen It 
ihnen zugedachte Heil anfündigt: „Kaiferlich öfterreichifche und k. baierfche Irır 
pen werden an dem Tage, an welchem dieſe Berfündigung veröffentlicht win, 
in Unfer Land einrüden, um in Ausführung ber von der Hohen Bundes—-Ver— 
: fammlung. gefaßten Befchlüffe, Unfere Verordnungen zur Vollziehung zu bringe, 

und den verkuͤndigten Kriegszuſtand aufrecht zu erhalten.“ 


28. Schreiben der Statthalterſchaft von Schleswig⸗ Holftein an bas k. preußiſche Mine 
rium der: auswärtigen "Angelegenheiten: 


Das geehrte Schreiben S. €. des K. preußifchen Stante-Ninifes für Die auswi 
tigen Angelegenheiten, Herrn General=ientenant von Radowitz vom 23. d. M. dat di 
Staätthalterfehaft aus den Händen des G.⸗M. yon Hahn zu empfangen Die Ehre geht, 
und den Inhalt deſſelben der forgfältigften Erwägung unterzogen. Sie beehrt ſich del⸗ 
gendes zu erwiedern: 


Sn ber. preußiſchen Denkſchrift, welche den Frie dens⸗Contraet vom 2. Sulid.$o 
läuternd begleitete, ift uns ausdrücklich bemerkt, daß es fehon derzeit Die Abſicht iR 
Dänifchen Gouvernements war, mit Cröffnung der landesherrlichen Abfichten Heros 
ten, welche ganz geeignet ſeyn ſollten, eine friedliche Verftändigung*herbeizufüihten. Sy 
dieſe Abficht unausgefühtt geblieben, hat die Statthalterſchaft beklagt, weil fonf ao 
neute Waffenkampf hätte vermieden werden können. Jemehr die Stattalterfä id 
gewünſcht hätte, um fo_ erfreulicher iſt ihr die Mittheilnng Ew. geweſen daß man 
Vorſchläge von Dänemark in der angegebenen Richtung, nach Anleitung Des At. A Yd 
Friedens⸗Tractats, mit Beſtimmtheit zu erwarten ſeyen. Mögen dieſe Vorfchläge dad 
ein deutſches Bundes-Organ in Behandlung genommen, oder in die Bahn :direrter Io 

ſtändigung zwiſchen Dänemark und den Herzogthümern geleitet werden, die Statihalte 

ſchaft wird fie freudig begrüßen, und ihnen die eingehendſte Erwägung widmen. De 

Staithalterſchaft iſt jederzeit und vorzugsweiſe geneigt, durch dieſſeitige Bevollmächtze 
mit Bevollmächtigten aus dem Königreiche Dänemark über die vorbehaltene befiiin 
Feſtſtellung der mehrfach von Deutſchland anerkannten, imd im Allgemeinen gemahre 
Rechte, welche den Gegenſtand des langen Streites- bilden, anf eine dem beiberfeitiga 
Intereſſen entiprechende Weiſe verhandeln zu Taffen, felbftverftändlich unter Vorbehalt da 
Ratification. von Seiten. Deutfchlands, - injofern Rechte‘ der deutſchen Gefammtheit dabe 
in Betracht kommen. Ein geeigneter -Drt für folche Verhandlungen. dürfte die Sich 
Hamburg feyn. Uber auch die Verficherung Ew., daß von Geiten :eines, Deutjälet 
wahrhaft vertretenden Organs, jedes dem Bunde und. feinen einzelnen Gliedern zuſtehar 
Recht, hier alſo das Recht Holſteins auf die altbegründete Verbindung mit Schleig 
in gemeinſamer Selbſtſtändigkeit, dem Königreiche Däneniark gegenüber, vollen Schut sl 
Wahrung finden werde, hat die Stalthalterſchaft mit Vertrauen entgegen genommen, A 
fie darf es als felöftverftändlich betrachten, daß ihr, als der zunãchſt betheilizien Ps 
desregierung, dabei volle Vertretung werde eingeräumt werden. 

Mit der K. preußiſchen Regierung iſt die Siatthalterſchaft ferner darin voten 
einverftanden, dag mit den Beginn und zur Förderung der bezliglichen Verhandlungen 
ein Waffenſtillſtand angemeffen ift. Sie ſäumt deshalb nicht, Hiermittelft die Erflärmg 

- abzugeben, daß fie unter nachfolgenden Bedingungen einen Waffenſtillſtand abzuſchlieje 
bereit iſt: 1 Der im Süden der Demarcationdlinie, welche in Folge der berliner We 
fenſtillſtands⸗ Convention vom 10. Zuli 1849 gezogen ward, belegene Theil bes ſchles⸗ 
wigſchen Feſtlandes, mit Inbegriff der Infel Fehmarn und der ſchleswigſchen Weite 
Inſeln, fo wie der im Norden der Demarcationslinie, öſtlich von der Stadt Flenibucz 
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belegene angelfche Landdiſtriet und der Flecken Hoyer, werden von den daniſchen Truppen 
geräumt, und von der Statthalterfchaft mit Dem Herzogthum Holftein gemeinfam regiert; 
2) die dänifchen Kriegsſchiffe verlaffen die Gewäſſer und Seeküſten der Herzogthümer; 
3) fünmtliche Kriegd= und politiiche Sefangene werden beiderfeitd ausgeliefert, und alles 
aus politifchen Gründen mit Beſchlag belegte Privateigenthum wieder zur Dispofition der 
Eigener geftellt; 4) die zum däniſchen Kriegstienft wider Willen gezogenen Angehörigen 
der Herzogthümer werden auf ihr Verlangen entlaffen; 5) dem Schifffahrts-Verkehr wird 
beiberfeit8 möglichfte Erleichterung und Beginftigung zu Theil; 6) der Waffenftillftand 
wird auf die Dauer eines Jahres gefähloffen, und darüber hinaus ſtillſchweigend verlän⸗ 
gert, infofern nicht eine Kündigung mit ſechswöchiger Friſt von der einen oder anderen 
Seite erfolgt. 

Sn den vorftehenden Bebingungen ift die Statthalterfchaft an die Grenze deffen ges 
gangen, was fie dem Lande gegenüber verantworten zu können glaubt. Sie bezweifelt 
nicht, daß damit dem auf einen möglichft baldigen Abſchluß gerichteten Wunſche der K. 
preußifchen Regierung entfprochen feyn wird. 

Die Stattbalterfihaft theilt dieſen Wunſch, und nimmt für bie Erreichung deſſelben 
die Vermittelung der K. Rgeierung gern in Anſpruch. 

Was im Falle der Ablehnung des Waffenftillftandes weiter erfolgen wird, dem fieht 
die Statthalterſchaft ruhig entgegen. NRechtlich hat weder der Abſchluß, noch die Ratifi⸗ 
cation des die Rechte Kediglich wahrenden, Die Streitpunkte aber nicht erledigenden Frie⸗ 
dene vom 2. Juli, woran das Herzogthum Holſtein nicht betheiligt geweſen tft, auf das 
Verbältnig und die Maßnahmen der, bis zum definitiven Frieden eingeſetzten Siatthalter⸗ 
haft, irgend einen Einfluß haben können. Die Statthalterfhaft wird ſtets ohne Scheu 
nach gewwiffenhaftem Ermeſſen Handeln, und hofft von dem deutſchen Bunde ein Gleiches. 
Unter Bezugnahme auf Die, in der oben erwähnten preußiſchen Denkichrift entwickelte Uuf⸗ 
faffung der Verhältniffe, erneuert die Statthalterfehaft gern die anfrichtige Verſicherung 
ihres Vertrauens auf Die gesechte Gefinmung Ew. gegen die Sache der Herzogihümer, 
welche allezeit ihren Blick ven allgemeinen beutichen Intereſſen zugewandt nud, unbeirrt 
duch die Wechſelfälle deutſcher Einwirkung, die ſchwerſten Opfer gebracht Haben und 
fortan Bringen, um mit einander und mit Deutfchland in Der bergebrashten Verbindung 
zu verharren. 


30. | Bon dieſem Tage iſt eine Denkſchrift des K. preußifchen Miniſters der auswärtigen 
Angelegerhelten über die beutfche Frage, deren Geheimhaltung wir begreiflich finden, 
aber im Intereſſe ber Gefchichte beflagen müſſen. Erft die Kenntniß ihres Worts 
lautes, und eiriet ebenfalls nicht öffentlich bekannt gevordenen Depefche vom 3. No⸗ 
vernber, würde ein Urtheil über dieſe ganze Angelegenheit möglich machen. 


H. | Antwort des K. preußiſchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten an bie 
Statthalterfchäft von Schleswig Holftein. 


Der Unterzeichnete hat das gefällige Schreiben einer hochloblichen Siatthalterſchaft vom 
W. d. M. zu erhalten die Ehre gehabt, und die aufrichtige Theilnahme, welche die K. 
Regietung für das Schickſal der Herzogthümer empfindet, macht es ihm zur Pflicht, daſ⸗ 
felbe ungefäunit zu beantworten. Cr muß zuvörderſt fein Befremden, wie ſein Bedauern 
ausdrücken, daß die Statthalterſchaft des ausdrücklich geſtellten, auf Die dem Bunde ſchul⸗ 
digen Rückſichten gegründeten, ernſtlichen Begehrens der K. Regierung, ſich jedes aggreſ⸗ 
fiven Vorgehens zu enthalten, mit keinem Worte Erwähnung thut. Die K. Regierung 
muß daher dies Begehren noch einmal auf das Entſchiedenſte wiederholen, und dabei er⸗ 
klaren, daß ſie die Erfüllung deſſelben als die erſte und unerläßliche Bedingung dafür 
anſieht, daß irgend ein Organ des deutſchen Bundes dem Bundesgebiete des Herzogthums 
Holſtein wirkſamen Schutz angedeihen laſſen köͤnne. Was nun ferner den von ber K. Res 
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gierung vorgefchlagenen Waffenſtillſtand betrifft, fo muß der Unterzeichnete daran erinnen, 
daß derfelbe von ihm ausdrücklich als ein rein militairiſcher bezeichnet war, wie folder in 
dieſem Augenblick nicht nur allein möglich, fondern auch allein angemeflen etſcheint, da 
die politifche Seite dem deutfchen Bunde vorbehalten Kleiben muß. Die hochlöbliche Stats 
halterſchaft Hat aber in einer Auffaffung, welche die K. Regierung nur bedauern Tann, da 
fle den Umftänden nicht entfpricht, einen Waffenſtillſtand von weſentlich politiſchem Che 
rakter an die Stelle gefegt, und die K. Regierung befindet fich ſelbſtverſtändlich in te 
"| Unmöglichkeit, für einen folchen* ihre Vermittelung eintreten zu laſſen, ganz abge 
fehen davon, ob die Bedingungen der Statthalterfchaft irgend cine Ausficht darbieten, vor 
Dänifher Seite angenommen zu werden. Für einen rein militairiſchen MWafenftillfd 
ift fie Dagegen immer gern bereit, die Vermittelung zu verfuchen, und der Gen.-Dy, 
v. Hahn wird zu dem Ende noch eine Erwicderung der hochl. Statthalterichaft auf did 
Schreiben abwarten. Die Ießtere wird fich nicht darüber täufchen, daß für die 8. Re 
gierung die letzte Möglichkeit, fich einer Sache, welche die ernfteften nnd verwickelin 
Schwierigkeiten darbietet, ferner anzunehmen, davon abhängt, daß die Statthalter 
ihre mohlgemeinten Rathſchläge berückfichtige, und fich ihren billigen und begründeten dr 
derungen nicht verfage. Im entgegengefegten Falle würde fie fich jeder weitern Dean 
telung hierin zu ‚enthalten haben, und ihr ferneres Verhalten lediglich nach den Veryfib 
tungen bemeffen, die ihr obliegen. ' 


30. | Das. Ober» Tribunal zu Berlin verwirft die vom BürgerMmeifter Ziegler angerudt 
Nichtigkeitö-Befchwerde gegen ben Spruch bed Schwurgerichts zu Branlaın 
vom 27. Suni. 


30.| S.M. ber Kaiſer von Oefterreich befiehlt die Aufftellung ber vierten Feld-Batıilm 
ber ungarifchen und italienifchen, fo wie ber erften Landwehr: Bataillon dl 
übrigen Infanterie-Regimenter. | | 


30. | Schreiben des angeblichen Praͤſidial⸗Geſandten ber vorgeblichen beutfchen Bun 
Berfammlung, Grafen Thun- Hohenftein, an die Statthalterfchaft von Schlewk: 
Holftein: 

Durch den in beglaubigter Form anliegenden Extract des Protokolls der Bundei-dr 
fanmlung vom 8. October d. J. giebt der unterzeichnete K. öſterreichiſche präfbitt 
Gefandte der deutfchen Bundes Verfammlung der Statthalterſchaft ig Kiel Kenntniß ur 
der, Seitens des deutichen Bundes erfolgten Ratification des zwifchen S. M. dem Kr 
von Preußen im Namen deffelben, und ©. M. dem Könige von Dänemark, Herzog &1 
Holflein und Lauenburg, am 2. Juli d. 3. abgeichloffenen Friedens-Tractats. Aus da 
ferner anliegenben beglaubigten Protofoll-Ertracte vom 25. October wolle Diefelbe erh 
wie es der Wille der Bundes-Verfammlung if, diefen Friedens⸗Vertrag zur wiflihe 
Ausführung zu bringen, und ferneres Wlutvergießen in dem Bundeslande Herniin 
Holftein nicht zu dulden. Nachdem mmmehr Iaut dem gleichfalls angefchloffenen P 
tokoll vom 26. d. M. die Auswechfelung der Ratificationen flattgefunden Hat, I 
Zeitpunkt eingetreten, der in dem Bundes-Beſchluſſe vom 25. d. DM. bezeichnet if," 
welcher e8 der Bundes-Verfammlung zur Pflicht macht, dafür Eorge zu tragen, bap M 
Frieden zur Wahrheit werte. Wenn die Bundes-Verfammlung in der, der Ratifcait 
des Friedens⸗Vertrages inferirten Verwahrung, ſich ſelbſt und Holſtein alle die At 
wahrte, welche aus dem Verhältniffe dieſes Herzogthums als Bundesland fliehen, und 
hierdurch den Bei Faſſung des Bundes⸗-Beſchluſſes vom 17. September 1848 cine 
nommenen Standpunkt fefthält, fo muß fie auf der anderen Geite auch ihre, in den 
Hauptzweck des Bundes, und pofltiven Anordnungen der Bundesgeſetze begründee Eu, 
erfüllen, die Ruhe im Bundesgebiet und die gefeglichen Beziehungen diefes Bundeslandei 
zu ſeinem rechtmäßigen Landesherrn wieder herzuſtellen. Der Unterzeichnete giebt fi da 
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Zielpunkt weit außerhalb ber Grenzen bed Kurfürftenifums lag. Unlengbar ift 
ber Plan gelungen, aber um welchen materiellen und moraliſchen Preis für bie 
Regierung! 

13. | Erlaß des Furheffifchen, General-Auditoriatd: 

Das hieſige Garnifons= Gericht erhält auf Grund des 8. 33, der Militairs Strafge- 
richtsordnung hiermit Auftrag: die in der anliegenden Eingabe des bleibenden Tanbftäindis 
(hen Ausſchuſſes vom geftrigen Tage zu 3. und 4. Gezeichneten, wider den General⸗Eien⸗ 
tenant Bauer *) hierſelbſt zur Anzeige gebrachten, behanpteter Maßen in Vollziehung der 
Verordnung vom 7. d. M. begangenen, und hiernach als mit Verlegung der Verfaſſung 
‚verübter Mißbrauch der Auitsgewalt fich darftellenden Handlungen, zu unterſuchen, und 
ſonſt auf die Eingabe was Rechtens zu verfügen. 


14. | Verordnung ©. 8. H. des Großherzogs von Medlenburg - Schwerin: 

In Ausführung des, durch Unjere Verordnung vom Beutigen Tage verkündeten Urtels 
des zur Enticheitung über den Rechtsbeſtand der Verfaſſung vom 10. October v. J. nie⸗ 
dergeießten Schiedsgerichtes, verordnen Wir wie folgt: 1) das am 10. Detober 1849 
publieirte Staatögrundgefeß für das Großherzogthum, fo wie De auf Grund deſſelben be= 
ftandene Landed-Vertretung, find Hiermit aufgehoben, und treten vom heutigen Tage au 
außer Wirkfamkeit. 2) Wir entbinden Hiermit Unſere Beamte und Untertfanen von den 
‚gegen die gedachte Verfafjung übernommenen Verpflichtungen. 3) Die Verordnung vom 
30. October 1849, betreffend die Aufhebung der landſtändiſchen Verfaſſung, wird hiermit 

außer Wirkſamkeit geſetzt. 

l5. Der Miniſter⸗Praͤſident Graf v. Brandenburg an den K. oſerreichiſchen Geſanbten: 

Der Unterzeichnete beehrt ſich, dem K. K. Geſandten, Herrn Freiherrn v. Prokeſch⸗ 
Dſten, den Empfang der gefälligen Mittheilung vom 13. d. M., mit welcher der Herr 
Geſandte einen Abdruck des Protokolls der am 2. d. M. in Frankfurt a. M. ſtattgefun⸗ 
denen Verhandlungen zwiſchen den Bevollmächtigten mehrerer deutſcher Regierungen über⸗ 
ſendet, anzuzeigen. Wenn der Herr Geſandte zugleich die Bemerkung hinzufügt, daß das 
Protokoll für Die, in der als wiedereröffnete Bundes-Verfammlung bezeichneten Verſamm⸗ 
lung, noch nicht vertretenen Regierungen offen gelaffen fey, fo kann der Unterzeichnete nicht 
umbin, darauf Hinzumeifen, daß das Dffenlaffen des Protokolls Feine Beziehung auf die 
Regierung S. M. des Königs hat, da diejelbe in den zufammengetretenen Bevollmäch⸗ 
tigten einzelner deutfcher Regierungen ein, die Sefammtheit des Bundes darftellendes Organ, 
nicht anerkennen Tann. Indem er hierüber fich auf die dem Herrn Gefandten bereitä bes 
Fannte, durch den K. Gefandten in Wien an das K. K. Cabinet gelangte Eröffnung der 
K. Regierung vom 25. v. M. bezieht, ergreift er xc. 


25. | Weifung des Fürften Schwarzenberg an ben K. öfterreichiichen Geſandten zu Berlin. 

j Ew. kennen durch Die öffentlichen Blätter die von dem K. preufifchen Cabinet am 25. 
v. M.. an den Grafen v. Beruftorff gerichtete Depefche und die derſelben beigefügte Denk: 
feprift. Sch kann mich demnach darauf beſchränken, Sochbenjelben eine Abfchrift der Note 
zu überfenden, mit welcher der K. Gejandte mir dieſes Aetenſtück hat zugeben laſſen. 
Mit aufrichtigem Bedauern haben wir durch dieſe Mittheilung die Gewißheit erlangt, 
daß Preußen bei feinen Entjchluß verharrt, fi an den Verhandlungen des, für eine vor⸗ 
herbeſtimmte Dauer wieder in Wirkſamkeit getretenen, verfaſſungsmäßigen Bundesorgans 
nicht zu betheiligen, und alle Verfügungen diefer Behörde für ungefeglich und daher für 
unverbindlich erklärt. Die Gründe, welche das K. Cabinet fire Die Geſetzlichkeit wie für 
die Zweckmäßigkeit feines Entjchluffes geltend macht, find bereits in feinen feüheren Mit 
theilungen oder Staatöfchriften angeführt, und von uns widerlegt worden. &8 bürfte Daher 








*), Mar zum Obenbefelägaber ernannt, und haite als foldher mehrere Fugen angeorbnet. 
H. 1660. 
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- Breußifcher Miniſterrath, veranlaßt durch die Nachricht von dem Cincäden ie 
regel den Krieg unfehlbar und unvermeidlich nach fich ziehen merk 


| Die preußijchen Kammern werden auf den 21. November zufammen berufm 


2 Itovember. 
Das in Vorarlberg und Tyrol ftehende oͤſterreichiſche Armeecorps beginnt die En 
zu überfchreiten. . 0 
Einruͤcken k. baierſcher Truppen in Hanau und Gelnhaufen. — _ ES fteht bakı, 


ob die allbefannte perfünliche Liebenswürdigfeit bes baierfchen Soldaten aus 
chen werde, Die Heſſen mit Dem Zwede feined Erſcheinens auszuſoͤhnen. 





Baiern in Kurheſſen. Es wirb von einer Seite auf die Mobilmacdung m 
Armee angetragen, von ber anderen bagegen geltend gemacht: daß die Di 


In Folge ber Ablehnung des Antrags bitten die Minifter der ausmärkign, ke 
geiftlichen Angelegenheiten und des Handel um ihre Entlaffung. 


Feldmarfchall Radegfi von S. M. dem Kaifer nah Wien berufen. Statt im 
tritt der zum Seldzeugmeifter beförderte Graf Giulay an bie Spige der hin 
Armee. | | 

Gaffel wird von preußifchen Truppen beſetzt; Deögleichen Fulda. 

In Hanau ber Kriegdzuftand verkündet. | 

Das k. fächfifche Kriegsminifterium beordert alle Beurlaubten, — benen freie Gehe 
auf ben Eifenbahnen bewilligt iſt, — zu ben Fahnen ein, und verfügt den ib 
kauf von 2700 Mobilmachungs-⸗Pferden. 





| Schreiben des k. fähfifchen Minifters ber auswärtigen Angelegenheiten an di &% 


fandtfchaft zu Berlin: 

Der 8. preußifche Geſandte, Graf von Galen ließ in den gefirigen Abenhfios 
das fchriftliche Erfuchen an mich gelangen, ihm für den nächften Morgen eine Ein 
beftimmen zu wollen, damit er fich eines „fo eben ihm zugehenden dringenden Au 

entledigen könne. Sn Folge diedfallfiger von mir erhaltener Einladung begab IE 
.felbe noch am nämlichen Abend zu mir, und machte mir duch Vorleſen Eu 
einer Depejche des Minifters von Radowitz, welche ich alsdann noch einmal ſelbſt 
las, und deren Inhalt im Weſentlichen folgender war: Die zu Frankfurt tagen ſ 
genannte Bundes⸗Verſammlung, welcher die preußiſche Regierung jede Berechtigung 
als deutſches Centralorgan zu geriren, abfprechen müffe, habe des von ber pr. Regio 
nach Wilhelmsbad und Wien gerichteten Vorſchlages ungeachtet, wonach eine Verl 
fung in der Eurheffiichen Angelegenheit, unter Theilnahme fänuntlicher beutfihen 3" Ä 
rungen ftattfinden follte, eine einfeitige und bewaffnete Dazwifchenkunft in Kuchen w 
ſchloſſen. Eine folge Intervention würde der K. preußiſchen Megierung bei dem Dat 
ligen Stadium der fraglichen Angelegenheit, ſelbſt von Seiten eines berechtigten Die 
des Bundes, vorzeitig und unzuläffig exicheinen. Als ein folches Tönnte aber übe 
- die fogenannte Bundes⸗Verſammlung ‚nicht betrachtet werden. Die". preußiſche Regie 
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könne unmöglich zulafien, daß in Kurheſſen, welches, ganz abgeſehen von den durch dieſes Land 
mitteljt des Bindniffes vom 26. Mai 1849 eingegangenen und nicht gelöften Verpflich⸗ 
tungen, ſchon durch feine Lage in engerer Beziehung zu Preußen ftehe, ein unberechtigtes 
Gentralorgan zur Geltung gebracht werde. Die an der Grenze ded Kurſtaates ftehenden 
preußiſchen Truppen hätten daher den Befehl, auf die erſte Nachricht von dem Einrücken 
der fogenannten Bunbestruppen das Furheffiiche Gebiet zu befegen. Gegenüber den Con⸗ 
flieten, welche hieraus unvermeidlicherweiſe entftehen zu follen fchienen, fey es der K. preu⸗ 
Büchern Regierung von Wichtigkeit, zu willen, welche Haltung Sachen, ald benachbarted 


“und in mancherlei Beziehungen zu Preußen ftehendes Land, beim Cinteitt diefer Conflicte 


beobashten werde. Zwar wiſſe man wohl, dag Sachen ſich bei jenen frankfurter Be⸗ 
ſchlüſſen durch einen Vertreter betheiligt habe, glaube jedoch aus den Berichten des Ges 
fandten die Hoffnung jchöpfen zu Dürfen, daß die ſächſiſche Regierung die aus jenen Bes 
ſchlüſſen entipringenden ‚Gefahren beflage. Der Gefandte wird Daher beauftragt, ſich von 
mir eine baldige Erklärung zu erbitten. Ich machte dem Heren Geſandten zunächft bes 
züglich der ebenerwähnten Schlußbemerkung der fraglichen Depefche darauf aufmerkfam, 
daß, wenn ich ihm gegenüber die aus den dermaligen Verwickelungen hervorgehenden Ges 
fahren beflagt Habe, Died nie in einer Weiſe geichehen fey, welche eine Migbilligung der 
in Frankfurt gefaßten Beichlüffe nur im Entfernteften hätte ahnen laffen Können. Dem⸗ 
nächſt gab ich demfelben zu verftehen, daß die gegen das Anfehen der Bundes⸗Verſamm⸗ 
hung gerichteten Auslaffungen mich vieleicht der Mühe entheben könnten, die gewünſchte 
Antwort zu ertheilen. Inzwiſchen babe ich Teinen Grund, über die politiiche Haltung 
Sachſens irgend einen Zweifel beitehen zu laſſen, wie denn ein jolcher der preußifchen 
Regierung nicht wohl beigehen könne. Zwar ſey uns bisher noch Fein Anlaß geboten 
geweſen, bezüglich der Wiedereröffnung der Bundes-Verſammlung mit der K. preußifchen 
Regierung Vernehmung zu pflegen, diefelbe habe jedoch Gelegenheit gehabt, aus den der 
Deentlichleit übergebenen Abſtimmungen des fächfiichen Benolknächtigten zu Frankfurt 
zu erſehen, daB die fächfifche Regierung die Bundes⸗Verfaſſung in allen Theilen als zu 
Recht heftändig betrachte, uud deshalb auch die Bundes-Verſammlung als das rechtmä⸗ 
ßige Bundes⸗-HOygqn anerkenne, woraus von ſelbſt folge, daß die dieſſeitige Regierung 
ſich der Vollziehung der Bundes-Beichlüffe nicht entziehen, fondern denſelben Folge lei⸗ 
fen werde. Die hierauf von dem Grafen Galen an mich gerichtete Trage, ob wir der 
Bundes⸗Verſammlung Das Recht der Kriegserklärung zufprechen, erwiederte ich mit der 
Bemerkung, daB wir Die Bundes⸗Verfaſſung und die Bundes-Verfammlung mit den ihr 
durch Die Berfaffung beigelegten Rechten anerkennen, woraus weitere Confequenzen zu 
ziehen ich ihm ſelbſt üherlaſſen müſſe. Graf Galen brach hierbei das Geſpräch ab, in⸗ 
dem er mir den Vorſchlag machte, am nächſten Tage den von ihm zu erſtattenden Be⸗ 
richt, nor dem Ahgange deſſelben, wir mitzutheilen. Ich nahm dieſes Erbieten an, indem 
ih zugleich bemerkte, daß ich immittelft auch Gelegenheit haben würde, ©. M. dem Kö⸗ 
nig yon dem fraglichen Vorgange in Kenntniß zu. fegen. 

Heute Mittag fand fich der gedachte Gejandte wiederum bei mir ein, um beabfich» 
tigtermaßen feinen Bericht vporzuleſen. Bevor er died zw thun begann, erfuchte ich ihn 
jedoch, die Erklärung entgegenzunehmen, wie ich mich gegen die Annahme verwahren 
wolle, als ſey aus dem Anhören des fraglichen Berichts, und dem enentuellen Cinver⸗ 
ſtändniß mit deſſen Faſſung, von meiner Seite eine officielle Erklärung der ſächſiſchen 
Regierung gegenüber ber preußiſchen zu folgern. Bei dem Ernſt und ber Wichtigkeit 
der Sache werde eine folche fehriftlich erteilt werben, fobald eine ſchriftliche Anfrage ers 
folge; dieſe Ießtere aber müſſe ich mir erbitten, um fie zum Gegenftanbe bey Berathung 
im Gefanmt = Minifterium, und der Vgrtraggerftattung an ©. M. den König machen 
u können. Ä | 
Sm Uebrigen habe ich nur das zu wiederholen, was ich in Bezug auf unjere polis 
tische Stellung Tags zuvor gejagt Habs. Graf Galen nahm dieſe Cröffnung ohne Eins 
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fpruch entgegen, und erklärte, in entfprechender Weiſe berichten zu tollen. Ich fügt 
meinen Aeußerungen noch die Bemerkung binzu, daß wir in dem, bon dem Herm Ge 
fandten im Auftrage feiner Regierung, gethanen Schritte einen mehr ober tenige k: 


drohlichen Charakter erkennen müßten, der ums in jeder Hinſicht Vorficht zu gebien 


geeignet ſey. Diefe Vorficht Haben wir in ber That in doppelter Richtung bethätgn 
zu müffen geglaubt, da die Frage ſich aufbringen mußte, was preußiſcherſeits beabſichig 


werde, falld die von uns erforderte Erklärung nicht zuftieden ftelle? Daher Fam cd u 
‚ nächft darauf an zu vermeiden, daß der von und gegebeyen Erklärung ein aggreſſiver en 


proboritender Charakter beigelegt werden könne. Gegen jeden, in diefer Hinſicht uns u 
machenden Vorwurf werden wir Dadurch fichergeftellt feyn, daß Die won umd zu eriheilm 
Antivort genau nach der Faſſung der an und zu ſtellenden Anfrage bemeſſen wirt. Ir 
mittelft aber finden wir uns durch den, preußiſcherſeits bereits gejchehenen Schritt, zu un 
jerem lebhaften Bedauern zu der Befürchtung berechtigt, daß wir bei Erfüllung der mi 
obliegenden Bundespflichten durch ein unerwartetes Dazwiſchentreten bedroht werben fi | 
ten, und die K. Regierung bat daher mit der durch Die Umftände zwar gebotenen, alkn 
bis zu dieſem Augenblicke, in der Hoffnung einer friedlichen Ausgleichung der fehnehenn 
Streitfragen, beanftandeten Mobilmachung der diefjeitigen Streitfräfte nicht Tänger zig 
zu dürfen geglaubt. Noch bemerfe ich, Daß ich bei der erften jener beiden Unterretunge 
dem Grafen Galen nochmals darzulegen mich bemüht, wie Die Intervention de Bude 
in Heffen nicht als eine feindjeliche Maßregel gegen Preußen angefehen werben dirk, ik 
welchen Gegenftand jedoch der Here Geſandte, fo ſehr er ſich auch fonft des ef 
Auftrags in concilianter Form entledigte, die Discuffion ablehnen. zu müſſen ga 
Die K. Geſandiſchaft wird von vorſtehender Mittheilung den geeigneten Geld y 
machen wiffen. 





Schreiben ber Statthalterfchaft von Schleewig-Holftein an den k. preußiſchen Pi 
| 


fter der auswärtigen Angelegenheiten: . | | 
Die Statthalterfchaft Hat aus dem geehrten Schreiben S. E. des kpreußie 
Staatsminifters für die auswärtigen Angelegenheiten, Seren General-Liautenant v. I 
dowitz vom 30. v. M. mit Leidweſen erfehen, daß ihre Note vom 28. I. M. m be 
fremden und das Bedauern ©. €. erregt bat, fo wie, daß die K. Megierung ſich ine 


. Unmöglichkeit befindet, ihre Vermittelung für den dieffeitigen Waffenſtillſtands⸗Vorſchlag m 


treten zu laſſen. Die Statthalterfchaft glaubte durch die beſtimmte Erklätung, deh ſ 
in den dargelegten Bedingungen eines Waffenftillftandes an die Grenze deſſen gegaye 
ſey, was fie dem Lande gegenüber zu verantworten vermöge, und durch die Motive dd 
Vorſchlags, welche der Bevollmächtigte v. Harbon dargelegt Bat, "jeden Zweifel Damit 
ausgefchloffen zu haben, daß die Lage der Herzogthümer e8 ihr unmöglich mache, u 
rein militairiſchen Waffenſtillſtand abzufchliegen. Sie Tonnte auf einen rein militinke 
Waffenſtillſtand nicht eingehen, weil fie aufrichtig den Frieden will, und dieſer mit 
dem Wege ſich erreichen Täßt, daß während die. Waffen zu einer dem Feinde ung 
gen Jahreszeit in Ruhe geftellt werden, da8 Herzogthum Schleswig der Dccupatialt 


felben faft im ganzen Umfange unterworfen bleibt, und ferner, weil bei Fehlſchlagen © 
friedlichen Erledigung der Krieg im nächften Frühjahr unfehlbar wieder beginnen wit 


Die Statthalterfchaft hat diefe Angelegenheit, in Beranlaffung des geehrten Schreihai 
v. 30. v. M. nochmals in Erwägung gezogen, jedoch zu einer andern als ber mm 
Note vom WB. v. M. dargelegten Ueberzeugung nicht gelangen können. Wäre ein Dv 
gan des deutſchen Bundes vorhanden, fo wünde bemfelben die ſchuldige Ruͤdſicht nl 
verfagt werben. Aber die angefügte Zufchrift des K. öſterreichiſchen Geheimraths, I 
fen v. Thum, welche gleichzeitig mit der Note Ew. hier angelangt if, beftätigt von Neu 
daß es zur Zeit an einem folchen Organ fehlt, und die von Em. eröffnete Ausfidt, 


den rein militairiſchen Waffenſtillſtand die Bildung eines, Deutiegland wahrhaft werteelenben 


= 
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Organs zu erreichen, feheint durch die Beichläffe, welche die Frankfurter Verſammlung 
won Bevollmächtigten einzelner Regierungen, in Gemeinſchaft mit dem K. dänijchen Be⸗ 
vollmächtigten gefaßt bat, völlig gefchwunden zu feyn. So wenig die Stattbalterfchaft 
in diefer Verſammlung ein berechtigtes Organ des deutfchen Bundes anerkennen, und deren 
Befchlüffen Geltung für die Herzogthümer zugeftchen wird, fo feft ift auf der andern 
Seite ihr Vertrauen zu der wiederholten und noch neuerlich der K. dänifchen Regierung 
auögefprochenen Erflärung Ew., daß die K. preußiſche Regierung den Frankfurter Be: 
fhlüffen, in Betreff der Herzogthümer ihre Anerkennung ebenfalls unbedingt verjagen 
müffe, und ein dort beſchloſſenes militairiſches Einfchreiten nicht: dulden werde. Die 
Statthalterfihaft befindet fich in dieſer Richtung in, vollem Einverftändnig mit der K. Re⸗ 
gierung, und kann in erneuerter Bezugnahme auf die K. preußiiche Denkjchrift vom 2. 
Suli d. J. von den Vertrauen nicht ablaffen, daß die K. Regierung auch ferner für 
die Wahrung der deufichen Rechte der Herzogthümer kräftigſt ſtreben werde. 


3. | Allerhoͤchſte Cabinetsordre an ben Staatöminifter GeneralsFieutenant v. Rabowit: 

In Anerkennung der in Ihrem Geſuche vom geſtrigen Tage angeführten Gründe 

will ich Sie, Ihrem Antrage gemäß, hierdurch von der Leitung des Minifteriums der 

auswärtigen Angelegenheiten in Gnaden entbinden, und habe dies dem Staats⸗Miniſterium 
bekannt gemacht. 


.Von dieſem Tage iſt die Depeſche datirt, welche ber ofierreichiſchen Regierung die 
neue, friedliche Politik des preußiſchen Cabinets ankuͤndigt. Ein Aktenſtuͤck von 
verhaͤngnißvoller Wichtigkeit für die preußiſche Geſchichte! deſſen woͤrtliche Ver⸗ 
öffentlichung daher wünſchenswerth wäre. GVergl. übrigens ben 7. December.) 

3. | Proteft S. K. H. bed Kurfürſten von Heſſen gegen das Einrüden preußiſcher 
Truppen. 

3.Raufhaͤndel zwiſchen preußiſchen und öſterreichiſchen Soldaten der Garniſon von 

Mainz. 

31 + Wilhelm von Krauſeneck, General der Infanterie a. D. zu Berlin. 

4. Cardinals⸗Weihe ©. €. des Fürſtbiſchofs von Breslau, Freiherrn v. Diepenbrod. 

4. 6. M. der König von Baiern verleiht dem Minifter ber auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten der franzöftfchen Republit das Großkreuz des Verdienſtordens der baierſchen 
Krone. 

Das K. ſaͤchſiſche ariegominiſterium macht bekannt: die politiſchen Verhaltniſſe hät 
ten fich plößlidh verändert, weshalb der Anfauf von Pferden unterbleibe. Auch 
die Mehrzahl der Kriegöreferviften werde gleich nach. ihrem Eintreffen wieber in 
die Heimath entlaffen. 


In bee würtembergifchen Landes» Verfammlung verlangt der Kriegeminiſter einen 
Credit von 300,000 Fl. zu außerordentlichen Ausgaben ſeines Departements. 
Schreiben bed General⸗Lieutenant v. Williſen an bie Statthalterſchaft von Holſtein: 

Nach der Wendung welche die politischen Augelegenheiten in Deutſchland in neueſter Zeit 
genommen haben, unterliegt es meiner Ueberzeugung nach Teinem Zweifel mehr, daß in 
ſehr kurzer Zeit der Bundestag oder irgend eine nur anderd benannte Gentralgewalt 
Deutichlands wieder hergeftellt feyn wird. Wie wenig erwünfcht auch ſowohl die Art der 
Herſtellung als die Form derfelben feyn mag, immer wird es ſich nicht leugnen Taffen, 
daß es diejenige Gewalt feyn wird, von der die legale Gewalt auch der Hiefigen jebigen 
Regierung ausgeht. Die Statthalterfihaft iſt der Ausflug der Centralgewalt des 
deutlichen Bundes, fie ift ja von ihr eingeieht, und Der Krieg den fle führte, führte fie im 
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-4.| + Guſtav Schwab zu Stuttgart. | 
5. | Antwort ber Statthalterfchaft von SchleswigrHolftein auf das Schreiben ul 


Namen und im Anftrag des deutſchen Bundes. Ich wenigſtens kann die Sache mr h 
anfehen, und fühle mich alfo gedrungen, einer hohen Statthalterſchaft es ganz gehorfunf 
auszufprechen, daß, wenn dieſe neue Genträlgewalt verlangen follle Den Krieg einzufele, 
ich mich meiner Ueberzeugung nach gezwungen fehen würde um meine Entlafing zu hi 
ten, wenn eine hohe Statthalterfchaft etwa beſchlöſſe, den Krieg dennoch fortzuführen. Je 
würde glanben, wenn ich anders handelte, den Icgalen Boden unter meinen Füßen p 
verlieren. Es hängt das mit meiner ganzen politifhen und fittlichen Denkweiſe ze 
fammen. Ich kann es demnach nur dem Ermeſſen einer hohen Statthalterfchaft anbein 
geben, ob Hochdiefelbe e8 für angemefjen hält, unter dieſen Umſtänden irgendrie (hm 
jeßt zu verfügen. Ich glaube auch nicht hiermit etwas auszuſprechen, maß einer behm 
Statthalterfhaft überrafchend ſeyn könnte; denn mehr. als einmal habe ic; ſchon erllit 
Daß ich nicht gegen deutfche, am menigften gegen preußifche Truppen fechten winde. &e 
wiß aber hätte ich mich auch im Sinne diefer ganz gehorfamfter Zuſchrift ſchon fr 
ganz beſtimmt ausgefprochen, hätte ich eine ſolche Wendung der Dinge, wie fie jpt u 
liegt, voransgefehen. Wie fehr ich fie beflage, darf ich nicht erſt ausſprechen; möcht i 
wenigftend den Troſt bringen, unfer armes unglücliches Vaterland dem unfeligm Ev 
fluß des Auslandes zu entziehen. Jeder muß diefer Hoffnung jet ein Opfer Erun, 
und ich bringe das fehmerzlichfte, indem ich mich vielleicht von hier trenne. 


fen v. Thun vom 30. October. Ihrer Länge, wegen können wir nur bei 
mitteilen: 

Die Herzogthümer haben zu ſchwere materielle Opfer ‚gebracht, um fie gay ill 
als Vertröftungen in die Schanze zu fehlagen. Die Statthalterfehaft muß dies fnd 
drücklich betonen und wiederholen, um fühlbar zu machen, daß es nicht ein Leichte 
Uebermuth, fordern daß es das übermächtige Gebot der Verhältniſſe ift, das fle mi 
die geftellten Anforderungen mit befcheidener Beftigkeit abzulehnen. Sie würde d im 
prüfenden Landes⸗-Verſammlung, ihrem angefttengten Heere und ihren belafteten Niki 
gern vergebens Deutlich zu machen fuchen, woranf das Schreiben von 30. v. M. dee: 
fage gründet, mit der halben Kraft Deutſchlands, im Frieden unſere Rechte gegen Die 
mark ſicherzuſtellen, die Deutſchlands game Kraft im Kriege nicht wahren form. ®, 
ift ihe ſchwer; zu ergeimden, welche Rechte die neueflen Frankfurter VBefchlüfe in Ir 
haben, nachdem es fo wiederholt gefchehen ift, daß die Herzogthümer, ihre Verbünden 
und die vermittelnden Mächte, von Dänemark nicht zu reden, mit biefen Rechen did 
Terverfchiedenften Begriffe verbinden. Zwar bezieht fich das gechrte Schreiben vom 0 
Detober ausdrücklich auf den Bundesbeſchluß vom 17. Septbr. 1846. Und wenn BAM 
nit allen feinen Unterlagen vollftändig zuſammen begriffen werden fol, fo wäre ber | 
halterfchaft und der Landes-Verfammlung wenigſtens ein beftimmiter und faßliche u 
gegeben. Allein mit der Aufrechthaltung dieſes Beſchluſſes und der in demſelben c 
haltenen Rechte, wie ſie die Herzogthümer verſtehen, iſt das abſolut Unertraͤgliche, iR | 
der deutſche Bund ftilljchweigend in Schleswig geſchehen läßt, durchaus unbe“ | 
Und ohne dag mit den, an die Herzogthiimer geftellten Forderungen, zugleich die Ri 
Schleswig von Dänemark verlangt würde, müßte die Statthalterfchaft die fächten RP 
verſtandniſſe und Abweichungen in der Auslegung der ſchleswig-holſteiniſchen Recht 1” 
ſchen der Bundes⸗Verſammlung und den Herzogfhlimern befürchten. Wenn bie dm 





: thlimer zur Waffenruhe, im Zwecke frieblicher Vermittelung anfgeforbert, ihnen gengei 


diechte dargelegt und werbürgt, und die Vorbedingungen der Waffenruhe, politſch " 
dieſer Grundlage, wiliteirifh in völliger Unparteilichkeit und Gleichheit nach beiten oo 
ten hin feftgefegt würden, fo münden die Hetzogthumer mit Frenuden den Tag hi Su 
fenſtillſtandes begräßen und die Statthalterſchaft den anderen erfehnen, an dem fe ie 
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Gewalt in die Hände des Landesherrn zurädlfegen kann. Das aber darf ihr nicht zuges 
traut werden, daß He von ihren Mitbürgern die ungeheuerfien Opfer und Anſtrengungen 
geſordert haben ſollte, um ihnen kaum cine inbaltslofe Zufage dafür zurückzugeben, es darf 
ihr nicht zugemuthet werden, bad Blut der Lanbesjugend vergoffen zu haben, Damit nichts 
erreicht bleibe, als die Foridanuer der bejammernswerthen Zuftände in Schleswig. Die 
Herzogihuͤmer find entichloffen, auf ihrem guten echte zu bebarcen, bis zum Aeußerſten. 
Sie wollen es erwarten, ob ed möglich ift, daß deutiche Würften dieſes Recht niedertreten 
werden, nachdem es ihres Gleichen wertheitigt Haben. Wir werden dieſes mit Faſſung 
erwarten. Dam wenn es uns beſtimmt ſeyn fol, au fallen, fo iſt «8 und am ehrenwoll⸗ 
fin, wie ſchmachvoll es für Deuiſchland ſeyn mag, durch Deutiche zu unterliegen. 


>| + Serdinand, Erzherzog von Oeſterreich⸗Eſte, K. 8. Feldmarſchall, zu Ebenzweier 
bei Omunden. 


b. Beſchluß des preußiſchen Eabinets, das gefammte ftehenbe Heer und bie Sanbwehr 
beider Aufgebote in Kriegöbereitfchaft zu fſetzen. S. M. ber König erfaßt bem 
gemäß folgenden Eabinetö-Befeht: 

Auf den Antrag des Staats-Mlinifteriums genehinige Ich hierdurch, Da die Armee 
meeüglich mobil gemacht werde, und überlafle dem Kriegs⸗Miniſter die danach erfor⸗ 
derlichen Einleitungen. 

6. | Beifung an ben G.⸗Lt. Graf v. Groeben, Commanbirenden ber preußifchen Trup⸗ 
yon im Kurfuͤrſtenthum Heften: fortan nur nach militairifchen Rüdfichten zu 
verfahren. 


3) driedrich Wilhelm Graf v. Brandenburg, K. preußtfcher Minifter-Präfldent und Ges 
neral ber Cavalerie, erliegt ber ſchweren Krankheit, welche ihn während ber Nacht 
um 3. befallen. Ein harter Verluſt zu jeber Zeit, in dieſem Augenblicke ein 
ganz unerfeßlicher. 

6 Die amtliche Wiener Zeitung enthält den nachflehenden Artikel, welcher wohl als 
eine Art von Manife betrachtet werben Fann. | 


Deutſchland und feine Geſchicke find im diefen Augenblick an einem hiſtoriſchen Wen⸗ 
depunet angelangt. In wenigen Tagen werden nnd müſſen die eniſcheidenden Würfel 
fallen, ımd es wird ſich zeigen, ob dad Werk einer rechtäbegründeten Reugeſtaltung des 
deutſchen Gefammtvaterlandes in friedlichen Wegen volfbracht werben kann, ober ob zu 
dem Schwerte gegriffen werben muß, um die Mechte Aller gegen die Uebergriffe Einzel 
ner zu ſchützen. in Turzer Ueberblick der jüngften Vergangenheit und des heutigen 
Standes der Dinge wird, unter folgen Umſtänden, einem allgemein gefühlten Bedürßniſſe 
des Publikums begegnen. Seit dem Beginne des Jahre 1849 verfolgt Preußen in dem 
deutſchen Angelegenheiten einen Gang, welcher ſeitdem mit unerſchütterlicher Conſequenz, 
dieſe traurige Gerechtigkeit muß man ihm widerfahren laſſen, feſtgehalten, nunmehr end⸗ 
lich, wie es vorauczuſehen war, und auch umzähligemale vorausgeſagt worden ift, — 
Deniſchland an den Rand bes Bürgerkrieges gebracht hat, und leicht zu großen Cata⸗ 
ſtrephen führen Kann, gebieten nicht noch im letzten Augenblicke Weisheit umd deutſch⸗ 
baterläntifcher Sinn ein Innehalten auf dem von dem Berliner Cabinet Betretenen vers 
derblichen Pfade. Das Bundniß vom 26. Mai 1848, feine Tendenzen und feine Ent⸗ 
wickelung dis auf den heutigen Tag find bekannt. Es handelt ſich um nichts Geringe⸗ 
ted, als um den Plan, ſaͤmmiliche Staaten des dentſchen Bundes, mit Ausſchluß Deſter⸗ 
reicht, in der Form eines Bundesſtaates, unter der Aegide Preußens zu vereinen, bie 
eimelmen Stanten, Die dem Bundniffe Beigetreten waren, oder beitreten follten, zu. Guns 
Ren der preußiſchen Krone der weſenllichſten Attribute der Selsfftänbigfeit und Sorwve⸗ 
“7 zu entfleiden, und auf diefe Weiſe die Grundprineipien des Bundes, welcher; ein 

. 1850, 17 
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Beſtandtheil des poſitiven auopäifchen Völkerrechts, | bis jetzt eben jene Selbſtſtandiglä 


und jene Souperainetät gewährleiſtet hatte, zu nichte zu machen. Ein felches Begimn 


- 


müßte ‚allfeitigem Widerfpruche begegnen. Der öſterreichiſche Kaiferftant, deſſen Grihik 
feit Jahrhunderten zum wechfelfeitigen Vortheile mit jenen Deuiſchlands auf das Eigk 
verflochten waren, konnte micht zugeben, ſich aus ber neuen Geftaltung, die man der dx 
bindung der übrigen, bis jet im deutichen Bunde vereinten Staaten geben wolle, any 
fehloffen zu fehen. Andere deutſche Staaten, deren Lage e8 erlaubt hatte, fih dem u 
fie ergebenden Drange zum Eintritt in das neue Bündniß zu entziehen, fchaarten ſu 


.. um Deſterreich, um unter deſſen Schuge die fo gemaltig bebiohten Güter ererbter Kir 
heit zu wahren. Uud felbft in denjenigen Ländern, deren Verbältnifie fie gemaya 


. Hatten, ſich vorläufig der Suprematie des übermächtigen Bundesgenoſſen unterzuerisn, 
“tauchten Häufige Symptome auf, welche beiwiefen, daß Die aufgedrungene, fogenannte Gi 


‚ würde, und an anderer paffenderer Stelle nicht ausbleiben wird, — ihre Pficht de Bo 
ſchickung des gefeglich beſtehenden Bunbesorgans zu erfüllen. Cie gingen nah * 
und beftritten durch fürmliche Proteſte dieſer Verſainmlung all und jedes Heil, di 


heit dem Deutſchen, welcher zwar, und mit Recht, ein mächtiges Geſammtwaterland, de 
bei aber auch die eigenthümlich freie Stellung der einzelnen Stämme und Stasten Ik 


kein naturgemäßer Zuſtand ift. — Das äflerreichifche Cabinet kann ſich die Gruft 


keit Teiften, Fein Mittel unverfucht gelaffen zur haben, um den früher fo eng verbün 
Hof von Berlin im Wege freundlicher Vorftellungen und frieblicher Unterhandlmge m 
dem Wege, den er eingefchlagen, abzubringen. Nichts wurde gefpart, ihm begrafid j 
machen, dag die Nenconflitwirung Deutfchlands mit Ausſchluß Defterreich® ein umik 
ches Werk fen, welches nicht allein an dem feſten Willen diefes Staates, fih nik et 
ſchließen zu laſſen, ſondern auch an tanfend anderen, in der Natur der deuſſchen far 
liegenden Schwierigkeiten ſcheitern würde; daß hingegen Altes Leicht ſich müde 
laſſen, wenn Defterreich und Preußen, enge vereint wie früher im Geifte des Shan 


einer gefunden Politik, gemeinfchaftlich Hand anlegen würden an das zur dringende dh 


wendigkeit gewordene große Werk; daß Defterreich, weit davon entfernt, unhaltır 


wordene Formen in feinen Schug nehmen zu wollen, germ dazır bereit fey, das Gehuh 
"zwar alıf den alten Grundlagen, jedoch im Sinne der Zeit und ihrer Bedürfniſſe auf 


ven zu Helfen; daß dabei fogar auch auf Preußens jegige Stellung und die Bol, W 
ſich an felbe Mnitpften, nach Möglichkeit, fo viel biefes von Defterreich abhänge, Richh 
werbe genommen werden. Allein alles war umfonft, und Preußen beharrie bat, m 
unter Anerkennung feines vermeintlichen Rechts, feinen, jeden allgemeinen Bund um 
lich machenden Sonderbund unbeirrt zu verfolgen, die Hände zu ferneren Unterhantio 
gen über die deuiſchen Verfaffungsfragen zu bieten. Inzwiſchen war die Nothwendili 
dem zerriſſenen Deutſchland, insbeſondere dem Auslande gegenüber, wieder cin gem 
ſchaftliches Organ ſeines Willens und Handelns zu geben, immer dringender an RC 





‚getreten. Die vorübergehenden Einrichtungen, - welche zu dieſem Behufe in mühſan a 
langtem Einverſtändniſſe aller Theilnehmer am Bunde getroffen worden waren, IM? 
ſich als unzureichend, und es blieb, wollte man wicht ben tauſendjährigen Korper d 
ſchen Gemeinweſens, deſſen neueſte Geſtaltung in den Verhandlungen des Winn 9 


greſſes vom Jahre 1845 ihre europäifche Anerkennung gefunden hatte, vollends 1 
Trümmer zerfallen laſſen, — nichts anderes übrig, ala daB legal noch beftehende, @° 
lein von Europa anerkannte Drgan feines Wirkens, die deutfche BunbessBerfammlung Y 
ber einzuberufen, und in ihr zugleich für die Yaufenben Gefchäfte des Tages die jı M 
Behandlung beftimmte Behörde, und für die Reviſion der Bundesacte den geſeylihen be 
den, welchem ſie fruchtreich entſprießen konnte, zu verſchaffen. Der öſterreichiſche ga y 
nügte ber ihm durch die Bundesacte zugewieſenen Präfidialpflicht, und er berief die Din 
dea-Verfammlung nach Frankfurt ein. Preußen und die mit ihm verbundeten Suuu 
‚weigerten fich, unter Vorwänden, deren ſtaatsrechtliche Widerlegung un zu weit fü 


a 
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tribute, welche die Bundes⸗ und Schlußaete dem Bundestage zuweilen, auszuüben. Dies | 
ſen Widerſpruch, fo lange er ſich auf theoretiſche Anseinanderfegungen, fo lange er felbft 


fih darauf Beichränkte, den Bundes⸗Beſchlüſſen Lediglich auf den Gebiete der in der joge- 


‚nannten, Union vereinigten Regierungen, die praktiſche Anwendung zu verweigern, — 


konnte die Bımdes-Verfammlung, getragen non Friedensliebe und.der Hoffnung: fpäter frei⸗ 
willig erfolgender Wiebervereinigung, noch geduldig hinnehmen. Gr. mußte aber nothge⸗ 
drumgen zu Conflicten ernfterer Art führen, jobald als Preußen fich anſchickte, dem geſetz⸗ 
mäßig ausgeſprochenen Wirken ber Bundes Verfammlung, felbft außerhalb. der Gebiets⸗ 
ſphaͤre bes Sonderbünbniffes, hemmend entgegenzutreten. Das Benehmen Preußens in 
zwei flageanten Fragen des Tages läßt nunmehr befürdhten, daß ihre fo natürliche und 
ſo billige Grenzlinie nicht eingehalten, und ein Uebergriff auf das jelbfteigene Gebiet der 
bundedtreuen Regierungen verfucht werben will. Der König von Dänemark, als Herzog 
von Holftein und Lauenburg Mitglied des deutichen Bundes, und in der Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung zu Frankfurt vertreten, hatte auf Grund des von Preußen ſelbſt im Namen des 
Bundes abgefchloffenen Friedens, die Dazwiſchenkunft der Bundes⸗Verſammlung zum Be 
hufe der Pacifieirung der Herzogthümer, und der Schlichtung des dort ausgebrochenen 
Kampfes in Anſpruch genommen, und dieſe Verſammlung konnte, theils in einfacher An⸗ 
wendung der Grundgeſetze des Bundes, theils in Vollſtreckung des in ſeinem Namen ge⸗ 
ſchloſenen Friedens⸗Traetates, theils endlich, um nicht eine vorzüglich deutſche Frage der 
ſenſt mfehlbar eintretenden materiellen Einwirkung nichtdeuticher Mächte ausfchlieglich ans 
heimzugeben, nicht anders als jenem Begehren fofort zu willfahren. Was thut Preus 
ben? Es erklaͤrt in zur Kunde des Bublicuins bereitd gebrachten Actenjtüden, ein fols 
Hei durchweg gefehmäßiges, von ganz Europa gewünfchtes, und dem von Preußen ſelbſt 


abgeſchloſſenen Frieden entiprechendes Beginnen des Bundes — nicht dulden zu wollen! 


In Kurheſſen andrerſeits entiteht, in Folge der zwilchen dem Landesherrn und feinen Stäns 
den eingetretenen Zerwürfniſſe, ein Zuſtand der Anarchie, dem ein Ende gemacht werden 
muß, will man nicht im Herzen Deutſchlands der noch immer auf ihre Wiedererſtehung 
hoffenden Revolution eine willkommene Stätte der Vorbereitung und des Weitergreifens 
ſchaffen. Der Kurfürſt erbittet fich zu dieſem Behufe.die Hilfe des Bundes, und dieſer 
muß fle ihm Teiften, will er nicht zugleich die Grundgefege feined Beftehens und feiner 
Dicht, dem Wieberauffeimen der Revolution mit allen feinen Mitteln entgegen zu tres 
ten, in die Schanze ſchlagen. Allein auch bier begegnet er abermals dem Widerſpruche 
Preußens, welches, ohne Anführung irgend eines Rechtsgrundes, und bloß aus Rückſich⸗ 
ten politficher Convenienz und fogenammten Staatöintereffed, es nicht erlauben will, daß 


ein deutſcher Fürſt auf feinem eigenen Gebiete die bundespflichtgemäße Hülfe feiner Mit⸗ 


verbündeten verwendel Die Durchführung eines ſolchen Syſtems der Präpotenz, unb 
Einſchüchterung würde geraden Weges zur Vernichtung der Unabhängigkeit aller. deutſchen 
Staaten, und folgeweiſe zum völligen Umſturz des von Guropa anerkannten deutſchen 


Staatenbundes führen. Sie kann von Defterreih durchaus nicht zugelaffen 


werden. Die militairifchen Kräfte des Kaiſerſtaates find daher in Bewegung geſetzt, um 
feirien biesfälfigen Nemonftrationen den gebührenden Nachbrud zu ſichern. : Eine Aushe⸗ 
hing von 76,00 Mann ift angeoronet. Die Errichtung ber erfien Landwehr⸗Bataillone, 
ſowie der vierten Bataillone bei den ungariſchen und italieniſchen Regimentern, und die 
Mobilmachung der Grenzeötegimenter iſt befohlen. Cine große Armee, verſehen mit allen 
Hilfsmitteln zum Kriegführen, wird in dieſem Augenblicke an den geeigneten Aufſtellungs⸗ 
plätzen verſammelt. Ein Feldherr, deſſen Name eine Gewähr des Sieges, iſt von S. M. 


. an den Sit der Regierung berufen worden. Endlich iſt das An Vorarlberg aufgeftellt 


geweſene Corps unter dem Befehle des F.⸗M.⸗L. Legeditſch bereits in Baiern eingerückt, 
um-in Verbindung mit den braven Truppen unſeres treuen Verbündeten, des Königs von 


Baiern, den Creigniſſen der Zukunft entgegen zu gehen. . Ach. in Würtemberg, in Code 


ſen und bern bundestreuen Ländern ruͤſtet man fi mit Macht, um bie eigene Selbſt⸗ 
17% 
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Nanudigkeit zu ſichern, bie Rechte des Bundes zu wahren, und deſſen Pflichten zus genügen 
In diefer Verfaffung fehreiten Deſterreich und feine Verbündeten zur Vollziehung in 
Bundesbefchläfle, feft entfähloflen, jebes fremde Recht zu achten, zugleich aber auf a 
Bertbeidigung des eigenen guten Rechtes vor Feiner Drohung und Feiner Geiahr zumik 
zumweichen. Wir haben bie Ueberzeugung, dab bei dieſem Beginnen Deſterreichs Kım 
: auf die treue Mitwirkung feiner Völker, die fühlen müſſen, daß es fich bei jenen Fiagn 
niicht nur um die Rechte, fondern zugleich auch um die wichtigften politifchen und male 
riellen Intereſſen des Geſammtreiches handelt, wird zählen können. Bis zum letzien Ir 
genblicke wollen wir aber die Hoffnung nicht aufgeben, daß Preußen noch Anftand nd 
men wird, durch eine Gewaltthat ben Frieden, dieſes große Bedürfniß der wielgeprifin 
Zoeit, zu niemands Vortheil, es ſey denn zu jenem der ewigen Feinde des Volkerglüch 

und der Völkerruhe, zu brechen. 

6. Die würtembergifche Lanbes⸗Verſammlung verwirft ben ihr angeſonnenen Credit von 
300,000 Fl. für außerordentliche Militair-Beduͤrfnifſe (ſ. 4. November). Si 
wird ſofort aufgelöſt, und ihr jede weitere Verhandlung unterſagt, auch das & 

feg vom 1. Juli 1849 für aufgehoben erflärt, und ber bis dahin beſtanden 
| Gtänbe-Ausfchuß wieber in Ihätigfeit gerufen. Nichts deſto weniger vera 
i - ber Bräfident die Wahl bes Ausfchufies. 
7. Weiſung an ben G.⸗Lt. Graf v. Groͤben (S. 6. November) bis Hersfeld zuin 
| gehen, und ſich auf die Beſetzung ber Etapen⸗Straße zu befchränfen. 
7. Das K. ſachſiſche Kriegeminifterium beruft aufs Neue die Beurlaubten zu den fe 


- 8. Zuſanmenſtoß ber preußifchen Berpoften mit einer öfterreichifch »baierfchen Abtelım 
+ bei Bronnzell unweit Fulda. Leptere hat fünf Verwundete, ypreußifche Si 
| werden zwei Offizier-Baletotd und ein Trompeterpferd bleſſirt. 


8: - Entgegnung bed 8. hannoverſchen Schag-Eollegiums an das Gefunmt- Miniferum: 
' | Die Segenäußerimgen, womit Fönigliches Geſannni⸗Miniſterium uns auf sunfere Rechu⸗ 
verwahrung gegen den Frankfurter Beſchluß vom 21. Septbr. d. J. mittelſt eferipis um 
12.9. M. zu beehren geneigt Bat, find zwar geeignet gemeſen, aunfere Beſorgniſſe über die dolga 
dieſes Beichluffes bezüglich ımferer Landeö-Verfafing, fo weit ſolche in der Hand ber hirfign 
K. Regierung liegen, einigermaßen zu mildern. Wir haben uns aber keineswegs dar 
überzeugen Bönnen, daß wir durch eine ſolche einfache Nechtenerwahrung umfere verfaflane 
1. mäßige Competen; Werſchritten hätten, noch weniger haben wir — ber mit jedem Zug, 
| | zum Theil gerade in Folge jenes Beſchluſſes ſich gefährlicher geflaltenden Bage ber tab 
| 
| 
j 
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fügen Angelegenheiten gegenüber — dafür halten komen, daß zu jenem Schriue noch ia 
genügenber Grund oder ſolcher doch nicht an der Zeit geivefen wäre. Wir müſſen ns 
mehr nothgedrungen umd Pflichten halber dabei brharren, und find bes feſten Bertram 
dag auch tie allgemeine Stände» WVerfanunkung, ber wir Rechenſchaft über diefen Sf 
zu geben Haben werben, felbft wenn damit nach der weiteren Entwickelung ber Di 
etwas Unnðthiges geſchehen ſeyn ſollte, in Betracht der hoͤchſt bedenklichen Zeituchede 
unſer Verfahren nicht mißbilligen werde. Dieſe ehrerbietige Erklärung mürden wit Men 
früher abzugeben amd erlaubt haben, wenn nicht während der Zeit zuerſt der cine m 
daun der anbere der beiden gewählten Schatzräthe abweſend, die Vollzähligkeu der Vo 
hörde aber in diefem Wale zu wünſchen geweſen waͤre. 
9. ©. M. der König von Preußen überträgt ben Vorſitz im Stante-Mintfierhum ein 
| weilen dem Minifter v. Ladenberg. 


son Berlin eingegangener Befehle verläßt das bei: Fulda ſtehende rei 
— R Bißche Cops dieſen Punkt, und marfchiet in bie Gegend von Heröfelb. 
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9.Deßerrichiſch⸗ haierſche Truppen beſetzen Fulda. Bier fowohl, wie an allen anderen 


‚Otten, welche fie berühren, werden von dem Bundes⸗Civil⸗Commiſſarius“ nicht 


allein alle, die Anwendung von Stempeln verweigernden Mitglieder der Gerichts: 
höfe, fonbern auch mißliebig gewordene Mitglieder der aufgelöften Stände» Ber: 
ſammlung mit 25 bis 50 Mann Straf Einguartirung bedacht. — Daß an man: 


chen Drten die Schaamröthe ein überwundener Stanbpunft fey, hatten wir freilich 
ſchon früher geahnt. . 


‚0. | Am Jahrestage bes. Einruͤcens der vom General v. Wrangel befehligten Truppen 


in Berlin, wird demſelben der (vom 24. September datirte) Ehrenbuͤrgerbrief der 
Stadt Berlin feierlich überreicht. 


80. | Tagesbefehl S. D. des Fürften von Thurn und Taris über bie Schlacht von Bronnzell. 


ud Fu 


Da er länger ift als biefe felbft, Eönnen wir nur den bedeutendften Theil ausheben. 
Wir konnten bie fehonen Poſitionen von Neuhof, Löfchenrode nnd Bronnzell 
mit überrafchender Schnelligkeit befegen, und dadurch Schritt vor Schritt unfere 
Bortheile fefthalten. Der Nachtmarſch vom 7. auf ben 8. war ein Mufter von 
guter Dispofition und volllommener Stile. Beim Anbruch ded Tages ftanden 
unfere Colonnen in der von mir befohlenen Ordnung; die Avantgarde konnte fogleich 
unter dem Schutze ber Batterie Rofenftengel den Thalgrund überfchreiten, und 
mit dev dem tapferen Herrn General v. Heilbronner eigenthümlichen Entſchloſſen⸗ 
beit, fich des Dorfes Bronnzell bemächtigen, während bie erfte und zweite Diviſton 
durch ihre impofante Stellung auf den Höhen von Löfcheneode und ben Beſitz 


dieſes Schlüffels zur Pofition von Kohlhaus und Fulda ficherte. Der Angriff 


bes 8. 8. 14. Jager⸗Bataillons und ber erften Schügen-Gompagnie bes K. baier- 
ſchen 11. Infanterie-Regiments Ifenburg, wurde mit viel Ordnung und Entſchloſ⸗ 


‚fenheit ausgeführt. Indem ich num fammtlichen Herren Generalen, Offizieren, Uns 
* teroffizieren und Soldaten bed vereinigten Armeecorps, insbefondere bem Herrn 


General v. Heilbronner, dem K. K. Major v. Peßler, den Herren Hauptleuten 


Weiß, vom K. K. 14. Jaäger⸗Bataillon und Schäffner, vom F. baterfchen 11. In: 


fanteriesRegimente, und dem Herm Ober: Meutnant- Petrowitz vom - 14. Jägers 
Bataillon die wohlverdiente Anerkennung ausſpreche, fühle ich mich ſehr glück⸗ 


Kch, den fo eben durch Eourier von Frankfurt eingeteofferien, won ber hohen Bun- 


des⸗Verſammlung ausgegangenen Dank den vereinigten Truppen bekannt zu 
geben u. ſ. w. 

Wahrlich, man muß an Auſterlitz oder Friedland denken! Am eitelften Eönnten 
aber bie achtzehn preußifchen Füftliere werden, benen ed allein vergönnt war, in 
der Schlacht won Bronnzell zu fechten. | 


t Dr. Pauißen Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Kath zu Jena. 
Fürſt Gortſchakov uͤberreicht dem Grafen Thun ſein Creditiv als K. ruffiſcher Ge⸗ 


ſandter bei der angeblichen deutſchen Bundes⸗Verfammlung. 


.ı Zu Eilli erſte Sitzung eines Geſchwornen⸗Gerichts in der öſterreichiſchen Monarchie. 
Der Staats⸗Miniſter v. Beuſt hält in der erſten Kammer bes Königreichs Sachſen 


eine ergreifende Rede uͤber politiſche Dankbarkeit. 


E. preußiſche Verordnung in Betreff der Kriegsleiſtungen und deren Verdaͤtung 
Cardinale ⸗Weihe ©. E. des Erzbiſchofs von Göln, Johaunes v. Geiſſel. 
Michael Venus, Director des Taubſtunumen⸗Juſtituts zu Wien. 
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13. | Die Sregatte Edernförde (Gefion) Läuft, von Efeinforbe kommend, unter preußiſche 


Kriegsflagge in Travemünde ein. 


15. Sitzung des Fürften-Gollegiums ber Union, in welcher daſſelbe die Anzeige bes pre. 


15. 


16. 


16. 
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17. 


18. 
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ßiſchen Bommiffarius von der Auflöfung der Union empfängt. Zugleich wir 
aber eine fernere Verbindung angefprochen, und daß die betheiligten Staaten ihre 
Gontingente in Kriegsbereitſchaft fegen möchten. (Wenn es begründet iſt, daj 
Here v. Sydow diefen Auftrag abgelehnt hat, wird ihm Niemand dies verdenfen.) 
Katürlich wünfchen die Mitglieder des Collegiums, daß ihnen vor Allem authen 
tifche Kenntniß von dem Stande ber unterhandlungen mit Oeſterreich gegeben 
werde. 

Der Prinz von Preußen zum Ober-Befehlähaber des Garde⸗ zweiten, dritten unt 
vierten Armee- Corps ernannt. 


K. öfterreichifches Patent, wodurch jede Mittheilung in öffentlichen Blättern und 
Drudfchriften, über die Bewegungen, Aufftelungsorte und Stärfe von Truppen, 
über Transporte und Aufbewahrungsorte von Kriegsbeduͤrfniſſen , bei fünfhunden 
Gulden Strafe verboten wird. 


Der preußifche Commiſſarius erklärt dem Fürften-Collegio, daß bie Regierung wer 
laͤufig Anſtand nehmen müſſe, die gewuͤnſchten Mittheilungen zu machen. 


Verfügung des angeblichen Bundes⸗Civil⸗Commiſſarius in Heſſen, Grafen v. Rebe: 
Sm Namen des hohen Deutichen Bundes! Da ich Verzögerungen und Linker 

in Erledigung meiner Anordnungen an die Directoren der Obergerichte dahier mı y 
Hanau, für fi And im Namen der von ihnen präfidirten Gerichte, wegen Anwendunz 
und Einziehung des gefeglichen Stempeld habe wahrnehmen müffen, fo verfüge ih ke 
mit, daß neben den von mir bereits eingeleiteten militairiſchen Zwangsmaßregeln noch ix 
perfönliche Haftung der Mitglieder ſämmtlicher Gerichte des Kurfürſtenthums, für bie da 
Kf. Staatökaffe aus ihrem Widerſtand entſtehenden Verluſte, von nun an eintreten fol. 


Die Stände von Luremburg befchließen die Zurüdziehung bes Iuremburgifchen Bes 
vollmächtigten von dem angeblichen Bunbestäge. 
Auszug aus dem Protofolle ber Bezirks⸗Direction zu Hanau. 

Dee Commandant der Bundestruppen von Hanau, Herr Oberſt v. Heß, criech dan 
Mitgliedern des biefigen Obergerichts einen in. Folge einer Requiftion des Bunder 
Civil⸗Commiſſars Herrn Grafen v. Rechberg erlaffenen Beſchluß des Hauptquartiers vom 
16. d. M., befannt zu machen, wonach dem Herrn Obergerichts⸗Director Mackeldey m 
einem jeden ber übrigen Mitglieder des Biefigen Obergerichts militairiiche Erecution tm 
15 bis 30 Mann unter der Androhung eingelegt werden fol, daß nad) Ablauf mi 
Tagen im Ball des beharrlichen Ungehorfams, bezüglich ihrer Weigerung in Untere 
und Ginziehen des gefehlichen Stempels, nich Befinden eine Verftärkung der Cinqua⸗ 
zung, oder auch fofortige Stellung vor ein Kriegägericht erfolgen werke. Beſchluß. $ 
 Bolge des geftellten Erſuchens beehre ich mich, Kurfürftlichem Obergericht dahier von 
vorſtehendem Beſchluß Kenntniß zu geben. 

Befehl der K. niederlaͤndiſchen Regierung an ihren Gefandien (für Linburg Sure 
burg) bei dem vorgeblichen Bundestage: fich während der Dauer ber eingetretenen 
Krife jeder Mitwirkung an ben Berathungen zu enthalten. 

Adreffe bed Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes von Carlsruhe an den Vefehis⸗ 
haber bes K. preußiſchen Armeecorps In Baden, Gen.⸗Li. Freiherr v. Schredenſtein. 

Die Burgerſchaft der Reſidenzſtadt Carlsruhe, vertreten durch den GemeindesMath und 
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Ausſchuß, fieht Sie, Herr General, und die. braven Truppen unter Ihrem Befehle früs 
ber, als zu erwarten gewejen, aus dem badiichen Lande ſcheiden. Sie darf den Augen⸗ 
blick der Trennung nicht vorübergehen Iaffen, ohne in dem Ausdruck der Gedanken und 
Gefühle, welche derſelbe anregt, ein Zeugniß ihrer Gefinnungen abzulegen. Als vor 
fiebenzehn Monaten das Königlich preußijche Heer in Baden einrückte, um dem Groß⸗ 
berzoge den Thron, dem Lande. die Staatdordnung wieder aufzurichten, da war Preußen 
die einzige deutfche Macht, welche das beutfche Vaterland vor innerer Zerrüttung amd 
Auflöfung bewahren konnte. Baden begrüßte feine Retter, die ihm den geliebten Fürſten 
und die Verfaffung wieder brachten, unter deren Herrſchaft das Land eine Reihe von 
Jahren glüdlich gewefen war. Zu der Soffnung auf eine beſſere Zukunft gefellte fich 
bei uns das erhebende Bewußtſeyn, daß die Bürger und Einwohner der Reſidenz in den 
Tagen der Verwirrung mannhaft ihre Pflicht gethan und, fo weit ihre Kräfte reichten, 
das Schlimmfle abgewehrt Hatten. Die Priegerifche Aufgabe des K. preußifchen Heeres 
war bald gelöft, und eine andere fihtwierigere begann. Dem Krieger winkten nicht die 
Lorbeeren des Kampfes gegen den auswärtigen Feind, dem Peldheren nicht der Ruhm 
md ‚die äußere Chre des Sieges in Schlachten für die höchften Güter des Vaterlandes 
ımb die Verberrlichung feiner Waffen. Es galt, das Land zu beruhigen und, während 
die Schuldigſten der Strenge des Geſetzes verfielen, die Bethörten durch die Macht bes 
guten Beifpiels zu Heilen. Indem die K. preufifchen Truppen einen Grad der Bildung, 
und Geſittung bewäßrten, wie er nur aus der innigen Verbindung des Heeres mit allen 
Hafen eines Volkes deutſcher Art und Sitte zu erflären ift, haben ſie Größeres bewirkt, 
als alle Mittel der Gewalt vermögen. Sie haben durch geiftige und ſittliche Tüchtigkeit 
dem Ruhme und der Achtung des preußifchen Namens ein unvergängliches Denkmal in 
den Herzen des badifchen Volkes gegründet, und zroifchen dem Norden und Süden Deutſch⸗ 
lands eine Verbindung hergeftellt, die eine Wendung der Politik zerflören wird. Ihnen, 
Here General, unſere Ueberzeugung ausfprechen zu dürfen, ift uns ein Bebürfnig und 
eine wahre Befriedigung. Sie gehören durch Geburt unferem badiſchen Lande, durch 
Ihren Beruf dem preußifchen Staate, durch Beides dem deutfchen Baterlande an. Wit 
haben Gelegenheit gehabt, Ste in Ausbübung ſchwerer Bflichten Fennen zu lernen. Die 
Hochachtung und Dankbarkeit, auf welche Sie die gerechteften Anfprliche erworben haben, 
werden in’ uns unwandelbar fortleben, und mir Bitten Sie, dieſe Verficherung als eine 
aufrichtige entgegenziinehmen. Wir bitten ie ferner, von diefer unferer Gefinnung ©. 
K. H. dem Prinzen von Preußen Kunde zu geben, da es uns nicht wergännt ift, dem 
erhabenen Fürſten perfönlich in Ehrfurcht unferen Dank zu fagen fr das viele Freund⸗ 
Tihe und Gute, mad er unſerer Stadt und dem Lande erwieſen Bat. Endlich erlauben 
wir ums, Ihre gütige Vermittelung ergebenft anzufprechen, um den übrigen Führern bes 
Heeres und den Mitgliedern deffelben unferen Herzlichen Scheidegruß zu ‚bringen, 
Reben Sie wohl, Herr General! Unſere beten Winſche begleiten Sie. 


0. | Eirculars Verfügung des K. öfterreichifchen Kriegsminiſteriums. 

Mittelft des Krieg-Minifterinl- Cxlaffes vom 25. April 1848 iſt angeordnet worden, 
daß die Vereidung der Armee auf die Verfaffung dergeftalt in den Fahneneid aufzunebs 
men fey, daß in biefem Eibe bie Worte: „die Verfaffung zu beobachten und zur befchügen,” 
eingefchaltet werben. Nachdem ſich diefer Befehl auf die, nur füür einen Theil des Kaiſer⸗ 
ſtaates gegebene Verfafung vom 25. April 1848 gründete, und nur bei einem ‚Theile, 
der Armee durchgeführt wurde, nachdem überdies. dur die von S. M. verlichene 
Reichs⸗Verfaſſung vom 4. März, 1849 der ganze Kaiferfiant in ein einige® Ganzes cons 
ftituiet wurde, mithin die mit Verorbnung vom 17. März 1848 von dem oberfien Mi⸗ 
litair⸗Gerichtshofe ganz außer feiner Competenz verfügte Ausdehnung der Beeidigung des 
gefammten Heeres auf die, nur für einen Theil der Monarchie beftinumt gewefene, feither 
ganz außer Wirkſamkeit gefegte Verfaſſung keine Giltigleit Haben Tann, fo hat es von 
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dein Eingangs erwähnten Minifterial- Erlaffe fein Abkommen zu erhalten, und werde 
zugleich furmntliche Truppen= und Abtheilungs -Ceinmandanten zur allgemeinen Nachaqh 
tung hiermit angewieſen, die Beeidigung der Truppen und einzelnen Individuen, wo ſolche 
vorgeichrieben ift, von mim an wieder nach der vor den 25. April 1848 beſtandenen, im 


zweiten Theile des Dienft-Reglements enthaltenen Eiveßformel vornehmen zu Taffen. 


20. Auszug aus einem Schreiben des Ausfchuffes der braunfchweigfchen Abgeordneten: 


4. Feierliche Cröffnung der preußiſchen Kammern. Von ber Thronrede möge ber, mit 


Berfammlung an dad Minifterium. 

Dem braunſchweigſchen Staate droht damit eine doppelte Gefahr; einmal, daß tm 
Herzogthümern Schleswig⸗Holſtein cin Frieden aufgezwungen wird, der mit bei der Ro 
tiflcatton des Friedens⸗Vertrages beſtimmt abgegebenen Erklärungen der H. braunfchmes 
giſchen Regierung im Widerfpruch ſteht; dann aber, daß die Unabhängigkeit und Unver 
letzlichkeit des Herzogtums, als eines felbftftändigen Landes, verlegt wird, da, wie nik 
anderd anzunehmen ift, Die von ihren Kriegäherren als Erecutions- Armee Des deuſſchen 


Bundes bezeichneten Truppen ihren Marfch nach dem Norden durch den weſtlichen Theil 


des Herzogthums richten werden. Wir verhehlen uns nicht, daß hoher Landes-Regiermg 
die Mittel wicht zu Gebote ſtehen, folchem Eingriffe in umbeftreitbare Rechte ummittelber 


und mit eigener Kraft erfolgreichen Widerftand zu leiften, gleichwohl müffen wir an 
Aufgeben der ftaatlichen Ehre und Selbftftändigkeit darin erblicken, wenn die, in cnm 
Durchmarſch des nach den Herzogthümern entfendeten Truppenmacht der vorhin banb 


neten vereinigten Regierungen, liegende Nöthigung ſchweigend, und ohne dag alle zuläiger 
Mittel dawider anfgeboten find, geduldet würde. Nach allen Vorgängen Türe mr 
zwar ‚nicht daran zweifeln, daß die H. Landes-Regierung für ihre Pflicht erachten weit, 


die bebrohten Rechte des Landes, in jeder durch die Verhältniffe dargebotenen Wer y 


wahren und zu fihen, wir halten aber dafür, dem H. Staats⸗Miniſterium auch me 
verfeits die Vleberzeugung von dieſer Nothwendigkeit, und die wohlerwogene Auſicht ans 
fprechen zu müflen, Daß, wenn je eine Veranlaſſung Dazu eintreten könne, den Schu 


‚ der befreundeten und verbiindeten Macht Preußen anzurufen, dieſe Hier. vorliege. Dei 


Bundniß vom 36. Mai 1849, deſſen Beſtand an und für fich bis jet nicht in Arage 
geftellt ift, Hat, wie Art. 1. des Grundvertrages ausdrücklich fagt, den Zweck, Die Unab⸗ 
hängigkeit und Unverleglichkeit der einzelnen deutſchen Staaten zu fichern. In offenbaren 
Widerſpruche damit, und mit der weiteren Erklärung, welche Art. 2. in der Zufage dei 
exforderlichen wilitairiſchen Schutzes gegen unrechtmäßige Gewalt enthält, würde es ſtehen 


wenn der Beiſtand in dem Falle ſollte vorenthalten oder verweigert werben, wo Truppen 
einer fremden Macht — und als ſolche muß ber fogenannte Bundestag, in feiner jepige 


Gönfiftenz, von bier aus angefehen werben — dauernd ober worübergehend, einen Thel 








des Gebietes, felbft den geringften, des braunfchweigiichen Staates bedrohen. Inſoſen 


num auch der Augenblick der wirklichen Gefahr nicht mehr der geeignete ſeyn würde, Di 
aus den Bilndniffe vom 26. Mai erivorbenen Rechte geltend zu machen, drücken we 


dem H. Staats⸗Miniſterium das Vertrauen aus, daß hohe Landescilegierung: nicht li 
- der unter dem angemaßten Namen einer Armee des deutichen Bundes nach Schlange 

Holſtein entfendeten Truppenmacht den Marfch durch das H. braunſchweigiſche Gebid u 
weigern, fondern auch das K. preußifche Gouvernement von ſolchem Beſchluſſe in Kenud̃ 


ſetzen, amd daſſelbe um Schuß und Beiſtand gegen jede Gewaltanwendung anrufen werde. 





allgemeiner Begeiſterung aufgenommene Schluß hier Platz finden. 
In einem benachbarten deutfchen Lande haben Zerwiteniffe der widerwärtigſten Art 


| ſtatigefunden. Ein von einer Seite gemachter Verſuch, in dieſelben einzugreifen, drohte 


die Rechte Prenßens zu verlegen, und bat zu Mißverftändniffen geführt, in welde wit 


unmittelbar verwickelt find. Unſere auf Die Bedingungen unferer geographifchen und mus 


litairiſchen Sage gegrünketen Cinwendungen haben bei dem Landesherrn und bei feinen 
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Verbündeten bisher nicht Die gehörige Beachtung: gefunden. Außerdem haben auch in 
Gegenden, welche fern von dem Schauplage jener Verwicklungen kiegen, in ber Nähe 
unjerer Grenzen Truppen» Zufammenziehungen ſtatigefumden; durch welche Die Sicherheit 
dev Monarchie bedroht ward. Da Habe auch Sch das Lange Beanſtandete nicht länger 
aufishiehen dürfen, Sch babe die volle Kriegskraft des Landes aufgerufen, mit Stolz und 
Freube ſehe Ich, daß Mein wehrhaftes Volk ſich allenthalben exhebt mie Ein Dann, und 
fih Meinem in Tapferleit und Treue bewährten Heere anſchließt. 

In kürzeſter Zeit. werden wir ſtärker gerüftet daſtehen als jemals in alten oder je in 
nem Zeiten. Wir juchen nicht Deu Krieg, wir wollen Niemandes Rechte ſihmälern, 
Niemanden unjere Borichläge aufziwingen, abes wir fordern eine Ginrichtung des Geſammt⸗ 
Vaterlandes, die unferer gegenwärtigen Stellung in Deutichland und Curopa augemefien 
ik, und der Summe der Nechte entipricht, welche Gott. in unſere Hand gelegt Kat. 
haben ein guted Recht, Ba wollen wir verteidigen, und fo lange in kräftiger Rü 
unter den Waffen bleiben, bis mir der Geltung dieſes Rechts gewiß find. 

Das find wir Preußen, das find wir Deutichland ſchuldig. 

Ich hoffe, DaB unfere Crhebung genügen wird, unſer Recht zu wahren, fie ft, wenn 
dieſeh erreiche wird, gefahrlos fir bie Rube von Guropa, denn Mein. Veit if: in dem⸗ 
ſilben Mae beiommen, wie ed kräftig iſt. 

An Ihnen, Deine Herren, ift es, Mir die Mittel Au gewähren, durch welche die Es 
reihmg des Zweckes bedingt iſt. Ich beklage die Opfer, welche beshalb ber Nation 
auferlegt werden müflen, aber Ich weiß, Ihr Eifer, Meine Herren Abgeordneten, wird 
hinter ben Des gejaumnten Volkes nicht zurückbleiben. Sie werben den Beweis liefern, 
daß unſere Werfaſſimg, an ver ich underbrüchlich Arten, ein träiuget Hemden Preu⸗ 
ſens aicht lahent, fanden fürdert, 

Und wie in dem Aufſchwung des Momenies alle Parteinn im Wolfe. verſchwunden 
find, wie Bolt uud Herr ſich wit Mir und unter einander Cins fühlen, io werden auch 
Cie, die Dertreter dieſes herrlichen Wolles, einmüthig und feft zu Fa ſtehen in den 
Gefahten der Gegenwart. 

Wohlan denn: unſere Looſung jey: „Eintracht in Treue, Gottvertraum in Einem 
Geiſte — im. alten echten preußiſchen Geiſte.“ 

Damit Has und Gais nf uud weil geholfen, und tik und mach toren Helfen 

Das. ift Meine Zuverſicht! 


I. | Der Landes» Xeltefle der K. preußtfchen Ober⸗Lanſih, Graf v. Boehen an bus Staais⸗ 


Miniſterium: 

Der gegenwärtig verſammelte Communal⸗Landtag der preußiſchen Ober⸗Laufitz hat 
im Hinblick auf die jetzigen Zeitverhältniſſe beſchlofſen, — falls die Bedürfniſſe des Staats 
eine anderweite freitillige Staats⸗Anleihe nöthig machen, fich dabei mit 100,000 Thlrn. 
aus ſtändiſchen Diitteln zu beiheiligen, und dadurch feine patriotiſche Geſinnung thatfäch- 
lich zu befunden. Indem ich daß hohe Staats» Mintfterum hiervon in Kenntmiß ſetze, 


babe ich die Ehre x. 


-) In der Sigung ber zweiten badiſchen Sammer äußert ein Abgeordneter: 


Das Königlich preußifche Armees Corps, daß num beiläufig ein Jahr fi im Groß⸗ 
herzogthum befindet, und ſo rühmlich mitwirkte zur Unterdrückung des Aufſtandes und der 
unſeligen Revolution von 1849, ſteht auf dem Punkte, und zu verlaſſen. Sie Alle find 
Zeuge, ganz Baden ift Zeuge, und vermöge der amtlichen Stellung, die ich bekleide, war 
ich Häufig in dem alle, Zeuge zu feyn won ben anögezeichueten Benehmen der K. preis 
hiſchen Truppen, von ihrem hohen Sinn für Recht, Geſetz und Ordnung, und non bem 
ſchönen Beifpiele, womit die Führer den, Truppen botangingen. Das ganze preußifche 
Armee⸗Corps hat fich ein ehrendes und dankbares Andenken in den Herzen ber Badener 
gegründet, und. ich ſchlage deshalb vor, ben Königlich preußiſchen Truppen, die ſo tapfer 
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und hingebend, mit fo. viel Humanität und Schonung zur Bewältigung des Aufl 
von 1849, zur Herftellung der Staats⸗Drdnung und eines verfafjungsmäßigen Zuſtarde 
mitwirkten, unferen Dank auszuſprechen. . 

Präſident: Ich kin überzeugt, daß Sie Alle die Hochachtung und die Gefühl da 
Dankbarkeit tbeilen, die der Abgeordn. Reis gegen die num won uns jcheibenden K. pıas 
Bifchen Truppen ausgefprochen hat. — Mit einer ausgezeichneten Tapferkeit, die 
Ruhm Des Soldaten begründet, verbinden diefe Truppen eine begeifternde Vaterlandslick, 
Die jeden Bürger, und eine hohe Bildung, die jeden Menfchen ziert. Wie fie im Jh 
1848 den Terrorismus der Unarchie, der jede Freiheit und jedes Necht vemihted, ke 
kämpft haben, fo werden fie wohl auch für alle Zukunft ein Schirm deutſchen Rechu 

deutſcher Ehre und dentfcher Freiheit feun. Meine Herren! Sch erſuche Sie, zum 36 
- Gen Ihrer Hochachtung fowohl wor dieſen Truppen, als Ihres Dankes gegenüber da 

felben, ſich von Ihren Sitzen zu erheben.” (Sämtliche Mitglieder erheben fih ton # 

ren Sigen) | 


23, | Im FürftensCollegio erklärt ber Vertreter Babens: ba ber Unions-Vorfand ir 
Union als aufgelöft betsachte (f. 15. November), ſey das Bündniß vom 2. Fu 
1849 erlofchen; feine Truppen bebürfe ber Großherzog im eigenen Lande. 


23. | Einige polnifche Mitglieder der preußifchen zweiten Kammer reichen bie folk 
abfonderliche. Erklärung ein: 
In Erwäagung, daß die polnifchen Abgeordneten, welche als Theilnehmer ur 
ſionswerke der Verfaffung, Anfland genommen, nach erfolgter Reviſton die Tel 
vom 31. Januar 1850 zu beſchwören, und deshalb ihr Mandat niedergelegt, Ai 
fen Aet ein= für allemal zu erkennen gegeben haben, daß fie eine Werfaffing, nn 
cher die Rechte der Polen als Polen, und des mit der Krone Preußens verhaten 
Großherzogthunis Poſen unbeachtet geblieben find, nimmermehr. freiwillig accepliten m 
den wohlbegründeten Rechten und Forderungen des Landes als entſprechend anpetlemn 
im Stande find; 
In Erwagung, daß das Großherzogthum durch Wiebererwählung der felgen % 
geordneten das Verfahren derſelben gutgeheißen, und fie nach Berlin geſendet hal, 
auf dem durch die Verfaſſung gebotenen Wege die Rechte des Landes wahrzunehnen; 
1. Im ETrwägung ferner, daß die nun beſtehende Verfaſſung ‚den Eid auf bigelie 1m 
jedem Abgeorbneten erfordert, deſſen Verweigerung jet, wo es ſich nicht meht m 
Acceptation einer neu einzuführenden handelt, nur einer wölligen Verzichileiſtung of h 
geſetzlichen Mittel und Wege, um zu dem. oben angegebenen Ziele zu gelangen, —8 
kommen würde; 
In Erwägung alſo, daß dieſer Eid keinesweges eine Verzichtleiſtung auf bie ba ſo 
Ien zuftehenden Rechte involvirt; 
In Erwägung, daß der Hauptanſtoß, welchen die polniſchen Abgeordneten iM 
Art. 118. der Verfaffung gefunden haben, nunmehr als befeitigt zu erachten ſeyn u 
In Erwägung endlich, daß es nimmermehr in der Macht und Befugniß einer # 
‘tigen ſtaatsrechtlichen Urkunde liegen Tann, weder allgemeine völkerrechtliche Urkunden 
“ zuheben, noch irgend einer einzelnen Beſtimmung und Garantie derſelben zu berg 
und deshalb um fo weniger die bloße Nichterwähnung jener Garantie bedenklich 
. nen Tann; | 
Erklären die unterzeichneten Abgeordneten, welche unter der Herrſchaſt und Slim 
= der jeßigen Verfaffung erwählt wurden, 
daß fie nunmehr bereit find, den von der beftehenden Werfaffung geferberten 6 
.. auf biefelbe zu Teiften, und daß fle ausdrücklich zur vorſtehenden @rflänung ne 
 nöthigt fehen, damit aus ihrer Bereitwilligkeit zur Eidesleiſtung Niemand an ba⸗ 


- 
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zichtleiſtung auf Die Rechte der Polen, welche ſie für unveraͤußerlich Halten, herlei⸗ 
ten dürfte. 
Graf v. Cieſzkowski. v. Stablewski. v. Zol tows ki. v. Morawski. 
Pruſinowski. Baczynski. Niegolewski. Chyziunski. Grabowski. 
v. Laczynski. Palaez. Wieckowski. 


Raufhaͤndel zwiſchen preußiſchen und baierſchen Soldaten zu Frankfurt a. m. 


ı Berfügung des K. baierfchen Kriegd-Minifteriums wegen Aufftellung ber gefammten 
mobilen baierfchen Armee „dies⸗ und jenfeitd des Rheines“. 


4. Die feit dem Jahre 1848 „in ruhende Activität verſetzte“ Nurnberget Landwehr 
wird wieder zur Thaͤtigkeit berufen. 


A. | Verordnung S. M. bes Königs von Hannover: 


Da der Inhalt Unferes Patents vom 8. Juli 1841, betreffend bie Beglaubigung der 
Unterfegrift S. 8. H. des Kronprinzen, den gegenwärtigen Verfaſſumgs⸗Verhältniſſen bes 
Konigreichs nicht entfpricht, fo verordnen Wir, ımter Aufhebung deſſelben, in Beziehung 
auf die 88. 101. und 102. des Geſetzes vom 5. September 1848, die Landes Verfafs 
fung betreffend, in Ginverftändnig mit ©. K. H., Unferem vielgeliebten Sohne, für den 
Ball, daß Letzterer vor Wiedererlangung des Augenlichts in Unſerer Vertretung mit zeits 
weiliger Führung der Regierung bemiftragt, oder zur Regierung des Königreichs berufen 
würde, Bolgendes: 

8. 1. Die Regierungs-Angelegenbeiten, welche der landesherrlichen Entſchließung bes 
dürfen, follen von dem Minifter, zu beffen Geichäftskreife fie gehören, in Gegenwart ber 
Abrigen Minifter, ausnahmömelfe mindeftend eines anderen Minifter, dem Könige vorge⸗ 
tragen werden. 

8. 2. Die Verfügungen, welche der K. Unterſchrift bebitrfen, ſollen ebenfalls in Ge⸗ 
genwart der übrigen Miniſter, ausnahmsweiſe mindeſtens eines anderen Miniſters, nach⸗ 
dem der Inhalt derſelben vollftändig vorgetragen worden, in Concept und Reinfögrift vom 
Könige unterzeichnet werden. 

8. 3. Einer der bei den Miniſterien angefteliten General⸗Secretaire muß gegenwär⸗ 
tig feyn, und über den Beſchluß, fo wie über die erfolgte Unterzeichmmg, ein Protos 
koll führen. 

8. 4. "Unter der vom Könige unterfchrichenen und von bem Minifter, zu deflen' Ges 
fchäftsfreife der Gegenftand gehört, gegengezeichneten Verfügung muß von bem Generals 
Secretair bezeugt werben, dag die Ausfertigung nach erfolgtem Vortrage des Inhalts von 
den Könige in feiner Gegenwart eigenhändig unterzeichnet worden fey. - 

8. 5. Die K. Ausfertigungen find außerdem nit dem K. Siegel zu verfehen. 

8. 6. Die verbindliche Kraft K. Erlaſſe in Negiermiges Angelegenheiten hängt von 
dee Beobachtung der in den SE. 4. und 5. bezeichmeten Formen ab. - 

8. 7. Verfügungen, welche der K. Beſchlußnahme bebärfen, mit Ausmaße der Ge⸗ 

- fee und Verordnungen, Lönnen, anflatt vom Könige ſelbſt, auch, von den Dänifiern in 
Auftrag des Königs erlaffen werben. 

Die Beſtimumnungen der 88. 1. und 8, über die Deichluhnahme und die Yeti 
zung berfelben gelten auch bei diefen Verfügungen r 

: Gegenwärtige Verordnung ift durch die Sejeh- Sammlung in verkünden. 


5.) + 5. Aufl, Präfident des Obergerichtes zu Mainz. 
5. | Die peußifche erfte Kammer wählt ben Grafen v. Rittberg zu ihrem Präfidenten. 


5. | Der’ oͤſterreichiſche Geſandte zu Berlin fordert, unter Anerlennung des Durchzugs⸗ 
Rechtes, daß binnen beſtimmter Friſt die Etapenſtraße in Heſſen geöffnet, und das 
Kurfuͤrſtenthum überhaupt von ben preußiſchen Truppen geräumt werde. 

| 15° 
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23: Wiederholung ber Scenen bed vorigen Tages zu Frankfurt a. M. 
26. | Abends 9%, Uhr Abfendung einer telegraphifchen Depefche von Wien nach Ber, 
des Inhalts: auf Befehl S. M. des Kaifers werde Fürft Schwarzenberg in da 
Nacht zum 28. nah Olmüg abreifen, um daſelbſt mit dem Freiheren v. Mus 
teuffel zufammen zu treffen *). 


26. | Eine, Stunde fpäter, jedoch vor Empfang ber vorftehenden, Abgang einer telegraph 
| fehen Depefche von Berlin nah Wien: der Minifter v. Dranteuffel gehe in f 
ciellen Aufträgen S. M. des Königs am nächften Morgen zu einer Zufanmg 
funft mit bem Fürften Schwarzenberg ab, und ſchlage Olmüg als Ort ber 3 
fammenfunft vor. 


26. Der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin läßt zu Berlin feinen Austritt aus kr 
Union erflären (f. 15., 16., 23. November). Das Datum der gleichen Elli 
zungen von Oldenburg, Braunfchtveig, Naflau .und ben drei Hanfeftäbten forma 
wir nicht genau angeben, ſondern willen nur, baß biefe Erklärungen bi na 
18. December fattfanden. 


26. | In ber babifchen erften Sammer Außert Freiherr v. Anblaw: 
Mein Gefühl begegnet gewiß Ihrem Gefühle, wenn ich der Stunde gebente, um 
er die wackeren preußifchen Krieger den Boden unſeres Landes verlaſſen! Ich m 
Zeit in Ihr Gedächtniß zurück, ale, dem Gebote feines Königlichen Herrn folgen un 
dem Befehle eines erbabenen Fürſten, das herrliche preußiſche Heer Baden und au 
Theile Deutfchlands einem unerträglichen Joche eutrig, und ſich dadurch unfterblicht des 
dienſt um das geſammte Vaterland erwarb! Sch erinnere an die heiße Sehnſucht, mi 
welcher man der Hülfe harrte! Diefe Hülfe wurbe mit freudigem Muthe, und ide 
nicht ohne Blntvergiefen gewährt! Wir lernten aber nicht allein den Siegesmuth une 
rer Brüder der nordiihen Stämme achten, wir müfjen die Sitte und die Mäpigung ge 
büßreud würdigen, welche die Führer in allen Abſtufungen, welche ſelbſt Männer u 
anterfien Reihen zieren. SKonnten fie, die Fremdlinge, im voraus wiſſen, daß die uns 
heure Mehrheit des Volkes fie, wie geichah, mit Subel begrüßen und herzliche Gaſtfttund⸗ 
ſchaft ihnen bieten würde? Wer von uns, wer aus dem zahllos beſſeren Theile des Veb 
kes bat unter fo vielen Edlen nicht Freunde gewonnen, die er heute mit dem Ernſte and 
tiefen Schmerzes jcheiden ſieht? Ehre dem preußiichen Namen, den preußiſche Männe 
mit neuen Ehren umgaben! Ehre und Dank dem preußifchen Heerel Chre und 
feinem echabenen SKriegäfürften, dem trefflichen Corps feiner Offiziere, feinen bieem 
. J. Soldaten! 
Der Vorſidende, S. D. ber Sn. Fürſt v. Bürkenberg: a8 weifle nit, dejl 
hoehe Kammer die Gefühle der Hochachtung und Dankbarkeit, die fo eben auge 
. wurden, in vollem Maße med aus dem Innerſten ihres Herzents theilen werte. © 
insbeſondere find gewiß in dem Falle, diefes Anerkenntuiß zu theilen; bean es ih Me 
Frage, ob wir ohne Die chatkräftige Hülfeleiftung noch in den Raumen biefes hohen {un 
ſes unferen Beruf, für des Landes Wohl ıms zu berathen, In Auaführung zu Seinem 
verusälßten. Ich darf daher vorautſexen, daß Jeder won Ihnen jene ‚Crfühle der Het 








. 
= 


*) Angabe der „Deutfhen Reform”, welcher allerdings Fein unbebingter Glaube geſchenlt mad 
Jeder Zweifel ſcheint aber beſeitigt, da dieſelbe Thatſache in einer, gegen ben Frhrn. u. In 
nim gerichteten Anklage behauptet iſt. S. m den enogeaphliäen Verchten den über dit 
: de Bipung bet: erſſen Kammer, vom 10. April 1504, 
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achtung und des Dankes tief. empfindet, und Sie dies Alle gern durch Geheten von Ih⸗ 
ven Sitzen in Einſtimmigkeit kumdgeben werden. 

Gum Zeichen der Zuſtimmung erheben ſich hierauf ſammiliche Mitglie der der Kam⸗ 
mer von ihren Sitzen.) 


b.| + 5. Dumler, Profeſſor der Geſchichte an ber Univerfität Freiburg. 


b. + Dr. Auguſt Espe, vieljähriger Redacteur des (Brodhausfchen) Converſations⸗ 
Lexicons, zu Stoͤtteritz bei Leipsig. 


Eireular- Schreiben bes f. preußifchen interimiſtiſchen Minifter- Präfidenten, Herrn 
v. Ladenberg an die verbünbeten deutfchen Regierungen ber ZH, III. und V. Curie: 


Dem ze. Staatsminifterium wird die Eröffnung vorliegen, welche dem Fuͤrſten⸗Collegium 
der Union binfichtlich der gegenwärtigen Lage der Unions-Verhältniſſe, Im Auftrage der Res 
gierung &. DM. des Königs, am 15. d. M. gemacht worden ift. Beſtimmte Rüdäußes 
tungen über den Inhalt dieſer Eröffnung im Einzelnen haben die U. Regierungen — 
mit Ausnahme der Gh. badiſchen — bis jetzt im Fürſten⸗ Collegium noch nicht abgeben 
laſſen, und fich nur darauf beſchränkt, eine zu meinem Bedauern noch nicht thunlich ges 
werdene, baldige und umfaffende Darlegung des augenblicklichen Standpunkte der Vers 
hablıngen über die deutſchen Fragen, durch Mittheilung der zwiſchen den Cabineten von 
Verlin und Wien dieſerhalb gewechſelten Schriftſtücke, ale Bedingung ihrer weiteren, in 
dieier Ungelegenbeit zw faſſenden Entſchließungen dringend und wiederholt zu. Beantragen. 

Vielleicht dürfte auch hierbei — wenigſtens zum Theil — der Einfluß von Mißver⸗ 
Kändniffen worwalten, denen die dieffeltige Eröffnung vom 15. d. M: allgemein zu. uns 
terliegen ſcheint. Zur pflichtmäßigen Beſeitigung folder Mißverftänbniffe, wo und mie 
fie vorhanden feyn mögen, beehre ich mich, dem zc. die nachflehenden ergebenften Bemer⸗ 
kungen mitzutheilen. 

H die K. preußiſche Regierung hat, wie aus ihrer mehrerwähnten Erbffnung her⸗ 
vorgeht, denn Wiener Cabinete gegenüber ausgeſprochen, Preußen werde als Unions⸗Vor⸗ 
ſtand die U.⸗Verfaſſung vom W. Mai 1849 nicht ins Leben führen, und betrachte die⸗ 
ſelbe ſeinerſeiis als vollftändig aufgehoben, während Deren definitives Aufgeben durch einen 
feierlichen Aet, einfeitig nicht in ihren Befugniffen liege, und mer mit Zuftimmung der 
verbfündeten Regierungen gefchehen könne. 

Die Hierin kundgegebene Anſicht ift aber nur Preußens Anſicht. Sie ſchließt nach 
feinem Verſtändniſſe die richtige Erklärung und Erläuterung des, bei den dieſſeitigen Vor⸗ 
ſchlägen vom 8. Detober c. gebrauchten Ausdruckes, wonach die. Verkündigung jener 
Verfaffung umter den gegemoartigen Verhältniſſen „nicht ausführbar“ iſt, beſtäligend in 
Ni, da fich eine Veränderung der gegenwärtigen Verhältniffe in Beziehung Hierauf nicht 
abſehen läßt. Wer alfo zwiſchen Unausführbarkeit einer Sache und dem Aufgeber ders 
jelben unterfcheidet, möge feine Meinung darüber frei ausfprechen. Preußens eben ans 
geführte Deutung ift — was bier zugleich nothwendigerweiſe bevorworiet werden muß — 
den übrigen Unions⸗Regierungen mit um jo größerer Ruhe dargelegt werden, als Defter- 
veich gerade von dieſer Deutung der Sache feine Zuftimmung zu der, für die Erhaltung 
des Friedens fo nöthigen Zuſaunnenberufung „freier Miniſterial⸗ Conferenzen“ abhängig 
gemacht hatte. 

2) Unleugbar übt die in Nee ftehende preugifche Deutung des Worte „nicht auss 
führbar” eisen Binfluß auf die Verabredungen vom 28. Mai 1860; dem ungeachtet 
aber erſtreckt fich derſelbe in keinerlei Weiſe auf den Bündnißaet vom 26. des nämlichen 
Meuats, der unwandelbat feſtſteht. Diefes Bündniß wird preußiicher Seite als fortbes 
ſtehend betrachtet, und deingemäß. behandelt werben. 


ſ. 
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fammlung im Ramen tes Buntes in Bezug auf dad Kurfürſtenthum gefaßt teren 
möchten, als zu Recht beſtehende Aete nicht anerkennen könne, und nicht anerlemen 
werde, amd Die K. Regierung fich demnach, jolchen Beichlüffen gegenüber, jede meitn 
Entſchließung vorbehalten müſſe, melche Die Pflichten gegen Deutſchland und indheen: 
dere gegen DaB eigene Land, erheiſchen werden; 
daß bei dem Umſtande, ala zur Zeit in Deutſchland für Die Loͤfimg von Fragen 
wie die vorliegende es iſt, Fein altfeitig anerkannte Organ beftehe, alle: Glieder da 
deutſchen Bandes, und inäbefondere die näher Betheiligten, mehr tie je berechtigt un 
verpflichtet feyen, Die Mittel zur Abwendung drohender Gefahren von dem gemein 
men Baterlande rechtzeitig in das Auge zu faffen: 
daß die Geltendmachung dieſer Berechtigung, und die Erfüllung dieſer Verpfih⸗ 
tung vor allen Anderen Preußen zukomme, indem fich aus dem Bündniffe vom 26. Du 
v. J., fo wie aus der geograpbiichen Lage des Kurflaates, nicht nur die engften ml 
für Beide Theile bedeutendſten Beziehungen zu der preußtichen Monarchie ergeben, ſonden 
auch dieſer Beziehimgen wegen die ans den kurheſſiſchen Wirren erwachſenden Gefahtn 
Preußen zunächft bedrohen; 
dag jonach Mittel und Wege gefunden merden müſſen, um 'eine Behandlung da 
kurheſſiſchen Angelegenheit möglich zu machen, an welcher Preußen und die mit ie 
auf demfelben Standpunkte fichenden Regierungen fich zu Beiheiligen vermoͤchten 
daß für den Fall, wo dieſer Weg nicht gefunden, und eine einfeitige, dahe ui 
rechtigte Löfung der Frage irgendivie verſucht werden wollte, die K. Regie 
alle diejenigen Schritte vorbehalten müßte, welche nach Umſtänden ihr Recht amdak, 
(0 wie die Rückſicht auf die Sicherheit und die ganze Stellung des eigenem Suhl, 
Abe zur Pflicht machen Edinnten; ⸗ 
Daß aber das K. Cabinet die Ueberzeugung hege, es würden ſich innerhalb deis 
cheſfiſchen Bandes Verfaffng ſelbſt auch noch jetzt die Mittel finden laſſen, durch die he 
beiführung der dort vorgeſchriebenen compremiffarifchen Entſcheidung den obſchwelein 
Streit, ohne Beinträchtigung Der Autorität und Würde der Regierung, auf milk 
Weiſe zu schlichten. 
Die K. Geſandiſchaft iſt beauftragt worden, die drei eben ermähnten Scheithil, 
welche diefe Erklärungen enthalten, ohne Zögerung zu meiner Kenntniß zu bringen, I 
mit das K. K. Eabinet über die Auffaffung und Stellung Preußens nicht im Zweijel rt 
Bir müffen uns für dieſe Eröffnung zu Danke verpflichtet finden, da die heutige Air 
faffung des K. Hofes, und die Stellung, welche derfelbe einnehmen zu wollen anfindi 
nicht nur durchaus neu, fondern felbft im entfchlebenen Widerfpruch ımit feinen frühen 
ja mit feinen unmittelbar worher abgegebenen Erklärungen find, und es ums daher m 
willkommen feyn Fonnte, den Standpunkt kennen zu lernen, auf welchen Preußen Mi 
nunmehr ftellen zu mollen fcheint. i 
Ohne uns auf eine abermalige Erörterung der ſchon öfter und gründlich bejproch⸗ 
Rechtsfrage einlaſſen zu wollen, ob die aus dem Bündniſſe vom 26. ai geirfihe 
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Regierungen und namentlich Kurheſſen, deffenungeachtet gehalten werden können, P 


pflicgtenden Beziehungen zur Union zu bleiben, tollen wir nur auf die, bei jeber %® 
laſſung von dem K. preußiichen Hofe abgegebenen, bündigen Erklärungen hinweiſen, 9 
möge welcher jeder Regierung die volle Feiheit des Willens und Entſchluſſes genit 
‚bleiben follte. | | Ä 

Diefe Erkärungen Haben noch neuerlich eine fürmliche Beftätigung in den Were 
des Königs gefunden, indem S. DM. den zu Berlin verfammelten Bürften bie find 
Verſicherung extheilten, daß Preußen keinen berfelben zuristhalten wolle, ſondern in I 


gentheil Werth darauf Iege, daß deren Entichliegungen dad Werk freiefter Selbftbeii⸗ 


mung jeyen. 
Obwohl dieſe Fteihrit des Willens als von ſelbſt verſtanden angenommen mel 
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ſonach nur Bedauern könne, daß die Urheber des Angriffes der verdienten Strafe entge⸗ 
ben werben. 

Diefes Bedauern muß bie 8. Regierung vollkommen theilen, denn es iſt leicht be⸗ 
greiflich, das ein ſolches Reſultat, weicher Art auch deſſen Urſachen geweien ſeyn mögen, 
weit entfernt iſt, ihrer gerechten Erwartung zu entiprechen. 

Nach den wiederholten Erklärungen der britifchen Regierung erübrigt und nur, eine 
Verhandlung als geichloffen zu betrachten, welche von nun an Gefahr Tiefe, in eine un⸗ 
fruchtbare Polemik auszuarten. 

Da jedoch die großkritannifche Regierung fich nicht beſtimmt gefimiben hat, von Amts 
wegen über ein Attentat einzufchreiten, welches das Leben eincs öſterreichiſchen Staates 
augehörigen bedroht bat, fo können wir nicht umbin, und. das Recht vorzubes 
halten, eintretendenfalls in Erwägung zu zichen, ob e8 uns anftehen 
dürfte oder nicht, hinſichtlich in Defterreich befindlicher britifger Unters 
thanen Neciprocktät zu üben. 

Ew. find beauftragt, Lord Palmerſton die gegenwärtige Depefche vorzulejen, und ihm 
davon eine Abſchrift mitzutheilen. 


N.Der Gemeinderath und Gemeinde⸗-Vorſtand zu Deſſau, — an deren Spitze man 
den weiland Miniſter Habicht findet — erlaſſen folgende Bekanntmachung: 

Der Gemeinderath hieſiger Stadt hat auf Grund der Gemeinde⸗Ordnung, wegen Vers 
Iselhmg ber, die biefige Commune treffenden Binquartierungdlaften, in ber heutigen außer 
ordentlichen Sitzung Folgendes befchloffen: 

Da die Gemeinde⸗Ordunng in 8. 3. die Beſtimmung enthält, daß „alle Gemeinde⸗ 
Angehörige zur Theinahme an den Gemeinbelaften werpflichtet find;” da ferner daſſelbe 
Geſetz in 8. 6. alle, nicht auf die Nutzungen an Beſtandtheilen bes Gemeindevermögend 
ſich beziehenden Dinglichen oder perſönlichen Vorrechte, fo wie die Befreiung einzelner 
Gemeinde⸗Mitglieder oder einzelner Klaffen derfelben ohne Entfchädigung aufgehoben hat, 
fo find hiernach ohne Rüdficht auf die entgegenftehenben Beftimmungen in dem Regle⸗ 
ment vom 1. Januar 1818, und ohne Berückſichtigung ber bißher beftandenen dinglichen 
oder perfünlichen Brieilegien, alle Gemeindesingehörige zur. Theilnahme. an. bet Einquars 
tierimgslaft verpflichtet. 

Hieraus folgt, dag mit Einquartierung zu belegen find: 

1) nicht Allein alle Hauäbefiter, und zwar (nach $. 8. der GemeindesOrbnung) ohne 

Rüuͤckſicht darauf, ob fie in der Gemeinde wohnen ober nicht, fondern auch 
2) die Miethlente, welchen ferner diejenigen Beamten und fonftigen Berfonen, die von 

Sr. Hoheit dem Herzoge, vom Staate, von der Kirche, oder von fonftigen Anflals 

ten Dienſtwohnungen inne Haben, gleichzuſtellen find; desgleichen 

3) Diejenigen Gemeinde⸗Angehörigen, welche unverheirathet find, jedoch einen ſelbſtſtän⸗ 
digen Haus⸗ und Nahrungsſtand haben; endlich 
4) Se. Hoheit der Herzog, fo.wie Ihre Hoheiten die beiden am biefigen 
Drte wohnenden Bringen des herzuglichen Haufes, da Höchftdiefelben 
unzweifelhaft, ſowohl als perſönliche Mitglieder der hieſigen Ge— 
meinde (F. 2. der Gem. Ordnung), ale auch event. als Grundbeſitzer 
in hiefiger Gemeinde (8. 3.) erſcheinen. u. ſ. w. 

Natürlich veranlaßte die Regierung, daß dieſer Unverſchaͤmtheit Feine Folge gegeben 

ward. 


R. | Zuſammenlunft des k. preußiſchen Miniſters v. Manteuffel mit dem Fuͤrſten Schwar⸗ 
zenberg zu Olmuͤtz. 
Dem preußiſchen Staatsmann ſollen folgende Punkte als Inſtruction vorgezeichnet 
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worden feyn: 1) fofortige Eröffnung der freien Gonferengen an einen neutralen Site, 2) 
Suspenbirung der Thätigkeit des Bundestages mährend dieſer Gonfezenzen, 3) Sobald 
die Reconfteuction des weiteren Bundes erfolgt iſt, freies Unionsrecht der Einzelftanten, 
4) Gemeinfame Decupation des Kurfürjtenthums Selen Durch Breußen und ODeſterreich, 
5) Erledigung der Frage wegen Sqhleewig ⸗Holſtein bei den freien Conferenzen. 


29. Olmüper Punctation: 


Bei dem am geftrigen und heutigen Tage zwiſchen ben Unterzeichneten ſtatigefumdenen 
vertrauten Beſprechungen haben ſich die folgenden Propoſitionen als mögliche Auögle; 
chungspunkte der vorliegenden Differenzen, und geeignete Mittel zur Verhinderung ver 
Conflieten herausgeſtellt, und werden der jchlieplichen Genehmigung ber betreffenden hohen 
Regierungen ſchleunigſt unterbreitet werden. F. 1. Die Regierungen von Deſterreich un 
Preußen erklären, daß es in ihrer Abficht liege, die endliche und definitive Regulirunz 
der kurheſſiſchen und holſteiniſchen Angelegenheit durch die -gemeinfame Entfheidung aller 
dentfchen Regierungen herbeizuführen. 8. 2, Um die Gooperation der in Frankfurt vers 
tretenen, und der übrigen deutſchen Regierungen möglich zu machen, ſollen in Türe 

Friſt von Seiten der in Frankfurt vertretenen Bundeöglieder, ſowie von Seiten Preußens 
und feiner Verbündeten, je ein Commiffar ernannt werden, welche über Die germeinigeit 
lich zu treffenden Maßregeln in Einvernehmen zu treten haben. 8. 8. Da es aber in 
allgemeinen Sntereffe liegt, daß fomohl in Kurheſſen, wie in Holſtein ein gefetimägn, 
den Grundfähen des Bundes entſprechender, und bie Erfüllung der Bundespflichten air 
lich machender Zuftand hergeftellt werde, da ferner Defterreich in feinem und im Hacı 
der ihm verbündeten Staaten, die zur Sicherung. der Interefſen Preußens yon Iaım 

. geforderten Garäntieen über die Decupation des Kurſtaats, in vollem Macke gun 
hat, fo kommen dic beiden Megierungen von Oeſterreich und Preußen für die nähle 

J Behandlung der Frage, und ohne Präjudiz für die künftige Entſcheidung, üher Folgzende 

uüberein: a) In Kurheſſen wird Preußen der Actien der von dem Kurfinſien herbeige 
rufenen Truppen kein Hinderniß entgegenſtellen, und bie nathigen Befehle am bie der 
commandirenden Generale erlaſſen, um deu Durchgang durch bie von Preußen beſehler 
Gtapenftraßen zu geſtatten. Die beiden Regierungen von Deſterxeich und Preußen wer 
den, im Einverſtändniſſe mit ihren Verbündeten, S. K. H. den Kupteſten auffordem, 
feine Zuſtimmung dazu zu ertheilen, daß ein Bataillon der von der kurfürſtlichen Rey 
rung requirirten Truppenmacht und ein K. preußiiches Bataillon in Kaſſel werblebben 
um die Ruhe und Ordnung zu erhalten. b) Nach Holſtein werben Defterreih mM 
Preußen, nach gepflogener Rüdfprache mit ihren Verbündeten, und zwar fe ſchleung 
als möglich, gemeinfam Commiffare fchieden, welche im Namen des Bundes von da 
Statthalterſchaft die Einftellung der Feindſeligkeiten, bie Zurückziehung der Truppen fir 
“ter, Die Cider und die Reduction der Urmee auf ein Drittel der jet beflchenden Zn 
penftärke verlangen, unter Androhung gemeinichaftlicher Execution im Weigerungspk 

. Dagegen werben beibe Regierungen auf das K. däniſche Gounernement dahin ® 

. wirken, daß baffelbe im Herzogthum Schleswig nicht mehr Truppen aufitelle, alt 

. Erhaltung der Ruhe und Ordnung erforberlich find. & 4 Die Minifterials Come 
zen werden unverzüglich in Dresden ſtattfinden. Die ‚Einladung dazu wird von Dim 
veich und Preußen geineinfchaftlih ausgehen, und zuge ſo erfolgen, daß die Gonferam 
um die Mitte des December eröffnet werben könuen. F. Schwarzenberg, 8. MR! 
Manteuffel. 


29. | Won Diefem Tage iR der Adreß- Entwurf ber preußtfchen zweiten Sammer batia, 
ben wir wenigſtens auszugsweiſe mittheilen: | 
Mit Befriebigung erfehen wir, daß Ew. K. WR. frichliche Beziehungen zu den art 
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pälfgen Geepmälßten wicht. unirebrochen find, denn wir wiſſen bie. Begmunge des Frie⸗ 
dens in vollem Maße zu würdigen. Tief beklagen wir jcdech, daß die Bemühungen 
Ei. 8. M. Regiernug nit vermocht aber, ben deutſchen Stamen eins ühren Bedürf⸗ 
niſſen entiprechende Verfaffang zu verfihaffen. Wir veritamen, daß tie ferneren Beſtre⸗ 
bimgen zus dieſem Diele, wie ſolches in tem Buͤndniß vom 26, Mai 1848 feinen Aus⸗ 
druck gefunden, mit Nachdruck fortgeicht, bald bahin führen werden, Deutichland eine 
reine Äußere Würde und innere Freiheit fichernde Verfaſſung zu gewähren, in welcher 
Preußen, nachdem es mit feiner ganzen Macht in Deutichland eingetreten, nicht Die zweite 
Stelle enmehmen Tann. — Auf die Miwirkung des preußiſchen Volkes: bei Tiefen Bes 
firebungen dürfen Ew. K. DM. zuverläffig zählen. Die Wiederbelebung des nait alljeitiger 
Zuftimmung aufgehobenen Bundestages erſcheint damit völlig unvereinbar. 


Wir bedauern aufrichtig, daß, des mit Dänemark abgeſchloſſenen und altjeitig ratifi- 
eirten Friedens ungeachtet, ein beftiedigender Nechtszuftand in den Herzogthiimern Hol⸗ 
Hein und Schleswig noch immer nicht herbeizuführen war. Wir hoffen, daß es, wenn 
die Ausgleichung der noch ſchwebenden ragen nicht ohne fremde Ginmifchung möglich 
ſeyn follte, den vereinigten Regierungen aller zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten 
gelingen wird, eine Erledigung jenes Gonflictes zu erzielen, welche jedes wohlerworbene 
Recht nach allen Seiten bin wahrt. in ſolches gemeinjchaftliches Handeln wird die heſte 
Birgfhaft gegen eine mögliche Verlegung der Integrität Deutſchlands, und gegen die 
Dejorgniß bieten, als könne ein Bruderſtamm, für Den unſer tapferes Heer zweimal ges 
rochten und geblutet, wehrles preisgegeben werben. 


Die widerwärtigen Zerwürfniſſe in einen Nachbarlande haben in ganz Preußen den 
lebhafteſten Unwillen erregt, und ift es mit Befriedigung anerkannt, Bag Ew. K. M. Res’ 
gierung einfeitiger Einmiſchung in daſſelbe cin Ziel geſetzt Kat, welches zu behaupten 
Preußens deutſcher Beruf und die Ehre feiner Waffen gebieten. Wenn dadurch Miſwer⸗ 
ftändnifje herbeigeführt find, und außerdem ZruppensZufammenziehungen ſtatigefunden ha⸗ 
ben, welche die Sicherheit der Monarchie bedrohten, fo gebot es die Pflicht, Die Kriegs⸗ 
fräfte des Landes bereit zu ftellen, um zu Schug und Trug gerüftet zu ſeyn. — Wie das 
Land Ew. K. M. Ruf zu ten Waffen aufgenommen, das beweilt lauter und vernchm⸗ 
licher, als wir es zu fehildern vermöchten,. die freudige Zuwerficht, mit welcher die Wehr⸗ 
pflichtigen zu den Waffen eilen. Ein Gefühl durchdringt, Ein Wille belebt das ganze 
Land, und eng zu ſchaaren wie Ein Mann um unſeres Königs Thron, gleich unferen 
Vätern im vorigen Jahrhundert, gleich unferen Briten in den letzten Freiheitskriegen! 
Das Heer fteht da, ſtark an Zahl, ſtärker durch feine treffliche Ruſtung — am ſtärkſten 
duch Muth und Begeifterung, der Befehle jeines Königs gewärtig. 

Ew. K. DM. ſuchen feinen Krieg, wollen Niemandes Rechte ſchmälern; dafür frgne 
Sie Sott! Aber Sie fordern Einrichtungen für das Geſammt⸗Vaterland, die Preußens 
gegenwärtiger Stellung in Deutſchland und Europa angemeffen find; auch darin begeg- 
nen Sie den Erwartimgen des prenßiſchen Volkes. Das Schwert ift gezückt zur Ver⸗ 
theidigung dieſes guten Rechtes; iſt dieſes gewahrt, ſind Hinlängliche Bürgfchaften dafür 
gegeben, jo wird es ruhig im Die Scheide zurückkehren, und Humberttaufende werden es 
gern mit den Werkzeugen friehlicher Arbeit vertaufchen; es würde aber — wenn es jehn 
mug — gewaltig nicderfallen auf eben, ter Preußens Hecht, oder Preußens Ehre an⸗ 
zutaften wagen follte. 


Getragen von der einmüthigen Zuſtimmung der Nation, werden wir mit Eifer alle 
Mittel bewilligen, um die Erreichung ſolcher Zwecke zu ſichern, und fo der conſtitutionel⸗ 
len Monarchie eine neue wirkſame Bürgſchaft aufzurichten. 


In dieſer Hingebung finden alle Parteien ihre Vereinigung, alle ftimmen freudig ein 
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nen ausgegangen find, insbeſondere die unbefugte Abnahme ‚oder Zerſibrung beshalkin 
Dlacate; | 

ſo wie bie in den 88. 19. 24., 25. und 29. der Verorduumg vom MR. October 189) 
erwähnten Vergehen der Störung der Öffentlichen Ruhe durch Zuſammenlaufen und Lim, | 
die Aufforderung zur Störung der Öffentlichen Ruhe mittelt Aeußerungen kei eine w: | 
fammelten Volksmenge; — 

ſodann die mittelbare Anreizung zum Aufruhr, durch öffentliche Unzufriedenheit m 
gende Reden, oder durch Verbreitung faljcher Nachrichten von beworftehenden Gefahr, 
oder der Landeswohlfahrt uachtheiligen Unternehmungen; 

endlich der Hanöfriedensbruch und der Landfriedensbruch. 

Die bier genannten Vergehen, mit Ausnahme des Vergehens der Verhinderung du 
Bekanntmachung von Anordnungen und Verfügungen, melches nach den Kriegsgeſeten jı 
ahnden ift, follen jetoch vorläufig nicht nach den kriegsrechtlichen Strafbeſtimmungen, im: 
dern nach den Einil-Strafgefegen, beziehungäweije dem geltenden allgemeinen Rechte, mi 
zwar an öffentlichen Dienern wie Aufruhr beftraft werben. 

. Die Beftimmungen des 8. 7. Unferer Verordnung vom 7. d. M. erleiden dınd ii 
vorfiehenden Anordnungen Feine Abänderung. 

8. 3. Kommen durch die, von den Staatöbehörden bei den Berichten, den Slau 
BVolizeibehörden, der Gendarmerie n. ſ. w. in Gemäßheit ihrer Verpflichtung zu bei 
den Anzeigen, oder auf fonflige Weile Zumiderhandlungen und Vergehen der inf} 
beinerften Art zur Kenntniß des Ober-Befehlähaberd ober der demſelben tmtergeeinir 
Conmandanten, fo. ift von ihnen wegen Einleitung der militairgerichtlichen Lmterdas 

“amd wegen des weiter Erforberlichen, von dem Ober⸗Befehlshaber wegen Zufanmmitn 
des Kriegsgerichts, die nöthige Verfügung zu treffen. 

8. 4. Die nach 8. 4. der Verorduumg vom 7. September d. J. den Belhlm 
Ober⸗Befehlshabers untergeordiieten Bürgergarden find binfichtlich jeder Aeußerung im 
Thätigleit an die Anweiſungen gebimden, welche desfalls von den Ober-Befehlshaba dr 
den unter deffen Befehlen jtehenden Commandanten ergeben; Requifitionen ber Ein 
börden wegen bewaffneter Hülfeleiftung durch die Bürgergarden können nur an die Re 
litair⸗ Commandanten, deren Befehlen die Bürgergarden unterftellt find, gerichtet mer 
Lediglich dieſe Commandanten haben zu beſtimmen, ob und in welcher Weiſe die bey 
Hülfeleiftung einzutreten habe. 

Sollten gleichwohl Reguifitionen der erwähnten Art unmittelbar an die Yürgergain 
gelangen, fo liegt diefen die Verpflichtung ch, dieſelben au den vorgeſetzten Militair-ien 
mandanten abzugeben. F 

Gegen jeden dieſerhalb ſich zeigenden Ungehorſam und etwa eintretende Eigennählr 
keit iſt nach 8. 6. der Verordnung vom 7. September d. I. von dem Dber⸗Vefehlehüe 
beziehungeiwelie von dem ihm untergebenen Commandanten zu verfahren. 


98. | Der Medlenburgifche Engere Ausſchuß (früher durch das nun aufgehobene She 
grundgeſetz befeitigt) tritt in Roftod wieder zufammen. 

28.| 7 Dr. Philipp Krebs, Gymnaſial⸗Lehrer zu Weilburg. 

29. | Sroßherzoglich heſſiſche Verordnung. . 

. Nachdem die zweite Kammer der am 27. d. M. aufgelöſten Stande⸗ Verfammin 
die Zuſiummung zu der Verlängerung des Finanzgeſetzes vom 7. Detober 1845 af! 
letzten drei Monate d. J., ungeachtet der nachgewieſenen Nothwendigkeit, pflicht⸗ und !" 

faſſungswidrig verſagt bat, und hierdurch die Exhaltumg des Staats und des Stall 
dits den dringendften Gefahren preisgegeben worden ift, fo haben Wir in Ausübung un 
ſeres Rechts und Unſerer Megentenpflicht, für die Erhaltung und Sicherheit des Euun 
zu ſorgen, und in dringenden Fällen das Nöthige auch ohne Mitwirkung der Stunde te 
zukehren, auf den Grund des Art. 73. der Verfaſſungs⸗Urkunde verordnet und verehun 
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. "Seit; wir fohgte: Urt. 1. Die beſtehenden direeten und ıdabieseten: Auflatgen; fo wie 
ſolche durch die. vorliegenden Geſetze und: Verordnungen beftinmt ſind, fallen nach Maß⸗ 
gabe bei: Finanzgeſehes vom 7. Detober 1645 in den letzten 3 Monaten des Jahres 1850 

: forteshaben. werden. Urt. 2. Unſtr Mimſterium der Geargen a mit. ber. rVoltziehung 
dieſer Verorduung braufiragt. 


29.| Beginn des Angriffs auf Friedrichftadt durch die Stletwin- Helftcuenñi im Berlaufe 
deſſen auch Die Stadt bemoxfen und theilweis zerſtoͤrt mind. J 


30. Der e K. preußiſche Minifter ber auwaͤrtigen Angelegenheiten "an ‚bie Glſandiſchaft 
zu Wien. 


Mit meiner unter dem 27. d. M. an Ew. gerichteten Eröffnung in der kurheſſiſchen 
Angelegenheit, ‚bat ſich eine denſelben Gegenſtand betreffende Mittheilung des K. K. öfter: 
‚ zeichiichen Cabinets gefreut, welche Sie aus der abfähriftlich anliegenden Note des Preis 
bern v. Profeih vom heutigen Zage, und aus deu ihr in Abſchrift beigefügten Erlaſſe 
des K. K. MiniftersPräftdenten vom 27: d. M erjehen wollen. - 
Unfere Erwiederung hierauf liegt bereits in der cben angeführten, Ew. unter dem 27. 
d. M. ertheilten Inſtruction, auf deren Mittheilung an den Herrn Fürſten v. Schwar- 
zenberg wir der Rückäußerung entgegenfehen. Doch unterlaffe ich nicht, zuc Vermeidung 
von Mißverftändniffen, zu der Depefche an den Freiherrn v. Profefch vom 37. d. M. 
noch folgende Bemerkungen zu machen, die Em. durch Vorlefung des gegenwärtigen Er⸗ 
laſſes zur Kenntniß des K. K. Miniſter⸗Präſidenten bringen mögen. 


Unſere nach Wien mitgetheilten Inſtructionen für den K. Geſchäftsträger am Kf. heſ⸗ 
ſiſchen Hofe ergeben, daß wir bei unſeren Erklärungen in der kurheſſiſchen Sache zunächſt 
abgeſehen haben von den bis jetzt ungelöſeten Verpflichtungen, welche Kurheſſen durch 
ſeinen vollkommen freiwilligen Beitritt zu dem Bündniſſe vom 26. Mai v. J. einge⸗ 
gangen iſt. 

Die dieſes Bündniß betreffenden Argumente in dem Erlaſſe des Herrn Fürften v. Schwar⸗ 
zenberg vom 27. d. M. find deshalb ohne Anwendung auf unſere Mittheilungen über 
den vorliegenden Gegenſtand. 

Was ſodann den uns vorgeworfenen Widerſpruch zwiſchen unſeren verſchiedenen Aeu⸗ 
Bertingen über die, in Frankfurt a. M. unter dem Namen des deutſchen Bundestages, zu= 
fanmengetretene Bevollmächtigten -Verfanmlung augeht, fo können wir benfelben nicht 
einmal als einen fcheinbaren gelten laſſen. Um des Friedens willen und in der, trotz des 
großen Hinderniffes der Rückkehr Defterreichs zu dem fogenannten Bundestage, von uns 
feftgehaltenen Hoffnung einer Verfländigung zwilchen den deutichen Regierungen, beſchränk⸗ 
ten wir uns in dem Erlafle vom 5. v. M. auf eine Erklärung gegen jedes Hinüber⸗ 
greifen der Beichlüffe jener Verſammlung in die Verhältniſſe der in ihr nicht wertretenen 
Glieder des dentichen Bundes. Hiermit jprachen wir aber Teineöweges aus, daß wir Bin- 
fichtlich aller, die Verhältniffe der an dem fogenannten Bunbestage theilnehmenden Regie: 
zungen betzeffenden Beſchlußnahmen, und Binfichtlich ihrer Ausführung, bei der Erklärung 
der bundesrechtlichen Nichtigkeit ſtehen bleiben würden. Auch die gleichfalls von dem 
Wunfche, day noch ein Weg der Verftändigung übrig bleiben möge, eingegebene Bezeich- 
mung folcher Beſchlußnahmen, als Lebereinkünfte einer Anzahl deutſcher Regierungen, 
brachte eine ſolche Beſchränkung nicht mit ſich. Unſere Abſicht war und ijt vielmehr, an 
die, als Aete der deutichen BundessAutorität rechtlich wirkungsloſen Beichlüffe, in derfelben 
Weife, wie an eine jede ohne unſere Dazwiſchenkunft beichloffene Uebereinkunft zwiſchen 
ſelbſtſtändigen Staaten, lediglich den Mapftab unferes Rechts und der aus unferen Ver⸗ 
hältnifien hervorgehenden Pflichten anzulegen. 

Dies und nur dies haben mir in der kurheſſiſchen Sache getban, deren nahe Bezie⸗ 
bung. auf Preußen und feine Rechte und Pflichten eines Nachweiſes nicht bedarf, Hieran 
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propagandiftiicher Schriften imd, zur Ausfendung von Einiffären. Die Kreiie tragen di 
Koften der Gorreipondenz init ihren Gemeinden. Die Beiträge werden alle drei Moni 
an die Kreije gejandt, melche Die Hälfte der Geſammt⸗Einnahme an die GentralsBchit: 


ſchicken, und gleichzeitig über Ausgabe und Einnahme ihren Gemeinden Rechenſchaft gen 


Die Central» Behörde legt den Congreife Rechnung über Die ihr zugegangenen Gehe 
ab. Außerordentliche Koften werden Durch außerordeniliche Beiträge beftritten. 11) Di 
Central⸗Behörde ift das Vollzichungs-Organ des ganzen Bundes. Sie beflcht ausw: 
nigitens Drei Mitgliedern, wird gewählt und ergänzt aus dem Kreife, wohin der Gans 
den Sig derſelben verlegt, und ik san dein Congreſſe Rechenſchaft ſchuldig. 12) Dr 
Gongreh it das geſetzgebende Organ des ganzen Bundes. Er beſteht aus den Mögen: 
neten der Kreis⸗Verſammlungen, weiche jede fire je fünf Gemeinden einen Deputirn 


“ wählen. 18) Die Kreis⸗Verſanmnlung ft Die Repräſentation deB Kreiſes, welche nid: 





mäßig alle Vierteljahre an den Kreisorten ınıtet des Leitung des Vorſtandes der Sur: 
gemeinde zur Berathung der Kreis⸗Angelegenheiten zuſainmentritt. Jede Gemeinde ſad 
dazu einen Abgeordneten, Die KreiösBerieuunbung zur Wahl der BundesAbgeerdatin 
geſchieht unabänderlich in der Mitte Juli jeden Jahres. 14) ‚Wierzehn., Zuge nach den 
Schluffe der Kreis-⸗Verſammlungen tritt den Congreß ven Rechtswegen an dem Spie 
Beutrgls Behörde, wenn dieſe keinen andern Ort beftimmt Hat, zuſammen. 15) Dein 
greß empfängt von der Kentral-Behörde, welche im ihm Sig, aber Feine Stamm bu 
den Rechenfchaftsbericht- über ihre geimumte Thätigkeit und über Die Lage dei Bunk 
erklärt Die Gruudſätze der vom Yımde zu befolgenden ‚Politik, entſcheidet über Mk 


.„- rungen. in den Statuten, und beſtimuit den Sitz der Central-⸗Beharde für dual 


Jahr. 16) Die Central⸗Behörde kann in dringenden Fällen einen außerorbentliän ie 
greß berufen, welcher alddanı aus dan von den Kreiſen gewählten Abgeordneten Mi 
17) Streitigkeiten unter einzelnen Mitgliedern derjelben Gemeinde entſcheidet enbgilig N 


Gemeinde; beifelben Kreiſes die Kreis= Gemeinde; verfehirbener Kyeije Die Gentralsdhet: 


perfönliche Klage über Mitglieder her Ecutral⸗-Vehörde gehägen hor dem Ganguef. Em 
ugteiten unter Gemeinden deſſelben Kroiſes autſcheidet die Kagis⸗Gemtinde; win % 
meinden und ihrem Kreiſe ober uuter perſchiedenen Kreiſen die Tantral⸗Vehoͤrde; vo I 


inm erflen Halle die Berufung ‚an Die Kreis⸗Verſanunlungen, im zweiten ‚am den Gent 
. ofen Der Cougreß enticheihet auch aue Hartl ben, ntal⸗ehor⸗ mit ‚ben Inte: 
Nehördan des Bundeß . | 


3. Die Nachricht von der Olmuͤtzer nedbereinkumft hebt zit Stuttgart ein. Darauf ® 


2.| 


durch eine Erklänumg Ei. DE Regierung uns von dem Inhalit der Verabtedungen 
Kenntniß wurde, die zwiſchen dem zeitigen Miniſter der arawärtigen Angedegenheilen ? 
“Yan Pedfibenten des K. K. ‚Sohinets aenoſen I denn von En. 8. st Regie! 


gehen fi: 


fehl, die bisher in mäßigem Umfange erfolgten Rüftungen die zur .hoͤchſen Su 


J entwickelung. zu ſteigern. ir 
ZIn ˖ Mannheim Raufhändel zwiſchen preußen Seiten and —28 Daagent 


Die in ihr Vaterlaud zuruückkehren. 


Berathung der preußiſchen zweiten Kammer” über den Mreffe- ‚Entwurf (6.93 


vernber). Herr v. Binde beginnt, fie, indem. er ſich gegen deu Entwurf ent 
als zu matt und ber Würde ber Kammer nicht enifprechend;. er. tt folgen, 


- angeblich. verbefferten, vor; 


Die weite Kanmner Hatte in ihrer Sitzueng vom AR. Nooentber beſchloſſen, 3 h 
Thwontede, mit der Ew. KH: M. geruht haben, Die gegenwartign Sihergen bee Kanumm 
zu öffnen, ehrfurchtevoll in einer an Ew. K. M. zu richtenden Abreffe zu erwiedern 

Dee Entwurf derſelben ſollte in der heutigen Sitzung zur Grürtenmg Kommen, 1° 
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Wir erachten durch dieſe Verabredungen das Ktecht der edlen dewifchen Suhnme von 
Kurheſſen ud Holſtein in ihrem Kanpfe gegen Unterdruͤckung und Willkür, Angefichte 
des in Waffen ſtehenden preußiſchen Volkes, preisgegeben, Gw. K. Di, weile ımd hoch⸗ 
herzige Beſtrebungen, dem deutſchen Vaterlande eine ſeiner Würde und Geltung in En⸗ 
rapa eniſprechende Verfaſſung zu erringen, auf Iange Zeit, ton nicht für immer, vereitelt; 
die Ehre Preußens verletzt, jeine Machtſtellung verlannt, und eine Zulunft vorbereitet, in 
ber die höchſten Güter der Nation, ihre Freiheit, ihre natianale Geltung, ja ihre Geſit⸗ 
tung, anf das äußerſte geſahrdet erſcheinen. 

Unter dem erſchütternden Eindrucke ſolcher Kunde glauben wir die heiligen und theuren 
Pllichten der Chrfurcht und Treue gegen Em. K. M. und Ihr erhabenes Haus, der uns 
verbrüchlichen Anhaͤnglichkeit am dieſes geliebte Sand, der unbedingten Hingebung au ſeinen 
weltgeſchichtlichen Beruf, nicht anders erfüllen zu können, als indem wir, men jeder wei⸗ 
teven Adreſſe abſtehend, um in der einen alleruuterthänigſten Wite an Cw. K. Maieſtät 
veringen: Daß es Ew. K. M. gefallen möge, dem Syſteme cin Ende zu machen, durch 
welches das Band in dieſe verhängnißvolle Lage gebracht iſt, und beiten tiger Die gegen 
wartigen veromkoprilichen Rathgeber der Krone find. 

Als Verineter des preußiſchen Volkes ipechen wir in dieſen feierlichen Augenblicke die 
cheſuuchtovolle Verſicherung aus, daß Ew. K. M. getrenes Volk init Gut und Blut zu 
men Könige ſtehen wird, um allen Gefahren zu begegnen, die ſolche Umkehr ben dein 
bieher bektretenen Wege in ihrer Folge haben koͤnnte. 

Bir bitten den allmächtigen Gott, die Entſchlüſſe Ew. K. Dr, deren wir in unger⸗ 
Röcheer Treue harren, zu ſolchen Zielen zu. lenken, deren unbeirrte Venolgung de das 
wahre und yweraußeiliche Erbe des echten preußiſchen Geiſtes iſt. 


z. Denlſchrift über die olmůtzer PBunckation, yon der K. preußiſchen Degierung. bem 
proviſoriſchen Fürſten⸗Collegium witgetheilt. 

Dir Gedanke, welcher Der ohmiüter Punctation auf preußiſcher Seite zu Grunde 
liegt, AH der: 

Prenßens poliniche Stellung fordert das Anerkeuninih, daß keine deuiſche Frage ohne 
ſeine Theilnahine entſchieden, daß alſo weder bie kurchefſiſche, noch dic holſtrinſche Frage 
von den in Frankfurt verſammelten Regierungen einſeitig im Ramen des Gundes, definitiv 
erlcdigt werden Kuren, Preußens nillitaiciſche Sielluug fordert, daß weder zwiſchen bei⸗ 
hen Theilen der Monarihie, noch im Rücken derſelben chıe fremde Truppenmacht aufge⸗ 
ſtellt werde, ohne: eine entiprechende ‘Entfaltung feiner eigenen Truppenmacht. an dieſen 
Orten felbft. Wird ihm Beides, oder auth nur eins won Beiden geneigert, fo muß es 
Krieg machen, und die Opfer eines ſolchen Krieges werben vor den Laube, der Krieg 
rlbit vor Europa grrechtfertigt ſeyn 

Bed ihm dagegen Beides gewährt; wird jenes PER REIN ihm nicht nur im 1 Prin⸗ 
apt, ſondern thuifliehlich verbingt; wird die. Zuruͤckziehung feiner Truppenmacht nicht ge⸗ 
fordert; jo Liegt in dem angenblicklichen: Gewährenlaffen einer von dar Sunbesheren herein⸗ 
gearfewen. fremben Trappenmacht in Heſſen, keine Goneeifion mehr, melde Preugens Ehre 
geführte, und Teine Grfähr, welche einem Krieg vor dem dande und vor Emmpa recht⸗ 
fertigte. 

Dieb iſt ducch die eher Penctaunn erreicht. 

Der 8. 1. enthält das principielle Anerkenniniß. 

In dien Paragraph wird dem gedachten Principe ſogleich die Korte Anwen: ' 
dung gegeben, durch die Nieberfegung‘ einer gemeinfhaftlichen Eommäflen,: in welcher 
Preußen mit feinen Verbündeten einerfeits, den in Frankfurt verſammelten Regierungen 
andererſeitss, ga, ‚gleichberechtigt im. voller Parität gegenüberſteht. 

a 3 iſt der Durchzug durch bie Etapenſttaßen geftattet, in Folge ausdrücklicher 
Garantleen von Deſterreich und feinen Verbundeten, und unter der Vorausſetzung, daß 
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die. Gapenſtraßen ſelbſt von Preußen fortwährend befetzt gehalten werden, fo lange he 
Sicherung feiner militairiſchen Intereſſen Dies erfordert. Dazu Bomımt bie gemeinſr 
Beſetzung der Hauptſtadt, unter Zuſtimmung des Landesherrn, ohne welche cine j 
Maßregel eine direete Verletzung feiner Souverainetät wäre. 

Dagegen eoncedirt Preußen, daß bie von dem Landesherrn herbeigerufene In 

macht, fir den Augenblick und ohne Präjudiz fin die fünftige Emifegeidung, die Auteri 

deſſelben herſtelle, welche, wie wohl ſchwerlich won irgend einer Seite mit Grund gem 
werden kann, faktiſch vernichtet war. Sie wird faltiſch hergeſtellt, und die rechtliche Gr: 
ſcheidung vorbehalten. 

Diele rechtliche Entſcheidung - hatte Sißher der fogenammte Bundestag in rauf m 

Anſpruch genommen, und jede Mitwirkung Preußens anders, als unter bundedlogliha 
Formen, abgewieſen. 

Eben ſo in der holſteinſchen Frage, in welcher der Sundestag allein mit Dünen 
unterhandeln, und die Entſcheidung über deſſen Vorſchlage im Namen deds Bundenn 
Frankfurt ausſprechen wollte. 

Preußen hatte dagegen gefordert, Daß. in beiden Fragen die Entſcheidung dinch ci 
von beiden Seiten, von den frankfurter Regierungen einerſeits, und von Brenn m 

ſeinen Verbündeten andererſeits zu ernemende Commiſſion vorbereitet, und durch diebe 
nehmigung aller deutſchen Regierungen rechtekräftig werden ſollte. Es hatte Dies in Ba: 
auf Kurheſſen ſchon im September, in Bezug auf Die Herzogthumer wilderholt mind 

zuletzt am 17. October fürmlich vorgefchlagen. Damals wurde diefe Forderung ak 
jegt ift fie im 8. 2. der olmützer Punctation zugeſtanden. Es iſt alfo jetzt dal 
langt, was im September und Detober gefordert und verweigert wurde. 

Diefem Zugeitändnig gegenüber handelte es fich um die Frage, ob um dia 
blicklichen Vorgehens der vom Kurfürſten herbeigerufenen Truppen willen ber Any nl 
brennen ſollte? Gin Krieg, deffen Folgen nicht zit berechnen waren, ein Arig, M 
Deutſche gegen Deutiche in den Kampf führte — ein Krieg, der fenifich im ginfigte 
Falle Preußen an die Spike Deutfchlands führen Tonnte, ber aber-in jrdem Kalle Dat 
land ſchwächen und zertütten, dee auf deutſchen Feldern geführt werben mußte, u 
Aufgeben jeder Hoffnung auf eine friedliche Löfung der dentſchen Verfaffungẽfrege in ſi 
ſchloß, waͤhrend eine ſolche friedliche Loͤſung eben in Ausficht fand, 

Die K. preußiſche Regierung hat die Weranhwostinng für einen ſolchen Krieg, nadea 
ihr jene Bürgſchaiten für ihre politiſche und militairiſche Gtelkung gegeben wur, 1 

. anf fih nehmen wollen; fie glaubt vielmehr, in dem Frieden Alles erfalke zu Kain 
was die Ehre und Die Macht Breufiens forderten. 

Die Lage. der Dinge ift nunmehr folgenbe: 

1) Im Wllgemeinen ift der Anſpruch bes Bunbetingeh auf Aenge PAPER 
beutjcher ragen thatſächlich aufgegeben, dieſer vielmchr Fissmslichen deutſchen Reyirar 
anbeimgefbelit, und die Worbereitung derſelben einer van beiden Seiten gleichberchip 
Commiſſion übergehen. In dieſer Commiſſion teeten Breufen und feine Werhünten # 
eine anorkannt gleichbererhtigte Geſammtheit, der Geſammtheit der übrigen Regiwn 
welche bisher die Entſcheidung für ſich allein. in Anſpruch nahmen, gegenkher. Di 
Entſcheidung wird jetzt weder von den einen, noch von ben andern, ſondern mer non dA 
zufammen auögehen. Mehr Kat Porafen nicht meint, und meht zu foren hin 
fein Recht. 

Wird die Commiſſion, wie es m warian ſteht, aus chem fe cachigen und bedeun⸗ 

den, a beſonnenen Männern zuſammengeſetzi, je mut ſie die glacuqhe Bernie 
fir die Wahrung aller Nechte bilden. 

Halten die Verbündeten Preußens treu zu letzterem, fo wird ihnen dadurch Di I 

wirkung bei allen wichtigen Beagen »gefidhert ſeyn. Dad Bandniß Prenhens mi 
iſt von Preußen nieht „aufgegeben, . befien Aufgeben auch von Deſterreich nicht gejaden 
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41832 nicht zu grimdenden Handlung die Berechtigung jchlt, würde jolche mut Rückſicht 
auf die von demſelben eingenommene öffentliche Stellung, und die hiernach für Den Fall 
der Nichtbefolgung feiner Anordnungen in Ausficht fichenden Gewaltmaßregeln, ald eine 
Vergewaltigung zu betrachten ſeyn. Cine Berechtigung des G.⸗L. v. Hahnau zu der, 
dem Bürgergarde- Commander Seidler gegenüber, vorgenommenen Handlung liegt aber 
nicht vor. Deun, was zunächit die Verordiumg vom 7. d. M. betrifft, fo ift die Exflä- 
zung des Kriegszuſtandes, wie die Motive der Verordnung jelbft ergeben, nicht in Kolge 
einer Kriegserlärung gegen den Feind, jondern nur zur Aufrechthaltung der Sicherheit 


des Staates und der öffentlichen Ordnung, mithin als eine auf Die innere Landes Vers 
waltung bezügliche Anordnung erfolgt, und konnte ſonach, in jo fern dadurch die geſetzli⸗ 
hen Beſtimmungen über die Bürgergarben abgeändert werden jollen, in Etmangelung 
ber landſtändiſchen Zuſtimmung und, da es ſich nicht mn Vollziehung oder Handhabung 
beſtehender Geſetze handelt, nur auf die Vorſchrift des 8. 8. der Verfaſſungſs⸗Urkunde 
Abſatz 2 gegründet werden. Zur Rechtöbeftändigkeit einer in ber. letzteren Weiſe zu er⸗ 
Yaffenden Anordnung gehört aber nicht nur eine vorausgegangene Erklärung des Geſammt⸗ 
Staats-Minifteriums, daß die betreffenden Maßregeln zur Sicherheit des Staates ober | 


zur Erhaltung der ernſtlich bedrohten öffentlichen: Ordnung weſentlich und unauſſchieblich 


ſeyen, ſondern auch die Zuziehung des ſtändiſchen Ausſchuſſes zu dieſer Erklärung, d. h. 
einſtweiligen Supplirung des landſtändiſchen Conſenſes durch Zuſtimmung des Ausſchuſſes. 


Während das erſte Erforderniß in der Verordnung ſich beurkundet findet, fehlt es an der 
Beurkundung des zweiten hingegen gänzlich, indem vielmehr das Gegentheil, daß eine Zu⸗ 








ſtimmung des bleibenden St.⸗A. nicht ſtattgefunden habe, in der Verordnung geradezu 


gefagt iſt. Bei dieſer Sachlage Fam die Contraſignatur der Minifter dein fraglichen, 
unzuſtändigerweiſe einfeitig erfolgten Erlaſſe allgemeine Vollziehbarkeit nicht ſichern. Die 
weitere Verordnung vom 28. v. M. fchliegt nun zwar jede Gognition über die recht⸗ 
liche Giltigkeit oder Wirkfamkeit der Verordnung vom 7. d. M. aus ($. 1.), es ift dieſer 
Ausſpruch jedoch nicht rechtsverbindlich. Die Verordnung vom 238. kündigt ſich nämlich 
nicht als eine ſolche an, welche mit landſtändiſcher Zuſtimmung erlaſſen werben ſey, ſou⸗ 
dern bezieht ſich allgemein in dem, dem 8. 1. zunächſt vorhergehenden, Satze auf den 
8. 95. der Verfaſſungs-Urkunde, deſſen Abſatz 2. von den Worten: Auch kann ꝛc. an, 
hiernach allein in Betracht gezogen werden kann. Es iſt nun aber die Vorſchrift des 
8. 85. in Anſehung der bei außerordentlichen Maßregeln vorher erforderlichen Zuſtim⸗ 
mung des landſtändiſchen Ausjchuffes als beobachtet nicht nachgewiefen, was aus Kolgen- 
dem heruorgeht. | 

Nach den Eingange der Verordnung vom 7. v. M. hat der bleibende Ständeaus⸗ 
ſchuß gegen feine Zugiehung zum Erlaß der darin enthaltenen Maßregeln allgemeinen 
Widerſpruch eingelegt. Sm Anhange zu der Verordnung vom 28. v. Di. aber wirb ver- 
fündigt, daß ber gedachte Ausſchuß die von der Stände-Verſammlung begonnene Rebel- 
tion fortfege. Nach dem dabei weiter. Angeführten bezieht ſich dieſer Ausſpruch auf das 
Verhalten des Ausfchuffes, den Verordnungen vom 4. und 7. v. M. gegenüber. Folge⸗ 
weiſe wird hierdurch dargelegt, day fich derjelbe mit der Staatsregierung auch hinſichtlich 
des Erlaſſes der Verordnuͤng vom 28. nicht im Einverftändniffe befinde. Denn diefe letztere 
iſt gerade zur Handhabung md Ergänzung der Verordnung vom 7. v. M. erlaſſen wor⸗ 
ben, und wenn der Aubſchuß damit einverſtanden geweſen wäre, hätte von feinem Verhal⸗ 
ten, als von einer fortgefeßt werdenden Rebellion nicht geredet werben Finnen. Hiernach 
fteht nicht anzunehmen, daß die in der Verordnung vom 28. v. M. ftattgehabte allges 
meine Beziehung auf den 8. 85. der V.⸗U. den Sinn haben folle, daß eine Zuftimmung 
des landſtändiſchen Ausſchuſſes zu den fraglichen Maßregeln ftattgefinden babe. Eine 
ſolche Zuſtinnuung iſt deshalb auch nicht durch die miniſterielle Contraſignakur bezeugt 
und beueinmbet. Damit ſtimmt bie, von ben bleibenden St.⸗A. in glaubhafter Form 
gemachte Mittheilung über die, ber vorliegenden Verordnung vormusgegangenen Verhand⸗ 


153 3.—7. Deambei. 3 — 7. 


Die olmüger Zuſammenkunft, deerch das Dringenbe des Augenblickz anf wenige Chu: 
den beſchränkt, kennte der Natur der Sache nach, nicht zum Zwecke Haben, Grmt;iy 
fur eine Verfaſſung feftzuftellen, an deren Enhwerfung Deuſſchland feit zwei Jahren wa: 
gebensb fih abmühtz fie konnte nur auf Die Behandlung der brennenden, mit augenklid: 
lichem Conflict drohenten Kragen, auf die Entſcheidung: ob Krieg, ob Frieden? gr: 

1 richtet ſeyn. 

3. Borftellung (Femonstrance) des britifchen Cabinets bei den Regierungen von Tefter 
reich und Preußen: daß die Aufnahme gewifier, bisher nicht zum beutfchen Bunk 
gehoͤrender Gebiete in, denfelben, nicht ohne Beiſtimmung der Großmächte vollzogen 
‚werben fünne. 

| Die Tages vorher angeordneten ‚Kriegsrüftungen im Koͤnigreiche Wuͤrtemberg ploh⸗ 

lich wieder eingeſtellt. 

4. | Die preußifhen Kammern bis zum 3. Januar 1951 vertagt. | 

4, : Eabinets-Schreiben an den Minifter v. Ladenberg: 

So ſchmerzlich es Mir auch if, Sie aus Meinem Staats⸗-Miniſterium ſcheiden jı 
ſehen, to will Ich Ihnen Doch Die von Ihnen wiederholentlich nachgeſuchte Ertlafung 
and Ihrem Amte nicht verfagen, und werde Ihnen diefelbe, ſobald Deine Catihlieku 
| wegen Ernennung Ihres Rachfolgers gefaßt ſeyn wird, unverzüglich ertheilen. Dis dakı 
: erwarte Sch, daß Sie die nicht politiichen Gefchäfte Ihres Miniſteriums fortführen wein 

Ba dem Ihnen interimiſtiſch übertragenen Präfipnen des Staats⸗Miniſteriums mi 4 
Sie ſchon jetzt entbinden, und babe Died dem Staats⸗Miniſterium bekannt gesnakı 

Der G.⸗R. v. Kuebeck wird von S. M. den Kaiſer von Oeſterreich zum Pre 
ten des beabſichtigten Reichsrathes ernannt, und beauftragt, das Stanm ki: 
ſelben gemeinſchaftlich mit Fürft Schwarzenberg zu entwerfen. 

Die erſte Kammer des Königreiches Sachſen beſchließt: 1) durch Zurückweiſung det 
von ber Regierung vorgelegten Verfaſſungs-Entwurfs und des Gefep- Entwurs 
sub B. ſich für das, für jegt noch unveränberte Fortbeſtehen ber Berfatung® | 
Urkunde vom 4. September 1831 in: ihrem I. bis mit VI. Abfchnitte zu erllo⸗ 

ren; 2) den Geſetz⸗ Entwurf wegen Aufhebung ber Grundrechte in der vorgely 
ten Faſſung zwar abzulehnen, die Staats-Regienmg aber zu erfuchen, daß ir 
noch den gegenwärtig verfammmelten Kammern einen Gefetz Entwurf vorlege, web 
cher die Aufhebung der Grundrechte, mit Berücfichtigung der in dem Depuw 
tions⸗Gutachten niedergelegten allgemeinen Grundfäge, ausfpricht. 


Depefche des Fürften Schwarzenbexg an bie oſterreichiſchen Miſſonen bei ben größe 
ren europaͤiſchen Mächten: 

Sie find durch eine Depeſche vom 37. v. M. benachechigt worden, daß ber Damı 
Mantenffel mich aufs BDringendfte um eine Unterredung gebeten, und einige Sansı 
nach Empfang Liefer Bitte mich durch den Telegraphen bendchrichtigt Hatte, daß a = 
den poſitiven Befehl des Königs von Preußen nach Olmilz geben werde, ohne min 
Antwort abzuwarten. S. M. der Kaiſer Bates für feine Pſüuͤcht gehalten, Dem ** 
nig fo lebhaft ausgedrückten Wunſch entgegenzulommen: Ich Habe: Befehl erhalten, mh 
nach Olmutz zu begeben, wo ich mich am 28, mid 28. v. M. mit dem Miniſter v. Mas 
teuffel unterhalten habe. 

Große Sqhwierigkeiten waren zu beſietzen, damit der Verſuch eines Vergleichs in die 
fein Augenblick einen Erfolg herbeiführen konnte. Allein wir verloren keiten Augenblie 
aus den Augen, wie viele Intereſſen bei der gegenwaͤrtigen Lage Europas anf dem Spiel 
ſtanden, wenn ein Confliet zwiſchen Defterrrich und Preußen nicht vermichen wirde, vor 
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crkammen volllommen, weich glüͤcklicher Umſtand es mar, daß wir den anfrichtigen Be⸗ 
anübungen bes jo entſchiedenen Anhängers der Friedenspartei in Preußen begegneten- 
| Unfer aufrichtiger Wunſch war es, dieje Bemühungen zu unterſtützen, und nach Diöglich- 
keit ihmen über verderbliche Leidenſchaften und Anſjprüche den Sieg zu verſchaffen. Wir 
| waren daher ganz bereit, durch alle in unfrer Macht befindlichen Mittel darzuthun, daß 
wir weit davon entfernt find, und ber unermeßlichen Woriheile unjeer Stellung zur De⸗ 
;  mütblgung Preußens zu bebienen, oder es feines rechtmäßigen Antheils von Einfluß zu 
|  berauben. Wir fuchten ferner die Wohlthaten einer aufrichtigen Verföhnung fo laut zu 
| nürbigen, als unfere Pflichten es und geitatteten. Das beigefügte Protokoll enthält das 
Reſultat der olmüger Eonierenzen. Dies Protokoll Hat die Billiguug des Kaiſers, unfe- 
res allergnädigſten Herren, und wie eine Depeſche aus Berlin mir ınelbet, auch die ©. M. 
des Königs von Preußen erhalten. 
| &8 wird Ihrer Ginficht nicht entgehen, daß das Kaiſerliche Cabinet, obichon es fich 
dazu verſtand, die iolirte Stellung Preußens in den Angelegeubeiten des beutichen Bun⸗ 
des aufhören zu laſſen, fein Opfer bat bringen wollen, das nicht ohne Nachtheil für das 
weientliche Ziel der Politik Defterreihs und der übrigen ihren. Pflichten als Bundesmit⸗ 
glieder teen gebliebenen Regierungen hätte gebracht werden können. Um zu begreifen, 
daß dem nicht anders ſeyn konnte, reicht es Hin, den Blick auf die Stellung zu werfen, 
die wir vor den olmützer Gonferenzen einnahınen, jo wie auf Diejenige, Die wir in Wolge 
dieſer Eonferenzen einnehmen künnen. 

Defterreich ift auf den Kampfplag getreten, um die von den Verträgen geichaffene 
Bundes Berjaffung Deriſchlands aufrecht zu erhalten. Es war unjre Pflicht, unfer abſolu⸗ 
| te Hecht in dieſer Hauptfrage geltend zu machen, in ber Die fremben Mächte felöft, wie 
es und fcheint, ohne Gefahr nicht völlig neutral bleiben könnten. Don Unfang au has 
ben mir voll Vertrauen auf die moraliſche Stärke dieſer Stellung gehandelt, und unter 
allgemeiner Biligung jeden Gedanken an Zwang gegen die Mitglieder des Yundes, bie 
fi der Anerkennung des gefeglichen Organs des Bundes entzichen zu können glaubten, entfagt. 
Da diefe Bundes⸗Mitglieder ſich dergeftalt ihrer Aufgabe, gemeinihaftlich über die Bun⸗ 
beö-Angelegenheiten zu wachen, entſchlagen hatten, mußten fich alle Erecutionds Mafregeln 
darauf beſchraͤnken, Die Angriffe zurückzuweiſen, die gegen die Wirkjamfeit des Bundes⸗ 
tags, der in Kraft ter. Aufforderung der ihn anerfenuenden Staaten handelte, verfucht 
werden könnten. Wir haben ſolche Ungsiffe fernhalten müſſen, und wie haben fie fern⸗ 
gehalten, indem wir von Preußen gleich im Aufang ded vorigen Monats die feierliche 
Berficherung erlangten, dag die Vollſtreckung der Bundes-Beſchlüſſe in Kurheffen und 
Holftein auf Keinen Widerftand flogen würde. Preußen hat dieſe Verfichernng zu DI: 
müg bekräftigt. Anſtatt eines bloßen Gefchehenlaffens, das nicht ohne große Uebelſtände 
war, bat es feine thätliche Mitwirkung im Sinne der Bundes⸗Beſchlüſſe angeboten. Man 
muß bierbei den großen Werth dieſer jüngften, glücklichen Dieimmgsänderung in Bezug 
auf die den Bund betreffenden ernften ragen, zu würdigen ıwiflen. 

Wir haben uns jeden: Anflnnen auf eine Theilnahme au der Zeitung Der Bundes⸗ 
Angelegenheiten außerhalb der gejeglichen Formen widerfegt, und Haben es fo Lange ge= 
than, als man befliechten konnte, DaB ein, Zugeſtändniß in dieſer Hinficht in den Händen 
unferex früheren Gegner ein Mittel werben könnte, die Grundlagen des Bundes und die 
Erfüllung dee Bundespflichten in Frage zu ftellen, und ‚auf dieje Weiſe das Gleichgewicht 
und den Frieden Curopas zu bedrohen. Allein wenn es gelang, dieſe Befürchtungen zu 
entfernen, wenn man pofitive Garantien gewinnen konnte, daß die Wirkſamkeit Preußens 
mit dem Zweck des Bundes im Einklang ftebe, fo mußten wir uns fragen, ob c8 in die⸗ 
ſem Falle für den Bundeskörper, wie für ganz. Europa, nicht vortheilhafter wäre, bis zur 
einer vͤlligen Reorgauiſation des Bundes den Mitgliedern, die nur noch durch Form⸗ 
Khwierigkeiten von uns getrennt waren, nochmald den Weg zur Theilnahme an den Bun- 
der⸗Angelegenheiten zu eröffnen. Das Kaiferfiche Eabinet hat nicht zaudern Tännen, dieje 
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Frage nach den von Preußen zu Olmütz eingegangenen Verpflichtungen, zu bejaht 
Schon einige Zeit vorher war die Uniond-PVerfaffung vom 28. Mai 1848 aufgegein 
werben, und man hatte folglich die Ausſicht, daß die gemeinſchaftlichen Berathungen iba 
die Revifion des Bumdess Vertrages zu den von allen Mitgliedern annehmbaren Jıd 
würden führen können. 5 

Dergefalt ift ınan in Olmütz übereingefommen, den Bundes⸗Beſchlüſſen gemaͤß in 
Kurheſſen und in Holftein gemeinfchafflich zu handeln... Unter diefen Umſtänden konnte 
wir uns damit befaffen, beim Kurfürften darauf hinzuwirken, dag er feinen Einfprüde 
gegen den Aufenthalt der preußifchen Truppen in feinen Staaten keine Folge gäbe, m 
durch eine an die preußiſche Regierung gerichtete fürmliche Einladung derfelben Gelegenheit vr: 
ſchaffte, ohne irgend eine Mechtöverlegung an den Maßregeln zur. Bacificatien des Lu— 
des Theil zu nehmen. 
In Bezug auf Holftein find es die Frankfurter Beſchlüſſe, bei denen Pteujen in 
Kamen. des Bundes mitzuwirken ſich verpflichtet hat Gs iſt für amd eine hohe Bene 
digung, daß die von allen Mächten jo lebhaft geforderte Vollſtreckuug des mit Dincnur 
abgeſchloſſenen Vertrags eine der erſten Angelegenheiten iſt, die die Mitglieder des il 
fchen Bundes aufs Nene vereinigt bat. | 


7.. Die erfte Kammer des Königreiches Sachſen befchließt, eine‘ vollftänbige Rei 


der Verfaſſungs-Urkunde vom 4. September 1831 in ihrem VIL und VIL® 
fihnitte zur Zeit abzulehnen. 


Schreiben des Generalskieutnant v. Willifen an bie Statthalterfchaft von Sit: 


Wenn ich Bei meiner Anficht verharren muß, daß nach Der ganzen Lage daim 
hier eine enticheidende offenfive Operation zur Zeit noch nicht zu unternehmen if, ent 
ſehr viel mehr aufs Spiel zu ſetzen als Dabei zu gewinnen iſt, ich aber and den mtr 
machten Mittheilungen ſchließen muß, daß e8 einer Hohen Statthalterſchaft durchamurh 
wendig erfeheint, zu einer felchen enticheidenten Operation zu greifen, fo balte ih am 
meine Pflicht, in dieſem Confliet mit meiner Ueberzeugung und den Anfichten der bein 
Regierung des Landes, einer Hohen Statthalterfehaft meine Demiſſion ganz geferjal 
anzubieten, wie ich es ſchon früher gethan. Ich feheide mit der Ueberzeugung, auch ba 
dieſem letzten Schritt nur meine Pflicht zu thun, und zwar die ſchwerſte die zu thun il 
Das Opfer was ich meiner Ueberzeugung bringe ift groß, aber ich bringe es der Ech 
der ich nur mit meiner Ueberzengung und nicht gegen dieſelbe dienen kann. 


Erlaß der Statthalterfchaft von Holftein. 


An die Armee! Die Statthalterichaft macht der Armee bekannt, daß in be Be 


des .commandirenden Generals cin Wechſel eingetreten if. Der GeneralsFictene 


v. Willifen hat das Commando niedergelegt, daſſelbe ift dem General: Majer Brit 
v. d. Horſt übertragen worden. Die Statthalterichaft dankt dem ſcheidenden Gel® 4 
feine mit großem Muthe und unermüdeter Thätigkeit den Heere geleifteten Dienlt, 


‚ fpricht gegen die Armee die Erwartung aus, daß fie ihre erprobte Tapferkeit, ihre » 


plin, ihre Ansdauer in Ertragung aller Beſchwerden des Krieges auch unter dem 
Führer bewähren wird. Auf der Armee beruht die Hoffnung des Landes. 





Die Fregatte Edernförde (S. 13ten November) Iangt in der Weſermündung M 


' + Carl Frhr. v. Diez, K. baierfcher General der Eavalerie a. D., zu Münden 


Babinets-Drdre S. M. des Königs von Preußen: 


Nachdem durch eine getroffene Vereinbarung mit dem Kaiſerl. öſterreichiſchen Come 
nement die Gründe befeitigt find, welche am 6. November Meinen Befehl zu MT | 
machung Meiner ganzen Armee hervorgerufen haben, fo. beauftrage Ich dad Etui” 


. nifterlum, bie meiter nech zur kriegsfertigen Aufftelfung ber. Armee-Corps in der aut 
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zung begriffenen Maßregeln einzuſtellen, und oA die NReduetion der Truppen auf. 
ben ben früheren Stand eintreten zu Taflen. er 


Die zweite Kammer bes Großherzogthums Baden erflärt fich mit folgendem, ihr 

vorgelegten Gefe-Enhvurf, einverftanden: 
Art. 1, Diejenigen Unterofficiere und Soltaten der Königlich preußiſchen und ande⸗ 

ven Bundestruppen, welche im Sabre 1849 bei der Niederkämpfung des Aufſtandes im 
Großherzogthum durch Verwundnug in Gefechten verftilinmelt, oder ohne ein Glied zu 
verlieren, gänzlich enwerhäunfähig (gan, Invalide erjten Grades) geworben find, erhalten 
lebenslaͤnglich einen Linterfiitgungss Beitrag zu den von ihren Regierungen bewilligten Pen⸗ 
fionen. Ark. 2. Der Unterflügung&Beitrag wird fiir Diejenigen Unteroffiziere und Sol⸗ 
daten, welche ein Glied (einen Fuß oder einen Arm) verloren haben, auf jährlich einhun⸗ 
dert Gulden, und für diejenigen, welche, ohne ein Glied zu verlieren, Durch Verwundung 
gänzlich eriwerbäunfähig geworden find, auf jährlich funfzig Gilden beſtimmt. Art. 3. 
Säimmtlide UnterfiügungssBeiträge beginnen mit dem 3. Saar 1851, und werden auf 
den Grund der, won den betreffenden Regierungen anfgeitellten und bereitd vorliegenden, 
Liſten ausbezahlt. Art. 4. Unfer Kriegs⸗Miniſterium ift mit dem Vollzuge beauftragt. 

d.| + Friedrich Voigt, Geheimer Hofrath und Profeſſor der Medicin an der Univerſi⸗ 

tät Jena. 


0. | + Profeffor Wilhelm Snell, zu Bern. 

1.| Dem Ueberreſte des Fuͤrſten⸗Collegiums wird eröffnet: die K. preußifche Regierung 
beabſichtige, zur Vorbereitung einer rechtlichen Entfcheibung in dem Kurfürftenthum 
Heften, ben GM. v. Peucker dorthin zu fenden, und glaube gewiß feyn zu bür- 
fen, daß auch die mit ihr verbiindeten Regierungen ihre Zuftimmung zu Diefer 
Wahl ausbrüden wuͤrden. 

Allein ed erklären, Sahfen- Weimar: ohne Kenntniß der Inftruetion für 
General Peucker, fih nicht an feiner Bevolmächtigung betheiligen. zu wollen; 
Raffau: fich nicht bewogen zu finden, auch nur entfernten oder indirecten An⸗ 
tbeil an ben proviforifchen Maßregeln zu nehmen, beven Ausführung die Olmüger 
Vunctationen an Defterreich und Preußen übertragen habe; Sachfen-Meinin- 
gen: die Regierung fey nicht gemeint, bermalen an ber Commiſſions⸗Ertheilung 
Antheil zu nehmen. 


1.| Amtlicher Artikel der Wiener Zeitung: 


Nachdem durch cine mit der K. prenßifchen Regierung getroffene Vereinbarung die 
Gründe befeitigt find, welche die Ergreifung der in den Blatte der Wiener Zeitung 
bom 6. November. aufgeführten militairifchen Maßregeln bervorgerufen Gaben, fo haben 
S. M. der Kaijer die Reducirung der Landwehr⸗ und Aten Bataillone auf ihren frühes 
en Stand von 60 Mann per Compagnie, den Rückmarſch fünmtlicher zweiten Grenz- 
Bataillone in ihre Heimath, und die allmälige Zurüdgiehung der an den Grenzen aufge⸗ 
ſtellten Armee⸗Corps in ihre früheren Standorte im Innern des Reiches anzuordnen ge⸗ 

bt Da im nächſten Brübhjahre ohuchin eine regelmäßige Rekrutenſtellung hätte ftatt 
finden. müſſen, fo ift zwar die im verfloffenen Donate angeordnete, und dermalen kei: 
nahe ſchon vollendete Aushebung noch zu Ende zu führen, jedoch haben die Rekruten für 
jetzt nur in derjenigen Zahl bei den Fahnen einzurücken, die für den Erſatz der im Jahre 
1850 austretenden Capitulanten erforderlich ſeyn wird. 


Circular⸗Schreiben der K. a Regierung an die übrigen deutſchen: 


Schon ſeit Jahrzehnten hat ſich durch ganz Deutſchland das Bedürfniß und der 
Wunſch nach durchgreifeuden Reſermen der Verfafſung des deutſchen Bundes unzweideu⸗ 
20? 





ala 15.--177. Oetober. 18—1% 
Das K. baierſche Kriegsminiſterium verfügt, das zweite Armeecorps umd einen Th 
bes erften auf ben Kriegsfuß zu ſetzen. (S. 11. October.) 


Der Caffationd «Hof zu Stuttgart verwirft die Nichtigkeits-Beſchwerde des Fürke Ä 
von MWaldburg-Zeil (S. 19ten September), welche fich auf bie Angabe grün 
bete, einer ber Gefchwornen habe während ber Verhandlungen gefchlafen. 


Bon ben Ergebniffen ber Bregenzer Zufammenfunft unterrichtet, ober menigften 
darauf hingewieſen, requirirt die kurheſſiſche Regierung förmlich Bundeshülfe ge 
gen ihre angeblich rebellifchen Unterthanen. 


+ Ignaz Straub, der „Kronenwirth von Hal”, einer ber ausgezeichnetſten Fühm 
ber Tyroler Infurrection i. J. 1809. oo 


Zwei Schreiben bes K. preußifchen Minifterd ber auswärtigen Angelegenheiten m | 
die Gefandtfchaften zu Wien und Kopenhagen. 

I. Unter dem 4. d. M. habe ich mich, während Ew. Abweſenheit von Wien, gm 
den einftweiligen K. Gefchäftsträger über die Schleswig = Holfteinifche Sache anfühlt 
ausgefprochen. Inzwiſchen ift in Frankfurt a. M. die Ratification des Wriedendvertrag 

vom 2. Suli c. durch die dort verfammelten Vertreter mehrerer deutſchen Hegieumm 
beichloffen worden. Es verfteht fih, daß wir in dieſem Beſchluſſe ſchlechthin keinn A 
einer deutfchen Bundes-Autorität fehen, und Ew. wollen dies den Hrn. Fürſten v. Ch 
zenberg gegenüber recht beftimmt hervorheben; aber wir nehmen jenen Beſchluß di m 
Zeugniß von der erfolgten Ratification des Friedens durch Die in Frankfurt a. Bw 
tretenen Regierungen. Da nun hier bereits die Ratifications-Urkunden von 19 dit 
Bundesgliedern gegen eben fo viele Audfertigungen der dänifchen Urkunden andgeuf 
worden find, und von den der Union treu gebliebenen Negierungen nur allein Safe 
Coburg⸗Gotha und Naſſau noch die Einfendung ihrer Ratification hinausgeſchoben hi 
fo dürfen wir ohne Zweifel die Ratification als im Wefentlichen gejchehen betrahim 
Hiermit wird das Bedürfniß, den Art. IV. bes Friedens-Vertrags von Seiten des Inb 
ſchen Bundes genügen zu können, fobald Dänemark das ihm dort eingeräumte Reh pe 

‚ Brauchen will, ein unmittelbar dringende. Daß für ſolchen Zweck ohne allen Zeitwelt 
ein befondered Drgan zu fchaffen fen, ift nach wie vor unfere Ueberzeugung, und wir ho 
ben dieſelbe heute, in dem bier abfchriftlich beigefügten Erlaſſe an den K. Gefanblen j 
Kopenhagen aufs Neue dargelegt. Ew. mögen hiervon dem K. Dlinifter-Präfdenle 

‚ unter Bezugnahme auf unfere früheren Mittheilungen, und unter erneuter Geltenbmahs 
aller für unfere Verfländigung in der Sache fprechenden, Ihnen oft entwickelten Cri 
durch Vorlefung bald gefälligft Kenntnig geben, und uns ven feiner Rückäußerung W 
verweilt unterrichten. 

U. Wie Ew. aus meiner andermeiten Mittheilung nom heutigen Tage gefäligl © 
fehen werden, ift nunmehr der Zeitpunkt nahe gelommen, wo die lange verzögerte » 
fication des Friedens⸗Vertrages vom 2. Juli ala gefchehen betrachtet werben muß. I 
halb ftehe ich nicht an, Ihnen in der Schleswig = Holfteinifchen Angelegenheit Be 
zu eröffnen: Was wir in biefer Angelegenheit wollen und wünſchen, ift allein die dr 
digung ber, feit Ianger Zeit Dänemark und die Herzogthümer Schleswig und Heike 
bedrängenden, den Zrieden Deutfchlands und Europas bedrohenden Wirren. Wir Mi 
bierbei Feine andern Wünfche und kein anderes Intereſſe, als daß, in Verfolg dei Dr 
Denövertrages vom 2. Suli, eine wirkliche und dauernde Wiederherftelfung feieicer mi 
gedeihlicher Beziehungen zwifchen der Krone Dänemark und den Herzogthümern ef 
nicht eine Scheinberuhigung, der neuer Zwieſpalt folgen muß, herbeigeführt werd. in 
fere Wünſche werben vollkommen befriedigt, unſerm Intereſſe wird vollkommen gend 
wenn in Betreff der Neugeſtaltumg jener Beziehungen, wie Hinficilich- ber Eulen 
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ng zuſteht, ihre feierliche Sanctim erhalten, und von der neu zu creirenden oberſten 


Bundes⸗Behorde als Bundeg⸗Grundgejetze veröffentlicht werben. 


Indem S. M. der König, mein Allergnädigſter Herr, mich beauftragt haben, die 
Einladung zu den oben bezeichneten Conferenzen in Allerhöchſtihrem Namen an die 
ꝛc. Regierung gelangen zu laſſen, wollen Allerhöchſtdieſelben zugleich gern die zuverſichtliche 
Hoffnung ausſprechen, daß die verbündeten deutſchen Regierungen hierin ben aufrichtigen 
Wunſch erkennen wetden, die erſchütterten Verhältniſſe des deutſchen Vattrlandes auf dem 
altgewohnten Wege gegenfeitigen Vertrauens and friedlichen Einverſtaͤndniſſes neu begrün⸗ 
det, und fir alle Zukunft gejeglich kefeftigt zu fehen, und daß fänmtliche Genoſſen des 
Bundes in gleicher bundesfreundlicher Geſinnung bierzu bereitwillig die Hand bieten 


12 Circular⸗ Schreiben des Fürſten Schwarzenberg an die k. oͤſterreichiſchen Miſſionen 


in Deutſchland: 


Das Bedürfniß einer zeit⸗ und ſachgemäßen Verſtärkung des Bundes, im Wege ber 
Reviſion, ward in Deutichland gefühlt, lange ehe noch die Begebenheiten ver letzten drei 
Sabre deffen Erfüllung zur. Sache unaufichieblicher Nothwendigkeit gemacht haben. 

Schon damals waren alle denfenden Männer der Ration und alle Vaterlandsfreunde 
darüber einig, daß die Organifation der oberften Verwaltungs-Behörde des Bundes eine 
mangelhafte ſey; daß es an den Mitteln gebreche, das wahrhaft Gemeinnüßige, in gei⸗ 
figer wie in materieller Beziehung, unter den Mitgliedern des Bundes in das Leben 
treten zur laſſen; daß dem Auslande gegenüber dic Vertretung Deutſchlands nicht auf 
eine Weiſe beſtellt ſey, imd beftellt ſeyn koͤnne, wie fie der wirklichen Macht, den Hülje- 
quellen und der biftorifchen Größe Deutichlands angemefien wäre. 

Die Creigniffe des Sahres 1848, die Leichtigkeit, mit melcher damals die Grundlage 
des Bundes erfchlittert, und deſſen gefeßliche Thätigkeit außer Wirkſamkeit geſetzt wurde, 
ud der Zuftand innerer Zerriffenheit, in welchen fertdem und bis zu Diefer Stunde das 


gemeinſame Vaterland verfegt worden ift, haben mir zu ſehr die Beforgniffe und Wünſche 
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derjenigen gerechtfertigt, welche längſt auf gründliche Reviſion der Verfafſung des Bun⸗ 
des gedrungen hatten. 

Verſchiedene Wege ſind ſeit 1848 zur Erreichung dieſes Zweckes eingeſchlagen worden; 
keiner aber hat bis jetzt zum erſehnten Ziele geführt. 

Und dennoch muß man ſchnell an daſſelbe gelangen, will man nicht die Baude, die 
geſetzlich und naturgemäß die deutſchen Staaten an einander knüpfen, immer mehr ſich 
lockern, will man nicht die deutſchen Verhältniſſe einer völligen Auflöſung entgegengehen, 
und den Bund in der europäiſchen Staatenfamilic gänzlicher Machtloſigkeit zur traurigen 
Beute werden ſehen. 

Unter ſolchen Umſtänden erſcheint der durch frühere Erfahrungen als gut und zweck⸗ 
mäßig bewährte Weg gemeinfamer Minifterinl=Conferenzen neuerdings angezeigt. 

Es mögen Daher in kürzeſter Srift die Bevollmächtigten Vertreter fünmtlicher deutfcher 
Regierungen an einem frei gewählten Orte zufammentreten. 

Daſelbſt fen ihre Aufgabe, von dem Grundſatze ausgehend. daß der dentſche Bund 
ein wnauflöälicher, und, deffen Grundgeſetze bis zur erfolgten Revifion in unberbrüch- 
lichet Giltigkeit beſtehend ſeyen, die Verbeſſerung eben jener Grundgeſetze in Bera⸗ 
ung zu nehmen. 

Der Teitende Gedanke bei dieſer hochwichtigen Arbeit ſey jener, daß die Intereſſen 
dee Geſammtheit einer ſtarken Vertretung jewohl un Innern ald nach Außen 
bin bedürfen, um den Grforderniffen der Zeit, den billigen Wünfchen der Nation und 
dr S Stellung, die Deutſchland inmitten des europäiſchen Staaten⸗ ⸗Syſtems einzunehmen 
hat, zu genügen. 

Die Ergebniſſe der Verathungen jener Verſammlung mögen ſodann, den Beſtimmun⸗ 
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gen des Artikels IV. der wiener Schluß Acte gemäß , ſämmtlichen Bunbesgliedern vorge: 
legt, Durch deren Zujtimmung mit der erforderlichen Sanction verſehen, und Durch die 
hierauf ven Seiten der zu beftellenden oberſten Bundes⸗-Behörde erfolgende Veröffentlichung 
zu Bundes⸗-Grundgeſetzen erhoben werden. 

S. M. der Kaifer unſer .allerguädigfter Herr und ©. M. dor König von Preußen, 


„von der Ueberzeugung geleitet, Daß Der angegebene Weg endlich zum Ziele führen werde, 


und gleichmäßig von dem Wunſche beſeelt, ſebald ala möglich wieder in Deutichland einen 
feften, auf Recht und Geietz ruhenden Zuftand bergeftellt zu ſehen, ‚find fich in dem Ent⸗ 


ſchluſſe begegnet, gegen ihre Mitverbündeten Den Wunſchlauszuſprechen, dag bis zum 28. d. Di. 
ſänuntliche deutſche Regierungen ihre Bevollmächtigten sach Drekden entjenden, Damit ta: 


ſelbſt alsbald nach der Analogie der Minifterial-Conferenzen des Jahres 1819 die Vaer⸗ 
fammlung eröffnet, und in obbezeichneter Weiſe vorangegangen werden könne. 

Em. find beauftragt, Die Hierzu führende Einladung ohne Verzug Namens Sr. M 
an Die Regierung, bei welcher Cie beglaubigt zu ſeyn die Ehre haben, gelangen zu 
laſſen. 

Allerhöchſtdieſellen zweifeln nicht, daß Ihre ſämmtlichen Bundesgenoſſen mit Freuden 


die Ausſicht begrüßen werden, Die ſich heute darbietet, Die erſchütterten Verhältniſſe te 


deutſchen Vaterlandes anf dem altgewohnten Wege gegenſeitigen Verttauens und fr 
lichen Einverſtändniſſes wieder geregelt, und die hierdurch geſetzlich nen begründeten je 


fände für affe Zukunft befeſtigt zu ſehen. 


12, | Schreiben S. M. des Kaiſers von Oeſterreich an ben Feldmatſchall Grafen Rod: 


12. 
14. 
15. 


16. 


Lieber Feldmarſchall Graf Radetzkyl Auf Meinen erſten Wink beeilten Ei ia, 
Mich mit Shrem Eriegderfahrenen Mathe zu unterſtützen, und Ihren tapferen Degen nett 
dings an der Spige Meines, unter Shrer Führung ſieggewohnten Heeres, fire Die Weh⸗ 
rumg der Nechte Defterreich® zu ziehen. Die Vorjehung bat es anders gefügt, und eb— 
wohl Sch nur des erfteren bedurfte, Bin ich Ihnen nicht minder für den erneuerten Baer 
Ihrer mit jugendlicher Rafchheit an Den Tag gelegten Bereitwilligkeit daufbar. Ich mil 
Sie nun Ihren anderweitigen wichtigen Berufe nicht Länger vorenthalten, die Segnun⸗ 
gen des won Ihnen erfämpften Friedens in den Shrer Obhut amvertrauten Kronlande 
mit Fräftiger Hand zur vollen Geltung zu bringen. Sollten e& die Umnftände abermali 
erheifchen, jo giebt Mir Ihre ruhmvolle Laufbahn das Recht, auf Sie, als den tapferen 
Vertheidiger der Ehre Meiner Krone, in jeder Gelegenheit zu zählen. 


+ Franz Freiherr v. Weigel, k. öfterreichifcher F.e⸗M.⸗L. zu Venedig. 
+ Fr. v. Spanoghe, k. öfterreichtfcher F.⸗M.⸗L. zu Dedenburg. 
Das Ober- Tribunal zu Berlin erkennt in der Disciplinar⸗Sache wegen bes Re 


chenbachſchen Proceſſes (S. 18. Mai) gegen die Mitglieder des Appellationdge 
richtes zu Natibor: Präfident v. Kirchmann wird zu Dreimonatlicher Amts 
penfion mit halbem Gehalte verurtheilt, die übrigen Angejchuldigten Haben Cl 
ftrafen von 50 bis 100 Thalern zu erlegen. | 


Beichluß des. k. preußifchen Staats: Mintfteriums: 


Es find Zweifel darüber angeregt worden, ob und inwieweit 68 berfaffungamipg 
ſtatthaft fey, vor erfolgter geſetzlicher Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats fir 1851 
über die in denfelben vorläufig aufgenommenen Ausgabe Fonds zu disponiren. Zur Be 


" feitigung Liefer Zweifel wird vom Staats-Minijterium, in Erwägung, 


Daß ans der im Art. 149 der Verfaſſungs- Urkunde vom 31. Januar I850 fane 
tionirten Forterhebung Der beftehenden Steuern, die Befugniß der Regierung, diefe Steuem 
zu den Staatsbedürfniſſen zu verwenden, von ſelbſt folgt, 

daß die Entfheitung darüber, welche Ausgaben bis zur erfolgten gejeglichen Bell 
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ſtellung des Ansgabe⸗Ciats als unzweifelhafte und dringende Staatsbedürfniſſe anzuſehen | 


find, jeden VerwaltungssChef innerhalb feines Departements zufteht, 
daß aber ‚für die Nothwendigkeit derjenigen in tem Gtat für 1861 aufgenommenen 
Ausgaben, welche der Laufenden Verwaltung angehören (ordinarium), und lediglich and 
dein feftgeftellten Etat für 1850 übernommen find, eine durch verfaſſungömäßig erfelgtie 
Feſtſtellung diefes Etats begründete Vermuthung ſpricht, 
folgender Beſchluß gefaßt: 

4) diejenigen Ausgaben der Taufenden Verwaltung (ordinarium), welche aus tem, 
durch das Gefeg vom 11. Dlärz 1850 feitgeftellten Staatshaudhalts-Etat für 
1850, unverändert in den Etat fir 1851 übergegangen find, fünnen ohne bez 
fonderen Nachweis ihrer Nothwendigkeit forort zahlbar gemacht werden. 

2) Alle übrigen in den Staatshanshalts-Etat fie 1851 vorläufig aufgenommenen 
Ausgaben, alfo namentlich die der laufenden Verwaltung (ordinarinm) ange⸗ 
hörigen Ausgabe-Erhöhungen, und alle zur Beſtreitung außerordentlicher Bes 
dürfniſſe beſtimmten Ausgabefonds (extraordinarium) dürfen mr dann ange⸗ 
wieſen werden, wenn entweder eine rechtliche Verpflichtung zur Zahlımg beſteht, 
oder die Audgabe nach dem Ermeſſen des Verwaltungs⸗Chefs, ohne Gefahr 
für den geregelten Gang der Verwaltung oder für andere wichtige Staats⸗In⸗ 
tereſſen, nicht ausgeſetzt werden kann. 

3) Jeder Verwaltungs-Chef wird hernach die ihm untergeordneten Behörden mit 
Der erforderlichen Anweiſung verjehen. 

4) Abſchrift dieſes Beſchluſſes ift jedem Minifterium mitzutbeilen. 


7 Heinrich v. Kroſigk, herzoglich anhalt⸗bernburgiſcher Staatsminiſter, zu Bernburg. 
Ellenniniß über die des Aufruhrs, beziehungsweiſe Hochverraths angeklagten Mit: 


glieder des zu Muͤnſter abgehaltenen demokratiſchen Congreſſes. Sie werden von 
den Geſchwornen ſaͤmmtlich für nicht ſchuldig erklärt. 


19. Gabinetsfchreiben S. M. bes Königs von Preußen an das Staats-Dtinijterium: 


Ich benachrichtige das Staats-Miniſterium, dag Sch den Staate-Minifter von Ladens 
berg durch den akjchriftlich beifolgenden Erlaß, feinem wiederholten Antrage gemäß, aus 
feiner bisherigen amtlichen Stellung entlaffen, und ihn zu Meinem Wirkfichen Geheimen 
Rath, jo wie zum Chef Bräfidenten der Ober-Rechnungskammer ernannt habe, weshalb 
Ich der Vorlegung der hiernach erforderlichen Ausfertigungen zu Meiner Vollzichung 
entgegenfehen will. Zugleich habe Sch den Staats-Miniſter Freiherrn von Mantenffel, 
unter Entbindung defjelben von der Leitung des Minifteriums des Innern und von ber 
interimiftifchen Leitung des Miniſteriums fir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, 
zum PBräfidenten des Staats-Miniſteriums und zum Minifter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten, den bisherigen Regierungs-Präfidenten von Raumer zum Minifter der geiftlichen, 
Unterrichts und Medieinal- Angelegenheiten, gpıd den Kisherigen Regierungs-Präſidenten 
von Weſtphalen zum Minifter des Innern Ihm Letzterein auch die interimiftifche Leis 
tung des Mintfteriums fur die landwirthſchaftlichen Bngelegenfeite übertragen. 

Beilage: 


Indem SH Sie, unter voller dankbarer Anerkennung der erfolgreichen Dienfte, welche 


Sie mit feltener Hingebung und anfopfernder Treue, Mir und den Vaterlande in ſchwe⸗ 


ven Zeiten geleiftet haben, Ihrem wiederholten Antrage entiprechend, von der Leitung 
des Minifteriums der geiftfichen, Unterrichts und Medieinal= Angelegenheiten hierdurch 
entbinde, will Sch Sie zu Meinem Wirflichen Geheimen Rath, fo wie zum Eher-Präfi- 
denten der Ober-Rechnungskammer ernennen, ımd habe das Staats-Minifterium ange: 
tiefen, Mix die deshalb erforderlichen Ausfertigungen zu Meiner Vollziehung vorzulegen. 


Zu Ihrem Nachfolger habe ich den bisherigen Regieruugs⸗ Präfldenten von Raumer 
ernanni. 


- 
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19. Das Ober-Appelations-Gericht zu Caſſel erklärt: bis zur demnächfigen befinit 
Regulirung der Furheffifchen Angelegenheiten, der Verordnung vom 4. Septenke 
und fomit auch dem Befchluffe des Juſtiz-Miniſteriums vom 17. December Fol 
leiften zu wollen. | 





22. | Dreitaufend Oeſterreicher und Balern tüden in Gaffel ein. 
Der „Bundes - BivilsCommiffar,” k. öfterreichifche FMrL. Graf Leiningen rikı 
bafelbft folgende Bekanntmachung: 


„Im Namen des hoben deutſchen Bundes, und kraft der mir von demſelben er: 
ten Vollmachten wird hiermit verordnet: 1) Jede Widerjeglichkeit gegen die ald nothwerdi 
Folge des eingefeßten Kriegsftandes getroffenen Maßregeln wird den Belagerungszuflant, m 
deſſen Erklärung die Zunctionen der Givil- und Polizeibchörden allenthalben an die R: 
litairbehörden übergehen, zur Folge haben. 2) Während der Dauer des Kriegäftue 
ift das Tragen von nicht zum Dienfte gehörigen Waffen und Abzeichen aller Art vate 
ten; im Beziehung auf die Entwarnung der Bürgergarde und Schutzwache wird af I 
bereits geftern erlaffenen Special⸗Befehl hingewiefen. Der Ungehorjam Hat Zwang nt 
weitere Maßregeln zur Folge. Die Bezirke-Direetoren find ermächtigt, Sagdbefipen In 
Befig und dad Tragen von Sagdivaffen, infofern diefes in jeder Beziehung unbeatid 
erſcheint, ausnahmsweiſe, vermöge befonderer fehriftlicher Erlaubniß, einftweilen zu pie 
ten. 3) Es dürfen während der Dauer des Kriegäftandes. Volköverfammlunge, dt 
zu politifchen oder nicht politiichen Zwecken, nicht abgehalten werden, Die wii 
Vereine find, ſofern davon nicht eine jpecielle Ausnahme von Juice geftattet ion 
hiermit aufgelöſt. Vereine zu nicht politiicden Zwecken bebürfen zu ihrem Barkehn 
der ausdrücklichen Beflätigung der Aurfürftlichen Behörden. 4) Zeitungen, ZJoumal m 
Flugſchriften Können nur nach ausdrücklich eingeholter Ermächtigung der beiten 
Ä Regierungäbehörben erfcheinen. Die „Neue Heſſiſche Zeitung“, die „Horniſſe“ un M 
zVolksbote“ find verbeten, und deren Preffen in Beſchlag zu legen. Die kurfirilde 
Behörden werden hiermit beauftragt, diefe Verordnungen zu veröffentlichen, und find in 
deren Vollzug verantivortlich gemacht: Die erforderliche militairiſche Hülfe duch ii 
Bundes⸗Cxrecutions⸗Corps wird denſelben auf Begehren zur Dispofition geftelt. 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
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23. | Exfte vorläufige Verfammlung der zu den Dresdener Conferenzen vereinigten kb 
ſchen Staatsmänner. 


24. | Verordnung bed „Bunbes-Eivil-Commiffarius", F.⸗M.⸗L. Grafen v. Leiningen: 


Der den Kf. Verordnungen vom 4, 7. und 28. September d.75, gemährte de 
decsſchutz macht es nothwendig, daß deren allfeitige Vollziehung und Handhabung ⸗ 
chert und überwacht werde. Al Kf. Behörden, in deren Wirkungskreis die Beſtiuc⸗ 
| gen der genaunten Verordnungen, und die auf deren Vollzug berechneten weitern B 
gierungs⸗Maßregeln und Befchlüffe des Hohen Bundes und feines Commipfärs eindA* 
werden daher für die gehörige Befolgung perfünlich haftbar gemacht, und haben ah 
Maßgabe ihrer DienftsCompetenz, dahin zu wirken, daß alle Contraventionen DA 
zur Beſtrafung gezogen werben. Insbeſondere beauftragt der Unterfertigte die HM 
Bezirks⸗Direetoren des Kurfürſtenthums, dieſe Weiſung und Warnung gehörig befand 
machen zu laſſen, und durch die ihnen untergebenen Verwaltungss und Polizeiftelen, ⸗ 
wie durch die Gendarmerie, alle ſich noch ergebenden Renitenzfälle und Contraventena 
dem Unterfertigten unmittelbar zu melden, damit wegen ber ſtrafrechilichen Befanblint 
das Erforderliche befohlen werden kann. Die Herren Bezirks⸗ODirectoren werben Dane 


— — — — — — — nn nn 





8, ‚Detöber. 7. - B8. 111 


+ Karle Schorn, Profeſſor ber Vorhen · Relerei an der. Akademie der bildenden 
Kuͤnſte zu Muͤnchen. 


In dem Pproviſoriſchen Fürften-Collegium erſtattet der Verfaſſungs⸗Audſchuß Bericht 
über bie rechtlichen und politiſchen Momente, welche die Gegenitände der Erörtes 

. vumg bei Berathung bed Verhältnified und ber weiteren Entwidelung ber Union 

. nah dem I5ten: October d. 5. bilden mäflen. “Der Borligende erklärt in Bezug 
darauf, Namens ber preußiichen Regierung: . 


Preußen kann fih den in dem Guͤtachten des Verfaſſungs-Ausſchuſſed entwickelten 
"Anfichten über’ die, durch den Ablauf des Proviſoriums vom 15. Detober, eintretende 
Sachlage, im Allgemeinen nur anfchließen. 

7 Herma ift eine abermalige Verlängerung des Provijeriums nicht als zulaſfi g au ern 
achten, da eine folche den ſchon beftehenden Migverftändniffen und Mißdeutungen über den 
Zweck eines proviſoriſchen Zuſtandes neue Nahrung zuführen würde, und dieſe Maßregel 
überdies nicht von allen unirten Staaten gewünſcht wird. 

Es iſt ferner einleuchtend nachgewiejen, daß die Verfündiging der VBerfaffung vom 

28. Mat unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht ausführbar iſt. Ihrem Befen und 
ihrer Beſtimmung nach beruhte diefe Verfaffung auf der Hoffnung, daß alle oder der grü- 
exe Theil Der deutſchen Staaten ſich der bundesftaatlichen Einigung anfchliegen würden. 
Preußen Hat diefe Vorausſetzung in dem guten Glauben zu Grunde gelegt, daß feine 
Ueberzeugung von den, mas fir Deutfchland wahrhaft beilfam, was fire Die Nation wirk⸗ 
‚liches Beduͤrfuiß fey, allgemeine Zuftimmung finden werde. Diefe Hoffnung iſt nicht er= 
füllt worden. ..Diehrere deutſche Staaten haben den Zutritt zu Der, auf Diefer Grundlage 
zu errichtenden Union abgelehnt, andere haben fich durch übernommene Verpflichtungen 
wicht gebunden erachtet, und find in mannigfacher Art und Weile abgefallen. Bei dem 

Gruüundſatze unbeſchränkter freier Entichliegung zum Eintritt in die Unten, den Preußen 
feftgehalten hat, mußte e8 dieſes Ergebniß, ſowohl um des gemeinfamen Vaterlandes, ala 

. mt jener Staaten felbft willen, tief bedanern; die K..Negierung bat jedoch den Gedans 

- ten eines auszyübenden directen oder indivecten Zwanges jederzeit von fich getwiefen. 

Jede unbefangene Erwägung zeigt nun, daß Die Reihenfolge der Beftimmungen, 
welche die Urkunde vom 28. Mai 1849 einfchliegt, in einem Staaten=Compler won fo 

beſchränktem Umfange, wie ihn die Union zur Zeit aufweiſt, nicht zur Ausführung gelau⸗ 
'gen Tann. Den in dem Gutachten des Verfaſſungs-Ausſchuſſes dargelegten Gründen 
kann hierin nur durchweg beigepflichtet werden. 

Es wiirde Daher zu ſchließlicher Erwägung kommen, ob der Augenblick geeignet fen, 

‚bie erforderlichen Veränderungen in der mehrgebachten Verfaſſung jegt in Berathung zu 
‚nehmen, und anf gefeglichen Wege feitzuftellen. Auch hier muß dem Gutachter beige- 

pflichtet werden, daß dieſes weder rätdlich, noch möglich fey. Außer den dort Angeführ- 
‘ten ift hervorzubeben, dag, obgleich die Verhandlungen über die Neugeftaltung des mei- 
teren Bundes noch zu keinem Reſultate geführt Haben, es doch im allgemeinften Intereſſe 
- Tiegt, dieſem Ziele unverwandt nachzuftreben. Da die Hoffnung, es zu erreichen, noch 
nicht aufgegeben werden muß, fo können im jeßigen Augenblick die Beziehungen der Union 

zu der Verfaffung des weiteren Bundes weder ignorirt, noch blos vorbehalten werden. 

Preußen wird den großen Gedanken der engeren bundesſtaatlichen Einigung für alle 
deutfche Lande, die hierzu das Bedürfniß fühlen, zu Feiner Zeit aufgeben oder fallen laſ—⸗ 
fen; e8 wird vielmehr auf voller Anerkennung des freien UnirungssRechtes der beutfchen 
Fürſten und Staaten, als unerläglichem Grundfage entſchieden beharren. Erſt danıı, wenn 
der deutfche Bund von 1815 die Geftalt angenommen hat, zu welcher alle feine Glieder 
", zuftimmen können und wollen, und wenn innerhalb deſſelben die Union terjenigen Stanz 
ten ind Leben getreten it, welche zu gemeinfchaftlicher Gejepgekung auf parlamentariſcher 
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GSrundlage mit einheitlicher Exrentivgewalt Mh verbanken Haben, erſßt dann iR die gro 
Krife beendet, bie feit drei Jahren über dem’ deutfchen Vaterlande ſchwebt. 

Bis dahin aber, wo nach dem Ermeffen der unirten Regierungen zu definitiver Bund 
führung der bundesſtaatlichen Verfaffung für die Union gefchritten werden Tann, erfem 
Prrußen es mit dem Ausſchuß⸗Vortrage am angemeflenften, daß die Staaten, melde in 
Proviſorium zufammenflanden, feft vereinigt bleiben, und ihren gegenwärtigen Bedürfnifſen 
durch eine entiprechende Entwidelung des Bimdnip-Statuts vom 26. Mai 1849 genigm. 

Eine folche würde nach unferer Anficht zum Begenftand haben: 

1) den Schug gegen innere und äußere Angriffe jeder Art; 

2) die gemeinjchaftliche und übereinſtimmende Handlung in Bezug auf die Nengefaliug 
des weiteren Bundes; 

3) die Vereinbarung über die Conftituirung der Union auf Grund der erforderlichen 

Modificationen der Verfaffung vom 28. Mai 1849. 

Befonderer Erwägung bleibe dabei vorbehalten, welche meitere Einrichtungen im ale 
tigen Spntereffe fehon jetzt in Wirkfamkeit treten fönnten. 

Als Organe der Union witrden, unter den im Mai d. J. vereinbarten Mapgaben, ir 
Uniond-Vorftand, das Fürſten⸗Collegium und das Unions⸗Gericht, die letzteren in ihra pe 
genwärtigen Zufammenfegung, fortdauern. 

Die K. Regierung ſieht in der Annahme dieſer ihrer Vorſchläge die entfperhenit 
Löfung der für den 15. October vorliegenden Aufgabe, und trägt. daher darauf an, M 
die verblindeter Regierungen denfelben ihre Zuftimmung baldigft ertbeilen mögen) 
Der Oberbefehlshaber zu Caſſel erklärt den verfammelten Stabsoffizieren: tm 
hefiifchen Truppen nicht zur Durchführung der bekannten Verordnung mit 
fo werde e8 von fremden Truppen gefchehen, und die Conftitution zu Grm p 
hen, denn die Oeſterreicher würden niemals eine fo freie Verfall 
wie die heffifche, beftehen laſſen. 

Feierliche Enthüllung der großen Bavaria⸗Statue auf der Thereſien⸗Wirſe hei Pie 
I - den. — Der Angenblid, um dem erflannten Deutfchland eine coloffale bo 
varia zu zeigen, fcheint nicht übel gewählt. 

9, | Das K. würtembergifche Minifterium Iegt der Landes-Verſammlung einen ne 
Berfaffungs-Entwurf vor. | 

9, | Eingabe ber weit überwiegenden Mehrzahl aller kurheſſiſchen Offiziere: 


| Die unterzeichneten Offiziere erflären Angefichts eines Conflicts won Pflichten, nl 
ber ihnen einerſeits durch die Pflicht des Gehorſams, andererjeits durch die eidlich über 
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nommene Verpflichtung auf die Beobachtung der Verfaſſung bevorſteht, und in her def 

die Entſcheidung kf. General-Auditoriats noch mehr befeftigten Ueberzeugung von det De 
faſſungswidrigkeit der Verordnungen vom 7. ı. 28. Septbr. d. J., daß fic fich gebrunp? 
| fühlen, nunmehr den Abjchied zu nehmen, wobei fie zugleich den dringenden Wunſch ausſptep 
ſo lange bei den betreffenden Corps und Compagnieen belaſſen zu werben, bis im Intereſſe ð 
| Diseiplin, ſowie namentlich zur Verhütung einer etwaigen freiwilligen Auflöfung hub 

giments, Allerh. Orts Vorforge getroffen worden iſt; wobei fie jedoch noch ſchließlic N 
Erklärung abgeben müffen, daß fie in der Zwiſchenzeit der Eingabe Dee Abſchiedb 
| 


Th ar ee, wu 


*) Da dies zu verfdiedenen Zeiten geſchehen ift, bemerken wie glei hier, daß Ofbeniir 
Sachſen⸗Weimar, Braunſchweig, Naffau, Sahfen-Boburg-Gotha, Altenburg, Meininget 
Anhalt, Schwarzburg und Reuß, Waldeck, Hamburg, Bremen, Lübeckſich für ben Berjäle) 

‚ansgeiproden Haben, 1 
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45. Des K. beierfihe Kriegsminiſterium verfügt, das zweike Armmeecome und * Shi 
des erften auf ben Kriegsfuß zu ſetzen. (S. 11. October.) 


Der EaffationdsHof zu Stuttgart verwirft die Nichtigkeits⸗Beſchwerde des Yürfen 
von Waldburg-Zeil (S. 19ten September), welche fich auf Die Angabe grün 
dete, einer der Geſchwornen habe während der Verhandlungen gefchlafen. 


Bon den Ergebniffen ber Bregenzer Zufammenkunft unterrichtet, oder wenigftent 
Darauf hingewieſen, requirirt die Furhefiifche Regierung förmlich. Bundeshülfe ge 
gen ihre angeblich rebellifchen Unterthanen. | 


+ Ignaz Straub, der „Kronenwirth von Hal”, einer ber ausgezeichnetſten Zühm 
ber Tyroler Infurrection i. 3. 1809. 


17. | Zwei Schreiben des 8. preußiſchen Miniſters ber auswärtigen Angelegenheiten u 
die Gefandtfchaften zu Wien und Kopenhagen. 


I. Unter dem 4. d. M. habe ich mich, während Ew. Abweſenheit von Wien, gem 
den einftweiligen K. Gefchäftsträger über die Schleswig = Holfteinifche Sache auifihlih 
ausgefprochen. Inzwiſchen ft in Frankfurt a. M. die Ratification des Friedenduertrugd 
vom 2. Suli c. durch die dort verfammelten Vertreter mehrerer deutſchen Reyirm 
befchloffen worden. Es verftcht fich, daß wir in dieſem Befchluffe ſchlechthin Feinm Mi 
einer deutfchen Bundes-Autorität fehen, und Ew. wollen Died dem Hrn. Fürſten v. Shen 
zenberg gegenüber recht beftimmt hervorheben; aber wir nehmen jenen Beſchluß du 
Zeugniß von der erfolgten Ratification des Friedens durch die in Frankfurt a. Bm 
tretenen Regierungen. Da nun bier bereits die Natifications-Urkunden won 10 ia 
Bunbesgltedern gegen eben fo viele Ausfertigungen der dänifcgen Urkunden ansgral 
worben find, und von den der Union treu gebliebenen Regierungen nur allein Che 
Coburg⸗Gotha und Naſſau noch die Einfendung ihrer Ratification hinausgeſchoben him, 
fo dürfen wir ohne Zweifel die Natification als im Weſentlichen gejchehen betrafen 
Hiermit wird das Bedürfniß, den Art. IV. des Friedend-Vertrags von Seiten des dab 
ſchen Bundes genügen zu können, fobald Dänemark das ihm dort eingeräumte Kehl ge 
brauchen will, ein unmittelbar dringendes. Daß für ſolchen Zweck ohne allen Zeitte 
ein befondered Organ zu fehaffen ſey, ift nach wie vor unſere Meberzeugung, und wi ho 
ben dieſelbe Heute, in dem bier abſchriftlich beigefügten Erlaſſe an den K, Bejandta y 
Kopenhagen auf's Neue dargelegt. Ew. mögen hiervon dem K. Dlinifter-Präftdentn 

‚ unter Bezugnahme auf unfere früheren Mittheilungen, und unter erneuter Geltendmadi 
aller fir umfere Verftändigung in der Sarhe fprechenden, Ihnen oft entwickelten Grin 
durch Vorlefung bald gefälligft Kenntnig geben, und uns von feiner Rückäußerung 19 
verweilt unterrichten. 

U. Wie Ew. aus meiner anderweiten Mittheilung nom heutigen Tage gefälligk © 
fehen werden, ift nunmehr der Zeitpunkt nahe gelommen, wo die lange benbgch id 
fication des Friedens⸗Vertrages vom 2. Juli als gefchehen betrachtet werden muß. ſo 
bald ftehe ich nicht an, Ihnen in der Schleswig⸗Holſteiniſchen Angelegenheit Bol! 
zu ‚eröffnen: Was wir in Diefer Angelegenheit wollen und wünſchen, iſt allein die Br 
digung der, feit Ianger Zeit Dänemark und die Herzogthümer Schleswig und Helm 
bedrängenden, den Zrieden Deutſchlands und Europas bedrohenden Wirsen Wir nie 
hierbei Feine andern Wünfche und Fein anderes Sintereffe, ala daß, in erfolg des ” 
Denövertrages vom 2. Zuli, eine wirkliche und dauernde Wiederherftellung feieblicher m 
gebeihlicher Beziehungen zwifchen der Krone Dänemark und den Herzogthümern 
nicht eine Scheinberubigung, ber neuer Zwieſpalt folgen muß, hesbeigeführt werde. Ip 
fere Wiünfehe werden vollkommen befriedigt, umferm Intereſſe wird vollkommen g 
wenn in Wetreff der Neugeſtaltung jener Beziehungen, wie vr ber Euer 


15 


15 


16 





. . 19%. ODetober. 17. 11: 





frage, alle Anforderungen des Rechts ihre Geltung, und namentlich auch die von um 
gewahrten Rechte des deutichen Bundes ihre unbeſchränkte Anerkennung finden. Unbere 
kann, wie wir überzeugt find, auch die K. Dänische Regierung in der Sache nicht wün: 
fhen oder wollen. Wir zweifeln daher nicht, daß, bei deutlicher Anſchauung dieſes Zie: 
les, auch unſchwer die Mittel für die Erreichung deſſelben zu finden find. Nach den 
Art. IV. des Friedenss Vertrages wird die K. dänifche Regierung ſich zunächſt an der 
deutichen Bund zu wenden haben, und es ift dies zweifelsohne ihre Abſicht, da fie gewij 
nicht die ſchweren Folgen einer Verlegung jener Vertrags⸗Beſtimmung auf fich nehmen 
will. Sie bat fich wegen der Ratification mit den in Frankfurt a. M. verjammelte 
Vertretern mehrerer deuiſchen Regierungen in Beziehung gejegt, ja einen von ihr für Hol: 
ftein und Lauenburg beftellten Abgeordneten an den Beratfungen und Beichlüffen derſel— 
ben Theil nehmen laſſen; kei näherer Erwägung der Sache wird fie ſich aber fagen milf: 
fen, daß diefer Weg wohl zu dem jet vorliegenden Refultate der Friedens⸗-Ratificatior 
von Seiten jener Regierungen führen Eonnte, indeß hierüber hinaus ein fachgemäßer kei— 
neswegs zu nennen ift. Der beutfche Bund ift weder rechtlich, noch thatfächlich in Frank⸗ 
furt vertreten. Die rechtliche Vertretung wird von uns durch jchlagende Gründe beftrit: 
ten, und die gegentheilige Behauptung Fann den „reactivirten Bundestag” nicht zu einem 
alffeitig anerfannten Bundes⸗-Organe machen. Daß thalſächlich die in Frankfurt vereinig⸗ 
ten Bevollmächtigten nur won der Minderzahl der deutfchen Regierungen abgeordnet find, 
und daß folhe Minderzahl nicht die Geſammtheit des deutichen Bundes ausmacht, ift wolls 
kommen zweifellos. Frankfurter Beſchlüſſen, welche irgend eine Bunbed-Autorität in Bes 
treff der Herzogthümer geltend machen wollten, würden wir Bei jolher Sachlage unjere 
Anerkennung unbedingt verfagen müſſen, und da wir die Actien eined von uns nicht ans 
erkannten Bundesorgans in Deutſchland nicht zuzugeben vermögen, fo würde jede in Krank 
furt beliebte Maßregel unausbleiblich Hindernde Gegenmaßregeln von unferer Seite herz 
vorrufen; wir wilden ein dort beſchloſſenes militairiſches Ginfchreiten nicht dulden. Je 
mehr dies mit Nothwendigkeit aus den Rechten, welche wir fefthalten, aus den Pflichten, 
welche wir erfüllen müffen, heruorgeht, um fo mehr Dürfen wir das Ginverftänbniß der 
K. däniſchen Regimung dafür in Anſpruch nehmen, daß weitere Schritte derſelben, um 
die Dazwiſchenknnft des fogenannten Bundestages Bervorzurufen, den Zweck baldiger Pa- 
eifieation ber Herzogthuͤmer keinesweges erreichen würden, vielmehr weit größere, über die 
Grenzen der Herzogthümer und Dänemarks hinaus reichende, diefe aber in keinem Kalle 
unberührt Tafiende Kämpfe herbeiführen könnten. Leuchtet dies ein, jo wird das Kopenhage⸗ 
ner Cabinet gewiß auch nicht länger zögern, einen Schritt zur Gröffnung eined anderen 
Weges zu thun. Wir Haben und mehrmals dahin ausgeſprochen, daß während der jetzi⸗ 
gen beutfchen Verfaſſungskriſe das Recht, Bundes⸗Angelegenheiten, die nicht zu dem Ges 
fegäftskxeife der Bundes-Eentrals-Conmiffion gehören, zu erledigen, einzig und allein Bei 
den Bundesgliedern felbit berußt, und daß eine fehnelle Action unter ſolchen Umftänden 
nur allein zu erreichen ift, wenn Preußen und Defterreih, im Namen und Auftrage 
ſammtlicher Bundes⸗Regierungen übereinftunmend zu handeln, in den Stand geſetzt wers 
den. Auch auf die ſchleswig⸗holſteiniſche Sache findet dies volle Anwendung. Sol in 
Betreff derfelben, wie das Bedürfniß es erheiſcht, ſchnell und erfolgreich gehandelt merden, 
fo iſt, mit Beifeitlaffung dee auf die Bundes⸗Verfaſſungs-Reviſion bezüglichen Fragen, 
‚eine beſondere Commiſſion ad hoc zu bilden. Wenn das K. däntiche Cabinet fich diefer 
einzig zum Ziele führenden Ueberzeugung anfchließt, fo wird ed auch. erkennen, dag ba 
nächfte Schritt Hierzu darin befteht, daß es einen folchen Antrag in Wien ftelle. Unfes 
zer Meinung nach würden von Preußen und Defterreich beftellte Bundes⸗Commiſſarien 
in Hamburg oder an einem andern gleich paflenden Orte, mit Beauftragten ©. M. dei 
Königs von Dänemark zus Ausführung des Urt. IV. fich zu vereinigen, und nach ges 
meinfchaftlicher Berathung, die zus gerechter und bauernder Baeification der Herzogthuͤmer 
gereichenden Anordnungen zu erwägen, und ihre Anträge Behufs weiterer Veranlaſſung 
u N 15*r 
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‚tion von Bundeehülfe. S. 114. Beſchluß in Be- 
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furter Ratification des Friedens mit Dänen, 
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den. ©. 124. Abzug berjelben und Cinruden 


don Teen S. 132, 13. 
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Beiffel, So v. Erʒbiſchof von Coͤln, zum Gar: 
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Gelnhauſen, Einrüden baierſcher Truppen. 6. 124 
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Geſchwornen Geriäte, Freiſpreqhende Urthe 


Kegifier i 


265 


ö—ii ñ ñ ñ ñ ñ ñ — —, ——— — — — —— — ZU 
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Gröben, Graf vom, k. preuß. Gen. Lieutnant. ©. 
1239. 132. 
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wort Bes Miniſteriums. ©. 113. Das Mini: 
keriume tritt zuruͤck; Zuſammenſetzung bes neuen. 
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Hannover, Stabt. Poͤbel⸗Nrceß. ©. 87. 
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S. 79. Belhlüffe wegen der Steuer- Erhebung. 
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gegen bie preußifche Regierung. ©. 94. Schrei: 
ben berfelben in Bezug auf die bundestagliche Cin⸗ 
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Fulda; gewaltſame Maßregeln. ©. 183; dito 134 
Nachgiebigkeit des Ober⸗App.⸗Gerichts. Si 160. 
Binrücen der fg. Bundestruppen in Caſſel. ©: 160. 
Politiſche Vereine und mehrere Zeitungen. unter: 
drückt. S. 160. Berfügung an bie Behoͤrden. 
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ten Friedendzuſtandes in ben Herzogthümern Holftein und Schleswig, erforderlifen 
Schritte werde erzielt werden. 


02- | ArmeesBefehl S.M. des Kaiſers von Defterreich, wodurch neue Beſtimmungen über 


die Annahme von Cadetten erlaffen werben. 


34. | Reife ©. M. des Kaifers von Defterreich nach Warſchau. 
25. | Beichluß der vorgeblichen Bundes-Verfammlung: 


26. 


26. 


1) fofort nach erfolgter Auswechſelung der Ratificatons⸗Urkunden über den Briden 
vom 2. Juli, der Statthalterfchaft in Kiel, ala der factifch beſtehenden oberften Lande: 
kehörde Holfteins, ihren feften Willen kundgeben zu Laffen, daß fie fernere Feindfeligle 
ten nicht dulden werde, die Statthalterſchaft daher gemeſſenſt angemwiefen werde, dafı 


Sorge zu tragen, daß Fein Angriff erfolge, die holſteiniſchen Truppen vielmehr fit 
der Eider zurücgezogen werden, und: daß eine Beurlaubung derfelben von mindeim 


Zweidrittel ftattfinde, die Bundes-Präfidial-Gejandtichaft aber zu erjuchen, dieſe Intimalien 
an die Statthalterfchaft auf geeignetem Wege zu bewerkſtelligen; 2) hierbei der K. däniigen 
hohen Regierung gegenüber die beftimmte Vorausfegung auszuſprechen, daß den Beſtimmu— 
gen des Friedens vom. 2. Juli gemäß, mie fie namentlich nach Maßgabe des Schrakn 
des englischen Bevollmächtigten vom 4. Juli interpretirt werden müſſen, auch K. dinike 
Seits Feine Ausdehnung militairiſcher Maßregeln auf Holftein erfolge, daß auch inf 
der Beurlaubung bolfteinischer Truppen eine angemeſſene Verringerung der däniſchen Yan 
im Süden Schleewigs ftattfinden merde; 3) einen Bundes = Kommiffar- zu ermemm, 7 


dieſem Endzweck aber die K. hanndverſche Negierung durch Vermittelung zu erjiche, im 


ihrer höheren Beamten zu benennen, welcher zur Uebernahme diefer Function gerim 


‚ and denfelben zu alöbaldiger Anherkunft zu veranlaffen, damit er feine Wohn" 


Inftruction in Empfang nehme; 4) den Ausſchuß zu beauftragen, einen GEntu 
fer Vollmacht und Inſtructivn unverzüglich vorzulegen; 5) den Grecutiond = Auiſhi 
mit aldbaldiger Eröffnung feines Gutachtens über die möglicherweiſe nöthig werden 


. enentuellen Exeeutions⸗Maßregeln zu beauftragen, endlich 6) die K. dänifche, day 


lich lauenburgiſche höchfte Regierung von dem gegenwärtigen Beſchluß, und namenllih m 
der unter Nr. 2. deſſelben gefchebenen Vorausfegung, in Kenntniß zu ſetzen. 


Auswechslung der Ratificationen des am 2. Juli abgefchloffenen Trieben, zeilhe 


ben beim angeblichen Bundestage vertretenen Regierungen und Dänemad ı 
Frankfurt a. M. 


Der angebliche Bundestag erlaßt an den k. baierſchen General, Fuͤrſten von Im 


und Taris ben Befehl, in das Rurfürftentkum Heſſen einzurüden. Ginige Anfint 
von Seiten des Kurfürften erledigen fich während ber nächften Tage. 


Vebereintommen zwiſchen Preußen umd Defterreich zu Warſchau. 
Vorfchläge des Minifter Gr. Brandenburg: | 


1) Gleichſtellung Defterreich8 und Preußens in Bezug auf die Präftbialfrage. 2) p 


ſtellung der ſiebenzehn Stimmen unter Form des Bundesraths mit analogen Befuzu 


wie fie die Bundesacte der Bundes⸗Verſammlung zulegt. 8) Uebertragung der cab 
lichen Greeutive an Defterreih und Preußen. 4) Zur Zeit Feine Verbindung c 
Volfövertretung ınit den Bunbesrathe. 5) Aufnahme der öſterreichiſchen Sefammtdr 
narchie in den deutfchen Bund. 6) Anerkennung des Principe der freien Unirung M 
diejenigen Staaten, welche ſich freiwillig hiezu verbinden wollen, unter der Bedingi 
dag deren bunbesftantliche Union mit der Verfaffung des Bundes nirgends in Wde⸗ 
ſpruch ſtehe. 

Antwort des Fürften Schwarzenberg darauf: 

Ad 1. Deſterreich willigt nicht in dieſen Anſpruch, ſendem ſchlaͤgt vor, die Enſhe⸗ 


Regihen 
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| RR. 
affau, SHerzogihum. Lehnt die Veſchickung des 
Bundestages ab. ©. 85. , Austritt aus ber 
Union. ©. 140. 
ational = Berfammelter, ein merlwuͤrdiger. 
S. 146. 
eander, Prof. J. ©. W. 
eubeck, Hofrath. 1. ©. 92. 
urnberg. Landwehr reactivirt. ©. 139. 


O. 


bercamp, G. A. v. J. ©. 4. 


berlaänderſche Geſetze, in Sachſen wieder ab⸗ | 


geſchafft. ©. 43. 48. 
efterreihifhe Monarhie Milderung eines 
Strafurtheils. ©. 8 F. 3. M. v. Haynau 
feiner Stelle enthoben. ©. 15. Gircular-Schrei- 
ben in Bezug auf bie Unterhandlungen mit 
Preußen. ©. 16. 9. Mitteilung an bie preu⸗ 
Fifhe Regierung wegen bes Friedens mit Dänes 
mat. ©. 20. Nedlamation beim preußiſchen 


Minifterium. ©. 28. Proleſt gegen die Militair⸗ 


Gonuention zwifhen Preußen und Baden. S. W. 
Gmennung des RPraͤſidial⸗ Geſandten am Bundes: 


tg. ©. 37. Staatsvertrag wegen eines Tele: 
graphen-Bereind. S. 37. Erklärung wegen des 


Rarſches badiſcher Truppen durch den Feſtungs⸗ 
Rahen von Mainz. S. 80. Preußiſche Gnigeg⸗ 
nung darauf. S. 43. Desgl. in Bezug auf bie 
Berufung bes engeren Rathes ber Bundes Vai. 
€ 46. Oberſter Gerichtehof. ©. 48. Erwie⸗ 
bermng, anf bie praußiſche Depeſche wegen bed en- 
geren Mathes. E. 48. Meplik in Bezug . auf 
ven Marie Badiſcher Truppen dunch Mainz. ©. HD. 
Dringende Cinladung an Preußen, die Bunbes- 


Verſanminng zu: Leſchicken. S. . Desgleichen 


an alle, in Frankfurt: nach. wicht vartretene Megier 
rungen. ©. 57. 


des Bundestages. ©. CB. 
Londoner Proteckoll. ©. 6. Preußiſche Brflärung 
wegen des Buudenagra. S. oͤb. —— hinſicht⸗ 
lich der Eiſenſtrafe Bei. Qzieren. ©. 84. Ant⸗ 
wort des Gakaneks .auf Dir perufifche Grfläuung. 


©. 89. Mittheilung des preußiſchen Gabineis 


wegen Ruchefien. &93. Antwort darauf. S. 94. 
Mittkeilung ber preußiſchen Megierung über die 
Einmiſchung des Bundestages in Kurhefien. ©. 98. 
Entgeguung auf bie pteußiſche Depeſche vom 22. 
September. ©. 99. Urwicberung bes. Berliner 
Gabinets. ©. 105. Duſammenkunft und Vertrag 
zu Bregenz. E. 113.. Neue Veſſimmungen we⸗ 
gen Annahme bee Cabetten. ©. .118. Reiſe bes 
Kaiſers nach Warſchau. ©. 118. Unterhandlun⸗ 


Preußiſche Dunlik in Der Maint 
zer Angelegenheit. &: 62. Degl. Autwort wegen 
Bidingter Beitritt zum. 


gen daſelbſi. S. 1103. Große Rüftungen. ©. 132. 
Das Vorarlberger Corps überſchreitet bie Grenze. 
S. 14. F. M. Radetzky nach Wien berufen- 
©. 124. Droh:Artitel in ber Wiener Zeitung. 
&.129. &rfteSigung eines Schwurgerichts. ©. 133. 
Alle Mittkeilungen über Truppenmaͤrſche u. |. w. 
verboten. ©. 134. Der Eld des Heeres auf die 
Verfaſſung abgeſchafft. S. 135. Ber Gefandte 
in Berlin fordert die Räumung Hefiens. ©. 139. 
Wechſel telegraphiſcher Depeſchen mit ber preußi- 
ſchen Regierung. ©. 140. Schließliche Erklärung 
in der Angelegenheit des F. 8. M. v. Haynau. 
©. 14% Dlmüser Zuſammenkunft. S. 143. 
Dlmüser Punctation. S. 144. Borflellung bes 
britifchen -Gabinets gegen bie Aufnahme. ber Ge: 
ſammi⸗Monarchie in den deutſchen Band. S. 152. 
NReichsrath. S. 152. Circular⸗Schreiben in Be⸗ 
zug auf die Olmützer Punctation. S. 162. Die 
Wiener Zeitung über die Cinſtellung der Rüͤſtun⸗ 
gen. S. 155. Einladung der deutſchen Regierun⸗ 
gen zu den Dresdner Conferenzen. S. 157. F. M. 
Radetzky kehrt nad) Italien zurück. ©. 158. 

Oldenburg, Großherzogthum. Mit der Berlän: 
gerung bes Proviforiums einverflanden. S. 19. 
Bon Preußen zum Schiedsrichter in ber. Mainger 
Angelegenheit vorgefchlagen. S. 64. Lehnt bie 
Beſchickung des Bundestages ab. ©: 81. Aus: 
tritt aus der Union. ©. 140. ' 

Olmütz. Zuſammenkunft bes Memichitchen Mi⸗ 
niſter⸗Praͤſidenten mit Seren v. Manteuffel. ©. 143. 
Bunckatien. ©. 144. Preußiſche und oͤſterreichi⸗ 
ſche Erklaͤrung darüber. S. 149. 162. 

Oſterbye, Gefecht bei. S. 88. 


P. 
Palmerſton, Lord. SE. 41. 42. 
Paulßen, Ob. App⸗Ger.«Rt. F. S. 133. 
Pechlin, v. S. 1. 
Dewder, G⸗Maj. v. ©. 155. 
Pleſſen, v. &8 - - 
Brag. Inthronifatlon des Garbinal ⸗ Erzbiſcheſe. 
S. 59. 

Preußiſche Armee. Zeuguiſſe über fe. ©. 134. 
137. 440.. 
Preufifhe Monarchie. Friedens⸗ Bertrag mit 
Dänemark. ©. 1. Denkſchrift zur Gelauterung 
deſſelben. ©. 2. Unterhandlungen mit Oeſterreich 
in! ber deutſchen Angelegenheit. S. 6. 232. 46. 


Bommunicationen mit dem -Fürflen : Collegium. 


©. 11. 12. 37. 38. 116. 134. 149. Mittkei- 
lung bes Friedens⸗Vertrages an die Statthalter: 
ſchaft von Schleswig⸗Holſtein. ©. 14. Erneue⸗ 
zung bes Louiſens⸗Ordens. ©. DM. Erledigung 
einer Reclamation des öſterreichifchen Geſandten. 
©. W. Circular⸗NRote in Bezug auf die Natifi⸗ 
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cation des Friedensſchluſſes mit Dänemark.“ ©. 36. 
Staatsvertrag wegen eines Telegraphen:Bereins. 
©. 37. Die zu Unterhandlungen nad Frankfurt 
gefenbeten Bevollmächtigten abberufen. &. 38. 
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plit in Bezug auf den Marſch badiſcher Truppen. 
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des britifchen Gabinets, S. 55. Oeſterreichs Ein: 
ladung, ven Bundestag zu beſchicken. &.56. Du: 
plik in Sachen. des Marfches badiſcher Truppen. 
S. 62. Antwort wegen Beſchickung des Bundes⸗ 
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deutfchen Angelegenheit. S. 89. Nochmalige Erklärung 
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G. v. Radowitz, Minifter der auswärtigen Ange: 
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Unbefannte Denkſchrift. ©. 121. Entgegnung an 
die Statthalterfhaft. S. 121. Miniſterrath vom 
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Grafen Brandenburg. ©. 129. Der Befehl an 
die Truppen in Heſſen modificirt. S. 132- 
Schlacht bei Bronnzel. S. 132. Minifter v. La⸗ 
denberg einſtweilen Vorfſihender des Cabinets. 
©. 132. Rüuckzug von Fulda nach Hersfeld. 
©. 132. Verordnung Hinfihtlih der Kriegslei- 
fungen. S. 135. Der Prinz von Preußen erhält 
den Obexbefehl über vier Corps. S. 134. Auf: 
Yöfung der Union erflärt, ©. 134. Gröffnung 
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ber Kammer⸗Sitzungen. ©. 136. Der Oberlu: 
figer Communal⸗ Landtag offerirt hunberttaufm 
Thaler. ©. 137. Der öfter. Gefanbte fordert de 
Räumung von Kurheſſen. S. 139. Wechſelſeitig 
telegraphifche Depefchen zwiſchen der Regierung 
und Oeſterreich. S. 140. Grfolglofes Girculr: 
Schreiben an die Unions-Regierungen. ©. 14, 
Olmützer Zuſammenkunft. S. 143. Dlmite 
Bunctation. ©. 144. Denkſchrift über ſelbe fir 
das prov. FürftensGollegium. S. 149. Barkel 
lung bes britifhen Gabinets gegen bie Aufnchn: 
ganz Defterreichs in den deutſchen Bund. ©, 15 
Bertagung der Kammern, S. 152 Beil m: 
gen allmäliger Demobilmadyung. ©. 19. % 
abfidhtigte Abſendung bes General v. Peudır di 
Commiſſar nach Caſſel. S. 155. Ginladung da 
übrigen deutſchen Regierungen zu den Dresden 
Conferenzen. ©, 155. Beſchluß bes Mimik 
wegen der Staats⸗Ausgaben. ©. 158. Peirk: 
rungen im Miniſterium. S. 159.- 
Preußiſche erfie Kammer. Gröffnung. & X. 
Praͤſidentenwahl. S. 139. Bertagung. 6. if 
Preußiſche zweite Kammer. Eröffnung 6X 
Erklaͤrung einiger polniſchen Abgeorbneten. 6.0 
Adreffe:Entwinf. ©. 144. Berathung beide: 
anderweiter Entwurf. ©. 148. Bertagung. 61% 


R. 


Nadetzky, F. M. Nach Wien berufen. 6 IM. 
Wieder nad) Italien entlaſſen. S. 158. 

Nadowitz, Ben. &. v. Denkſchrift über b. Knien. 
S. 59. Bun Minifer d. ausw. Angelegeahrt 
ernannt. ©. 97. Bitte um feine Ortes 
©. 124. Erhalt ſelbe. S. 197. | 

Matibor. CErkenntniß über einige Mitglieder Di 
App. Gerichte. S. 158. 

Maumer, Tönigl. preußiſcher Miniſter. ©. 19. 

Nehberg, Graf v. ©. 134: 

Reedtz, v. ©. 1. 

Neis, Abgeordneter. ©. 138. 

Nemer, Profeffor. T. S. 162. | 
Neuß, Fürftenthüme. Mit ber Verlängerung W; 
Proviforiums einverfianden. ©. 23. An! 
Beſchidung des Bundestages ab. ©. 80. & 
Revolution in Schlafrock u. Pantoffeln. 6% 

Nittberg, Graf v. ©. 139. 
Noeffing v., Minifter. S. 119. - 
Rottmann, 8. ©. 15. 


©. 

Sachſen, Königreich. Beſchluß d. Seit de 
Univerfität zu Leipzig caffiet. S. 8. Die Khan 
Bereine smterfagt. ©. 14.. Anderweites Rat 
an-d. Senat d. Univerfität Leinzig. ©. 3. de 
Landtag eröffnet. ©. 33. Ginntsverug DW 





Regtfter. 
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eines Telegraphen⸗-Vereins. ©. 37. 
- Rammer befeitigt d. Oberlaänderſchen proviforifchen 
Geſetze. S. 43. Beiſtimmung d. erften Kanımer. 
€. 48. Euspenflon mehrerer Mitglieder d. Leip⸗ 
ziger afademifchen Senats. S. 59. Mobilmachung 
d. Armee. S. 124. Schreiben an die Geſandt⸗ 
ſchaft in Berlin. ©. 124. Die Mobilmachung 
wird eingeftellt. S. 127. Wieder angeordnet. ©. 
132. Befhlüffe d. erfien Kammer, hinfichtlih d. 
Berfaffung u. Grundrechte. ©. 152. 194. Stif⸗ 
tung eined neuen Ordens. ©. 162. 
Sahfen:Altenburg, Herzogthum. Erklaͤrt feine 
Zuſtimmung zur Verlängerung d. Proviforiuns. 
S. > Lehnt die Beſchickung des Bundestages 
S. 84. 
eahfen Coburg: Gotha, Herzogthum. Mit der 
Verlangerung d. Proviſoriums einverſtanden. ©. 


* Lehnt die Beſchiclung des Bundestages 'ab. 


2. 84. 

Sıhfen-Meiningen, Herzogthum. 
für die Verlängerung des Proviforiume. ©. 22. 
Lehnt die Beſchickung des Bundestages ab. S. 81. 

Sachſen-Weimar-Eiſenach, Großherzogthum. 
Genehmigt die Verlängerung bes Proviſoriums. 
E. 22. Lehnt die Beſchickung des Bundestages 
ab. S. 80. 

Edel, Dr. u. ©. 1. 

Ehleinig, Behr. v. ©. 97. 

EhleswigeHolftein. Die preußifche Negierung 
heilt den mit Dänemark gefchloffenen Frieden mit. 
©. 14. Erlaß der Statthalterfchaft. S.19. Bor: 
dringen nach Schleswig. ©. 20: inrüden ber 
tüntichen Armee. S. 23. Gefechte. S. 37. Schlacht 
b. Idſtedt. S. 37. Gefecht b. Friedrichſtadt. ©. 
48. Recognosceirungs = Gefecht. ©. 48. Gefechte, 
E. 85. 86. 88. Angriff auf Friedrichſtadt. © 
105. 110. Gen. v. Willifen bietet feine, Entlaf- 
img an. ©. 110. Vorſchläge d. Statthalterfchaft 
wegen eines Waffenftillftandes. ©. 120. Antwort 
des preußifchen Minifteriums hierauf» ©. 121. 
Chreiben des Präſidenten d. angeblichen Bundes: 
taged, ©. 122. Entgegnung an das preußifcye 
Vinifterium. S. 176. ©. v. Willifen bietet aber: 
mals feine Entlaffung an. ©. 127. Antwort an 

“be vorgebliche Bundes Berfanimlung. ©. 128. 
Ö v. Willifen erhält auf nochmaliges Geſuch 
feine Entlaffung; General v. d. Horſt, Oberbefehle- 
haber. ©. 154. Gefecht bei Moͤhlhorſt. S. 162. 

Shorn, Profeſſor. +. S. 111. 

Shredenftein, Freih. v., K. preußiſcher General⸗ 
Lieut. S. 134. 

Schumacher, Conferenzrath. +. ©. 162. 

Shah, Guſtav. +. ©. 128. 

Schwarzburg-Rudolſtadt, Fürſtenthum. Ge⸗ 
wehmigt d. Verlängerung. d. Proviſoriums. ©. 


CZ] 


"Die zweite 


Erklaͤrt FR ‘ 


22. Lehnt die Beſchickung des Bundestages ab. 
©. 84. 

Schwarzburg : Sondershaufen, Fürſtenthum. 
Mit der Verlängkrung des Proviforiuns einver- 
ftanden. ©. 22. Lehnt die Beſchickung d. Bun⸗ 
destages ab. ©. 82. 

Schwarzenberg, Fürft, Felix, t. oͤſterr. Miniſter⸗ 
Praäfident. In Olmütz. ©. 143. Punctation. 
©. 144. 

Schwarzenberg, Fürſt Friedrich; Cardinal⸗-Erz⸗ 
biſchof zu Prag. S. 59. 

Snell, Profeſſor. }. ©. 155. 

Spanoghe, v. F. M. L. 7. ©. 158. 

Starklof, Cab.-Secretair. J. S. 113. 

Stephani, Kirchenrath. 1. ©. 161. 

Straub, Ignaz. +. ©. 114. 

Stüve, Minifter. ©. 119. 

Süder:Stapel, Gefechte bei. ©. 85. 86. 

Sydow, v. Geh. Leg. Ruth. ©. 134. 


T. 


Thienemann, Präſident. + ©. 86. 

ThunsHohenfein, Graf. ©. 37. 

Thurn und Taris, Fürſt; k. Baierſcher Gen. d. 
Gavalerie, erhält Befehl in Kurheflen einzurüden. 
©. 118. Tagesbefehl über d. Schladht von Bronn⸗ 
zell. ©. 139. 


u. 


Uſedom, ©. Leg.“R. v. & 1. 


V. 


Venus, Director. T. ©. 133. 
Bincenti, Gen. &. v. +. ©. 86. 
Voigt, Profeffor. T. ©. 155. 


W. 


Wächter-Spittler, Freiherr v. Beginn d. gegen 
ihn geführten‘ Proceffes. S, 43. Wreigefprochen, 
S. 81. Zum Chef d. Departements d. Kirchen - 
u. Schulwefens ernannt. ©.: 94. 

Waldeck, Fürſtenthum. Dit ber Verlängerung d. 
Proviſoriums einverftanden. ©. 22. Lehnt die Be⸗ 
ſchickung des Bundestages ab. ©. 81. 

Waldburg-Zeil-Trauch burg, Fürft, wegen Be- 
sleivigung d. Regierung verurtheilt. S. 92. Sein 
Eaffations-Gefuch verworfen. S. 114. 

Wangenheim, Freiherr v. 1. ©. 27. 

Warſchau, Unterhandlungen zu. ©. 118. 

Weigel v., F. M.⸗LK. 1. ©. 158. 

Weimar, Enthüllung von Herders Standbild. ©.79. 

MWeftmorland, Graf v. Vermittler bei dem preu⸗ 
ßiſch-daͤniſchen Friedensſchluß. S. 1. Mittheilung | 
in Bezug auf benfelben. ©. 13. 

Weſtphalen, v., Tönigl. preußifher Minifter. S. 159 


22 
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Wichers, Advokat. ©. 91. 

Williſen, G. Lt. v. Commandirender der ſchles⸗ 
wig⸗ holſteiner Armee. Schreiben an den daniſchen 
Oberbefehlshaber. S. 37. Bietet der Statthalter: 
ſchaft feine Entlafjung an. ©. 110. Wiederholt 
dies. S. 127. Wiederholt e8 nochmals, und wird 
entlaffen. €. 154. 

MWrangel, v., Gen. d. Cavalerie. Ehrenbürger von 
Berlin. ©. 133. 

Würtemberg, Königreich. Neues Minifterium. 
©. 8. Landes - Berfammlung aufgelöl. ©. 8. 
Allgemeine Amneſtie abgelehnt. S. 20. Refcripte 
an den Ausfhuß d. Landes:Berf. ©. 34. Beginn 
des Procefied gegen den vormaligen Minifter 
v. Wüchter-Spittler. ©. 43. rfenntnig d. Staats⸗ 


ter 





gerihtähofes in biefer Sache. ©. St. Landes: Vr 
fammlung eröffnet. S. 105. Gin neuer Ber 
fungs: Entwurf vorgelegt. ©. 112. Zuſammenkun 
und Vertrag non Bregenz. S. 113. Der ftir. 
miniſter verlangt Gelber zu außerorbentliden Ar: 
gaben. ©. 127. Die Landes: Ber). verwitft ic 
Antrag, und wird aufgelöfl. ©. 13% Chart: 
Kriegsrüftungen. S. 148. Wiedereingeſtellt. S. 13}, 
Verordnung gegen d. Mißbrauch d. Preſſe. ©. In. 


[d 
3. 
Zauper, Gymn.:Director. + ©. 162. 
Ziegler, Db.-Bürg.:M. Nichtigkeits-Beſtrent 
verworfen. &. 122. 


— — 
Druck von Trowitzſch und Sohn in Berlin. 


Ergaͤnzungs-Band 
Ddeutſchen Chronik 


die Jahre 1848 und 1849. 


Berlin. 
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könne unmöglich zulafien, da in Kurhefien, welches, ganz abgejehen von den durch dieſes Land 
mittelit des Bündniffes vom 236. Mai 1849 eingegangenen und nicht gelöften Verpflich- 
tungen, ſchon durch feine Lage in engerer Beziehung zu Preußen ſtehe, ein unberechtigtes 
Gentralorgan zur Geltung gebracht werde. Die an der Grenze ded Kurftaates ftehenden 
preußifchen Truppen hätten daher den Befehl, auf die erite Nachricht von dem Einrücken 
ber fogenannten Bundestruppen dad kurheſſiſche Gebiet zu befegen. Gegenüber den Con⸗ 
flieten, welche hieraus unvermeidlicherweiſe entſtehen zu ſollen jchienen, ſey es der K. preu⸗ 
ßiſchen Regierung von Wichtigkeit, zu wiſſen, welche Haltung Sachſen, als benachbartes 
und in mancherlei Bezichungen zu Preußen ſtehendes Land, beim Cintritt dieſer Conflicte 
beobachten werde. Zwar wiſſe man wohl, daß Sachſen ſich bei jenen frankfurter Be⸗ 
ſchlüſſen durch einen Vertreter betheiligt habe, glaube jedoch aus den Berichten des Ge⸗ 
ſandten die Hoffnung ſchöpfen zu dürfen, daß die ſächſiſche Regierung die aus jenen Be⸗ 
ſchlüſſen entſpringenden Gefahren beklage. Der Geſandte wird daher beauftragt, ſich von 
mir eine baldige Erklärung zu erbitten. Ich machte dem Herrn Geſandten zunächſt be⸗ 
züglich der ebenerwähnten Schlußbemerkung der fraglichen Depeſche darauf aufmerkſam, 
daß, wenn ich ihm gegenüber die aus den dermaligen Verwickelungen hervorgehenden Ge⸗ 
fahren beklagt habe, dies nie in einer Weiſe geſchehen ſey, welche eine Mißbilligung der 
in Frankfnurt gefaßten Beſchlüſſe nur im Entfernteſten hätte ahnen laſſen können. Dem⸗ 
nächſt gab ich demſelben zu verſtehen, daß die gegen das Anſehen der Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung gerichteten Auslaſſungen mich vielleicht der Mühe entheben könnten, die gewünſchte 
Antwort zu ertheilen. Inzwiſchen habe ich keinen Grund, über die politiſche Haltung 
Sachſens irgend einen Zweifel beſtehen zu laſſen, wie denn ein ſolcher der preußiſchen 
Regierung nicht wohl beigehen könne. Zwar ſey ums bisher noch kein Anlaß geboten 
geweſen, bezüglich der Wiedereröffnung der Bundes-Verfammlung mit der K. preußifchen 
Regierung Vernehmung zu pflegen, diefelbe babe jedoch Gelegenheit gehabt, aus den der 
Deirenilichleit übergebenen Abſtimmungen des füchfiihen Bevollmächtigten zu Frankfurt 
zu erſehen, das die fächfiihe Regierung die Bundes⸗Verfaſſung in allen Theilen als zu 
Recht heſtändig betrachte, und deshalb auch die Bundes-Verfammlung als das rechtmä⸗ 
fige Bundes⸗Oygqn anerkenne, woraus von felbft folge, daß die dieffeitige Megierung 
fih der Vollziehung der Bundes-Beſchlüſſe nicht entziehen, ſondern denfelben Folge lei⸗ 
ſa werde. Die hiexauf von dem Grafen Galen an mich gerichtete Frage, ob wir der 
Bundes⸗Verſammlung das Recht der Kriegserklärung zuſprechen, erwiederte ich mit der 
Bemerlung, daß wir die Bundes⸗Verfaſſung und die Bundes-Verſammlung mit den ihr 
durch die Vexrfaſſung beigelegten Rechten anerkennen, worauß weitere Confequenzen zu 
ziehen ih ihm ſelbſt überfaffen müſſe. Graf Galen brach Hierbei das Geſpräch ab, in- 
den er mir den Vorſchlag machte, am nächſten Tage den von ihm zu exflattenden Be⸗ 
richt, por dem Ahgange beffelben, mir mitzutheilen. Ich nahm dieſes Erbieten an, indem 
ich zugleich bemerkte, daß ich inmittelſt auch Gelegenheit haben würde, ©. M. dem Kö— 
nig von dem fraglichen Vorgange in Kenntniß zu, fegen. 

“ Heute Mittag fand fih der gedachte Geſandte wiederum bei mir ein, um beabfich- 
tigtermaßen feinen Bericht vorzulefen. Bevor er Died zu thun begann, erſuchte ich ihn 
| jedoch, die Erklärung entgegenzunehmen, wie ich mich gegen die Annahme verwahren 
wolle, als ſey aus dem Anhören des fraglichen Berichte, und dem epentuellen Einver⸗ 
ſtändniß mit deſſen Faſſung, von meiner Seite eine officiele Erklärung der ſächſiſchen 
Regierung gegenüber der preußifchen zu folgern. Bei dem ‚Gruft und der Wichtigkeil 
der Sache werde eine folche fehriftlich ertheift werben, fobald eine jchriftliche Anfrage er- 
folge; dieſe letztere aber müſſe ich mir erbitten, um fie zum Oegenftande der Berathung 
im G©efanmt = Minifterium, und der Vortragserſtattung an ©. M. den König machen 
u Fünnen. 
Sm Uebrigen habe ich nur das zu wiederholen, was ich in Bezug auf unjere polis 
tiſche Stellung Tags zuvor gejagt habe. Graf Galen nahm dieje Cröffnung ohne Eins 


IV 

Die Fortfegung befjelben wird jeden alles erſcheinen. Wahrfcheinlich Binnen 
furzer Friſt, da die Erledigung des einzigen Hinderniſſes bald zu erwarten fleht. 
Man darf naͤmlich vorausfegen, die hohe Bunbes-Verjammlung werde nach mehr⸗ 
monatlihem Erwägen zu einem CEntſchluſſe über das zuläffige Maß ber Ver— 
öffentlichung ihrer Arbeiten, ober iwenigftend ber Ergebniffe derfelben gelangen. 
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Januar. 
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Jer Turnverein zu Hanan duch Minifterial- Verordnung aufgelöft. 


7.! Das concilium generale der Königsberger Univerfität befihließt die unbedingte zu⸗ 


gun 


u un 


— 


— 7— 


— 


an 


taffigfeit der Katholkken und Juden zu allen Schrämtern. 


‚| Katferlich oͤſterreichiſches Derret, wodurch die Errichtung einer Ober⸗Cenſur-⸗Direc⸗ 


tion und eines oberften Cenſur⸗Collegiums zu Wien angeordnet wird. 


‚tere Sitzung bes preußifchen Vereinigten Stände Ausfchuffes. Graf Schwerin, 


Bräfes’der vorberathenden Abtheilung, verlieft eine Declaration derſelben, des In- 
halis: daß durch gegenwärtige Berathung bie bei den Ausſchußwahlen abgege- 
benen Erklärungen nicht befeitigt, und die dem Bereinigten Landtage vorbehals 
tenen Rechte nicht beeinträchtigt würden. Demnaͤchſt erklärt Herr A. v. Auerswald 
im Ramen vieler Gleichgefinnten: fie ſahen ſich zu andern Berathungen als der 
vorliegenden außer Stande. 


Februar. 


| Rene Cenſur-Ordnung für Oeſterreich. 
‚| Köntglich preußiſche Verfügung wegen Einſetzung eines evangeliſchen Ober⸗Cenf 


ſtoriums. 


‚| Die badiſche zweite Kammer ſtreicht in den Staatsrechnungen die Cenfurfoften, 


deren’ Erfah durch den Minifter des Innern gefchehen fol. 
Die Kunde von den Erxeigniffen zu Paris gelangt nach Caſſel. 


| Complott mehrerer Literaten und Arbeiter zu Carlsruhe, am nächften Morgen in 


Mafle vor das Schloß zu ziehen, und dem Großherzoge Zugeftändnifie weiteſten 
Umfanges abzuprefien, auch bad Zeughaus zu überrumpeln. Diefe Entwürfe 
werben verrathen, und bie Anführer in Gewahrfam gebracht. 


«| Bolfsverfammlung zu Mainz. Annahme einer Petition, welche verlangt: Preßfrei- 


heit, Volksbewaffnung ftatt des ftehenden Heeres, Nevifion der Verfaffungs- 
Urkunde in zeitgemäßen Geifte, beutfches Parlament u. f. w. Man befchließt 
fogar, die Carnevals⸗Ergoͤtzlichkeiten dem Ernſte der Zeit zu opfern. 

Die Kunde vom Ausgange ber Pariſer Revolution gelangt nach Berlin. 


«| Das großherzoglich badiſche Minifterium verkündet der zweiten Kammer die beabs 


fichtigten Reformen: beivaffnete Buͤrgerwachen ‚en proviſoriſches Preßgeſetz, 
Geſchwornen⸗Gerichte. | 


.| Hanauer Adreffe mit den Korderungen: 1. fofortiger Verabſchiedung ber gegenwärs 


tigen Miniſter und Erſatz durch Solche, deren Perſonlichkeit Garantie für eine 
gründliche Aenderung des Syftems gewährt; 2. Auflöfung ber Landftände und 
Ausfchreiten neuer, volllommen freier Wahlen; 3. Preßfreiheit. | 

1848, Gupplement, 1 
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März. 


Die Nachricht von der vollendeten PBarifer Revolution gelangt nach Wien. 

Petitiond» Sturm zu Carlsruhe. Mehrere Hundert „Bürger aus allen Thellen des 
Landes haben fich eingefunden, um Durch Webergabe von Petitionen eine „mus 
lifche” Demonftration zu machen. Neben ihnen bewegt ſich -aber eine wiel jall: 
veichere Maſſe Proletarier, für beren Reife auf der Eifenbapır von unbelannier 
Hand geforgt worden. Ihr Oberhaupt, der nachher berüchtigt gemorbene Stun, 
will fie durchaus im Parademarſch durch den Ständefaal führen, was aber nidt 
gelingt. Nachmittag verfammeln fich drohende Haufen vor dem Schloſſe, ul 
während ber Nacht bricht im Minifterium bes Auswaͤrtigen eine, umwelt 
angelegte, Feuersbrunſt aus. 

Ernennung des General v. Pfuel zum Gouverneur von Berlin. 


Bolfsverfammlung zu Nürnberg, welche fordert: 1. Reform ber Wahlgefege, 2. dh 


freiheit, 3. Oeffentliches Gerichts⸗Verfahren mit Geſchwornen, 4. Bereidigm 
der Armee auf die Verfaſſung, 5. Vertretung bes Volkes beim deutſhe 
Bunde u. f. w. 

Adreffe der Stadtverordneten und des Stadtrathes non Leipzig mit der Korberum 

einer Reorganifation des Bundes, beutfchen Parlamentes, Preßfreiheit u. | w 
Die mit ber Uebergabe Beauftragten werden von S. M. dem Konige abihlig 
lich befchieben. 

Bürger-Verfammlung zu Stuttgart, Behufs einer an ben Künig au nichtenden Pe⸗ 
tition um: Berufung eines Volks⸗-Parlaments für Deutſchland, unbefchränft: 
Preßfreifeit, Verfammlungsrecht, Geſchwornen⸗ Gerichte, allgemeine Volksbewaf⸗ 
nung u. wm 

Bürgers Berfammlung zu Marburg. Forderungen derſelben: 2,3,5 der Rünberpr 
außerdem Deränderung des Miniſteriums, Auflöfung ber Stände, Selbfiregiemm 
ber Gemeinden, Trennung von Staat und Ride. 


Befchläffe der babifchen zweiten Sammer über bie, durch ‚Heder vorgelegten, jr 


sungen bed Volkes, welche durch einige neug ‘Defiberien bis auf zwolf Enid 


vermehrt werden. Das zwölfte lautet: das Stants-Minifterium und bie Sult 


bes Bundestags» Oefandien folen nur mit Männern befeßt werben, Die de 
- ‚allgemeine Vertrauen bed Volkes genießen. 


Grobe Poöbel⸗Exceſſe zu Mainz gegen dag Haus eines Landtags s Abgeorhneten 


das Regierungs» Gebäude, Steuers Bureau und Stadthaus. 

Große Volksverſammlung zu Wiesbaden; aus bem ganzen Ber zogthume ſrͤmen 
mehr als zwanzigtauſend Landleute herbei, welche die Vertheilung der Domänen 
als unvermeidliche Blüthe bes Vollerſrühlnae heunachtem. Sean: Advolat 
Getgerhehn— nachmals Minlſer. on 


D Vorne 
. u R . 
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3. Zu Cbin überreicht eine große Menſchenmaſſe in hoöchſt tumultuariſcher Weiſe dem 


Gemeinde⸗Rathe die „Forderungen des Volkes.“ Unter denſelben befinden ſich: 
allgemeines Wahlrecht und allgemeine Wählbarleit, Abſchaffung des ſtehenden 
Heeres, Vollsbewaffnung unter ſelbſtgewaͤhlten Fuͤhrern, Erziehung der Kinder 
auf öffentliche Koſten, unbedingte Preßfreiheit u. ſ. w. Der Krawall wird bald 
bewältigt. 


| Große Bewegung de „Leipgiger Voltes⸗ Robert Blum hält eine energiſche Rede 


vom Balkon bed Rathhaufes Herab, worin er u. U, erklärt; die Entlaffung bes 
Diiniteriums fey die erſte unb nothwendigſte Conceſſion, welche, man vom Könige 
fordern muͤſſe. | 

Hof⸗Deſtillateur Peters trägt in der Bürgervorficher- Verfammlung zu Hannover 
darauf an, beim Kimige um Aufhebung ber Genfur, baldigfie Einberufung ber 
Shäube, Oyganijation von Dürgergasben, und Bertretung des Volls am Buns 
destage zu ‚petikkonicen. 


| Abermalige Volksverſammlung zu Mainz.. Man beichließt, die gefammte Bürger- 


ſchaft ſolle die nicht berüdfichtigte Petition vom 27. Februar unterzeichnen, und 
ber Stadworſtand fie nach Darmftadt bringen. 


‚| Ber König von Baiern Llöft bie Sammer ber Abgeordneten auf, verfügt neue Wah- 


len, und beruft beide Kammern zum 31. Mai ein. 


.Die Großhetzoglich badiſche Regierung verheißt ben Ständen baldige Gefep- Vor; 


lagen über bie verlangten Gegenſtaͤnde. (©. 2. März.) 


‚| Die zweite babifche Kammer dringt auf Entfernung ber: Minifterial» Borftände ber 


Sußiz und Finanzen, fo wie bed Bundestags⸗Geſandten (Trefurt, Regenauer, 
v. Blitierdorf) aus ihren Aemtern, weil fie Reactionaire ſeyen. 


LKintetffen von Deputationen aus Hanau und Marburg in Caſſel (ſ. 29. Februar, 


2. März). Der dortige vereinigte Buͤrger⸗Ausſchuß beſchließt eine ben ihrigen 
. Ölmliche Abreſſe 


| De; auch bie zweite Mainzer Deputation ohne hefriebigenden Beſcheid zurüdfehtt, 


neue Volleverſauailung. Selbe beſchließt, daß nach drei Tagen. aus der ganzen 
Proninz ein Zug nach Darmſtadt exfolgen folle, um bie Petition „perfönlich zu 
imierfingen.” Wegen ber inzwifchen eingetretenen Berhältnifie aufgegeben; nur 
koſtete es große Mühe, die bereits im Anmarſche begeiffenen bewaffneten Haus 
fen: won der Ausführung abzuhalten.) 

Zueite. Adreſſe ber Leipziger Stabtbehörben, worin bie feüheren Wunſche nochmals 
ausgeſprochen, und als neue hinzugefügt werben: Gntlaffung ber Minifter, ſchleu⸗ 
nige Derufung ber Staͤnde. 

Gleichzeuig tichtet auch ber Leipziger slabemifge Senat an S. M. eine Ein- 
gahe, deden Juhalt von ber eben erwähnten wenig abweicht. Es ft, wegen ber 
nöchfen unh einer fpäterar Folgezeit, interefiant zu willen, baß Profefior Dr. 
v. d. Pfordten der Verfaſſer diefer Eingabe war, warin u, U. bie Nothwendig⸗ 
keit, dargelegt wich, den Bund zu ‚vegenericen, welcher „bad Vertrauen ber Voͤl⸗ 
fer verloren, um nicht gu fagen, niemals befeften” habe. 


“| Yblenz:ber aus Hanau, Marburg, Heröfeld, Gelnhaufen nach Gaffel gekommenen 


Deputationen being Kurfuͤrſten. Sie bewirken nichts. Darauf große Birger- Der 
ſammlung in der Hauptftabt, bie eine „energifche” Adreſſe beſchließt. 


«| Gewichtige Gründe forschen. bafür, daß au ber angeblich von kin ausgegan⸗ 


⸗ 
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genen Einladung nach Heidelberg, ber große Römer in Stuttgart ben erflen Au 
ftoß gegeben. 

Heinrich v. Gagern, Miniſter des Innern im &. H. Hefen.- 

S. M. ber König von Preußen ſchließt perſonlich bie Sißungen bes Vereinigten 
Ausfchuffes. 

Königliche Botfchaft, worin die dem Vereinigten Aueſchuſe bewiliigte Periodicitãt 
auf den Vereinigten Landtag uͤbergetragen, und eine. Keviſton der Patent von 
3ten Februar 1847. in Ausficht. geftellt wird. 

Truppen aus bet Provinz Sachſen an ben Rhein gefenbet, ud eine Abtheilun 
alter Waffen, zur eventuellen Unterflügung ber fächfifchen Regierung, bei Hall 
zufammen gezogen. 

Erſte Berfammlung unter den ſ. g. Zelten bei Berlin. ' | 

Berathung ber Stadtverorbneten zu Breslau. Das Tribunen⸗Publicum milht fd 
fo ungehörig ein, daß die Sitzung unter großem Tumulte geſchloſſen werden 
muß. Demnächft beträchtlicher Straßen⸗Krawall. 

Adreffe des Rieder» Defterreichifchen Gewerbe Bereind an ben Kaifer, worin une 
höchft Ioyalen Formen der Umfturz bes Beftehenden verlangt wird. 

Proclamation bed Königd von Baiern (8. 3. und 4. März). Die Stände hi 
fen fchon am 16ten März zufammen treten, um über bie Binder - Beranien 
lichkeit, öffentliche und mündliche Nechtöpflege, eine neue Wahlordnung win 
Befchlüffe zu faflen. Unbedingte Preßfreiheit und Die Bereibung. ber Arm ul 
die Verfaſſung wird fofort angeordnet. 


.. Der König von Sachen findet ſich bemüßigt, Die baldigfle Einberufung der Si 


und zeitgemäße Vorlagen an felbe zu: verheißen. Der Miniſter „des Anm, 
Herr. v. Falkenſtein, ift bereits, als dem vereheungörsünbigen Publitum nicht AJ 
nehm, zurückgetreten. 
Petition des Magiſtrats und der Bürgervorſteher von Hannover an S. M. Im 
König. (S: Iten März.) Auch. ans vielen:anderen Gtäbten des Koͤnigreiches 
gingen: Almliche Schriftftüde ein, welche einzeln aufzufuͤhren man uns erlaſſen wirt. 





I Abermalige Aubdienz der jchon ‚genannten Deputatlonen und einer von Caſſel beim 
Kurfuͤrſten. Freie Religions⸗Uebung für die Deutſch⸗Katholilen bewilligt, die 


Einberufung der Stände zum 1lten zugefagt. Reg.⸗Dirretor Log zum Borland 
des Minifteriums des Innern, Ob.-Ger.:Divector v. Baumbach zum Juſti Ne 
nifter ernannt. (Nadjbem bex erftere abgelehnt, trat etwas fpäter Ober Vürze 
meifter Eberhard aus Hanau an die Spige bes. Diinifeckmus, und berief Im 
Bürgermeifter Wippermann von Caſſel in baffelbe.) 

Im Großherzogthum Heffen verfpricht die Regierung: Preßfreiheit, Beeibimm 
ber Truppen auf Die Verfaffung, Vollsbewaffnung, freie Ausübung bes Ci) 
ins, Berechtigung‘ zu Bolföverfammlungen und Petitionen, Bolföperketung bein 
Bunbedtage u. f. w. ' 

Conceſſionen des Landgrafen von Heſſen⸗Hombatg: Pefſweihen, Peiitions u 
Aufhebung des privilegirten Gerichtsftandas u. f. w. 

Der Berliner Magiſtrat verwirft den Antrag, © M. um fteunige Einberufung 
bes Bereinigten Landtages zu bitten. — Abermalige, ungleich yahlveider Im 
fammlung unter ben Zelten. 

Einberufung ber hannoverſchen Stände zum 28fen Min. . 


x | 
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7. Ablehnende Antwort S. M. des Koͤnigs von Hannover auf die Petition vom 
bten Maͤrz. 

7. Rochmalige Audienz der Staͤdte⸗Deputationen bei dem Kurfuͤrſten von Heſſen, wel⸗ 
cher einige weitere Conceſſionen macht. 

7. Im G. H. Baden wird ber „reactionaire“ Präſident des Finanz⸗Miniſteriums durch 
einen Freiſtnnigen erſetzt, und der Bundestags⸗Geſandte befeitigt (ſ. 4ten März). 
Zwei Tage nachher erlitt der Iuftizs, und etwas fpäter der Kriegs⸗Miniſter daf- 
felbe 2008. 

8. | Erlaß S. M. des Könige von Preußen an das Staats‘ Minifterium wegen Her⸗ 
ftellung eines. gemeinfamen beutichen Bundesrechts in Preß⸗ und anderen Anger 
fegenheiten. Sofern bie gemeinfame Preß⸗ Geſetzgebung Hinderniſſen begegne, 
werde dee Monarch mit ſtaͤndiſchem Beirath eine Reform, berfelben für Preußen 
bewirken. 

8.| Neues Minifterium. in Würtemberg: Fr. Römer, Yuftiz; Duvernoy, Inneres; 
Goppelt, Finanzen; P. Pfizer, Cultus. (Gr. Beroldingen und Gr. Sontheim ° 

1 bleiben Minifter des Auswärtigen und bes Krieges, werben aber natürlich bald 

| durch Abreſſen verdrängt.) 

I &8. H. ber Prinz von Preußen zum Generals Gouverneur der Rheinprovinz 
und Weftphalend ernannt. 

9. Zu Wien wird eine, nicht an ben Saijer, fondern an bie Provinzials Stände von 

Oeſterreich u. d. E. gerichtete Petition in Umlauf gefeßt, welche blos verlangt: 
unverweilte Beröffentliihung des Staatshaushalts, periodiſche Berufung eines 
fänbifchen, alle Länder bes Kaiſerthums und alle Klaffen der Unterthanen ver; 
tretenden Körpers, mit tem Rechte ber Theilnahme an ber Geſetzgebung, ber 
SteuersBewilligung und der Controle des Finanzweſens. Berner wird gefordert 
Deffentlichfeit der Rechtöpflege und Verwaltung, eine zeitgemäße Municipals und 
Gemeinde⸗Oxbnung u. ſ. we 

9. Deffentliche Einladung zu einer Vollsverſammlung in Offenburg, unterzeichnet von 

| Heder, v, Itzſtein, Peter, Soiron, v. Struve, Welker. 

9. Deſſauer Adreſſe, verfaßt von dem Advokaten, nachmaligen Miniſterial-⸗Rath Koͤppe. 

| Das Maͤrz⸗Miniſterium in, Kurheſſen vervollſtaͤndigt. G. R. von Trott, Miniſter 
„ber auswärtigen Angelegenheiten; Oberſt-Lieut. Weiß und Director Schwedes, 
Borftäande der .Minifterien des Krieged und des Innern *). 

10. | Außer ben- Hanauer. Bürgern, welche die am 8. befchloffene Petition (auch „Ulti- 

matum“ genannt, |. Seite 9 der Chronik) überbringen, treffen .in Caſſel noch 
Deputationen aus. Fulda, Hünfeld, Marburg u. A. m. ein. 

0..| Sturm⸗Petition des Volkes von Hohenzollern» Hechingen. Wird folgenden Tages 
in- vier und zwanzig Punkten genehmigt. 

1. Außerordentliche Sigung der. Berliner Stadtverordneten, merkwürdig durch freche 
Enmiſchung des Gallerie-Publicums. 


*), Es fand mehrfacher Wechſel der Perfonen ſtatt, am häufigſten im Kriegs-Minifterium, 
wo nad) einander die Namen a. Barbelebeu, v. Urff, d'Orville, Boͤdicker, v. Roques 
erſcheinen. Herr v. Trott refignirte alsbald, und erhielt erſt ſpaͤter den G. R. v. Schenk 
zu Schweinsberg definitiv zum Nachfolger; Herr Schwedes legte fein Amt ebenfalls 
nad wenig Monaten nieder, worauf Wippermann 1 bten März) die Bertvaltung der 
Finanzen übernahm. 
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12. 
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12. 
13. 


13. 


13. 


Berfammlung ber Prager Einwohner im Wenzelsbade. Auf den Vorſchlag is 
Gaſtwirth Fafter befihließt diefelbe eine Petition mit folgenden Forderungen en 
werfen zu laffen: Gleichberechtigung ber böhmiſchen und deutſchen Natienalitk: 
Bereinigung der Stände von Böhmen, Mähren und Schlefien, in denen auf | 
die Stäbte und Landgemeinden zu vertreten ſeyen; freie Gemeinde sBerfaffun; 
Gleichſtellung der Eonfeffionenz öffentliches und muͤndliches Gerichte«Berfahrn; 
vollftändige Preßfreiheit; Aufhebung der FeudalsLaften; Ablöfung ber Robe; 
Adfchaffung der VerzehrungssSteuer; allgemeine MilitairPflichtigkeit mit Loofung; 
vierjährige Dienftzeit u. ſ. w. 

Große Volksverſammlung in Waldshut; beögleichen während bee nächften Tagen 
Stockach, Engen, Donau⸗Eſchingen, Billingen, Briberg. 

Goncefjionen des Fürften von Reuß⸗Lobenſtein. 

Unordnungen zu Lübed. 

Der Regierungs-Präfident von Nieber-Defterreich,, durch allerlei Artzeichen des m 
henden Sturmes gewarnt, verfammelt die zur Aufrechthaltung ber Rache verpfüf- 
teten Behörden der Hauptſtadt, um mit ihnen wegen ber zu treffenden Map 
geln zu verhandeln. Da biefe Behörden bie beftimmte Verſicherung geben, dj 
nichts zu fürchten fey, fo unterbleibt jede ben Umfänben entſprechende I 
ordnung. 

Demofratifche Berfammlung — Blum, Tobt, Oberländer, Schaffrath u. Ara 
bee Spitze — zu Leipzig, welche ein bem Dffenburger ähnliches Programm m 
achtzehn Forderungen feſtſtellt. Zugleich wählt fie in Biedermann und Tobt pa 
Repräfentanten des Koͤnigreich Sachien, im Bor-Parlament. 

Bewaffnete Bolföverfammlung im babifchen Seekreife, mit offen republilauiſqen 
Erflärungeni. 

Eonceffionen im ©. H. Medlenburg- Schwerin. 


Große Bolköverfammlung unter ben Zelten bei Berlin. Hufleikung beträchtliche 
militairifcher Kräfte. Einzelne Pöbel-Erceffe. 

Zu Königsberg i. Pr: ſchnell bewältigte Pöbel-Exeeffe gegen das Haus bes Poligi ; 
Präfidenten. 

Wiener Revolution, welcher das Zufammentreten ber Nieber-Defterreichifchen Stänk 
als Handhabe dient. Studenten und Volksmaffen verfammeln ſich vor bes 
Sigungd-Lofale, um ihre Wünfche darzulegen, bringen fpäter in baffelbe und 
zertrümmern bie Mobilien. Stände befchließen, bie Wünfdhe bed Volkes hd 
eine zahlreiche Deputation aus ihrer Mitte bei bem Kaifer zu befünwone 
Mährenb dem haben fich Zufammenrottungen auf mehreren Punkten ber ine 
Stadt gebildet, und Truppen find ausgerüdt, ohne jedoch Yeinbfeligfein W 
üben. Nur da, wo bie Frechheit des (von Polen umb Italienern bearbeite‘ 
Poͤbels zu Infulten und wirklichen Angriffen übergeht, machen fie vorn ber Ferer 
waffe Gebrauch, und Hierdurch wirb erffärlich, daß die Anzahl ber „für bie Frei⸗ 
heit gefallenen Bürger” fo gering war. 

Jene Deputation erhält bie Faiferliche Zuſage: daß dasjenige, was ben gegen⸗ | 
wärtigen eitverhältniffen entſpreche, durch ein eignes, Hierzu aufgeftelltes Gomite 
fogleich geprüft, und ber allerhöchften Entfcheibung unterzogen werben folk, und 
S. M. fobann das zum allgemeinen Wohle ber Gefanmtheit ber gelichten Ihaten 
thanen Dienliche mit Befchleunigung befchliegen werde. Vegreiflich lonnte hiefer 








18, — 1A, März. 18 — 14. 7 
Befteid Die Waffen aicht befriedigen, und noch weniger deren offene oder ger 
Beite. 


An Nachmittage Bervegungen bed Proletariats ber Vorftäbte, und neue Ver⸗ 
mittelunge-Deputationen in der kaiſerlichen Burg. — Stände, Profefforen, Rotable. 
Die Bewaffnung ber Studenten aus dem Zeughaufe wird genehmigt, und bie 
Erwartung auögelprochen, baß alle Bürger durch Eintreten in die Bürgercorps 
Diefe möglichft verflärten, und zur Erhaltung der Ruhe mitwirfen werben. 

Nachſtdem fordern bie Deputationen Prepfreiheit und, ald ber Staatscanzler 
fh entfernt, um bad besfallfige Decret zu entwerfen, befien Zurüdtrit. ME 
edler Ruhe erklärt Fuͤrſt Metternich: „Aufgabe feines Lebens fey geweſen, für 
das Heil der Monarchie auf feinem Standpunkte zu wirken; glaube man, daß 
fein Berbleiben auf demfelben biefes Heil gefährde, fo koͤnne es für ihn fein 
Opfer ſeyn, ſolchen zu verlaſſen. Sein Zurüdtritt wird genehmigt. Während 
der Nacht Veriheilung von Waffen an die Studenten und Einwohner, deren 
Demühungen es gelingt, die wach geworbenen Raubgelüfte des Proletariatg 
zu zůgeln. 

Das hätte man freilich viel Fürger und ſicherer durch die Truppen haben koͤn⸗ 
ven. lleberhaupt ift niemald eine große und mächtige Monarchie auf lächerlichere 
Reife in ihren Grundfeften erfhüttert worden, als an diefem Tage. 

13. | Conceſſionen im Herzogthum Braunfchweig. 

13. | Zerbſter Adxeffe, von bem Ober» Appellationd-Rath, nachmaligen Minifer Habicht 
verfaßt, und bereits viel weiter greifend, auch eindringlicher als die von Deſſau, 
weshalb das dortige Revolutions⸗Comité eilt, einige nachträglihe Wünfche gels 
tend zu machen. | | | 

14 | Belanntmachung bed Gouvernements und Polizei⸗Praͤſidiums von Berlin, bag Volfs- 
verfammlungen nicht erlaubt feyen. Abends tumultuariſches Umhertreiben großer 
Menſchenmaſſen; einzelne Barricaden. 

14.) Unter Vermittelung fehr vornehmer Leute erlangt die Wiener Bürgerwehr, daß fie 
den Ramen RationalsGarde erhält. F.⸗M.⸗L. und Oberft-Jägermeifter Graf 
Hoyos Sprinzenftein wird zu ihrem Befehlshaber beftimmt. 

U. Wegen ber bebrohlichen Zuftände im badifchen Seefreife wird zum Reglerungd-Di- 
rector befielbrn der berühmt gewordene Peter ernannt, ein Mann, von welchem 
ber dirigirende Minifter felbft fagte, daß er benfelben für ſehr befchränft in ſei⸗ 
nen politifchen Anſichten gehalten, und nur ernannt habe, weil er dem Volte 
genehm ſey. 

4. Proclamation S. M. des Königs von Hannover. Wir begnuͤgen une, eine Sielle 
aus derſelben mitzutheilen. 


Die Begründung und Erhaltung Eures Glücks und Eures Wohlſtandes, welche ſtetq 
Meine unabläffige Sorge gervefen ft, wird nicht aus Meinen Augen gelaffen, und Tiegt 
mie jeßt mehr am Herzen als jemals. Ich beftrebe Mich Alles zu ihn, was In Meis 
uen Kräften flcht, um Cure Wünfche zu erfüllen, oßne Euer wahres Glück zu zerflö- 
ven. Das Ergebniß Meiner Erwägungen über Die Zuläffigleit der Gewährung eines 
Theils Diefer Wünfche, und die Maßregeln, welche Ich im verfaffungsmäßigen Wege 
dieſerhalb vorbereiten laſſe, werden Cuch dies beweiſen. Dieſe Verſicherung wird jeder 
Hannoveraner verſtehen und glauben, da Jeder weiß, daß ſein König nie Das ſagt, 
mad er nicht wirllich meint, und nichts verſpricht, was er nicht ehrlich halten wird. So 





15. 


15. 


14. — 16. März. 14. — 16; 


fage Ich Euch denn mich, daß ich zwar Meine Zuſtimmung nicht. geben Tann zu den 
Antrage auf Volkövertretung bei den deutichen Bunde, daß Ich aber alle Meine Kräfte 
aufbieten werde, — wie Sch dies fehon gethan habe, ſeit Ich Euer König bin — de 
mit die Hohe deutſche BundessVBerfammlung mit mehr $leiß und, mit gri 
Berer Energie in den deutſchen Angelegenheiten handle, als dies biähe 


geſchehen ift. 


PBroclamation der Anhalt-Bernburgfchen Regierung, worin bie Unterthanen veran 


laßt worden, ihre MWünfche wegen etwa vorhandener Gebrechen vorzutragen. 


Volfsverfammlung in Deſſau angefagt, wozu das Landvolk von allen Seiten kr: 
beifteömt. Der Herzog, welcher bisher widerftanden, giebt theilmeis nad). 
Steigende Volksbewegung in der preußifchen Hauptſtadt; Barricaden. Die Ir 


wenbung der Schußwaffe wird nothwendig. Kunde von den . Wiener. Beyebn 
heiten. 


VöbelsErceffe gegen die Wohnung des Polizei⸗Directors zu Magdeburg. 
Zu Wien Kundmachung: dag S. M. in Erwägung ber gegenwärtigen politiffen 


Berhältniffe befchloflen Haben, die Stände der deutichen und flanifchen Reik 
fowie die Central⸗Congregationen des lombardiſch⸗venetianiſchen Koͤnigreichs hf 
Abgeordnete um den Thron zu verfammeln, in der Abftcht, fich in Tegislafie 


und adminiftrativen Fragen deren Beirath zu verfichern. Zu biefem Ende hin 


S. M. die nöthigen Anordnungen, daß dieſe Bereinigung am Zten Imil}, 
wo nicht früher, ſtattfinden Tonne. 
Einige Stunden fpäter erfcheint folgendes Patent: 


Wir Haben nunmehr folche Verfügungen getroffen, die Wir als ziee Erfühung I 
Wiünfche Linferer treuen Völker erfannten. 

Die Preffreiheit ift, Durch Unfere Erklärnng der Aufhebung der Cenſur, in berielke 
Weiſe gewährt, wie in allen Staaten, wo fie befleht. 

Eine National-Garde, errichtet auf den Grundlagen des Beſitzes und ber Sntelligen, 
leiftet bereit die erfprieglichften Dienfte. . . 

Wegen Einberufung von Abgeordneten aller Provinzial Stände und der Geutalder 
gregationen des loinbardiſch⸗venetianiſchen Königreiches in der möglichſt kürzeſten Kuh, 
mit verftärkter Vertretung des Bürgerftandes und unter Berückſichtigung der beſtehenden 
Vrovinzial-Verfaffungen, zum Behufe der von Uns beſchloſſenen Conſtitutien 
des Vaterlandes, iſt Das Nöthige verfügt u. ſ. w. 


In Folge eines Krawalls zu Dresden, tritt das gefammte fachfifche Miniſterium ob 


16. | Zu Berlin wiederholte Aufläufe und Demonftrationen, welche wiederum ben & 


brauch ber Feuerwaffe notwendig machen. Berathung der demokratiſchen Hi 
linge im Local des Hoflägere. Unter der Firma von Leipziger Studenten Mi 
fen bewaffnete Polen ein. 


16. | Neues Miniſterium im Koͤnigreiche Sachſen. Gerichts⸗Director Braun, Conſelb⸗ 
Präfident, Miniſter der Juſtiz und einſtweilen des Cultus; Oberſt Gr. Holen 


dorf, Kriegsweſen; Profefior v. d. Pfordten, Inneres und einſtweilen auch mb 
wärtige Angelegenheiten; Kaufmann. Georgi, Finanzen. (Bald darauf uͤbernahe 
ber Stadtrath Oberländer das Miniflerium bes Innern, Dr. v. d. Pforten be 
ber auswärtigen Angelegenheiten und des Cultus.) Programm deſſelben: Br 
eibigung ber Truppen auf bie Berfaffung, Reform. des Wahlgefeges, Bert 


“ bung für bie Reform des beutfchen Dune, ſowie für Revifion des Zollverein 
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Tarife, Muͤndlichkeit und Oeffentlichkeit des Strafverfahrens, Geſchworne u. f. w. 
Daffelbe wird in Form eines Eönigl. Patents am folgenden Tage veröffentlicht. 
Große Bürger-Berfammlung zu Hannover, in welcher eine neue Petition mit zwölf 

Forderungen befchlofien wird. 

Anfunft ber fogenannten Rheinifchen Deputation in Berlin, welche aus zwölf Mit- 
gliedern des Gemeinderaths von Göln, unter Heren v. Wittgenſtein befteht. 
Ueber den Inhalt ihrer Anfprüche u. |. w. liegt nichts Amtliches vor, und was 
man auf Privatwege davon erfahren, bleibt heut befier unerwähnt. 

Bon den Straßen ber preußifchen Hauptſtadt find plöglich alle Tumultuanten vers 
ſchwunden. Am Abende in Tivoli große Berathung der bemofratifchen Häupt⸗ 
linge, woran auch viele fremde Emiſſaire, namentlich Bolen, Theil nehmen. 

Beichluß bes Kaiſers von Oefterreich, ein für die Vollziehung und Durchführung 
der im Batente vom 15ten März ausgefprochenen Grundfäße, verantwortliches 
Minifterium gu bilden. 

Eabinets-Schreiben bes Kaiſers von Defterreich, womit dem Präfibium ber vereis 
nigten Hofcanzlei eine, nach ben Beftimmungen bed allgemeinen Strafgefeb-Bu- 
ches bearbeitete, proviforifche .Vorfchrift über Behandlung der Preßvergehen zu- 
gefertigt, und angeordnet wird: fie ſogleich den LändersEhefs befannt zu machen, 
damit fie bis zum Erfcheinen bed Preßgefebes ald Rorm diene — Der fun- 
girende Hofcanzler v. Billersdorf legt dieſe Verordnung bei Seite. 

Die Aufregung In Mailand ift fo geftiegen, daß der Vicefönig E.“H. Rainer, für 
angemeffen erachtet, am Morgen mit feiner Familie die Stadt zu verlaffen. Etliche 
Stunden fpäter Tangt die Nachricht von den Wiener Ereigniffen, am Abende bie 
faiferliche Proclamation wegen Einberufung der Stände u. f. w. an. 

Magiftrat, Bürger-Vorfteher und eine beträchtliche Volksmaſſe ziehen in Hannover 
vor das Fönigliche Schloß, um ihre Petition zu überreichen. S. M. der König 
bewilligt bie Preßfreiheit fofort, ftellt die Deffentlichkeit der Kammer-Verhandlun- 
gen in Ausficht, und verweiſt wegen der übrigen Anträge theild auf ben beab- 
fichtigten Fürften-Congreß, theild auf die Landſtände. 


“| Die Göttinger Studenten, durch die Errungenfchaft, auf der Straße rauchen zu 


dürfen, nicht befriedigt, verlaſſen die Univerſitäts⸗Stadt. 


S. M. der Raifer von Oefterreich ernennt den Praͤſidenten Bes Hofttiegerathes, 


G. d. C. Grafen Ficquelmont zum Miniſter der auswärtigen. Angelegenheiten. 

Die Aumeſtie im ©. H. Baden wurde auf den einftinmigen Antrag der zweiten 
Kammer von demſelben Tage, bewilligt. 

Die Kunde von den Ereigniſſen in Wien erzeugt große Gahrung unter den Be⸗ 
wohnern von Mantua, wo ſich nur drei Bataillone Italiener, zwei Schwadro⸗ 
nen und einige halbinvalide Artilleriſten befinden. Gluͤcklicher Weiſe beſaß die⸗ 
ſer Hauptwaffenplatz in dem ©. d. C. v. Gorczkowski einen Commandanten, 
der ſolchen Zuſtaͤnden vollklommen gewachſen war. 

Der abgetretene Miniſter v. Bodelſchwingh überbringt den Befehl ©. M. bes Kö- 
nigs: daß die Truppen von den Straßen und Plaͤtzen Berlins nigaegen 
werden ſollen. Hierauf rüden nach einiger, durch den Oberbefehlöhaber, G.⸗Lt. 
v. Prittwiß veranlaßter Zoͤgerung, die Truppen der Garniſon in ihre Caſernen, 
die auswärtigen nach ihren Cantonnements ab. 
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und hingebend, mit fo wiel Humanität und Schonung zur Bewältigung des Yufitade 
von 1849, zur Herftellung ter Staais⸗Drdnung und eines verfaffungdmnäßigen Zuſtande 
mittoirkten, unferen Dank auszuſprechen. 

Präſident: Sch Ein überzeugt, daß Sie Alle die Hochachtung und bie Gefühle da 


Dankbarkeit theilen, die der Abgeordn. Reis gegen die nun von und ſcheidenden K. pas | 


Biichen Truppen ausgefprochen hat. — Mit einer audgezeichneten Tapferkeit, die Im 
Ruhm des Soldaten begründet, verkinden diefe Truppen eine begeifternde Vaterlandalick, 
Die - jeden Bürger, und eine hohe Bildung, die jeden Menſchen ziert. Wie fie im Jake 
1849 den Terrorismus der Anarchie, der jede Freiheit und jedes Necht vermichtet, be 


kämpft haben, jo werden fie wohl auch für alle Zukunft ein Schirm deutſchen Beil, 


deutſcher Ehre und dentfcher Freiheit feyn. Meine Herren! Ich erſuche Sie, um de 
chen Ihrer Hochachtung fowohl vor tiefen Truppen, als Ihres Dankes gegenüber dw ' 
ſelben, fi von Ihren Sitzen zu erheben.” (Sämmiliche Mitglieder erheben ſich ven iß 


ren Sitzen.) 


23. | Im Fürfien»Eollegio erklärt der Vertreter Badens: ba ber. Unionds Bora hi 


Union als aufgelöft hetsachte.(f. 15. November), fey das Buͤndniß vom %. Ba 
1849 erlofchen; feine Truppen bebürfe der Großherzog m eigenen Lande. 


23. | Einige polnifche Mitglieder der preußifchen zweiten Kammer xeichen bie felgml, 
abſonderliche Erklaͤrung ein: 


In Erwägung, daß die polniſchen Abgeordneten, welche ale Theilnehmer om I 


fionswerle der Verfaſſung, Anſtand genommen, nach erfolgter Reviſion bie Sie 


vom 31. Januar 1850 zu beſchwören, und deshalb ihr Mandat niedergelegt, duhie 
fen Aet ein⸗ für allemal zu erkennen gegeben haben, baf fie eine Werfaffung, ur 
her die Rechte der Polen als. Polen, und des mit der Krone Preußens verkunm 
Großherzogthums Poſen unbeadhtet geblichen find, winmermehr. freiwillig acceplicn, m 
ben wohlbegründeten Rechten und Forderungen des Landes als entſprechend amp 
im Stande find; 

In Erwägung, dab das Großherzogthum durch Wiederermählung ber frühen 9 


geordneten dab Verfahren derſelben gutgefeißen, und fie nach. Berlin gefenbet fe, 


auf dem durch die Verfaſſung gebotenen Wege die Rechte. des Landes wahrzunchmen 


jedem Abgeordneten erfordert, beffen Verweigerung jet, mo eb: fich nicht mehr um de 
Acceptation einer neu einzuführenden handelt, nur einer völligen Werzichtleiftung anf di 
geſetlichen Mittel und Wege, um zu dem oben angegebenen Ziele zu gelangen, sh 
kommen würde; | 

Su Gewägung alfo, daß diefer Eid keinesweges eine Verzichtleiftung auf die ba ® 
Ien zuftehenden Rechte involvirt; 

Sn Erwägung, daß der Hauptanſtoß, welchen die polniſchen Abgeorbneten in 9 
Art. 118. der Verfoffung gefunden haben, nunmehr als befeitigt zu erachten ſeyn Di 

Sn Erwägung endlich, dag es nimmermehr in der Macht und Befugniß einer en 


tigen ſtaatsrechtlichen Urkunde liegen Tann, weder allgemeine völkerrechtliche Urkunden * 
zuheben, noch irgend einer einzelnen Beftimmung und Garantie derſelben zu berog® 


und deshalb um fo weniger die bloße Nichterwähnung jener Garantie bedenklich ep 
nen kann; | 


Erflären die unterzeichneten" Abgeordneten, welche unter der Herrſchaſt und li 


“der jetzigen Verfaſſung erwählt wurden, 


daß fie nunmehr bereit find, den von der beſtehenden Verfaffung geforderten ® 
“auf dieſelbe zu Keiften, und daß fie ausdrücklich zur vorſtehenden Erklaͤrung np 
nöthigt fehen, damit aus ihrer Bereitwilligkeit zur Eibesleiftung Niemand eine Ber 





In Crwäagung ferner, daß die nun beſtehende Verfaſſung „den Eid auf dieſelle m 





Mehrere Abtheilungen des Barbecorps verlafien. Berlin, aus gleichen Gründen, 
wie die erften Bataillon. Denmächft Abzug auch ber übrigen. 


I Zu Bredlau tritt ein fogenannter Sicherheitd-Ausfchuß und eine „Volks⸗Deputation“ 


zufammen. 

Die in Prag (S. 11. Mär) befchloffene Petition durch eine zahlreiche Abordnung 
ber dortigen Clubs dem Kaifer überreicht. 

Proclamation S. M. des Könige von Hannover, woburd; Die Aufhebung ber 
Cenſur beflätigt, die Deffentlichleit der Stände Berfammlungen und Amneftie für 
politiche Berbrechen bewilligt, das Aſſociations⸗Recht anerkannt, und verfprochen 
wird, ben Ständen Anträge auf Abänderung ber Landed-Berfaffung, Minifters 
Berantwortlichkeit und Vereinigung der Königlichen und Landes⸗Caſſe vorzulegen. 

Ale bisherigen Minifter des Königreich Hannover legen ihre Stellen nieder. 


Stürmifche Volksverſammlung zu Stade. Auch an anderen Orten bergleichen, 
meift mit dem Befchluffe, nochmal Deputationen nad) Hannover zu.fenden, und - 
wenn fie erfolglos bleiben, mit 150,000 Mann dahin zu rüden. Hieraus ging, 
bei den plöglich veränderten Umftänden, die Erfindung der Gondeputirten 
hervor, d. i. von Männern, die durch formlofe Wahlen bezeichnet, neben ben 
Ständen tagen, und biefe gleichfam überwachen follten. 


20. | Petition des anhalt-bernburgifchen Volks mit vier und zwanzig Wuͤnſchen. 


‚| Der neu ernannte Miniſter des Auswärtigen in Preußen, Freiherr Heinrich v. Arnim, 


bezeichnet den Gedanken: „Preußen geht fortan in Deutſchland auf“, als ſein 
Programm. Darauf bittet der Miniſter⸗Präͤſident Graf Arnim⸗Boytzenburg um 
feine Entlaſſung, welche nicht bewilligt wird. 


‚| Dr. Jacoby (der Frager) zu Königsberg i. Br. bemächtigt fih auf der Poſt der 


fuͤr das dortige GeneralCommando und Ober⸗Präſidium von Berlin eingegan⸗ 
genen Depeſchen. Die Poſtbehörde ſcheint, dem kuͤhnen Sohne Iſraels gegen⸗ 
uͤber, nicht einmal paſſiven Widerſtand gewagt zu haben. 


Ernennung bes öfterreichifchen Miniſteriums. Proviſoriſcher Miniſter⸗ Präfident 


Graf Solowrat; Minifter des Faiferlichen Haufed und Auswärtigen, Graf Ficquel⸗ 
mont; Miniſter des Innern, Freiherr v. Pillersdorf; Juſtiz-⸗Miniſter, Graf 
Taaffe; Finanz⸗Miniſter, Freiherr v. Kübel. Demnaäͤchſt traten F.⸗Ma⸗L. Zanini 
und Freiherr v. Sommaruga an die Spitze des Kriegs⸗ und Unterrichts⸗Weſens, 
und Freiherrr v. Kraus an die Stelle Kuͤbecks, welcher aus Geſundheits⸗Ruͤck⸗ 
ſichten ſeine Entlaſſung erbat. 


Schreiben Herwegs und v. Bornſtedts in Paris an ben babifchen Sournaliften 


Fickler: die aus mehreren Taufend beſtehende Geſellſchaft demokratiſcher Deutfchen 
zu Paris Habe fich bewaffnet, militairifch organifirt und eingeubt, um den Bruͤ⸗ 
bern in Deutfchland beiguftchen. Die erften fünfhundert. Mann würden am 24. 
aufbrechen. 

Erlaß S. M. des Königs von Preußen auf bie von Deputationen aus Breslau 
und Liegnitz vorgetragenen Wuͤnſche. 

Raven Ich eine conflitutionelle Verfaſſung auf den Ereiteften Grundlagen verbießen 
babe, iſt es Mein Wille ein volksthümliches Wahlgeſetz zu erlaffen, welches eine auf 
Urwahlen begründete, alle Intereſſen des Volkes, ohne Unterſchied der religiöſen Glaubens⸗ 
Belenntniffe, umfafiende Vertretung herbei zu führen geeignet ift, und biefes Gefeh vorher 

dem Vereinigten Landtage zur Begutachtung vorzulegen, deſſen fehleunige Berufung Sch 
2* | 





12 32.38. Mär. 22.328, 


nach allen bisher Mir zugegangenen Anträgen, für den allgemeinen Wunſch des La 
halten muß. Diejem biöher Tundgegebenen Wunſche des Landes würde Ich entihian 
zuwider Handeln, wenn Ich nach Ihrem Untrage dad neue Wahlgeieg ohne fländide 
Beirath erlaffen wollte. Sie werden daher, wie Ich zu Ihrer Loyalität vertraue, fd 
feleft Überzeugen, und Ihre Committenten davon zu überzeugen wiſſen, daß Ih ai 
Ihren gedachten Antrag fir jebt und jo lange nicht der allgemeine Wunſch des Lane 
fih dem Ihrigen anfchließt, nicht eingehen Tann. Der auf jene Weije zu bildenden 

neuen Vertretung Meines Volkes werden dann auch, Meinen bereits kundgegebenen Oi: 
ſchließungen entfprechend, Vorſchläge über folgende Punkte vorgelegt werden: 1) in 
Sicherftellung der perjönlichen Freiheit, 2) über freies Vereinigungs⸗ und Verſammlunge 
recht, 3) über eine allgemeine Bürgerwehr⸗ Verfaſſung mit freier Wahl der Kühe, 
4) über Verantivortlichkeit der Miniſter, 5) über die Einführung von Schwurgerichen 
fir Steafiachen, namentlich für alle politijchen und Preßvergehen, 6) über bie Unabhin 
gigfeit des Nichterftandes, 7) über die Aufhebung des erimixten Gerichtöflande, da 
PBatrimonial-Gerichtöbarkeit, und der Dominial-Polizei-Gewalt. Außerdem werde Jh te 
ftehende Heer auf die neue Verfaſſung vereidigen Taffen. 


Erlaß des polnischen National⸗Comité zu Poſen. | 
Das National⸗Comité ernennt den Bürger . . . zum Kreiß-Commiffair, und legt ia 

folgende Pflichten auf. 1) Er wird als höchſte Behörde im Kreife eifrig und Med | 
Städte und Dörfer deffelben folgendermaßen organifiren: a. Städte. Sn jen, af 
der Fleinften Stadt, fol ein Comité eingerichtet werden, für welches eine beſonde ’ 

ſtruction beifolgt; die bereits beftehenden Gomite8 werden ihm untergeordnet. b. Aal. 
Die Drganijations=nftrucetionen befinden fi auch in den ftädtifchen Eomite. Br 
fügen nur hinzu, daß zur Grhaltung der Mannfchaften, welche ihre Wachen leiſten m 
den, in Dörfern ohne Kirche und ohne Domimium, die Beiſteuer fo eingezogen mein 
fol, daß jeder Bauer menigftend eine halbjährige Rate der Grundſteuer mas 

. zahlt u. ſ. w. 


"Auszug aus den Inftructionen hinfichtlich der Bewaffnung. 

In jedem Dorfe fol, wie bis jeßt in den Städten gefchehen, eine Nationalweht ge 
bildet werden, zu der jeder Bürger von 17 bis 50 Jahren gehört. Lim alle mögkhen 
Anfälle abwehren zu Tönnen, fol Jeder mit Senfe, Pike oder Heugabel bewaffnet far 

. — Die Nationalmehr Hat Tag und Nacht Warhtpoften an allen Ausgängen des Dar‘ 
und an den Heerſtraßen zu unterhalten, damit im Wale der Gefahr die Gemeinde wid 
| . aufgerufen werden könne. — Die ſtehenden Wehren jollen vom Dominium, oder ta 
Probſt, oder von beiden zufammen unterhalten werden, und wo beide fehlen, überninn 
dad Comité des Bezirks Die Sorge. , 


22. 








29,1 Während ber Nacht haben die Mantuaner Barricaden gebaut, und namentiid ® 
' Berbindung mit der Citadelle abgefchnitten. Das revolutionaire Comite fm! 
. den Abzug der Beſatzung aus der Stadt. Ä 

22. | Weitere Concefflonen des Koͤnigs von Hannover. | 
Neues Minifterium in Hannover. Präfibium und auswärtige Angelegenheit 


22. 







Graf Bennigfen; Inneres, Dr. Stüve; Finanzen, Lehzen; Cultus, Braun; Su 
von Düring. Daffelbe verkündet noch felden Tages, daß S. M. ber Sk 
außer ben ſchon gemachten Zugeftändniffen, folgende Grundfäge genehmigt heh 
Maßregeln zur Einigung Deutſchlands, und Vertretung des Volkes beim Dunk, 
Aufhebung des befreiten Gerichtöftandes, Deffentlichfeit und Muͤnblichleit m 
Proceſſe, Schwurgerlchte u. f. w. u: 
S. M. der König von Preußen empfängt eine Poſener Deputation — Erde 





23. 
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23. 


23. 


29. 


Przzyluski, Graf Raczynski, von Mieroslawski, Krauthofer — welche Umgeftal- 

tung der Truppen bed Großherzogthums zu einem einheimifchen Corps, Befebung 
der Aemter mit &ingebornen, Bildung einer National⸗Garde und noch einiges 
Andere verlangt. 

Die Herren Camphauſen und Hanſemann lehnen das ihnen angebotene Porte⸗ 
feuille ab. 

Deutſche Buͤrger⸗Verſammlung zu Poſen, und Wahl eines „deutſchen Nationals 
Comité“, mit ber. nächften Aufgabe: für Erhaltung’ ber Ruhe und Ordnung, für 
Den Sup ber Perſon und des. Eigenthums ber beutfchen Einwohner zu wirken, 
beſonders auch dadurch, daß zwifchen beiden Nationalitäten Vertrauen erweckt 
und unterhalten werbe. 

Raiferlich öfterreichifches Babinet3sSchreiben, worin die Forderungen der Prager 
Petition größeren Theild bewilligt werben. 

Die Befaging von Mantua durch acht Sompagnien und eine halbe Escadron 
verftärft. 

Amneſtie und Preßfreiheit in Gotha. 

Verſammlung Deputirter der bedeutenderen rheinifchen -Stäbte zu Coͤln. In ber 
von ihnen befchloffenen Adrefie wird S. M. erklärt, daß gewifle Punkte, wie 
3. B. die Verwandlung ber fländifchen in eine Repräfentativ-Verfaffung fchon 
vor dem Zufammentreten des Landtages bewilligt werden müßten. Antrag auf 
Entlaffung ber Minifter Graf Arnim und Schwerin. 

Bauern⸗Unruhen auf dem Eichöfelde. 

Befchluß der zweiten babifchen Kammer, an den Großherzog eine Adreffe wegen 
Umgeftaltung des Bundes u. f. w. zu richten. (Die erfte Kammer tritt nächften 
Tages bei.) Heder erklärt: er werde gemeinfchaftlih mit Brentano bie Offen: 
burger Beichlüffe (S. 19. März) zur Motion erheben. 

Aus einer Proclamation des polnifchen National-Comite in Pofen, welches ſich 
offenbar ſchon als Regierungs⸗Behoͤrde gerirte. 

Wir haben heut das zeitherige Loos des Bauernſtandes in Erwägung gezogen, und 
erklaͤren einſtimmig im Namen Polens: 1) Daß diejenigen Landbeſitzer, welche ſchon 
Cigenthum haben, es nicht nur behalten, ſondern daß auch die bisher mit ihrem Eigen⸗ 
thum verbundenen Laſten vermindert werden ſollen. 2) Daß in denjenigen Theilen des 
früßeren Polens, wo die Wirthe noch herrſchaftliche Dienſte leiſten, und kein Eigenthum 
beſitzen, nach erlangter Unabhängigkeit Polens ſogleich Die Verleihung des freien Eigen- 
thums erfolgen fol. — — 5) Daß alle diejenigen Landleute, welche nöthigenfalls. zur 
Befreiung Polens unter die Waffen treten, nach Verhältniß ihtes Verdienſtes entſchädigt 
und, wenn ſie bereits ſeparirtes Grundeigenthum beſitzen und davon Zins zahlen, bon 
biefem Zins befreit werden follen; daß die Frauen und Kinder Aller, welche in den 
Kampf gehen, unter die Obhut des Staates geftellt werden follen. 


Aus einem Schreiben des Erzbischofs Przyluski und Advokat Krauthofer an das 
polniſche National⸗Comité zu Poſen. 

In dieſem Augenblicke war eine neue Conferenz mit den Miniſtern. Das Miniſterium 
räumt folgende Punkte ein, und der König ſoll ſie beſtätigen: 1) eine rein polniſche 
Nationalität, 2) die Berathungs-Commiſſion über die Reorganiſation des Großherzog⸗ 
thums ſoll vom hohen Comité gewählt werden. 3) Ihr werdet mit Beurmann und 
Williſen berathen. 4) Ein polniſches Herr ſoll ſogleich gebildet werden. 5) Der Ober⸗ 
Praſident v. Beurmann wird beſeitigt, und an feine Stelle tritt ein Landsmann, ein 


Pole. 9 Die Behörden werden reorganifirt, und mit polniſchen Beamten beiest. 7) 
Die Liniertruppen sollen für den Augenblid in bie Eaferwen zurückgezogen werden; u 
fpäter geichehen foll, wird die Commiſſion beitimmen. 8) Wünfcht bie Hegierung, das 
Ihr denjenigen Beamten ein zweijähriges Gehalt garantiren ſollt, welche Ihr ven tm 
Deutſchen nicht behalten möget. 


25. | Grobe Erceffe, und Plünderung der Beligungen der Freiherren v. Riedefel, yı 
Lauterbad im G. H. Heffen. 

95. | Nothwendig gewordene Proclamation ©. 8. H. des Großherzog von Medln 
burg, worin ber Uebergang zur conftitutionellen Berfaffung u. |. w. zugeint 
wird. 

26. | Die von ben Pofener Deputirten beantragte Ernennung des G.⸗M. v. Rilie 
zum Reorganifationd- Commiffarius wird abgelehnt, und derſelbe angemiefen ai 
feinen Boften nah Bredlau zurüd zu fehren. 

26. Conceſſionen in Anhalt-Bernburg. 

26. | Abgeordnete ber deutfchen Arbeiter⸗Vereine in der Schweiz, verfammeln ſich zu Bl 
Befchluß: eine deutfche Legion zu bilden, welche bemnächft abmarfchiren fol 


27.| Die Befatung von Mantua noch um zwei Bataillone verflärkt. Zur glüdideı 
Stunde, da bie italienifchen Soldaten eine höchft bedenkliche Stimmung im 
geben. *) 


28. | Betition des Magijtratd und deutfchen Comites zu Poſen, um Schug ber baitn 
Rationalität. 

28. | Gireular des Minijterd v. Pillerödorf an bie öfterreichifchen ProvinzialsBehre, 
wodurch ungefähr dad eingeräumt wird, was fpäter Walde in Preußen dr 
feine Habeas corpus Acte bezweckte. 

28. | Ernennung des Oberft Freiheren von Jellachich zum General» Major und Eu 
der Königreiche Croatien, Slavonien, Dalmatien. 


28. | Eröffnung der Stände-Berfammlung im Königreiche Hannover. 


28.| Bon biefem Tage ift die Eingabe batirt, welche nach längeren Prisat-Beralhungn 

. die Mitglieder der zweiten hannoverſchen Sammer und bie fegenannten Cr 

| deputirten (S. 20. März) gemeinfehaftlich, an bie Stande⸗Verſanmiung und Ib 
Staats-Minifterium richteten. Ste verlangt 1) Reugeftaltung ber Berlafu 
2) Befeitigung der „Abelöfammer‘, ſowie aller anderen Bevorzugungen bes Ach, 
3) Zufammentreten einer conftituirenden Verſammlung nach ertweitertem Wahn | 
fofern die neue Verfaſſung mit den jebigen Ständen nicht ſchleunigſt = 

| bart werde. 

28. | Außerdem erlaflen die Condeputirten allein noch eine Adreſſe nit vierxehn Gore 
derungen, auf welde man ſich nachträglich befonnen, an die Ständer W 
fammlung. 








*) Diefes Detail iſt wichtiger, als mande Leſer glauben moͤgen. Denn wenn 
in die Gewalt der Rebellen und des Schwertes von Italien fiel, wurde die Lage 
zweifelt, ſowohl fuͤr den Augenblich wie für die Zukunft. 


a8. — 30. März. 28. — 30. 15 





98.1 In ber zweiten badiſchen Sammer Annahme des Entwurfs eines Geſetzes über die 
Bürgerwehr, zu deſſen Charakteriſtik Hinreichen wird, wenn wir bemerken, daß 
Heder die Regierung» Borlage umgearbeitet. Hatte. Im Laufe der Berathung 
äußert der Abgeordnete Kapp: „zeigt ſichs ald wahr, daß das Berliner Koͤnig⸗ 
thum mit ben Barbaren confpirirt hat, dann wollen wir erflären: das Haus 
Hohenzollern hat aufgehört zu regieren. (Die gänzlich eingefchüchterte 
erfte Kammer wagte Feine Abänderung des vevolutionairen Geſetzes, fondern ge- 
nehmigte baffelbe einftimmig, worauf am 1. April die Publication erfolgte.) 


W. Gefuch der proviforifchen Regierung von Schledwig-Holftein beim Bundestage um 
militairiſchen Schug, und Aufnahme Schleswigs in den beutichen Bund. 


W. Nach dem Eintritte ber Herren Camphauſen und Hanſemann war bas preußifche 
Staats-Miniſterium zuerſt feit der - Revolution wieder volftändig, und zählte 
außer ihnen ald Mitglieder: Auswärtiges, Zreiherr v. Arnim; Kriegsweſen, 
G.⸗Lt. v. Reyher; Iuftiz, Vornemann; Inneres, A. v. Auerswald; Cultus, Graf 
Schwerin. 


W. m aus drücklich en Auftrage des Staats-Minifteriumsd erlaffen da8 Gouvernement 
und das Polizei⸗Präſidium der preußifchen Hauptftabt folgende merkwürdige Bes 
fanntmachung: „Es verfteht fich von felbft, daß die Aufrechthaltung ber öffentlichen 
Ordnung lediglich der Buͤrgerwehr überlaffen bleibt, und Die mögliche Hülfs- 
liftung des Militaird nur für den Außerften Noihfall, und auch dann nur auf 

ausdruͤckliche Aufforderung des Commandeurs ber Buͤrgerwehr, oder ber ftäbtifchen 
Behörden, erfolgen wird.“ 


W. Die Hannoverfchen Eondeputirten erklären einftimmig ihre Verſammlung für ı eine 
dauernde (Permanenz). | 


| Beſchluß bes preußifchen Staats-Minifteriums. | 

1) Der General v. Williſen fol fogleich hierher berufen, und fodanıt nach dem Groß- 
herzogthum Bofen abgeordnet werden, mit dem Auftrage, das polnifche National⸗Comité 
zu Poſen bei der jegt eingeleiteten nationalen Reorganifation des Großherzogthums, im 
Wege gütlicher Verhandlung zu einem Verfahren zu beftimmen, welches dazu geeignet 
ſey, die preußifche Dberhoheit, unbefchadet jener nationalen Regeneration, im Großherzog⸗ 
thum aufrecht zu erhalten. 

2) Dabei fol ferner Darauf Bedacht genommen werden, diejenigen Seife des Groß⸗ 
herzogthums, welche ſich der polniſchen Nationalität nicht anſchließen wollen, insbeſondere 
diejenigen, in welchen die deutſche Nationalität überwiegt, jedenfalls der preußiſchen Or⸗ 
ganifation und Verwaltung zu erhalten. Der General v. Williſen ſoll demnach nament- 
lich das polniſche National-Somite in Poſen dazu beſtimmen, fich bei feiner Wirkſamkeit 
jeder Einwirkung auf die gedachten Kreiſe zu enthalten. 


0.| In der erſten Sitzung des fogenannten Vor-Parlaments tritt Herr v. Struve mit 
funfzehn Punkten hervor, deren letzter fordert: Aufhebung der erblichen Monarchie, 
und Erſetzung berfelben durch frei gewählte Varlamente, an beren Spige frei 
gewählte Bräfidenten ftehen, — alle vereint in ber föderativen Bundes⸗Verfaſſung, 
nach dem Mufter ber nordanterifanifchen Freiftaaten. 


0. | Die Hannoverfchen Conbeputirten erlaffen eine Art von Mißtranens-Botum gegen 
das Minifterium, wegen feined feheinbaren Temporiſirens. 
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werden feyn: 1) fofortige Eröffnung der freien Conferengen am einen neutralen Brie, 2) 


Suspendirung der Thätigkeit des Bundestages mährend dieſer Conferenzen, 8) Schal 
die Reconſtructivn des weiteren Bundes erfolgt ijt, freies Uniensrecht ver Binzelftanten, 


4) Gemeinfame Decupation des Kurfürſtenthums Heſſen durch Preußen und Deſterreich 


5) Grledigung der Brage megen Schleswigs Holftein bei deu freien Conferenzen. 


29. | Olmüger Punctation: 


Bei dem am geftrigen und heutigen Tage zwiſchen den Unterzeichneten fatigefundenn 
verteauten Beiprechungen haben ſich die folgenden Propofitionen ala mögliche Ausler 
chungspunkte der vorliegenden Differenzen, und geeignete Mittel zur Verhinderung ten 
Conflicten herandgeftellt, und werben der jchließlichen Genehmigung der betzeffenden hohen 
Regierungen fehleunigft unterbreitet werben. .$. 1. Die Regierungen von Deſterreich und 
Brenfen erklären, daß es in ihrer Abſicht Liege, die endliche und definitive Regulirung 
der kurheſſiſchen und bolfteinifchen Angelegenheit Durch Die -gemeinfame Entſcheidung all 
beutichen Regierungen herbeizuführen. 8. 2. Um die Cooperation der in Frankfur ver 
tretenen, und der übrigen deutfchen Regierungen möglich zu machen, jollen- in küryfe 


Friſt von Seiten der in Frankfurt vertretenen Bundesglieder, ſowie von Seiten Preußen 


und feiner Verbündeten, je ein Commiffar ernannt werben, welche über die gemeinde: 
lich zu treffenden Maßregeln in Einvernehmen zu treten haben. 8. 8. Da eb ak in 
allgemeinen Intereſſe liegt, daß ſowohl in Kurheſſen, wic in Holſtein ein gefegmipn, 
den Grundfähen des Bundes entfprechender, und bie Erfüllung der Bundeögflichtn ai 
lich machender Zuftand hergeftellt werde, da ferner Defterreich in feinem und im fm 
der ihm verbündeten Staaten, die zur Sicherung der Sintexeffen Preußens yom kim 
geforderten Garäntieen über die Decmpation des Kurſtaats, in vollem Maahe pn 
hat, jo fommen die beiden Regierungen von Deferreid und Preußen für die nik 


— ber Frage, und ohne Peäjubiz für die künftige Gnticheibung, üher Gala 


: a) In Kurheſſen wird Preußen der Action der von dem Sunfüsiken hehnip 
— Truppen kein Hinderniß entgegenſtellen, umd die wothigen Befehle an bie bei 


commandirenden Generale erlaſſen, um deu Durchgang durch bie von Preuhen becha 


Ginpenftraßen zu geſtatten. Die beiden Megierungen nes Deſterxcichh und Preufen ku 
den, im Einverfländniffe mit ihren Verbündeten, S. K. &. ben Sumfiteilen auffırm 


feine Zuſtimmung dazu zu ertheilen, daß ein Bataillon der von der kurfuͤrſilichen Re 
‚zung requirirten Truppenmacht und ein K. preußiſches Bataillon in Kaſſel werblehe— 


um die Ruhe und Ordnung zu erhalten. b) Nach Holſtein werden Deſterreich w 


Preußen, nach gepflogener Rückſprache mit ihren Werkündeten, und zwar ſo ſchleun 


als möglich, gemeinfun Commuſſare ſchicken, welche. im Namen detz Bundes von M 


Statthalterſchaft die Einftellung der Feindſeligkeiten, die Zurüdgiehung ber Truppe | 
ter die über und die Reduction der Urmee auf, ein Drittel der jebt beſtehenden iur 





penſtärke verlangen, unter Androhung gemeinſchaftlicher Crecution im Weigerungiſch 


Dagegen werden beide Regierungen auf das K. däniſche Goupernement dahin 9 


| wirken, daß daffelbe im Herzogthum Schlewig nicht mehr Truppen auffielle, alöf 


u Erhaltung der Ruhe und Ordnung erforderlich find. 8 4 Die Minifterials Conter 


zen werden unverzüglich in Dresden jtattfinden. Die Einladung dazu wird von DAP 
veich und Preußen gemeinſchaftlich auägehen, und zwar ſo erfolgen, daß bie Confera⸗ 
um die Mitte des December eröffnet werden Türmen. F. Schwarzenberg, F. 1% 
Manteuffel. 


39.3 Bon biefem Tage ift der Adreß- Entwurf ber preußiſchen weien Nanmer bat, 


den wir wenigſtens auszugsweiſe mittheilen: | 
Mit Befriedigung michen nie, daß Gu. 8. MR. fiehfige Deyehungen zu den er 


. m. 
— — —— — —— — — — - 
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paiſchen Großachten wicht. unterbrochen: ſind, denn wir. wiſſen Die. Begmumgeh: des Fri 
dend in vollem Maße zu würdigen. Tief kellagen wir jcdoch, daß die Bemühung: 





Ew. 8. M. Regierung nit vermocht haben, den deutſchen Starten eine ühren Bedinr 


niſſen entiprechende Verfaffng zu -werfihaffen. Wir veritamen, daß die ferneren Beſtr 
bungen zu dieſem Ziele, wie ſolches in team Büundniß vom 26. Mai 1840 feinen Au 
druck gefunden, mit Nachdruck fortgeſetzt, bald dahin führen werben, Deutſchland ei 
keine äußere Würde und innere Freiheit fichernde Verfafjung zu gewähren, in welch 
Preußen, nachdem es mit feiner ganzen Macht in Deutfchland eingetreten, nicht die zwei 
Stelle einnehmen kann. — Anf die Mitwirkung des preußiſchen Volkes: bei dieſen B 
ſtrebungen dürfen Ew. K. M. zuverläſſig zählen. Die Wiederbelebung bes mit allſeitig 
Zuſtimmung aufgehobenen Bundestages erſcheint damit völlig unvereinbar. 


Wir bedauern aufrichtig, daß, des mit Dänemark abgeſchloſſenen und allſeitig ratij 
eirten Friedens ungeachtet, ein befriedigender Rechtszuſtand in den Herzogthümern Ho 
ſtein und Schleswig noch immer nicht herbeizuführen war. Wir hoffen, daß es, wer 
die Ausgleichung der noch ſchwebenden Fragen nicht ohne fremde Einmiſchung mögli 
ſeyn ſollte, den vereinigten Regierungen aller zum deutſchen Bunde gehörigen Staatı 
gelingen wird, eine Erledigung jenes Gonflictes zu erzielen, welche jedes wohlerworbe 
Recht nach allen Seiten Hin wahre. Ein ſolches gemeinjchaftliches Handeln wird die hef 
Bürgſchaft gegen eine mögliche Verlegung der Integrität Deutſchlands, und gegen d 
Beſorgniß bieten, als könne ein Bruderſtamm, fir Den unſer tapferes Heer zweimal g 
fochten und geblutet, wehrlos preisgegeben werden. 


‚ Die wiberwärtigen Zerwürfniffe in einem Nachbarlande haben in ganz Preußen de 
lebhafteſten Unwillen erregt, und ift e8 mit Befriedigung anerkannt, daß Em. K. M. N 
gierung einfeitiger Einmiſchung in daſſelbe ein Ziel. gefegt bat, welches zu behaupte 
Preußens: deutfcher Bernf und die Ehre feiner Waffen gebieten. Wenn dadurch Mißver 
ftändniffe herbeigeführt find, und außerdem ZruppensZufammenziehungen ſtattgefunden he 
ben, welche die Sicherheit der Monarchie bedrohten, jo gebot es die Pflicht, die Kriege 
kraͤfte des Landes bereit zu ftellen, um zu Schug und Trug gerüftet zu feyn. — Wie ba 
Land Ew. K. M. Ruf zu ten Waffen aufgenommen, dad beweiſt lanter und vernehn 
licher, als wir es zu fehildern vermöchten,. die freudige Zuverficht, mit welcher die eh 
pflichtigen zu den Waffen eilen. Gin Gefühl durchdringt, Ein Wille belebt das gan: 
Land, und eng zu ſchaaren wie Ein Mann mn unſeres Könige Thron, gleich unfere 
Vätern im vorigen Jahrhundert, gleich unferen Brüdern in den letzten Freiheitäfrieger 
Das Heer fteht da, ſtark an Zahl, ftärker durch feine treffliche Rüſtung — am ftärkfte 
durch Muth und‘ Begeifterung, der Befehle ſeines Königs gewärtig. 

Ew. 8. M. ſuchen Feinen Krieg, wollen Niemandes Rechte ſchmälern; dafür fegı 
She Gott! Aber Sie fordern Einrichtungen fir das GefammtsVaterland, die Preufer 
gegenwärtiger Stellung in Deutſchland amd Europa angemeſſen find; auch darin bege— 
nen Sie den Erwartingen des prenßiſchen Volkes. Das Schwert ift gezückt zur Wei 
theidigung dieſes guten. Rechtes; iſt dieſes gewahrt, find binlängliche Bürgfchaften dafi 
gegeben, jo wird es ruhig in die Scheide zurüdlchren, und Hunberttaufende werden ı 
gern mit den Werkzeugen friedlicher Arbeit vertaufchen; es würde aber — mem es jet 
mug — gewaltig niederfallen auf eben, der Prenßens Recht, oder Preußens Ehre a 
zutaften wagen foltte. 

Getragen von der einmüthigen Zuſtimmung der Nation, werden wir mit Eifer al 
Mittel bewilligen, um bie Erreichung ſolcher Zwecke zu ſichern, und fo der conftitutione 
len Monarchie eine neue wirkſame Bürgfihaft aufzurichten. 


In diefer Singebung finden alle Parteien ihre Vereinigung, alle ſtimmen freudig ei 
IL 180, J 19 
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3 | Das Minifterium Camphauſen hat ſich den Wuͤnſchen ber Polen Kinfichtig ı 


| nifation des Großherzogthums Pofen, Haben des Könige Diajeflät geruht, Em. zu J 


. dentfehe Berölferung in ihren diechten nicht gekränkt, und Die deuſſthe Autimaid mh 
; minder als die polniiche geſchützt werden fol. 


3. Avprif. 8. 






General v. Willifen gefügt, und ertheilt folgendes: Commiſſorium für den &, 
v. Willifen, als koͤniglicher Commiſſarius und Borfigender ber Commifim 
nationalen Reorganifation des Großherzogthums Poſen. 

Sn Folge der allerhöchften Ordre vom 24. v. M., betreffend die nationale Rım 


Commiſſarius und Vorfigenden der Commiſſion zu ernennen, welche berufen if, % 
fehläge zur Reorganifation des Großherzogthums worzulegen. Dieſem allerhochſten 2 
gemäß fordern wir Ew. hierdurch auf, ſich unverweilt nach Poſen zu begeben, un 
den Händen des ObersPräfidenten v. Beurmann, weldger auf feinen Wunſch ven im 
Vorfipe der Commiſſion entbunden worden ift, die darauf bezilglichen Geſchofte ala 


zu nehmen. Ew. find bie Grundlagen, ‚auf welchen dieſe Reerganif tion beruhen hf 
"befannt, fo mie daß des Könige Majeſtät die Wiederherſtellung des wielfech gebrechen 


Landfriedens und die Anerkennung der gefehlichen Autoritäten, für die erſte Vedingu 


‚erachten, welche vollftändig erfüllt werden muß, um das begonnene Werk gEidid zu 


Ziele zu führen. — 

Ei. verpflichten wir daher, mit Nachdruck dahin zu wirken, daß dieſe erſte Baia 
überall in Erfüllung gebt, und ſollen, wo Ihrer Vermittelung nicht gleich Gehor ua 
wird, von Seiten der Provinzial⸗Behörden die Iräftigfien Maßregeln in Ya 
treten. Dagegen ermächtigen wir Ew. die Verſicherung zu erteilen, daß dk | 
füllung dieſer erften und weſentlichen Bebingung feinen Anſtand finden werde | 

1) dag, da die Mehrzahl der Bewohner des Großherzogthums polniſcher Bid, 
ein Eingeborener polnischer Nationalität an die Spite der VerwaltungssBehita ti, 
im Uebrigen aber die Gerichts und Werwaltungs> Behörden fo organiſttt werd, W 
fomeit e8 irgend thunlich, jeder Eingefeflene in feiner Sprache zegiert werde, mi Ih 
empfangen Tann. - 2) Daß die Sandräthe im Großherzagihum, ſobald dazu die gain 
Einleitungen getroffen find, durch Wahlen, an welchen die Stadt⸗ und Landgmms 
Theil nehmen follen, new erfegt werden. 8) Daß die Polizei In ben Sidden mi 
dem Lande, ſoweit es irgend zuläffig, den Wünfchen der Gemeinden gemäf mat 
und zu ihrer Unterftügung Sicherheitsiwachen aus der Zahl der angefehenen Ginscht 





“errichtet werden Tönnen. 4) Daß, obgleich der Wunſch, eine nationale Bavaffınz } 


beſitzen, im Wefentlichen durch das Beftehen der Landwehr erfüllt und gefldert iM, 
Anträge, welche ſich auf eine Abänderung der Militair⸗ Einrichtungen bejichen mi 
entgegen genommen, und in nähere Erwägung gezogen werben follen. 5) Dah WW 
ſtehend bezeichneten Maßregeln ohne jede Beeinträchtigung and mit voller Berhfiähpe 
der deutichen Nationalität ausgeführt merden follen. , 
Ei. werden mit einer befonderen Schtoierigfeit zu kämpfen haben, melde baren j⸗ 
ergiebt, daß der größte Theil der deutſchen Bevölkerung des Grofberzogihunt dr” 
tionalen Reorganiſation, als einer vermeintlich tein polniſchen, entgegen it. MP 
trauen jedoch, daß es Ihnen gelingen wird, bie Ueberzeugung zu verbreiten, J 


Wir Haben Übrigens die Muitair⸗ und Civil⸗Behoͤrden der using angerica,w 
Anfordenimgen, weiche Sie in Folge und Kraft des Ihnen ertheillen Auftcage 0 do 
jelben richten werden, bereitwillig nachzukommen. | 


3. | Die alten Stände Schleswigs und Helfeins treten in Rendsbucg zafanma P 


flätigen die proviſoriſche Regierung, und beſchließen, daß die Aufnchne 66 
wigs in ben deutſchen Bund Fräftig zu betreiben ſey. 


3, | Ruͤctaut des dirigirenden Miniſterb (Her v. Morgenfern) in Anhalt Dis 


vw. 


Pe 1 


— 2 4— = 
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A. — 5. Apeil. A — 5. 10 


Königliche Botſchaft an ben Vereinigten Landtag: „derſelbe möge feine‘ Zuſtim⸗ 
mung geben, daß unter Verantworilichkeit bes Miniſteriums bie zum äußeren 
Schutze der Monarchie, wie zur Herſtellung des Credits und Erhaltung der 
Induſtrie noͤthigen außerordentlichen Geldmittel dur Steuern oder Anleihen bes 
Schafft werben dürfen”. 

Die von den Wiener Profefforen und Studenten für das fogenannte Bors 
Parlament gewählten Mitglieder ftellen an ben Kaiſer bad Verlangen, ihnen bie 
in bee Schapfammer aufbewahrten deutſchen Reichs Infignien verabfolgen zu 
laffen, welche fie nach Frankfurt bringen, und „zur Verfügung des beutfchen 
Bolfes ftellen” wollen. 

Der Vereinigte Landtag nimmt das ihm vorgelegte Wahlgefeh (Kopfzahl⸗Wahlen) 

für die preußiſche Monarchie unverändert an. 

Etzherzog Ludwig von Defterreich tritt von allen Staatögefchaften zurüd. 

.| Schreiben des öfterreichifchen Minifterd ber auswärtigen Angelegenheiten an ben 

faiferlichen Botfchafter zu London. 

Sn anderen Verhältniffen, als diejenigen find, in welchen wir uns befinden, würde 
ih mie eine Pflicht daraus gemacht haben, Ihnen, Here Botſchafter, ohne Verzug auf 
die intereffanten Berichte zu antworten, melche Em. durch Ihre Srpedition vom 18. März 
dem 4. Cabinet unterbreitet haben, und es würde für und won ber höchſten Wichtigkeit 
geweſen ſeyn, die Greigniffe, welche ſich im Monat März in Italien gefolgt find, von 
dem Gefichiäpunfte der Rechte und Intereſſen des öfterreichifchen Reiches ausgehend, zur 
Kenniniß Ihres Großbritaniichen Majeftät zu bringen. Es mar uns indeß unmöglich, 
der wichtigen Pflicht gegen uns ſelbſt, welche wir zu erfüllen hatten, Genüge zu leiſten, 
denn es iſt eine ſolche Pflicht, offen zu einem befreundeten und allürten Hofe zu ſprechen. 
Es würde uns leicht geweſen feyn, uns fiber die Schwierigkeiten unferer Lage in Italien 
gegen Sie auszuſprechen, denn obgleich groß, find fie doch klarer, pofltiver Natur; wire 
haben für und Verträge, Rechte, legitime Snterefien erſten Ranges, und gegen uns eine 
moralifche Revolte, die mir auf dem Wege der Verftänbigung zu befchiwichtigen fuchten, 
als diefe Revolte zu einer Rebellion mit bewaffneter Hand wurde. Ganz Stalien hetzte 
feit Yanger Zeit unfere Provinzen zum Aufftande auf, die zwei Herde ber lebhaſteſten 
Agitation waren Genua und Turin; wenige Tage nach den Ausbruche diefes Aufftandes 
verſprach der König von Sardinien feierlich, den Inſurgenten zu Hülfe zu kommen, und 
die piemonteflfche Armee kam, diefes Verfprechen in Erfüllung zu bringen. 

Der ganze Inhalt Ihrer Depeche, wodurch Sie und Rechenſchaft über Ihre letzten 
Unterrebungen mit Lord Balmerfton ablegten, fowie die Haltung der Depeſche, welche 
der erſte Stantsfeerelaie unter dem 13. Mär, an den engliichen Gefanbten in Turin 
gerichtet hatte, gaben und Beweggründe, und an das englifche Cabinet zu wenden, und 
es zu fingen, welche Folge es ber Erklärung geben zu müſſen glaube, die der englifche 
Geſandte, Herr Abereromby, fo eben Auftrag erhalten Hatte, dem ſardiniſchen Hofe zu 
machen; wir mußten feht wichtige Gründe haben, um dieß nicht auf der Stelle zu thun. 
Diefe Gründe wollen wir Ihnen jet fagen, indem wir Sie bitten, Here Botſchafter, 
fie zur Kenniniß des erſten Staatsſecretairs zu bringen. 

Mir glauben nicht, daß es nöthig fen, Ihnen die Urſachen außeinanderzufeßen, welche 
eine Aenderung in dem politifchen Syſteme Defterreichs herbeigeführt haben, und die da 
bewirkten, daß das Kaiferreich von nun an auf einer anderen Baſis ruhe. Es genügt, 
diefe Aenderung als eine Thatfache hinzunehmen. Die Leichtigkeit, wit welcher fie bes 
werkſtelligt wurde, beweiſt wenigſtens, daß fie das natürliche Wert der Zeit und Men⸗ 
ſchen fey; fle beweiſt wor Allem, und das ift es, was ich als beſonders wichtig fir unſere 
fünftigen Geſchicke hervorheben will, die Kaiferliche Familie hate begriffen, dag 
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die Beit reif fey für daß, was gekommen if. Die Achtung des Vergangen 
ift-eine lebendige Tradition im Haufe Habsburg. Die lange und ausgezeichnete his 
riiche Erziehung deſſelben war es, mit deren Hülfe e8 Jahrhunderte hindurch die Wih 
frone Deutſchlands trug, als ob fie eine erbliche geweſen wäre. In Bolge derfek 
Traditionen fehen wir das Kaiferlihe Haus einem jeden einzelnen feiner Erbftatten A 
unangetaftet Taffen, was demjelben in Nationalität, Gefegen und unabhängigen Geruch 
heiten eigen war. Der gegenwärtige Wechſel iſt im Grunde nicht meiter, al8 eine AM 
kehr zu den alten Marimen der Regierung, Marimen, deren natürlicher Glanz mm du 
das Prineip der adminiftrativen Gentralifation, welche ſich mehr oder weniger allm am 
pätichen Regierungen aufgedrängt bat, -paralyfirt worden war. — War «8 mın uni 
Teichter, fich zum Wechſel eines Syſtems zu entichließen, als dieſer Wechſel in Harms 


': mit fehgenen Erinnerungen ftand, fo war es dach nicht eben fo Leicht, eine Karl ae 


nifirte Adminiſtration umzugeflalten. Die allgemeine Bewegung, welche Curopa ihr 
tert, bat die ganze Gewalt einer Revolution; ihre erfte Forderung ift, das Daf ke 


Zeit zu brechen, und der eiwigen Schwierigkeit, etwas gut zu thun, auch noch die Che 


tigkeit, es ſchnell zu thun, hinzuzufügen. — Dies ift in zwei Worten unſere Lage, wid 
ganz geeignet war, alle unſere Sorgfalt, ja alle unfere Fähigkeiten in Anfprud y 


u nehmen. Wir mußten unferen ganzen adminiftrativen Mechanismus von feinem Bay 
entfernen, um an deffen Stelle die Grumdlage der neuen Ordnung der Dinge u I 
Das ift geſchehen; und erſt ſeitdem bin ih im Stande, mit einem fremden Cat 


über unſere politiſchen Angelegenheiten zu verhandeln; das englifche Cabinet fd 
das ſich unfere erften Worte richten. — Seitdem ich in das Miniſterium de aim 
Angelegenheiten berufen wurde, habe ich ‚zwei Unterredungen mit Bord Ponfenk ht, 


"er wird dein Staatsjecretaie darüber berichtet haben. — Lord Ponſonby iſt euny 


erleuchteter Mann, als daß er nicht alle Schwierigkeiten unferer inneren Lage eim 
und er ift zugleich zu aufrichtig, als daß er mir Defelben verhehlt hätte. Ich ak 
geſagt, daß die inneren Schwierigkeiten unfere Sache wären, daß wir umd aus denke 


ſo gut als möglich ziehen werden; daß aber, wenn die Regierung Ihrer britſchn Io 
] * heſtät noch der alten Allianz anhänge, welche fo lange die Grundlage für bie Qalib 


niffe der beiden Regierungen war, es ihr möglich ſeyn dürfte, uns bei unſeren due 


Angelegenheiten zu unterſtützen; Daß die allgemeine Bewegung, welche ſich der ital 


% 


würde, Frankreich interveniren dürfte. Ich antwortete ihm, dag die allgemeine a 


ſchen Halbinfel kemächtigte, auch unfere Provinzen ergriffen habe, daß ber Krirg, dm 


in Stalien zu führen gezwungen wurden, bier auf eine für uns fehr bedrohliche Di 
rückwirke. — „Das ift der Theil Ihrer Angelegenheiten, der uns am meiften beſchäfit 


ſagte mir Lord Ponſonby, „weil Stalien Teicht die Gelegenheit zu einem allgemeinen Kur | 


werden kann; die Regierung der franzöfifchen Republik wird den Krieg nätfig his 


“am fi zu erhalten, wie wünſchen, daß Sie ihr nicht den Vorwand Hierzu in Spain 


bieten.” — Diefe Materie wurde zwiſchen und in ben beiden Unterredungen, bie 1 # 
den Gejandten Hatte, discutirt. Da die Creigniffe feit jener Zeit ſehr ſchnell ſih he 
ten, wäre e8 unnüg, in die Details einzugehen, ich werde blos die Nefuktate an 
Lord Ponfonby befürchtete, dag wenn der Krieg uns auf piemonieſiſches Ge 
des lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiches den Stand der Frage geändert habe; ip | 
Piemonteſen in die Lombardei eingefallen feyen, daß wenn es und gelingen follt, . 
ihr eigenes Gebiet wieder zurüdzudrängen, wir Hinlänglich genug damit zu hun Di | 
werden, unfere eigenen Provinzen zu unterwerfen und zu pacifieiren, und daf ic in | 
voraus verſichern koͤnne, daß wir die Erfolge, die wir etwa erlangen bürften, mat MR 
unfere Grenzen hinaus verfolgen werden. „Milord,” fügte ich Hinzu, „Italiens 







Qu 


liäegt in den Händen Englands; Sie find gegenwärtig die einzige Macht, bie Cinfah ®, 
Italien hat; diefer Einfluß ift um fo größer, als er der einzige iſt; der fehle em 


a 
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. nie: Philipps und die Errichtung einer Republik in Frankreich haben einen wahrhaft 
paniſchen Schreden erzeugt; eine Hilfe ift chen fo fehr zu fürchten, wie Feindfeligkeiten 
es wären. Aber indem ich Ihre Macht in Stalien anerkenne (ein Geſtändniß, üher dag 
Sie ſich nicht beklagen können), erlauben Sie mir auch zugleich, Milord, alle Verants 
wortlichkeit für Die Creigniffe, wenigſtens was uns betrifft, auf Sie zu wälzen.“ — 
Wir haben in der That das Recht, Hierin an England zu appellicen. Sie werben, 

GHerr Graf, in der nächften Depefche einen ganz kurzen Hiftorifchen Bericht über den Krieg 

finden, den wir gegenmwärtig mit Piemont führen. Es gefchieht nicht ohne Widerftreben, 
daß ich Sie beauftrage, Seine Herrlichkeit, den Herrn Staatsſecretair zu befragen, bis 
zu welchen Punkte er die Interpretation feiner Depefhe an Herrn Abereromby (den 
englifchen Gefandten in Zurin) vom 23. März außzudehnen gedenke, einer Depefche, die 
durchaus nicht won dem Gefichtäpunkte aus gefchrieben iſt, als ob Piemont Defterreich 
angegriffen ‚hätte. Indeß ift es dieſe Depefche, von der für und die größere oder gerin⸗ 
gere Leichtigfeit, ja ich gehe noch weiter und ſage: die Möglichkeit abhängt, unfere 
italienifehen Provinzen zu pacifieiten. — Die Ereigniffe find manchmal wie mit dem 
Siegel eines feindlichen Fatums bezeichnet. Die Anfınrection des lombardiſch⸗venetiani⸗ 
ſchen Königreichs brach in denjelben Momente aus, wo Kaiſer Ferdinand fich, man Tann 
fügen freiwillig entſchloß, feinem Volke das zu gewähren, was ihm als ber Wunfch 
deſſelben bezeichnet worden war. Das italienifhe Volk, welches in dem kaiſerlichen Ers 
laſſe mehr gefunden hätte, als es verlangte, konnte von dem, mas gefchehen war, nicht 
mterrichtet fen, der Ruf zu den Waffen hinderte e8, die Stimme feines Souverains zu 
hören. — Die Stellung, welche die öſterreichiſche Armee zroifchen der Lombardei und dem 
venetianiſchen Gebiete eingenommen Hat, wird einen momentanen Waffenſtillſtand zur 
Bolge haben, den man zur Bacification benugen wird. Ein Kaiferlicher Commiffär iſt 
auf dem Punkte, nach’ Italien abzureiſen; er ift mit den nöthigen Vollmachten verfehen, 
um eine Vermittelung auf liberaleren Grundlagen, welche die natürliche und gewünſchte 
Folge der neuen von Defterreich angenommenen Staatsform find, zu: erzielen. Wir 
glauben Demnach, daß die Regierung Ihrer britifchen Majeftät in Erwägung alles dieſes 
genügende Beweggründe finden wird, fich zu überzeugen, daß es ſowohl im Intereſſe 
Englands ala Oeſterreichs ſey, Die. Stellung, welche der Hfterreichifche Hof den italienifchen 
Befigungen gegenüber eingenommen hat, beizubehalten. Das Zuſammenwirken dieſer 
beiden Intereſſen würde eine Garantie für die Aufrechthaltung des allgemeinen Friedens 
bieten, deſſen Grundlagen gegenwärtig fo ſtark erfchüttert find. Haben Sie die Güte, 
diefe Depeſche dem Lord Palmerfton vorzulefen, ihm eine Copie davon zu übergeben, und 
und den Beſchluß mitzutheilen, welchen bie Regierung Ihrer britifhen Majeftät nehmen 

zu müſſen glaubt. 


General v. Miller, welcher mit viertauſend Mann wüuͤrtembergiſcher Truppen an 
ber Grenze Badens eingetroffen ift, und ſchon Quartiermacher nad) Donaus 
Eſchingen gefendet Hat, läßt fich durch drohende Remonftrationen von borther 
beftimmen, feinen. Marfch einzuftellen, bis weitere Befehle ergangen feyn würben. 


v. Struve und Fickler übergeben Dem, badifchen Bundestags» Gefandten ein Bros 
memoria, welched den Vorſchlag enthält: Die badiſche Regierung möge in allen 
Gemeinden abftimmen Iaffen, ob fie die conftitutionele Monarchie oder die Res 
publif haben wollen. Drohende Hinweifung darauf, daß Taufende von Zus 
züglern ſich ber Grenze nähern, „die Regierung möge ihre Tage bedenken!“ 


Neues Miniſterium in Deſſau: Dr. Habicht und Koͤppe. 


Ernennung des Erzherzogs Franz Joſeph (des jetzigen Kaiſers) zum Statthalter, 
bes Grafen Leo Thun zum Gubernial⸗Praͤſidenten von, Böhmen. Der junge 
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Prinz erwirkte fi dagegen bie Erlaubniß, zur Armee von Itallen abgehen m 
dürfen. 
6. | Aus einem Berichte bes G.⸗M. v. Willifen an ben Minifter des Innen. 


Ganz friedlich aber würde dic Sache abgehen, wollte man aus biefen Leuten eiwa cn 
Pofenfches Frei⸗Corps unter dem Befehle eines höheren preußifchen Dffizierh errichten. 
Ich Halte das für einen Ableiter aller böfen Säfte, welche bier herumſpulen; c& mir 
ein Mittel, was gewiß nichts ſchadete, und ſchon den Gewinn brächte, daß ch cine m 
blutige Loſung böte. Was bedeuten etwa 1000 Polen in einem befonderen Gomi mi 
einer weiß und rothen Kokarde, weldhe den König Großherzog den Eid der Treue dei; 
ven, unter der Maſſe ficherfier Truppen bier? 

— — Diefem Auswege gegenüber fteht der ber bloßen Gewalt. Für den YAyas 
blick ohne große Schwierigkeit, aber was nachher? und welchen Wiederhall findet jeſt n 
Europa ein Kanonenfchuß abgefeuert gegen Polen, welche fich gegen Rußland bewaifut 
haben wollen? Sch möchte die Verantwortung davon nicht über mich nehmen. | 

Ich muß alfo dringend Bitten, mir die Grinächtigung zu ertheilen, ein mäßige: Tu 
pen⸗Corps unter obigen Bedingungen errichten zu laſſen. Sch werde mich in ber Enke 
nicht übereilen, für jegt aber wird Zeit und Ruhe gewonnen, und keinesfalls find KM 
Mann geordnete, durch einen Schwur gebimdene Truppen fo bedenklich, als jetzt cine Ding 
von 10—15,000 M., die jedenfalls ſich zulegt Erceſſen Hingiebt, vielleicht and gan 
ihre eigenen Führer, wozu, wie es dann heißen wird, fie durch und verleitet worte I 
. SH muß hierbei bemerken, daß die Militair-Behörben entfchieden nur Gewalt wa 
Wenn es feyn joll, fo werde ich ſehr gern fogleich zurücktreten, weil ich mich nid pa 
einer Gewaltmaßregel anſchließen möchte, fo lange ich eine friebliche Löſung vn u 
ſehe. General von Colomb will durchaus nichts von einer foldgen Truppe wife, © 
ninunt das für eine ſchmachvolle Eonceffion, worin ich nur ein Ableitungemittd ſch 
Sch wiederhole, dag ich von der Exlaubniß einer foldden Formation nur dann Gerd 
machen werde, wenn ich Fein anderes Mittel zur friedlichen Loͤſung fehe. 

6. | Bewaffnete Volksverſammlung zu Donauefchingen. Man forbert bie augenblidik 
Entfegung ber Brüder bes Großherzogs von ihren Militairftellen; Berfchmelumg 
ber Linientruppen mit ber Bürgerwehr; Abweifung bes fremben (würtembeg 
fhen) Militairs; Entfernung bed Minifteriums, und will beivaffnet nad Gais 
ruhe rüden, wenn biefe Forberungen binnen brei Tagen nicht erfüllt fint. — 
In der an den Großherzog gerichteten Adreſſe findet ſich bie von wahrhaſter Ri 
berträchtigfeit zeugende Stelle: „Diefer ungluͤckliche Sal würde zunächk &ia 
und Eigentum ber Familie des Herrn Fürften von Fuͤrſtenberg gefährben, wi 
die nahe Verwandfchaft mit dem Markgrafen Wilhelm, den man für ben I 

recten Anftifter der wolföfeindlichen Anordnung hält, Beranlaffung dazu gäbe‘ 

7.| Erzherzog Franz Earl von Defterreich wird beftimmt, den Kaifer bei Beforgungk 

Gefchäfte, innerhalb ber durch bie conftitutionellen Einrichtungen beeiäe® 

Grenzen, zu unterflügen, jedoch ohne directe Einwirkung auf ben Riniſter⸗Reh. 

7. | Antrag des k. oefterreichifchen Minifterd ber auswärtigen Angelegenheiten: def W 

Deputirten für Frankfurt von den Ständen ber zum beuffchen Bunde geile 

ben Provinzen gewählt werden möchten, jebodd mit Dem Borbehalte bed 

freien Bertrages für das Reviſions-⸗Werk der Bundes⸗verfaſ⸗ 
fung — Bon S. M. dem Kaifer genehmigt. 


7.| Große Boltöverfammlung zu Mannheim, welche fich ben Beſchlüſſen ber von Dr 
nauefchingen anfhließt, Wer nicht beiftimmt, erhaͤlt Prügel. 
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7.| Regierungds Divertor Beer (S. 14ten März) fehreibt ben Befehlöhabern der an⸗ 
ruͤclenden baierfihen und würtembergiichen Truppen: daß deren Einrüden großes 
Blutvergießen veranlaflen werde, unb nichtd übrig bleibe, ald fie von ber Grenze 
zurüd zu gehen. — Darauf machen jene Halt, und fo allein wurde Heders 
Revolte möglich. 

8, Rote des nach Kopenhagen gefendeten Major von Wildenbruch an das bätifche 
Cabinet. 


Der Unterzeichnete, mit einer außerordenilichen Miſſion S. M. des Königs von Preu⸗ 
fen an S. M. den König von Dänemark geſendet, beehrt ſich, mit feinen mündlichen 
Aeußerungen übereinftimmend, den Zwed feiner Sendung ©. E. dem k. dänifchen Mis 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten noch einmal darzulegen. Dieſer Zweck if, S. M. 

‚ven Könige von Dänemark die Anfichten der preußiſchen Regierung über bie ſchlebwig⸗ 
holſteinſche Frage vorzulegen, und deren volle Mitwirkung anzuteagen, fobald die bänis 
ſche Regierung fich entfchlöfle, auf einen Verſuch zur friedlichen Löfung des rückſichtlich 
der Herzogthümer beftehenden Zerwürfnifjes einzugeben. Preußen Tann und will ben 
Befchlüffen nicht vorgreifen, welche der deutfche Bund über Bragen, die er feiner Com⸗ 
petenz unterwirft, treffen wird. Es Tann jegt nur feine Anſicht über eine mögliche Aus⸗ 
gleichung des Streits darlegen, und diefe einzuleiten ſuchen. Breußen wünfcht vor allen 
Dingen vie Herzogthümer SchleswigsHolftein ihrem Königs Herzog zu erhalten, und if 
gleich weit davon entfernt, feinem eignen Intereſſe oder dem Ehrgeize dritter Perfonen 
dienen zu wollen. Im Intereſſe Dänemarks aber, fo wie dem aller Nachbarſtaaten Liegt 
es, daß die deutfchen Fürſten fich der Angelegenheit Träftig annehmen, und einzig ber 
Wunſch, die radicalen und republikaniſchen Elemente Deutfchlands zu nerhindern ſich uns 
heilbringend einzumifchen, beiwog Preußen zu den gethanen Schritten. Das Einrüden 
preußiſcher Truppen in Holftein hatte den Zwei, dad Bundesgebiet zu fichern, und zu 
verhindern, daß die republifanifchen Elemente Deutichlands, an die die Herzogthümer als 
letztes Mittel der Selbfterhaltung hätten appelliren können, ſich der Sache bemächtigten. 

Die Idee einer norbalbingifchen Republik, welche bereits hervorgetreten iſt, ift geeignet, 
fowohl Dänemark als die Nachbarländer ernftlich zu gefährden. Preußen wird in dieſer 
Stellung abwarten, ob Dänemark zu einer friedlichen Ausgleichung die Hand Bietet. 
Sehr bereit iſt der Unterzeichnete, foviel an ihm Tiegt, daß die von ©. M. dem Könige 
von Dänemark als erfte Bedingung friedlicher Unterhandlungen geftellte Forderung ber 
Zurückziehung preußifcher Truppen aus der Altitadt Rendsburg erfolge. Cine friedliche 
Ausgleichung ift jetzt noch möglich; fie wird es nicht mehr feyn, wenn der König von 
Dfinemark in einem exbitterten Kampfe feinen deutſchen Unterthanen gegenüber getreten 
fegn wird, der, den unmahrfcheinlichen Kal auch angenommen, dag Dänemark der Kraft 
des geſanunten Dentichlands gegenüber ald Sieger bliebe, einen dauernden und bleiben⸗ 
den Beſitz für Dänemark niemals begrlinden Tann. Der eigne Vortheil Dänemarks ift 
e8, den Preußen im Auge bat, feine Größe, feine Selbftfländigkeit will es, die ihm durch 
Abreigung ber Herzogthlimer bedroht ſcheint, und ift erbötig dazu mitzuwirken. 


8. | Aus einem Schreiben bes F. 'preußifchen Minifter bes Innern an den G.⸗M. 
v. Williſen. 


Nur dem Vorſchlage, einen Theil dieſer Leute in ein beſonderes Corps im der anges 


deuteten Weiſe zu organifiren, kann ich nicht beipflichten, und muß Ew. deingend etſu— 
chen, hiervon unter allen Umſtaͤnden Abſtand zu nehmen. 


S8.Kaiſerlich öfterreichifches Cabinets⸗Schreiben, wodurch ber größte Theil. der Forbes 
zungen in ber zweiten Prager Eingabe (S. 29. März) zugeſtanden und bie 
Landes⸗Verfafſung Böhmens in wejentlihen Punkten umgeſtuͤrzt wird. 


1. 


12. 
43. 


13. 


13. 


14. 


[0 
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9. Petition der Bewohner des Netz⸗Diſtricts, welche mit der Erklaͤrung: daß ſte nicht 


laͤnger zum Großherzogthum Poſen gehören wollen, darauf antragen, daß die 
betreffenden acht Kreiſe der Provinz Preußen zugetheilt werden. 

Die Unruhen in Caſſel entſtanden dadurch, daß ein großer Volkszug zu Ehren des 
Minifterd Eberhard durch etwa zwanzig Gardes du Cotps angefallen und zer 
ftreut wurde. Die beiden Schwahronen mußten noch während der Nacht bie 
Stadt verlaffen, und wurden aufgelöft. Trotz der Friegsgerichtlichen Unterfischung, 
welche die Beltrafung dreier Offiziere und mehrerer Mannfchaften zur Folge 
‚hatte, ruht noch immer ein Schleier über der Begebenheit. 

Heder flieht von Mannheim durch das Elfaß nad) der Schweiz. 

Anträge der fiebenzehn Bertrauend: Männer: 1) der Bundestag möge die provifori 
fhe Regierung von Schleöwig-Holftein anerfennen, 2) die Aufnahme Schleswigs 
in ben deutſchen Bund erwirfen. 

Der Vereinigte Landtag bewilligt dem preußifchen Minifterium das beantragte Ber 
trauend- Votum (S. Aten April) Hinfichtlich ber Beichaffung außerorbentlicer 
Gelbmittel. 

Straßentumult ber Deutfchen zu Poſen, gegen ben General v. Willifen gerichtet, 

Heder trifft zu Conſtanz ein, wo Struve, Willich u. A. bereitd angelangt find. 

Aus einem Schreiben des G.⸗M. v. Willifen (dem bie Greuelfcenen in Trzemcu⸗ 
nicht unbefannt feyn Fonnten) an den Minifter bes Innern. 


Ich habe, wie Ew. aus beigehender Convention entnehmen werden, einigen Ga 
geſtattet, noch auf einige Zeit zufanmenzubleiben, fie müffen aber auf eigene Koſten le 
ben, dürfen fih nicht einquartieren. An diefem langſamen euer der unerſchwinglichen 
Koften wird fich das kleine Corps bald won felbjt ganz auflöfen, um jo mehr, als & 
ſich ſchon ganz in fich entzweit Hat. Ich bitte daher dringend, Leinen Entfchluß zu far 
fen, bis ich Ew. noch einmal berichtet babe, dem commandirenden General aber fchlas 
nigft zu fagen, er folle nicht eher einen Entſchluß faffen, als Bis feine Pläne in Berlin 
bekannt und geprüft find. Bis dahin folle Alles Bleiben, wie es die Convention feftgeieht 


Der in Hannover aurüdigebliebene Ausschuß beruft, bie. r g. Condeputitten zum 
IGten ein. 

Eine zweite Abtheilung Dänen landet bei Eckernforde. 

Der k. dänifche Bundestags- Gefandte für Holftein und Lauenburg tritt, in Folge 
des vorigen Tages gefaßten Beichluffes, aus der Verfammlung. 

Erſte Sigung eined zu Prag gebildeten „Rational-Ausfehuffee”, unter dem Borfife 
bes Bubernial-Bräftdenten Grafen L. Thun. 

Ordre Hederd: 1) Die Seefreid-Regierung und alle ihr untergeorbneten Stack 
fielen find aufgehoben. Fuͤr bie bisherige Seefreis-Regierung wird ber Ws 
herige Regierungd-Director Peter zum Statthalter beffelben ernannt. 

Demnächft bricht ber „Obmann ber proviſoriſchen Regierung“ mit etwa funfzig 
. bewaffneten Bagabunden über Stodach nach Eugen auf. Shruve war nad) Dos 
naueſchingen vorausgegangen. 

General v. Willifen an ben Miniſter des Innern. 

Der unzeltige Eifer der hohen Militair-Behörde, welcher, num die Beute ſich im vol⸗ 

: Im Vertrauen auf das preußtfche Gouvernement aufläfen, Hinter fie berbrängt wie hinter 
Geſchlagene, denen man nicht die Zeit gönnen muß, fl wieder zu echolen, war nahe 
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daran, wenn nicht Alles, fo doch fehr vieles wieder zu verderben. Da habe ich mich 
entſchloſſen, um es kurz zu machen, zu einer Art von.Coup d’Etat meine Zuflucht zu 
nehmen, zu dem ich mich aber für völlig befugt hielt. Sch habe nämlich plöglich erklärt, 
daß, da Here v. Beurmann bereits feine Abberufung beantragt, und er nur noch bleibe, 
weil ich gebeten, daß er e8 möchte, um mir mit Rath und That Keizuftchen, ich mich 
in doppelter Cigenfchaft jegt ihnen als die erſte Eivil-Perfon des Landes präſentiren, 
und als folcde verlangen müſſe, da alles jegt auf dem Wege fey, in den gewöhnlichen 
gefeglichen Zuftand zurückzukehren, daß Feine militairiſchen Maßregeln ergriffen würden 
als die von der Eivil-Behörde geforderten. Damit babe ich, fo Hoffe ich nun, das Heft 
mit einem Male in Händen, dem ich habe zugleich erklärt, ich übernehme alle und jede - 
Verantwortung für das, was auf meinem Wege gefihehen werde, wälze fie aber zugleich 
mit der Ungefeglichkeit auf ihr Haupt, wenn fie thun, was und wie fie e8 wollen. Sch 
hoffe, Em. werben kaum fagen können, ich babe meine Befugniß überfchritten. 


14. | Tumult zu Hildesheim, 

14. | Eine zweite Schaar Abenteurer unter dem vormaligen badiſchen Lieutenant Sigel, 
bricht von Conſtanz auf, um ſich der Colonne Heckers anzuſchließen. (Sie zog 
über Stuͤhlingen, Waldshut, St. Blaſien, ohne ihren Zweck zu erreichen, und 

ftand am 20ften unweit Todtnau.) | 

15. | Beſchluß bes Bundestages, bie Kontingente des zehnten beutfchen Armeecorps in 

Bereitſchaft zu ſetzen, und Preußen aufzufordern, daß es einen Oberbefehlshaber 
in Schleswig⸗Holſtein ernenne. 


‚>| Eircular-Schreiben des polniſchen Eentral-Comite zu Poſen an die Kreis⸗Comitss. 


Die preußifchen Behörden veranlaffen nach der K. Beſtimmung vom 6. d. M. die 
Anlegung von Liften der Bürger, welchen das Necht der Wahlen zufteht. Das Cen⸗ 
trals&omits fordert deshalb die Kreis-Eomited auf, diefer Sache ſich auf's angelegent- 
lichſte anzunehmen, da von der Zahl der polniſchen Wahlmänner das Uebergewicht un⸗ 
ſerer Nationalität im Großherzogthum abhängen wird. Deshalb mug man in den Wahl⸗ 
märmersLiften darauf beftehen, daß die Überfehrift der Wahlmänner nicht die around 
„preußiſche Untertbanen” noch auch Breußen, fondern nur die: „Bewohner des G.⸗H. 
Boten” erhalte. — — Wenn e8 zur Wahl der Abgeordneten kommen wird, fo kön⸗ 
‚nen wir nicht geftatten, was die reactionaire Partei der Deutſchen will, dag man 
Mepräfentanten an das deutihe Barlament in Frankfurt oder an die Nas 
tional=- VBerfammfung nad Berlin fit, fondern wir müſſen Darauf beftehen, 
daß unfere Deputirten einen Landtag fir das Großherzogthum bilben, welcher zum Ges 
genftande die beſondere Conſtitution unſeres Landes haben wird. 

Bei den Wahlen muß man aljo allen Eifer darauf verwenden, daß: 1) fo viel Po⸗ 
Ien wie möglich zu ben Wahlen fich verfammeln; 2) die Wahlen nur allein auf Polen 
fallen, und. 3) zu dieſem Zwecke in Städten und ſogar auf Dörfern Verbindungen ange⸗ 
knüpft werden u. ſ. w. 


3.| Schreiben des Grafen Dietrichſtein, K. öſterreichiſchen Botſchafters zu London, ar 
Lord PBalmerfton. 


Sie Haben ans ber Depeſche des Grafen Fiequelmont vom ten d. M., von ber ich 
Ahnen eine Abichrift gab, erfehen, daß meine Regierung beichloffen Hat, einen Kaiſerl. 
Commiſſair in das lombardiſch⸗venetianiſche Königreich zu fenden, um eine Vermittelung 
auf Tiberalen Grundlagen, wie fie Die natürliche und erwünſchte Folge der neuen, von 
Defterreich angenommenen Staateform find, zu erzielen. Diefes Pacificationswerk kann 
jedoch nicht zur Stande kommen, fo Tange die Friegführenden Parteien einander gegenüber 
ſtehen, und jeden Tag ein Zufammenftog in Ausficht ſteht Es iſt alſo von der höchſten 
1848. Supplement, A 
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Wichtigkeit, einen Waffenſtillſtand zu erlangen, und die Erlangung dieſes Waffenſtilſtu— 
des würde, wie mir dünkt, unendlich leichter werben durch den verſöhnenden Cinfluß, te 
Sie, Mylord, zu dieſem Zwecke bei den verſchiedenen italieniſchen Höfen anzuwenden fi 
gut fänden. Wenn Sie dieſen Wunſch, den ich Ihnen bier auszudrücken mir erlauk, 

. erfüllen, jo werden Sie durch Shre guten Dienfte dazu Keitragen, die Chancen ein 
allgemeinen Krieges zu vermeiden, der aus einem Zufammenftoß auf italieniſchem Bacı 
hervorgehen dürfte. | 


15. | Im Namen der proviſoriſchen Regierung” befiehlt Hecker ben Ortövorfländen in 


16. 


16. 
16. 
17. 


17. 


17. 


17. 


18. 


der Umgegend von Donauefchingen, nächften Tages alle waffenfähigen Bürgı 
vom 18ten bis 30ſten Sabre zu dem „Volksheere“ in jenem Orte ftoßen zu I 
fen, und fügt bei: „Wir bemerken noch obbenannten Behörden, daß wir fie fi 


firengen und eifrigen Vollzug vor dem Volke verantwortlich machen mer 


ben, und Alles anwenden, den Säumigen wie den Verräther am Bol, m 
diefem zur nachfichtslofen Nechenfchaft zu ziehen.” | 
Allein noch felben Tages trifft endlich General v. Miller bei Donauelhine: 

ein: Struve ergreift mit den dortigen Banden Die Flucht, Heder thut von & 
fingen aus das Gleiche, und beide nähern fich der Schweizer-Grenze. 

Berfammlungen in Bromberg und Schneidemühl, wegen des nothwendigen Sdıy 
für die Deutfchen im Großherzogtum Poſen. 

Heder und Struve in Bondorf und Lenzkirch. 

Advokat Zig zu Mainz, ald Oberbefehlshaber durtiger „Nationalgarde” pri 

Das öfterreichifche Minifterium eröffnet dem Bundes -Präfidial- Gefanbdten, Di! 
allgemeine Wahlen für das Frankfurter Parlament anordnen werde, mm 
aber gleichzeitig: Die Regierung koͤnne den Befchlüffen der zu wählenden bi 
fhen National:Verfammlung nur dann Geltung für Oeſterreich zugeftehen, m 
im Wege der Berftändigung ihre nachträgliche Zuftimmung erfolge. 

Am Spätabende vollftändiger Aufruhr, mit ber nöthigen Beigabe von Bardeakı 
und Zerftörungen, zu Hildesheim, veranlagt buch bie (in Hannover beit) 
Verhaftung des dortigen Lafayette, bed Advokat Weinhagen. 


— — — — 





Heder wird zu Bernau von den Herren Venedey und Spazz aufgefordert, die Bi 


fen nieber zu legen. In ſolche Verfümmerung war Deutfchland gerathen, M 


diefe Senblinge des Funfziger-Ausſchuſſes fich ermächtigt glauben konnten, m 


Abenteurer volftändige Straflofigfeit anzubieten! | 


Peter (S. 13. April) ſträubt fih, — um mit Herrn v. Beisler zu fpreden- 


wie eine Braut, gegen die ihm verlichene, und nunmehr durch die Landdi 
meifter aufgebrungene Würde. Nachdem die Komödie eine Zeit lang ge" 
hat, erklärt er: durch phyſiſche und moralifche Gründe ‚genöthigt, bie Exnkeb 
terfchaft anzunehmen. (Das Gehalt als Regierungs-Director, fiel bei dem ih" 
nigen Umfchwunge ber Dinge natürlich aus; als er jedoch nach ber Reli 
bes nächften Jahres Mitglied der proviſoriſchen Regierung war, verfügte PM 
höchftfelbft deffen Nachzahlung vom 17. Mai 1848 ab.) 
Die Regierung zu Bromberg faßt folgenden Plenar-Beſchluß. 

In Erwägung, 1) daß nach der Inſtruction vom 8, April nur Worjgläge M 
Keorganijation des Großherzogthums durch die Commilfion vorgelegt werden follen, J 
aber weder ihr noch ihrem Vorſitzenden irgend eine Einmiſchung in die Verwaltung de 


ut — — —— 
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Landes, wozu die von des Königs Majeftät beftellten Behörden vorhanden find, geitattet 
ift, Daß im Gegentheil wor allen Dingen die Anerkennung der gejeglichen Autoritäien 
gefordert mird; 2) daß vor allen Dingen der gebrochene Landfricden wieder hergeſtellt 
werden fol, was noch keinesweges der Fall iſt, indem die Infurgenten fich bei der Stadt 
Zuin, im Kreife Schukin, in einem Lager verſchanzt Haben, wovon der General v. Wil- 
lien, nach einem von demfelden geftern Abend an den Präſidenten des Collegii einge⸗ 
gangenen Schreiben, genan unterrichtet iſt; 3) daß nach der Snftruction vom 3. April 
ehe jene Bedingung nicht in Erfüllung gegangen ift, von Seiten der Provinzial-Behör- 
den Die Fräftigften Maßregeln Anwendung behalten follen; 4) daß nach der gedachten 
Inftenetion Nr. 2 De Landräthe im Großherzogthum ext dann durch Wahlen, an 
welchen auch die Städte und LandsGemeinden Theil nehmen follen, erfeßt werben follen, 
wenn dazu die geſetzlichen Ginleitungen getroffen feyn werden, und daß nirgends eine 





. Befugnig des Organijations-Commiffarius andgeiprochen ift, den Landräthen Commiffare 


ber Stände zur Seite zu ftellen; 5) daß die Inſtruction vem 3. April Feine andere, der 
Regierung oder ihrem Präfidenten befannt gemachte Modification erlitten Bat, als die 
durch Die Allerhöchſte Eabinetsordre vom 14. d. M. und durch das Minifterial-Refeript 
von demjelben Tage ergangene Beſtimmung, nach welcher bei Ausſonderung der zum 
deutſchen Bunde zu ſchlagenden Landestheile zundichft, auf ni gereten Anträge Rüdficht 
genommen werben joll, indem es die beitimmte Abſicht S. M. fey, diefe Angelegenheit 
auf der Grundlage früherer Angehörigkeit an deutjhe Provinzen und der vorherrfchenden 
deutjchen Nationalität zu erledigen. In Erwägung 6) dag der General v. Willifen in 
der ſchon erwähnten Bekanntmachung vom 16. d. Mis. es felbit Öffentlich ausgeſprochen 
hat, daß alle diejenigen SKreife, welche ſchon jegt den Anſchluß an den deutſchen Bund 
beantragt haben, auch nicht einmal von einer vorläufigen Reorganiſations⸗Maßregel be⸗ 
troffen werben follen, und dag bie früheren Kreiſe des Negbiftricts dieſe Abſicht bereits 
bekundet haben; 7) daß es der entichiedene Wille des Volkes ift, welcher den höchſten 
Staatöbehörben bereits zur Kenntniß gebracht worden, und zur Entjcheidung vorliegt — 
daß über die Frage: ob die Provinz Polen überhaupt zu veorganifiren, das Volk bes 
fragt werden fol; 8) daß die von dem General v. Willifen nach feinem Schreiben an 
den Landrath Fernow vom 16. d. Mis. als Beichwichtigungs- Mittel erfonnene Maß⸗ 
regel, den Landräthen polnifche Commifſarien zur Seite zu flellen, nicht ein Beſchwich⸗ 
tigungs- Mittel, fondern ein heftiges Aufregungds Mittel feyn würde, welches nach der 
Stimmung, die der Regierung beffer bekannt ift als dem General v. Wilifen, unbedingt zu 
einem Aufftande und zur Empörung führen würde. In Erwägung aller diefer gewich⸗ 
tigen Umftände ift das Collegium einftimmig der Anfiht, dag der General v. Wil: 
lifen feine ihm ertheilten Inſtructionen, foweit fie officiel den Verwaltungs- 
Behörden mitgetheilt find — und nur foweit Können fle normirend feyn — übertreten 
bat, und dag daher die Regierung nicht gehalten feyn kann, feiner an die Lanbräthe 
ergangenen Anordnung wegen der Commiſſare Folge zu geben, und ift daher eben fo 
einftimmig befchloffen worden: die Landräthe anzumeifen, Leinen der Com⸗ 
miffare, welche der General v. Willifen ihnen zur Seite geftellt hat, 
neben fich zu dulden, und denfelben Feinerlei Einfluß auf die Verwaltung 
gu geftatten, bis durch das vorgeſetzte Staats-Miniſterium ein beſtimmter Befehl des⸗ 
halb ergangen. ifl. In Beziehung auf die fieben Kreife des Netzdiſtriets: Bromberg, 
Wirſitz, Chodziefen, Czarnikau, Schubin, Inowraclaw und theilweiſe Mogilno, fowie die 
Stadt und Herrfchaft Golancz, im Kreife Wongrowiec, ift dies nach dem Willen S. M. 
des Königs und nach der Entfcheidung des K. Minifteriums des Innern über jeden 
Zweifel erhaben. Indeſſen auch in Beziehung auf die früher zu Südpreußen gehörigen Kreife 
Gneſen, Wongrowiec und theilmeife Mogilno, muß der gedachte Beſchluß Anwendung 
finden, weil, wie vorher entwickelt, der General v. Williſen nur Vorſchläge zu machen 


ar 
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18. 


18. 


48. 
19. 


19. 


19. 


20. | g.M.-L. Zanini wiederholt das Geſuch um Enthebung von den @eftäftn 1 


Das berliner Cabinet erwiedert dem britifchen Gefandten: Preußen hand m 


18.— 20, April. 18.— 20. 





bat, aber keinesweges in die beftchende Verwaltung einzugreifen befugt ift, wobei ad 
der vorher sub Nr. 7 der Erwägungs-Gründe angeführte Umftand zu berückſichtigen 
Zur Ausführung diefes Befchluffes follen Die Landräthe ſich aller ihnen zu Gebet 
ftehenden Mittel bedienen, und nöthigenfalls bei den Militair-Befehlshabern die nöthig 
Unterftügung nachſuchen. 
Diefe Kritik erfcheint fo einfchneidend, daß fogar der Balfam aus der Bücfe vn | 
Schaßler und Eonforten nichtd Dagegen vermag. 


Erklärung des britiſchen Geſandten zu Berlin, daB England fich durch die Gar: 
tie vom 3. Suni 1720 verpflichtet erachte, der Beſetzung Schleswigs preußiſcher 
Seits zu widerfprechen. 


Die Redaction der Wiener Zeitung bemerkt: fie halte ſich am die wiederholte Er 
Härung des Miniſters v. Pillerödorf, „daß das Preßgeſetz, weil officell - 
durch die Landesſtellen — nicht Fundgemacht, auch nicht verbindlich fen.” (€. 
31. März. Das Näthfel Löft fi) dadurch, dag Herr v. Pillersdorf, duch in 
Feuertod feined Kindes eingefchüchtert, deſſen amtliche Veröffentlichung nidı 
wagte.) 

Die fogenannten Condeputirten (S. 12. April) haben eine Eingabe mit zehn fir 
derungen entworfen, welche S. M. dem Könige, bem Gefammt- Minifez 
fowie ber Stände-PVerfammlung überreicht werden fol. Lebtere nimmt mu 
Notiz davon, und Minifter Stüve will von Eondeputirten nichts wiffen. dt 
erreicht diefe Mißgeburt ihr Ende, obwohl fie noch einige Pebengeicen vn ih 
zu geben verfucht. 


Schleswig nicht im eigenen Namen, fondern im Auftrage des beutfchen Bun 


Graf Kolowrat, ſchon feit dem Aten feinem Geſuche gemäß proviforifch von kn 
Gefchäften entbunden, tritt .ganz.aus dem Minifterium; ben Borfig im Mini 
Rathe übernimmt Graf Ficquelmont. Der Juftizminifter Graf Taaffe erhält di 
erbetene Entlaffung, feine Gefchäfte gehen vorläufig auf Herin v. Sommaruy 
über. Auch Herr v. Pillersdorf erflärt, daß feine gefchwächte Gefundheit (mich 
Anderes?) ben politifchen und moralifchen Stürmen nicht gemachfen fen; dd 
will er keinesweges gänzlich austreten, fondern nur das Minifterium bes Im 
mit dem des Unterrichts vertaufchen. 


Die überraſchende Anftellung des bei Kandern erfehoffenen niederländifcen Gem 
v. Gagern (eined Bruders „des Edlen“) im badifchen Dienfte, iſt jept amp 
. maßen aufgehell. Wahrfcheinlich ging der Anftoß dazu von Baffermann e 
welcher ben ſchwachmüthigen Minifter Bed zu einer nächtlichen Eabineiehm 
veranlaßte, wo S. K. H. der Großherzog beflürmt wurde, Seinen Bat 
den Markgrafen Mar, des Commando's zu entheben, und diefes Heren v. Ca 
zu übertragen. — Heder und ber Edle waren lange Zeit beffelben Weges sr 
gangen, es ftand daher. zu hoffen, daß der neue Commanbirende jenen bunt 
Unterhandlungen entwaffnen möge, was allerdings ein glängender Erfolg fir ht 
zahme Revolution geweſen wäre! 


Friegs-Minifteriums. Er führt dafür Gründe an, welche eben fo von heſchh 
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ner Selbſtkenntniß wie ebler Selbftentäußerung Zeugniß geben, — ein Beifpiel, 
dem Außerft wenige März: Minifter gefolgt find, obwohl bei vielen noch ganz 
Anderes zu fagen wäre. Auf Zanini's Vorſchlag beichließt der Minifter- Rath 
den Teldzeugmeifter Grafen Latour als beffen Nachfolger zu empfehlen. 


20.) Struve wird auf der Flucht von Bürgern gefangen und nach Sädingen abgeliefert. 


21. 


21. 


A. 


24. 


25. 


Antwort der berliner Stabtverordneten auf eine Zufchrift der Bürger von Mann⸗ 


heim. Ein curieufes Schriftftüd, befonders i. 3. 1851 gelefen; wir Fünnen nur 
den Anfang davon mittheilen. 


Aus vielen Gegenden Deutichlands ift und der Brudergruß der Freiheit von edlen 
Männern dargebracht worden, denen unfer 18. März den Glauben an die Zukunft des 
Baterlandes geftärkt und befeftigt hatte. Wohlthuend war und der Dank, erhebend die 
Anerkennung unferer Brüder; gleichwohl aber haben wir ums nicht darüber täufchen 
können, dab wir, zwar ⸗nicht ruhm⸗ und willenlos, doch förtgeriffen von dem Strome der 
Bewegung, einem Anſtoß von außen gefolgt find, daß die Schwefterftadt am Rheine, 
daß Mann heim dieſen Anſtoß gegeben und, wie jener alte Schweizerheld, der Freiheit 
eine Gaſſe zu brechen, in Deutſchland zuerſt gewagt hat. 


Mißlungener Verſuch der berliner Demokraten, von dem Miniſterium Zugeftänd niffe 


zu erprefien. Der angekündigte „Volkszug“ von achtzigtaufend Mann erſcheint 
nur mit dem Hundertften Theil diefer Zahl, bie Bürgermehr tritt Dagegen voll- 
zählig auf. | 


Durch einen Drohbrief erſchredt, ſetzt die badiſche Behörde zu Säckingen Struve 


in Freiheit. 


.| Der Bundestag beſchließt — mit alleiniger Ausnahme des Präſidial-Geſandten, 


welcher auf Inftructiond-Einholung anträgt — einen von der proviforifchen Re⸗ 
gierung zu Rendöburg ernannten Bunded-Gefandten aufzunehmen. 


General v. Wrangel übernimmt ben Oberbefehl ber deutfchen Truppen in Holftein. 
Bewaffnete Volld-Berfammlung zu Freiburg i. Br. Aus den einheimifchen revo⸗ 


lutienairen Elementen und dem herbeiftrömenden Landvolfe bildet fich eine 
ungefähr zweitaufend Marm ftarfe Freifchaar, welche hreiburg zu halten beab⸗ 
ſichtigt. Barricaden. 


Proviſoriſches Geſetz für Das Großherzogthum Baden, wonach Bezirke in Kriegs⸗ 


zuſtand erklaͤrt werden koͤnnen. Anwendung ber Maßregel auf den See- und 
Oberrhein» Kreis. | 


Soldaten-Meuterei zu Carlsruhe, um einige Gefangene zu befreien; wird ſchnell 


unterbrüdt. 


Ein zu Heidelberg gemachter Verſuch ber Revolutionaire, das Beifpiel Freiburgs 


nachzuahmen, fcheitert in falt burlesker Weiſe. 


Königlich preußifcher in Bezug auf eine freiwillige Anleihe von funfzehn 


Milionen Thalern (©. 4. und 10. April). 


Der ausbrüdlichen Beftimmung des Patented vom. 15. März entgegen, octroyirt 
das öfterreichifche Minifterium eine Verfaſſungs-Urkunde, welche nicht übel al 
„Baftarb bed wiener Radicalismus und der Minifter + Citelfeit bezeichnet, und 
als beren Anfertiger Herr v. Pillersborf genannt. wird. 





30 25.—30. April. 25.—30. 





25. | Herwegh mit den Seinen in Todtnau; die Nachricht, daß auch Sigels Eolonne 
verjagt fey, veranlagt den Entfchluß zum Rüdzuge nad der Schweiz. 


25. | Das „Bürgers@omite” zu Mainz erklärt, ed fühle fich befugt und verpflichtet, in 
allen Fällen befchließend einzufchreiten, wo ihm dieſes durch daß öffentliche 
Wohl gefordert fcheine. 


27.| Der Gefandie der proviforifchen Regierung zu Rendsburg beantragt beim Bundes 
tage bie Aufnahme Schleswigs in den deutfchen Bund. 


29. | Freiherr v. Andlaw Kat den Muth, in der babifchen eriten Kammer folgende Mo: 
tion zu ftellen: 

Die Kammer möge ©. K. H. den Großherzog ehrerbietig Bitten, eine Unterfuchung 

‚ zu befehlen, ob nicht Mitglieder der oberſten Staatsbehörde, oder der Negierung nahe⸗ 

ftehende Männer thatiächlich Die Pläne der Nevolutiond = Partei im Lande fördern, und 

fomit entweder des Verrathes an gang Deutjchland, oder einer höchſt ſtrafbaren Ver⸗ 

nachläſſigung ihrer Pflichten, wo nicht des Eidbruches ſchuldig find. Sollte jedoch mır 

die Einficht und Befähigung diefer Männer den Anſprüchen des Augenblides nicht ge: 

migen, jo wolle es, im Hinblicke auf die allgemeinen Gefahren für das geſamumte 

deutfche Vaterland, Höchftdenfelben gefallen, dieſe Staatsdiener ihrer Dienfte zut entlaite 


Daß bei der allgemeinen Mattigfeit und Furcht diefer Antrag feine Folge ham 
verfteht fich won felbft. 


29. | Zwei Abgefandte bes Zunfziger Ausfchuffes, welche in Böhmen für bie iii 
Angelegenheit wirken follen, finden beim National»Comite zu Prag eine wir 
als fühle Aufnahme. 


30. | Rireular-Depefche des k. öfterreichifchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, 
— wegen ihrer Anfchauungsweife der Dinge fehr merkwürdig. 
Der Übergang von der biöherigen Regierungsweife des Öfterreichifchen Kaiſerſtaates zu 
jener, welche Kaifer Ferdinand durch die Verfaffungs-Urkunde vom 25. April gegründe 
‚Hat, iſt zu Schnell geweien, als daß man nicht Teicht dahin geführt werden follte, das 
Ereigniß mit den Namen Revolution zu bezeichnen. Nimmt man aber in Betraift, 
daß das am 15. März bekannt gemachte k. Patent auf drei Tage der Bewegung einn 
Zuftand der Gemüther folgen ließ, welcher nur Freude und Vertrauen atbmete, fo umf 
man zugeftehen, day das, was fih in Wien zutrug, nicht in die Reihe der Heutzutage 
fo häufigen revolutionairen Staatsummälzungen gefet werden Tann, und daß bie Be 
gebenheiten einen ihnen eigenthüimlichen Charakter getragen haben, fo daß man fie nik 
nur geſehen, fondern ftudirt haben muß, um fie vollkommen zu begreifen. Heute lieg 
mir ob, Em. das Ergebniß zu erklären, damit Diefelben über die Stelle, die ihm » 
geiviefen ift, nicht in Ziveifel bleiben können. 


Die Folge, welche S. M. der Kaifer in Uebereinftimmung mit dem verfammim 
Bamilienrathe dem Allerhöchften Patente vom 15. März gegeben haben, Hat bemiden, 
daß die Faiferliche Familie die Lage der Dinge, wie fie if, verftanden hat. Es handelte 
fih hier von einer. allgemein gewordenen Ueberzeugung, der man ſich anfchließen, und 
die man befriedigen mußte. Dies iſt gefchehen. 

Es Hatte in der That das Wirken der Zeit, wenn auch in Öfterreich weniger beflig 
hervortretend, in Folge der langen Aufrechthaltung der alten Regierungäformen , feinen 
Einfluß auch bier auf alle Klaffen der Gefelljchaft erſtreckt, und allen neue uͤeberzen⸗ 
gungen eingeflößt. Indem ſeit Jahren die Stände einzelner Provinzen des Reiches auf 
Reformen drangen, lieferten ſie den Beweis, daß die immer ſchwere und oft gefährliche 
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Sorge zu reformiren, nicht der Verantworilichkeit der Regierung anheimgegeben ſey. 
Ihre Rolle und ihre Stellung war eiufacher, und konnte ſich darauf beſchränken, Ande⸗ 
rungen zu proelamiren, die ſchon durch die Meinung aller Klaſſen der Geſellſchaft herbei⸗ 
gerufen und fanctionirt waren. Diefe Thatjache wird betätigt Durch die allgemeine Zu⸗ 
ſtimmung, die Das Eaiferliche Patent vom 15. März gefunden bat, und durch das 
Vertrauen, mit dem das ganze Land der Verlautbarung der Verfaffung entgegenfah, die 
der Kaifer feinen Völkern zu geben verfprochen hatte. 

In jenem ſchwierigen Angenblicke iſt nichts im Wege der Gewalt verändert oder von 
feinem Blage verdrängt worden; eine adminiſtrative Kriſe hat ſtattgefunden, durch welche 
der Kreis der politiſchen Rechte der Stantöbürger erweitert, und diefen Rechten eine 


breitere und gefichertere Grundlage als bisher, ausgemittelt worden it. Dieſe Krije hat, 


Viel gegeben und Niemand etwas genommen; bierin aber liegt der eigenthümliche Cha⸗ 
rakter der politiſchen Veränderungen, welche zu Wien ſtattgefunden haben. 

Die ſonſt auf dem 19. April fallende Feier des Geburtsfeſtes Des. Kaiſers war dieſes 
Jahr, der Charwoche wegen, auf den 25 ſten verlegt worden. Dieſen Tag wählten 
S. K 8. M., die Verfaſſuugs-Urkunde bekannt machen zu laſſen, welche Em. in den 
Zeitungen gefimden haben, und von melcher ich Ihnen anbei einige Exemplare, eines 
davon filr das Archiv der Gefandichaft beftimmt, überſende. Sie beruht auf der dop⸗ 
pelten Grundlage der kürgerlichen Freiheit der Individuen und der politiſchen Freiheit 
des Landes. 

Heutzutage gehört die Formulirung der Grundfäße, welche dieſe Freiheit gewährleiſten 
ſollen, dem Bereiche der allgemeinen Vernunft-Erkenntniß an. Es konnte ſonach auch 
die Acte, welche in Deſterreich die conſtitutionelle Regierungsweiſe gründen ſoll, nicht 
eine ihr eigenthümliche Form tragen. Hüten wir uns aber, dieſe Form für die Freiheit 


ſelbſt zu halten. Sie iſt nur der Beweis des Beſtehens derſelben, die Bürgſchaft für 


ihre Fortdauer. Im Lande ſelbſt, im Geiſte ſeiner Bevölkerung muß die Freiheit ihr 
Leben bewähren; das höchſte Merkmal ihres Daſeyns wird die Volksvertretung ſeyn. 

Im öſterreichiſchen Kaiſerſtaate insbeſondere tritt diiſe Wahrheit an den Tag; hier 
wie nirgend anders wird ſie durch die Eigenthümlichkeit der Bildung des Staates in 
. Evidenz geſetzt. 

Das Kaiſerthum Öfterreich Hat nicht zur Grundlage das ausſchließende Nationglitäts⸗ 
Princip. Dieſes Princip — von dem der Begriff eines „Volkes“ ſein Beſtehen her⸗ 
leitet — iſt eben darum ein Princip der Trennung uͤnter den Nationen. Auch dieſer 
Dualismus iſt ein Geſetz der moraliſchen Welt, wie es jener andere Dualismus iſt, 
welcher den individuell freien Menſchen dein collectiven Menſchen mit allen Beſchränkun⸗ 
gen des gefellfchaftlichen Zuftandes entgegenftell. So find die Völker des öſterreichiſchen 
Kaiſerſtaates Andividiralitäten, denen die Verfaſſungs⸗-Urkunde des Neiches ihre vollkom⸗ 
mene und gänzliche Freiheit fichert. Alle Elemente, alle Bürgfchaften dieſer Freiheit find 
in den 88. 54—57. der Verfaſſungs⸗Urkunde enthalten. 

Die Ausübung der Nechte der Provinzen, fowie jene der Municipien und Communen 
ift denen anheimgeftellt, die zum Genuffe derfelben berufen find. In dieſem Sinne find 
und. bleiben die Probinzial-Stände dazu beitimmt, das eigenthümliche Intereſſe der Pro- 
binz zu wahren. Der von einer abminiftvativen Gentralifation unzertrennliche Druck 
wird daher aufhören, in dem Kaiſerthum öſterreich möglich zu fen; in dieſem wird das 
Einheits⸗Prineip und die Central⸗Gewalt in ı ben vereinigten Reichstage feinen Schwer- 
punkt finden. 

Die Zukunft unferes Vaterlandes liegt in der geregelten Beweguig jener großen und 
breiten Inſtitutionen, welche, indem fie den Localintereffen dort, wo fie hingehören, das 
Recht der Selbftregierung angedeihen laffen, das Princip der moralifchen Souverainetät 
allein der höchften Sphäre des Stantslebens vorbehalten. Wiſſen die Menfchen die 
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organifchen Gebilde, die hier geboten find, gehörig zu leiten, fo wird ein umüberfteiglicher 


Damm errichtet ſeyn gegen jene focialen Umwälzungen, die man heutzutage Belek und 
Wohlſtand ganzer Völker in den Abgrund fehlendern ſieht. 

In diefer kurzen Darftellung werden Em. die Mittel finden, fi Da, wo es nöthig, 
über die Natur der Snftitutionen gehörig auszuſprechen, durch welche in Öfterreich bie 
Korinen einer conftitutionellen Regierung gegründet worden find. 


Der öfterreichifche Kriege-Minifter F.⸗M.⸗L. Zanini erhält bie erbetene Entlaffung, 
und ben F.⸗Z.⸗M. Grafen Latgur zum Nachfolger. 


Vorſchlag der herzoglich Sachfen-Meininger Regierung beim berliner Cabinet: das 


Plenum der Bunded-Berfammlung zu bejegen, damit felde dem Parlament gegen- 
über etwas mehr Anfehen erhalte. — Abgelehnt, wie leicht vorher zu fehen 
gewefer wäre. | 

Gemeinfchaftliche Depeſche des englifhen und rufiifchen Gefandten zu Kopenhagen, 
an General v. Wrangel, mit dem Berlangen eines. Waffenſtillſtandes. Jütland 
joU von den beutfchen Truppen geräumt werden, Alfen durch die Dänen befeht 
bleiben, und bie Beindfeligfeiten zur See aufhören. 
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crkanuten volllommen, welch glücklicher Umſtand es mar, daß wir den anfrichtigen B 
muhungen bes jo entſchiedenen Anhänger der Friedenspartei in Preußen begegneteı 
Unfer aufrichtiger Wunſch war es, dieſe Bemühungen zu unterflügen, und nach Möglid 
keit ihnen über verderbliche Leitenfchaften und Anſprüche den Sieg zu verfchaffen. W 
waren Daher ganz bereit, durch alle in unfrer Macht befindlichen Mittel darzuthun, de 
wir weit davon entfernt find, und der unermeßlichen Vortheile unſrer Stellung zur D. 
müthlgung Preußens zu bedienen, oder es feine rechtmäßigen Antheils von Einfluß ; 
berauben. Wir fuchten ferner die Wohlthaten einer aufrichtigen Verſöhnung fo Laut ; 
wärbigen, als unfere Pflichten es uns geitatteten. Das beigefügte Protokoll enthält dr 
Hefultat der olmüger Eonferenzen. Dies Protokoll hat die Billigung des Kaiſers, unſc 
res allergnädigiten Herren, und wie eine Depefche aus Berlin mir ımelbet, auch die ©. V 
ded. König von Preußen erhalten. 

Es wird Ihrer Einſicht nicht entgeben, daß das Kaiſerliche Cabinet, obſchon es für 
dazu verftand, bie ijolirte Stellung Preußens in den Ungelegeubeiten des Deutjchen Ban 
des aufhören zu laſſen, Rein Opfer hat bringen wollen, das nicht ohne Nachtheil für da 
weientliche Ziel der Politik Deſterreichs und der übrigen ihren Pflichten ale Bundesmi! 
glieder treu gebliebenen Regierungen hätte gebracht werden können. Um zu begreifcı 
dag dem nicht anders ſeyn konnte, reicht es bin, den Blick auf die Stellung zu werfe 
Die wir vor den olmüger Gonferenzen einnahınen, jo wie auf diejenige, die wie in Folg 
dieſer Conferenzen einnehmen können. 

Defterreich ift anf den Kampfplat getreten, um die von den Verträgen gejchaffen 
Bundese Werfaſſung Dertichlauds aufrecht zu erhalten. ER wer unſre Pflicht, ımfer abjolu 
tes Recht in dieſer Hauptfrage geltend zu machen, in der Die fremden Mächte felbft, wi 
es und fcheint, ohne Gefahr nicht völlig neutral bleiben könnten. Von Anfang an ha 
ber mir voll Vertrauen auf bie moraliſche Stärke dieſer Stellung gehandelt, und mıte 
allgemeiner Billigung jedem Gedanken an Zwang gegen die Mitglieder des Bundes, di 
füh der Anerkennung des gejeglichen Organs des Bundes entzichen zu können glaubten, entfagi 
Da dieſe Bundes⸗Mitglieder fich dergeflalt ihrer Aufgabe, gemeinſchaftlich über die Bun 
deö-Angelegenheiten zu wachen, entihlagen hatten, mußten fich alle Erecutionds Mlaßregel 
darauf befchränken, die Angriffe zurückzuweiſen, die gegen die Wirkſamkeit des Bundes 
tags, der in Kraft ber, Aufforberung der ihn anerfennenden Staaten handelte, verſuch 
werden könnten. Wir baben folche Angriffe fernhalten müffen, und wir haben fie fern 
gehalten, inbem mir von Preußen gleich un Aufang des vorigen Monats die feierlich 
BVerficherung erlangten, daß die Vollſtreckung der Bundes Beichlüffe in Kurheſſen un 
Holſtein auf: keinen Widerftand floßen würde. Preußen hat bieje Verficherung zu DI 
müg bekräftigt. Anſtatt eines bloßen Geſchehenlaſſens, das nicht ohne große Uebelſtänd 
war, bat es feine thätliche Mitwirkung im Sinne der Bundes-Beichlüffe angeboten. Dia 
muß bierbei den: großen Werth Biefer jüngften, glücklichen Meimungsänderung in Bez 
auf bie den Bund betreffenden ernften Kragen, zu würdigen wiſſen. 

. Wir haben uns jeden Anſinnen auf eine Theilnahme au der Leitung Der Bundes 
Angelegenheiten außerhalb der geieglichen Formen widerſetzt, uud haben es jo lange ge 
than, ale man befürchten konnte, daß ein, Zugeftändnig in dieſer Hinficht in Den Händen 
unferer früheren Gegner ein Mittel werden könnte, die Grundlagen des Bundes nnd di 
Erfühung der Bundespflichten in Frage zu ftellen, und auf dieje Weiſe das Gleichgewich 
und den Frieden Europas zu bedrohen. Allein wenn es gelang, diefe Befürchtungen zi 
entfernen, wenn man pofitine Garantien gewinnen konnte, daß die Wirkſamkeit Preußen 
mit dem Zweck des Bundes im Einklang ftehe, jo mußten wir uns fragen, ob es in Die 
ſem Galle für den Bundeskörper, wie für ganz Europa, nicht vortheilhafter wäre, bis zi 
einer völligen Reorgauiſation des Bundes den Mitgliedern, die nur noch durch Korn 
ſchwierigkeiten von uns getrennt waren, nochmals den Weg zur Theilnahme an den Bun 
des⸗Augelegenheiten zu eröffnen. Das Kaiferliche Eabinet hat nicht zaudern Fünnen, diej 
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9.| Wahlgefeb für die öfterreichifche Monarchie. 

In Oefterreich werben zwei neue Minifterien begründet: für öffentliche Acheiten, ſo 
wie für Landescultur, Handel und Gewerbe. An bie Spige bed erflern hit 

Hofrath Dr. Baumgartner, des andern Baron Doblhoff. 

12. | Krauthofer, welcher feinen Haufen wieder bei Rogalin (S. 8. Mai) gefammelt hat 
wird überfallen; bie Bande fliebt ohne Widerftand auseinander, und überläft 
ben Siegern vier größere Gefchüge. 

Merkwürdiges Schreiben des britifchen Gefandten zu Wien an Lord Palmerfion. 

„Graf Fiequelmont hat mir erklärt, daß die öfterreichifche Regierung bereit ſey, da 
Lombarden den vollfommenen Genuß ihrer Unabhängigkeit zu gewähren, unter der % 
dingung, Daß fie gewiſſe Maßregeln annehmen, die in ihren Einzelnheiten Cure Ser 

‚hi lichkeit Buch Din Baron Summelauer, welcher morgen von Wien nach Banden teifl, me: 

32.0 den mitgetheilt werden. :Sch will mid darum mm ‚auf einen ober zwei Hauptpunh 

bi» befihränfen. :: Die. Deſterreicher macheniben Vorſchlag, daß die Mailänder einen „erblihen 

li 1, Micekönig,“ der fawohl von Deſterrejch als jeder anderem Macht, unabhangig win, m 

A. gengen follen:, erblich blos zur Bürgſchaft für die Stabilität. Cie follen den zwein 

J.. Bruder des Herzogs ‚non. Modena hierzu wählen, der einen Theil des Herzogthumi I 

"T 'dena ald Mitgift mitbrächte. Parma würde gleichfalls der Lombardei einverleist mar, 

„|. amd Defterreich auf das eventuelle Recht des Rückfalls, das ihm Durch die Bertäg p 

Zu gefichert iſt, verzichten. ° Die Lombarden würden definitiv einen gewiffen Theil de it 

reichiſchen Staatsſchuld Übernehmen; ımd auch in einem gewiffen Mafe zu den ki 
ben für die militairifche Hülfe, die man von ihnen anfprechen könnte, beitragen. Dir 

rs. reich iſt bereit, Alles anfzugeben, mit Ausnahme der: Theile des venetianiſchen Sr 

str; Vmnlche ;zun2Wertheibigumg. Tyrols und für Die’ freie Communicativn zwiſchen in m 
Trieſt nethivendig find. Was Defterreich in Verlegenheit feht, iſt Das, daß cd nl 

bei, mit mem, eg auf dieſen Grundlagen in Unterhanhlungen treten fell; und +8 mini 

di; ‚daB die Regierung Ihrer britischen Majeftät ihm dieſen Theil. feiner, Aufgabe eat 

4 ;ud ihre guten Dienfte ankiete u. ſ. w. Der Vicekönig ſtünde , unter Sugerainelät I 

aiſers. | 

J. Der. Funfziger Ausſchuß wuͤthet über. das Separat⸗Protokoll bes Bundedtsge 

., vom 4. Mai, .forie.über deſſen Antwort vom 8. Fulminanter Beſchluß. Bil 

rend ber Verhandlungen geht ein Schreiben des G. H. dirigirenden Miniter 

Herrn v. Gagern, ein, wodurch fowohl der Beſchluß von 3. wie bad gelte 

ara „.. liche Promemoria, desavouirt wird. (Den Berfaffer, deß letztern vief. be ei 

vn 11 ſogleich von feinem Poften ab; möchte es nigpt bedeutend befier mit Deutfgle 
114 2. ſtehen, wenn ‚mau bamald bie Anfichten bed Herrn v. Lepel berüdfichtigt hät 

14.4 Der Erzherzog Palatin von Ungarn ernennt zwei Abgefandte — Pazınandyu. Syalt- 

welche bei ber conftituirenden ‚ Berfammlung von. Frankfurt über Erhaltung # 

it Graͤftigung der zwiſchen Ungaen und den deutſchen Staaten obwaltenden I 

ſchaftüchen Verhaͤltniſſe, im, Interefle. ber. gegenfeitigen ‚Selb ftftänbigt) 

1 ‚waren, jolen. | a . a En 

16. Prßclamationdes. Kaiſexs von. Defterreidh. . . er SE on | 

Sleid or Ban Beruhigung der am +18. Mai ABAS.In. Unſerer Meffhenzftabt Bien entlans 

nen Auftegung, und zur Verhütung gewaltſamer Ruheſtönmgen wurde von Unter 

g cniſterrathe bie, Zurücknahme bes fir Unſere Nationalgarde erlaſſenen Tagesbefehlsin bo 

treff der Vorgänge ‚des. politifchen Centraleomitss beſchloſſen, und eben fo murde bee 

vin Yon der Nationalgarde geftellten zwei Bitten die Gewährung 'zugefagt, daß ninli 
die Stabtthore und vie Butgwache gemeinſchaftlich von dem Militair und der Sat 
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garde ‚nach ‚allen, ihren Abtheilungen beſetzt werden follen,. und daß das Milkeir nur in 
jenen Fällen des erfordexlichen Beiſtandes herbei zu rufen, fey, wo ‚Die Nationalgarde ſelbſt 
eg anſucht. Dieſen Beſchlüſſen fügen wir nach, wm alle übrigen Anläſſe zu Miß— 
vergnügen und Aufregung zu befeitigen, nach dem Cinrathen Unferes Miniſterrathes, die 
weitere Beftimmung bei, daß die Verfaffung von: 25. April 1848 vorläufig der Bera- 
thung des Meichötaged unterzogen werben fol, und die Anordnungen des, Wahlgeſetzes, 
welche Bedenken hervorgerufen haben, in einer neuerlichen Prüfung zu erwägen ſeyen. 
Damit bie Feſtſtellung der Verfaffung durch die conſtituirende Reichsverſammlung 
anf die zuverläffigfte Weiſe bewirkt werbe, Haben Wir beſchloſſen, für den erſten Reichs⸗ 
tag nur Eine Kammer wählen zu Taffen, wonach alſo fr die Wahlen gar Fein Cenfus 
beftehen, und jeder Zweifel einer unvolllommenen Volksvertretung entfallen‘ wird. 


.| Broclamation des. öfterreichifchen Miniſteriums, worin es feine. Nachgiebigkeit gegen 


bie fogenannten Volkswuͤnſche erklärt, aber fonberbarer. Weife alſo fchließt: „So 
wenig. fie für diefe Maßregeln bie Berantwortlichfeit ablehnen, fo: fühlen fie doch 
durch dieſe Vorgaͤnge und dutch ihren Schritt die Kraft und. bie Mittel gelähmt, 
wodurch ihre Dienfte ber Krone zur Stüge dienen können. Ihr Pflichtgefühl 
hat ihnen daher bie unabweisliche Nothwendigkeit auferlegt, bie ihnen anvertraus 
ten Minifterien in die Hände S. M. niederzulegen, "um den Monarchen in den 
Stand zu ſetzen, ſich mit Raͤthen zu umgeben, welche ſich einer allgemeinen und 
käftigere Unterftügung erfreuen.” — Das Minifterium bleibt imwiſchen als 
„interimäftifches" in verhängnißvoller Thätigkeit. 


Großherzoglich Badiſches Geſetz, wodurch bie Unterfichemg aler hochverraͤtheriſchen 


Unternehmungen dem Hofgericht zu Freiburg übertragen wird. Die Stände 
hatten ben Zuſatz: „unter Zuziehung von Geſchwornen“ durchgeſetzt. 


Publication des Habichtſchen Berfofungs-Entwurfes in Deffau. Die. ahe Signa—⸗ 
tur des Jahres 1838. 

Landtags⸗Abſchied für bie außerordentlich einberufen geroefenen Medlensugifäen 
Stände. „Wir nehmen bie Erflärmg: daß bie Stände ‘ihre bisherigen grund⸗ 
gefetslichen Landſtandsrechte in ber Kolge aufgeben,’ daß fünftig nur gewählte 
Repräfentanten die Stände-Berfammlung bilden, an.“ 


Bekanntmachung bes k. k. oͤſterreichiſchen „interimiftif 2 Minifteriums unter Herrn 
v. Pillersborf!), wodurch die Wiener Rationalgarbe mit der afabemifihen Legion 
und bem Buͤrgercorps vereinigt, unter die Befehle des Militair: Commandanten 
von Rieder-Defterreich treten, das politiſche Gentral-Eomitd der Nat.⸗Garde auf: 
"gelöft, und ein Sicherheits-⸗Ausſchuß von Wiener Bürgern gebilbet werben fol. 

Reibungen zwiſchen ber preußifchen Garnifon von Mainz und ber borigen Bevoͤl⸗ 
kerung, von letzterer in auffallender Weiſe provocirt. 

Der k. öſterreichiſche Hof trifft zu Innsbruck ein. | 

Manifeft S. M. des Paifers von Oeſterreich aus Innöbrud, um Sene Volker 
wegen ber Abreiſe aus der Haupiſtadt zu beruhigen. „Mir iſt der Gedanke 
fern, die Geſchenke, welche ich Meinem Volke in den Mamagen gemacht habe, 
zurücknehmen ober ſchmaͤlern zu wollen.” | 

Heinrich v. Gagern in der zweiten G.⸗H. heſſiſchen Kummer: - Indem⸗ die Reichs⸗ 


verfammlung conſtituirend genammt:wird, iſt damit nicht ausgeſprochen / daß fie 
allein conſtiiuire. Es Bat nie eine confntuirenbe Verſamm ng gegeben, ohne 
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daß eine Regierung neben ihr beſtanden hätte, bie auf ber Gang -ber Verhand— 
kungen Einfluß nehmen muß. Und fo werden auch In Deutſchland bie Regie 
rungen ſich mit ber NRational-Repräfentation in Berüfrung fegen, um das Be: 
faffungswerf zu Stande zu Bringen. 


23. | Schreiben bes k. üfterreichifchen Geichäftöträgers (v. Hummelaner) zu London, an 
Lord Balmerfton. 


Meine Regierung Hat mich beauftragt, Ihnen die Grundzüge vorzulegen, die 
da geeignet fcheinen, als Baſis für die freundſchaftliche Intervention zu dienen, die wi 
von der Regierung der Königin verlangen. Das lombardiſch⸗ venetianiſche Königreich fell 
unter der Souverainetät des Kaiſers fortbeftehen. Es würde eine von dem übrigm 
Theile der Monarchie gefonderte, vollkommen nationale Adminiſttation erhalten, dem 
Grundlagen von den Bertretern des Königreichd ſelbſt, ohne alle Cinmiſchung von Sei⸗ 
ten der 8. Regierung, zu regeln wären. Ein italienifches Miniſterium, im Centrum der 
Monarchie, würde ald Band zwiſchen ber K. Regierung nnd der Adminiſtration de 
lombardiſch⸗venetianiſchen Königreichs dienen. Gin Erzherzog⸗Vicekönig würbe ald Sit: 
wertreter des Kaiſers an der Spite des befonderen Adminiſtration des KönigreichE fen 
Die Ausgaben für diefe Adminiſtration müßte das Königreich felbft tragen, welches über 
dies nody jährlich eine Summe von beiläufig 4 Milfionen Gulden ald Theilquok da 
Central Auslagen des Geſammireiches, wie z. B. für den Hofſtaat, das Liplomsiik 
&orps u. f. w. zu entrichten hätte. Das Königreich milde, als Antheil an der die 
lichen Schuld des Reiches, die jährliche Zahlımg von etwa 10 Miklionen Gulde des 
nehmen, teren Gapital in ber loibardiſch⸗ venetianiſchen Leihbank in der Art wide 
würde, daß bei allen Gventualitäten der Politik, das Konigreich allein ſict dieſe Chat 
verautwortlich bliebe. Die miilitairiſchen Kräfte bes Königreichs würden eine bırdad 
nationale Armee bilden, deren größter Theil in Wriedenszeiten im Lande verbliche, dem 
Verwendung in Zeiten des Krieges aber zur allgemeinen Vertheidigimg bed Meiches den 
Kaifer vorbehalten wäre. Die Handels⸗Verhältniſſe gwiſchen dem Königräilfe und dm 
übrigen Theilen der Monarchie winden auf den Grundlagen Der wekhſelſeitigen Zatıık 
fen, und von dem. Standpunkte aus geregelt werben, daß von beiden Seiten dem Han 
bel bie größtmögliche Breiheit gefichert würde. Zu Gunſten dieſer Kombination Fnnt 
man aus dem nachfolgenden Umftande Nugen ziehen. Der Herzog von Parma und 
deſſen Sohn kefinden fich, ihren Unterihanen gegenüber, in einer jo mißlichen Lage, bij 
ihre Rrſtauralivn im Herzogthume beinahe umndglich iſt. Hietdurch erglte Mh der im 
auchener Friedentkeontrart vorhergeſehene, und im Vertrage von Parid vom 10. Zum 
1817 beſtaͤtigte Fall der Rückkehr des Herzogtchums. Wenn man verweitislf einer his 

länglichen Geldentſchädigung, und der Garantie für ihn Allodial⸗Cigenthum, den Kent 
von Parına und defien Sohn beitinunen märde, für ſich und ihre Nachfolger der Reze 
zung zu entfagen, fo ginge das Herzogthum an in die Hände Sardiniens u 

and dns Herzogthum Parma kaͤme an Defterreih, d. h. an das lvinbatbiſch · denetieh 
Konigreich zurück. Die Conventinn vom W. November 1644 beſtimert eine ak 
Entſchädigung zu Gunſten Sardiniens fir die Feſtumg Piacenga, weiche zu Deftecreich mb 
dem lombardiſch ⸗ venetiauiſchen Konigreiche gehören wurde. Der Herzeg von Moden 
hat ipso facto aufgehört zu regieren, und es hat ſich eine proviſoriſche Regierung gebiltet 
Wir haben Gründe zu glauben, daß e8 nicht unmöglich wäre, den. Herzog vermittelft einer 
Gelbentſchadigung und der Sicherung des Patrimonial⸗ Eigenthums für das Haus Ef, 
dahin zu beivegen, daß er zu Gunften feines Bruders, des Erzherzogs Ferdinand, wel: 
ger un Herzogchume Madena nicht compromittirt if, abbmıde. Wenn dieſe Veran: 
feyung fig als begründet erwieſe, könnle der Kaiſer für ben Paſten einch Bice⸗Königt 

des lombardiſch⸗ venetianiſchen Konigreicht dieſen Prien wählen, der als Heap von 
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Mopenk dem Iombarbifevenctiarifchen Königreiche fein Hetzogthum einverleiben könnte. 


Dir adıniniflcatine Wereinigung ber Herzogthümer Parma und Modena mit dem Könige 
reiche würde die Militairs und Vertheidigungsmacht des Iombardifchsvenetianifchen König⸗ 
reiche weſentlich erhöhen. Diefe angebenteten Grundlagen beweiſen unzweifelhaft die 
Auftichtigkeit der Taiferlichen Regierung, um jo mehr, ald in dieſem Augenblide, mit 
Ausnahme Venedigs und der Feſtung Palma nuova, uniere Truppen Herren des ganzen 
venetianiſchen Gebietes find. Marſchall Radetzky ijt auf dem Punkte, Verſtärkungen zu 
erhalten, die ihm erlauben werden, die pienontefifche Armee anzugreifen; Deutichtyrol 
ſteht ganz unter Waffen, Wälſchtyrol iſt volllommen ruhig, und die fo eben erjchienene 


Allpention des Papftes vom 28. April zeigt die Perfidie, mit welcher man jeinen Nas 


men und fein Anſehen zur Entflammung des Volksfanatismus mißbraucht hat. Wenn 
ungeachtet dieſer Umſtände, die uns günftig find, wir zur Freundſchaft Großbritanniens 
Zuflucht nehmen, jo geſchieht dies nur, weil wir einen großen Werth auf die fchleunige 
Lõſung aller diefer Wirren legen. Das engliiche Cabinet wird beffer al8 wir den Gang 
der Dinge in Frankreich kennen. Wir betrachten einen Ausbruch in Frankreich für uns 
vermeidlich, und vielleicht für nahe bevorftehend. Der Einfall einer piemonteſiſchen Ar⸗ 
mee und der Truppen und Banden bed übrigen Staliens in unjere Provinzen ift darauf 
berechnet, Frankreich nach Stalien zu ziehen. Wenn die Franzoſen morgen die Alpen 
üßerfchreiten und in die Lombardei einrücken, wir werden und ihnen nicht entgegenftellen. 
Wir werden vorerſt uniere Stellung bei Verona und an der Etich behaupten. Wenn 
die Franzeſen und daſelbſt auffuchen, werden wie und gegen die üfterreichiichen Alpen 
und hen Iſonzo zurüdziehen; wir werden dem Cimnarſch und dem Vorrücken der. Kraus 
zoien in Stalien Fein Hinderniß entgegenfegen. Diejenigen, welche diejelben herbeigerus 
fen haben, werden zum zweitenmale die Folgen ihrer Intervention erfahren. Niemand 
wird ums Hinter unjeren Alpen aufiuchen, und wir werden einfache Zufchauer der Cons 
flücte bleiben, deren Schauplatz Italien feyn wird. Geſetzt, daß die gegentvärtige Ver⸗ 
wickelung unter den Auipicien Großbritanniens beigelegt wide, wäre eine Vereinigung 
Der piency Weſiſchen und üfterreishiichen Kräfte zu einem Vertheidigungs⸗Syſteme gegen 
eine franzöfifihe Inpaſion möglich? Aur unter den Auſpicien Großbritanniens wäre 


eine ſolche Idea zuläſſig, denn nur die Theilnahme und Autorität Englands könnten uns 


Beſtinmen, den Zulagen Piemonis md der Lombarden Glauben zu fehenten. Indem 
wir alle Betrachtungen, bie ſich an die Verteidigung Italiens gegen bie Frauzoſen Enü- 
vom, bei Seite ſetzen, würde, jobald das engliche Cabinet unferem Erſuchen nachläme, 
Die ſreundſchaftliche Intervention, Die wir von England verlangen, jener Perſon, welche 
Das englijche Sabinet- mit dieſer Million betrauen würde, die ficherften Mittel bieten, 
Tine genaur und: getreue SKenutuig. der wahren Sachlage in Stalien zu gewinnen, file 
Den Ball, daß Defterreich gezwungen wäre, daſſelbe gegen die vereinigten franzöfiichen 
und italimiſchen Kräfte zur räumen. Die Öfterreichifche Regierung verkennt keinesweges, 


daß das Verlangen, welches fie ftelt, in Den Augen der eugliſchen Regierung einen fehr 


eruften Chaxakter annehmen muß, da biefelbe jene Vorficht zu beobachten bat, welche der 
gegenwärtige Zuſtand Frankreichs erfordert; aber wir glauben, daß auß demſelben Grunde 
©8 Roppelt wichtig wäre, den Verſuch nicht zurückzuweiſen, eine Verwickelung, die eine 
Wixecte uud drohende Gefahr conitatist, beizulegen. Die Grundzüge, die ih Ew. bier 
mitgetheilt Babe, folten blos als ein Beweis der wohlwollenden und wäterlichen Abfichten 
Des Kaiſers angefehen werben. Wenn. Dad engliiche Cabiuet uns feine freundchaftliche 
Intervention gewährt, dann würde der Vorſchlag, Der den Lombarben zu machen wäre, 
mit dem englijchen Repräfentanten befprochen werden, der fodann in der Lage wäre, 
alle Schrüte zu leiten, und Alles von den Unterhandlungen zu entfernen, was ihm mit 
dem, was England fir gut hält, als nicht im Einklange ftehend erfchiene. 


Pa Vu 
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23. | Erneute Erceffe zu Mainz, wodurch ſich ber Vice⸗Gouverneur veranlaßt ſieht, bie 
Ablieferung aller noch bei ben Einwohnern vorhandenen Waffen .anguorhnen. 


Anderweited Schreiben des k. üfterreichifchen Gefchäftsträgers an Lord Palmerſton. 


Die Lombardei wird aufhören zu Defterreich zu gehören, und es wird Ihe mach ihrem 
Belieben frei ftehen, entweder unabhängig zu bleiben, oder ſich mit irgend einem andern 
italienischen Staate zu vereinigen. Andererſeits wird fie einen verhältnigmäßigen An 
theil an der Nationaffchuld Defterreich® übernehmen. Diefer Antheil . wird definitiv und 
unmiderruflich auf die Lombardei übertragen werden. Der venetianikhe Staat wird un 
ter der Oberberrlichkeit des Kaiſers verbleiben. Cr wird eine abgefonderte,: ganz natic- 
nale, von den Volfövertretem des Landes felbft, ohne Dazwiſchenkunft der kaiſerlichen 
Regierung, eingeführte Verwaltung haben, und bei der Gentral= Regierung der Monar- 

chie durch einen Minifter vertreten werden, der mit den Beziehungen zivifchen Dem vene 
tianiſchen Staat und der Central: Regierung des Katferreichd beauftragt feyn wird. Ba 
der venetianifchen Verwaltung wird ein Erzherzog⸗Vicekönig, der als Stellvertreter bei 
Kaifers in Venedig refidiren wird, den Vorſitz haben. Der venetianiſche Staat wird bi 
Koſten feiner Verwaltung felbft beftreiten, und zu den Gentral-Yusgaben der Mlonarhie, 
als da find die Unterhaltung des Faiferlichen Hofes, der diploniatiſche Dienſt, nad Ve: 
hältniß feiner Hülfsquellen beitragen, wobei als Grundlage die‘ Thatfache dient, daß bad 
Tombarbdijch = venetianifche Königreich für diefe Dienfte jährlich ungefige vier Milienm 
Gulden zu bezahlen hatte. Der venetianifche Staat wird alljährlich für feinen Aethal 
an der Nationalfehuld eine mit feinen Hülfsguellen im Verhältniß ſtehende Same zu 
bezahlen Haben, wobei als Bafis die Thatfache genonmen wird, dag das Tomtatid- 
venetianifehe Königreich für den Dienft dieſer Schuld "einen Beitrag von 10 MU. KL. 
jährlich geleiftet haben würde, und dieſe Summe wird in das große Buch Der venelia⸗ 
niſchen Schuld in der Urt eingefchrieben, daß, welche Ereigniffe auch künftig eintreten 
mögen, der venetianiſche Staat allein haftbar dafür ſey. Die Summen, weldge wahrend 
der Empörung in Mailand und Venedig aus dem öffentlichen Schatz weggenommen 
worden find, werben der Faiferlicden Regierung zurüdlerftattel. Das venetianifche Her 
wird, bezüglich der Elemente, aus denen es gebildet werben fol, 'ein ganz nationale 
ſeyn; da es jedoch nicht ftarl genug wäre, um ein abgeſondertes Heer zu bilden, fo wir 
es der Organifation des kaiſerlichen Heeres unterworfen, und unter Die unmittelbaren 
Befehle des Kriegsminiſters des Kaiſers geftelt werden. In Friedenszeiten wird d 
Cantonnirungen auf venetianifchem Gebiete beziehen, doch aber ein Gontingent für ie 
Beſatzung Wiend liefern. Im Ball eines Kriegs werden die Truppen des venetianiſcha 
Staats dem Aufruf des Kaiferd zur Vertheidigung des Reichs geboren. Die Koflm 
des venettanlichen Heers erden von dem venetianiſchen Staat bezahlt werben. Die 
Bandelöverbindungen zwiſchen dem, venetianifchen Staat und den Übrigen Theile da 
+ öfterreichiichen Monarchie, und zwiſchen diefer und der Lombardei, follen mit Berüdik 
tigung ihres wmechfelfeitigen Intereſſes, und auf den’Grunblagen Der großmöglichen jur 
heit geregelt werben. Was die gegenwärtige lombardiſch- venetianiſche Schuld keit, 
fo wird fle verhältnigmiäßig zwiſchen der Lombardei und dem venetianiſchen Staat gs 
theilt werden. Das in der geftrigen Note über die Herzogthümer Parma und Modena 
Geſagte, findet auch auf die Lombarbei Anwendung, welche den Herzogen eine angemeſ⸗ 
fene Schabloshaltung zu geben, und ihnen den Beſit ihres Patrimonial⸗ Eigenthums zu 
gewährleiſten haben wird. 


Im Sommer des Jahres 1851 möchte man dieſe Ale fi eine Kabel 
halten, was fie Doch durchaus nicht find. 


Erſte General-Berfammlung ber eben hervor getreinen Slowanska. lipa zu Prag. 
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Scheiben bes k. sfierreiifgen Gefchäftsträgerd zu London an Lord Balmerfton. 


Sir Robert Abercromby betrachtet daB Aufgeben der Lombardei und der venetiani= 
ſchen Provinzen von Seiten Defterreich!‘, als das einzige Mittel, einer Intervention 
Frankreichs zu begegnen. Selbft wenn der Kaiſer geneigt wäre, feine Einwilligung 
biezu zu geben, ſo ftieße man dabei auf bedeutfame praftifche Schwierigkeiten. Werfen 
Sie gefälligft einen Blick auf die gengraphifche Lage der verfchiedenen Provinzen, 
Derjenige Theil Tyrols, der am Abhang der Alpen liegt, und den man italienifches 
Tyrol nennt, wäre von dem lombardifchevenetianifchen Gebiet vollſtändig umgeben. Die 
proviforifchen Regierungen von Mailand und Venedig erklären in ihren amtlichen Pro⸗ 
elamationen und ihren Journalen: dag das italienifhe Tyrol fo gut wie dad Küftenland 
von Iflrien und Dalmatien, das ehedem zur Republik Venedig gehörte, einen integri- 
renden Theil jenes Italiens bilde, aus dem man die Defterreicher ‘vertreiben müſſe. 
Sie. Haben alle diefe Völker nr Empörung aufgefordert. Sie haben in Iſtrien und 

: Dalmatien Beweguugen bervorgerufen, die wie unterbrüden. Sie find von allen Geis 
ten, mit dem Säbel in der Fauſt, ind italienifhe Tyrol. eingebrochen. Ihre Banden 
wurden aber daraus wieder verjagt. Es ift Daher einleuchtend, daß, wenn wir ihnen 
Die vene tianiſchen Provinzen Überlichen, wir ihrer Willkür vollftändig preisgegeben wis 
ren. Der Kaifer kann die venetianifchen Provinzen nicht aufgeben, ohne thatfächlich auch 
das italieniſche Tyrol aufzugeben. Scheint e8 Ihnen wahrfcheinlih, Mylord, daß ein 
folder Math einige Ausſicht auf Erfolg bei der Faiferlichen Regierung haben könnte? 
Der Kaiſer Befindet‘ fich ſelbſt in Throl; Sie fehen die Begeifterung, welche feine Ge⸗ 
genwart dort entflammt hat. Eine ähnliche Begeifterung wird im Heere fich kund thun, 
Das laut die Ergreifung der Dffenfive verlangt. Dadurch, dag der Kaifer nach Inns⸗ 
bruck gegangen, hat er fich in die Mitte des Heeres geftellt. Leſen Sie die Nachrich- 
ten ans Win, welche Die heutigen Journale bringen; fle find dem Kaiſer, ſowie der 
Rückkehr der Ordnung und der Kraft im ganzen Kaiferflaate durchaus günftig. Wenn 
Der von Sir Mobert Ubereromby außgegangene Gedanke vor zwei Tagen noch unter die 
moͤglichen Eventualitäten gerechnet. werben konnte, fo ift dieß Heute nicht mehr der Ball. 
Dieſer Gedanke mar den Stalienern, Die und gerne für todt ausgeben möchten, natür= 
Nlich. Wir find aber noch. nicht tobt! Ich Hoffe, daß wir bald Beweiſe von Fräftiger 
Zebenätraft geben werden, Beweiſe, die zu bermeiben, im Intereſſe der ganzen Melt 
wuͤnſchenswerth geweſen wäre. 
W.Glaf Thun exklaͤrt dem böhmifchen National-Comite, daß in Folge ber Vorfälle 
zu Wien, jedes Verhältnig zwifchen ben bortigen und ben Prager Behörden. 
‚ aufhöre.. Ernennung eined proviforiichen Regierungsrathes für Böhmen — 
‚Graf A. Noſtitz, Borroſch, Brauner, Palacky, Rieger, Strobach — welcher nur 
mit dem kaiſerlichen Cabinette unmittelbar verhandeln ſoll. 


7e2. R “ r ’ ' 
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19. Das Ober-Appellations-Gericht zu Gaffel erklärt: bis zur demmaͤchſugen beftnitinen 
Regulirung der Furheffifchen Angelegenheiten, ber Berorbnung vom 4. Sepienhe 
untd ſomit auch dem Befchluffe des Juſtiz-Miniſteriums vom 17. December doee 





leiften zu wollen. 
22. Dreitaufend Defterreicher und Baiern ruͤcken in Caſſel ein. 


2. Der „Bundes Civil» Commiffar,” k. öfterreichifche F.⸗M.⸗L. Graf Leiningen erif | 
| dafelbft folgende Bekanntmachung: 


„Im Nomen des hohen deutjhen Bundes, und kraft der mir wen demſelben erikil 
ten Bollmachten wird hiermit verordnet: 1) Jede Widerfeglichkeit gegen die ald nothwenditt 
Folge des eingefehten Kriegsſtandes getroffenen Maßregeln wird den Belagerungszuftant, mi 
deſſen Erklärung die Functionen der Civil und Polizeibchörden allenthalben an die Di 
litaichehörben übergehen, zur Folge haben. 2) Während der Dauer des Kriegiitune 
it das Tragen von nicht zum Dienfte gehörigen Waffen und Abzeichen aller Art vater 
ten; in Beziehung auf die Entwaffnung der Bürgergarde und Schutzwache wird af da 
bereits geftern erlaffenen Special:Befehl Hingewiefen. Der Ungehorſam Hat Zwang ın 
weitere Maßregeln zur Folge. Die Bezirks-Directoren find ermächtigt, Sagdbefipen de 
Beſitz und das Tragen von Jagdwaffen, infofern dieſes in jeder Beziehung unbeeid 

erſcheint, ausnahmsweiſe, vernöge bejonderer fchrifilicher Erlaubniß, einftweilen zu pr 
ten. 3) Es dürfen während der Dauer des Kricgäftandes. Volksverſammlungen, di 
zu politifchen oder nicht politischen Zweden, nicht abgehalten werden. Die life 
WVereine find, fofern davon nicht eine fpecielle Ausnahme von suie geftattet jemi 
: Hiermit aufgelöſt. Vereine zu nicht politifchen Zwecken bedürfen zu ihrem Woran 
der ausdrücklichen Beſtätigung der kurfürſtlichen Behörden. 4) Zeitungen, York w 
Vlugſchriften innen nur nach ausdrücklich eingeholter Ermächtigung der beiufen 
Regierungobehörden erſcheinen. Die „Nee Heſſiſche Zeitung”, die „SHornife“ ud da 
zWVolksbote“ find verketen, und deren Preſſen in Beichlag zu legen. Die kurfürflide 
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Behörden werben hiermit beauftragt, diefe Verordnungen zu veröffentlichen, und ſud ſr 
deren Vollzug verantwortlich gemacht. Die erforderliche militairiſche Hülfe duch di 
| Bundes⸗Cxrecutions⸗Corps wird denfelben auf Begehren zur Dispofition geſtellt. 


23. Erſte vorläufige Verfammlung der zu den Dresdener Conferenzen vereinigten deu— 
ſchen Staatsmänner. 


24. | Verordnung des „Bunbed-Einil-Commiffarius”, F.⸗M.⸗L. Grafen v. Leiningen: 


Der den Kf. Verordnungen vom 4., 7. und 28. September 8.75. gewährte Su 
deßſchutz macht es nothiwendig, deren allfeitige Vollziehung und Handhabung ge 
chert und überwacht werde. AlKf. Behörden, in deren Wirkungskreis die Belime | 
gen der genannten Verordnungen, und die auf deren Vollzug berechneten weiteren b 
gierungs⸗Maßregeln und Beſchlüſſe des hohen Bundes und feines Coumiſſars einſchlip 
| werben daher für die gehörige Befolgung perfünlich haftbar gemacht, und haben, »4 
ı Maßgabe ihrer DienftisEompetenz, dahin zu wirken, daß alle Contraventionen dag? 
zur Beſtrafung gezogen werben. Insbeſondere beauftragt der Unterfertigte die Jar 


| 
| 
| 


| Bezirks⸗Direetoren des Kurfürſtenthums, diefe Weifung und Warnımg gehörig belam 
| machen zu laſſen, und durch Die ihnen untergebenen Verwaltungs⸗ und Bolizafteln, * 
wie durch die Gendarmerie, alle fich noch ergebenden Renitenzfälle und Gontsabentim 
| dem Unterfertigten unmittelbar zu melden, damit wegen der ftrafrechtlichen Vehandlun 


had Erforderliche befohlen werben fann. Die Herren Bezirks⸗Directoren werben baute 
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Sch Babe daber am 16. Mai keinen Auftand genommen, den nächften Reichstag als 
einen conftituirenden zu erflären, und die damit im Einklange ftehenden Wahlen zuzi⸗ 
fichern. Die Art und Weife, wie ich hiezu veranlaßt worden kin, hat mich tief verlegt. 
Die Öffentliche Meinung in ganz Europa Hat fich darüber einſtimmig und im höchſten 
Grade mißbilligend ausgeſprochen. Allein die Sache felbft Ein Sch bereit feftzuhalten, 
weil fie Mir die Bürgichaft gewährt, Daß die Verfaffimg, welche Meinem Reiche geiftige 
und miaterielle Macht verleihen ſoll, in ihren Grundlagen wie in ihren Einzelnheiten, ein 
Werk des geſetzlich ausgepräglen Geſammtwillens ſeyn werde, mil” welchen Hand in 
Hand zu geben Sch feft entichleffen kin. 

Mein ſehnlichſtes Verlangen — und Sch Lin überzengt, daß Sch «8 nit vergeben 
ausſpreche — iſt nunmehr, dag die kaldige Eröffnung dieſes Reichstages in Wien, deui 
Sitze Meiner Regierung, möglich werde. 

Soll aber dieſe Eröffnung an keinem anderen Orte, und bald zu Stande kommen, ſo 
iſt es unerläßlich, daß in den Mauern Wiens ungetrübte und feſtbegründete Ruhe und 
Ordnung herrſche, und daß den Abgrordneten der Provinzen für die Freiheit ihrer Bes 
rathungen volllommene Sicherftellung gewährt und werblirgt werde. 

SH darf Daher von den Einwohnern Wiens erwarten, taß fie Altes aufbielen werden, 
Damit die geſetzliche Droͤnung in jeder Beziehung wieder eintrete. Ich erwarte, daß alle 
perfönlichen Feindſchaften aufhören, und unter allen Bewohnern Wiens der Geiſt der 
Verſohnung und des Friedens allein vorherrſchend werde. 

Mit väterlihem Wohlwollen elle Sch. dieſe Forderungen an die geſammte Bevölke⸗ 
rung Wiens, uud baue auf deren Erfüllung, denn Sch werde den Tag preilen, mo Ich 
mit Eröffnung des Reichstages, zugleich das freudige Wiederſehen ter Meinem Herzen 
noch immer theueren Wiener feiern kann. 

+ Carl Malß, Theaters Director zu Frankfurt a. M. 

In einer Volks⸗Verſammlung zu Prag wird befchloflen, den Kaifer um bie Ent⸗ 
fernung bes Fürften Windiſchgrätz zu bitten. 

Der „Deputite von Wirſitz“ — Prinz von Preußen — erjcheint für kurze Zeit 
in ber Rational» Berfammlung, deren inte Seite durch ungezogenes Bezeigen 
füch eines demolratiſchen Lorbeerkranzes würdig macht. 

Der k. öfterreichifehe General Hrabowski wendet bei Carlowitz Baffengewalt an, 
um die Wahl eines ferbifchen Patriarchen zu hindern. 

Schwebiſche Truppen landen auf Fuͤnen. 

Manifeſt des Kaiſers von Oſterreich, welches ben Baron Jellachich als Hochver⸗ 
räther vor Gericht nach Innsbruck ladet, und ihn bis zu feiner vollſtaͤndigen 
Rechtfertigung, der Würde ald Banus, ſowie aller militairiſchen Würden enthebt. 
(Vergl. 4. September.) 

Große Studenten⸗Verſammlung zu Prag, welche mittelft Deputation das Zurüds 
ziehen ber an mehreren wichtigen Punkten aufgeftellten Txuppen, und für bie 
Bürger-Bewaffnung eine Batterie verlangt. Abfchläglich befchieben. 

Boltsverfammlung zu Hochheim. Der Joumalift Bamberger aus Mainz bringt, 
mittelft zweier beraufchten heſſiſchen Soldaten bie Verbrüberung bes Buͤrgerthums 
und Kriegerſtandes, auf der Rebnerbühne zur Anſchauung. 

Am Morgen treffen zu Prag zwei Commiffare des Minifteriumsd Pillersdorf ein, 
deſſen Politik, der Rebellion gegenüber, bekanntlich im fortwährenden Rachgeben 
beftand. Zweifellos ift daher ihren Anträgen beizumeflen, daß Zürft Winbdiſch⸗ 

gräß einen Theil ber Stadt räumen ließ. 
1848. Supplement, 6 
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| Bon Seiten ber nad) Prag gekommenen Commiffarien wird zur Beruhigung ver 


fündigt: daß Fürft MWindifchgräg entichloffen fey, feine Stelle ald commandirende 
General in Böhmen in die Hände S. M. des Kaifers zurüd zu legen, und 
baß nach hergeitellter Ruhe ber Ratrouillen » Dienft gemeinfchaftlich von dem 
Militaie und bes Nationalgarbe geſchehen fell. — Der hodigefiegeme Leber: 

muth der Rebellen läßt fie dieſe Zugeſtändniſſe ignoriren; ihre Gewaltthaten 
dauern fort, und nöthigen zu erneutem Einſchreiten. Die Stadt wird von den 
umliegenden Höhen aus beworfen. 

Geſetz, das ObersAppellations:Gericht für Kurheſſen betreffend. | 

Die badifche zweite Kanimer genehmigt, daß Statthalter Peter verhaftet werke; 
natürlich nach Nuͤrnberger Recht. 


Nachtrag zum Habichtfchen Berfaffunge- Entwurfe (S. 16. Mai); das blos ſuspen⸗ 


five, Veto zugegeben. Nach demſelben ſchlagen bie Stände für jebe erledigt 
Stelle drei Candidaten vor, aus beyen bie Regierung: einen wählen muß; bi 
. Mitglieder des Gerichtöhofes koͤnnen ohne. ihre. Zußimmung nicht verfeßt werden, 
und mählen felbft den Bräfidenten. 

Beichluß des Bundestages, die Regierungen ‘von Preußen, Baker und Sachſen 
zur Bereithaltung von Truppen aufinfordern, welche in Böhmen einrücken folk, 
fobald das Hfterreichifche Eabinet dies verlange. . 

Große Bold: Berfammlung und Trauerfeierlichfeit für die gefallenen Wkärzeken, 
zu Merfeburg. — Es galt, ihre Manen für die am 9. Juni von der Reim; 
Berfammlung beliebte Tagesordnung zu entfchädigen. 

Außerf ftürmifche, und durch Theilnahme des Galleries Bublicums werherdiäte 
ESitzung ber deutſchen National-Berfammlung, welche über die proviſorifche Em 
tral- Gewalt berathet. Wegen fteigender Erhigung der Gemüter wird ein 
fangere Baufe befchloffen. Rach Wiederaufnahme ber Berhandlungen erregt 
Heckſcher durch eine Cobenein auf Wahrheit beruhende) Bemerfung über den 
Zufammenhang ber linken Seite und Gallerie, fo inſemoiiſchen *), Laͤrm, daß der 
Praͤfident ſchließen muß. 

+ Heinrich Zſchocke. 

Der franffurter demofratifche Central⸗ Ausſchuß erklaͤrt mittelft Affentlicher Bekan⸗ 


: . machung: daß er bex National-Berfammfung fernere Anerkennung verfage, ud 


ihre Mehrheit ald eine volföfeindliche Macht betrachte; er fordert das „förndide 


., Losreißen ber Minderheit, um auf biefem Wege eine neue Verſammlung zu bil. 


©) Zur Rechtfertigung des Ausdruckes möge die Schilberung eines Augenzengen, ba ir: 
finnigen Friedrich v. Raumer, Platz finden: „Ich habe das Meer brauſen, CL. 
Ochſen brülfen hören, id) habe mich entfeßt vor dem Chore, das Löwen und Tigt in 
den: Särrengarbens im Wettgefange auſtimmten; aber dies Alles warb weit zberbotn 
von dem Schreien und Wüthen ber Linken und der Gallerien:.“ 
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Kult, Ä 43 





Juli. 


Verfaſſungs⸗Entwurf für das Herzogthum Anhalt-:Bernburg. 
Verſtaͤrkung ber berliner Garnifon duch zwei Bataillone. Abermalige Krawall⸗ 
Verſuche der Demokratie. 


S. M. der König vom Würtemberg ſchenkt dem Laube für das laufende Jahr 


200,000 Gulden von ſeiner Civilliſte. 

An Sielle Heinrich v. Gagerns, welcher wegen des Praͤſidiums in der deutſchen 
Rational » Berfammlung auf feinen Poſten verzichtet hat, wird H. Jaup zum 
Minifter des Innern und Vorſitzenden des Miniſteriums im Großherzogthum 

„Heſſen ernaunt. 

Die heidelberger ſtudirende Jugend zieht nach Neuſtadt a. d. 8 ., weil bie Regie⸗ 
rung ihren Berein aufgelöft hat, deſſen anerkannte Aufgabe war, Propoganda 
für die Republif zu machen. 


Drei dſterreichiſche Compagnien, in Governolo von neuntaufend Piemonteſen ange⸗ 


griffen, muͤſſen die Waffen niederlegen. Einſchließung son Mantua auf. dev Nordſeite. 

Entwurf zu einer Waffenſtillſtands⸗Convention zwiſchen Preußen und Daͤnemark, 
unter ſchwediſcher Vermittelung zu Belle⸗Vue geſchloſſen. — Blieb unausgeführt, 
ba preußiſcher Seits die Zuſtimmung bes inzwiſchen aufgetretenen Reichsverweſers 
als exforderlich erkllart ward. 

Unter den Auſpicien des (am 17ten nach Wien zurudgekommenen) € sh. Johann 
bildet fich ein neues Minifterium. Praͤſidium und auswärtige Angelegenheiten, 
Freiherr v. Weſſenberg; Inneres, Freiherr v. Doblhoff; Finanzen, v. Sraus; 
Kriegswefen, Graf Latour; Juſtiz, ber barricaden-freundliche Advofat, Dr. Bach; 
Handel, Seiben- Fabticant Hornboftl; öffentliche ‚Arbeiten, Zeitungs-Redacteur 
v. Schwarzer; U.⸗St.⸗S. des Unterrichtsweſens, Freiherr v. Feuchtersleben, bis⸗ 
her Vice⸗Director des mediciniſch⸗chirurgiſchen Studiums an der wiener Unfverftät 

Der Belagerungszuftand von Prag wieber aufgehoben. 

Im Großherzogthum Baden werden alte demokratiſchen Vereine aufgehoben. Bliecen 
aber nichts deſto weniger in Wirkfamfeit. 

Generals Berfammlung ber würtembergifchen demofratifihen Vereine. zu Eplingen. 
Beichluß, einen Landes⸗-Ausſchuß zu bilden, deſſen Thätigfeit befonders im fol 
genden Jahre hervortrat. 

Eingabe des Ausfchuffes der wiener Bürger, Nationals Garden und alabemifchen 

- Legion an bie Reichs⸗Verſammlung, welche ald „fouveraine” begrüßt wird. 
Ein merfwürbiges Aktenftüd, deſſen vollftändige Aufnahme wir uns, feiner. Länge 
wegen, verfagen müfjen. 

Eröffnung bed conftituirenden 2a ndtags im Herzogthum Anhalt⸗Bernburg. 
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D. 
Dänifde Monardie: Friebens-Bertrag mit Preu⸗ 
Ben: und dem dentfchen :Bımbe. S. 1. Derlaration 


einer Stelle deſſelben. ©. 13. Einrücken der Ar⸗ 
mer in Schleswig. ©. 23. Musmchslung der 


Ratificationen bes Friedenoſchluffes. S. 84. 110. 
113, 118. 

Darmftadt, Sprud bes’ Sqwurgerichts ®. 79. 

Deffau, Mnverfhärkter Berbin. bes . Gemeinde⸗ 
Rathes. © 143. 

Deutiher Bundesſtag, angehtidien.. Beſchluß 
wegin ber Bildung eines neuen Ceutral⸗Organs. 
©. 48. Die orbentlihe Plenar⸗Verſammlung ein⸗ 

berufen. ©. 56. Die Beſchidung derfelben von 
Eachſen⸗ Weimar abgelehnt. S. 80. Desgleichen 
von Reuß jüngerer Linie. S. 800. Desgl. von 
Hauburg. G. 80. Desgl. von Bremen. S. 80. 
Desgleichen von Oldenburg. ©, Bi: Desgl. von 
©. Meiningen. ©. $1. Desgl. von Waldec. ©. 
81. Desgl. von Lippe⸗Hetmeid. S. 81. Desgk, 
. von Schwarzburg⸗ Sonderchauſen. ©. 68. Desgl. 
von Anhalt: Bernburg. S. 82. Desgleichen von 
Braunſchweig. S. 84. Desgl. von Baden. ©, 84, 
Dedgl. von Sachſen⸗Goburg⸗Gotha. ©. 84. Des: 
gleichen von Sachſen⸗Altenburg. ©. 84. Deögl. 
‚von Anhalt-Deffau. ©. 84. Desgl. yon Schwarz: 
butg⸗KRudolſtadi. ©. 84. Desgl. von Naſſau. ©. 
85. Desgl. von Lübe. & 85. Desgl. yon Reuf 
alttre Linie. S. 86. Desgl. von Medienburg- 
Sqhwerin. ©; 92. Erſtes Zufammentreten. &,81. 
Dat Protololl darüber an Preußen ‚mitgetbeilt. 
‚©. 88. SHülferyf der Eucheffichen Regierung. ©. 
92.. Desfalfiger Veſchluß. ©. 03. Natification 
des Friedens mit Dänemark. S. 108, Requifi⸗ 


‚tion von Bundechülfe. S. 114. Beihlug in Ye 


zug auf Holftein. S. 118. Befehl an die baier⸗ 
fhen Truppen, in Hefien einzurüden. ©. 118. 
Schreiben an die Statthalterſchaft von Holftein. 
S. 121. Antwort derfelben. ©. 128. Ein ruf- 
fiſcher Geſandter arerebitirt, ©. 133. Der Lim: 
Bu ⸗Luxemburgiſche Geſandie wird angewieſen, fich 

der Theilnahme an den Berathungen zu enthal- 


‚ten. ©. 134. Beſchluß hinfichtlich ber Olmüger |.. 


Punctation. S. 105. 

Deut ſche Union. Beſchluß des Fuͤrſten⸗Collegiums 
in Bezug anf den Austritt des Königreiches Sach⸗ 
ſen S. 1. Mittheilungen der K. preußiſchen Re⸗ 
gierung. ©. 11. 12. 37. 38. 116. 134. 149. 155. 
‚Antrag auf Berlängerung bes Proviforiums, ©, 14. 
Genehmigung derſelben ©. 19. 22, 23. Denk 
ſchrift d. General v. Radowitz. ©. 59. Erörterung 


des prov. Fuͤrſten⸗ Collegums uber bie. Bortfegung- 
des Proviſoriums. ©. 111. Diefelbe wird nicht 





furter Ratification bes Friedens mit Dünemarl, 
©. 117. Der preußifche Commifjarins erklärt di 
Auflöfung der Union. S. 134. Derfelbe lehnt 
die gewünfdte Mittheilung über den Stand de 
Unterhandlungen ab. S. 134. Baben erklärt is 
Bandniß fuür alofhen. ©. 138. Redllenbug 
Schwerin, Didenburg, Braunfchweig, Naſſau San: 
burg, Bremen, Lübeck erflären ihren Austritt, €, 
140. Preußiſche Denfſchrift über die Olmipe 
Punctation. S. 149. Der Antrag wegen I: 
fendung eines Gommifars nach Caſſel abgelehnt. 
S. 156. 

Deutſchland und Oeſterreidh ©. 6. 16.3. 
23. 37. 39. 48. 50. 56. 57. 89. 94, 119, if 
144. 157. 


Diepenbrock, Freiherr v, Fürſtbiſchof v. Reeilu 


zum Cardinal geweiht. S. 127. 
Diez, Freiherr v. General. +}. ©. 154. 
Dirkſen, Pofeſſor. }. ©. 22. 
Dohna, Grf. Alexander 1: ©. 79. 
Dresden, Einweihung des Krieger: Denkmal 6 
16. Beginn der Minifter-Gonferengen. 6, iM 
Dumfer, Profeſſor. 1. ©. 141. 


&, 
Geernförde, Gefecht bei. ©. 86, 
Edernförde, Fregatte. Läuft in Travemink u 
©. 134. Erreicht die Psfermänbun 5 
gone Dr. }. &. 141. 


F. 

Falcke, v. Geh. Cab. Rt. ©. 92. 

Ferdinand, &.:$. von Deſterreich⸗ Ge. 1.518 

Fiſcher, Profeſſor. +. ©. 64. 

Fleiſchmann, Profeſſor. 1. ©. 66. 

Frantfurt a. M. Friedens⸗Congreß. ©. bb. Ri 
haͤndel. ©. 139, 140. 

Briedriäftadt. Bon den Dünen beſeht. ©. si 
Angriff der Schleswig⸗ Holſteiner. S. 10. Ri 
lungner Sturm. S. 110. 

Friedrich Wilhelm IV. König v. Preußen. Ye 
rede bei Eröffnung der Kammern. ©. 1%. 
Friedrich Wilhelm, Prinz von Preußen. 3 
Oberbefehlshaber von vier Gorps ernannt, EN 

Bürftenberg, Fürſt von, ©. 140. 

Fulda, Erklärung des Obergerichts über bi It 
Berorbnungen. &.85, Cinruͤcken preußiſcher Zar 
ven, S. 124. Ahzug berfelben und Gimids 

| don oͤſterreichiſch⸗ baierſchen. ©. 132. 133. 


®. - 


Geiſſel, m v. Erʒbiſchof von Coͤln, zum bu 
dinal geweiht. S. 133. 
Belnhaufen, Einrüden baierſcher Truppen. E. 1 


beliebt. ©, 112. Beſchluß higſichilich b ber, Grant: | Beſchwornen Gerichte. dreiſprechende Hr 


Be 


As 





nee 


16: 





in polltiſchen Proceſſen. &. 20. 37.38. 55. 80. 
79, 86. 146. 159. 

Gevekoht, T S. 66. 

Gortſchakow, Fürſt ©. 189. 

Grimma, Säcular: Beier der Landesſchule S. 91. 

Groͤben, Graf vom, k. preuß. Gen. Lieutnant. ©. 
129, 132. 

Günther, Profeſſor. F & 50. 

Oyulay, Graf, k. oͤſterreichiſcher F.⸗M.⸗L. u- Kriegs⸗ 


miniſter, dieſer Stelle enthoben. S. M. Feld⸗ 


S. 124. 


HB. 

Habicht, Anhaltiner Wellington S. 116. Als Bor: 
fland des Gemeinde⸗Rathes S. 143. 

Hamburg. Mit der Berlängerung des Provifo- 
riums einverflanden ©. 22. Lehnt die Beſchik⸗ 
fung des Bundestages ab. S. 180. Austritt aus 
ber Union. ©. 140. 

Sanau. CEinrücken baierſcher Truppen. ©. 124. 
Der Kriegszuſtand verkundet. ©. 124. Maßregeln 
gegen das Obergericht. ©. 184. 

Hannover, Königreich. Eingabe des Schatz⸗Golle⸗ 
giums in Bezug auf ben Beſchluß des angeblichen 
Yundestags von 21. September. S. 107. Ant 
wort des Minikeriums. ©. 113. Das Mini- 
ſterium tritt zurück; Zuſammenfetzung bes neuen. 
6. 114. Gwiederung bes Schatz⸗ Gollegiums. 
©. 132. Verordnung wegen ber Unterfchrift 
S. K. H. Des Kronprinzen. S. 139. 

Hannover, Stadt. Pobel⸗Erceß. ©. 87. 

Saffenpfing- Urtheil bes Appellations Geile 
zu Greifswald. S. 97. 

Haynan, Freih. v., E.öfler. %. 3. M. Seiner 
Sielle enthoben. ©. 15. Zu London vom Päbel 
mißhandelt. S. 81. Zu Hanover desgl. ©. 87. 

Heili genſta dt. Spruch des Schwurgerichts. ©. 37. 

Helligbed, Gefecht Bei. ©. 37. 

Hertling, &.& vn}. ©. 46 . 

Heffen, Karfürſtenthum. Lehm wiederholt bie fer- 
nere Thellnahme an der Union ab. ©. 33. Bu: 
fammenteitt ber Stände - Berfammlung. ©. 66. 
Sie wählt Bayrhoffer zum Prafiventen. ©. 66. 
Eröffnung derfelben. S. 79. Antworts » Aorefie. 
&. 79. Beſchlüſſe wegen ber Steuer-Erhebung. 
S. 80. Wird aufgelöfl. ©. 81. Der Vorſtand 
des Finanz- Minifteriums giebt feine Entlafjung. 


. zeugmeißler. 


©. 83. Kurfürftliche Verordnung wegen Forter⸗ 


bebung, resp. Verwendung ber Steuern. ©. 82. 
Desfallfige Erklaͤrung des bleibenden fänbifchen 
Ausſchuſſes. S. 8%. Mitiheilung deſſelben an bie 
höchften Finangs Behörden. &. 84. Die höfhften 
Behörven des Landes erflären bie kurf. Berorbnung 
für verfaffungswisrig. ©. 84. Das ganze Kur: 


füuͤrſtenithum in Kriegszuſtand erflärt. ©. 84. Mi 
nifter- Auflage bes flänbifchen  Ausfchufles bein 
. Staats r Procurater. ©. 5. Das Obergerich 
zu Fulda über die Eurf. Verordnung. ©. Bi 
Antwort des Staats⸗Procurators. S. 85. Anı 
wort des Obergerichts an ben fanhifchen Ausichuj 
©. .86. Miniſter⸗Anklage beim Ober⸗Appell.⸗Gi 
richt. S. 87. Abmahnungsſchreiben der preußifche 
Regierung an bie kurfürftliche. ©. 87. Das Obe 
Appellations = Gericht befchließt, vorläufig keir 
Stempel anzuwenden. ©. 88. Nächtlihe Flud 
des Kurfürften und feiner Minifter. S. 88. Bei 
fügung des General » Aubitoriats in der Ankla: 
gegen Gen.⸗Lieut. Bauer. ©. 89. Erfennini 
der Griminal = Kammer des Ober-Appellat.: & 
richts. ©. 91. Hülfegefuh der Megierung beiı 
vorgeblichen Bundestage. S. 92. Deſſen Beſchlu 
©. 93. Verkündigung defjelben. ©. 94. Prote 
gegen die preußifche Regierung. ©. 94. Schre 
ben berfelben in Bezug auf vie bundestagliche Cir 
mifhung. ©. 97. Berorpnung wegen der Krieg: 
gerichte. S. 102. CEntſcheidung des Ober-Appell 
Gerichts, Hinfichtlih der Verorbnung. vom 2% 
September. S. 108. Die Bürgergarbe: zu Gafi 
aufgelöfl. ©. 108. Der Ober »Bürgermeifter e 
Härt die Maßregel für. gefehwinrig. &. 108. En 
fheivungen des Gen.-Auditoriats über Anklag 
gegen General v. Hahnau. S. 108. Merkwü 
dige Erklarung beffelben an die Offiziere. ©. 11! 
Eingabe derfelben, mit der Bitte um Entlaſſun 
©. 112. Alle höheren Berwaltungsbehörben we 
den aufgehoben. ©. 113. Die Regierung vequ 
zirt Bundeshuͤlfe. S. 114. Der Kurfürſt kündi 
das Einrüden von Crecutions⸗Truppen an. S. 12 
Einrüden baierſcher Truppen in Hanau, preuf 
ſcher in Caſſel und Fulda. ©. 124. An erſtere 
Orte der Kriegszuſtand erklart. ©. 124. Prot 
des Kurfüͤrſten gegen das Ginrüden preußiſch 
Truppen. S. 127. Oeſterreicher und Baiern 
Fulda; gewaltſame Maßregeln. S. 133. dito 13 
Nachgiebigkeit des Ober⸗App.⸗Gerichts. S. 16 
Einrücken der fg. Bundestruppen in Caſſel. ©: 16 
Politiſche Vereine und mehrere Zeitungen unte 
drückt. ©. 160. Verfügung an die Behoͤrde 
S. 160. Der Stände-Ausfhuß fuspenbirt. S. 16 
‚Der Kurfürft wieder in der Hauptſtadt. S. 16 
Heffen, Großherzogthum. röffuung ber Kamme 
Sikungen. ©. 88. Verwahrung ber erfien Kar 
mer gegen die Beſchickung des Bundestages. S. 10 
Die zweite Kammer lehnt es ab, d. frühere Budg 
für das letzte Quartal zu bewilligen. S. 10 
Beide Kammern anfgelöf. S. 102. Berorbnui 
wegen Forterhebung ber Steuern bis zum Jahre 
ſchluß. ©. 104. Verbot ber politifchen Vereir 
©, 108, Verordnung in Preßangelegenheite 


. 
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&..10% Gine außerorbentlühe Stände-Berfamm- 


Img mit neuem Wahlmodus verfügt. .&. 110. 


Hohenlohe Bartenftein, Ladwig Fürſt v. 1 


S. 66. 
Sornfhuh, Profeſſor 4. ©. 161. 


Horſt, Gen. Major Freih. v. d,, Dberbefehlahaber 


der Schleswig: Holſteiner. ©. 154. 


I. 


Safobt, Minifter. ©. 120. 
Idſtedt, Schlacht bei. ©. 37. 


Johann, Erzherzog v. Defterreih. Bürgermeifter 


von Stainz. ©. 41. 
Jovich v. Siegenberg, k. öfter. Gen. = Major. 


Zu zwanzigjährigem Feſtungs⸗ Arreſt in Eiſen be⸗ 


gnadigt. S. 8. 
Itz ſtein, Vater. Von der Inſtanz enibunden.S. 48, 


K. 
Kirch mann, v., Präfident. ©. 158. 
Klein Breckendorf, Gefecht .bei. S. 85. 
Knapp, v. ©. 8. 
Kobel, v., Staatsrath T. ©. 113. 
Kraufened, v, General 7. ©. 127. 
Krebs, Gymnaſial⸗Lehrer T. ©. 104. 
Kroſigk, v. Minifer T. ©. 159. 
Kübel, Freih. v. 


7 

Ladenberg, v. Miniſter. Bittet um feine Ent: 
laſſang. ©. 124. Zum einſtweiligen Miniſter⸗ 
Praſtdenten ernannt. S. 132. Cireular⸗Schreiben. 
&..141. Ben dem Monarchen aufgefordert, bie 
nicht politiſchen Geſchaͤfte feines Miniſteriums einf- 
weilen noch fortzuführen. S. 152. Ernennung 
zum Präfieenten der Ober⸗ Reipnungstommer 
©. 139. 

Leiningen, Gr. F. M. 2. Bundes Cidil⸗Conimiſ⸗ 
fer in Kurheſſen. Verfügungen. ©. 160. 161. 

Leipzig. Der academiſche Senat - in Bezug auf 
die Landtagswahlen. ©. 8. 23. Wahl, ©. 38. 
‚Berweigert, für die Gemählten eine Vollmacht aus: 
zuftellen.: ©. 48. Die Mehrzahl der Mitglicber 
deshalb ſuspendirt. ©. 59. Buͤrgerkrone für Hrn. 
v. Manteuffel. ©. 161. 

Lenan, Nirelaus 7. S. 66. 

Lindemann, Miniſter. S. 119. 

Linden, Freih. v. ©. 8, 

Lippe Detmold, Fürſtenthum. Genehmigt die 
Berlängerung. des Proviſoriums. S. 22. Weiſt 
den vongebegien Verfaſſungs⸗Entwurf zurück. 
S. 56. Lehnt die Sein des Bundestages ab. 

GE. 81,. 4 D 


Zum Präfiventen des beabſich⸗ 
tigten öfterveichifchen Reichsrathes ernannt. ©. 152. 











Liffa, Spruch des Sie. S. W. 

Löben, Graf v. S. 137. 

Lome tuſch, ©. Rath. ©. 82. 

London. Poͤbel⸗Greeſſt gegen F. 8. M. v. Hayım. 
©. 81. 

Londoner Protokoll. ©. 48. Bedbingier Br 
tritt Oeſterreichs. S. 66. 

Louiſen-Orden. Ernentrt. ©. R. 

Lübeck. Mit der. Verlängerung . des Prontierum 
einverfianben. S. 22. Lehnt die Veſchickung dei 
Bundestages ab. S. 85. Autrilt aus der Union, 
©. 140. 

Lus buſch, Gefecht bei. ©. 37. 

Luremburg, Großherzogthum. Stände beſclicßen 
bie Zurückziehung :des Befandten son dem angeh⸗ 
lihen Bundestage. S. 134. 


M. 

Mackeldey, Kurh. Ob.Ger.⸗Dir. & 134. 

Mainz Pöbel⸗GExtefſe. S. 10. Differenzen mp 
bes Durchmarſches badiſcher Tenppen. S. 3.8 
43. 50. 62. Raufhaͤndel zwifchen Oeſterriſe 
und Preußen. ©, 127. 

Mannheim. Raufhändel. S. 148 

Mannteuffel, Freih. v., K. preußifcher Wine 
In Omi tz. S. 143. Punciation. ©. 144. ja 
Minifter : Noãſthenten u. ſ. w. ernaunt. 6. IR. 
Empfangt aus Leipzig Kranz und Buͤrgechren 
S. 161. 

Marchand, Profeſſor FT. S. 48. 

Mecklenburg⸗Schwerin, Großherzogthum. Rt 
bee Derläugerung bes Proviſoriums einverſtanden. 
©. 19. Spruch des Schiebsgerichtes in der Be 
faffungs-Angelegenheit. S. 87. In Folge beim 
Aufhebung dee Verfaſſung. S. 80. Mißlungener 
Berſuch hie aufgeloͤſte Scandekammer zu verſan⸗ 
mein. ©. 91. 94. Lehnt die Beſchickung dei 
Bundestages ab. S. M. Dee Engere Aueſchrj 
tritt zuſammen. ©. 104. Die Grundrechte be 
deutſchen Volkes aufgehoben: ©. 110. flirt 
feinen Austritt aus der Union. ©. 140. 

Medlenburg-Strelig, Großherzogthum. Auf 
hebung der Grundrechte. S. 113. 

Medicus, Brofefior T. ©. 92. 

Mertens, 5. M. Lt. ©. 59. 

Meyer, Miniſter. ©. 120. 

Mille, G. Lt. v. ©. 8. 

Miffunde, Gefecht bei. S. 88. 

Mochlhorſt, Merogriosr. Gefecht. ©. IHR. 

Münden. Gnthülleng ‚der wlefalen Bavariı. 
S. 112. 

Münchhauſen, v., Miniſter. ©. 119. 

Müuͤnſter. Spruch bes Schwurgerichts. S. 19. 
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Raſſau, Herzogthum. Lehnt die Beſchickung des 
Bundestages ab. S. 85. Austritt aus ber 
Union. S. 140, 

Rational = Berfammelter, ein merlwurdiger. 
©, 146. 

Neander, Prof, 1. S. 0. 

Neubed, Hofrat. 1. ©. 92. 

Nürnberg. Landwehr reactivirt. S. 139. 


O. 


Obercamp, G. A. v. J. © 43. 


Obsrlanderfhe Geſetze, in Sachſen wieder ab⸗ | 


geſchafft. ©. 43. 48 
Deſterreichiſche Monarchie. Milderung eines 
Strafuriheils. S. 8. F. 3. M. v. Haynau 
ſeiner Sielle enthoben. S. 15. Circular⸗Schrti⸗ 
ben in Bezug auf die Unterhandlungen mit 
Preußen. S. 16. 23. Mittheilung an bie preu⸗ 
jiſche Regierung wegen bes Friedens mit Dane⸗ 
wid, © 20. Reclamation beim preußiſchen 


| Riniſterium. S. 238. Proleſt gegen die Militaix-- 


Convention zwiſchen Preußen und Baben. S. W. 
Enennung des Praͤſidial⸗ Geſandten am Bundes⸗ 
ut. ©. 37. Staatsvertrag wegen eines Tele⸗ 
‚ grapken:Bereind. ©. 37. 
Narſhes badiſcher Truppen durch ben Feſtungs⸗ 
Aiahen von Mainz. S. 30. Preußiſche Enigeg- 
nung darauf. S. 43. Desgl. in Bezug auf bie 
Berufung bes engeren Rates ber Bundes⸗Verſ. 
& 4. Qberſter Gerichtehof. S. 48. Erwie⸗ 
detung auf sie praußiſche Depeſche wegen bes en⸗ 
geren Rathes. S. 48... Meplik in Bezug auf 
ben Warſch adiſcher Teugpen dunch Mainz. S. 50. 
Dringende Einladung an Preußen, die Bundes⸗ 
Veſauminng zu' Kefäidken. S. Wh. Deögkeiden 
an alle, in Frankfurt nach wit yartsziene Megier 


rungen. ©. 57. Preußiſche Dupkf da ber Main⸗ 


jet Angelegenheit. & 62. Desel. Antwort wegen 
des Bundesinges. S. Ch. Beningter Beitritt zum 


Londoner Puoickoll. ©. 66. . Prurfifdte Arflärung. 


wegen bes Buubeibngta. S. 6b. Berfügeug hinficht- 
lich ber Cifesftrafe ini Offtziccen. S. 84. Ant: 
wort den. Gabinets auf. die preußiſche Erllarung. 


S. 89. Mittheilung des preußiſchen Cabinets 


wegen Kurheſſen. & 893. Antwart darauf. S. 94. 
Mittheilung der preußiſchen Regierung über die 
Einmiſchung des Bundestages in Kurheſſen. ©. 98. 
Entgegnung auf die pteußiſche Depeſche vom 22. 
September. ©. 90. Erwiederung bes. Berliner 
Gabinets. ©. 105. ‚Burfammentanft und Bertrag 
zu Bregenz. S. 113.. Neue Veſtimmungen we⸗ 
gen Annahme ber Cahenen. ©. 118. Reiſe des 
Kaiſers na Marſchau. ©. 118. Unterhandlun⸗ 


Erklärung wegen bes | 


gen daſelbſi. S. 148: Große Rüftımgen. ©. 122. 
: Das Vorarlberger Corps überfchraitet bie Grenze. 
& 14. 8. M. Radetzly nach Wien berufen 
S. 124. Droh: Artikel in der Wiener Zeitung. 
&.129. Grſte Sipung eines Schwurgerichts. ©. 133. 
Alle Mittheilungen über Truppenmaͤrſche u. ſ. tv. 
verboten. S. 134. Der Eid des Heeres auf bie 
Verfaſſung abgeſchafft. S. 135. Der Gefandte 
in Berlin fordert die Räumung Heſſens. ©. 139. 
Wechſel telegraphifcker Depeſchen mit der preußi- 
ſchen Regierung. ©. 140. Schließliche Erklärung 
in ber Angelegenheit des 8. 8. M. ©. Haynau. 
©. 14% Olmuͤtzer Zuſammenklunft. S. 143. 
Dlmüser Punctation. S. 144. Vorſtellung bee 
britiſchen Cabinets gegen bie Aufnahme ber Ge: 
ſammt⸗Monarchie in den deutſchen Band. ©. 192. 
Neichsrath. ©. 152. Eircular- Schreiben in Be: 
zug auf die Olmützer Punctation. S. 152. Die 
Wiener Zeitung über die Ginftellung der Rüſtun⸗ 
gen. &. 155. Einladung der deutſchen Regierun: 
gen zu ben Dresbner Gonferenzen. ©. 157. F. M. 
Nadetzky kehrt nach Italien zurück. ©. 158. 
Oldenburg, Großherzogthum. Mit der Berlän: 
gerung bes Proviforiums einverſtanden. ©. 19. 
‚Bon Breußen zum Schieberichter in ber. Mainzer 
Angelegenheit vorgefchlagen. S. 64. Lehnt die 
Beſchickung des Bundestages ab. S. 81. Aus: 
tritt aus ber Union. ©. 140. ' 
Olmüs. Zuſammenkunft des oͤſterreichiſchen Mi⸗ 
niſter⸗Praͤſidenten mit Herrn v. Manteuffel. S. 143. 
Punctation. S. 144. Preußiſche und öſterreichi⸗ 
fe Erklaͤrung daräber. S. 149. 102. 
Oſtorbye, Gefecht bei. S. 88. 


P. 
Palmerſton, Lord. SE. 41. 42. 
Paulßen, Ob. App.⸗Ger. MR. F. S. 133. 
Pechlin, v. S. 1. 
Pe ucker, O⸗Maj. v. ©. 155. 
Plefſen, v. © 8. 
Prag. Inthroniſation des Garbinal Ergbiſchoſe. 
S. 9. 

Preußiſche Armee. Zeuguiſſe über fe. ©. 134. 
137. 140. ' 
Preußifhe Monarchie. Priebens : Berirag mit 
Danemarl. ©. 1. Denfkſchrift zur Brläuferung 
deſſelben. S. 2. Unterhandlungen mit Oeflerreich 
in’ der beutfihen Angelegenheit. ©. 6. 22. 46. 
Bommimnicationen mit dem Fürſten⸗Collegium. 
&. 11. 12. 37. 38. 116. 134. 149. Mitthei- 
lung des Friedens⸗Vertrages ar- die Statthalter: 
Saft von Schleswig⸗Holſtein. S. 14. Erneue⸗ 
sung bes Louiſens⸗Ordens. S. MW. Erledigung 
einer Reclamation des öſterreichiſchen Geſandten. 
S. W. Circular⸗Rote in Bezug auf die Ratifi⸗ 
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tation des Friedensſchluſſes mit Dänemark.” ©. 36. 
Staatsvertrag wegen eines Telegranhen- Vereins. 
©. 37. Die zu Unterhandlungen nad) Frankfurt 
gefenbeten Bevollmaͤchtigten abberufen. S. 38. 
Wird von dem englifhen Gabinet aufgefordert, 
den Wieberbeginn bes Krieges in Schleswig zu 
hindern. ©. 41. Entgegnung wegen des Mar- 
fhes babifcher Truppen durch Mainz. S. 49. 
Erklärung wegen des einberufenen engeren Rathes 
der Bundes⸗Verſammlung. S. 46. Oeſterreichiſche 
Erwiederung darauf. S. 48. Oeſterreichiſche Re: 
plik in Bezug auf den Marſch badiſcher Truppen. 
S. 50. Ablehnung des Anſinnens von Seite 
bes britifchen Cabinets. ©.155. Oeſterreichs Ein- 
Yadung, den Bundestag zu beſchicken. S. 56. Du: 
plit in Sachen des Marſches babifcher Truppen. 
&. 62. Antwort wegen Beſchickung des Bundes⸗ 
tages. S. 64. GrHärung über benfelben Gegen: 
fand. ©, 66. Auswechslung ber Ratificationen 
ı des Friedensſchluſſes mit Dänemark. ©. 84. Ab: 
mahnungs:Schreiben an die kurheſſiſche Regierung. 
S.87. Erklärung an diefelbe Hinfichtlich Des Bundes⸗ 
tages, S. 89. Antwort des Wiener Cabinets in ber 
deutfchen Angelegenheit. S. 89. Nochmalige Erklärung 
an bie Fucheffifche Regierung. S. 92. Darauf be 
zügliche Mittheilung an das Wiener Gabinet. 
S. 93. Entgegnungen deſſelben. ©, 94. 9. 
G. 9. Radowitz, Minifter der auswärtigen Ange 
Vegenheiten. ©. 97. Schreiben an bie kurheſſiſche 
Regierung hinſichtlich der Cinmiſchung bes vor- 
geblichen Bundestages. ©. 97. Desgleichen an 
die Gefandtfhaft zu Wien. ©. 98. Erwieberung 
auf bie öfterreichifhe Depeſche vom 27. Septem- 
der. ©. 105. Mittheilungen an bie Gabinette 
von Wien und Kopenhagen, in Bezug auf bie 
Natiflcation bes Friedens. ©. 114. 116. Unters 
handlungen zu Warſchau. ©. 118. Schreiben 
an bie Statthalterfhaft von Holftein. S. 120. 
Unbekannte Denkſchrift. ©. 121. Entgegnung an 
die Statthalterfhaft. S. 121. Miniſterrath vom 
2. November. S. 124. Die Kammern einberus 
fen. S. 124. Caſſel und Fulda beſetzt. S. 124. 
Miniſter v. Radowitz entlafien. ©. 127 Fried⸗ 
fertige Depefche nah Wien. ©. 127. Mobilma: 
Aung des gefammien Heeres. ©. 129. Befehl 
an die Truppen in Kurheſſen. S. 129. Tod-bes 
Grafen Brandenburg. ©. 129. Der Befehl an 
Die Truppen in Heſſen modificirt. S. 132. 
Schlacht bei Bronnzel. ©.132. Minifter v. La: 
denberg einſtweilen Vorſihender des Cabinets. 
S. 132. Rückzug von Fulda nach Herofeld. 
©. 132. Verordnung hinſichtlich der Kriegslei⸗ 
ſtungen. ©. 133. Der Prinz von Preußen erhält 
den Oberbefehl über vier Corps. ©. 134. Auf: 
Yöfung her Union erflär, ©. 134. Gröffnung 


Kegifer. 





ber Kammer⸗Sitzungen. ©. 136. Der Oberlau: 
fiter Gommtunal : Landtag offerirt hunderttauſend 
Thaler. S. 137. Der öftere. Gefanbte fordert ir 
Räumung von Kurheſſen. S.139. Wehſelſeitige 
telegraphifche Depefchen zwiſchen der Regierung 
und Oeſterreich. ©. 140. Erfolgloſes Gircule: 
Schreiben an die Unions- Regierungen. 6, ill. 
Dlmüger Zuſammenkunft. ©. 143. Olmike 
Bunctation. ©. 144. Denkicheift über felbe fir 
das prov. Fürflen:Gollegium. ©. 149. Barkıl: 
lung bes britifhen Gabinets gegen bie Aufnehn 
ganz Oeſterreichs in ben deutſchen Bund, ©, 15} 
Bertagung der Kammern. S. 152. Beil m: 
gen allmäliger Demobilmachung. ©. 154. Br 
abfichtigte Abfendung bes General v. Peuder di 
Commiſſar nad) Caſſel. S. 155. Einladung ie 
übrigen deutſchen Regierungen zu den Prem 
Gonferenzen. ©. 155. Beſchluß des Miniteimi 
wegen ber Staats⸗Ausgaben. ©. 158. "Bein 
rungen im Miniſterium. ©. 189. | 
Breußifche erfie Kammer. Eröffnung. 618 
Bräfidentenwahl. ©. 139. Vertagung. & ik 
Preußifche zweite Kammer. Gröffnung ki 
Erklärung einiger polniſchen Abgeordneten. &IE 
Adreffe- Entwurf. ©. 144. Berathung wii | 
anberweiter Entwurf, ©. 148. Bertagung. 6 


N. 


Radetzky, F. M. Nach Wien berufen. 6 1A | 
Wieder nach Italien entlaſſen. ©. 158. 
Nadowitz, Ben. &. v. Denkſchrift über bin. | 
S. 59. Zum Minifer d. ausw. Angelegahin 
ernannt. S. 97. Bittet um feine | 
S. 124. halt ſelbe. ©. 197. 
Ratibor. Erkenntniß über einige Mitglieder dei 
App. Gerichts. ©. 158. 
Raumer, Tönigl. preußiſcher Minifter. ©. 19. 
Nehberg, Graf v. ©. 134. | 
Needtz, v. ©. 1. | 
Meis, Abgeordneter. ©. 138. | 
Hemer, Rrofeffor. }. S. 162. ' 
Meuß, Fürfenthümer. Wit ber Berlängerung I 
Proviſoriums einverfianben. ©. 32. dien! 
Beſchickung des Bundestages ab. ©. 80. 8. 
Revolution in Schlaſrock u. Panioffeln. 6 
Nittberg, Graf v. ©. 139. 
Moeffing v., Minifter ©. 119. - 
Nottmann, 8.1 ©. 15. 


S. 

Sachſen, Edonigreich. Beſchluß d. Semm 
nniverſttat zu Leipzig caſſtti. S. 8. Die Ahr 
Bereine umterfagt. S. 14. Anderweites Br! 
an:d. Senat d. Univerfität Leipzig. 6.8. 9 
Landtag eröffnet. ©. 33. Citantsverng DW 


Regifter. 


eines Telegraphen -Bereing. ©. 37. 
Kammer befeitigt d. Oberländerfchen proviforifchen 
Geſetze. ©. 43. Beiſtimmung d. erften Kanımer. 
E. 48. Euspenfion mehrerer Mitglieder d. Leip⸗ 
ziger afademifchen Senats. S. 59. Mobilmahung 
d. Armee. ©. 124. Schreiben an die Gefandt: 
fhaft in Berlin. ©. 124. Die Mobilmahung 
wird eingeftellt. ©. 127. Wieder angeordnet. ©. 
132. Beſchluͤſſe d. erfien Kammer, hinfihtlih d. 
Verfaffung u. Grundrechte. S. 152. 154. Stif—⸗ 
tung eines neuen Ordens. ©. 162. 

Sachſen-Altenburg, Herzogthum. Erklärt feine 
Zuſtimmung zur Verlängerung d. Proviſoriums. 
S. 23. Lehnt die Beſchickung des Bundestages 
ab. S. 84. 

Sachſen-Coburg-Gotha, Herzogthum. Mit der 
Verlängerung d. Proviſoriums einverſtanden. ©. 


22. Lehnt die Beſchidung des Bundestages ab. 


. 84. 

Sahfen-Neiningen, Herzogthum. 
für bie Verlängerung des Proviforiums. ©. 22. 
Lehnt die Beſchickung des Bundestages ab. S. 81. 

Sahfen Weimar: Eifenah, Großherzogthum. 

Genehmigt die Berlängerung des Proviforiums. 
S. 22. Lehnt die Beſchickung des Bundestages 
ab. S. 80. 

Scheel, Dr. v. ©. 1. 

Schleinitz, Frhr. v. S. 97. 

Schleswig-Holſtein. Die preußiſche Regierung 
theilt den mit Dänemark geſchloſſenen Frieden mit. 
S. 14. Erlaß der Statthalterſchaft. S. 19. Bor: 
dringen nad) Schleswig. ©. 20. Einrücken ber 
dünifchen Armee. ©. 23. Gefechte. S. 37. Schlacht 
b. Idſtedt. S. 37. Gefecht b. Friedrichſtadt. ©. 


48.. Recognoscirungs = Gefecht. S. 48. Gefechte, | 


S. 85. 86. 88. Angriff auf Friedrichſtadt. ©. 
105. 110. Gen. v. Willifen Bietet feine, Entlaf- 
fung an. ©. 110. Vorſchläge d. Statthalterfchaft 
wegen eines Waffenftillftandes. S. 120. Antwort 
des preußifhen Minifteriums hierauf. ©. 121. 
Schreiben des Präfidenten d. angeblichen Bundes: 
tages. ©. 122. Entgegnung an das preußifche 
Minifterium. S. 1%6. ©. v. Willifen bietet aber: 
mals feine Entlaffung an. ©. 127. Antwort an 

die vorgeblihe Bundes-VBerfanimlung. ©. 128. 
G. v. BWillifen erhält auf nochmaliges Geſuch 
feine Entlaffung; General v. d. Horft, Oberbefehls- 
haber. ©. 154. Gefecht bei Nöhlhorft. ©. 162. 

Schorn, Profefior. T. ©. 111. 

Schredenftein, Freih. v., K. preußiſcher General⸗ 
Lieut. S. 134. 

Shumager, Conferenzrath. +. ©. 162. 
Schwab, Guſtay. FT. ©. 1288. 

Schwarsburg-Mubolfadt, Fürftenthum. Ge⸗ 
wehmigt d. Verlängerung. db. Proviforiums. ©. 


"Die zweite 


Erflürt ſich 
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22. Lehnt die Beſchickung des Bundestages ab. 
©. 84. 

Shwarzburg : Sondershaufen, Fürftenthum. 
Mit der Verlängerung des Provifortums einver: 
ftanden. ©. 22. Lehnt die Beſchickung d. Bun: 
bedtages ab. ©. 82. 

Schwarzenberg, Fürft, Felix, t. oͤſterr. Miniſter⸗ 
Präfident. In Olmütz. ©. 143. Punctation. 
©. 144. \ 

Sähwarzenberg, Fürſt Friedrich; Garbdinal: Erz: 
biſchof zu Brag. ©. 59. 

Snell, Profeſſor. +. S. 155. 

Spanoghe, v. F. M. 2%. tr. ©. 158. 

Starflof, Gab. :Sceretair. +. S. 119. 

Stephani, Kirchenrath. +. ©. 161. 

Straub, Ignaz. tr. ©. 114. 

Stüve, Minifter. ©. 119. 

Süder:Stapel, Gefechte bei. ©. 85. 86. 

Sydow, v. Geh. Leg. Ruth. ©. 134. 


T. 


Thienemann, Präſident. T S. 86. 

Thun-Hohenſtein, Gräf. S. 37. 

Thurn und Taxis, Fürſt; k. Baierſcher Gen. d 
Cavalerie, erhält Befehl in Kurheſſen einzurüden. 
©. 118. Tagesbefehl über d. Schlacht von Brenn: 
zell. ©. 133. 


u. 


ufedom, ©. Leg:R.v. ©. 1. 


V. 


Venus, Director. T. ©. 133. 
Bincenti, Gen. &.v. 7. ©. 86. 
Voigt, Profeffor. T. S. 155. 


38. 
Wähter-Spittler, Freiherr v. Beginn d. geger 
ihn geführten‘ Proceffes. ©, 43. Wreigefprocden 
©. 81. Zum Chef d. Departements d. Kirchen 
u. Schulweſens ernannt. ©.: 94. 
Walde, Fürſtenthum. Mit der Verlängerung d 
Proviforiums einverftanden. S. 22. Lehnt die Be 
ſchickung des Bundestages ab. ©. 81. 


Waldburg-Zeil-Trauch burg, Pürfl, wegen Be 


sleivigung d. Regierung verurtheilt. ©. 92. Eeiı 
Caſſations⸗Geſuch en ©. 114. 

Mangenheim, Freiherr v. T. ©. 27. 

Warſchau, —z zu. S. 118. 

Weigel v., F. M.⸗L. T. ©. 158. 

Weimar, Enthüllung von Herders Standbild. S.79 

Weſtmorland, Graf v. Vermittler bei dem preu 
ßiſch-däͤniſchen Friedensſchluß. S. 1. Mittheilun, 
in Bezug auf denſelben. S. 13. 

Weſtphalen, v., königl. preußiſcher Miniſter. €. 150 
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19.-28 Ranmuber 1— 25. 





15. 


15. 
16. 


25. 


Sm Königreiche Baiern das befondere Minifterium des Innern für Kirchen: un 
Schulweſen aufgehoben, dagegen ein Minifterium des Handels umd ber öffent 
lichen Arbeiten errichtet. 


| Unfeliges Mahlgefeb für das Königreich Sachſen. 


Bon Breslau aus bearbeitet, bildet die Drtöbehörbe zu Bernſtadt einen „Sicher 
heits⸗Ausſchuß“, welcher in der Umgegend folgenden Aufruf verbreitet: 

Unferen Mitbürgern, den Bewohnern der Landgemeinden, rufen mir zu: das Wake: 

land ift in Gefahr! Die Rathgeber oder Minifter der Krone find von der National 

- Verfammlung ‚für Verräter erklärt worden. Die Stadt Breslau fordert zur Hülfe ud 


J zum bewaffneten Zuzuge auf. Unſere ſtädtiſchen Behörden Haben ihre Gewalt in bi 


Hände eined gewählten, aus 15 Mitgliedern beftchenden, Sicherheits⸗Ausſchuſſes nieder: 
gelegt. Unſere Blirgerwehr rückt heute mit Waffen und Wehr über Dels nach Breslau. 
Schließt Euch unferen Entihlüffen an, und fendet Vertrauensmännet in unſeren Aus 
ſchnß, wvder bildet felsft Eure leitenden Behörden. Vor Allem aber’ ſaumt nick, End, 
wie Ihr könnt, zu, beivaffnen, dem in der. Hand der Muthigen, Starken, Zapfen, mit 
Alles zur Waffe! Schaart Cuch muthig zuſammen, und riickt auf Breslau Ip, tie ı 
Die Landleute jenjeits der Oder und aus Militſch und Trebnitz bereitd im zahlıeike 


| Zügen than! “Eilet mit Eurem Anſchluſſe und mit Euren Thaten, denn non ram 


wir Euch zu: „Das Vaterland ift in Gefahr!” 

Herr v. Ammon. teifft, als vom Landtage erbetenener Reichd- Commifar m 
Bernburg ein; bald aber fi ieht bie bortige Demokratie ihre desfalls gaiſen 
Hoffnungen getaͤuſcht. 


Un dieſem usb haus folgenden Tage Ürseffe der Deimofsakgr ya Beleg bi ib 


genheit der Einkleidung des Landwehr⸗Bataillons. 


Ausfuͤhrungs⸗Verorbdnung zu dem Wahlgeſetze für das Koͤnigreich Sachſen. At 
unheilvoller als das Geſetz felbft, und ein Zeugniß von der ſtaatsmaͤnniſhe 
Weisheit Martin Oberländers. 


.] Magiftrat und Stadtverorbnete zu Muskau hechlehen dem Miniſterium Branden⸗ 


burg keine Staatsgelder abzuliefern. 


Bildung einer „Sicherheits-Commiſſion“ zu Muskau, welche an bie verfhiehme 


Caſſen⸗Verwaltungen Befehle wegen Nichtäbfieferung von Staatögeldern erlit 
(Die Tollheit dauerte bis zum 2iften, wo bie Commiſſion ſich auflöfte) 

In einer außerordentlihen Sigung des bdüffeldorfer Regierungs-Gollegiumd aA 
fünf Mitglieder deffelben, mit Berüdfichtigung des am 15ten vom Club Im 
gefaßten Befchluffes, darauf an, daß 1) von zwangsweifer Beitreibung M 
Steuern einſtweilen abgefehen, 9) der Regierungs- Hauptcaffe die Ablieferung? 
uͤberſchuͤſſen an bie General«Staatteaffe unterfagt werben. möge: Ratüchi # 
finttet der Pröfident die Evörterung dieſer Vorſchlaͤge micht, ſondern macht WW 
ten Orts Anzeige davon, und eben p: teil werden dieſe treuen Diener v9 

Amie ſuopendirt. nt 


Schrelben des Mintfter-Präfibenten Fuͤrſten Schwarjenberg an den ki offerteichichen 
Bevollmaͤchtigten bei der Central⸗Gewalt. 
Öffentliche Blätter berichteten unlängſt von einem Entwurfe —— —* 
anche in Rerrin Bruch den Benufinäditigten der probiſoriſchen Mehgs«Eontzafgewil 
ſardiniſchen Cabinete mitgetheilt worden ep, und am inf darin [7 M 








[4 


25, Ronemhber. : 2: 51. 
Hſterreich auf den Beſitz der Lombardei zu veryichlen, und der: Mincio in- Zunft ale 





Gronzlinie zu bienen habe. Obgleich dieſe Notiz uns nur auf dem Wege der Tages⸗ 


preſſe, und ans Feiner amtlichen Duelle zugelommen if, fo bemuben. wir hoch gern diefen 
Anlaß, um und gegen das Reichs⸗Wiuniſterimm über :die ;italienifchen Angelegenheiten mit 
rückſichtloſer Freimũthigkeit anbzufprechen: Es waͤre überflüfſig, bier auf eine Erdrte⸗ 
tung wer Verhaͤltniſſe einzugehen, ‚welche :den Uniſchwung der Dinge in gang. Stalien, 


"and den Aufſtand im Iombarbiichsvenetianiichen Königreiche - berbeigeflihrt haben. Cben 
fſolrohl koͤnnen wir uns einer geſchichtlichen Darſtellung der ſpäteren Creigniſſe enthalten. 


Se hatten begonnen, zu Mailand mit Jem Ausbruche der lange vorbereiteen Cmpörung, 
und dem bewaffneten Cinfall eines eidbrüchigen Verbündeten; ſie endigten fünf Monate 
ſpaͤter am Teffin, mit der Unterdricknug des Aufſtandes, der Wiedereroberung der italie⸗ 
niſchen Provinzen Oſterreichs, und der Vertreibuug der piemontefiſchen Armee. ind wenn 
Die Kaiſerlichen Waffen ihre Vertheile nicht weiter verfolgten, wenn der Treubruch der 
italieniſchen Kürflen und Völker damals ungeſtraft blieb, wenn der Yührer unſeres ſieg⸗ 
wichen · Heeres ben Waffenſtillſtand dem darum bittende Feinde in Mailend gewährte, 


ſtalt ihen den: Frieden in Turin zu bietiven, fo geſchah dies aus Srinden höherer Art, 


im Intereſſe des bereits bedrohten Weltfriedens, ans Rückſicht auf die Lage ber damals 
im Innern zetrütteten Monarchie. Gin Opfer der Maßigung und der Staausklugheit, 
gebracht im Augeublick entſcheidender und glänzender Exfolge, in ein (reiwilliges Auf⸗ 
gebenwollen geheiligter Mechte innzudeuten, lag ganz in dem Weſen einer Partei, deren 


Nletztes Ziel der Urſturz iſt, und die von Recht und Eeſitz des Ginzelnen wie der Staa⸗ 


en gleichmaͤßig abſieht. Einer ſolchen Partei konnte es nicht ſchwer fullen; an ben 
Sieger die unerhoörie und unglaubliche: Forderung zu ſtellen, daß er ben Preis feiner 
Anftrengungen, naͤmlich fein zuruͤckerobertes Beſitzhum, dem Beßegten zum Geſchenke 


"mache; ober. vielmehr darauf, kraft einer ihm obliegenden Pflicht, zu Gunſten des übers 


wundenen Feindes Verzicht leiſte. Es war erlaubt, zu ſchweigen und zu lächeln, fo 
lange man dergleichen Anfinnen in den Organen der radicalen Partei, ader in den Traum: 


- bildern politiſcher Ideologen Ind. Mer groß war: die Verwanderung, nicht minder die 


Entruͤſtung aller ‚Bernünftigen und Wohlgeſinnien in Hſtenreich, als dieſelben Zumu⸗ 
thungen auch won anderer Seite ſich erheben, ucd das gute. Recht der erſten Macht 
Deutſchlauds, im Schooße deutſcher Verſammlungen zu Brntiuk, gu Wien elbſt, zu 
Berlin und anderwaͤrts in Frage geſtellt ward. 

Die Feuerreden der Apoſtel der neuen Staatarechtolehre ven ve endſchlehllen Gel⸗ 
tung der Nalionalitäten fanden nit nur in den Wollskammern, ſondern auch im Pu⸗ 
blieum einigen Anklang; fie drangen fogar über die Grenzen Deutschlands binaus, und 
blieben nicht unbeachtet in Turin, in Paris und London. Schen bie vepalutionaire Re⸗ 
gierung in Mailand hat es gewagt, während noch das Straßenpflaſter jener Stadt die 
Blutſpuren der meuchlings überfallenen und hingewordeten deutſchen Krieger trug, ſich 
in einer Ergebenheits⸗Adreſſe nach Fraukfurt zu wenden, und die Sympathieen des neuen 


Demiſchlands für Die italienifche Nevolntion in Anſpruch zu nehmen, ein Anſinnen, 


welches übrigens dart die gebührende Aufnahme fand, Auch in Turin baute man auf 
bie unechte Begeiſternng Deutichlands für Stalien, und überhaupt für Das neue. Natipnas 
Yitäte-PBrineip, und wußte fich dieſes Hebels, ala man die Vermittelung Frankreichs und 
Euglands in Anferuch nahm, mit Erfolg zu bedienen, Denn die beiden Seemächte 
wiünden ſchwerlich dem K. Cabinete die Aufgebung eines Theiles der italieniſchen Pro⸗ 


vimgen :gugetmithet haben, wäre dieſe nicht won einen Theile der deuiſchen Preſſe und 
deutſcher Volkobertreter, als ‚eine Sache, die ſich von felbit verſtände, und als ein unab⸗ 


iheiößares Zugeflänbniß an die neue Nakionalitätß= Lehre, feit Monaten gepredigt, und 


aß Der Ausdruch der üffenilichen Meinumg hinugeſtellt werben So tiefe Wurzeln hatte 
dieſe Meinung geſchlagen, daß zu Frankfurt ſogar in der hochſten Sphäre. die Anſicht 
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Beltung zu finden ſchien, als. 06 der Kaifex, felbft nach Wiedereroberung feiner italieni- 
fen Provinzen, zu ähnlichen Opfern bereit, eine fremde Vermittlung auf feldyer Grund⸗ 


: Sage zulaffen. würde: Um ſo mehr Hält die Regietung S. SER e8 für ihre FBict, das 


Neichs⸗Mniſterium von dim wahren Sachvechilte zu verſtundigen. 

Daß König Amıl Wert, beſiegt in’ einer Reihe von Schlachten, . vertrieben durch die 
genen Anhänger aus den Mauern der Stadt, welche ihn. zus Hülfe gerufen Hatte, des 
Berraths befchulbigt an der italieniſchen Freiheit, und bedroht fogar in feinen Lande 


‚dich den Kampf ber Parteien, in dieſer großen und äußerſten Gefahr, widerſtrebend, 
. aber nothgedrungen, anderwaͤris als in den eigenen jet gebrochenen Steäften nach Schaut 


und Beiſtand fuchte, Tiegt in ber Natur der Dinge, und bedarf feiner Erörterung. E 
rief bie bewaffnete Dazwiſchenkunft Frankreicht und, als diefe verweigert ward, Die diplo⸗ 


maliſche Vermittelung dieſer Macht, und Englands an. Beide Cabinete, ſchon längſt 


“ Darauf vorbereitet, kamen ſeiner Auffordernig mit Bereitwilligkeit entgegen. Ss ift bie 


nothwendig, die. englifihe und franzäfifche Pott in. Stalien eines näheren Beleuchtung 


zu unterziehen. Die englifche Regierung: Hat in: feügeren Jahren, fo mie in nafin 


Zeit, feit die Leitung der außmwärtigen Angelegenheiten in die Hände Lord Palmerſtone 


zurückgekehrt tft, von ihren Sympathieen für die Suche der Bewegung in Italien fan 


ernſtlich ein Kehl’ gemacht. Die Begünftigung, dexen fih das Haupt und Die Again 


der italieniſchen Verſchwoͤrung Im auswärtigen Amte zu erfreuen hatten, war für Air 
manden ein Geheimnmiß. Un der Lebensfähigkeit des alien Verbündeten Englands juei 
felnd, ging man in London mit dem Plane um, unter britiſchem Patronat einen nz 


+ &roßftaat, zunächſt ein großes ober⸗ italieniſches Neich zu ſchaffen, welches man ham 


al Gegengewicht einer anderen Großmacht, ſtatt des zerſailenden Oſterreicht, in ve 

erropäifhe Wagſchale zw lagen gedachte. Wir überlaſſta dem Urtheile Der Wit, yı 
entſcheiden, ob die Ereigniſſe den Crwarmungen drd engliſchen Cabinets entſprochen haben. 
Wenn je ein Unternehmen im rechten Augenblick und mit voller Gunſt der. Zeitumſtande 
begonnen wurde, fo war es bet lombardiſche Aufſtand. Ganz Stalien, vom Po bit m 


. den Karo, ſtand in Flammen, Siellien in Aufruhr, Piemont bereitete fich, feine maͤnmliche 


. = 


Bevölkerung über unſere Grenzen zu wälzen. Der Pabft felbſt, fo ward behauptet und 
gern geglaubt, trat an bie Spitze der Bewegung, und verlieh ihe kirchliche Weihe. Di 
übrigen Fuͤrſten Italiens folgten willig oder gezwungen der Stebmung. Die gan 
Halbinfel Hatte derſelbe Gedanke erfaßt, und Eis in die unterflen Schichten amfgemüfl. 
Der feit Eola di Rienzi's Zeiten ale geheime Loſung unter Wenigen vererbte Traum 


eines einheitlichen und weltbeherrſchenden Italiens, war mit einem Male bad Gemeingr 


- 


‚Aller geworden. An feiner Verwirklichung zweifelte dort Niemand mehr. 

Hinzu trat im Übrigen Buropa, eben fü plöglich als unerwartet ein unermeßlicher lm 
fhwung. In Frankreich die Republik, in Deuiſchland eine Revolulion, zwar unblunz 
aber tiefer eingreifend als irgend eine polttiihe Ummälznng früherer Jahrhunderte, a 


BVſterreich ber Stutz des hetrſchenden Syſtems, überall aber, wirklich oder ſcheinbat, Ir 


nach ausſchließlichet Geltung ringende Grundſatz der nationalen Berechtigung zur 


Pe fer Selbſtſtäͤndigkeit. Man kann jagen, daß die italieniſche —— ui ſe 


den lange vorbereiteten Schlag führte, alle Umſtaͤnde fir ſich Hatte. Durch tenıke 
ganz Euvopa die Springfluth der allgemeinen Welterſchütterung, auf der Halbinfel vw 


Begeiſterung der Maſſen, und die den Fürſten bereits entrifienen Mitiel und Hülfsquellen 
der Negierungen, jenſeits der Alpen die Sumpathieen der damals ſiegreichen Partei dei 


Unmſturzes, überbied den, wenn nicht officiellen, doch offenkundigen Beiſtand zweier Groß 


machte. Dagegen Hatte ſich die Ungunſt des Augenblickes in vollem Maße gegen 
Öfterreiäh gekehrt. Mit den Vortheilen, welche eine ſeltene Werfettung ven Umfländen 


in bie Hande der italieniſchen Bewegungomanner gelegt hatte, laſſen ſich an Unfang und 


Tiefe: nur die Valegenhennen der Kaiferlichen Regierung vergleichen. Nichtebekotveniger 


* 
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ereignete ſich zur nicht geringen Überraſchung des großen Publicums und des britiſchen 


Staats» Secretairs, mad Kenner der italienifchen Zuftände voraußgefehen hatien. Die 
ganze Bewegung beſaß nur Kräfte der Zerſtörung. An den Mitteln, zu bauen und zu 
ſchaffen, ja ſelbſt nur mit Anſtand und Würde zu unterliegen, gebrach ed ihr gänzlich. 
Die inneren Verhältniffe der Halbiniel in jener Epoche baten einen Näglicden Anblick 


dar. Einheit, Gleichheit und Bruderſchaft waren das Loſungswort des neuen. Staliene. 


Aber die Einheit beftand im Bürgerkriege (zwifchen Neapel und Sicilien),. die Gleichheit 
in eines täglich fteigenden Exbitterung der Volkapartei gegen den Adel und die Befigen- 


den, die Bruderſchaft in dem Aufleben tanfenbjähriger Fehden zwiſchen benachbarten 


Städten. Selbſtſtändigkeit ward gepredigt und, um fie zu gründen, der bewaffnete Bei⸗ 
ftand des Auslandes von dem Gefanbten der Macht angefleht, welche in dem fogenanns 
ten Befreinngswerke das Schwert zu führen übernommen hatte Das einige Stalien 
erwies fich ‚ale ein Phantom. Nach der Beſiegung des piemonteſiſchen Heeres, der ein= 
zigen wirkenden und wirklichen Kraft in jenem großen StantesErperimente, zerfiel es in 
und durch fich ſelbſt. Denn nicht allein durch die Erfolge unferer Armee, auch durch 
die Verhältniffe, welche tief in bem Weſen der: italientichen Zuftände Liegen, und gleich 
einen Naturgejege mit innerer Nothwendigkeit wirken, warb jene Kataſtrophe herbeige⸗ 
führt, welche Oſterreich feine verlorenen Provinzen yurlicigegeben, Stalien aber und Lord 
Balmerfton mit einer großen Erfahrung bereichert hat. 

Dem Anfcheine nach diefelbe Richtung, in der That aber ein gänzlich verſchiedenes 
Biel, verfolgt die franzöfiſche Regierung. Es ift die alte Politik, - die füch gleich blieb 
inmitten der Umgeftaltung der anderen Verbältniffe: das überlieferte Beſtreben Frank⸗ 
reiche nach Schmuͤlerung und Vernichtung des öſterreichiſchen Cinfluſſes in Stalien. 
Durch ältere und engere- Beziehungen zu der Halkinfel, mehr als Gngland, mit ben 
italieniſchen Zuftänden vertraut, weiß das franzöftfche Cabinet, daß es Die Entſtehung 
eines großen und wirklich felbfiftändigen Staatslörpers in Stalien nicht zu befürchten 
hat, und: dag jeder und nachtheilige Umſturz der Dinge in jenem Bande nur zu Gunften 
des franzöſiſchen Uebergewichtes ausſchlagen kann. Wenn man daher in Paris den Bemü⸗ 
bangen Lord Palmerſton's bereitwillig die Hand bot, fo geſchah dies ohne Zweifel in 
richtiger Würdigung feiner wahren Abſichten, und in der Vorausſicht, dag bie Üeber⸗ 
geiffe der englifchen Diplomatie in der Natur der dortigen Verhältniſſe einen Damm 
finden würden. Ron fo verfchiedenen Punkten auögehend, begegneten fich bie beiden 
Eabinete in dem Erbieten, durch ihre Vermittelung den Frieden zwiſchen Öfterreich und 
Sardinien wieder berzuftellen, und die italienifchen Wirren im Allgemeinen ohne weiteres 
Blutvergießen zu Iäfen. Mit dem ausdrücklichen Rückhalte daß die Annahme der Me⸗ 
diation die Frage ſelbſt in keiner Weiſe präjubicite, ging Öſterreich auf bad Anerbieten 
der beiden Seemächte ein. 

Es iſt nicht dieſes Ortes, die Gründe zu prüfen, welche unfere Vorgänger im Amte 
unter den damals obwaltenden Verhältniſſen, zur Annahme einer Dazwiſchenkunft dritter 
Mächte bei einem Friedenswerke vermocht haben, welches am einfachften und natürlichſten 
ummittelbar zwilchen den beiden Friegführenden heilen gepflogen und vollendet worden 
wäre. ber wenn auch über die Zweckdienlichkeit jener Annahme Zweifel verwalten 
können, darüber beſteht Feiner, daß und die Art der Annahıne in Betreff der Grundlage, 
auf der verhanbelt werben fol, in keiner Weiſe gebunden hat. on ber Ueberzeugung 


. auögehend, daß, fo wie die Dinge fich geftaltet Haben, der eigentliche Gegenftand einer 


Vermitielung fehlt, es müßten denn: die von Sardinien zu leiſtenden Kriegskoſten ala 
ſolcher gelten; feit entfchloffen, die Rechte des Kaiſers und die Integrität der Monarchie 
bis auf das Aeußerſte mit allen und zu Gebote flehenden Mitteln zu wahren, und feſt⸗ 
zuflehen auf dem Gebiete der Verträge, fehen wir in der That nicht ab, in welcher 
Weiſe England und Frankreich ine uns wohl bekannten Abſichten, Hinfichtlich Italiens, 
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auf dem Wege frieblicker Unterhaudlung zu erreichen Hoffen. Deſſenungeachtet find wir 
beſtimmt, bie von Dem letzten Eabinete Sr. Majeftät eingegangene Verbindlichkeit nicht 
von und zu teilen, e8 müßten denn die befden Seemächte, verflänkigt von dem unwider⸗ 
ruflich gefaßten Entichluffe des Kaiſers und feiner Regierung, in feine GebietSabtretung 
einzumilligen, es felbft vorziehen, won der, unter anderen Berhältniffen und als fe die Ab⸗ 
ſichten des öſterreichiſchen Hofes noch nicht kannten, angebotene Vermittelung zurückzu⸗ 
treten, und das Briedensgefchäft den unmitlelbar Betheiligten zu überlaſſen. 
- 7 Die Regierung S. M., indem fie zu dieſem Entſchluſſe gelangte, verbarg fich nict 
die ernfte Bedeutſamkeit deffelben. Sie verhehlte ſich nicht, daß er die baldige Befriedi⸗ 
gung Italiens verzögern, überhaupt den europäiſchen Frieden blosſtellen, und zu den in- 
neren Kämpfen, an denen ber Continent leidet, noch bie Wechſelfälle eines politiſchen 
Krieges möglicherweiſe hinzufügen kann. Rückſichten höherer Art beſtinunten ſie, deſſen⸗ 
ungeachtet, und im Angeſichle fo ernſter Bedenken, den oben bezeichneten Weg einzuſchla⸗ 
gen. Wenige Worte werden dies erlaͤutern. Der Vorſchlag des engliſchen Eabinets be⸗ 
ruft ſich auf eine won einem öſterteichiſchen Dipfomaten zu Sonden in den erſten Die 





| naten des’ italientichen Feldzuges, ohne Inſtruction feines Hofes, vorgelegte und nie von 


uns anerkannte Denkſchrift, welche die Freigebung ber Lombardei in Ausſicht ſtellt. Mit 
dem engliſchen -Anfinnen dürfte ſich auch Frankreich bei ben bevorſtehenden Conferenzen 
einperftanden erklären, wie dem auch, falls bie Zeitungen wahr geſprochen haben, der 
Plan des Herrn Heckſcher damit im Wefentlichen übereinſtimmt. 

GEanz abgefehen von der Unzuläffigfeit- einer Zumuthung, weldge weder in den Ir 
trägen von 1815, noch in dem Ansgange des letzten Feldzuges begründet iſt, kam die 
K. Regierung, ohne die erften und wichtigſten Sutereffen der Monarchie und Deuik- 
lands blozuſtellen und ohne die öffentliche Meinung in Deſterreich auf das Tiefſt yı 
erlegen, in ein folches Anſinnen nicht eingehen. 

Worauf gründet fih denn dieſes überhaupt, Da der Wortlaut der Verträge Klar, 
der Erfolg des Krieges für und war? - Huf die willkürliche Annahme emer tiefen mb 
unbeflegbaren Antipathie des Italieners gegen die öſterreichiſche Herrſchaft, und auf di, 
zwar nicht gegen unS, aber an anderem Drte laut ausgeſprochene Behauptung, daß am 
legten Ende einer jeden Nation, den Verträgen und der Weltordnung zum Hohne, dad 
Recht zuftehe, ſich zu einem ſelbſtſtändigen Stantsförper zu. geſtalten. Beide Behaup⸗ 
“tungen weiſen wir auf daB Beſtimmteſte zurück. Wir ſtellen in Abrede jene angeblick 
Antipathie Ftaltens, Die nur in einem Theile der Höheren Klaffen, aus anderen als natio 


nalen Gründen, wirklich befteht, während das Volk fie keinesweges theilt. Und wäre 


dies anch jeht in Folge einer Verwaltung, welche wir weder fortzufeßen, noch zu recht⸗ 
fertigen gedenken, wirklich der Fall, jo hat die glänzende Regierungs⸗Cpoche der Kaiſerin 
Maria Thereſia, deren Andenken in den Herzen der Lombarden, als ie goldenes Zeit: 
“alter noch heute fortlebt, den Beweis geliefert, daß ein befriedigender Zuſtand umfere 
italieniſchen Provinzen unter Deſterreichs Seepter, nicht‘ in das Reich ber Ummöglicgfei 
gehört. Noch weniger aber kann jene andere Behauptimg von der nationalen Berehe⸗ 

gung zu politifäher Selbſtſtändigkeit äugelaffen werben. Sie if. in unferen Yurge die 

Berechtigung zum Unſſturze aller ſtaatlichen Verhältniſſe, und wohl zu unterfcheiden von 
der freien Entwickelung der Nationalitäten. Es ift klar und bebarf keines Beweiſes, daß 
ohne die Auflöſung der Monarchie ſelbſt zu decretiren, die bſterreichiſche Regierung ſich 
zu dieſem Grundſatze nicht bekennen darf. 
Aber auch zugegeben dieſes Hecht und jene Antipathi ſo wirden wir doch, und mit 
unð jeder unbefangene Beurtheiler, in dem vorgeſchlagenen Auswege, den Mincio oder 
die Eiſch als Grenzlinie anzunehmen, nur ein ungenuͤgendes Auskunflamittel erkennen 
müſſen, eingegeben von dem ängſtlichen Beſtreben, ſich der Unzukömmlichkeit des Augen⸗ 
blicks raſch zur entledigen, aber ohne alle Rüͤckſicht anf Die daraus mit Nothwendigkeit 














entfpringenden Uebelftände, ohne alle Bürgfchaft für die Zukunft. Deſterreich ſoll eine 
der ſchönſten Perlen feiner Krone von ſich werfen, um ein balt= und beftanblofes Pro⸗ 
viforium zu begründen. Denn im Ernfte wird doch Niemand meinen, daß es uns auch 
nur auf einige Sabre möglich märe, das venetianifche Gebiet, Wälſchtyrol, Iſtrien mit 
Trieſt, und das dalmatinifche Küftenland zu Halten, nach der Losgebung der Lombardei ; 
dann würde eintreten, was man ums jegt fälfchlich in Ausſicht ſtellt: dann wilde die öfters 
reichiſch gebliebene italienifche Bevölkerung, als die geknechteten Parias, welche allein ihre 
Selbftftändigkeit zu erringen nicht vwerjtanden, dem Hohne und der Verführung des übri⸗ 
gen Italiens preißgegeben, der fremden Intrigue ein weites Feld eingeräumt feyn. Dann 
würde in der That jede Hoffnung ſchwinden, in unferen italieniſchen Provinzen. einen 
georbneten und haltbaren Zuftand zu begründen, und e8 bliebe uns nur übrig, fie in 
ein fländiges Feldlager umzuwandeln, oder fofort und ohne ferneres Zhgern aufzugeben. 
Sind die Bolker berechtigt, fig willkürlich als Staaten zu geftalten, ift jene unüber⸗ 
windliche Antipathie des Italieners gegen uns eine Wahrheit, dann flrwahr iſt kein 
Grund vorhanden, die Scheidelinie, wie man uns vorſchlaͤgt, der Etſch oder den Mincio 
entlang zu ziehen: ſondern die künftigen Grenzmarken zwiſchen uns, d. i. Deſterreich und 
Deuiſchland, und zwiſchen der neuen feindlichen Macht, Italien, werden unfehlbar der 
Brenner und der Kart bilden, Frankreichs neue Schüglinge und Bundesgenoffen die Als 
penpäffe in unferem Süden befegen, ihre Flotten den Seeweg nach dem Orient abfehneis | 
den, Venedig fich zum Kriegshaſen der nenen Seemacht verjüngen, Trieft das große Em: 
porum Staliens, ein Stapelplag der engliſchen Induſtrie, viel wahrfcheinlicher als der 
deutfchen werden, das adriatiſche Meer ein italieniſcher, oder um die Dinge bei ihrem 
wahren Namen zu benennen, ein franzöſi iſcher See ſeyn. Ein Krieg mit Frankreich 
würde ſodann, ſtatt am Mincio, am Iſonzo, oder am Fuße der karnthneriſchen Alpen 
beginnen, Deutſchlands linke Flanke, Baden, Wurtemberg und Baiern, mit Invafidn 
bedroht ſeyn. Selbſt cin Laie in der Kriegswiſſenſchaft wird dieſe Gefahr erkennen. Und 
zu einem ſolchen ſelbſtmörderiſchen Werke ſollte Deſterreich die Hand bieten, ehne frühet 
nicht alle, ſelbſt die außerſten Mittel des Widerſtandes erſchöpft zu haben? Die Wahl 
zwiſchen der Erfüllung einer ernſten, aber heiligen Pflicht gegen den Kaiſer, die öſterrei⸗ 
chiſche Sefammt = Monarchie und gegen Deuſchland, deffen Intereſſen in Feiner Frage 
mehr als in der itallenifchen mit denen Defterreich® biefelben find, und zwiſchen muthlo⸗ 
fem Zurückweichen vor Gefahren, Die wir nicht verkennen, aber. denen entgegenzutreten 
unter ſolchen Umftänden unvermeidlich ift: diefe Wahl kann Teinem Zweifel Raum geben: 
Wir rechnen daher mit Zuverſicht auf die volfe Uebereinſtimmung des deutfchen Reichs⸗ 
Miniſteriums. Bereit, wie wir, den Frieden zu wahren, wird es doch den Einfläfteruns 
gen einer, Deutſchland und Defterreich gleich feindfeligen Politik fremder Cabinette, eben 
ſo wenig, als den Hirngeſpinſten politiſcher Träumer in der Heimat Gehör geben. Es 
wird nicht einen Zuſtand ‚begründen helfen, ber kein wahrer Friede wäre, und bezahlt 
werben müßte mit der Ehre und den Lebendiniereffen des gemeinfamen Waterlanden. 
Ew. wollen von Vorftehenden den Reichs⸗Miniſterium Mittheilung machen. 


26. | Die Herren v. Gagern, Hergenhahn, Simfon, v. Binde in Potsdam und Berlin. 

2%. | Zodtenfeier für Robert Blum in Caffel und mehreren andern Städten Kurheſſens. 

97.| S. M. ber. König von Breußen gewährt dem Herrn v. Gagern eine Aubienz, 
wobei berfelbe fich während einiger Stunden vergeblich abmüht, den Monarchen 
für die Annahme dee beutfchen Kaiferfrone zu gewinnen. (Näheres, was bier 
feinen Platz finden Tann, in ber befannten Schrift von Jürgens.) 
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1. Goer Kriegsrath der ungariſchen Revolutions⸗Anfuͤhrer. Sie beſchließen: Ofen 


und Peſth, das Banat und die Bacsca bis Thereſiopel und bis zur Maroß auf⸗ 
zugeben, aber die Theißlinie aufs aͤußerſte zu vertheidigen. Nur Goergey ſoll, 
Behufs einer kraͤftigen Demonſtration, mit achtzehntauſend Mann nach Ober⸗ 
Ungarn vorgehen. 


Die Grundrechte der Deutſchen im Kurfuͤrſtenthum Heſſen verkuͤndet. 
Circular⸗Schreiben des zu Mannheim, unter Brentano's und Göggs Vorſitze gebil- 


deten, „proviſoriſchen Landes⸗Ausſchuſſes der badiſchen Volksvereine, worin die 
Organiſation eines uͤber das ganze Großherzogthum verbreiteten Netzes von re⸗ 
volutionairen Clubs angegeben iſt. 


Schreiben des Fürften Schwarzenberg an ben k. öſterreichiſchen Botſchafter zu Pe⸗ 


tersburg und Geſandten zu Berlin. 

Beim Abſchluß der Waffenſtillſtands⸗Couvention, weche am V. Auguſt 1848 auf 
Begehren des Königs Carl Albert zu Mailand unterzeichnet wurde, gab biefee Souverain 
dem Heren Feldmarſchall, Grafen Radetzky, feinen Wunſch zu erkennen, unmittelbar in 
Unterbandlung mit Defterreich zu treten, um fobald als möglich zu einem definitiven 
Frieden zu gelangen. Als einige Tage fpäter die Cabinete von Paris und von, London 


. den Könige von Sardinien ihre freundfchaftliche Vermittelung angeboten hatten, beeilte 


fih der. Hof von Sardinien, dieſes Anerbieten anzımehmen. Die Repräfentanten Frank⸗ 
reichs und Englands zu Wien erhielten den Befehl, dem wiener Cabinet ähnliche Eröff⸗ 
nungen zu machen, wobei fie als Baſis der anzufnüpfenden Unterhandlung das Pacifi⸗ 
eating Project vorfchlugen, welches Hr. v. Hummelauer am 24. Mai dem Lorb Pal⸗ 
merfton vorgelegt hatte 

Wir müflen bier bemerklich machen, daß dieſes Broject, Das im Weſenilichen 
dahin ging, die Lombardei vom öfterreichiichen Kaiferreiche zu trennen, und auf melches 
Lord Balmerfton ohne Unterlag ınit Wohlgefallen wieder zurückkommt, nicht nom kai⸗ 
ferliden Eabinete ausgegangen, fondern im Gegentheile unferem Agen⸗ 
ten von dem eriten Staat8-Secretair felbft an die Hand gegeben worden 
war, und dag Hr. v. Hummelauer ſich daffelbe nur mit dem Vorbehalte angeeignet 
batte, es der Würdigung feines Hofes zu unterziehen, der diefen Entwurf nie geneh⸗ 
migt bat. *) 

Der Freiherr v. Weſſenberg nahm Anfangs die Einladung, die vorgefchlagene Vers 
mittelung anzunehmen, mit vieler Zurückhaltung auf. Durch Rüdfichten, die in unferen 
damaligen inneren Zuftänden Tagen, nahm er fie jedoch, auf die dringenden Aufforderun⸗ 





“) Diefes ſehr merkwürdige Altenſtück if erft fpäter in die Oeffentlichkeit gelangt. 
Der Leſer ſindet es in dem Supplement zum Jahre 1848, Seite 38, womit jedoch 
Seite 36 zu vergleichen ift, 
1849, Supplement, 9 
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gen Frankreichs, endlich an. Hinſichtlich Der Baſis der anzuknüpfenden Verhandlungen 
behielt er ſich vor, darüber ſpäter mit den vermittelnden Mächten übereinzukommen; 
mittlerweile erklärte er beſtimmt, daß die kaiſerliche Regierung jeden von ihrer Seite ver 
der Wiederaufmahme der Feindfeligleiten, welche in Folge der Verwerfung tiefer Arie 
densvorſchläge Statt fanden, gethanen Vorfchlag oder Schritt, ald durch die nachfolgen 
den Ereigniffe allen Werthes beraubt, und dem zu Folge ald nicht gefchehen, betrachten 
müſſe. 

Das Cabinet, in dem ich den Vorſitz zu führen die Ehre babe, verhehlte ſich, bei 
feinem Eintritt in die Gefchäfte, keineswegs, daß die Engliih-Branzöfiiche Vermittlung, 
weit entfernt, den Abſchluß des Friedens erleichtern zu können, demſelben nur Hinderniſſ 
in den Weg legte. Da wir uns jedoch fie verpflichtet hielten, Die von unfern Borgär 


‚ gern eingegangenen Verbindlichkeiten zu achten, haben wir. den Beichluß gefaßt, Die Re 


gierungen von Frankreich und England über unferen unwiderruflichen Entfchluß, Die von 
ihnen vorgefchlagene Baſis der Unterhandlung zu verwerfen, durchaus nicht in Zweiicl 
zu Iaffen. Wir haben ſewohl in London als in Paris peremtorijch erklärt, dag wir um 
in Feiner Weite zu einer Veränderung unfered Territorial-Befigitantes, wie er Durch dw 
Tractate von 1814 und 1815 feftgefekt worden war, und unlängſt durch die fiegreichen 
Waffen des Kaiſers nieder bergeftellt worden ift, veritehen würden; dag die Reorganij⸗ 
tion unferer italienifchen Provinzen ausſchließend in das Gebiet unjerer inneren Politik fol, 
und daß wir, fo feſt entihloffen wir auch find, biefen Provinzen die Inſtitutionen, weide 
das Faiferliche Wort ihnen verbürgt hat, zu gewähren, nie einer auswärtigen Madt ix 
mindefte Einmifchung in diefer Beziehung geftatten würden. 

Diefer Erklärung Haben wir beigefügt, daß die Bedingimgen des zwiſches Defins 
reich und Sardinien abzuſchließenden Friedens in unſeren Augen den alleinigen Sa 
ftand der Vermittlung Frankreichs und Englands bilden könnten, und daß wir u m 
dem. Kalle, wenn diefe Mächte andere Fragen, die ſich an die Lage Ataliens im Age 
meinen Tnüpfen, zur Sprache bringen mollten, weigern würden, in Erörterung darüber 
zu treten, wenn nicht die übrigen Höfe, welche die Trartate unterzeichnet, die das Schichel 
wer Halbinſel beſtimmt haben, gleichfalls Gerufen werben, an ten gemeinfamen Berathuns 
gen Theil zu nehmen. 

Es feheint, daß unfere mit eben fo viel Offenheit ald Beſtimmtheit wiederholten Er⸗ 


klärungen auf das franzöflfche Gabinet zulegt Eindruck gemacht Haben. Die vertraulichen 


Eröffnungen, welche mir Herr de la Cour gemacht, laſſen mich vermitben, daß mu 
ſich in Paris endlich überzeugt hat, daß zwifchen unferem Programm und dem des Di 


rnuiſteriums Giobetti, das zulegt nur Die Vertreibung der Defterreicher aus Stalien im 


Auge bat, der Abftand zu groß iſt, als daß irgend eine Vermittlung Hoffen Fönntz, 
darüber hinweg zu konnnen. Auch fcheint das pariſer Cabinet geneigt zu feyn, die Sache 
dar Vermittlung fallen zu laſſen, und an deren Stelle einen Congreß der Hauptmacht 
zu ſetzen, welche die wiener Congreßacte unterzeichnet haben. Indem der franzüftiie 
Here. Selchäftsträger diefe Idee leichthin berührte, Bat er nur die Kragen noch sicht nike 

bezeichnet, mit welcher dieſer Congreß ſich zu befchäftigen haben würde. Wenn mar je 

doch den Zuftand von Anarchie und focialer Anflöfung bedenkt, in welchen Die unalrts 

liche italieniiche Halbinfel werfegt ift, fo kann man fich nicht verbehlen, daß er nur za 
viele Gründe darbietet, geeignet, Die Sorgfalt der großen Mächte zu wecken, deren Obhut 
die Ordmng und der allgemeine Friede anvertraut find. Wenn die franzöftfche Regie⸗ 
rung auf bie unfruchthare Idee einer Vermittlung, Die bei den ſchnurſtracks enigegenges 
feten Ausgangspuneten der beiden flxeitenden heile wenig Ausſicht auf Erfolg ars 
bietet, verzichtleiftend, fich mit Defterreich verbinden wollte, ınn die großen europäiſchen 
Mächte einzuladen, die Mittel in gemeinfame Beratung zu ziehen, die Ruhe und die 
geiegliche DOrbrung, welche in Sstalien in ihren Grundfeſten erſchüttert find, wieder bet 
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zuſtellen, fo würden mir uns für unſern Theil freuen, Frankreich eine practiſche Bahn 
betreten zu fehen, welche geeignet iſt, ein heilſames Refultat zu erzielen Denn wir 
ſchineicheln uns, daß in einer ſolchen Verfammlung tie Uebereinſtimmung der drei vers 
bündeten Höfe hinreichendes Gewicht Haben würde, um die Wagfchale zu Gunften einer 
neuen Betätigung der Grundſätze von Gerechtigkeit und gefunder Politik zu neigen, 
welche der wiener Gongreß geltend zu machen fih zur Aufgabe geftelit hatte. 

Ich behalte mir vor, auf dieſen Gegenftand zurückzukommen, ſobald die franzöſiſche 
Regierung ihre Ideen hierüber näher entwidelt Haben wird. Mittlerweile halte ich «8 
für nützlich, ſchon jet der Aufmerkſamkeit des Cabinets von St. Petersburg (Berlin) 
einen Plan zu bezeichnen, welcher zu werbienen feheint, in reifliche Gemägung gezogen 
zu erben. 

Ich erfuche Ew. diefe Depefche dem Herrn Reichölanzler (Dlinifter der auswärtigen 
Angelegenheiten) vorzulefen, und mit feine Anficht über den Gegenftand, von dem ſie 
handelt, mitzutheilen. 


Schreiben des Fuͤrſten Schwarzenberg an Herrn v. Thom, Gefchäftsträger zu 


Paris. 


Nach Empfang der ihm von Herrn Humann aus Paris überbrachten Depeſchen 
beſuchte mich der Gefchäftsträger von Frankreich, um mit mie über die Angelegenheiten 
Italiens zu fprechen. Gleich darauf Fam Herr Humann zu mie, und meine Unterres 
dmg mit ihm betraf denfelben Gegenftand. Da ich zu bemerken ‚glaubte, daß dieſe 
Herren e8 eigentlich mehr daranf abgeſehen hatten, wife Anfichten zu fondiren, als uns 
den von ihrem eigenen Cabinet gefaßten Plan zu entwickeln, heeilte ich mich, ihrem 
Wunſche entgegen zu kommen, indem ich mich ohne allen Rückhalt gegen fie ausſprach. 
Es war mir leicht, mich freimüthig gegen fie zur äußern, da wir wiſſen, was wir wollen, 
und da wir nichts anderes wollen, als was den Prineipien der Vernunft und der Ges 
rechtigkeit gemäß iſt. Ich zweifle nicht, daß die Herren de la Cour und Humann dem 
Herch Drouyn de Lhuys über meine Worte: genauen Bericht abgeftättet Haben werben. 
Doch liegt mir daran, auch Sie nicht in Unwiſſenheit Aber das Weſentliche der Brörtes 
rungen zu laſſen, in welche ich, diefen Herren gegenüber, eingehen zu müſſen glaubte. 

Da Here de la Cour auf die Angelegenheit der Vermittlung zu ſprechen kam, fo 
fagte ich ihm, wie ich aus den Journalen erfehen, daß Toscana, in ber Berfon des 
Herrn Martini einen Bevolfmächtigten ernannt, welcher den Conferenzen zu Brüſſel bei⸗ 
zumshnen babe, wo — wie es in ſeinem GraenmmungdsSDecrete heißt — die wichtigen 
Fragen der Nationalität und der Unabhängigkeit Italiens verhandelt werben follen. 

Ich konnte mich nicht enthalten, dem Herrn de la Eour zu bemerken, daß wir ges 
ſonnen feyen, bei den projeetirten brüßler Gonfereuzen und fireng darauf zu befchränfen, 
über die Bedingungen eines Priedensfchluffes zwiſchen Defterreih und Sarbinien zu uns 
terhandeln, und daß unfer Repräfentant angewieſen werben würde, ſich in keine anders 
weitige Discuffion weder mit dem toscaniſchen Bevollmächtigten, noch über Die Snterefien, 
bie dieſer zu vertheidigen beauftingt ſcheine, einzulaffen 

Wenn das franzöfffge Cabinet, wie Herr de la Cour mir zu verſichen gab, der 
Dieinmg ift, daß eine Verftändigung zwifchen den Mächten dazu beitragen könnte, Stas 
lien die Ruhe und ben Frieden wiederzugeben, die feit Tange daraus verbannt find, fo ſind 
wir unſererſeits bereit, auf biefe Unfichten einzugehen, und felbe bei den andern Cabinet⸗ 
ten zu unterflügen. Doch nur unter der Bedingung, daß alle Höfe, welche die Tractate 
unterzeichnet haben, durch melde der Befland der verfihiebenen Staaten Vtaliens feftges 
ſtellt wurde, aufgeferbert werben und fich bereit erfläcen, zur Aubllbung des ihnen ges 
buͤhrenden Rechtes, an Beratungen Theil zu nehmen, welche zum Zwecke haben, biefe 


Traciate gu beflätigen, ober: ſelbe durch gemeinfames Mebereinkoummen zu modificiren. 
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Wenn man zum Ansgangspuufte diefer Berathungen Die Verträge von 1845 nimmt, 
die bis zu dieſer Stunde die Grundlage des europäiſchen Stantsrechts bilden, fo zweifeln 
wir nicht an der Möglichkeit, zu einem Verſtändniß über die Mobificationen zu gelangen, 
deren dieſe Traetate in Bezug auf die eine oder die andere Stipulation Derfelben etwe 
fähig wären, ohne daß dadurch die politiichen und focialen Intereſſen, welche dieſelben 
zu gemährleiften beſtimmt waren, irgend Gefahr liefen. 

Ju der Reihe der Gegenflände, welche die Aufmerkſamkeit der Mächte auf Italien 
zu lenken geeignet find, erſcheint in erſter Linie die abnorme Lage des Papſtes Pius IN, 
der vor Kurzem noch unter allgemeinem Zurufe als der Wohltgäter und Befreier Sta: 
liens begrüßt, gezwungen worden ift, fich durch die Flucht den verbrecheriichen Attentaten, 
deren Opfer er in jeiner eigenen Hanptftadt wurde, zu entziehen, und eine Zufluchtöftätte 
auf fremden Boden zu fuchen. Dabin haben es die Schandthaten einer Partei gebracht, 
welcher es durch den Mißbrauch, den fie unter den Schuge zahlreicher Sympathien un⸗ 
geftraft mit dern Gefühle der Nationalität treiben konnte, gelang, die Gemüther zu ver: 
blenden, und fie bis zur Außerachtlaſſung der Heiligften Pflichten zu erhitzen. Inter 
kann der Triumph diefer Partei auf keine Dauer reinen, denn er wäre cine Niederlage 
der gefammten Chriftenheit. 

Zivei Intereffen treffen in der That zufammen, um die Nothwendigkeit darzuthun, 
dem Eril des heiligen Vaters, fowie dem Uebermuthe, der feine Macht anfeindenden 
Partei, ein Ziel zu fegen. Die Fatholifhe Welt iſt berechtigt, zu fordern, Daß das ſict⸗ 
bare Oberhaupt der Kirche fi im Beſitze jener Fülle von Freiheit befinde, welche jur 
Regierung der katholiſchen Geſellſchaft, jener weitumfaffenden Monarchie, vie in alm 
heilen des Erdkreiſes Unterthanen zählt, unerläßlich ift. 

Die katholiſchen Nationen dürfen es nicht dulden, daß das Haupt ihrer Ike 
feiner Unabhängigkeit beraubt werde, indem er der Unterthan eines fremden Souteuint 
wird, jo wenig, als fie es zulaffen Können, daß der Papſt herabgewürdigt werde zum 
Spielhalle einer Partei, Die unter der Aegide feines ‚cehriwärdigen Namens, auf nichts 
Anderes binzielt, ald auf Unorduung und Anarchie: Damit der Bifchof von Rom, te 
zugleich das Oberhaupt der Eatholijchen Kirche ift, Diele feine hohe Sendung in gebüh: 
render Weiſe ausüben könne, muß er nothwendig auch der Souverain von Rom jem. 
Das ift ed, warum die katholiſchen Staaten in ihrer Gefammtheit ein vortwiegendes In⸗ 
tereſſe haben, die weltliche Souverainetät des Papſtes zu unterftügen. 

Bon der andern Seite baben die an den Kirchenftaat grenzenden Länder ein id 
minder: wichtiges Intereſſe, zu verhindern, daß dieſer nicht Die Beute der bereinbrechenten 
Anarchie werde, die fich zulett auch über ihre eigenen Grenzen verbreiten würde 

Ohne Zweifel kömmt es Defterreich und Frankreich, ir ihrer Rigenfchaft als kalte 
lifche Mächte erften Ranges, zu, ihre Stinime zu erheben, um gegen die Getvaltthätig: 








: . Reiten, Deren Opfer der heilige Vater geworden ift, zu proteſtiren; wir glauben außerdem, 


daß der König von Neapel in feiner doppelten Eigenichaft ale katholiſcher Sommer 
und als Nachbar des Kirchenitantes, mit vollem Mechte Anſpruch darauf machen fs, 
fich dem gemeinfchaftlichen Werke anzufchließen, das zum Zweck hat, den heiligen Pat 
in die Metropole der Ehriftenheit zurück zu führen, und Ihm die Aubübung feiner Sen 
verainetätsrechte wierer zu geben. Während die andern Fürſten der Halbinfel alle meh 
. oder weniger dem Joche der Parteien verfallen find, won denen ihre Throne nach und 
nach. untergraben wurden, hat der König von Neapel mit Erfolg feine Unabhängigkeit 
gegen die Augriffe der Revolution zu wahren gewußt. Der heilige Vater felbit hat, 
indem er das Königreich Neapel ale Zuflichteftätte wählte, St. ſicilianiſchen Maje⸗ 
ſtät ein glänzendes Zeugnig ven dem Vertrauen "gegeben, welches er ſowohl in die 
perfünlichen Bigenfchaften dieſes Souverains, als in Die Stärke feiner Regierung jekt, 
und König Ferdinand — man ift ihm dieſe Anerkennung -jchuldig — Hat dieſem Ders 
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tranen af die allerehrenwertheſte Weije zu entiprechen gewußt. Wir glauben daher, 
daß es die Gerechtigkeit, die Schielichkeit und felbft die Wünſche Sr. Heiligkeit ſelbſt 
mißleunen hieße, wenn man - nicht zugeſtehen wollte, daß der König von Neapel aus 
mehr als einem Grunde berufen ſey, eine ihätige Rolle in dieſer Angelegenheit zu übers 
sehen. 

Was num den Gang betrifft, der zu befolgen wäre, um ſelbſt zu einem gedeihlichen 
Ziele zu führen, ſo beſtehen hierüber unſere Anſichten in Folgendem: 

Die Regiermigen von Oeſterteich, Frankreich und Neapel hätten, nachdem ſie ſich 
hierüber mit: Sr. Heiligkeit in Einvernehmen gefetzt haben, gleichzeitig der proviſoriſchen 
Regierung zu Rom eine Erklärung zukommen zu laſſen, felgenden Inhalis: 

„In Erwägung, Daß das Jutereſſe der katholiſchen Kirche, der die Mehrzahl ihrer 
Völker angehört, gebieteriſch erfortere, daß das ſichtbare Dberhaupt diefer Kirche die 
ganze File der Unabhängigkeit ımd der zur Aubuͤbung feines- apoſtoliſchen Amtes nöthi= 
gen Freiheit gentehe;” 

„In Erwägung, daß durch Die Traetate, welche die obgenannten Regierungen mit- 
unterzeichnet Haben, die Somverainetät und Integrität des Kirchenftaates den Bäpften ges 
währleiftet wurden; 

„Sn Erwägung, daß der heilige Vater durch feierliche Acte gegen Die verbrecheri⸗ 
ſchen Attentate, Die ihn genöthigt baben, feine Hanuptſtadt zu verlaffen, un die Freiheit 
ſeines Handelns zu retten, und gegen Die Uſurpation ſeiner Sonverainetätsrechte prote⸗ 
flirt hat;“ 

„In Erwägung endlich, daß Se. Heiligkeit ihre Hülfe zur Vertheidigung dieſer 
Rechte in Anſpruch genommen hat,“ 

„Halten es die Regierungen von Oeſterreich, Frankreich und Neapel für ihre Pflicht, 
der proviſoriſchen Regierung zu Rom bekannt zu geben, daß ſie entſchloſſen ſind, dem 
Papſte zum Behufe ſeiner Rückkehr nach Rom, und ſeiner Wiedereinſetzung in die Aus⸗ 
übung der Souverainetätsrechte, die ihm gebühren, ihren moraliſchen und, erforderlichen 
Falls, auch ihren materiellen Beiſtand zu gewähren.“ 

„Zufolge dieſes ihres Beſchluſſes, können ſie es nur der proviſoriſchen Regierung 
anheimſtellen, die Wahl jener Mittel zu treffen, die anı geeignetſten ſeyn dürften, bald⸗ 
möglichft jenes Reſultat herbeizuführen, zu deffen Erreichung fie alle in ihrer Macht ſte⸗ 
henden Mittel anzumenden entfchloffen find.‘ 

Vielleicht würde eine ſolche Kundgebung von Seite von Mächten, die alle Mittel 
befiten, uun felbe energisch zu unterftügen, genügen, um der Mehrzahl der Römer, die 
gegenwärtig won einer factidfen Minorität unterdrückt ift, den Muth einzuflößen, eine 
legte Anftrengung zu wagen, um dieſes fchändliche Joch abzufchiitteln, und mit dem 
heiligen Vater die Ordnung ud Ruhe in die Mauern von Rom gurücznführen. Es 
kömmt uns nicht zu, in Vorhinein ein Urtheil über die Bedingungen abzugeben, unter 
melchen die Rückkehr des Papftes zu geichehen hätte, da Der heilige Vater felbft der 
befte Richter über Altes ift, was das Gefühl feiner Rechte und feiner Würde erbeifcht. 

Wenn indeffen in einer beftimmten Zeitfrift, über deren Dauer man im Voraus 
übereinkommen müßte, die Crflärung der. Mächte die Wirkung, Die fie davon erwarten, 
nicht heruorbringen follte, fo bleibt ihnen nichts anderes übrig, als zu materiellen Mit- 
teln zu greifen. Die Rollen könnten alödann, unferes Dafürhaltens, auf folgende Weiſe 
vertheilt werben: 

Die franzöfijche Seemacht würde vor Civita vecchia erſcheinen; ein Tbeil der neapo⸗ 
litaniſchen Armee würde zu gleicher Zeit die Grenzen des Kirchenſtaates überſchreiten, 
und unſere Truppen würden über den Po gehen. — Die weitere Thätigkeit dieſer ver 
fehiedenen Streitkräfte würde nach den Umftänden feftgeftellt werben, — fie Hätte in dem 
Augenblide aufpihören, wo der Papft die Zügel der Regierung wieder ergriffen haben 
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Pole. 6) Die Behörden werden veonganifit, und mit polnifchen Beamten beiekt. 7) 


Die Liniertruppen tollen für den Augenblick in die Caſernen zurückgezegen werden; ını 
fpäter geicheben foll, wird die Commiſſion beitimmen. 8) Wünſcht bie Regierung, dej 
Ihr denjenigen Beamten ein zweijähriges Gehalt garantiren ſollt, welche Ihr von ka 
Deutjchen nicht behalten möget. 


Grobe Exceſſe, und Plünderung der Beſitzungen ber Freiherren v. Riedeſel, yı 
Lauterbach im G. H. Heſſen. 

Nothwendig gewordene Proclamation S. K. H. bed Großherzogs von Neclen— 
burg, worin ber Uebergang zur conſtitutionellen Verfaſſung u. ſ. w. zugeſag 
wird. 


Die von den Poſener Deputirten beantragte Ernennung des G.⸗M. v. Willſn 
zum Reorganiſations-Commiſſarius wird abgelehnt, und derſelbe angewieſen mi | 


feinen Poſten nach Breslau zurüd zu fehren. 
Eoneefiionen in Anhalt-Bernburg. 
Abgeordnete der deutfchen Arbeiter- Vereine in der Schweiz, verfammeln ſich ju dil 
Beſchluß: eine beutfche Legion zu bilden, welche demnächſt abmarſchiren fol. 
Die Befagung von Mantua noch um zwei Bataillone verflärkt. Zur gludlde 
Stunde, da bie italienifhen Soldaten eine höchft bedenkliche Stimmung ie 
geben. *) 

Petition ded Magijtratd und beutſchen Comitoͤs zu Poſen, um Schutz der due 
Rationalität. 

Gircular des Minijters v. Pillersdorf an die öfterreichifegen ProwinzialsBchte, 
wodurch ungefähr das eingeräumt wird, was fpäter Walde im Preußen hat 
feine Habeas corpus Acte bezweckte. 


Ernennung des Oberft Freiheren von Jellachich zum Generals Major und Iami | 


der KFönigreiche Eroatien, Slavonien, Dalmatien. 

Eröffnung der Stände-Berfammlung im Königreihe Hannover. 

Bon biefem Tage ift die Eingabe datirt, welche nach längeren Privat-⸗Veralhunge 
die Mitglieder ber zweiten hannoverſchen Sammer und bie fegenannten En 
deputirten (S. 20. März) gemeinfehaftlich, an bie Staͤnde⸗Verſanmniung und de 
Staats-Minifterium richteten. Ste verlangt 1) Neugeftaltung ber Beriafiy 
2) Befeitigung der „Adelskammer“, ſowie aller anderen Bevorzugungen bed Al 
3) Zufammentreten einer conftituirenden Verſammlung nach erweiterten Wahl 
fofern die neue Verfaſſung mit ben iepigen Ständen nicht ſchleunigſt ven 
bart werde. | 

Außerdem erlaffen die Gonbeputicien allein noch eine Adreffe * vierzehn Hort! 
derungen, auf welche man ſich nachträglich beſonnen, an bie Staͤnde⸗bo 
fammlung. 





*) Diefes Detail iſt wichtiger, als manche Leſer glauben moͤgen. Denn wenn Aus 
in die Gewalt der Rebellen und des Schwertes von Italien fiel, wurde die ka 
zweifelt, fowohl für den Augenblick, wie für die Zukunft. . 









Februar. 
5.) Das Reichsminiſterium lehnt den badifchen Antrag vom 27. Januar ab. 
1. J.⸗M..L. Glaͤſer entſetzt und ravitaillirt Arad, von Temeswar aus. 


2.| Das Domcapitel zu Mainz wählt den Profeffor ber Theologie, Leopold Schmid 
in Gießen, zum Bifchof. (Wurde von S. H. dem Pabfte nicht beftätigt.) 


Reben Dr. Held bildeten das neue fächlifche Minifterium: G. Reg.⸗R. Weinlich 
für da8 Innere, ©. Leg. R. Frhr. v. Beuft für die auswärtigen Angelegenheiten, 
G. Fin.R. v. Ehrenftein für die Finanzen. Etwas ſpater ward Oberſt Ra⸗ 
benhorſt zum Kriegsminiſter ernannt. 


N.Gſte Leſung bes. mecklenburgiſchen Verfaſſungs⸗Entwurfs. Dieſes Elaborat der 
linken Seite enthielt u. A. die Saäͤtze: Das Volk iſt die Quelle aller politiſchen 
Gewalt; die Regierungsform ift demokratiſch⸗monarchiſch. Das Uebrige wird 
man fich Leicht denken koͤnnen. 
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:4, | Wir haben (Band I. S. SS) nur das Patent S. M. des Kaiferd von Oeſterreih 


2b. 


aber nicht die mit demfelben veröffentlichte Reichs-Verfaſſung abdruden Id, 
fen, und nehmen jebt Doppelt Anftınd, es zu thun, da felbe bereits eine Antı 
quität geworden ift, und bald nur eine Mythe feyn wird. Allein die Ereignifk 
des verfloffenen Jahres laffen es angemeffen erfcheinen, daran zu erinnern, deß 
ber zweite Paragraph des Abfchnittes „Dom Reiche” Tautet: 
Diefe Kornländer bilden die freie, felbftftändige, untheilbare und un 
loͤsbare, conſtitutionelle öfterreichifche Erbmonarchie. 
Ob nach dieſem Paragraph die deutſchen Provinzen noch als Theile ii 


deutſchen Bundes gelten konnten, ob das angeſprochene Bundes⸗ Präſibial⸗Reh 


der Regierung noch begründet war, möge der Leſer erwägen. 


Neue Verfaffung. für das Herzogthum Sachfen-Gotha. Ein würdiges Seimif 


zu der Habicht-Eonftitution für Anhalt: Deffau und Cöthen. 


30. | Struve und Blind wurden (f. Band I. ©. 122) wegen einiger Einzelnheitn 


September-Zuges verurtheilt, im Uebrigen aber für nichtſchuldig erklärt. M 
MWahrfpruch der Gefchwornen ift ein fo wichtiges Actenftüd für Die Geſchichteda 
Jury in Deutjchland, daß wir wenigftend einige Bruchftüde davon hier aufle 
wahren müffen. | | 

Ifte Srage. Iſt G. Struve ſchuldig, daß derjelbe in April v. J. mit andern Pr 


| fonen fich verabredet und beſchloſſen hat, mittelft Anwendung von Gewalt die im 6X 


Baden bejtehende Staatswerfaffung umzuſtürzen? Antwort: Nein, weil es im Laufe 
der Revolution gefchchen.ift. te Frage. Iſt es erwieſen, Daß zu dem Zwelt, 
mittelft Anwendung von Gewalt, die beftehende Staatsform umzuflürzen, zwiſchen de 
aufrühreriichen Schaaren und dein zur Wiederherftellung der öffentlichen Ruhe und Dit 
nung aufgebotenen Militair, in Folge des von den erfteren geleifteten Widerſtandet, e 
am 20. April v. 3. kei Steinen, und am 25. bei Güntersthal zu einem Gefecht gekenn 
ift, und daß bei diefem Gefechte drei Soldaten von den Aufrührern getödtet worden nt! 
Antwort: Nein. Gte Frage. Iſt der G. Struve ſchuldig, daß er bei Gelegenheit um 
im Zuſammenhange mit dem Zwecke, die beftehende Staatöverfaffung wmittelft Anwendo 
von Gewalt umzuſtürzen, unter Androhung von Waffengewalt fi 1) der Zollcaſſe w 
Kadelburg, 2) der Ober-Einnehmercaffe in Thiengen, 3) der Domainen-Berwaltungs-st 
daſelbſt bemächtigt, und von den in dieſen Caffen vorhandenen Geldern, im Betrag IM 
mehreren taufend Gulden, weggenonmmen habe? Antwort: Nein. Ste Frage. gi m 
G. Struve ſchuldig, Daß derielbe zu Dem Zwecke, die beftehende Staatsverfaffung witel 
Anwendung von Gewalt, umzuſtürzen, und die Republik in Deutſchland einzuführen, an 
21. September v. 3. mit einer Schaar von bewaffneten Perſonen in die Stadt Lit 

eingezogen, dafelbft, ſowie auch an anderen Drien, in öffentlichen Reden vor verfammäle 
Menge zum Volsaufftande aufgefordert, und die Nepublit, als die fofort eingeführt 
Staatöforin verkimdet hat? Antwort: Nein. 








%| Der Berteng zwiſchen &. M. dem Könige von Preußen und S. K. H. dem Groß⸗ 


herjoge von Medienburg-Sheelig, wegen Anſchluß der ftreliter Truppen an bie 
prenßifchen, lautet: 

Art. 1. Das Gh. mecklenburg⸗ſtrelitzſche Linien= Bataillon wird der Gten K. preus 
Bilden Infanterie⸗Brigade, und fpeciell den Aſten Snfanterie-Regimente, oder dem fonft 
in Ruppin und Prenzlau garnifonirenden Regimente angefhloffen, und das Gh. meck⸗ 
lenburg⸗ſtrelitzſche Landivehr-Bataillon ebenſo der Gten preußifchen Landwehr⸗Brigade. 

Art. 2. Die Gh. mecklenburg⸗ ſtrelitzſche Cavallerie⸗Schwadron jchließt ſich als 
eine reitende Jaͤger⸗Schwadron dem 2ten preußiſchen Cüraſſier⸗-Regimente, oder dem ſonſt 
in Paſewalk garniſonirenden Cavallerie⸗Regimente, und die Gh. Medlenburgſche halbe 
Fuß⸗Baiterie desgleichen der Aten preußiſchen Artillerie-Brigade an. 

Art. 3. Die mecklenburg ⸗ſtrelitzſchen Truppen nehmen alle jet beftehenden und 
künftig zu erlaffenden preußiſchen regleinentariſchen Vorfchriften, die Militairgeſetze, Verpfles 
gungs⸗Regulalive :c., fowie für ihre Schiegwaffen, wenn auch nur nach und nach, die 
preugifchen Kaliber an. Die Ergänzung der Truppen, die Feſtſtellung der Dienitgit ıc. 
bleibt jedoch Sache der Gh. merflenbung = ftreligfchen Regierung. 

Art. 4. Eine Dieciplinar-Strafgewalt über die Gh. mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Trup⸗ 
pen fteht den preußiichen Befehlshabern, fo Lange eine Zufammenziehung mit preufifchen 
Truppen nicht flattfindet, nicht zu. In dieſer Beziehung erhält der ältefte Officier der 
erfigenamten Truppen die Befugniß eines preußifchen Brigade⸗Commandeurs. Während 
des Zuſammentritis dagegen wird die Disciplinar-Strafgewalt von dem preußifchen Bes 
fehlshaber, nach Maßgabe der preußiſchen gefeglichen Beſtimmungen, ausgeübt. 

Ad. dB. Ein Gleiches gilt für die Suriödietiond = Verhältniffe, jedoch fo, daß bie 
Beſtätigung der bei den mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Truppen vorkommenden friegsrechtlichen 
Erkenntniſſe von S. K. H., dem Großherzoge, event. von Selten Höchſtdero Militairs 
Coflegiums erfolgt. 

At. 6. Die SB. meclenbutg⸗ſtrelihſchen Tenppen, mit Ausnahme bes Landwebr⸗ 
Bataillons (conf. Art. 7.), nehmen jährlich an den Regiments», Brigade= oder Divis 
ſions⸗Urbungen der betreffenden preußiſchen Truppen Thell. Insbeſondere macht die dazu 
gehörige Halbe Batterie jährlich die Schießubung bei der preußiſchen 2ten Artillerie⸗Bri⸗ 
gebe mit. 

Die —— entſtehenden Koſten werden von der Gh. mecklenburg⸗ ſtrelitzſchen Re⸗ 


8 getragen 
Die Diemftzeit tft jedoch fo zu ordnen, daß zu dieſen Uebungen im Herbſte die ge⸗ 
dachten 95, Truppen nur mit Mannfaften erſcheinen, welche mindeflens feit dem 1. April 
im Dimfie ſind 
Act. 7. Nur daß Gh. meitfenbungeftzchefße Landwehr⸗Bataillon hält feine Uebuns 
gen, und intbeſondere auch ſeine Schieß⸗Uebungen, und zwar nach den preußiſchen Vor⸗ 
ſchriften, jedoch für ſich, ab. 
Ad. 8. Mit Ginſchluß Des BartweherBatahlont werben die Gh. mecklenburgſchen 
1849. Gupplement. 10 
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Truppen außerdem, wie die preußifchen Truppen, von den preußiſchen Regiments⸗ und 
Brigade-Eommandeuren, die halbe Batterie namentlich von dem Brigadier der Zten pras 
ßiſchen Artillerie-Brigade befichtigt. 

Die dadurch entftehenden Koften werben nach preußiichen Grundſätzen bemeſſen, um 
von der Gh. Regierung getragen. 

Art. 9. Die betreffenden K. preußifchen und Gh. mecklenburgſchen Truppenthril 
und Militair-Behörden treten mit einander in directe Gefchäfts- Verbindung; desgleichen 
das Gh. Militair-Collegium zu Neu-Strelig mit dem K. preußiſchen Kriegsminiſterium 

Art. 10. Aus dem mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Gebiete gebürtige junge Leute, welche 
nach preußiſchen Geſetzen Die Vercchtigung "zum einjährigen freiwilligen Dienfte beſizen 
würden, können unter gleichen Bebinguugen, wie jeder preußiſche Unierthan, Dei jeden 





preußiſchen Truppentheile als Freiwillige in den Dienſt treten. 


Art. 11. Diejenigen aus dem mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Gebiete gebürtigen jungen 
Leute, welche auf Beförderung zu dienen beabfichtigen, Tegen bie Prüfungen zum Port: 
peefähnrich und Officer bei den preußifchen Eraminations-Eommifflenen ab, und werden 
dabei nach preußiſchen Grundſätzen behandelt. 

> Behufs ihrer Vorbildung zum Officier-&ramen‘ ift ihnen der Befuch einer preufis 


ſchen Divifions-Schufe, fowie der Artillerie- und Angenieur-Schufe zu Berlin geftatie 


Art. 12. Die Gh. mecklenburg⸗ fteeligihen Dffieiere haben die Berechtigung, i 
angemeffener Zahl die allgemeine Krieges Schule in Berlin zu beſuchen; ; auch Tönnen de 
mecklenburgſchen CavalleriesDfficiere in Den Turuns der preußifcgen Cavallerie⸗Reginvn 
zur Lehr⸗S Schwadron commandirt werden. 

Art. 13, Nach erlangten Zeugniffe der Reife erfolgt die Ernennung der, ll. 
bezeichneten jungen Leute vefp. zum Portepeefähnrich und zum SecondesLieutenam, dech 


S. K. H. den Großherzog von Mestienburg- Strelig. 


Art. 14. In gleicher Weiſe findet bei ken Gh. mecklenburg⸗ ſtrelitzſchen A uıpyen 


die Beförderung innerhalb des Etats zum Premier⸗Lieutenant und Hauptmann ober Ritt: 


ie 


meifter flattz nur wird dem Befördernngs⸗Vorſchlage ein Zeugniß des betreffenden mar 


Bifchen Brigade- und Divifions-Commandeurs über die Dienſuüchtigkeit des Worgeile 
gen, beigefügt, welches der Commandeur ber. gedachten Zruppen einzuholen, und ©. 
. 9. dem Großherzoge zu überreichen hat. . 
Art. 45. Die Hauptleute und Rittmeiſter der meclanburg⸗ ſirelitichen Trupper 


gi in. Rückſicht auf ihre Beförderung zum Stabönfflcier nit den gleichnamige 


“ 


Chargen in. ber preußiſchen Arınee, und die betreffenden Officiere erhalten bei ſolcher Be⸗ 
förderung, je. nachdem fie bei preußiſchen oder mecklenburg⸗ſerelitzſchen Truppen angeſtell 
werden, das Patent von S. M. dem Könige von Preußen, ober yon S. KR. H. dan 


Großherzyge von Mecklenburg⸗ Stxelitz. 


Art. 16. Die weitere Beförderung der. Stabs ⸗Dfficicre bei den Ss. Zauppen © 


5 | ‚folgt gemäß ihrer preußifchen Anciennetät, und mach Deu fie bie preußiſche Armee a 
dieſer Hinſicht geltenden Grundſätzen. 


Art. 17. Die Officiere der mecklenburg⸗ ſtrelitſchen Ariillerie (Premier⸗ und &s 


. conde⸗Lieutenants) tangiren wit der. preußiſchen Aten Uchlleriesrigabe. : 


Ueber Verſetzungen von und zu berfelben hat fi ch die SeneralaInſpertion ber pas 
bilden Artillerie. mit dem Oh. Miltsir-Golegiuum. 34 NeuStrelig zu einigen. 


Art. 18. "Pie Sp. medleuburg⸗ſtrelltziche Regieruug verpflichtet’ fich,: hei, den waͤh⸗ 
rend der Dauer dieſes Vertrages eintretenden Vermehrungen und Nesfoinaklonen, nn 


preußiſche Dffieiere, welche Derſelben duuch das K. preußiiche--Meiegb - Miniſterium Über: 


wieſen woerden, und, zwar nur in den von dem. lebeeren wmngeiflagenen Chargen und 
Graden anzuftellen. 
Art. 19. Die Verwechung dar Gh. —B Kran erfolgt. nad) 


—— ie | 
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den Beſtunmimgen des Kriegs⸗Miniſteriumms. &ollken:befondeie Verhaͤltniſſe außer den 
Uebungen eine Diäloeirung derſelben in preußiſche Landettheile wuͤnſchenswerih machen, 
fo kann ſolches nur nach diesfälliger Einigung der beiderſeitigen Regierungen ftattfinden: 

Art, 20. Die Penſionirung der Gh. mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Offieiere erfolgt nad 
dem preußifchen Penftons-Reglement, und aus der prenfifchen Militair-Benflons= Kaffe! 
Se Ichiten Dagegen zu derſelben den Beitrag nach den’ preußiſchen Säben. 

Da indeffen dieſe Beiträge bei Weiten nicht zur Dechung der Penſion ausreichen, 

‚fo zahlt Die Gh. mecklenburg⸗ ftreligfche Regierung ‚außerdem an Preußen kigen, durch 
beſondere Berechnung, feſtzuſtellenden, den Zuſchuß deckenden Beiirag. 

At. 21. Die K. preußiſche Regierung erbietet ſich, aus ihren Beftänden: 1) die 
Geſchuͤtze nebſt Zubehör, 2) die Eavallerie- und Artillerie-Waffen, 3) die Eifenmunition, 
und 4) das Pulver für die Gh. mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Truppen, ſowohl bei der erſten 
Aubrůſtung, als auch in der Folge, nach dem etatsmäßigen Bedarfe, und, zu den Bakris - 
Iationöpreifen, zu gewähren; auch den Betrag der erſten Ausrüftung dergeſtalt zu eredi⸗ 
tiren, daß bie Gh. Reglerung denſelben binnen der nächſtfolgenden 5 Jahre in jährlichen 
Terminen zindftei abfragen kann. 

Art. 22. Ebenſo wie für Mecklenburg⸗Strelitz in Anſehung der, zur Ausführung 
der veränderten Milktair-Organifation zu erfaffenden Geſetze und zu gewährenden Bewil⸗ 
Mgımgen, die Zuſtimmung der ftändifchen Landes⸗Vertretung erforderlich ft; bleibt auch 
fir den Fall, daß etwa beide mecklenburgſche Großherzogthümer im der Folge durch Er⸗ 
laſchen Eines der regierenden Großherzoglichen Häuſer oder fonft, mit einander Nereinigt < 
winden, oder wenn eine veränderte Organiſation des geſammten Deutſchen Heerweſens es 
erforderlich machen ſollte, eine entſprechende Aenderung vder Aufhebung des gegenwärtigen 
Vertrages vorbehalten. 

Art. 23. Der gegenwärtige Vertrag ſoll unverzüglich zur Allerhöchſten ünd Hbch⸗ 
ſten Ratificdtion vorgelegt werden, und die Audmechſelung der Ratifications⸗Urkuuden fol © 
binnen ſechs Wochen, oder wenn es geſchehen kaun, uoch früher erfolgen. 


2.| rad aufs Nase. von ben Inſurgenten belagert. 


6.) Unentfchlebeies Treffen "bet Ifaszeg, zwiſchen -ben Deftrrerhern unter FJellachich 
und Graf Schlik, und dem Corps Görgey'o. 

8.| Mittheilung von Seiten ber Centralgewalt an ben k. preußifchen Bevofimiätigten: 
bee Reichs Kriegsminiſter habe den von ben medlenbutgiſchen und anhaltiner Re⸗ 
glerungen gewünfchten Anſchluß ihrer Contingente an die preußiſche Armee, im 
Reichs⸗Miniſterrathe und bei demn Reichsverweſer zum. Poxtrag gebracht, und eq 
ſey nicht allein die Beiſtimmung zum Abſchluſſe ertheilt worden, ſon⸗ 
dern man habe auch geglaubt, Preußen zum ungeſäumten Vorſchreiten An ben 
weiteren be&hald angefnäpften Verhandlungen auffordern zu mäffen, da jedenfalls 
davon ein günftiger Erſols für die neue Formation des Bundesheeres zu er⸗ 
warten ſey. 

Die Sache erſchien zu jener Zeit ſo einfach und naturgemäß, daß fi uners 
wähnt bleiben Tonnte. Anders jebt, wo man dagegen, als mit ber Bundes⸗ 
Kriegöverfaffung unvereinbar, proteftiven zu dürfen glaubt, obgleich fie bie aus⸗ 
druͤckliche Genehmigung der zu jener Zeit allein berechtigten Behoͤrde erhalten 
hat. Und doch Hat Oeſterreich die militairiſche Competenz der Centralgewalt 
noch unterm 24. Februar 1849 dadurch anerkannt, daß es derſelben durch ſeinen 
Bevollmächtigten anzeigte: die Erhöhung feines Eontingents auf zwei Proctnt 
ber Bevölkerung (Beſchluß ber beutfchen N.⸗V. vom 15. Juli 1848) ſey vol⸗ 
ſtaͤndig bewirkt. ‚00 | 








5 Umil. 5: 


die Zeit reif jey für das, was gelommen if. Die Achtung des Vergangene 
iſt eine lebendige Tradition im Haufe Habsburg. Die lange und ausgezeichnete hiſt⸗ 
riſche Erzichung deffelben war es, mit deren Hülfe es Jahrhunderte hindurch die Wehl 
krone Deutſchlands trug, als ob fie eine erbliche gewejen wäre. In Folge derfeltn 
Traditionen fehen wir das Kaiferlihe Haus einem jeden einzelnen feiner Crbftatten Ad 
unangetaftet Taffen, was demſelben in Nationalität, Gefegen und unabhängigen Gewehr⸗ 
heiten eigen war. Der gegenwärtige Wechfel ift im Grunde nichts weiter, als eine Ri 
kehr zu den alten Marimen der Regierung, Marimen, deren natürlicher Glanz mr dırd 
das Brineip der adminiftrativen Centralifation, welche ſich mehr oder weniger allen nm 
pälichen Regierungen aufgebrängt bat, -paralyfirt worden war. — War e& nun um 
Veichter, fich zum Wechſel eines Syſtems zu entichließen, als dieſer Wechſel in Harman 





mit fehßenen Erinnerungen fand, fo war es doch nicht eben fo Leicht, eine Rark ame 


nifirte Adminiftration. umzugeftalten. Die allgemeine Bewegung, welche Europa erſchir 
tert, hat die ganze Gewalt einer evolution; ihre erfte Worberung ift, das Mah da 
Zeit zu brechen, und der ewigen Schwierigkeit, etwas gut zu thun, auch noch die Shnis 


tigkeit, es ſchnell zu thun, hinzuzufügen. — Dies ift in zwei Worten unſere Lage, nik 


ganz geeignet war, alle unſere Sorgfalt, ja alle unfere Fähigkeiten in Anforuh m 


nehmen. Wir mußten unferen ganzen adminiſtrativen Mechanismus von feinem Pay 


“ entfernen, um an deffen Stelle die Grundlage der neuen Ordnung der Dinge zu fi 


a 


[4 
- 


Das iſt geſchehen; und erſt feitbern bin ich im Stande, mit einem fremden Ca 


fiber unfere politifegen Angelegenheiten zu verhandeln; das englifche Cabinet iin, a 
das ſich unſere erften Worte richten. — Seitdem ich in das Miniſterium de ijem 


Angelegenheiten berufen wurde, habe ich zwei Unterredungen mit Cord Bonfenk ht; 
er wird dein Staatöfecretair darüber berichtet haben. — Lord Ponſonby if ein wg 
| erleuchteter Mann, als daß er nicht alle Schwierigkeiten unferer inneren Lage dia 
und er ift zugleich zu aufrichtig, als dag er mir dkeſelben verhehlt hätte. Ich fh ie 
‚„gefagt, daß die inneren Schwierigkeiten unfere Sache wären, daß wir umd and bene 
“fo gut als möglich ziehen werden; daß aber, wenn die Regierung Ihrer britiſhen Do 
jeſtät noch der alten Allianz anhänge, welche fo lange die Grundlage für die Vehlb 


niffe der beiden Regierungen war, es ihr möglich feyn dürfte, ums bei unſeren — X 


Aungelegenheiten zu unterſtützen; daß bie allgemeine Bewegung, welche ſich da tal 
ſchen Halbinfel kemächtigte, auch unfere Provinzen ergriffen Habe, daß ber Krieg, Im M 


in Stalien zu führen gezwungen wurden, bier auf eine für ums ſehr hebrohlide Ba 
rückwirke. — „Das ift der Theil Ihrer Angelegenheiten, der uns am meiften beſchãfi 


ſagte mir Lord Ponſonby, „weil Italien leicht die Gelegenheit zu einem allgemeinen dit 





werden kann; die Regierung der franzöſiſchen Republik wird den Krieg möthig hate 
um ſich zu erhalten, wir wünſchen, dag Sie ihr nicht den Vorwand hierzu in Jii 
bieten.“ — Dieſe Materie wurde zwiſchen unsd in den Beiden Unterredungen, bie id # 


dem Gejandten Hatte, diseutirt. Da die Ereigniffe feit jener Zeit ſehr fehnell fi han 
ten, wäre es unnütz, in die Details einzugehen, ich werde blos die Reſultate anfiſe 
Lord Ponſouby befürchtete, daß wenn der Krieg uns auf piemontefljches See 
wiirde, Frankreich interveniren dürfte. Ich antwortete ihm, daß bie allgemeine Erf 
des lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiches den Stand der Frage geändert babe; buf N 
Piemonteſen in die Lombarbei eingefallen feyen, daß wenn es uns gelingen fol, ft 
ihr eigenes Gebiet wieder zurückzudrängen, wir Hinlänglich genug damit zu thun pie 
werden, unfere eigenen Provinzen zu unterwerfen und zu pacificiren, und daß ich im 
voraus verſichern koͤnne, daß wir die Erfolge, die wir etwa erlangen bilrften, nich 
unfere Grenzen hinaus verfolgen werben. „Milord,“ fügte ich Hinzu, „Staliend Si 


liegt in den Händen Englands; Sie find gegenwärtig die einzige Macht, bie Cinfoh 9 
Stalien Hat; diefer Einfluß ift um fo größer, als er der einzige iſt; ber leide Ei 





a 
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. Bald: Philipps und die Errichtung einer Republik in Frankreich haben einen wahrh 
panifchen Schrecken erzeugt; eine Hilfe ift eben fo fehr zu fürchten, wie Feindſeligkei 
e8 wären. Uber indem ich Ihre Macht in Sstalien anerkenne (ein Geftändnig, über 1 
Sie fich nicht beklagen können), erlauben Sie mir auch zugleich, Milord, alle Vera 
worilichkeit für die Ereigniſſe, wenigſtens was und betrifft, auf Sie zu wälzen.“ 
Wir Haben in der That das Nicht, hierin an England zu appellicen. Sie werd 

Herr Graf, in der nächften Depefche einen ganz kurzen Hiftorifchen Bericht über den Kr 

* finden, den mir gegenwärtig mit Piemont führen. Es gefchieht nicht ohne Widerſtreb 

daß ich Sie beauftrage, Seine Herrlichkeit, den Herrn Staatsfeeretaie zu befragen, 
zu welchen Punkte ev die Snterpretation feiner Depeſche an Herrn Abereromby ( 
englifchen Gefandten in Turin) vom 23. März auszudehnen gedenke, einer Depeche, 
durchaus nicht von dem Geſichtspunkte aus gefehrieben it, als ob Piemont Defterr: 
angegriffen Hätte. Indeß iſt es dieſe Depefche, von der fir und die größere oder ger 
gere Leichtigkeit, ja ich gehe noch weiter und fage:’ die Möglichkeit abhängt, un! 
italienifehen Provinzen zu pacifieiren. — Die Breigniffe find manchmal wie mit t 

"Siegel eines feindlichen Fatums bezeichnet. Die Inſurrection des lombardiſch⸗venetia 

ſchen Königreichs brach in demſelben Momente aus, wo Kaiſer Ferdinand fih, man fi 
fügen freiwillig‘ entſchloß, feinem Volke das zu gewähren, was ihm als der Wur 
deffelben bezeichnet worden war. Das italienifche Volk, welches in dem kaiſerlichen 
Yaffe mehr gefunden hätte, als es verlangte, Tonnte von dem, mas gefchehen war, n 
unterrichtet fehn, der Auf zu den Waffen hinderte es, die Stimme feines Souverains 
hören. — Die Stellung, welche die öſterreichiſche Armee zreifchen der Lombardei und d 
venetianifchen Gebiete eingenommen hat, wird einen momentanen Waffenſtillſtand 
Bolge haben, den man zur Bacification benugen wird. Ein Kaiſerlicher Commiſſär 
auf dem Punkte, nach Italien abzureiſen; er ift mit den nöthigen Vollmachten verfet 
um eine Vermittelung auf Tiberaleren Grundlagen, welche die natürliche und gewünf: 
Folge der neuen von Defterreih angenommenen Staatsform find, zu erzielen. 2 
glauben demnach, daß die Regierung Ihrer britifchen Majeftät in Erwägung alles bi 
genügende Beweggründe finden wird, fich zu überzeugen, daß es fowohl im Inter 
Englands als Oeſterreichs fey, Die Stellung, welche der öfterreichiiche Hof den italienif 
Befisungen gegenüber eingenommen bat, beizubehalten. Das Zuſammenwirken di 

. beiden Satereffen würde eine Garantie für die Aufrechtbaltung des allgemeinen Fried 

bieten, deffen Grundlagen gegenwärtig fo ſtark erfehittert find. Haben Ste tie © 
diefe Depeſche dein Lord Palmerſton vorzulefen, ihm eine Copie davon zu übergeben, : 
uns den Beſchluß mitzutheilen, welchen die Regierung Ihrer britiſchen Majeſtät nehr 

zu möffen glaubt. 





5. General v. Miller, welcher mit viertaufend Manı würtembergiſcher Truppen 
der Grenze Badens eingetroffen ift, und ſchon Quartiermadher nach Don 
Eſchingen gefendet hat, läßt fi Durch drohende Remonftrationen von ber! 
beftimmen, feinen Marfch einzuftellen, bis weitere Befehle ergangen ſeyn würt 


5. v Struve und Fickler übergeben dem, badiſchen Bundestags» Gefandten ein P 

memoria, welches den. Vorſchlag enthält: Die badiſche Regierung möge in al 

Gemeinden abftimmen laffen, ob fie die conftitutionele Monarchie oder bie | 

publif haben wollen. Drohende Hinweifung darauf, daß Taufende von : 
züglern fich ber Grenze nähern, „Die Negierung möge ihre Lage bedenken!” 


5. Neues Miniſterium in Deſſau: Dr. Habicht und Koͤppe. 


6. Ernennung des Erzherzogs Franz Joſeph (des jetzigen Kaiſers) zum Statthal 
bes Grafen Leo Thun zum Gubernial⸗Praͤſidenten von, Böhmen. Der iu 





Der Bandes-Gongref bat in heutiger Öffentlicher Sigung befehloffen, zu ſordem.: 

1) Die Kammern ſind alsbald aufzulöſen, 

2) das Miniſterium Beck hat ſogleich zurück zu treten, 

3) eine conſtituirende Landes⸗Verſammlung iſt alsbald zu berufen, und zwar auf Grund⸗ 
‚lage des durch das Vor-Parlament beſchloſſenen Wahlgeſetzes, und mit Beibehal⸗ 
tung der bisher fe die Wahlen der zweiten badifchen Kammer beſtehenden Wall: 
bezirke, 

4) die politiſchen Flüchtlinge ſind ſofort zurück zu berufen, die politiſchen Militair⸗ un 
Eivilgefangenen zu entlaffen, alle politifchen Proceſſe nieder zu fehlagen. 

Der Landes-Eongreß fordert, dag die Regierung der Deputation, welche dieſe are: 
rungen überbringt, unverzüglich - eine bejahende oder verneinende Antwort, ertheile. Im 
Falle der Verweigerumg einer alabaldigen Antwort oder der Zurückweiſung obiger Ser: 
derungen, macht der Landes⸗Congreß die Regierung für alle Folgen verantwertlih, 


welche ſich aus der jeßigen gerechten Bewegung des Volkes unausbleiblich etgeben 
müſſen. 

So unverſchämt und frech dieſes Aktenſtück iſt, bleibt e8 dennoch hinter ke 
bes folgenden Tages (S. Band L S. 188). zurück. Der Grund bawen Ih 
darin, daß man in der Zwifchenzeit Nachricht von den Militairs- Emeutm u 
Lörrach und Raftatt erhalten hatte; fobald dieſe einging, wurde nicht ein IK 
Rüdfehr der nach Carlsruhe gefandten Deputation abgewartet. 

13; | Der auffallende Rüdzug des General v. Miles aus Freiburg (Band L & MW) 

erklaͤrt fich leider durch bie Unzuverläffigfeit feiner (wuͤrtembergiſchen) Ip. 
Es ift jeht bekannt, daß er bereits beim Reichs-Miniſterium bie Unmoͤgliqlen 
mit ihnen Hülfe zu leiſten, vorgeſtellt hatte. 

13. Daß die Rebellion in Baden Tängft vorbereitet war, bezweifelt Niemand. Di 
die Fäden in Frankfurt a. M. zufammen liefen, ift weniger befännt, und dürft 
aus dem ‚Schreiben eines, ber linfen Seite ber Natlonal- -Verſammlung angehör 
renden, badiſchen Abgeordneten vom 8. Mai hervorgehen. Daffelbe befagt u? 
„Es ift: ferner nöthig, daß die Kammer unverzüglich aufgelöft, und neue Wahlen 
angeordnet werben, und es iſt höchft wünfchenswerth, daß alles Dies noch vor 
dem 12. d. M. geſchehe, und daß die Regierung für ſchnelle Bekannt 
machung ihrer Verfügungen forge. Vielleicht Hit Du im Stande, folk 
Maßregein zu veranlaſſen, ſie würden viel Unheit von unſerem Landt 
abwenden.“ 

16. Der zwifchen Preußen und Anhalt-Bernburg abgeſchloſenen Berrag (S. Band) 
©. 444) iſt gleichlantend mit dem zwiſchen Preußen und Anhait-DefianCH 
am 27. April geichloffenen (Band II. ©. 440), Anhatt- Bernburg ſtellt en 
Batailfen, eine Escadron, welche zum 26ften Infanterie- und Tten ‚Enzo 

Regimente Ropen; bie ihm obliegende Stellung von zwei Geſchuͤten über | 
‚ Preußen, 

16; ‚Eine Anzahl peiuiſcher Officir, aus dem Innern dem Bra tom, trefen 
zu Carlsruhe ein. 

18Bombardenient von Temeswar. 

22. Bere wiſchen S. M. dem Koͤnige von Preuhen und S. * dem Orb 
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herzoge von Mecklenburg⸗ Schwerin, wegen des Anſchluſſes der ſchweriner Trup⸗ 
pen an die preußiſchen. 


> + 
A. 


Vorbereitende Beſtimmungen, um ben beabfichtigten Anfchluß im Intereſſe ber 
Bermehrung der Wehrkraft Deutfchlands .zu erzielen. 


Art. 1. Die Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſchen Truppen nehmen alle preußiſchen Regle⸗ 
ments, auf welchen die taktifche Gleichförmigkeit dieſer Zruppen mit denen der preußi⸗ 
ſchen Armee von der gleichen Waffe beruht, aus; Desgleichen die fir Die preußifche 
Armee font beftchenden reglementarijchen Beflimunungen, das preußiſche Militair-Straf- 

recht und dio preußifche Miilitaire Gerichtö- Ordnung, foweit nicht etwa Reichsgeſetze 
oder Landesgejeße, die einfeitig von Der Negierung nicht abzuändern find, Dem ent 
gegenſtehen. 

Art. 2. Die Gh. mecklenburg⸗ ſchwerinſchen Truppen erhalten, wenn auch nur nach 
und nach, ſowohl für die Handfeuerwaffen, als für die ſchweren Geſchütze, das. preußifche 
Kaliber, Die beſtehenden K. preußiſchen Neviftons=Commifjionen übernehmen die Res 
vifign aller Waffen, Geſchütze und Munition, welche aus den Königlichen oder anderen 
Fabriken für Mecklenburg⸗Schwerin gekauft werden, wogegen die Gh. Regierung die 
aus der Reviſion erwachſenden Koſten erſtattet. 

Art. 3. In Bezug auf die Qualification zum Portepeefähnrich und zum Seeonde⸗ 
Lieutenant werden bei den Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſchen Truppen dieſelben geſetzlichen 
Vorſchriften eingeführt, welche in der preußiſchen Armee gelten. 

Art. 4. Die Prüfung zum Portepeefähnrich und zum Seconde⸗Lieutenant für die 

Gh. meclenburg⸗ ſchwerinſchen Truppen findet in derſelben Weiſe und nach denſelben 
Vorſchriften, wie in der preußiſchen Arinee, bei preußiſchen Examinations⸗Commiſſionen, 
reſp. kei der preußiſchen Ober⸗Examinations⸗ Commiſſion ſtatt, wenn dieſelben nicht be⸗ 
ſtimmungßmäßig in Mecklenburg einzurichten find. 

Art. 5. Die Beförderung der Dfficiere der Gh. mecklenburg⸗ ſchwerinſchen Truppen 
erfolgt nach denſelben Grundſätzen, wie in der preußiſchen Armee. 

Art. 6. Dem Gh mecklenburg⸗ ſchworinſchen Offieier⸗ Corps und den Portepee⸗ 
fühnrichen wird in einem angemeſſenen Verhaͤltniſſe die Theilnahme an den preußiſchen 
Bildungs⸗Anſtalten, namentlich der Allgemeinen Kriegsſchule, der Artillerie⸗ und Inge⸗ 
nienr⸗Schule, der Lehr⸗Schwadron und den Diviſtons⸗Schulen geftattet. 


Art. 7. In den Königlichen Erziehungs-Anftalten und der K. Mifitair- Schule: wer⸗ 


den bis zu Achtzehn junge Leute als Gh. mecklenburgſche Faufnahe, gegen „Zahlung 
ber beſtinnmungsmäßigen Penfion, aufgenommen. 


M B. 
Der Anſchluß ſelbſt erfolgt in nachſtehender Art. 


Art. 8. Die Gh. mecklenburg⸗ ſchwerinſchen Truppen bilden eine Diviſion in der, 

durch das deutſche Wehrgeſetz vorgeſchriebenen Stärke. 

Art. 9. Die Gh. mecklenburg⸗- ſchwerinſche Diviſion ish fich dem dritten preußi⸗ 
fchen Armee⸗ Corps an. 

Art. 10. Der eommandirende General dieſos Corps hat ſich durch Inſpicirungen 
son dem kriegbtüchtigen Zuftande diefer Gh. mecklenburgiſchen Div iſton gu Überzeugen. 
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23.—26. Mat, 28. - 26, 





23. 


23. 


25. 


26. 


Art: 11. Die Atiillerie wird in derſelben Met, wie ſolches in dee preußiſchen Arne 
geſchieht, durch den betheiligten Artillerie-Brigadier beſichtigt. 

Die Koſten der dadurch nothwendig werdenden Reiſen, nach preußiſchen Grundfäpe, 
übernimmt die Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſche Regierung. 

Art. 12. Sollte die ebengedachte Gh. Negierung von der Geftellung der Pionier 
durch die Eentralgemwalt für Deutjchland nicht entbunden werden, fo geftattet die K. preu 
Bifche Regierung, daß die Dfficiere, Unteroffieiere und Mannfchaften diefer Waffe ir 
Übungen einer preußiichen Pionier-Abtheilung mitmachen. 

Art. 13. Die Gh. mecklenburg ⸗ſchwerinſchen Truppen Kalten die Übungen 6i8 ci 
ſchließlich der Diviſions⸗ Übungen, denen Iebteren übrigens der commandirende Gennil, 


wie bei den preußiſchen Diviſi ongeÜlbungen, beiwohnen kann, für ſich innerhalb Land; 


bie großen Übungen, bei welchen die Divifionen zufammengezogen werden, macht die Gi 
medlenburg =fehwerinfche Divifion in Gemeinſchaft mit "denen des preußiſchen Ilm 
Armee⸗Corps. Die dadurch entitehenden Koften trägt jeder Theil fite feine Truppen. 

Art. 14. Das Gh. mecklenburg-ſchwerinſche Militaie- Departement tritt in dirck 
Gefchäfts-Beziehuung mit den K. preußifchen Kriegs-Miniſterium; ebenfo tritt das Em 
mando der mehrgedachten Gh. inedlenkurgichen Divifion in tireete Gefchäftsbeichun 
mit dein General- Commando des Dten Armee⸗Corps, und da hierdurch für lied 
eine nicht unbedeutende Gefchäftsvermehrung entfteht, fo wird auch während der fudnz 
BVerhältniffe ein Gh. mecklenburgeſchwerinſcher Offizier zeitweife zu dem gemanıa Eo 
neral⸗Commando zur Dienſtleiſtung commandirt. 

Art. 15. Der gegenwärtige Vertrag ſoll unverzüglich zur Allerhöchſen und Hallen 
Ratification vorgelegt werden, und die Auswechſelung der Ratiflcations = Urkunden HM 
binnen ſechs Wochen oder, wenn es gefchehen Tann, noch früher erfolgen. 

Zu Urkund defien, haben die im Eingange genannten Bevollmächtigten denſlla 
unterzeichnet und unterſiegelt. 


Berfammlung bed Großherzoglich heffifchen Volts zu Ebach — Ginleitung zu ka 
Scenen von Ober⸗Laudenbach. 

Wiederholte Bewerfung von Temeswar. 

Ratification der, mit dem Herzoge von Anhalt⸗Deſſau⸗Coͤthen und Anhalt Bernbun 
wegen Anfchlug ihrer Contingente an die preußifche Armee abgefchlofenen Br 
träge, durch S. M. ben König von Preußen. (Die jenfeitige Ratification errägt 
am ,10. Juni und 29. Juli.) - 

©: 8. H. der Großherzog von Yaben ruft bie Hülfe des Königs von Parufa® 

Das G.⸗H. badiſche Staats-Minifterium erfucht das Reichs « Minifterium um? 
litairiſche Unterftügung. Letzteres verweift baffelbe an bie Krone Preufen, # 
ben einzigen deutſchen Bundesſtaat, „welcher unter ben dermaligen Bepihit 
bie zur Hüffeleiftung nöthige Militairmacht ſtellen tonne. “(Vergleiche Ban! 
Seite 2373.) 

Vollmacht der proviſoriſchen Regierung der Rteinpfatz für ben nach Bari ie 
deten Bürger Schuͤtz. 


Im Namen des Volkes der‘ Pfalz! Durch Gegenwartiges wird der Bürger Shi | 
von Mainz, Mitglied der conſtituirenden Verſammlung zu Frankfurt, zum Ge 


träger. für letzteres at bei der franzöſiſchen Regierung zu Paris erminnt. Gr hal bi 
beſondere Mifften, Die biplomatifhen Beziehungen, welche zwiſchen Fraukreich und Mr 
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daran, wenn nicht Alles, ſo doch ſehr vieles wieder zu verderben. Da habe ich mi 
entſchloſſen, um es kurz zu machen, zu einer Art von Coup d’Etat meine Zuflucht 3 
nehmen, zu dem ich mich aber für völlig befugt hielt. Ich habe nämlich plöglich erklär 
daß, da Herr v. Beurmann bereits feine Abberufung beantragt, und er nur noch bleib 
weil ich gebeten, daß er es möchte, um mir mit Rath und That beizuſtehen, ich mi: 
in doppelter Eigenfchaft jegt ihnen als die erfte Civil-Perſon des Landes präſentiren 
und als folche verlangen müſſe, da alles jet auf dem Wege fey, in ben gewöhnliche 
geſetzlichen Zuftand zurückzukehren, daß Feine militairiſchen Maßregeln ergriffen würde 
als die von der Civil-Behörde geforderten. Damit habe ich, fo hoffe ih num, das He 
mit einem Male in Händen, denn ich habe zugleich erklärt, ich übernehme alle und jet 
Verantwortung fir das, was auf meinem Wege geichehen werde, wälze fie aber zugleic 
mit der Ungefeglichkeit auf ihr Haupt, wenn fie thun, mas und twie fie es wollen. Ic 
boffe, Em. werden kaum fagen Finnen, ich habe meine Befugniß uberſchritten. 


Tumult zu Hildesheim. 

Eine zweite Schaar Abenteurer unter dem vormaligen badiſchen Lieutenant Sigel 
bricht von Conſtanz auf, um fi) ber Colonne Heckers anzufehließen. (Sie zo: 
über Stühlingen, Waldshut, St. Blafien, ohne ihren Zweck zu erreichen, uni 
ftand am 20ſten unweit Todtnau.) 

Beſchluß des Bundestages, Die Contingente des jehnten beutfchen Armeecorps in 
Bereitſchaft zu ſetzen, und Preußen aufzufordern, daß es einen Oberbefehlshaben 
in Schleswig⸗Holſtein ernenne. 

Circular⸗Schreiben des polniſchen Eentral-Eomite zu Poſen an die Kreis⸗Comités 


Die preußifchen Behörden veranlaffen nach der K. Beſtimmung vom 6. d. M. die 

Anlegung von Liſten der Bürger, welchen das Recht der Wahlen zufteht. Das Een: 
tral-Eomits fordert deshalb die Kreis-Eomited auf, dieſer Sache ſich auf's andelegent: 
lichſte anzunehmen, da von der Zahl der polniſchen Wahlmänner das Uebergewicht un 
ſerer Rationalität im Großherzogthum abhängen wird. Deshalb muß man in den Wahl⸗ 
manner⸗Liſten darauf beſtehen, daß die Überſchrift der Wahlmänner nicht die — 
„preußiſche Unterthanen“ noch auch Preußen, ſondern nur die: „Bewohner des G.⸗H. 
Poſen“ erhalte. — — Wenn es zur Wahl der Abgeordneten kommen wird, fo kön⸗ 
‚nen wir nicht geftatten, was die reaetionaixe Partei der Deutſchen will, daß man 
Repräfentanten an das deutſche Parlament in Frankfurt oder an Die Nas 
tional⸗-Verſammkung nah Berlin fehicdt, fondern mir müſſen darauf beftehen, 
daß unfere Deputirten einen Landtag für das Großherzogthum bilben, welcher zum Ges 
genftande die beiondere Konftitution unferes Landes haben wird. 

Bei den Wahlen muß man aljo allen Eifer darauf verwenden, daß: 1) fo viel Po⸗ 
Ien wie möglich zu den Wahlen fich verfammeln; 3) die Wahlen nur allein auf Polen 
falfen, und 3) zu biefem Zwecke in Städten und ſogar auf Dörfern Verbindungen ange⸗ 
knüpft werden u. ſ. w. 


Schreiben des Grafen Dietrichftein, K. öfterreichifchen Votſchafters zu London ‚an 
Lord Balmerfton. 


Sie haben ans ber Depeſche des Grafen Fiequelmont vom Sten d. M., von ber ich 
SHrien eine Abfchrift gab, erfehen, daß meine Regierung beſchloſſen bat, einen Kaiferl. 
Commiſſair in das Tombardifchsvenetianifche Königreich zu fenden, um eine Vermittelung 
auf Yiberalen Grundlagen, wie fie die natürliche und erwünfchte Folge der neuen, von 
Deſterreich angenommenen Staatsform find, zu erzielen. . Diefes Pacificationswerk ‚Tann 
jedoch nicht zu Stande kommen, fo lange die Friegführenden Parteien einander gegenüber 
Stehen, und jeden Tag ein Zufammenftog in Ausſicht ſieht Es iſt alſo won der höchſten 
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. Wichtigkeit, einen Waffenftillftand zu erlangen, und die Erlangung dieſes Waffenſtilliu⸗ 
de8 würde, wie mir dünkt, unendlich Teichter werden durch den verjühnenden Einfluk, du 
Sie, Mylord, zu dieſem Zwecke bei den verfchiedenen italienifchen Höfen anzuwenden fü 
gut fänden. Wenn Sie diefen Wunfch, den ich Ihnen bier auszudrücken mir eluk, 

‚ erfüllen, jo werden Sie durch Shre guten Dienfte dazu Beitragen, die Chancen cin 
‚allgemeinen Krieges zu vermeiden, der aus einem guſnmen ſteß auf italieniſchem Born 
hervorgehen bitrfte. 


Im Namen der „provtforifchen Regierung” befiehlt Heder den Ortsvorſtanden in 
ber Umgegend von Donauefchingen, nächften Tages alle waffenfähigen Bir 
vom 18ten bis 3Often Sahre zu dem „Volksheere“ Im jenem Orte ftoßen zu I 
fen, und fügt bei: „Wir bemerken noch obbenannten Behörden, daß wir fie fi 
firengen und eifrigen Vollzug vor dem Volke verantwortlich maden ner 
ben, und Alles anwenden, ben Säumigen wie den Verräter am Bolke, m 
diefem zur nachfichtslofen Nechenfchaft zu ziehen.” 

Allen noch felben Tages trifft endlich General v. Miller bei Donaueſchinge 
ein. Struve ergreift mit den dortigen Banden Die Flucht, Heder thut von ba 
fingen aus das Gleiche, und beide nähern ſich der Schweizer-Grenze. 

Berfammlungen in Bromberg und Schneibemühl, wegen bes notwendigen Ehup 
für die Deutfchen im Großherzogthum Bofen. 

Heder und Struve in Bondorf und Lenzkirch. 

Advokat Zip zu Mainz, als Oberbefehlähaber dortiger „Nationalgarde" und 

Das öfterreichifche Minifterium eröffnet dem Bundes -Präfidial- Gefanbdten, W* 
allgemeine Wahlen für Das Srankfurter Parlament anordnen werde, mm 
aber gleichzeitig: die Regierung Fönne ben Befchlüffen ber zu. noäßfenten kr 
chen National-Berfammlung nur dann Geltung für Defterreich zugeftehen, mm 
im Wege der Verftändigung ihre nachträgliche Zuftimmung erfolge. 


Am Spätabende vollftändiger Aufruhr, mit der nöthigen Beigabe von Barreakt 


und Zerflörungen, zu Hildesheim, veranlaßt durch bie Cin Hannover bett 
Verhaftung bed dortigen Lafayette, des Advokat Weinhagen. 

Heder wirb zu Bernau von ben Herren Venedey und Spa aufgefordert, die Bi 
fen nieder zu legen. In ſolche BVerfümmerung war Deutfchland geraten, 1 
diefe Senblinge des Funfziger- Ausfchuffes ſich ermächtigt glauben Tonnten, M 
Abenteurer vollftändige Straflofigfeit anzubieten! 


Peter (S. 13. April) fträubt fih, — um mit Herrn v. Beisler zu. forechen - 


wie eine Braut, gegen Die ihm verlichene, und nunmehr duch die Land-Bin 
meifter aufgebrungene Würde. Nachdem die Comödie eine Zeit lang gee! 
hat, erklärt er: durch phyſiſche und moralifche Gründe -genöthigt, bie Stark) 
terfchaft anzunehmen. (Das Gehalt als Regierungs-Director, fiel bei dem Ih 
nigen Umfchwunge der Dinge natürlich aus; als er jedoch nad ber Rebelin 
bes nächften Jahres Mitglied der proviforifchen Regierung war, verfügte Pi 

. höchftfelbft defien Nachzahlung vom 17. Mai 1848 ab.) 

Die Regierung zu Bromberg faßt folgenden Plenar-Beſchluß. 


Sn Erwägung, 1) daß nach der nftruction vom 8. April nur Vorſchlage # 
Neorganijation des Großherzogthums durch die Commiſſion vorgelegt werben folk, 1 
aber weder ihr noch ihrem Vorſitzenden irgend eine Cinmifchung in bie Verwaltung ẽ 
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| Landes, wozu die von des Königs Majeftät beftellten Behörden vorhanden find, gefte 


ift, daß im Gegentheil vor allen Dingen die Anerkennung der gejeklichen Autorit 
gefordert wird; 2) dag vor allen Dingen der gebrochene Landfrieden nieder hergefi 
werden foll, was noch keinesweges der Kal it, indem die Snfurgenten ſich bei der St 
Zuin, im Kreife Schubin, in einem Lager verſchanzt haben, wovon der General v. I 
lien, nach einem von demfelben geftern Abend an den Präfidenten des Collegii ein 


-gangenen Schreiben, genan unterrichtet ift; 3) daß nach der Inſtruction vom 8. U 


ehe jene Bedingung nicht in Erfüllung gegangen ift, von Seiten der Provinzial-Beh 
den Die kräftigſten Maßregeln Anwendung behalten follen; 4) daß nach der gedach 
Inſtruetion Nr. 2 die Landräthe im Großherzogthum erſt dann durch Wahlen, 


welchen auch die Städte und LandsGemeinden Theil nehmen follen, erſetzt werden fol 


wenn dazu die gefeßlichen Cinleitungen getroffen feyn werden, und daß nirgends « 


. Befugnig des Organijatione-Commiffarius ausgefprochen ift, den Zandräthen Commiff 


der Stände zur Seite zu ftellen; 5) daß die Inſtruction vom 3. April feine andere, 

Regierung oder ihrem Präſidenten befannt gemachte Modification erlitten Kat, als 

durch Die Allerhöchfte Eabinetsordre vom 14. d. M. und durch das Minifterial-Refer 
von demſelben Tage ergangene Beſtimmung, nad welcher bei Ausſonderung der z 
deutſchen Bunde zu ſchlagenden Landestheile zunä ächſt, auf die gehen Anträge Rückſi 
genommen werden jol, indem es die beftimmte Abſicht S. M. fey, diefe Angelegent 
auf der Grundlage früherer Angehörigkeit an deutſche Provinzen und der vorherrſchen 
deutſchen Nationalität zu erledigen. In Erwägung 6) daß der General v. Williſen 
ber ſchon erwähnten Befanntmächung vom 16. d. Mts. es felbft öffentlich ausgeſproch 
hat, daß alle diejenigen Kreiſe, welche ſchon jetzt den Anſchluß an den deutſchen Bu 
beantragt haben, auch nicht einmal von einer vorläufigen Reorganiſations-Maßregel 
teoffen werden follen, und daß die früheren Kreije des Netzdiſtriets diefe Abſicht bere 
bekundet haben; 7) daß es ber entichiedene Wille des Volkes ift, welcher den höchſi 
Staatsbehörden bereits zur Kenntniß gebracht worden, und zur Entſcheidung vorliegt 
dag über die Frage: ob die Provinz Pofen überhaupt zu reorganifiren, das Volk | 
fragt werden foll; 8) daß die von dem General v. Willifen nach feinem Schreiben 


: den Landrath Fernow vom 16. d. Mis. als Befchwichtigungs- Mittel erfonnene Mi: 


regel, den Landräthen polnifche Commiffarien zur Seite zu ſtellen, nicht ein Beſchwi— 
tigungs- Mittel, fondern ein beftiges Aufregungs⸗Mittel feyn würde, welches nach i 
Stimmung, die der Regierung beffer bekannt ift als dem General v. Willen, unbedingt 

einem Aufftaude und zur Empörung führen würde. In Grwägung aller diefer gewi 
tigen Umftände ift das Collegium einftimmig der Anficht, daß der General v. Wi 
Iifen feine ihm ertheilten Anftruetionen, foweit fie officiel den Verwaltung 
Behörden mitgetheilt find — und nur fomweit können fie normirend ſeyn — übertret 
bat, und daß daher die Regierung nicht gehalten feyn Tann, feiner an die Lanbrät 
ergangenen Anordnung wegen der Commiſſare Folge zu geben, und ift daher chen 
einftinunig beichloffen worden: die Landräthe anzumeilen, keinen ber Eon 
miffare, welche der General v. Willifen ihnen zur Seite geftellt Ka 
neben fich zu dulden, und denfelben Feinerlei Einfluß aufdieBerwaltun 
gu geftatten, bis durch das vorgefegte Staats-Minifterium ein beſtimmter Befehl de 
halb ergangen. if. In Beziehung auf die fieben Kreiſe des Netzdiſtriets: Bromber 
Wirſitz, Chodziefen, Czarnikau, Schubin, Inowraclaw und theilweiſe Mogilno, ſowie 
Stadt und Herrſchaft Golancz, im Kreiſe Wongrowiec, iſt Died nach dem Willen S. 
des Königs und nach der Entfcheiding des K. Minifterums des Innern über jed 
Zweifel erhaben. Indeſſen auch in Beziehung auf die früher zu Südpreußen gehörigen Kre 
Gnefen, Wongrowiec und theilweife Mogilno, muß der gedachte Beichlug Anwendu 
finden, weil, wie vorher entwidelt, der General v. Willifen nur Vorfchläge zu. mac 
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bat, aber keinesweges in die beſtehende Verwaltung einzugreifen befugt ift, wobei ad 
der vorher sub Nr. 7 der Erwägungs-Gründe angeführte Umstand zu berückſichtigen. 

Zur Ausführung dieſes Beſchluſſes follen fie Landräthe ſich aller ihnen zu Gebete 
ftehenden Mittel bedienen, und nöthigenfalls bei den Militair-Befehlshabern die nöthige 
Unterftügung nachluchen. 


Diefe Kritik erfcheint fo einfchneidend, daß fogar ber Balfam aus ber Buͤchſe von 
Schaßler und Conforten nichts Dagegen vermag. 
Erklärung des britiſchen Gefandten zu Berlin, daß England fich durch die Gare. 


tie vom 3. Juni 1720 verpflichtet erachte, ber Beſetzung Schleöwigs preußiſher 
Seits zu widerfprechen. 


Die Redaction der Wiener Zeitung bemerkt: fie halte ſich an bie wiederholt &: ' 
Härung des Miniſters v. Pillersdorf, „daß das Preßgefeg, weil offiiell -— | 


Durch die Landesſtellen — nicht kundgemacht, auch nicht verbindlich fen.” (€. 
31. März. Das Näthfel Löft fi dadurch, dag Herr v. Pillersdorf, durch in 
Zeuertob feines Kindes eingefchüchtert, deſſen amtliche Veröffentlichung nidı 
wagte.) 


Die fogenannten Condeputirten (©. 12. April) haben eine Eingabe mit jehn ie 


derungen entworfen, welche S. M. dem Könige, dem Gefammt- Minife 
fowie der Stände-Verfammlung überreicht werden fol. Lebtere nimmt mu 
Notiz davon, und Minifter Stüve will von Eondeputirten nichts wiſſen Dat 
erreicht dieſe Mißgeburt ihr Ende, obwohl fie noch einige Lebenszeichen mil 
zu geben verfucht. ' 


Das berliner Cabinet erwiedert dem britifchen Gefandten: Preußen Hantlı » 


Schleswig nicht im eigenen Namen, fondern im Auftrage des beutfchen Dunkl 


Graf Kolowrat, ſchon feit dem Aten feinem Gefuche gemäß proviſoriſch von Mn 
Gefchäften entbunden, tritt .ganz.aus dem Minifterium; ben Vorfig im Mini 
Rathe übernimmt Graf Ficquelmont. Der Yuftizminifter Graf Taaffe erhält ir 
erbetene Entlaffung, feine Gefchäfte gehen vorläufig auf Herrn v. Sommamg 
über. Auch Herr v. Pillerddorf erklärt, daß feine gefchwächte Gefundheit (mit 
Anderes?) den politifchen und moralifchen Stürmen nicht gewachſen ſey; Id 
will er keinesweges gänzlich audtreten, fondern nur das Minifterium bes Imm 
mit dem des UnterrichtS vertaufchen. 


Die überraſchende Anſtellung des bei Wandern erſchoſſenen niederlandiſchen Grm 


v. Gagern (eines Bruders „des Edlen“) im badifchen Dienfte, ift jegt einige 
maßen aufgehellt. Wahrfcheinlich ging der Anfloß Dazu von Baffermann uf 
welcher ben fchwachmüthigen Minifter Bed zu einer nächtlichen Gabinetöie 
veranlaßte, wo S. 8. H. der Großherzog beflürmt wurde, Seinen Yu 
den Markgrafen Mar, des Commando's zu entheben, und dieſes Heren v. Gym 
zu übertragen. — Heder und der Edle waren lange Zeit beffelben Weges # 
gangen, es ftand daher zu hoffen, daß ber neue Commanbirende jenen hl 
Unterhandlungen entwaffnen möge, was allerdings ein glänzender Erfolg für I 
zahme Revolution geweſen wäre! Ä 


20.| 5.:M.. Zanini wiederholt das Gefuch um Enthebung von den Gefchäften M 


Friegs-Minifteriums. Er führt dafür Gründe an, welche eben fo von beffelt 
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Die Infurgenten. erobern am Spätabend das ſogenannte verſchanzte Lager bei 
Temesmar, werden aber bef wiederholten SturmsAngriffen auf die Sübfeite bes 
Tages abgemwiefen. 

Beginn bes Ueberſchiffens der Truppen Jellachichs (Suͤdarmee), über "die Donau bei 
Slankament, welches wegen mangelnder Hülfsmittel bis zum 12ten dauert, 

Goͤrgey trägt beim F.⸗M. Paskiewitſch auf Vermittelung des ruffifhen Kaiſers 
zue Pacificirung Ungarns an. Noch felben Tages erfolgt vom General Rüdis 
ger bie Antwort: „Der F.⸗M. Fürft v. Warfchau beauftragt mich, Sie zu bes 
nachrichtigen, baß bie einzige Aufgabe feiner Armee der Kampf fey, und daß 
Sie fih, Behufs der Unterwerfung unter Ihren rechtmäßigen Landesherrn, an 
ben Oberbefehlshaber des öfterreichifchen Heeres wenden müffen, welcher allein 
mit ber Dazu nöthigen Vollmacht verſehen ift. 

In der Nacht gelangt die Kunde von ber Niederlage bei Temeswar zu Görgen. 

©. 8. H. der Großherzog von Medlenburg - Strelig loͤſt bie verfaffunggebende 
Abgeordneten⸗Verſammlung auf: | 

Drei und zwanzigtauſend Infurgenten unter Goͤrgey legen vor dem ruffifchen Corps 
bed General Rüdiger unweit Vilagos die Waffen nieber. Ä 

+ .Ermft. Graf v. Bentzel⸗Sternau, in der Schweiz 

Geſecht bei Lugos. Die Nachhut der Infurgenten unter Fat wirb verrieen. 

+ 2. Gyrowetz, Gapellmeifter zu ‚Wien. - 

Arad wurde ben Ruffen, und erft von biefen an bie Defterreicher übergeben. 
Einige Tage früher hatte der Commandant (Damjanich) die Aufforderung des 
F.⸗Z.⸗M. Schlit abgelehnt, und unmittelbar nachher dem Befehlshaber einer 
ruffifchen Reiter-Abtheilung feine Bereitwilligfeit zur Uebergabe erklärt. 

Zweitaufend fiebenbütgifche Infurgenten legen bei Halßeg vor einer ruffifchen Ab: 
theilung die Waffen nieber. 

Das beträchtlich verftärkte Blocade- Corpo von Komorn (S. Band. II. ©; 55) 
erfcheint wieder vor dem Platze. 
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. | Herwegh mit den Seinen in Todtnau; die Nachricht, daß auch Sigels Gals 


verjagt fen, veranlaßt den Entfchluß zum Rüdzuge nach der Schweij. 


Das „Buͤrger⸗Comité“ zu Mainz erklärt, es fühle fich befugt und verpflichtet, in 


allen Fällen befchließend einzufchreiten, wo ihm Diefed durch das öffentliche 
Wohl gefordert fcheine. — 


Der Gefandte der proviforifchen Regierung zu Rendsburg beantragt beim Bunde: 


tage die Aufnahme Schleöwigs in den deutſchen Bund. 


Sreiherr v. Andlaw bat den Muth, in der badifchen erften Kammer folgende Du; 


tion zu ftellen: | | 
Die Kanımer möge ©. K. H. den Großherzog ehrerbietig Kitten, eine Unterfuhung 


‚ zu befehlen, ob nicht Mitglieder der oberjten Staatsbehörde, oder der Negierung nahe 


ftehende Männer thatiächlich die Pläne der Nevolntiond = Partei im Lande fürdern, un 
fomit entweder des Verrathes an ganz Deutichland, oder einer höchſt ſtrafbaren Ber: 
nachläffigung ihrer Pflichten, wo nicht des Eidbruches fehuldig find. Sollte jedoch mn 
die Einficht und Befähigung diefer Männer den Anſprüchen des Augenblides mist ge 
wigen, jo wolle es, im Hinblicke auf die allgemeinen Gefahren für das gelamnl 
deutfehe Vaterland, Höchſtdemſelben gefallen, dieſe Staatsdiener ihrer Dienfte zu erlait 


Daß bei der allgemeinen Mattigfeit und Furcht dieſer Antrag feine Folge hit 


verfteht ſich von ſelbſt. 


Zwei Abgefandte des Funfziger Ausſchuſſes, welche in Böhmen für bie Kit 


Angelegenheit wirken follen, finden beim Nationals&omite zu Prag ein a 
als fühle Aufnahme. 


Eircular-Depefche des k. öfterreichifchen Miniſters der auswärtigen Angelegerheim 
— wegen ihrer Anſchauungsweiſe der Dinge ſehr merkwürdig. 


Der Übergang von der bisherigen Regierungsweiſe des Öfterreichifchen Kaiferftantes ſ 
jener, welche Kaifer Ferdinand durch die Verfaffungs-Urkunde vom 25. April gegen 


‚Hat, iſt zu ſchnell geweſen, als dag man nicht Teicht dahin geführt werben fol, u 


Ereigniß mit dem Namen Revolution zu bezeichnen. Nimmt man aber in Betrall 
daß das am 15. März bekannt gemachte F. Patent auf drei Tage der Bewegung ein 
Zuftand der Gemüther folgen ließ, welcher nur Freude und Vertrauen athmete, ſo mi 
man zugeftehen, daß das, was ſich in Wien zutrug, nicht in Die Reihe der Bent 


ſo häufigen revolutionaiten Staatsumwälzungen gefeßt werben Tann, und daß die ® 


gebenheiten einen ifmen eigenthümlichen Charakter getragen haben, fo daß man fit ni 
nur gefehen, fondern ftudirt haben muß, um fie vollfommen zu begreifen. Heule ler 
mir ob, Ew. das Ergebniß zu erklären, damit Dieſelben über die Stelle, bie ihm ® 
gewieſen ift, nicht in Zweifel bleiben können. 

Die Folge, welche S. M. der Kaifer in Uebereinftimmung mit bem verfammis 
Familienrathe dem Allerhöchſten Batente vom 15. März gegeben haben, Hat beit 
dag die Taiferliche Yamilie die Lage der Dinge, wie fie ift, verftanden hat. Es handen 
ſich hier von einer allgemein gewordenen Ueberzeugung, der man ſich anſchließen, = 
die man befriedigen mußte. Dies iſt geſchehen. 

Es hatte in der That das Wirken der Zeit, wenn auch in Öfterreich weniget Wi 
hervortretend, in Folge der langen Aufrechthaltung der alten Negierungsformen, IM 


Einfluß auch hier auf alle Klaffen der Gefellfchaft erſtreckt, und allen neue Weber 


gungen eingeflößt. Indem feit Jahren die Stände einzelner Provinzen bes Reiches ar 
Reformen drangen, Tieferten fie den Beweis, daß die immer ſchwere und oft gefäeli 
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- Rovenber. 


Denklſchrift, den preußiichen Sammern son bee Regierung vorgelegt, worin biefelbe 


über bie finanziellen Berhältniffe des Jahres 1948, und namentlich ‚über bie Ber; 
wendung ber ihr damals bewilligten außerordentlicden Hülfsmittel Rechenfchaft 
giebt. Da e8 jedenfalls Ichrreich ift, einen, wenn auch Kleinen Beitrag, zu ber 
Koftenberechnung jenes Völferfrählings-Jahres zu erhalten, fo ziehen wir folgende 
Notizen aus. Für die preußifchen Finanzen brachte das genannte Jahr den uns 
angenehmen Umftand, daß die Einnahme von den Ausgaben um 26,628892 Thaler 
überftiegen wurbe. Einerſeits blieben nämlich bie Einnahnien um 7,344870 Thaler 
zurüd, anderer Seits wurben 18,960075 Thaler mehr außgegeben, als. man ers 
wartet hatte. Darunter befinden fih Zufcgüffe für oͤffentliche Arbeiten, d. h. zur 
Bezahlung von Arbeitern, welche wenig uber nichts ihaten 2,500000 5. außeror- 
bentliche MiltsairsKoften, vorzugsweife durch die polniſche Nationalität verurſacht, 
5,72764 24; für Reichszwecke, einfchließiich der Schleswig⸗Holfteinet Campagne, 
4,730987 Thaler. — Die Abhülfe gewährten den nachmaͤrzlichen Finanzmännern: 
ber von ihnen vielgeſchmaͤhete Staatsſchatz mit 13,142325, einige Beſtäͤnde aus 
Vorjahren 4,618958, und ein 8,867609 Thaler betragender Theil der freiwil⸗ 
ligen Anleihe. | 


Beſchluß bes Berwaltungs-Rathes, daß bie Sefamputheit ber verbündeten Regierun⸗ 


gen dem Reichstage gegenüber durch eine aus fünf. Witgliebern beſtehende Com⸗ 
miſſion vertreten werde, wovon bie E. preußiſche Regierung Ein Mitgbieb.. ernennt, 
mad beren vier andere Mitglieber von bem Verwaltungs⸗Rathe gewaͤhlt werden. 


9. Vollziehung der Ratifications⸗ Urkunde über den Beitritt S. D. des Furſten von 


Lippe⸗Detmold zum berliner Buͤndniſſe. 


26. | Königlich ſaͤchſiſches Decret, bie beendigte Abwiclelung bes Grundfleuers Entſchaͤdi⸗ 


28. 


gungs⸗ Werkes betreffend. Aus naheliegenden Gruͤnden glauben wir einige No- 
tigen uͤber dieſes mühſelige uud weitlaͤuftige Unternehmen beibringen zu ſollen. 

Bon den im Jahre 1843 zur Entſchaͤdigung bewilligten vier Milllonen Tha⸗ 
fern waren beim. Ablauf der zuerſt feſtgeſetzten Praͤcluſtv⸗Friſt verwendet 3,828406, 
mamlich: am Ritterguͤter, einſchließlich ber] ſchoͤnburgſchen und voilbenfelöfchen 
Herrſchaften 1,812744, an Klrchen, Schulen und 'geiftliche "Stiftungen 508800, 
an Communen und eingelne Real-Befreite 1,506861 Thaler. Nach Bewilligung 


u einer anderweiten Praͤcluſiv⸗Friſt wurden noch gezahlt 4443 Thaler an Ritter⸗ 


. güter, 1773, an Kirchen, Schulen- u. ſ. w.,.192076..an Comment. Be 
Die Verwahrung Oeſterreichs iſt in einer Depeſche des Fürſten Sqhwarzenberg an 


den k. K öflerreichifchen Geſandten au Berlin enthalten, welche ſpaͤter ihrem gan⸗ 
zen Wortlaute m veröffenfit, bier nachtraͤglich mitgetheilt werben up. 
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In meiner Depeſche vom 12. d. M. Habe ich die, nur durch Herrn v. Bodelſchwingh't 
irrthümliche Behauptungen, nothwendig gewordene Beweisführung übernommen, daß ber 
deutſche Bund in dem Weſentlichen ſeiner Verfaſſung noch zu Recht beſtehe. Indem 
ich dieſen Beweis wohl als hergeſtellt anſehen darf, kann ich auf dieſe Vorausſetzung hin 
zur Eroͤrterung einiger weiteren Fragen übergehen. Cines der vorzüglichſten echte, 
welche ſich aus dem Bundespertrag ergeben, iſt das jedem der Mitglieder des Bundes 
zuerkannte Recht, zu verlangen, daß diefer zur Bundes⸗Verfaſſung getvordene Vertrag 
nicht ohne feine Zuftimmung eine Abänderung erfahre. Der Artifel VIL der Bundes⸗ 
arte und der Artikel VIII. der. Schlußache ſprechen died deutlich aus. Auf den Artikel VI. 
der Bundesacte geftügt, hat Preußen die übrigen deutichen Staaten zu einem befonderen 
Baundniſſe eingeladen, und die Abflcht zu erkennen gegeben, auf Grundlage dieſes Bünd⸗ 
niſſes einen Bundesſtaat, innerhalb des im Jahre 1815 errichteten, und heilig zu halten⸗ 
den Staatenbundes, zu bilden. Dem und wiederholt: ausgedruckten Wunſch, dieſen Bun⸗ 
desſtaat in vornhinein anzuerkennen, waren wir nicht in der Lage zu willfahren, Denn es 


‚ lag uns das Recht und, umferen Bundesgenoſſen gegenüber, bie Pflicht ob, trog allem 
Vertrauen in die Abfichten der fich zu dem angebenteten Zwecke verbindenden Negierm- 


gen, vor Allem die Entwickelung des von ihnen entworfenen Plans abzuwarten, um ers 
meſſen zu Können, ob fie auch im Stande feyn würden, dieſe Abfichten zu verwirklichen 


amd ihre Schöpfung mit den Rechten jener Bundesglieder, welche an dieſem Werke lei: 
nen Theil nehmen wollten, in Uebereinſtimmung gu bringen. Selbſt dann, ale emfe 
Behenken ſich und in dieſer Beziehung aufzudrangen begannen, glmbten wir in der a 
genommenen erwartenden Haltung verharven zu ſollen, da es imäglüh war, daß mit Ans 


nahme von fkereeich alle übrigen: Senoſſen des deutſchen Bſendes in ben von Sins 
Sen zu ſliftenden Verein treten würden, und wir dann zu der nur noch vom unſerei Ei 
willigung bedingten Muflöfung des Bundes vom Jahre 1815 unfere Zuſtimmung hätten 
geben Können, ohne einen folden Entichluß vor einem unferer Bundeögenuffen. zechtieris 
gen zu müſſen. Dieſer denkbare Wall ift aber nicht eingetreten, und c8 haben vielmeht 


einige der Bundes-Regierungen den Anfchluß an das preußifche Buündniß abgelehnt. Zu 


gleich Hat biefes Biindnig in feiner Bortbildung eine Geftalt anzunehmen, und eine Thi- 
tigkeit zu entwickeln begonnen, welche den außerhalb deſſelben gebliebenen Staaten wie 
auch und Beſorgniſſe einfläpen. Wir Haben bad k. preußiſche Cabinet in vertraulicher 
Weiſe auf dieſe Beſorgniſſe aufınerfjam. gemacht. Daſſelbe vermag wicht fie zu theilen, 
und iſt entſchloſſen, auf der eingeſchlagenen Bahn ſortxuſchreiten. GE iſt daher an der 


Zeit, in eine nähere Prüfung der Beſchaffenheit dieſes Bündniſſes und ſeiner Stellung 
zu dem deuiſchen Bund einzugehen. Das Statut des Bündniffes vom 28. Mai fprict 


fih dahin aus: daß die angeflrebte Vereinigung durch das Bedürfniß hervorgerufen wor⸗ 


den fen, eine einheitliche Leitung ber deutſchen Angelegenheiten herbeizuführen, und daß 


Hofes Vindniß die Erhaltung der. Außen und inneren Sicherheit Deutſchlande, und der 
Unakhängigleit. sub Unverletzbarkleit ber einem beutfchen: Staaten zum: Binedk habe. 
Wir wird nun bezweiſeln wollen, daß ein Sonberbäaduik, welches, einen fo bedeutende 
Theil Deutſchlande umfaſſend, die einheitliche Leitung dex duntihen Angelegenheiten ke 
beiführen will, und ſich biefelben Zwecke vorſetzt, welche der große deutſche Bund wem 


Jahre 1815 verfolgt, dieſes letzteren Fortdauer nicht weientlih gefährde, ja unmoglih 


mache? Kann aber von einem Bündniſſe behauptet werden, daß es nicht gegen die Si⸗ 
eherheit dei Bundes und einzelner Bunbeöftanten gerichtet fey, wenn es die Griftenz bei 


Bundes ſelbſt bedroht, und ſomit die in ihm allein Schutz und Gewãhr ihrer Rechte ſu⸗ 


chenden Bundesgenoſſen blosſtellt und prélsgiebt? Wie unter ſolchen Umſtünden dad 


BSBuaundniß vom ‚26. Mini zu beurtheilen ſey, darüber giebt eben der Art. XI. ter Bun⸗ 
degaete, auf ‚welchen: ſich dieſer Verteag ftügt, genugeude Anshmft.. Die mögliche Eins 
mwmendung, daß dieſes Bündniß, aus einem unabweislichen Bebärfuifie des Augenblicks 
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hewvorgegaugen, ach na. eine vorübergehende Beſtimmung habe, nd» demgemäß ſchon 
in vornahinein auf Die Dauer eines Jahres abgeichloffen worden, fay,. kann die ‚gegen daf- 
ſelbe zu erhebende Einſprache nicht entkräften, denn der Vertrag nam 36. Mai bezweckt 
zugleich die Gründung eines bleibenden Bundesſtaats, welcher under der Benennung „deut 
ſcheß Meich aus dem Gebiete jener, Staaten des. bisherigen, deutſchen Buudes gebildet 
- werden toll, welche die oinzuführende Reichsverfaſſung, anerkennen. . Der Emurf biefer 
Rkeeichsverfaſſung und die unzweideutig außgeiprochene Abſicht, ſämuntliche Genoſſen des 
Bundes von 1815, mit Ausnahme Oſterreichs, in hen Bereich dieſes Bꝛudesſtaats ziehen 
zu woſlen, läßt feinen Zweifel übrig, was für den Fall jeineg. Inffandelogumens aus 
Dem dentichen Bunde werben fol und muß. Sind auch am, 12, Dctaber. Nbänderungen 
dieſes Entwurfs vorgeſchlagen worden, waren dieſelben do, der Urt, daß fie. ſelbſt dann 
als unweſenttich und demnach durchaus imgenügend Ketrachtet. werden müßten, ‚wein auch 
die in der Sitzung des Verwaltungs⸗Rathes vom 17. d. M. ſtattgehabten Verhandlun- 
. gen. nicht jeden noch möglichen Zweifel über den Werth und— Die Bedeutung dieſer Abän⸗ 
derungs⸗Morſchläge Gejeitigt hätten. Die non Herrn v. Bobelfhwingh in der Sitzung 
des VerwaltungsrNathes pom 17. Detober freimüthig qusgeſprochene und, in Wahrheit 
begründete Überzeugung, daß ein oberfted Bundesorgan mit monarchiſcher Form nicht 
als der Auddruck eines Bundes gelten könne, welcher ein Verein ſelbſtſtändiger und 
gleichberechtigter Staaten ſeyn ſoll, findet auf die einheitliche Spike; des, heabfichtigten 
Bundesſtaates velle Anwendung. Es würde daher den bisherigen Genoſſen des deut⸗ 
ſchen Bundes, nach deſſen Beſeitigung durch den Bundesſtaat, nur die. Mahl übrig blei⸗— 
ben, ihre Selbſtſtändigkeit dieſem zu opfern oder vereinzelt hülflos zu bleiben. Daß der 
Im Urt. J. des Vertrags vom 26. Mai und im 8. 1, des modificitten Entwurfs der 
NReichs⸗Verfaſſung ausgedrückte Vorbehalt der Rechte und Verbinblichkeiten, ‚welche aus 
den Verträgen von 1815 abgeleitet werben, Teinen Schuß diefer Rechte, verhürge, gebt 
aus dem Art. II. des oben erwähnten Vertrags, wie aus .der Natur und. Befchaffenheit, 
aus dem Zweck und der Beltimmumg des Bundesſtaats hervor, mit deſſen Dafeyn die 
Fortdauer des Bundes vom Jahre 1815, jomit auch der aus demſelben ‚abgeleiteten 
Nechte und Pflichten unvereinbar if. Indem auf Diefe Weiſe der beabjichtigie Bundes⸗ 
. Rast die Griftenz, daher gewiß auch die Sicherheit Des Deutichen Bundes wie einzelner 
Mitglieder dieſes Irgteren bedroht, erfcheint ein deſſcn Gründung, bezweckendes Bündniß 
nach Art. XI. dee Bundesacte als uunzuläſſig,. Als weſentliche Cinleitung zu der Grün⸗ 
bung dieſes Bundesſtaatz up aber die Ausſchreibung und Einberufung eines ſogenannten 
Reichstags (ſeit 12. Detober deutſches Parlament, und jeit 17. Nogembey wieder Reichs⸗ 
tag genannt) für den Bereich der mit Preußen verbündeten Staaten betrachtet werden. 
Da nam der zu gründende Bundesſtaat den Buud vom. Sahre 1815 wejentlich gefährdet, 
muß anch der erſte praetiiche und enticheidende Schritt zur Ausführung dieſes Vorhabens 
mit den Bundesberträgen im Widerſpruche ſeyn, amd iſt die Ausſchreibung ‚eines Reichs⸗ 
tages nor überbies ‚geeignet, jenen Geuoſſen des deutſchen Bades, welche ‚ich nicht da⸗ 
bei beiheiligen zu können glauben, ernſte Beſorgniſſe einzuflüßen. Die kaum beichwich- 
tigte Aufregung würde in einem großen Theile Deutſchlands neuerdings apgefacht, den 
Regierungen Verlegenheiten mancher Art bereitet, vielleicht ſogar der innere Friede des 
Bundes bedroht, und hierdurch die Ginigkeit, nach der. wir Allg ficken, weſentlich ge⸗ 
fährdet werden. Dieſe Gefahren müßten noch erhöht werden, wenn die leitende Gewalt 
des Bundesſtaats fich, wie dies allen Anſchein gewinnt, ald den berechtigten Centralpunkt 
der dentfchen Nation betrachten, und durch die in Ausficht geftellten Mittel wirklich die 
Bildung eines, an die Stelle des deutſchen Bundes tretenden, Reiches herbeiführen wollte. 
Das k. preugifche Cabinet beruft fich zwar auf die Nothwendigkeit, feine gegen die Na⸗ 
tion und die verbiindeten Regierungen eingegangenen Verpflichtungen durch die Ausfüh⸗ 
rung der gemachten Verficherungen zu erfüllen. Es ſey uns aber geftattet, mit der Frei⸗ 
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9.1 Wahlgefep für bie öfterreichifche Monarchie. 

In Oefterreich werben zwei neue Minifterien begründet: für öffentliche Arbeiten, ſo 
wie für Landescultur, Handel und Gewerbe. An die Spige des erſtern hit 

1)  Hofrath Dr. Baumgartner, ded andern Baron Doblhoff. 

12. | Krauthofer, welcher feinen Haufen wieder bei Rogalin (S. 8. Mat) gefammelt hat, 
wird überfallen; die Bande ftiebt ohne Widerſtand auseinander, und überläft 
ben Siegern vier größere Gefchüke. 

Merkwärdiges Schreiben bes britifchen Gefandten zu Wien an Lord PBalmerfton. 

„Graf Ziequelmont hat mir erklärt, dag die öfterreichifche Regierung bereit ſeh, da 
Lombarden den volllommenen Genuß ihrer Unabhängigkeit zu gewähren, unter der Be 
dingung, daß fie gewiſſe Mafregeln amehmen, die in ihren Einzelnheiten Cirrer Kar 
Lichkeit durch Den Baron -Gummelauer, welcher morgen von Wien nach Banden teifl, we⸗ 

+. den mitgetheilt werben. :Sch will mid. darum mm ‚auf einen .uber zwei Hauptpunli 

A beſthränken. Die. Deſterreicher macheniben Vorſchlag, Anh die Mailäͤnder eimen „erblihhen 

al an Pi ‘her ſowohl von Oefterseich ald jeder anderm Macht, unabhängig wär, m 

. „genen follen;, erblich ‚blos zur Bürgſchaft für die Stabilität. Sie follen den pin 

.. BPruder des Herzogs ‚non: Modena hierzu wählen, der einen Theil des Herzogthund De 

"dena als Mitgift mitbrächte. Parma würde gleichfalls der Lombardei einverleibt mat, 

und Defterreich auf das eventuelle Recht des Rückfalls, das ihm durch die Derträge gr 

geſichert it, verzichten. ° Die Lombarden würden definitiv einen gewiſſen Theil dar ie 
reichiſchen Staatsſchuld übernehmen; und auch in einem gewiſſen Maße zu den Aa 

ben fir die militairiſche Hülfe, die man von ihnen anfprechen könnte, beitragen. Die 
reich iſt bereit; Altes aufzugeben, mit Ausnahme der Theile dei’ venetianiſchen Aid, 

fo Tionkche zur? Vertheidigumg Throls und für ‚bie freie Communicativn zwiſchen Yin m 
Mrieſt: nethwendig fine. Was Defterreich in Verlegenheit feht, iſt das, daß ci nl 

ge mit wem, eq anfidiefen Grundlagen in Unterhandlungen treten folk; und 18 mini, 

tz daß Die Regierung Ihrer britifchen Majeftät ihm dieſen Theil feiner, Aufgabe erde 

ja mb ihre guten Dienfte ankiete u. ſ. w. Mer Vicekönig ftünde , unter. Sugeraineli M 

aifere. 

| de Funfziger Ausſchuß wuͤthet über, das Separat⸗ Protofoll des " Bundeötugd 

‚vom 4. Mai, ſowie über beffen Antwort vom 8. Sulminanter BVeſchluß. Bil 

rend ber Verhandlungen geht ein Schreiben des ©. H. dirigirenden Minen, 

Herrn v. Gagern, ein, wodurch ſowohl ber Beſchluß vom 3. wie das ger 

liche Bromempup , desayonirt wird. (Den Verfaſſer bed letztern rief der Olb 
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ſogleich von feinem Poſten abz möchte es night bedeutend heffer mit Deutfgl 


1. ſtehen, wenn wan damals bie Anfichten des Herrn v. Lepel beruͤcſichtigt hatt‘ 
14.1: De Erzherzog Palatin von Ungarn ernennt zwei Abgefandte — Pazmanhyu. Szalah 


welche bei der conftituirenben , Berfammlung von Frankfurt. über Erhaltung W | 
„. Kraͤftſgung ber zwiſchen ¶Ungarn und ben deutſchen Staaten obwallenden frud 
„ſchaftlichen 2 ——— der. mgesenf tigen, nr SeLaRR N 


, j ;, wachen, ſollen. 


wen 1 ‚tan 


25: — der ‚ann FM Mai 1848 in Unſerer Heſdengd Min hp 
nen Beiden und zur Verhlitung gewaltſamer Ruhaſtörungen wurde von Unſern Ib 
vkd viſterrathe bie, Zurücknahme des für Unſere Nationalgarde erlaffenen Tagesbefehls ind 
, txeff der Vorgänge des politifchen, Gentraleomites beſchloſſen, und eben fo wurde bee 

"Sn Yon der Nationalgarde geftellten zwei Bitten die Gewaͤhrung zugeſagt, daß 
die Stadtthort md Se Vutgwache gemeinſchaftlich von dem Militair und der Are 





. 418. 


16.—21 Mai 16 — 21. 


garde ‚nach ‚allen, ihren Abtheifumgen ‚belegt. werden follen,. und. daß das Miliair nu 
ihenen Fällen des. erfosdexlichen Beiſtandes herbei zu rufen, ſey, wo. die Nationalgarde | 
es anſucht. Dieſen Beſchlüſſen fügen wir noch, um alle übrigen Anläffe. zu 2 
vergnügen und Aufregung zu befeitigen, nach dem Einrathen Unſexes Miniſterrathes 
weitere Beſtimmung bei, daß die Verfaſſung vom 25. April 1848 vorläufig der & 
thung des Neichötgges unterzagen werben fol, und die. Anordnungen des Wahlgeſ 
welche Bedenken hervorgerufen haben, in einer neuerlichen Prüfung zu erwägen fü 
Damit bie Feſtſtellung der Verfaſſung durch die. conflituivende Reichsverſamm 
anf’ die zuverläffigfte Weiſe bewirkt‘ werde, haben Wir befihloffen, für den erſten Re 
täg nur Cine Kammer wählen zu laſſen, wonach alſo für die Wahlen gar fein Ce 
beftehen, und jeder Zweifel einer unvollfommenen Volksvertretung entfallen wird. 


16. | Proclamation des öfterreichifchen Miniſteriums, morin.e6 feine. Nachgiebigkeit g 
bie ſogenannten Bolfswünfche erklärt, aber ſonderbarer Weiſe alſo fchließt: , 
wenig. fie für dieſe Maßregeln bie Berantwortlichfeit ablehnen, ſo fühlen fie 
burch biefe Vorgänge und durch ihren Schritt bie Kraft und. die Mittel gelä 
wodurch ihre Dienfte der Krone zur Stüte Dienen koönnen. Ihr Pflichtge 
hat ihnen daher die unabweisliche Nothwendigkeit auferlegt, bie ifnen anvert 
ten Minifterien in die Hände S. M. niederzulegen, um ben Monarchen in 
Stand zu ſetzen, ſich mit Raͤthen zu umgeben, welche ſich einer allgemeinen 
kraͤftigen Unterftügung erfreuen. — Das Minifterium bleibt imwiſchen 
„interimiſtiſches“ in verhängnißvoller Thaͤtigket. 

16.. Großherzoglich Badiſches Geſetz, wodurch bie Unterſuchemg aller hochverratheriß 
Unternehnungen dem Hofgericht zu Freiburg uͤbertragen wird." Die Gt 
hatten ben Zufäp: „unter Zuziehung von Geſchwornen“ durchgeſetzt. 


Publication bes Habichtichen Berfoflunge-Entwurfes | in Deſſau. Die. ice Si, 
tur des Jahres 1848, 

Eunbtage ⸗Abſchied für bie außerordentlich einberufen geioefenen Moetlenburgi 
Stände. „Wie nehmen bie Erklaͤtung: daß die Stände ihre bisherigen grı 
gefeglichen Landſtandsrechte in der Folge aufgeben, ‚daß fünftig nur gewẽ 
Repraͤſentanten die Stände-Berfammlung bilden, an. 


Belanntuach ung bes k. k. oͤſterreichiſchen „Interimiftifcgen“ Miniſterinms Crter H 
v. Pillersdorf!), wodurch die Wiener Nationalgarde mit der afabemifchen Le 
und dem Värgercorps vereinigt, unter die Befehle des Militair: Commanda 
von Nieder⸗Oeſterreich treten, das politiſche Gentkal-Eomite der Nat.⸗Garde 
Igeldſt, und ein Sicherheits⸗Ausſchuß von Wiener Bürgern gebildet werden ſi 








19. Reibungen zwiſchen der preußiſchen Garniſon von Mainz und der dorigen B 


. ferung, von letzterer in auffallender Weiſe provocirt. 





; 48. | Der 1. diterteichiſche Hof trifft zu Innsbruck ein. 


20. | Manifefl S. M. des Kaiſers von Oeſterreich aus duishrug, um Sene V 
wegen der Abreiſe aus der Hauptſtadt zu beruhigen. „Mir iſt ber Get 
fern, bie Gefchente, welche ich Meinem Volke in ben Märztagen gemacht | 
zuruͤcknehmen ober ſchmaͤlern zu wollen. | 

Heinrich v. Gagern in der zweiten &H. heſſiſchen Kammer: . „Indem Die Ne 


verſammlung conſtituirend genannt: wird, iſt damit nicht ausgeſprochen/ daß 
allein conſtiiuire. Es Hat nie eine eonftituirenbe Serfemmlung gegeßen, 


21. 
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"gegen den von der k. preufifchen Regierung eingefehlagenen Weg. Unter biefen Wer: 
hältniffen erachtet es die k. baieriſche Regierung für ihre Pflicht, keinen Zweifel dar 
über beſtehen zu laſſen, in welcher Weile fie dieje wichtigen Fragen benrtheilt. Wenn 
die Bundes⸗Verfaſſung nicht von einigen Bundesgfiedern one Zuſtimmung der fibrigen 
abgeändert werden kann, fo ift Mar, daß auch diejenigen Schritte, welche zu einer ſolchen 
einfeitigen Abänderung führen müffen, den Rechten md Pflichten aus dem Bundesver⸗ 
tage widerſtreiten. Ein derartiger Schritt ift aber die Berufung eines deutſchen Reichd- 
tags oder Barlamentes in der durch den Verwaltungs-Rath beſchloſſenen Weile. Shen 
die Benennungen zeigen, daß, der auf. dieſem Wege zu Bildende Bundesſtaat an die 
Stelle des bisherigen deutſchen Bundes, wenn auch nur allmälig, zu treten beſtimmt iſt 
Bi unzweideutiger ergieht fh Dies aber, aus dem, Verfiafungs-&ntwurfe, welchen die 

Verwaltungẽ⸗Rathe vertretenen Regierungen dieſem Reichdiage vorlegen wollen. Der 
beabſichtigte Bundesſtaat ſoll hiernach genau dieſelben Zwecke verfolgen, welche den Zn 
Halt der bjßherigen Bundes-Verfaſſung gebildet Haben, und er kann daher nicht als ein 
ta Ad.‘ 14 der BundeBacte‘ zufäjfiges Bundniß ſich innerhalb des Bundes bewegen, 
foinbemn Yotkede uAvermeiblich den Bund feloft auflöfer. BDie- 8. "bäterijche Negterung kann 
Frl Daher nice“ on der Uebergeugung trönnen, "daß dis Bindniß vom 26. Mai d. 3 
Und die aus ihm abgeleiteten Beſchlüſſe des Veriwaltungs-Rathes vom 17. November 
J 2. zwar nich, nach der" Abſicht der dabei’ betheiligten Regierungen, wohl aber durch 
AS hren Inhalt und ihre nothwendigen Folgen, gegen die Steherheit de8 Bundes und de 
|,” zehner Bindeſtaaten gerichtet Find: Diefe Ueberzeugung gegen ihre Blndesgenoſſen a 
u⸗ "zifprichen, halt fie ſich aber ach; Art. 11 der Bundedacte eben fo für berechtigt, me 
"file: verpflichtet,” und fie ſchließt ſich daher den deshalb” ausgeſprochenen "Mertuafangn 
7 "pet. Sabinet® ie $. baleriſche Regierung gibt ſich dabei der Hoffnung fin, deh 
au ſoforuge V "zer nterimſif hen Bundes+Contniffion die MILE an die Hub 
PR "gößen werde, “tim die unter den Bundegllebern beſtehende Verſchiedenheit der Anfichten 
an pe dieſe Ängelegenheit aulszugleichenn, ind’ die von fo bielen Seiten dedrohten gemein 
ſchaflichen Inteteſſen wohn "ganz Deunſchland zu iwahren. Die k. Geſandtſchaft wid 
beauftragt, den Herrn Frelherrn v. Schleinig unier nebergabe einer Abſchriſt von gegen⸗ 
wartiget dehethe in in Kern init fegen. —— 


Angkor der preußffhen Deglerung auf De Werweheung Oedertelchs vom 28. 
November enchalten in einem · Erlaffe des Miniſſers der auswaͤrtigen Angeles 
a n, geipetten ‘ar den Geſandten zlı_ Wien: 


Der f. e Srfonbte ain biefigen” Safe, Freiherit von Prokeſch-Oſten, Hat mir im 
— Auftrag: Kegierung eine. unter dem WBften 9. M. von dem f. f. Minifter-Pri 

ſidenten, Fuͤrſten Echwargenberg, an ihn ergangene Depeſche Hibergeben, welche ich Cie. 
in Abichrift keilege, Ew. ivellen daraus erfehen, in weicher Weiſe das 8. €, Cabint 
ſich über die Sleilung des Bündniſſes vom 26. Mai und des durch daſſelbe beabſid- 
iglen Bundeſtaateg zu dem deutſchen Bünde von 1815 ausſpricht, und wie es nam 
„0 für nöthig erachie, ſich gegein die von dem Verwaltingsrath beſchloſſene Zujammm 
beiufung einer —— aus den verbündeten Staaten, als dem Bunded= Vertuge 
map) 1815 ziuwiderfanfend, zu vermwahren, den Beſchlüſſe fen deſſelben im woraus jede Gel⸗ 

. tmg und Wirhauukeit abzufpreigen,, einen keftüninten Widerſpruch file den Fall einzu 


an Bi 
ie a. Tegen, 
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ils Seite Reich qu die Stelle‘ dieſes Bundes ‚gefegt werben wollte, endlich 
top, int Falle die Ausſchteibnng be Parlaments für die Erpaltung der 
hg Inn, Gebiete des deutſchen Bundes woittlich Geſahren herbeifũhren 
—9 —0 — et "genötigt, femi fo 
n ſicheden Might, entgegeüguftel 
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Angefichts dirſer offenen‘ md unumwundenen Erklärnng bat die k. Regierung fich 
noch einmal ernſthaft ‚die Frage vorlegen mitffen, ob die ihr als: Glied - des deutſchen 
Bundes und als felbfiftändige Macht zuftchenden Mechte umd obllegenden Pflichten ihr 

einen amberen' al8 den eingefchlagenen Weg böten oder möglich machten? Ste hat bei 
dieſer gewiffenhaften Prüfung nur zı dem Reſultat kommen können, daß der Weg, auf 
welchen fig nicht: durch Willkür, fondern durch die Nothwendigkeit der Umſtände geführt 
‚worden if, nicht ohne großes Unheil für, und Unrecht gegen’ Deutſchland werlaffen wer⸗ 

den tünne, mıd daß fie denfelben verfolgen dürfe, ohne, fey e8 mit dem Werfen des 
deutſchen Bundes im Allgemeinen, ſey e8 mit den Rechten tınd- Inter⸗ 
effen Deſterteichs insbefondere, in Conflict zu geratben. - 

Es Bedarf kanm einer kurzen Hinweiſung anf die Entwickelung ver dauſchen Zuſtünde 

ſeit dem Marz v. J., nm die daraus für Preußen mit Rothwendigkeit hervorgegangene 
Verpflichtung klar zu machen, alle feine Kräfte aufzuwenden, um der deutſchen Nation 
eine größere Einigung und engere Verbindung zu gewähren. Das Bedürfniß einer 
ſolchen iſt zuerſt von dem Bundestage ſelbſt anerkannt worden; die erſten datauf bezüg⸗ 
lichen Schritte find, durch Berufung der National⸗-Verſammlung, durch Anerkennung der 
bon dieſer gewählten Tentral⸗ Gewalt, durch das Zuſaimmenwirken mit dieſer letzteren in 
vweichtigen poliliſchen Fragen, von allen deutſchen Regierungen gemeinſam geſchehen. Die 
Vollendung‘ dieſes Werkes iſt dadurch verhindert worden, daß die National⸗Verſammlung, 
ihre Befngiiſſe Aßerfchreitend, die Vereinbarung mit ber Regierungen verſchmähte, und 
Preußen ihr nicht die Hand bieten wollte, um anit Gewalt dasjenige: durchzuͤfülhren, mas 
einem ininder loyalen Beſtreben wohl als Iockendes Ziel Hätte erſcheinen können. Bir 
vnrefen ˖ mit derſelbew Wreimüthigleit, welche der Ct. Miniſter⸗Pruſtbent mit Recht als 
‚aftbefreundeten Bundesgenofſen geziemend darſtellt, wohl daran erinnern, daß Preußen 
damals, mit faſt allen ſelnen Landestheilen unter Zuſtimmung dee Geſammthät in den 
Bund eingetreten, als die größte deutſche Macht daſtand, Deſterreich aber, durch bie 
feierliche Etklaͤrung vom 27. November v. J. ımb durchdie Verfaſfung vom⸗ 4. März 
WS. ſich eüre abgeſonderte Stellung gegeben, und abwarten zu mollen erklärt hatte, 
bis neben: dem verjüngten Deſterreich Auch das verjimgte Deutſchleuid zu neuen und 
feſten Formen gelangt fey. * Nachdem aber Preußen abgelehnt hatte, was ihm nicht nur 
von' der Mehrzahl der anerkannten deutſchen Volksvertreter, ſondern auch von der Mehr⸗ 
zahl der ſouverainen deutſchen Regierungen dargeboten war, war es nicht Willkür, nicht 
Ehrgeiz,ſondern Pflicht, welche ihm gebot, der Nation einen Weg zu zeigen, auf dem, 
ohne Verlegung der Freiheit und der Rechte ber Regiernngen, dad gewünſchte Ziel ers 
„teilt werden könne. Dieſe von Preußen offen: ausgeſprochene Pflicht erkannten damals 
- "tn diejenigen deutſchen Regierungen an, welche ſich mit ihm zu dem Bundniſſe vom 
26. Mai verbanden; und diefe Verpflichtung konnte Nicht aufgehoben werden, dadurch, 
daß gwei von den · deuiſchen Königreichen von Anfang ar abgeneigt waren, mit Preußen 
zu gehen, cuich nicht dadurch, daß die beiden anderen jegt das Bedürfniß, Preußen auf 
: feinem Wege zu felgen,. weniger empfinden, als fle e8 im Mai zu thim ſchienen; fie iſt 
aber vermehrt worden, und verftärft Dabırch,. daß Die große Mehrzahl der deutſchen 
Staaten ſich; ine Bertranen auf Preußens Feſtigkeit und Treue, an Preißen angeichloffen 
bat. Seit dies gefchehen ift, find es nicht vague und allgemeine Verheißungen, welche 
“ Preußen zu erfüllen” hat, ſondern beſtimmte Verpflichtungen gegen befreundete Regierun⸗ 
gen, gegen die große Mehrheit der Genoſſen des deutſchen Bimdes, und es iſt nicht für 
: ein: Recht allein, ſondern fir das Recht dieſer Genoſſen des deutſchen Bundes, auf freie 
Beteinigimg, daß Ptenßen einzutreten hat. 
DB Recht Können amd müſſen die verbündeten Regierungen zunächſt aus dem alten 
Burndestecht felbft ableiten. Wie müflen an der Behnuptung feithalten, daß, auch menn 
Meß · Bundesrecht noch in feinem wollen Umfange beftände ımb anwendbar wäre, es weder 
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durch das Bündniß vom 20. Mai, noch durch. den zur bildenden Bundedſtaat verlt 
‚würde. Wir. werden den Urt. XI. der Bundesacte für uns anführen müſſen, jo lange 
mon uns nicht nachweiſet, daß unſer Bündniß, welches zum Schü und zur Exhaltun 
der Unverlegligleit Der, Staaten geſchloſſen iR, und ſich in dieſem Sinue (chen bewährt 
hat, gegen die Sicherheit des Bundes gerichtet ſey, oder irgend einen einzelnen Etat 
J. dyatſjachlich ‚gefährdet habe, oder eine Beſtimmmung enthalte, welche mit, der Sicherheit, der 
freien Selbſtbeſtimmung oder der Integrität irgend eines Bundesgliedes unverträglich in, 
pder jugend, einem des betheiligten Stagten hie Erfüllung, feiner Bundespflichten unmeg—⸗ 
„ lich mache. Wenn mian uns einwenden wollte, daß die. freie Selbftbeftimmung und de 
volle Somverainetät. der einzelnen Staaten verlegt werde durch ‚Die Uebertragung beſtimm 

- ter Rechte an die gemeinfame Legislatur und Eresutive, ſo würden wir Darauf erwiedem 
va auch in dem alten Bunde die volle Spuverainstät in dieſem abjoluten Sinne nicht 

, Peine, indem die einzelnen Staaten, in allen nicht beſonders ausgenommenen Fallen, 
‚an die Beſchlüſſe durch Stimmenmehrheit, ſey es des Plenum, fe es ‚der engeren Pur 

„1 es: ⸗Verfammlung, gebunden waren; wir würden ferner daxauf perweiſen, dahß durd 
Art. VI. der wiener Schlußaete, die Abtretung dev anf einem Bundesgebiet haftenden Srı: 


‚ia, indem Die Zuftimmung bee Geſammtheit nux deum erfordert wird, wenn eine feld 
. Abtretung zu. Gunſtarr eines- nicht im Bunde Begriffenen geſchehen follte, Wenn da 
.. Geſammuheit gegen eine ſolche, durch Verabredung unter zwei per mehreren Bund 
‚| . gliedern entſtehende Uebertragung der Squverainetät Fein. Cinſpruch zuſteht, fe fm 
es um ‚ig weniger irgend‘ einem einzelnen Bundesgliede. Eine Abtretung der Eat 
rainttät aber findet, wie wir nicht exft zu beweiſen brauchen, in dem beagbſchige 

Bunde sftante- nicht ſtatt; wollte man dieſelhe ihm, porwerfen, fo würden mir ben dehr 

gierungen von ‚Sachfen, und Hannover, welche in Gemeinſchaft mit. ums. den Enten 
geſtaltet haben, und welche ſchwerlich fih ‚den Vorwurf gefaflen ‚Laffen würden, I 

.Sauverainetit zu Guten Breußens aufgegeben zu haben, die. Widerlegung überlaſen 

Ga handelt ſich nielmehr daria nur um bie Uebertragung einzelner Rechte auf die Ge 

nl. ſammtleinung, aljo um etwas viel Geringeres, als was ini Urt. VI. der wiener Schuß⸗ 

"| ‚acke. ala zuläſſig bezeichnet worden; yıh es leidet keinen Zweifel, Daß, was von tem 
‚Mehrsren gilt, auch von dem Minderen gelten, »..b, aljo in dieſem Kalle, daß ci 

1. Wergbuebung unter mehreren Bundesgliedern zum Zive ber. Uebertragung beftimnle 

Rechte auf ein: gemeinſames, einheitliches oder zufunmengefegtes Organ, innerhalb ti 
; alten Bindesrechtes giltig iſt. Käme es mm darauf an, den alten Bundestag wiede 
5 Bann, fo wäre das Aeuerfte, was die übrigen Bundesglieder forbern fünnten, noch 
.Alnalogie des Art. XVI, eine Vereinbarung ſämmtlicher Staaten über ein neues Otin 
menverhältniß auf dieſem Bundedtage. 

Dieſe Auffaſſung des alten Bundesrechtes, welche wir den erhobenen Einſpruch enr 

.. gegenhalten müiſſen, wird fowphl durch den Geiſt, wie den Buchſtaben der Buntık 

Verfaſſung, als durch frühere Vorgänge geichloffener Bündniſſe innerhalb des Dun 

tgerechtfertigt. Wir würden aljo ‚in unjerem guten. Rechte ſeyn, auch wenn die pr 

Drganifntion des Bundes und das. alte Bundesrecht in ſeinem vollen Umfange ul 
vzıpı beſtäuden. 

Wir fiub aber zu der neuen Schöpfung, welche wir der freien Aunahm⸗ der Regit⸗ 
„zungen und der Völker dargeboten haben, um ſo · mehr berechtigt, Da dies nicht ber Ba 
7 fondern das: Bundesrecht in weſentlichen Punkten altexirt, die Drganijation. in ihrem 
inneren Zujammenhange aufgelöft ift, und der Bund nur nach in feinen Grundlagen, 

‚feinen Zwecken und jeinen Glievern, und den gegenjeitigen Pflichten und Rechten der 

‚.degteren beſteht. Wir wollen bier nicht darüber echten, wie viel won dem Aufgegebenen 

‚ „aker. von dem Stehengehliebenen zur Mexfaſſumg zu rpechnen jey: wirwollen und an 





. ‚|. berainetätdNechte au Gunklen eines Mitverbündeten, ohne alte Beſchränkung freigeftelt 
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Die Thatfachen halten, daß der Bundestag ſelbiſt, als das bexechtiglo Drgan des Bundes, 

. eine Reviſton der Bundes⸗Vetfaſſung für nothwendig erklärt, und dirch Die Berufung 
der Volksvertreter eingeleitet hatte; daß unter Zuſtimmung und Mitwirkung aller Re⸗ 
gierungen. die Thaͤtigkeit dieſes früheren Organs aufgehört hatte, und a. feine Stelle, 
in der / probiſoriſchen Centralgewalt und dem Reichsverweſer, ein newes Organ bon we⸗ 
femlich verandertem Charakter getreten war, deſſen Befugniſſe durch einen von den 
J. Regierungen anerkanmien Beſchluß der RNational-Verſammlung beftimmt: worden, fo daß 
der Reichsverweſer keinesweges lediglich als der Nachfolger des Bundestages und der 
GErbe ſeiner Defugniſſe augeſehen werden konnte; ‚daß durth bie ganze Wirkſamkeit der 
Nationnl⸗Verſammlung und der Centralgewalt die deutſchen Verhaͤltniſſe in eine fo ganz 
nene Richtung hineingedraͤngt werben, daß es auch jegt, nachdem die ‚biäherige Form der 
Gentdalgewalt ſich ald imhaltbar erwiefen, ‚nisht mehr möglich ewichienen iſt, ſelbſt für 
eih- Imerim auf die ältere Form zurückzugeben; daß and die Bundes- Kriegsverfaſſung 
durch Die eingetretenen Greigniffe und Beſchlüſfe, in Folge deren die Zufummenjegung 
und Eintheilung der Heerestheile einer neuen und: durchgreifendeu Anordnung bedürfen, 
akterivt, und eine Rewifion derfelberr unvermeidlich geworden iſt; daß Preußen durch den 
Beitritt faſt feiner ganzen Monarchie zu dem Bunde. eine andere Stellung in: demfelben, 
und einen: Anſpruch auf Berückſichtigung derſelben, z. B. bei der Stimmen⸗Vertheilimg 

. im Plenum wie im engeren Bundesrath, gewonnen hat; daß endlich die öſterreichiſche 
Monarchie Durch die neue. Stellung, welche ihre Bundesländer zu den übrigen Theilen 
des Geſammiſtaates in der Verfaſſung vom 4. Mär; erhalten Haben, in ein werändertes 
Verhaltniß zu Dentſchland getreten iſt, melches nach der eigenen ansgeſprochenen Anficht 
der k. k. Regierung einer befonderen Regelung bedarf. Lllle diefe Thatſachen beweifen, 
daß das alte Bundesrecht nicht mehr in feinem vollen Umfange anwendbar ift; es ift 
es nicht auf das öſterreichiſche Bundesgebiet, in welchem fortan Die Beſchlüſſe eines 
Bundestages nicht mehr in der früheren Weiſe verbindlich ſeyn Könnten, ohne mit dem , 
neuen, verfaffimgsmäßigen Zuftunmungsrecht der Vertretung des Geſammiſtaates zu 
collidiren; es kann es alſo auch nicht feyn auf Die übrigen Gendffen des Bundes, wel⸗ 
cher letztere in dieſer Beziehung Feine Ungleichheit duldet. Alle dieſe Thatſachen 
beweifen daher auch, dag der Organisınud des Bundes einer neuen durchgreifenden Re⸗ 
diſion bedarf; und cben in dieſer VBorausfegung hat Breußen, wie die übri— 
‚gen deutſchen Stanten, fich enthalten, gegen die Anwendung der öfters 
reichiſchen Reichs-⸗Verfaſſung auf die Sfterreichifchen Bundeslande, ohne 
irgend einen Vorbehalt der Bundesrehte und Bundespflidten, Einſpruch 
zu erheben. Eben darum aber Tann Preußen au keinen Einſpruch dagegen 
“gelten laffen, wenn eine Anzahl — und im vorliegenden Falle noch dazu die große 
Mehrzahl — ver fonverainen Bundesglieder ih, in Vorausſicht dieſer Reviſion, zu 
Verabredung einer unter fich gemeinfamen Verfaffung vereinigen, welche die Mechte und 
Blichten des Bunded⸗Vertrages noch außerdem ansdrichlich vorbehält: "Preußen wird, 
wie feine Verbündeten, zu diefer Reviſion gern die Hand bieten;! die ſtattgefundene Eini⸗ 
gung und Verftändigung der Mehrzahl der Bundesglieder kann die Verwirklichung ders 
felben nicht erſchweren, ſondern nur erleichtern und vereinfachen. Brengen und die 
vereinigten Stauten bilden bie Mehrheit der Stimmen im Blenum wie 
im engeren Bundesratd, und können Dadurch Anfpruch auf eine Berückſichtigung 
machen, welche ihnen ber Gerechtigkeitsſinn der üfterreichifchen Negierung nicht verfagen 
wird. Die engere Verbindung dieſer Staaten bildet eines der Elemente, welche bei der 
Neugeftaltung des Meiteren Bundes ihre Geltung finden müſſen; fie kann eben fo wenig 
ein Hinderniß derſelben feyn, wie die k. k. Regierung die neue ‚Stellung ihrer Bundes- 
Länder als ein ſolches betrachtet, und tie wir feinen Anſtand nehmen werben, die Tegtere, 
als durch Die Wohlfahrt der Sfterreichiihen Geſammt⸗Monarchie unabweidbar bedingt, 


bilden. 
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zu voller Geltung kommen zu laſſen, fo erheben wir denſelben Auſpruch für den Bun⸗ 
desſtaat, weichen nit uns die Mehrzahl der deutſchen Regierungen fir die WoHliahrt 
Deutichlands unerläßlich erachtet. 

Wenn diefer Bundesſtaat, deflen Genen nach dem: freiwilligen Beitritt der vereinig⸗ 
ten Staaten abgemefien find, fo organifirt wird, daß in ihm zugleich die Keime cine 
weiteren Entwickelung liegen können, in deren Folge ex derecinſt, durch eben fo freiwilli 
: gen, Beitritt. der übrigen Genoffen des Bundes, Das ganze Deutſchlaud umfaffen und, in 
feinem Gortelativ einer Union mit der Bfterreichifcehen Geſammi⸗Monatchie, in die Stel 
: des dentfehen Bundes treten wurde: jo müffen wir auch dayır- die Berechtigung in den 
jenigen Ucten des Bundestages und der, in NätivnalsBerfammlang und Reichs⸗Verweſtt 
dargeftellt gewejenen Gentrals@ewalt jehen, welche entjhieden der Gründung eines deut: 
fchen Bundesftantes entgegen zu führen beitimmt waren, und um welchen Defterreid 
felbft entweder ausdrücklich Theil genommen, oder welche es dach ohne Wiberjpruch zu 
gelaffen hat. Auf diefem Wege fortiugehen, hatte jeder deutſche Staat das Recht; und 
diejenigen haben die Pflicht dazu, welche van der Uebergeugung durchdrungen find, daf 
nur auf dieſem Wege den verhängnißvollen Seifen der Revolution ein Ziel geſetzt werden 
kann, und daß es den Regiernngen obliegt, durch Befriedigung der wahren Be⸗ 
dürfniſſe der Nation, Deutſchland vor neuen Revolutionen zu bewahren. 
Wir Finnen alfe in dieſer auf die Zukunft eröffısten Ausſicht weder eine Verlegung 
der Bundeöpflichten, noch eine Gefährdung ded Bundes oder feiner Mitglieder, denen 
volle Freiheit der Entichließung gewahrt: ift, erblicken. 

Ich glaube im Vorftehenden die rechtlichen Grundlagen hinxeichend augaare 
zu haben, auf welche Preußen und die verbiindeten Regierungen in ihrem Verfamen 
anf dem eingefchlagenen Wege fich ſtützen. In dieſer Ueberzeugung ihres guten Rechte 
und In den Bewußtſeyn ihres ernſtlichen Billens, Teinem Rechte ihrer Mitgenoſſen m 
dentichen Bunde zu nahe zu treten, vielmehr ale ihre Bflichten getreulich zu erfüllen, 
ann. die k. Regierung fich offen und, unumwiunden den ‚verwahrenden Erklärungen 
gegenüber ausſprechen, welche den Schluß der Depeſche des t. k. Miniſter⸗ Prãſidenten, 


Wenn fie fich nicht Sat überzeugen konnen, daß das Bulndniß som 26. Mai und der 
daraud hervorgehende Bundesſtaat mit dem Weſen des deutfihen Bundes unvereinbar 
ſey, fo kann fie natürlich auch ‚nicht zitgeben, daß die beſchloſſene Verufung des Parle⸗ 
ments nach Erfurt dem Bundes⸗Vertrage zuwider laufe. Was aber die Geltung urd 
Wirkſamkeit der Beſchlüͤſſe deſſelben betrifft, Gegen welche das k. k. Cabinet ſich vn 
wahrt, fo hat ſie einfach zu erklären, daß fie weit Deo entfernt iſt, dieſen Beſchlüſſen 

irgend eine Geltung und Wirkſamkeit über die Grenzen der frei dazu mitwirkenden 
* Staaten zuzufihreiben, und daß ed: ihre und ihrer Verbündeten eigene Sorge jeyn wirt, 
daß weder Defterreich noch andere. dein Bundesſtaate nicht beigetretenen Staaten dadurch 
berlihrt oder in ihren Rechten gekränkt werden. Die Beziehungen diefer Staaten ja 


"dem Bundesftaat werden nicht einfeitig, fondern mar durch freie. Vereinbarung und Year 





. Rändigung geregelt werden kömen. Die Mechte der Anderen find uns eben jo Lelliz, 
wie unfere eigenen Pflichten, und mir können in dieſer Beziehung Die Verwihung 
Defterreichd -eben jo bereitwillig anerkennen, wie wir auf der anderen Seite jedem an: 
zelnen deutſchen Stante dad Mecht des freien” Beitrittö wahren umüſſen. 

In dieſem Nechte des freien Beitritts für le ift allein die Möglichkeit begrünket, 
daß der jeßt vorliegende engere Bundesſtaat bereinft: als ein deutſches Reich an die Stelle 
des beutfchen Bundes trete. Dieſe Möglichkeit mußte der erſte Verfaſſungs⸗ Ent 
von 36. Mai d. J. ind Ange faſſen; fie lag unſerem, zu eben Der Zeit an das k. f. 
Cabinet gerichteten Vorfchlage zu einen Union des Bundeäflantes mit der oͤſterreichiſchen 

Monarchie zu Grunde, und wir ffeuen ums, die Berechtigung einer ſolchen Auffaftuns 
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“ auch voi dert... Regierung durch die Erklärung anerkannt zu “en, daß Vieſelbe ihre 
Zuſtimmung dazu hätte geben können, in dein Falle, daß alle brfgen Genoſſen des 
deuffehen! Bundes dem won Preußen zu fliftenden Vereine heigetteten ſeyn würden. 
Diefer Fall iſt nicht eingetreten; und Daß wir dieſem Umſtande und det gegenwärtigen 
Verhälmiſſen volle Berückſichtigung widmen, haben wir durch die von uns felbft vorge⸗ 
[hlagened Modiflcationen des Berfaffings= Enteurfe gezeigt. Wir iofirden aber weder 
ımferer eigenen Stellung, noch den wahrbaften Bedürfuiß der dentſchen Nation ‚no 

"endlich, wie wir glauben, jel6ft dem eigenen Intereſſe Oeſterreichs, das in der größeren” 

Kräftigung feirtes inneren Staatslebens die Bedingung ſeiner Eriftenz ficht, genügen, 

wollten wir die Möglichkeit einer ſolchen Entwickelung für bie weltere Zukunft abſchnei⸗ 

den. Daß wir auch ein ſolches Ziel nur auf dem Wege freier Vereinbarung erreichbar 
halten, Haben wir zurr Genüge nicht. nme ausgeſprochen, ſondetn auch durch die That 
bewieſen, indem wir den in Frankfurt gemachten Verſuch zu einer, Dirchführung auf 

"anderem Wege und unter Anderen Bedingungen entfchieden abgelehnt haben, indem wie 
ferner noch jest die Hand zu einer gemeinjamen Revifion bes deuiſchen Bundes bieten, 

wie fie das k. k. Cabinet ſelbſt als nothwendig anerkennt. Wir ſind alſo weit davon 
entfernt, anzunehmen, daß der jetzt zur Berathung vorliegende Bundesſtaat ſchon an die 

Sielle des deutſchen Bundes trete; und Lünen Der dagegen eingelegten Verwahrung nur 
erwiedern, daß wir seinen ſolchen Anſpruch nicht machen, daß wir aber der weiteren Ent⸗ 
wickelung der noch nicht zum Abſchluß. gediehenen, allgemeinen deutſchen und öſterreichi⸗ 
ſchen Verhältniſſe die künftige Geſtaltung des Bundes überlaſſen müſſen. 

Wenn nun endlich das- k. k. Cabinet an das Ausſchreiben eines Parlamentes für bie 
verbüindeten Staaten ernſtliche Beſorgniſſe vor Gefahren für die Erhaltung der Ruhe 
und Ordnung im Gebiete des Deutfihen Bundes nüpft, und fir den Fall, dag folche 
wirklich dadurch herbeigeführt werben ſollten, denſelben mit aller Entichiedenheit und zu 

Gebote ftehenden Macht entgegentreten zu wollen erklärt: jo können wir zwar dieſe Be⸗ 
fürchtungen nicht theilen, find vielmehr der Anſicht, daß gerade die Berufung des 

“ Barlamentes, welcher die revolutionaire Partei aus allen Kräften ents 
gegen arbeitet, das ficherfte Mittel fey, . neuen revolutionairen Krifen vorzubeugen ; 

nehmen aber zugleich einen Anftand, zu erklären, daß, falle ſolche Gefahren wirklich 
eintreten, und Ruhe und Ordnung in Deutſchland geſtört werden ſollten, wir zur Ab⸗ 
wendung derſelben unſere kräftigſte Mitwirkung eintreten laſſen, und mit allem Ernſt und 
allen uns zu Gebote ſtehenden Kräften die bedrohte Ruhe aufrecht erhalten würden. 

Eines Gleichen ſind wir von allen unſeren Verbündeten gewiß, und das von allen Re⸗ 
gierungen, wie von allen Ständen Deutſchlands tief und lebhaft gefühlte Bedürfniß bes 
Friedens amd der ruhigen Entwidelung wird und dabei eine Fräftige Stüge feyn. Wäh- 
rend da8 Interim, auf deſſen Grund die Bundes-Commiſſion in den nächften Tagen 
zufammentreten wird, für Dejterreich und Preußen und für den gefammten Bund über: 
haupt, das Mittel zu gemeinfamen Handeln, wo gemeinfame Gefahren es nöthig machen, 
darbietet, wird die engere Verbinding, in welche Preußen durch das Bündnif vom 26. 
Mai mit der Mehrzahl der deutfehen Staaten getreten ift, ihm ſelbſt und allen dieſen 
Staaten nur eine größere Kraft des Widerftandes gegen die Revolution, und eine ver⸗ 
mehrte Möglichkeit des Mitwirkens zu den gemeinfanen Zweden des deutſchen Bundes 
gewähren , während zugleich in dem befonnenen Theile der Nation das Vertranen auf 
eine befriedigende Geftaltung der deutichen Verhältniſſe, durch die That erhalten, 
belebt und geftärkt, und dadurch ihr Beiſtand im Kampfe gegen die Revolution ge⸗ 
ſichert wird. 

Die k. Regierung ſpricht hiermit offen und ohne Rückhalt ihre Ueberzeugungen und 

Abſichten aus, wie es die offene Sprache des 2. F. Cabinets ihr zur Pflicht gemacht 
hat. Sie hat danach feinen Anlaß, zu befürchten, daß ſie bei dem ruhi— 
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Bon Seiten ber nach Prag gekommenen Commiſſarien wird zur Beruhigung ir 
fündigt: daß Fürft Windifhgräg entfchloffen fey, feine Stelle ald commandirende 
General in Böhmen in die Hände S. M. des Kaiſers zurüd zu legen, wl 
bag nach hergeftellter Ruhe der Patrouillen⸗Dienſt gemeinfchaftlih von dm | 
Militair und ber Nationalgarde gefchehen falle. — Der hodigefiegeme Ueher 
muth der Rebellen läßt fie Diefe Zugefländniffe ignoriren; ihre Gewaltihaten 
dauern fort, und nöthigen zu erneutem Ginfchreiten. Die Stadt wird von in 
umliegenden Höhen aus beworfen. 

Geſetz, das OberAppellations:Gericht für Kurheſſen betreffend. 

Die badifche zweite Kanimer genehmigt, daß Statthalter Peter verhaftet werk; 
natürlich nach Nürhberger Recht. 

Nachtrag zum Habichtichen Verfaffungd-Entwurfe (S. 16. Mai); das blos fuden 
five. Veto zugegeben. Nach bemfelben fchlagen bie Stänbe für jebe erlehik 
Stelle drei Candidaten vor, aus beyen bie Regierung. einen wählen muß; di 

. Mitglieder bes Gerichtöhofes können ohne ihre Zußimmung. nicht verjegt were, 
und wählen felbft den Bräfidenten. 

Beſchluß des Bundestages, Die Regierungen von Preußen, Baiern und Gufia 
zur Bereithaltung von Truppen aufinfordern, welche in Böhmen einruͤden Im, 
fobald das öfterreichifche Cabinet dies verlange. - 

Große Bold: Berfammlung und Trauerfeierlichfeit für die gefallenen Mirkke, 

zu Merfeburg. — Es galt, ihre Manen für die am 9. Juni von ber And 
Berfammlung beliebte Tagesordnung zu entfchädigen. 
Außerſt ſtuͤrmiſche, und durch Theilnahme des Gallerie⸗Publicums verhcriht 

Sitzung ber deutſchen National⸗Verſammlung, welche über bie proviſotiſſe 11 
tral⸗Gewalt berathet. Wegen ſteigender Erhitzung der Gemuͤther wir m 
fangere Pauſe beſchlofſen. Nach Wiederaufnahme ber Verhandlungen mi 

- Hedfcger durch eine Cobenein auf Wahrheit beruhende) Bemerkung übe iM 
Zufammenhang der linken Seite und Gallerie, fo infemoliſchen ©) Larm, daß m 
Mräfident ſchließen muß. | 

.| Heinrich Zſchocke. 

.Der frankfurter demokratiſche Central⸗ Ausſchuß erllaͤrt mitelſt aff entlicher Belau⸗ 
.machung: daß er der National⸗Verſammlung fernere Anerkennung verſage, WM 
ihre Mehrheit als eine volföfeindliche Macht betrachte; ex forbert das ‚For 
„Losreißen ber Diinderheit, um auf biefem Wege eine neue Verſammlung zu bie 


“) Zur Mechtfertigung des Ausdruckes moͤge die Schiderung eines Augenzeugen, va? 
finnigen Friedrich v. Raumer, Plag finden: „Ich Habe das Meer braufen, ig 
Ochſen brülfen hören, ich habe mich entfegt vor dem Chore, das Löwen und Tiger ® 
ben Gürrengarbens im Wettgefange auftimmten; aber dies Alles warb weit übehr 
von dem Schreien und Wüthen der Linken und. der Gallerien.“ 


\ 
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faktiſche Umwandlung des bisherigen Staatenbundes in einen proviſoriſchen Bundesſtaat — 
wie der Beſchluß diefes Wort auch ansdrücklich ausſprach — Alles dies konnte, in Be⸗ 
tracht der Lage der Dinge, die deutichen Regierungen und auch die k. Bfterreichifche nicht 
abhalten, jenen Beſchlüſſen eine maßgebende Kraft zu geftatten, und ihnen vollſtändige 
Bolge zu geben: Am Tage feiner Wahl beglückwünſchte die Brmdes-Verfammfung auf 
Antrag des k Bflerreichifchen Bundestags-Befandten ©. K. H. den Reichsverweſer. Am 
12 Juli eröffnete derfelbe Geſandte die Sipimg, mit der Eröffnung, daß & K. H. an 
biefem Zage die Würde eines Regenten Deutſchlands antreten würden, und übergab Na- 
mens der Verſaumlung S. 8. 5. die Ausübung der Functionen, welche ber Bundes⸗ 
Verſammlung zugeftanden Hatten, um nunmehr an ter Spike der Eentralgewalt für die 
Sicherheit und Wohlfahrt des deutithen Bundesftaates zu jorgen. Mit tiefer Uebergabe 
erflärte der Geſandte die bisherige Thätigkeit der Vundes-Verſammlung beendet. 

Dies find die Umſtände, welche das Ende der Bundes-Verſammlung begleitet haben, 
ein Creigniß, wichtig genug, um in feinen einzelnen Momenten feftgehaften zıY werben. 
Die k. öſterreichiſche Regierung ift auf der Bahn, auf welcher das bid dahin verfaffungs- 
mäßige Organ des Bundes zertriimmert werden, auf der Bahn, an deren Ziel die Um⸗ 
wanblung des- Staatenbnudes in den Bundesſtaat Tag, mit⸗ ımd worangefchritten. Sie 
hat mitgewirkt zu dem Beichluffe vom 30. März, welcher eine National⸗-Vertretung zur 
Vereinbarung über ein deutfches Verfaffungswerk berief; fie Hat die Wahlen zu dieſer 
Vertretung in ihren deutſchen Landen veranlaßt; fie "bat bie Aufhebung der Bundes⸗Ver⸗ 
ſammlung und die Wahl eines Mitgliedes des Kaiſerhauſes zum Reichsverweſer, obgleich 
davon Die thatfächliche proviſoriſche Umwandlung de Staatenbundes in einen Bundes⸗ 
ſtaat nicht zu trennen war, freudig willkommen geheißen; fie bat burch den Mund ihres 
VBundestags⸗Geſandten die Thätigkeit der Bundes-⸗Verſammlung für been het erklären, 
und die Vereinigung, an deren Spitze der Reichsverweſer trat, in feierlichen" Sitzung 
„den deritſchen Bundesſtaat“ nennen laſſen. 

Es verdient einen beachtenden Blick, in welcher Stellung Preußen, Deutſchlanb gegen⸗ 
über, ſich zu diefer Zeit befand. Es hatte im April feine Provinzen Preußen und Poſen 
unter Zuſtimmung der National-Verſammlung, dem Bunde einverleibt. Es 
fand, bis anf einen geringen polniſchen Diſtriet, mit feiner ganzen Ländermaſſe im 
Bunde. Es war, hei einer preußiſchen Bundes=- Bevölkerung von über 16 Millionen, 
zur größten rein deutſchen Macht geworden. Es trug fit Dentfchland, damals mit allei⸗ 
riger Kraft und zu alleinigem Schaden, die ganze Laſt des däniſchen Krieges: 

Allee der Bedenken über die Haltung, welche bei jenem Beichluffe die National⸗-Ver⸗ 
ſammlung annahm, ungeachtet, trat Preußen fiir einige Zeit von der ausführenden Ge: 
walt des Bundes zurück, und gab ohne die mindefte Zögerung zu der Errichtung ber 
Gentrafgewalt, und der Wahl eines üfterreichifchen Fürſten zum Reichsverweſer, feine 
volle Zuftimmung. Es' hatte vor Allen vor Angen, was damäls als Heiljam für 
Deutschland betrachtet wirede, und erfunnte in dem: Beſchluſſe einen großen Säritt fin 
die Herftellimg des Bundesftanted. 

Wahrend Preußen ſich auf das engite an Deuſſchland angefchloffen ‚hätte, war Deſter⸗ 
reich ein anderer Weg zugewieſen. Es war durch die Lnge der Dinge genöthigt, ſeine 
deutſchen Lande in die naͤchſte Verbindung mit feinen außer⸗deutſchen, dem Umfang und 
der Einwohnerzahl nach weit überwiegenden, zu ſetzen. Defterreich Hat’ dies, noch che es 
durch feine Verfaffung vom 4. März 1849 dazu thatſächlich fehritt, - offen nnd unum⸗ 
wunden ausgeſprochen, und ſein Verhältniß zu Deutſchland als cin durchgreifend verän- 
dertes bezeichnet. In dem Programme von Kremſier, welches am 27. November 1848 
Fürſt Schwarzenberg der öſterreichiſchen Reichs-Verſammlung vorlegte, heißt es wörtlich: 
„Das große Werk, welches uns im Einverſtändniß mit den Völkern obliegt, iſt die Be⸗ 
gründung eines neuen Bandes, das alle Lande und Stännne der Monarchie zu Einem 
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großen Staatskörper vereinigen joll. Dieſer Standpunkt zeigt zugleich den Weg, meld 
da3. Miniſterium in der deutſchen Frage verfolgen wird. Nicht in dem Zerreißen dan 


.. Monarchie liegt die Größe, nicht in ihrer Schwächung die Kräftigung Deutſchlande. 


Deſterreichs Fortbeſtand in ftaatlicher Einheit ift ein dentfehes, wie ein europlſches De 


u dürfuiß. Von diefer Ueberzeugung durchdrungen, ſehen wir der untärlicden Entmidelun 
des noch nicht wollendeten Umgeftaltungs-Proceffes entgegen, Exft wenn dad verjiingt 
. Defterreich amd dad verjüngte Deutschland zu neuen und feſten Formen gelangt 


find, wird es möglich feyn, ihre gegenfeitigen Beziehungen flaatlich zu beſtimmen. 
Bis dahin wird Defterreich fortfahren, feine Bundespflichten treulich zu erfüllen.’ Hierin 
lag das unumwundene Anerkenntniß, daß das Zufanmenfchliefeu der deutichen Beſtand⸗ 
theile Defterreich8 mit feinen überwiegenden nichtbeutichen, eine von Oeſterreich abgeſon⸗ 
derte Entwickelung der deutſchen Zuftände nothiwendig mache, und dag erſt, wenn bie 
erfolgt fey, das Verhältnig Defterreiche zu Deutichland ſich werde beftimmen Iaffen. Wir 


‚ und mit welchen Folgen Defterreih auf diefem Wege durch feine Verfaffung vom & 
März 1849 vorgeichritten ift, darauf wird unten zurückgekonmen. 


Unter welchen Kämpfen der Parteien die Verfaſſungs-Arbeit in Frankfurt ihren Fert 


gaug nahm, iſt erinnerlich. Die Richtung, weiche dieſe Arbeit einſchlug, nud die central⸗ 


conſtitutionelle Deſterreichs liegen beſorgen, daß dad, Verhältniß DOeſterreichs zu Deuitſchland 


i ſich den wechſelſeitigen Intereſſen entſprechend nicht geſtalten werde. Die Circular⸗ Rot 


der preußiſchen Regierung vom 23. Januar 1849 liefert den Beweis, welchen Werth bie 
letztere auf ein fortgeſetzt nahes Verhältniß Deſterteichs zu. Deutſchland legte. Es wur 
darin zugleich die Hoffnung ausgeſprochen, daß die K. öſterreichiſche Regierung auch ker 


Geſtaltung der inneren VerhältniſſeDeſterreichs auf Die Bezie Hungen zu 


Deutſchland die möglichſte Rückſicht nehmen werde, und ſchon damals geäuket, 


dag, wenn die K. Regierung nicht glauben ſollte, an der Entwickelung Deutichlant n 


vollem Maße Antheil nehmen zu können, Die Aufrechthaltung des deutichen Bundes, und 
die Grhaltung der Stellung des öſterreichiſchen Kaiſerhauſes vereinbar jeyen mit dem Ju 
ſanmentritt der übrigen deutfchen Staaten zu einem engeren Vereine, zu einem Bundes⸗ 


ſtaate innerhalb des Bundes, 


Es lagen hiernach zwei Wege vor, entiveder die k. öſterreichiſche Regierung nahın ka 
Seftaltung der inneren Verhältniſſe Oeſterreichs auf die Beziehungen zu Deutichland die 


exforderliche Rückſicht, oder, wenn fie dies nicht vermochte, fie trat zu einem engere 


Bundesſtaate in Die dann nach offenen und möglichen Beziehungen auf dem Boden vei 


.. weiteren Staatenbundes. Bu dem erfteren Hat diek. öfterreichiiche Negjerung , wie bel: 


fommen anerkannt wird, nach der Lage der Dinge, fich nicht entſchließen dürfen. Sie 


gab der Monarchie am 4. Mär, 1849 eine Verfaſſung, welche Die deutſchen Lande auf 


das engfle mit den nichtdeutſchen zuſammenſchließt, des Verhältniſſes der deutſchen zum 


J Bunde feine Erwähnung thut, amd dem letzteren bie ihm zuſtehenden Rechte nicht ver⸗ 


behält. Hiernach blieb der k. Regierung, wenn der Bund und ſein Verhältniß zu Deſter⸗ 
reich nicht ganz in Frage geſtellt werden ſollte, nur übrig, den Plan eines engeren Bundes 


J.. ſtaates mit allem Ernſte zu verfolgen; — denn um der eigenthümlichen Lage Defteraih? 


B 
‘, 
4 
ra 
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‚willen den von Defterreich felbft geförderten Weg einer bundesſtaatlichen Gatuidemg 


Deutihlands ganz aufzugeben, das war weder won ben deutſchen ragen zu fordern, 
noch den deutſchen Völkern zuzumuthen. 
Unter den bekannten wechfelfeitigen Zugefländniffen der Parteien war am 28. Min 


F 1849 die, keine derſelben befriedigende Verſaſſungs⸗Arbeit vollendet worden. Keine der we⸗ 


ſentlichen Crinneruugen der Regierungen war berückſichtigt. Die Veränderungen des 


ren Entwurfs ſtanden vielmehr zu dieſen Erinnerungen in den Haupiſachen im grellen 


Gegenſatze. Erwägt man, daß die NationalsBerfanunlıung ſich im Juni 1848 zur Wahl 


‚eines Reichsverweſers ermächtigt gehalten hatte, und daß bie Regierungen, ‚bie k. öfter 


“ ‘ : 
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reichiſche an ihrer Spitze, fich becilt hatten, dieſer Wahl durch nachträgliche Genehmigung 
Wirkſamkeit zu verſchaffen, ſo muß ed minder übereafchen, daß chen dieje Verſammlung 
am 28. März ſich zur Wahl eines Kaiſers berechtigt Hielt. Diefe fiel auf Se. M. den 
König von Preußen. Die Anfeegung und der Gifer, ’ welcher in einem großen Theile 
von Oeutſchland mid auch im eigen Lande zur Annahme diefer Wahl Hindrängte, ift 
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bekannt. Die k. Regierung erivog die. mangelnde Befugniß zu dieſem Anerbieten, - die 
. Rechte :der Mitfürſten und den. Inhalt der Verfaſſung, auf Grund deren Der Antrag 


erfolgt. Sie wich nicht von dem Wege der Bereinbarung, und ließ ſich ſelbſt durch 
Die ſich dagegen auflehnende Haltung der damals verfammelten zweiten Kammer nicht 
irren. Sn einer Note, welche an. dem Tage der Audienz der fraukfurter Deputation, 
am 3. April 1840, abging, wurde zwar der Entſchluß S. M. des Königs erklärt, an 
die Spitze eines deutſchen Bımdesftaates zu treten, der aus den frei hinzutretenden Staa⸗ 
ten fich bilden möchte, zugleich aber wurden die Negierumgen erſucht, in Frankfurt Be- 
vollmächtigte zu beſtellen, um ſich über den Bundesſtaat, über das Verhältniß der Bei⸗ 
tretenden zur Verſammlung in Frankfurt und zu den Nichtbeitretenden, zu erklären. Aber 
auch dieſer Weg wurde unmöglich. Um 11. April faßte die National⸗Verſammlung 
den Beſchluß, an der aufgeftellten Verfaſſung unverbrüchlich feſtzuhalten, und am 14. 
April erklärten, die Bevollmächtigten von 28. Bundesſtaaten, daß ihre Negierumgen die 
frankfurier Verfaffung unter der Vorausſetzung anerkennten, daß fle für ganz Deutſchland 
Geltung erhalte. Zu einer weiteren Verſtändigung war hiernach nicht zu gelangen. Die 
Wahl ſtaud zwißrhen. unbedingter Yımahme oder unbedingter Beriwerfung der Frankfurter 
Verfaſſung. Die Ablehnung der Kaiſerwürde und der Verfaffung in ihter damaligen 
Geſtalt, wurde. in. der Note vom W. April erklärt. 

Es kann mm mit der unbedingteſten Zuverſicht gefragt werden, ob die k. Regierung am 
28: April bei dieſer Erklärung ſich der Pflicht habe entſchlagen können, dahin zu ſtreben, 
die Deutfchen -Berbältniffe in einer, dem langjährigen Verlangen der Nation, den wieder⸗ 
holten feierlichen Verſprechungen der Regierungen gemäßen Weiſe zu oybuen, ob fie fih 
anf fich ſelbſt habe zurücdziehen und abwarten fünnen, was die Zeiten brächten? Ca 
kann mit. der unbebiugteiten Zuverficht gefragt. werden, ob es für bie k. Regierung und 


ihre Bunbesgenoffen möglich geweſen jey, lediglich auf die Grundlage und Berhältniffe 


des dentſchen Bundes oder eines Staatenbundes überhaupt zurückzukommen? Wer 
könnie die Bejahung dieſer Fragen mit der Pflicht, mit der Ehre, mit der Treue, mit 
politiſchet Weisheit verträglich finden? Kin Preußen blieb, in Betracht der Lage der 
Dinge und der centraleonftitutionelfen Verfaſſung Defterreihs, um eine Möglichkeit 
übrig, Die des Vorangehens auf den Wege des engeren’ Bundesſtaates. Diefen hat es 
am 38. Mai in der befamnten Note bejchritten, und mit Erfolg. Den non der k. Mes 
gierung mit den ?. Regierungen von Sachen und Hannover getroffenen @inleitungen 
entiprechend, ftehen gegenwärtig 27 deutſche Regierungen, mit einem Ländergebigt von 7480 
Quadrat⸗Meilen amd über 25 Millionen Einwohnern für die Bildung eines, engeren 
Bundesſtaates zuſammen. Dem Bortgange wirb.der Segen nicht fehlen. Sie ſind 
in ihrem guten Rechte 5 ie 


Die k. Regierung iſt mit ihren Verbündeten in der Bildimg eines engeren Bundes⸗ 
ſtaates innerhalb des Bundes von 1815 Begriffen, und if dabei. von dem Grundſatze 
ausgegangen, dab dieſer Bundesſtaat nur nnter freier Zuſtimmung der beizutretenden Re⸗ 
gierungen, und jeine Verfafjung nur unter Zuſtimmung einer Volksvertretung aus den 


ſich anſchließenden Ländern zu Stande fommen könne. Sie verfolgt babei den Weg, 


den fie in der Note vom 23. Jauuar 1840 bereits bezeichnet hat. 
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Ihre Befugniß zu diefem Unternehmen, und zwar nicht ‚überhaupt, ſondern fo wie 
dafjelbe in dem Bündniffe vom 26. Mai 1848 fich darſtellt, ift angezweifelt, und Vie 
Behauptung aufgeftellt worden, daß dies Bündniß mit dem Bunde von 1819, mit ſei⸗ 
nen Grundlagen und Beftimmungen, mit den and ihm hervorgehenden Rechten und 


. Pflichten feiner Mitglieder, nicht verträglich jey. Die erhobenen Bedenken richten fich 
. jedoch nicht gegen das Unternehmen überhaupt, jondern gegen ‚Die fpecielle Art der Aus⸗ 


Mörung. - Hierin Liegt der Ausſpruch, daß ein jolches. Unternehmen an ſich mit Dem 


Bunde von 1815 ‚verträglich jey. Bon dieſem Zugeftändniffe wird bier At genommen. 


Das Anfechten der fpeciellen Art der Ausführung aber kann nicht als gegründet aner⸗ 
kannt ‚werden, und ift zunächft duch den Nachweis zu widerlegen, daß jenes Bündniß 
innerhalb des Bundes von 1845 felbft dann rechtlich zuläffig feyn. würde, wenn dieſer 


‚mit ‚feiner ganzen Organijation. und ‚mit allen feinen Beflimmungen, 


was nicht der Hall iſt, in voller Antegrität beftünde. 
. At. XI. der Bundesafte.vom 18. Juni 1815 fegt feft:, „Die Bundesglieder be⸗ 
halten das Recht der Bündniſſe aller Art, verpflichtet. füch jedoch, in Feine Verbin⸗ 
dungen einzugehen, welche gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesſtaaten 
‚gerichtet wären.“ 
Die hier ertheilte Befugniß iſt anbeſchräntt in Betreff derer, unter welchen Bündniſſe 


. geichloffen werden koönnen. Sie können mithin auch unter Bundesgliedern geſchloſſen 


werden. Sie iſt in Betreff der Gattung und Art der Bundniſſe nur dahin beſchränkt, 


daß fie nicht gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesſtaaten geräte 
. jeyn dürfen. Inter diefer alleinigen Bedingung find. Bündniffe aller Art, folglich ie 


wohl über materielle als politifche Intereſſen geſtattet. Das Bimdniß von 26. Hai 
umfaßt materielle und politifche Antereffen. Es kommt nur darauf an, stachzumeten, 
daß ed, da von einer ‚Gefährdung einzelner Bundesſtaaten jedenfalls. nicht die Rede iq 


kann, gegen die Sicherheit des Bundes nicht gerichtet ſey. Gerichtet ift e& augenfällig 


nicht gegen bie Sicherheit des Bundes, es fol aber an dem Worte nicht feflgehalten, und 


nachgewiefen werten, daß es auch mittelbar die Sicherheit des Bundes nicht gefährke. 
„Der Zweck des legieren it: - „Erhaltung der. äußeren und inneren Sicherheit 


Dentichlande, und ter. Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutſchen 
Staaten” (deutſche Bundesakte Urt. IE), uber, wie bie wiener Schlußalte Art. L., 


materiell übereinftinunend es ausdrückt: .,, Unabhängigkeit. und Unverletzbarkeit der im 


Bunde begriffenen Staaten, und Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit 


DODeutſchlands.“ 


Der. Zweck des Bünduifles iſt nach Art. J.: : „Schaltung der Äußeren und inneren 


" Sicherheit Deutſchlands, und der. Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit ber einzelnen 


deutfchen Staaten.” 

Der Zweck des Bundes und des Bündniſſes iſt alſo auf daſſelbe Ziel gerichtet. Dies 
Zt. ift nicht ein ſolches, deſſen gleichzeitige Verfolgung von zweien Selten ber fih 
gegenieitig ausſchlöſſe. Es beſteht daher nicht nur neben einander, daß der Bund un 
das Bündniß ein und daſſelbe Ziel verfolgen, fondern die Zuverfiht, daß der Baal 
feinen Zweck erreichen werde, wirb durch Die Richtung des Bündniſſes anf eben diren 
Zweck verftärkt.. Zwei Theile, welche daffelbe Ziel verfolgen, können allerdings ſich 
dabei, few es durch die Wahl der Mittel, ſey es durch die. Art ihres Verfahrens, hin⸗ 


dernd in den Weg treten. Dem iſt jedoch vorgeſehen. 


Unmittelbar auf die Aufſtellung des Zweckes folgt im Artikel 1. des Blinbniffes die 


Beftimmung, daß ſämmtlichen Gliedern des deutſchen Bundes alle aus dieſem hervor⸗ 
gehenden Rechte und die dieſen Rechten entſprechenden Verpflichtungen vorbehalten ſeyen. 
Die, Rechte des deutſchen Bundes find alſo auch in dieſer Beziehung gewahrt. In dem 


Bündnig an ſich liegt mithin ein ſolches Hindexniß nicht. Die Beſorgniß konnte ſich 
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lediglich an die Handhabung feiner Beſtimmungen knüpfen. Niemand: aber kann d 

Recht eingeräumt werben, : gegen die künftige Handhabung einen, der Erfahrung nich 
ertnommenen Argmohn zu erheben. Stellte ſich das Bündniß cin dem Zwecke des 

- Bundes entgegenftehendes Ziel, dann wire ein Einwurf gegründet. Es iſt, daher eine . 

ungewöhnliche Erſcheinung, daß er der Uebereinſtimmung der Zwecke entnommen wird. 
Sollte aber, da davon geredet worden, die, Sicherheit des Bundes fey gefährdet, denn 
feine Eriftenz jey bedroht, der Sinn des Einwandes dahin achen, es jen Gefahr, daß 
der Bund ſich löſe, und das Bündniß an feine Stelle trete, fo würde auch einem jolchen 
Einmande die Geltung nicht eingeräumt werden dürfen. Nur zwei Bälle find denkbar. 
Entweder das Bündniß umfaßt, wie Dies gegenwärtig der Fall ift, nicht ſämmtliche 
Bundesglieder, dann bliebe die Griftenz des Bundes in feinem ganzen. Weſen ungefähre 
det; oder das Vündniß umſchließt alle Bundeöglieder ohne Ausnahme ;- dam tritt es in 
der That an die Stelle ded Bundes, und zwar mit dem freien Willen und Einverſtänd⸗ 
niß aller feiner Mitglieder; dann bleibt Niemand übrig, der darüber klagen könnte oder 
würde. Der Zweck Des Bündniſſes läßt es mit dem Bunde in vollein Einklange er⸗ 
ſcheinen, und weiſt die nicht geeignete Benennung eines Sonderbundes ab, welcher den 
Namen eben davon trägt, daß er Sonderzwecke verfolgt. 

Es kommt aber nicht allein darauf an, die formale Begründung. deB Bimbrriffes in 
den Worten des Art. XI. der Bundedafte von 1815 nachzumeifen. Es iſt gegen andere 
Andeutungen darzuthun, daß das Bundniß nach ſeinem Inhalta die Grundſätze des 
Bundesrechts nicht verlehe 

‚Der heutiche Bund, nach der Alte von 1815, ü im Art. L der wiener Schlußakte ein 

völterrechtucher Verein genannt, iſt bekanntlich ein Staatenbnud, gegründet auf das 
Prineip der Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit der darin begriffenen Staaten, lediglich 
mit beſtinunten vertragsmäßigen Verpflichtungen derſelben gegen die Geſemmtheit und 

unter einander, zur Erreichung des oben gedachten Zweckes. 

rn iſt behauptet worden, ein Bündniß, welches ein. Oberhaupt nnd eine einheitliche 

ECGreentivgewalt jchaffe, welches Souverainetäts-Rechte der Mitglieder auf diefe überteaie, 

verſtoße gegen: den Grundſatz des Bundesrechts, welcher die Selbftftändigleit und Unab⸗ 
hängigfeit der einzelnen Bundesſtaaten gewahrt wiſſen will. Dies muß befttitten werben. 

Es kann dabei fogar ganz davon abgefehen werden, wie mannigfachen Schu die pro⸗ 
- jeetiete Organiſation des Bundesſtaates gegen einen Mißbrauch der Brecutiv-Gemalt ents 
hält, da es zunächſt Lediglich auf Die NRechtöftage ankommt. 

Derxr Staatenbund von 1815 darf nicht als ein bloßer Perſonalbund der Souveraine 
oder Regierungen aufgefaßt- werben, er ift weientlich ein Realbund. Die Unabhängigkeit 
der im Bunde begriffenen Staaten if} fein Zweck (miener Schluß- Akte Urt. L), und im 
Art. IV. der wiener Schluß⸗Akte wird ausdrüdlich von den am Bunde theil nehmen⸗ 

den Staaten geſprochen. Die Stimmen im Plenum der Bundes = Berfammlung 
haften, nach Artikel XVI. der Schlug- Alte, auf den Beſitzungen. Die Zahl feiner 
-» Mitglieder war weber in Bezug auf ein Daranım noch din Minimum eine gefchloffene. 
Artikel VL der wiener Schluß⸗Akte fieht den. Fall der Aufnahme nener Mitglieder vor ; 
Artikel XVI. ebend. gedenkt des Falls, daß die-Befigiurgen eines fouverainen deutſchen 
Hauſes durch Erbfolge auf ein anderes übergeben. Es äußert dies letztere feine an⸗ 
dere Wirkung auf die. Bundes⸗-Verhältniſſe, als. die dadurch herbeigeführt Nothwendig⸗ 
feit eines Geſammt-Beſchluſſes über das Stimmrecht im Plenum der Bundes-Verfammlung. 
Rechtlich Hinderte durchaus nichts, daß ein deutſches Regentenhaus nach und nach’ den 
größten Theil von Deutfihlend durch Erbgang gewönne, und es hätte dies Feine andere 
Folge gehabt, als die Verminderung der Stimmen im engeren-Rathe, und einen Bes 
ſchluß über das Stimmen⸗Verhältniß im Plenum. Was aber von dem Uebergang der 
Rechte von. einem Regentenhauſe anf ein anderes durch: den Rechtstitel der Erbfolge gilt, 
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dad muß von dem Uebergange ter Mechte durch jeden anderen Rechtstitel, in ganz glei: 


cher Weiſe gelten. Es muß eben ſo gelten fir den Ball, in welchem ein Deutfcher Re: 


gent einem andern feine Mechte an einer feiner Beſitzungen oder an allen, durch Ceſſion 
abtritt. Sollte dies unftatthaft feyn, fo müßte es das Bundesrecht durch eine ausdrüd: 
liche Beſtimmung unterfagen. Die wiener Schluß-Afte enthält aber in geradem Gegen 
theil ansdrücklich eine Beſtimmung, welche den Fall der - Abtretung von Souverainetäts⸗ 
Rechten an ein Bundesglied für bundesrechtlich zuläſſig erklärt; Artikel VI. ſetzt feſt: 


tag eine freiwillige Abtretung auf einem Bundesgebiete haftender Sonve— 
rainetätssNechte zu Gunften eines Mitverbündeteit ohne Zuftimmung ver 


Gefammtheit geicheben könne. Selbſt das könnte in diefem Falle noch fraglich feun, 
ob eine ſolche Abtretung eine Veränderung bes Stimmen=WVerhältrüffes nach fich ziehe, 
denn die Nothwendigkeit zu folder ift aus Artikel XVI. der wiener Schluß - Alte mr 
analogiich berzufeiten. Nach dem angeflihrten Artikel VI. fteht jedem Bundes⸗Mitgliede 
unzweifelhaft frei, durch Abtretung der Sowverainetäts⸗Rechte perfänlich aud dem Bunt: 
auszuſcheiden. Der Staat dagegen muß im Bunde verbleiben; in Betracht der zu ihm 


"gehörigen Staaten, nicht der Perfonen ihrer Vertreter, ift der Bund unauflöslich. 


Kanı nun ein Bundes- Mitglied feine gefammten Sonverainetäts⸗Rechte, unbeſchadet 


der DVerbältniffe feines Staates zum Bunde, einen Mitverbuͤndeten zu eigenem Rechte 


abtreten, ohne daß irgend Jemand dariiber eine Mitfprache zufteht, jo Hat cr unzwei⸗ 
felhaft auch dad weit mindere Recht, der Ausübung eines Theiles diefer Scuveraine 
tätö-Rechte zum Beften einer Gemeinfchaft. zu entfagenz und Hat er das Mecht, feim 
Sonverainetäts-Rechte ganz oder theilweiſe eigentbinnlih abzu treten, fo Bat er me 
ftreitbar auch das mindere Recht, ihre Ausubung sa oder theilweiſe einem Miwerbün⸗ 
deten zu delegiren. 

Der Einwand muß daher zurückgewieſen werden; damit zugleich abet auch das Ve⸗ 
denken, daß die Unanflöslichkeit des Bundes einer folchen Abtretung oder Delegatien 


entgegenftehe. Was die wiener Schluß⸗Alte ausdrücklich geſtattet, kann dem Grundſatze 


von der Unauflöslichkeit des Bundes nicht widerfpreihen. Unter der feßteren Tann daher, 
in Uebereinftimmung tamit, daß der Bund ein Realbund‘ift, mir verſtanden werden, daß 
ein Bundesſtaat von demſelben nicht getrennt werden darf. 
Ob und welche Vereinbarung ein Vertrag der in Rede ſtehenden Art, wegen ta 
Stimmführung im Plenum md engeren Rathe der Bundes⸗Verſammking nothmendig 
machen, und welche Vereinigring darüber "geeignet feyn wilrde, das Fam. bier füglıd 
übergangen werden, da, wenn auch bei ter ganzen bisherigen Audeinanderfegung voraus 
geſetzt worden, daß DaB frühere Bundesrecht und die Bundes VBerfofjung noch im veoller 
Sntegrität beftche, doch wohl Niemand darüber in Zweifel jeyn kanu, Daß tie an ſich 
unmögliche Wiederherſtellung der alten Bundes-Verfaſſung jedenfalls nur unter nam 
PVerabredimgen über das Stimmen⸗Verhältniß ftattfinden könnte. 

Es iſt endlich aber nicht ungeeignet, ſich die Pflichten zu vergegenwärtigen, weite 
aus dem Bundes-Verhältniß den einzelnen Mitgliedern obliegen. Man Halte fie id 


nur vor das Auge, um fich ohne Weiteres zu überzeugen, Daß gerade in dem Biere 
som 26. Mai und den danach Keabfi ichtigten Bundesſtaat die ſtärtſten Garantiem TU 


ihre Erfüllung liegen: 
die Pflicht, Deutſchland und jeten einzelnen Bunbesftant gegen Angriff in Schutz zu 
nehmen ; 
der Theilnagme an jedem Bundeskriege, und Der Stellung des Contingents; 
der Unterlaffung einfeitigen Friedens⸗ und Waffenſtillſtands- Schluffes nach einem 
Bundeskriege; 
der Unterlaſſung von Verträgen, welche die Sicherheit des Bundes gefährden; 
der gegenſeitigen Hülfsleiſtungen im Fall aufrühreriſcher Bewegungen; 
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der Untexlaſſung; wechſelſeitiger Kriege up ewaliſamer Verfolgung von Rechtoſtrei⸗ 
u. tigkeiteu; 
der Unterlaffung von Rechtdherletuugen gegen verbündete und auswartige Staaten; 
dee Puterlaſſung willkürlicher Uebertragung von Souverainetäts-Rechten an ein Nichte 
mitglied des Bundes, ohne Zufimmung der Gefammtheit; 
.: mblich. der Leiftung der bundesmäßigen Matrienlar-Beiträge.. 
Dieſe Pflichten beftehen theild in Leiftungen, „tgeils in Unterlaffungen. Was jene bes 
trifft, ſo erhöht Dad enge Zuſammenſchließen der in den Bundesſtaat tretenden Staaten 
g die Kraft, und damit bie Leiitungsfähigkeit jedes, Einzelnen; es giebt aber zugleich in 
allen Fäallen ‚in denen ſtatt des Einzelnen die Geſammtheit eintritt, die ſtärkſte Gewähr 
| „für die Erfüllung; der Verpflichtungen. Was die Unterlaſſungen anlangt, fo bildet grade 
.. die, Diganijation des Bundesſtaates eine Ueberwachung, in welcher Die ficherfte Ga- 
rautie liegt .. 
Nach dieſer röͤrterug wird es nicht nöthig ſeyn, auf die Behauptung, daß das Recht 
‚bed Bundes von 1815 dem Bündniſſe vom 25. Mai euntgegenſtehe, wieder zurückzu⸗ 
— 65 iſt hier mehr bewieſen worden, als zu anche erforderlich war, Daß näm⸗ 
. Kun un. feiner ganzen Bryan in voller Sag noch beſtände. Dies iſt je⸗ 
di nicht der Fall. u | 


‘ ne . , 


Nachdem im yorigen Abſchnitt Die, aus der Vorausſetzung des noch in vollem Umfang 
beftehenden alten Bundesrechts, hergeleiteten Guuvendungen abgelehnt find, iſt es anges 

. „meflen, diefer Vorausſetzung das wahre thatjächliche Verhältnig gegenüber zu ſtellen. 
1) Mit. der durchgreifendſten Erſchütterung, welche der Drganismus des deutſchen 
Bundes im. Jahre 1848 erfahren hat, iſt zu ‚beginnen, mit dem Untergang ſeines früher 
‚berechtigten Drgand. Im Gingange find die näheren Umflände angegeben, welche am 
12. Suli 1848 die, unter dem Vortritt der k. öfterreichiichen Regierung und der Zu⸗ 
Rimmuyg aller. übrigen Bundes⸗Regierungen erfolgte, definitive Aufhebung der Bundes⸗ 
Verſanmlung begleitet Haben, Die Bundes⸗Verſammlung konnte ihr Ende nicht ſelbſt 
; Kefchliehen, dies Ing außerhalb der Sphäre ihrer bundesmäßigen Competenz. Sie konnte 
5. K. H. dem Reichsverweſer keine Machtvollkommenheit übertragen, denn zu einer 
Mebertragung ihrer Befugniſſe an irgend Jemand gab ihr, dem nach der wiener Schluß⸗ 
Acte (Art. VII) befländigen, verfaffungsmäßigen Organ des Bundes, Fein Artifel des 
Bundesrecht die Macht. Ihr Untergang und die Machtbefugnig, welche S. K. 9. der 
NReichsvperweſer erhielt, wurzelt ausfchlieglich in dem Anerkenntniß, welches ſämmtliche 
. Bundeös Regierungen den Beichlüffen der National- Verfammlung vom 28. Suni 1848 
ertheilt Haben, Beichlüffe, welche das Geſetz über die provijoriiche Bentralgewalt genannt 
worben. ſind. Dies Anerkenntniß ift theils ausdrücklich, teils durch eoncludente Hands 
Ipıgen erfolgt. Lebtere maren die Zuftimmung zur Wahl des Reichsverweſers, der dis 
plomatiſche und der -geichäftliche Werkchr ſämmtlicher Regierungen mit ben ernannten 
Reichs⸗Miniſtexien. Hierin lag unbedingt die Zuftimmung zu. der Organiſation, welche 
die Beſchlüſſe der National-VBerfammlung der Gentral-Megierung gegeben hatten. ©. K. 
H der Reichsverweſer war damald nicht Tedigluh der Erbe ihrer Befugniffe: er trat ein 
als Niemandgd Nachfolger, vielmehr als der proviſoriſche Vorgänger des erwarteten Ober⸗ 
hauptes, mit neu. verliehenen Befugniffen, mit neu hinzugefügten Beichränkungen. Aus⸗ 
üben follte er feine Befugniſſe nur durch feine Minifter, und dieſe follten der National- 
Merlam yalung verantwortlich feyn. An die Stelle des Staatenbundes, mit der ihm ent⸗ 
ſrzechende u Organiſation einer auf Juſtructiqnen geſtellten Vevollmachtigen Verſammlung, 
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trat der der Zukunft anticipirte proviforiiche Bundesftaat in monarchiſch⸗ canftitutiondke 

Porm. Es handelte fich dabei aber mehr um die Form, ald um die Sache, denn di 
vor Allem nöthige Feſtſtellung des Verhältniſſes der Cinzels Regierungen zur Centul— 
gewalt fehlte, und dieſe übte in ihrer monarchiſch⸗conſtitutionellen Form durch ihre Klo 
Exiſtenz eine größere zerflörende Kraft anf den alten Bundes-Organiemus, als ihr ſcher 
fende gegönnt war. Es ift eine nicht erſchöpfende Auffaſſung, wenn man nur die Bu | 
deẽ⸗Verſammlung als erlefchen Ertrachtet, und lediglich anf die Lücke hinblickt, med 
ihr Verſchwinden in dem Bundesrechte gelaffen Hat. Man Hat die Gentralgenalt i 
ihrer wahren, oben bezeichneten Bedeutung in das Auge zu faffen, wenn man die Br: 
kungen ihres Eintretend auf die alte Bundes⸗Organiſation beurtheilen will. 

Sn dem deutſchen Bunde mit feinen Grundgeſetzen von 1815 und 1820, lagen pm 
von einmider zu baltente Elemente: ein völkerrechtliches und ein auf das Inncte da 
Bundes gerichteted. Dem erfteren gehört an die Allianz feiner Glieder, der Zwei din 
Allianz, und die wechfeffeitigen Rechte der Bundesglieder unter einander. Dies Ele 
findet in dem Art. I. Der wiener Schluß-Acte feinen entſprechenden Ansdruck, wel 
den Bund einen völferrechtlichen Deren der beutföhen ſouverainen Würflen und fm 
Städte zur Bewahrung der Unabhängigkeit ımb Unverletzlichkeit ihrer im Bande fg; 
fenen Staaten nennt. Dem zweiten Elemente, dem auf ba8 Innere des Bundes gr 
teten, gehört die zu einem politifchen Ganzen gebildete Geſammtheit an, nach aufm m 
felbftftändige einheitliche Macht, nach innen ein auf die Dauer berechnetes Inſtiut Dirk 
Seite des Bundes findet ihre Geltung in dein Art. IL. der wiener Schluß⸗Ack, ade 
fie nach innen als eine Gemeinfchaft, nach außen als eine in politifcher Einkatnim 
dene Geſammtmacht bezeichnet. . Das, was als die Verfaffung Des Bunde öqihet 
worden ift, die ganze Organifation, durch welche für bie Gefamrhiheit, all with 
Ganze, eine Lebenäthätigkeit allererſt möglich geworden ift, Hat Lediglich Weyug ui dal 
zweite Element im Bunde Die völlerrechtliche Seite wird nicht berührt, mg du 
andere, die Verfaffung eine: monardjifche oder coflegiale, die vined Bundesland er 
Stantenbundes feyn, es fey denn, daß in der Anordnung die Willensfreiheit der End 
verlegt würde. Als nım am 12. Juli 4848 an die Stelle der Staatenbimd-Vafılım 
proviſoriſch die Bundesftants-Verfaffung, Die monarchiihseonflitntionelie an die Stel ie 
colfegialen, der Reichsverweſer an die Stelle der Bundes⸗Verſammlung trat, da an | 
nicht bloß die letztere, nicht bloß ein einzelnes Organ zu Grunde: die gange Inſiun 
in ihrer Richtung nach Junen erlitt eine radicale Umwandlung; alles, was bi da 
für die centrale Gemeinſchaft gegolten Hatte, erlofch, um Neuem Platz zu machen. 

Die Entwickelung ift eine andere geworden, als fie bei dem Eintritt dieſes Nm p 
dacht war. 

Die Bedingung der Lebensfähigkeit der Eentralgemalt erloſch mit em Erleſha I 
National- Verſammlung, an deren Beheben fie organiſch getnlipft war. KHienni hu 
das Proviſorium eines Bundesſtaats gleichfalls ſeine Endſchaft erreicht. Die k. Roy 
bat von jenem Zeitpunkte ab das rechtliche Beſtehen einer Central⸗Sewalt ferne nl 
zuerkenüen nicht vermocht. Nicht mit dem Scheine eines Grundes konnle Gehankt 
den, daß mit dem Dahingange dieſes Proviſoriums die alte Bundes⸗ Werfaffun wicda 
in Kraft getreten ſey. Sie war ohne allen Vorbehalt deſinitiv beſeitigt worden di 
die nicht völkerrechtliche Seite des Bundes iſt das bis dahin Beſtandene umdergegang 
diefe Seite gemwärtigt in ihrem ganzen Umfange, und im diefem fin aller und jeder 
ziehung die Neugeftaltung, und Hat nur einftweilen für einen Theil der Gefhält 
Eentral-Berwaltung, in der Einfegung der Bunded-Eentral-Gommiffion, daB Interim 
Drgan gefimben. 

Das völ kerrechtliche Element des Bundes ift dagegen von den Creigniſſen da 
unberäfe geblichen. Während das Werhälteiß-ber Eingelſtaaten zudem Bunde all bd 
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ſammtheit aufgehoben war, und nur einftweilig fir einen engeren Kreis fo weit berges 
|: ſtellt iſt, als es durch die Convention über das Interim geſchehen, dauert die Allianz 
der verbundenen Regierungen im der vollen Zahl ihrer Glieder fort, iſt der Zweck dieſer 
Allianz unyeraͤndert geblieben, wie ihn die Bundes⸗Verträge auoͤſprechen, iſt in den wech⸗ 
ſelſeitigen Rechten, und Pflichten der Bundesglieder ein Wandel nicht eingetreten. 
Was’ ans Leni Allen für die Bildung "eines Bundebſtaats nach dem Bündniſſe vom 
1,26. Mai folgt, — dem, abgeſehen von ihrem Mangel’ an Begründung, Argumente aus 
dem dahingeſchwundenen Gebiete des alten Bundedrechs nicht entgegengeſetzt werden 
Ben — das bleibt vorbehalten. Nur mißverſtändlich vermöchte man aus der Conven⸗ 
tion über das Interim einen Eiüwand gegen das Geſagte herzuleiten. Sie ſchließt die 
Verfaſſungs⸗Angelegenheit und was dahin gehört, ausdrücklich von ihrem Bereiche aus. 
2) Auch die Kriegs-Verfaſſung bedarf der wefentlichften Umgeftaltung. Schon der Zur 
teitt der bisher außerdeutſchen Provinzen Preußens mußte die Eintheilung des Bundes- 
* berredcbhhidern. Seile ferner durch den ſchon in der Biindes-Verfarmlung vorbereis 
teten Beſchluß wer National⸗Verſanimlung vom 16. Juli 1848, die deutſche Streitmacht 
von 1 Proeent auf 2 Procent der Bevölkerung erhöht und alfo verboppelt worden ift, 
wird die Zuſammenſetzuug und Eintheilung der Heeredtheile einer durchgreifend neuen 

Anordnung bedürfen, ımd hierdurch eine Reviſion der Kriegs: Verfaffing vom 12. April 

1821 nabmeislich werden. 

3) Uber felbR, wenn alles Vorſtehende eine Reugeftaltung der Bundes Verhältniffe 
nicht forderte, würde bie k. Megierung aus einem wichtigen Ereigniß den gerechten An⸗ 
ſpruch herleiten muͤſſen, daß Die Bundes-Verfaffung einer tiefeingehenden Geörterung und 

Revifion unterivorfen werde. Durch die Bundes⸗Beſchlüfſe vom 13. und 2. April 1848 

imd ven %. Mai 1848 iſt die von der k. Regierung freiwillig beantragte Aufnahme der 

Provinz Preußen und aller an das deutjche Bundesgebiet anſtoßenden Diſtriete des Groß⸗ 
herzogthums Poſen, fowie der Stadt und Feſtung Pofen, in den deutfchen Bund erfolgt. 

Preußen fteht daher gegenwärtig mit feiner ganzen Monarchie, vorläufig bis auf einen 

sicht bedeutenden Diſtrict polnifcher Bevölkerung, im deutſchen Bunde. Als dies in einer 

von der Bundes⸗Verſammlung dankbar anerfannten, nationalen und füberativen Gefin= 
nung geſchahr da Hatte ſchon vorher, am 10. März, die Bundes⸗Verſammlung be⸗ 
ſchlofſen, daß eine Reviſivn der Bundes-Verfaſſung auf „wahrhaft nationalet und zeit⸗ 

geniaßer Grundlage“ erfolgen ſolle; da war fon vorher, am 80. März, von ber 

Bundes⸗Verſammlung beſchloſſen, daß eine Nattoncds Vertretung zu berufen fey, welche 

zwifchen den Regierungen und dem Volke das deutſche Verfaſſungswerk zu. Stande zu 
. Bringen Hätte Preußen trat alfo mit den bis dahin außerbdeutichen Provinzen in den 

deuiſchen Bund, aber-nicht auf Grund der alten, damals ſchon für unhaltbar erklärten 
‚und. zur. Umgeſtaltung verurtheilten Verfaſſung, fondern in der zuverſichtlichen, durch 
Bumndesbeſchlüſſe werbirgten Erwartung einer neuen, bei deren Geſtaltung es eine Stimme 

mit zu führen Batte. Ohne Diefe berechtigte Erwartung, welche nicht getäufcht werben 
darf, Hätte Preußen, das nunmehr, ‚mit geringer Ausnahme, feinem ganzen Umfange 

nach ein deutſcher Bundesſtaat, und zwar von allen ohne Ausnahme der größte wurde, 
nur mit den wefentlichen Vorbehalten über die ihm fortan int Bunde gebührende Stel- 
lung, den gedachten Schritt thun können. 

4) Von einem, von dem vorigen ſehr verſchiedenen Geſichtspunkte her, iſt die öſterrei⸗ 
chiſche Monarchie zu dem deutfchen Bunde in ein weſentlich verändertes Verhaͤltniß ges 
kommen. „Sie iſt durch die Verfaſſung-Urkuüde vom 4. März 1849 in die Lage ges 
.bracht, daß ſie die Hauptverpflichtung nach dem, bis zum März 1848 in Geltung gewe⸗ 

ſenen, Bundesrechte nicht mehr zu erfüllen vermag. Nach dieſem Bundedrechte, und zwar 
nach den, während feines ganzen Beſtehens gleichmäßig ausgelegten, und eine andere Aus⸗ 
legung nicht zulaffenden Artikeln X., XXXI. und XXXI. der wiener Schlußaste, 
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‚Bei ſolchem Hemmniß der k. Regierung würden ſchleunige Binde 





verpflichten Die verfaffungsmäßig zu Stemde gekommenen Bindesbeſchlüſſe iheils tn 


Bund als ſolchen, theils die einzelnen Bundesmitglieder "unmittelbar, ohne 
daß es im diefer Hinficht noch einer beſonderen Infinuatidn ober Pubkleation ke 

' bürfte. Jede Bundesregierung hat die Fricht, Lie Bundesbrſchluſſe zu vollziehen. 
Als der Buiidesbeſchluß vom 28. Juni 1832 von einigen. Regierungen mit, erläuterndn 
Zufäpen publieirt wurde, beſchloß am 8. Noveinber 1832 die Bundes⸗Vexſammlung 
daß durch diefe Beifäge der allgemeinen "Verbindlichkeit des Bundes-Befchluffed in Fein 


.. Beziehung irgend Eintrag babe gejchehen fönnen. Eine Zuziehung der Stände vor da 


Publication war weder erforderlich, noch ein von dieſen kommendes Hinderniß Kern Bunde 
gegenüber zuläſſig. In der Erfüllung auch der, aus jenen Satzen hervorgehenden Bun 
despflicht durfte das Bundes⸗ ⸗Mitglied von keiner ſtandiſchen Mitrirling abhängig ge⸗ 
macht werben. (Urt. 58., wiener Schlußacte.) 


Jene Fundamental⸗ Beſtimmungen haben bundedgeſetliche Kraft im dem ganzen Bun 
deögebiete. Es bedurfte deshelb keines, fie, ſchützenden Vorbehaltes in den Berfaflungk 
Urkunden der Länder, welche lediglich Bandesgebiet umfaffen; deshalb much feines ſel⸗ 
hen Vorbebaltes in der preußiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde nom 5. December 1848. Gr 
enthält aber, um jedem Zweifel zu begegnen, überdies cine quödrückliche Anerkennung 
des Grundfages im Art. 110, Aus gleichem Grunde, findet. ſich Der, ayı fich nicht er⸗ 
forderliche, Vorbehalt Übrigens -in vielen VBerfaffuugd- Urkunden, fo in der k. ſächfiſchen, 
mürtembergifchen, gh. heſſiſchen, hannoveriſchen und anderen. In einem Meäche dagegen, 
welches mir zum Theil Bundesgebiet uniſchließt, amd: in welchem eine bei Der Gare 
bung mitbeſchließende Geſammt⸗National⸗Vertretung angeordnet wird, ift ein Felder Var⸗ 
‚behalt eine Nothwendigkeit. Unterbleißt er, fo wird die. Geltung. bes —— 
ſchluſſes abhängig gemacht von dem Willen der Geſaumt⸗Vertretung des Meicher, td 
zu einem heile aus Bundesgebiet beſteht. . Dies iſt her Fall ſterreichs, feine Verjaß 


ſung vom 4. März 1840 enthält. keinerlei Vorbehalt. Es iſt dies nicht als etwad Zu⸗ 


fälliges zu betrachten, die Thatſache geht zufommen -mit- Enffärungen..der 2. Öftgrreichiichen 
Megierung, nach welchen fie fich auch in den allgemeinen. Bunder⸗Angelegenheiten unter- 


. zuordnen nicht vermöge,: und’ mit dem Snhalt des Programms von Kremfier vom 


27. November 1848. Es ift nicht zu bezweifeln, daß daB Kalſerzeich durch.:bie entſchie⸗ 
deufte Pflicht gegen fein eigenes Wohl genöthigt war, fih in diefe Stellung zu verfegen: 
jo viel ift aber gewiß, daß, die fortdauernde Giltigkeit des alten Bundeßrechts vorank: 
gelegt, es fih von einem oberſten Grundfage deſſelben losgeſagt bat. 

Wollte man Biergegen- eimwenden, daß die VerfaffungssUrkunde lediglich die inneren 
Verhältniſſe regle, und es Sache der k. Regierung fen, ſich über Die Außeten mit ihrer 
Bolfevertretung zu einigen, fo wuürde hierdurch Doch ſtets der Grimdſatz veilegt, daß die 


Inſtimmung zu einem Bundes⸗Beſchluß von der Landes⸗ Vertretung nicht abhängig ge 
macht werden darf. 


Der Einwand, daß die t. Fegierung in allen Fällen, in denen Einflimmigteit M 
Befchluffes erforderlich fey, und dag fey in den wichtigeren der Fall, ihre Zuſtinmwg 


nach Belieben ertheilen und verſagen könne, und es im letzteren Falle gleichgiltig ſee, 


ob die Verſagung in ehem Widerſpruch der Volks⸗Vertretung ihren Grund Habe, würde 


” gleichfalls nicht aufrecht zu halten feyn.. Der Grund der Berfagung eines Zuftimumend 
. muß nach Art. XII. der wiener Schluß⸗Acte offen gelegt werben; heruht dieſer Grund 


dann in dem Widerfk ruch der Volts-Vertretung, fo iſt die Verſagu ß bundebtechtswidrig. 
Beſchlüſſ ſe zu einer 
Unmöglichkeit werderiz und es darf billig zefragt werben, 5b es mit der Wohlfahrt und 


der Ehre der deutſ hen Nation vereinbar ſey, daß ‚feine Geſetzgebung ih den wichtigften 
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£ ; Bregr, in’ denen Einhelligkeit erforderlich IR — abhängig gemacht werde: von· dem Wil⸗ 
len einer Verſammlung, welche ihrer bei weiten’ UÜberwiegenden Mehtheit nach“ ans 
nicht-dentſchen Stämmen beſteht? EEE Fa on 


Dieſer Conflict tritt noch in anderer und völlig unlö aborr Wee Genie: wenn man 
erwägt, daß die Bundes-Beſchlüſſe nur ausnahmsweiſe Einhelligkeit erfordern, und in der 
Regel nah Stimmenmehrheit gefaßt wurden. Sowohl im Plenum als im engeren 
Rathe wurden die Beſchlüſſe der Regel nach durch Stimmenmehrheit, dort mit *, in 
pitſem mit. einfacher Majorität gefaft. len” 


un 


Bewſegilativen ‚Beheifliiiden ſvvar nur bri neuen Grundgeſehein ii ben. andern 
eipien Ak arguniſche Einrichtungen, und in Nelkgient -Angebegenheiten- die Zinhelligfeit 

vorbehalten Att. KL—KIV: der wiener Schlußacte) Ob abet überhaupt ein Gegen⸗ 
genſtaud in dieſe Kategorieen “gehöre, das wurde im engeren Nathe wiederꝛuin· durch Weir 
heit eruſchieden. Mt. "VIE: der Buubegatey) : 2 nd 


— it, als genugfat Bekannt, kaum erforderlich, auf ſpolche, auch in Gefeatven Ge: 
genftänden mit Stimmenmichtheit gefaßle Beſchiſſe hinzuweiſen. Beiſpielswweiſe wurde 
mit Stimmenmehrheit die Competeng der. Bundes⸗ Verſammlugg am 12. Zuli 1817 
proviſoxiſch beſchloſſe fen; am 29, Juli 1818. der "Kt. VQ. der Bundesarke, ‚über die Kälte, 
in denen Stimmen⸗ -Eiuhelligkeit nöthig * gudhentiſch berlarirt; . Wurden. am 5. Suli 
1832 gegen. Widerfpruc,. Die, le: des badiſchen Preßgeſetzes, an demjelben Tage, 

gleichfallo unter Einwendungen, „die Pohrege u zur Auftehthatizs der eigen 
—** beſchloſſen. 9F 


Dieſe thalſachlich vethekoranenen gane «eibeiſen, va (ug derduf — ale an), 
über legidlative -Begchflände im übereinſtimmumg mit dem Vunderechte Mehrhlitsbe⸗ 


‚otäfe wirklich gefaßt find. 


Die zſterreichlſche Verfaſſung vom 4. März unterwirft mit Ausnahme weiiger, aus⸗ 
ſchließlich die innere Adminiſtration belreffeudet Gegenſtände, das ganze Gebiet der Ge⸗ 
ſetzgebnng der Zuſtimmung der Geſammit⸗ Vertretung. | 


Wie toll e8 Daher gehalten werben, wenn mit oder gegen Sferreige Emm derglei= 
chen Mehrheitg⸗Beſchlůſſe gefaßt find? Wird Die k. Regierung ſie ih erſteren Falke, 
unter Bruch des Bundesrechts, ihrer zum größten Theile nichtdentſchen Vertretung zur 
Genehmigung vorlegen? Wird ſie im zweiten Falle, entgegen ihrer Verfaſſung, fie 
. außführen- eder, unter Bruch dei Vundesrechts, fie unausgeführt laſſen? Kann Ofter- 
reich in Anſpruch nehmen, über deutfche Geſetzgebung mitbeſchließend zu Mathe zu ſitzen, 
wem es fich ihren Ausführung felker entzieht? Die Mitglieder des Buudes haben ein 
Recht. zu. der Frage, wa gefthehen ine zur Beſeitjgung eines an. ſich unlösbaren Con⸗ 
fliets, und die Mitglieder des Bündniſſeß vom 26, Mai mäflen, algeſehen von allen 
maleriellen Gründen, die Befugniß zit Peace nun dem ſeühertn Bundeon cht⸗ ableh⸗ 
urn, bevor ihre eigene. Veſchwerde gehoben iſt. 


Was folgt nun aus dieſer ohne Zweifel nolöneigen; "aber finvereinBaren Stellung 
ber 8. öſterreichiſchen Regierung? Es mag abgeſehen werden von den Folgen, welche 


"eine fo durchgreifend veränderte Stellung einet der erften Bundedinachte auf den Beſtand 


nes Bundes ſelbſt Austen kvnnte. Aber das folgt zunãchſt daraus, daß die k. Regie⸗ 
"rung fich der Thalſache nicht verſchließen kann, daß und in welchem umange die: Bun⸗ 


u veb⸗Verfaſſung in ihren mwefentlichen Bedingingen geſtört iſt, und INCH Grund vorhanden, 





daß auch fie ihrerſeits die Hand zu neuer, md den Bedürfiiffeh der“ Zeit entfprechender 
Ordnung. der Bunded⸗ Verfaſſung biete. Neun Monate fi tb verfloſſen, ſeit die Vor⸗ 
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fehläge der Töniglichen Negierung abgelehnt wurden, und ber ganze Zeitraum iſt ehn 
Gegen⸗ Worſchlage geblieben. 


Das alte Bundesrecht iſt nicht ferner aufrecht zu halten. Es kommt darauf an, 
ed neu zu gründen. 





LS 


Das Reſultat alles Bisherigen iſt folgendes. Das Bündniß vom 26. Mai und da 
danach beabfichtigte Bundeöftaat ſtehen mit der Geſetzgebung wid Organiſation tes tal: 
ſchen Bundes nicht in Widerſpruch. Beftänden diefe felbft heute noch in allen ihm 
heilen in alter Kraft, fo würde dennoch alle und jede Befugniß fehlen, dem Bündniſe 
und dem Bundesſtaate entgegenzutzeten. Das alte Bundesrecht ift jedech in weſenlliche 
Theilen, welche den Bund als Gefammtheit, als politiiches Gange, und das Verhältif 
der Glieder zu diefem Ganzen betreffen, untergegangen; es beſteht nur noch in ſeinen 

" völferrechtlichen Theile, in der Allianz der Regierungen, in den Zwecken diejer Allan, 
in den wechfelfeitigen Rechten und Pflichten der Glieder unter einander. An Stelle de⸗ 
fen, was untergegangen ift, wird ein Neues zu fehaffen fern. Dies Neue aber wit 
nur fo geftaltet werben dürfen, daß der Bundesſtaat des Bündniſſes vom 26. Mai hr 
feine wohl gewahrte Stelle finde. Er hätte diefe im alten Bundesrecht gehabt, fie hf 

ihm deshalb, und weil die Neugeftaltung nur mit dem Willen der werblndeten As 
rungen zu Stande kommen darf, in der verjüingten Bundes» Berfammlung nicht Mn 
Die verbündeten Regierungen, welche auch nad dem früheren Stimmen =Werhähsfe de 
Mehrheit, fowohl der Stimmen im Plenum als im engeren Rathe darſtellen, Ym m 
gutes Mecht darauf, zu verlangen, daß dem beabfichtigten Bundesftante der Plah m Im 
vepidirten weiteren Bunde nicht verſchränkt werde. Dieb iſt ihr wohlbegründeter Anfıd 
Sie Fünnen und werben Feines der Bundesglieder nöthigen, fich ihrer engeren Bein 
dung anzuſchließen, aber fie dürfen und werden fi auch von anderen BYındeggfm 
nicht abhalten laſſen, diejenige Gemeinſchaft unter ſich aufzurichten, zu welcher fie volle 
men befugt find, und welche fie als unerläßlich zu Ihrem eigenen Wohl erfanıt hakm. 


16. | Erwieberung des preußifchen Miniſters ber auswärtigen Angelegenheiten auf W 
baterifche Note vom Sten d. M. 0 


Der E. baieriſche Gefandte am biefigen Hofe, Wreibere v. Malzen, hat mir im Ar 
trage feiner Regierung Abſchrift “einer an ihm erlaffenen Depeche des f. hair 
Staats⸗Miniſteriums dest. Hauſes und des Aeußern, d.d. München ben 8. Derrakt 
zugeftellt, welche fh auf das Bündniß vom 26. Mai d. J. und die ans ihm abgelaida 
Beichlüffe des Verwaltungs Nathes vom 17. November d. J bezieht, und die u— 
drückliche Erelärung abgiebt, Daß die k. baieriſche Regierung „fi den beshalt ut? 
fprochenen Verwahrungen des k. 1. Bfterreichtfihen Cabinets auſchließe.“ Gm. ih! 
ich in der Anlage Abfchrift diefed Schreibens. Indem wir die darin in Ynfpaf # 
nomnene Berechtigung ‚der k. baieriſchen Regierung, ihre eigene Ueberzeugung MP 





Bundesgenoſſen gegenüber auszuſprechen, bereitwillig anerkennen, halten mir und RW 
wiederung verpflichtet, derſelben die Depefche mitzutheilen, welche in Bezug auf mt 
Verwahrungen an den k. Gefandten in Wien unter dem 12ten d. DR. gerichtet werde 

iſt, und welche ich zu dem Zwecke Em. anliegend überfende. Sch theile dabei gem W 
Hoffnung des k. baieriſchen Minifters, dag die unter den Bundesgliedern beftchett 
Verfchiedeuheit der Anflchten über dieſe Angelegenheit werde ausgeglichen, und Die 9 
meinfchaftlichen Sntereffen von ganz Deutfchland vor. den Gefahren, die fie in det au 
von vielen Seiten her bedrohen, werben gewahrt werden; infofern aber derſelke vor 
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Hoffnung an die Bildung der interimiſtiſchen Bundes⸗Commiſſion knuͤpft, kann ich nicht 

umhin, darauf aufmerkſam zu machen, dag die Verfaſſungs⸗Angelegenheit nach dem aus⸗ 
drücklichen Wortlaute des Vertrages, welchen Baiern accedirt hat, von der Wirkſamkeit 
der Bundes⸗Commiſſion auögefchloffen, und der freien Vereinbarung der Bundesglieder 
überfaffen worden ift. In diejer freien Vereinbarung, zu der wir jederzeit, ſowohl in 
Bezug auf den weiteren wie auf den engeren Bund, bereitwillig die Hand geboten haben, 
und ferner bieten werben, können wir allein das Mittel fehen, zu einer Ausgleichung 
der verichiedenen Unfichten und einer angemeffenen Ordnung der deutichen, Verhältniſſe 
zu gelangen. Ew. wollen dem k. baieriſchen Minifter eine Abſhriſ dieſer Depeſche 
jebſt der Anlage übergehen. 


Die k. wuͤrtembergiſche Regierung tritt ebenfalls ber Berwahrmg Oeſterreichs in 
Bezug auf den erfurter Reichstag bei. (S. 28. November, 8. December.) 


Inhibitorium der Bundes »Eentral-Commiflion gegen Ausführung des k. würtems 
bergifchen Gefeges, betreffend die Uebernahme der Poftverwaltung von dem Fürften 
Thum und Tarie. (S. Band II. Seite 414.) - 


Verfügungen S. M. bes Königs von Preußen über bie veränderte Organifation 
bes Cadettencorps. 


Die. nach dem neuen Wahlgeſetz gewählten Kammern des G.⸗H. Heſſen treten zus 
ſammen. Als Frucht jenes demokratiſchen Gejeges fehen wir unter anderen übel⸗ 


- Mingenden Ramen, ſogar den des längſt flüchtigen Reichsregenten Vogt unter 
den Mitgliedern. | 


Proteſt von Seiten Hannovers in Bezug auf den erfurter Reichstag; enthalten in 
einen Depefche des Minifterlums ber auswärtigen Angelegenheiten an ben k. 
hannoverichen. Geſandten zu Berlin. 


Ber der Verhandlung fiber den, in der Böften Sigung des Bermaltungs-Matbes, der 
durch den Vertrag vom 36. Mai 1848 verbündeten Regierimgen, geftellten Antrag auf 

möglichſt baldige Verftändigung über einen’ Termin zur Vornahme der Wahlen für 
einen Reichstag, dem der neben dem gedachten Vertrage vereinbarte. Verfaſſungs⸗Entwurf 
vorzulegen ſeyn würde, beziehungsweiſe über die Einberufung ded Reichstagos felbft, hat 
der k. haunoverſche Bevollmächtigte die Anficht feiner Regierung dahin ausgeſprochen: 
daß die Berufung des Neichötages auf Feine Weiſe ſtattfinden dürfe, ehe nicht Diejenigen 
. Regierungen, welche der Verfaſſung ſich nicht anſchließen, die Erklärung abgegeben has 

ben, daß fie die in Der Einführung der Reichsverfaſſung liegende Abänderung ber, ruͤck⸗ 
ſichtlich ihrer fortbeſtehenden, Bundes⸗Verfaſſung genehmigen wollen. 


Deeſe Erklarung had im ber ihr vorangeſchickten Rechts⸗Ausfilhrung eine e nähere Bes 
grüntamg "gefunden. 


Die Erklãrung Hannovers iſt gleichwohl inſofern ohne Erfolg geblieben, als, ihr 
gegenüber, die k. preußiſche Regierung und die Mehrzahl der übrigen verbuündeten Re⸗ 
gierungen die Abſicht zu Tage gelegt Haben, mit Beftimmung eines äußerften Termins 
yur Vornahme der Wahlen behufs des demnächſt zu berufenden Reichstages, in ihren 
Ländern zu verfahren, und e8 ben nicht einverfiandenen Regierungen zu Überlaffen, ob 
und wann fie in gleichen Maße vorichreiten wollen. 


‚Schon Diefe zu erkennen gegebene Abſicht Kat den Bevollmächtigten von Sachen und 
Hannover die Nothwendigkeit auferlegt, in ihrer gemeinfchaftlichen Erklärung vom 20 
Detober d. 8 rs und ihre Negierungen gegen alle Folgen eines ſolchen Vorfchritte 
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feierlich zu verwahren, und gegen die Befugniß Preußens und der. übrigen ſich dem mı- 
(liegenden Regierungen zu einem. folchen Schritte, als außerhalb der Zwecke des Bint: 
niſſes und des Art. XI. der Bundesarte liegend, un den Befugniſſen des Verralang— 
raths widerſprechend, zu proteftiven, 


Die Bevollmächtigten von Sachſen und Hannober haben miherdem in einem ſolchen 
Vorſchritte die Eventualität als vorhanden anſehen müffen, Daß .es nicht gelungen, den 
Süden Deutſchlands in den Reichsverband, wie er durch den Verfäaſſungs-⸗Entwurf kr: 
flimmt worden, aufzunehmen; daß vielmehr nicht mihr zur erreichen’ geweſen, als die 
Herftellung eines nord⸗ und mitteldeutfchen Bundes, ind die genannter Bevöollmächtigen 
haben damit zugleich den Zeitpunkt als eingetreten zu bezeichnen gehabt, wo die Var: 
behalte nom 26, Mai Play greifen, unter denen bie k. fächfifche und, hannoverſche Re⸗ 
gieruug dem vereinbarten Entwurf einer Reichs⸗Verfaſſung, eines Wahlgeſetzeh und eine 
von Preußen im Namen der drei Haupt Paciscenten des Bündniß⸗ Vertrageꝛ zu erlaß 
ſenden Beitritis-Einladung, ihre Zuſtimmung ertheilt haben. 


Auch der, aus dieſem ferneren Grunde ber Erklaͤrung vom. 20. Deiober d. J. Binz 
gefügte Widerfpruch gegen die beabſichtigte Einberufung. eines Meichätages aud einm 
heile von Deutfchland, hat einer Berückfichtigung bei der Mehrzaht der Theilnehn 
des Bündniſſes vom 26. Mai ſich nicht zn erfreuen gehabt. 


Ein der k. hannoverſchen Regierung mitgetheifter Auszug aus dem Protocole net 
am 17. November d J. zu Berlin flattgefundenen Verhandlung von: Bevollmächtigten 


“ jener Regierungen hat. erfehen laſſen, dab, ungeachtet der ferneren ausdrücklichen Verwih 


zung, welche die k. hannoverſche Regierung am 314, Det. d: 3. gegen die Nechtirerkit 
lichkeit von bloßen Mehrheits⸗Beſchlüſſen des Verwaltungs -Rathes - an den. Vorfipade 
des legteren, durch Vermittelung der k. preußifchen Regierung gerichtet hat, ven jener 
Verfammlung von Regierungs⸗Bevollmächtigten an dem genannten Tage beſchloſſu h 
eine allgemeine Wahl: von Reichstags⸗Abgeordneten für den ganzen Bereich der, ul 

Grund des Vertrags vom 26. Mai verbündeten, deutfehen Staaten auf den 31. Ju 


1850 ausʒuſchreiben, und eine demmächft einzuberufende Reichs⸗Verſammlung aus da 


genannten Staaten, an einem näber feſtzuſtellenden und: befannt wu machenden Tage in 
Rer ‚Stadt Erfurt zufammentzeten zu laſſen. .- 








Ein Beſchluß einzelner, unter dem Namen des Verwaltungs⸗ eathes ber verbündeien 


Regierungen vereinigten Bevollmächtigten, welcher Angeſichts des offenkundig anerkannten 
Mangels einer Vereinbarung Über das Slimmverhältniß, und Angeſichts der wide 
holten Verwahrungen und Vorbehalte anderer Theilnehmer ani Buͤndniß gefaßt if, fan 


‚ auf rechtliche Giltigkeit, geſchweige auf vertragsmaͤßige Verbindlichkeit file die Leſten 


keinen Anſpruch machen. Inſofern diefer Beſchluß ſeine vermeintliche Wirkſamkeit af 


dem Staatsgebiete der verbündeten übrigen Regierungen zu äußern beſtimmt iſt, alt 


derſelbe vielmehr einen dem Zwecke des Bündniß⸗Vartrages widerfprechenden, wenn af 
thatſächlich erfolgloſen Eingriff in die Unabhängigkeit diefen tanken, ‚gegen ben bie Re⸗ 


glerung S. M. des Könige von Hannover ſich gedrungen nl, eine befondere Rıhi 


verwahrung einzulegen. 


Alher auch nach dem beſtehenden Rechte des deutſchen Bundes wild jener Beſchluß 
yon der, Regierung S. M. als unſtatthaft, und als ein neues Hinderniß fr die Ant 
führumg des, neben dem Vertrage vom 26. Mai verabredeien, und wen Sannove be⸗ 
dingungsweiſe angenommenen Verfaſſungs⸗Entwutfs betrachtet. 


- Die Unvereinbarkeit ‚eines deutfchen Bundesſtaates nach Maßgabe dieſes Entwurfs mit 
ber durch den Vertrag vom 8.; Simi 1815. begrimdeten- Verfaffung. des deutſchen Bun⸗ 
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vaſchen Vebollmãchtigten do 9 Getober dicſeh· Iahres ba’ Beiivaltings⸗ Ralhe nãher 
dargelegt, untet Begründung der Anſicht, dahß dieſt Unvereinbarkeit! mit durch Bei— 
ſtiunmung aller Bundroglleder gu entfrrnen ſch. er 
"4. Much beruht. der Vorfaſſungs-Entwurf, ſelbſt auf det Vorausfehung des freinilligen 





hr, Beititt® aller deutfchen- Regierungen, mit yprläufiger Ausnahme Defterreis, nd Kehätt 
Pi . en Regierunge 


Hinfichtlich Defterreiche im 9. 4 ausdeiific eine Werfländigung vor, die Preufen übers 


dies ſchen vor Abſchluß des Yindnige- Vertrages, wenngleich ohne Erfolg, eingeleitet Hatte, 






nd deren Unensschrlichteit, «bebor zu] Ausfügrung Des. Entwnefs gefhritten werben 
lonpte, ſich um fo-wiehr von feleit verftand, da alle Rechte und alle Pflichten aus dem 
deuiſchen Bunde, mithin auch das Necht der Zuſtimmung zu Verfaffungs-Menderungen 
u Pr. Aünwastlighe Mitglieder des Bundes im rt, I. des Vertrags ven 26. Mai auddrück- 
lich gewahrt Klieben, imb der Net. IV. dieſes Vertrags Den, im Beſchluſſe vom 17. No— 
„‚verapep ungrwäͤhnt gehliebenen Vorbehalt einer. (nothwendig gemeinfchaftlichen) Feſtſetung 
. Über Bi Ort und om der Beruß ing ber Meich-Verfanunlung hinzufligt; ein’ offener 
Weg zur Einigung, en der’ Beſchluß vom 47. November nicht Betreten, fenbern einfte 
weilen verfchloffen Hat. 
Denn der k. hannoverſchen Regierung ift durch den bei den k. Hofe Beglaubigten 
k. k. öfterreichiichen Geſandten ein vom 28. November d. J. datirter, an den k. k. Ges 
fandten zu Berlin ergangener, und zur Mittheilung an die k. preußiſche Regierung be— 
ſtimmter Erlaß des k. k. Cabinet® communicirt worden, in welchem das letztere, unter 
Anrufung jenes bundesgeſetzlichen Rechts der Zuſtimmung zu etwanigen Aendernngen 
der Bundes⸗Verſaſſung, rückſichtlich des erwähnten Beſchluſſes der Regierungs-Bevoll⸗ 
mächtigten vom 17ten v. M. unter Anderem tie folgende Erklärung abgegeben hat: 
„Wie würden, wenn dem auf die Audſchreibung und Einberufung eines fogenannten 
Reichstages bezüglichen Befchluffe des Verwaltungs-Raths weitere Folge gegeben werden 
wollte, den Zufammentritt einer folchen, die Gründung des für unzuläffig erkannten 
Bunbeeftants einleitenden Verſammlung, als dem Bundes = Vertrage zuwider erklären, 
amd deren, zur Löſung dieſer Aufgabe zu faffenden Befchlüffen im Voraus jede Geltung 
und Wirkfamkeit abſprechen müffen. Noch beſtimmter aber müßte unfer Widerſpruch 
werden, wenn ohne Zuſtimmung aller Genoffen des deutſchen Bundes, oder wohl gar 
trog der won einigen berfelben erhobenen Einſprache, der beabſichtgte Bundesſtaat als 
„deuiſches Reich” an die Stelle des deutjchen Bundes geſetzt werden wollte.” D 
Durch eine, auf amtlicgem Wege zu dieffeitiger Kenntniß gebrachte Erklärung dom 
Sten d. M. Hat die k. baieriſche Regierung diefer Verwahrung des k. k. öſterreichiſchen 
Cabinets ſich angefchloffen. ö j 
Die k. hannoverſche Regierung kann, in Uebereinſtimmung mit ihren früheren Er— 
klärungen, nicht umhin, das von Deſterreich angerufene Recht ber Zuſtimmung zu einer 
Aenderung der Verfaſſung des deutſchen Bundes, auch rückſichtlich der Durch den Verhrag 
vom 26. Mai erſtrebten Begründung eines deutſchen Bundesſtaats, ausdrücklich auzu- 
erfennen: . f 
Inſofern diefe Zuftimmung abfeiten Deſterreichs durch den Erlaß vom 28. Noveniber 
verfagt iſt, und etwa vorenthalten Bleibt, muß au Hannover die Errichtung des beab⸗ 
ſichtigten Bundesſtaats als gefeglich unzuläffig betrachten. ' 
Die k. Regierung fieht aus allen diefen Rückſichten ſich in die rechtliche Nothwendig⸗ 
keit verfegt, der angezogenen Verwahrung des k. k. öſterreichiſchen Hofes unter Erneue- 
zung ihres eigenen früheren Widerſpruchs gegen eine einfeitige Durchführung des Ver⸗ 
faffungs-Eutwurfs vom 26. Mai, mit der ferneren Erklärung beizutreten, daß fie das 
durch vollends ſich rechtlich behindert findet, den Beſtimmungen des Art, IV. des 
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Bimduiß⸗Vertrages Folge zu geben, fo Tange Defterreich und Baiern auf ihrem Wider⸗ 
ſpruche beharren, und eine Verſtändigung mit dieſen md mit anderen betheiligten 
BuntessRegierungen über Das Verjaſſungswerk nicht erreicht: ſeyn wird. 

Die k. Regierung vermag aber zugleich ſich der Beſorgniß nicht zu entſchlagen, Taf 
ein Vorſchreiten Preußend und der übrigen Theilnehmer des Beſchluſſes vom 17. Ne⸗ 


vember un Sinne des letzteren, Die bellagenswerſheſten Storungen der Mfentlihen Rubt 
und Ordnung zur Folge haben kann. 


Sie richtet daher an die k. preußiſche Regietung dus bundesfrenndliche dringende Er⸗ 
ſuchen, geneigteſt anderweitiger Erwägung eine Maßregel zu unterwerfen, aus der dem 
Rechtszuſtande des gemeinſamen Vaterlandes wie dem Wohle ſeiner Bürger ernſte Ge⸗ 
fahren drohen. 

Sie hofft um Deuiſchlands und ſeiner Einigkeit willen, mit dieſer Bitte nicht enthẽrt 


zu werden. 


Mir beauftragen den Herrn Geſandten, den gegenwärtigen Erlaß zur Kenntniß des 
Herrn Staais⸗Miniſters von Schleinitz zu bringen, und demſelben eine Abſchrift davon 
mitzutheilen. 
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T. 
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bardement. ©. 78. 80. 82. Erfte Parallele. 


Le rn 


E. 34. Zweite. ©. 54. Mißlungener Sturm. 
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u. 
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V. 
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W. 
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Wenn man zum Ausgangspunkte diefer Beratyungen Die Verträge von 1815 nimm 
Die biß zu diefer Stunde die Grundlage des europäiſchen Staatsrechts bilden, jo zweicln 
wir nicht an der Möglichkeit, zu einem Verftändniß über die Modificationen zu gelang, 
deren dieſe Traetate in Bezug auf die eine oder die andere Stipulation derielben ch 
fühlg wären, ohne daß dadurch die politischen und focialen Intereſſen, welche dieſelben 
zu gewährleiſten beftunmt waren, irgend Gefahr Tiefen. 

Su der Reihe der Gegenftände, melche die Aufmerkſamkeit der Mächte auf Stalin 
zu lenken geeignet find, erfcheint in erſter Linie die abnorme Lage des Papſtes Pius IX, 
der vor Kurzem noch unter allgemeinem Zurufe als der Wohlthäter und Befecier Ju— 
liens begrüßt, gezwungen worden ift, fich durch die Flucht den verbrecheriſchen Attentat, 
deren Opfer er in jeiner eigenen Hauptftadt wurde, zu entziehen, und eine Zufluchtoͤſtüt 
auf fremden Boden zu fuchen. Dahin haben es die Schandthaten einer Partei gebraft 
welcher es durch den Mißbrauch, den fie unter dem Schuge zahlreicher Sympathien u 
geftraft mit dem Gefühle der Nationalität treiben konnte, gelang, die Gemüther zu ve: 
blenden, und fie bis zur Außerachtlaſſung der beiligften Pflichten zu erhigen. Int 
kann der Triumph diefer Partei anf keine Daner rechnen, denn er wäre cine Nieder 
der gefammten Chriftenheit. 

Zwei Intereffen treffen in der That zufammen, um die Nothwendigkeit day, 
dem Eril des beiligen Vaters, fowie dem Uebermuthe, der feine Macht amfeindenn 
Bartei, ein Ziel zu fegen. Die Tatholifche Welt iſt berechtigt, zu fordern, dap daft 
bare Oberhaupt der Kirche fih im Beftge jener Fülle non Freiheit befinde, meld ar 
Regierung der katholiſchen Gejellichaft, jener weitumfaſſenden Monarchie, die da 
heilen des Erdkreiſes Untertbanen zählt, unerläßlich if. 

Die katholiſchen Nationen dürfen es nicht dulden, daß das Haupt ihr Ik 
feiner Unabhängigkeit beraubt werde, indem er der Unterthan eines fremden Some 
wird, jo wenig, als fie es zulaffen können, daß der Papſt herabgewürdigt wert pm 


. Spielballe einer Partei, Die unter der Aegide feines ehrwürdigen Namens, auf ni 


Anderes Binzielt, als auf Unordnung und Anarchie. Damit der Bifchof von Ren, I 
zugleich das Oberhaupt der katholiſchen Kirche ift, diefe feine hohe Sendung in pr 
render Weiſe ausüben könne, muß er nothwendig auch der Souverain von Kom Mt 


Das iſt es, warum die katholiſchen Staaten in ihrer Geſammtheit ein vortiegende Jr 


tereffe haben, die weltliche Souverainetät des Papſtes zu unterftügen. 

Bon ber andern Seite haben die an den Sischenftaat grenzenden Länder cin nid 
minder. wichtiges Sintereffe, zu verhindern, daß diefer nicht die Beute ver hereinbrehentn 
Anarchie werde, die fich zuletzt auch über ihre eigenen Grenzen verbreiten würde. 

Ohne Bmeifel kömmt es Defterreich und Frankreich, in ihrer Gigenſchaft als lahe 


liſche Mächte erſten Ranges, zu, ihre Stimme zu erheben, um gegen die Gewaltthiir 
. keiten, deren Opfer der heilige Vater geworden ift, zu proteftiven; wir glauben aufehe 


dag der König von Neapel in feiner doppelten Eigenfchaft als katholiſcher Sons 
und gls Nachbar des Kirchenſtaates, mit vollem echte Anſpruch darauf machen te 
ſich dem gemeinfchaftlichen Werke anzufchließen, das zum Zweck hat, den heiligen Ve 
in die Metropole der Ehriftenheit zurück zu führen, und Ihm die. Ausübung feiner ©r 


verainetätsrechte wieder zu geben. Während die andern Fürften der Halkinfel ale mi 


oder weniger dem Soche der Barteien verfallen find, von denen ihre Throne nad u 
nach untergraben wurden, bat der König von Neapel mit Exfolg feine Unabhängig 
gegen Die Angriffe der Revolution zu wahren gewußt. Der heilige Vater elht ii 
indem er daB Königreich Neapel ald Zufluchtsftätte wählte, Sr. fleilinnijhen Nur 


ſtät ein glängended Zeugniß von dem Vertrauen "gegeben, welches er ſowohl in N 


perfönlichen Gigenfihaften dieſes Souverains, als in die Stärke feiner Regierung MM 
und König Ferdinand — man ift ihm biefe Anerkennung ſchuldig — Hat biefem Br 
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trauen af Die allerehreuwertheſie Weiſe zu entiprechen gewußt. Wir glauben 1 
daß es die Gerechtigkeit, die Schieklichfeit und felbft die Wünſche ©r. Heiligkeit 
mißkennen hieße, wenn man nicht zugeſte hen wollte, daß der König von Neapel 
mehr als einem Grunde berufen ſey, eine thatige Rolle in dieſer Angelegenheit zu 
nehuen. 

Was nun den Gaug betriff, der zu. ‚befolgen wäre, um ſelbſt zu einem gedeih 
Ziele zu führen, jo beſtehen hierüber unſere Anſichten in Folgendem: 

Die Regiernugen von Deſterteich, Frankreich und Neapel hätten, nachdem fi 
hierüber mit Sr. Heiligkeit in Einvernehmen geſetzt haben, gleichzeitig der proviſor 
Regierung zu Rom eine Erklärung zukommen zu laſſen, folgenden Suhalts: 

„In Erwägung, daß das Jutereſſe Der katholiſchen Kirche, der die Mehrzahl 
Völker angehört, gebieteriich erfortere, daß das ſichtbare Oberhaupt dieſer Kirch 
ganze Fülle der Unabhängigkeit und der zur Ausͤbung ſeines apoftolifchen Amtes 1 
gen Weeiheit genieße;“ 

„In Erwägung, daß durch Die Zractate, welche bie obgenannten Regierungen 
unterzeichnet haben, die Souverainetät und Integrität des Kirchenftaates den Päpfteı 
währleiftet wurden; ”‘ 

„Sn Erwägung, daß der heilige Vater durch feierliche Acte gegen Die verbre 
fehen Attentate, die ihn genöthigt haben, feine Hanptſtadt zu verlaffen, un tie Fı 
ſeines Handelns zu retten, und gegen die Ufurpation feiner Sonverainetätsrechte } 
flirt hat;“ 

„In Erwägung endlich, daß Se. Heiligkeit ihre Hülfe zur Vertheidigung 
Rechte in AUnfpruch genommen Bat,“ 

„Halten es die Regierungen von Defterreich, Frankreich und Neapel fir ihre P 
der proviſoriſchen Regierung zu Rom befannt zu geben, daß fie entichloffen find, 
Napfte zum Behufe feiner Rückkehr nach Rom, und feiner Wiedereinſetzung in die 
übung der Sonverainetätörechte, Die ihm gebühren, ihren moralifchen und, erforder 
Falls, auch ihren materiellen Beiftand zu gewähren.” 

„zufolge dieſes ihres Beſchluſſes, können fie es nur der proviſoriſchen Regi 
anheimſtellen, die Wahl jener Mittel zu treffen, Die am geeignetſten ſeyn dürften, 
möglichft jenes Nefultat herbeizuführen, zu deffen Erreichung fie alle in ihrer Mach 
henden Mittel anzuwenden entichloffen find.’ 

Vielleicht würde eine ſolche Kundgebung von Seite von Mächten, die alle 9 
beſitzen, um felbe energifch zu unterflügen, genügen, um der Mehrzahl der Römeı 
‚gegenwärtig. von einer factidfen Minorität unterdrückt ift, den Muth einzuflößen, 
letzte Anftrengung zu wagen, um dieſes fehändliche Joch abzufchiitteln, und mit 
heiligen Vater die Ordnung md Ruhe in die Mauern von Rom gurüdznführen. 
kömnit und nicht zu, in Vorhinein ein Urtheil über die Bedingungen abzugeben, 
welchen die Rückkehr des Papftes zu geichehen hätte, da der heilige Water felb 
befte Nichter über Alles ift, was das Gefühl feiner Rechte und feiner Würde erheij 

Wenn indeffen in einer beftimmten Zeitfeift, über deren Dauer man im V 
übereinkonimen müßte, die Erklärung der. Mächte die Wirkung, die fie davon erw 
nicht hervorbringen follte, fo bleibt ihmen nichts anderes übrig, als zu materiellen 
teln zu greifen. Die Rollen könnten alsdann, unferes Dafürhaltens, anf folgende 
vertheilt werden: 

Die franzöfifche Seemacht würde vor Eivita vecchia erjcheinen; ein Theil der ı 
litaniſchen Armee würde zu gleicher Zeit die Grenzen des Kirchenſtaates überſch 
und unſere Truppen würden über den Po gehen. — Die weitere Thätigkeit dieſe 
ſchiedenen Streitkräfte würde nach den Umſtänden feſtgeſtellt werden, — ſie hätte ir 
Augenblicke aufzuhoren, wo der Papſt die Zügel der Regierung wieder ergriffen 
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und feine Macht binlänglich befeftigt Halten würbe, um Teiner fremden Hülfe mehr m 
bedürfen. 
Dies ift der Plan, den wir der näheren Erwägung bes Heren Drouyn de Lhuhi 
empfehlen. 
Ich erfuche Sie, diefem Minifter die gegenwärtige Depefche vorzuleſen und ihn zu 
Eitten, uns die Anflchten feiner Regierung darliper bekannt zu geben. 
21. | Das großherzoglich badiſche Miniſterium trägt, unter Mittheilung des Circlar 
Ä vom 8., bei der @entrals Gewalt auf abhüͤtfliche Maͤßregeln an, „ſoweit die 
Grundrechte ſolche geſtatten.“ 


25.Das Reichsminiſterium lehnt ben Antrag ber gh. babiſchen Regierung ab. 


27. | Antrag bed gh. badiſchen Miniſteriums bei ber Centralgewalt: das ſeit Sum 
Zuge im Oberland aufgeftellte Obferoationd» Corps zu vermindern. 





22. 


27. 


Februar. 
Das Reichsminiſterium lehnt den badiſchen Antrag vom 27. Januar ab. 
F.⸗M.L. Glaͤſer entfetzt und ravitaillirt Arad, von Temeswar aus. 


Das Domcapitel zu Mainz wählt ben Profeffor ber Theologie, Leopold Sd 
in Gießen, zum Bifchof. (Wurde von ©. H. dem Pabfte nicht beitätigt.) 


Reben Dr. Held bildeten dad neue fächliiche Miniſterium: &. Reg. R. Weir 
für das Innere, ©. Leg.⸗R. Frhr. v. Beuft für die auswärtigen Angelegenhe 
G. Fin.⸗R. v. Chrenftein für bie Finanzen. Etwas ſpater ward Oberſt 
benhorſt zum Kriegsminiſter ernannt. 


Erſte Leſung des. mecklenburgiſchen Verfaſſungs⸗Entwurfs. Dieſes Elaborat 
linken Seite enthielt u. A. die Säge: Das Volk iſt die Duelle aller politif 
Gewalt; die Regierungsform iſt demokratiſch⸗monarchiſch. Das Uebrige 
man fich leicht denken Fünnen. 


72 Mär. 


März. | 
:4. | Wir Haben (Band I. S. 88) nur dad Patent ©. M. des Kaiferd yon Defterreid, 
aber nicht die mit bemfelben veröffentlichte Reichs-Verfaſſung abbruden laſ— 
fen, und nehmen jegt doppelt Anftand, es zu thun, ba felbe bereits eine Anti- 
quität geworden it, und bald nur eine Mythe feyn wird. Allein bie Ereignifie 
des verfloffenen Jahres Iaffen es angemeffen erfcheinen, daran zu erinnern, daß 
der zweite Paragraph des Abfchnittes „Vom Reiche” Tautet: 
Diefe Kornlander bilden die freie, felbitftändige, untheilbare und unauf- 
Iösbare, conſtitutionelle öfterreichifche Erbmonarchie. 
| Ob nach dieſem Baragraph. bie deutfchen Provinzen noch als Theile bed 
beutfihen Bundes gelten fonnten, ob das angefprochene Bandes - Bräfibial: Reht 
der Regierung noch begründet war, möge der Lefer erwägen. 
26. Neue Berfaffung für das Herzogthum Sachſen-Gotha. Ein wuͤrdiges Seitemik 
zu ber Habicht-Conftitution für Anhalt-Defjau und Cöthen 
30. | Struve und Blind wurden (f. Band I. ©. 122) wegen einiger. Eingelnheiten ib 
SeptemberzZuged verurtheilt, im Webrigen aber für nichtichuldig erklärt. De 
Wahrſpruch der Gefchwornen ift ein fo wichtiges Aetenftüd für die Gefchichten 
Jury in Deutichland, daß wir wenigftend einige Bruchftüde davon hier aufte 
wahren müffen. | 
Afte Frage. Iſt G. Struve ſchuldig, Daß derjelbe im April v. S. mit andern Ba: 
ſonen fich verabredet und beſchloſſen bat, mittelft Anwendung von Gewalt die im G.-⸗H. 
Baden beſtehende Stantsverfaffung umzuſtürzen? Antwort: Nein, weil e8 im Laufe 
der Revolution geſchehen iſt. Ste Frage. Iſt e8 erwieſen, daß zu dem Zwecke, 
mittelft Anwendung von Gewalt, die beftehende Staatsform umzuftürzen, zwifchen den 
aufrührerifchen Schaaren und dem zur Wicderherftellung der öffentlichen Ruhe und Ord⸗ 
nung aufgebotenen Militair, in Folge des von den erfteren geleifteten Widerſtandes, es 
am 20. April v. J. bei Steinen, und am 25. bei Günteröthal zu einem Gefecht gekommen 
ift, und daß bei diefem Gefechte drei Soldaten von den Aufrührern getöbtet worden find? 
Antwort: Nein. Gte Frage. Iſt der G. Struve ſchuldig, Daß er bei Gelegenheit und 
im Zufammenhange mit den Zwecke, Die beftchende Staatöverfaffung mittel Anwendung 
von Gewalt umzuſtürzen, unter Androhung von Waffengewalt ſich 1) der Zollcaffe vos 
Kadelburg, 2) der Ober-Einnehmercaffe in Thiengen, 3) Der Domainen-VBerwaltungs-Eaffe 
dajelbft Gemächtigt, und von den in dieſen Caſſen vorhandenen Geldern, im Betrag von 
mehreren taufend Gulden, weggenommen babe? Antwort: Nein. Ste Frage. Iſt der 
G. Struve fehuldig, daß derielbe zu Dem Zwecke, die beitehende Staatsverfaffung mittelſt 
Anwendung von Gewalt, umzuftürzen, und die Republik in Deutichland einzuführen, am 
21. September v. 3. mit einer Schaar von bewaffneten Berfonen in die Stabt Lörrach 
eingezogen, dafelbft, ſowie auch an anderen Orten, in Öffentlichen Reden vor verſammelter 
Menge zum Volsaufftande aufgefordert, und die Republik, als die fofort eingeführte 
Staatöform verfimdet hat? Antwort: Nein. 











April. 


2. Der Vertrag zwiſchen S. M. dem Könige von Preußen und S. K. H. dem © 
herzoge von Medlenburg⸗Streliß, wegen Anſchluß der ſtrelitzer Truppen an 
preußiſchen, lautet: 


Art. I. Das Gh. mecklenburg ⸗ſtrelitzſche Linien⸗ Bataillon wird der Gten K. N 
hßiſchen Infanterie-Brigade, und fpeciel dem AAſten Snfanterie-Regimente, oder dem 
in Ruppia und Prenzlau garnifonirenden Regimente angefehloffen, und das Gh. ı 
Venburgsftrefigfche Landwehr-Bataillon ebenſo der Gten preußiſchen Landinehr-Brigadı 
Art. 2. Die Gh. mecklenburg⸗ſtrelitzſche Cavallerie-Schwadron ſchließt fich 
eine reitende Jaͤger⸗ Schwadron dem Sten preußiſchen Cüraſſier-Regimente, oder dem 

in Paſewalk garniſonirenden Cavallerie-Regimente, und die Gh. Mecklenburgſche L 
Bug Batterie deögleichen der 2ten preußiichen Artillerie-Brigade an. 

Art. 3. Die mecklenburg ⸗ſtrelitzſchen Truppen nehmen alle jetzt beftehenden 
künflig zu erlaffenden preußiichen reglementarifchen Vorfchriften, die Dlilitairgefege, Ver 
gungs⸗Regulalive :c., ſowie für ihre Schießwaffen, wenn auch mur nach und nach, 
preußiſchen Kaliber an. Die Ergänzung der Truppen, die Feſtſtellung der Dienftg 
bleibt jedoch Sache der Gh. metklenburg⸗ſtrelitzſchen Regierung. 

"rt. 4. Eine Disciplinar-Strafgemalt über die Gh. mecklenburg-ſtrelitzſchen T 

pen ſteht den preußifchen Befehlshabern, fo Lange eine Zufammenziehung mit preußi| 
Truppen nicht flattfindet, nicht zu. In Diefer Beziehung erhält der ältefte Officer 
erſtgenannten Truppen bie Befugniß eines preußiichen Brigade⸗-Commandeurs. Wäh 
des Zufammentritts dagegen wird bie Disciplinar-trafgewalt won dem preußifchen 
fehlshaber, nach Maßgabe der preufifchen gefeglichen Beſtimmungen, ausgeübt. 
—Art. 5. Ein Gleiches gift für die Jurisdietions-Verhältniſſe, jedoch fo, daß 
Beftäftgung ber ‘bei den mecklenburg sftrefigfchen Truppen vorkommenden friegsrcchtii 
* &tkermtniffe von ©. 8. H., dem Großberzoge, event. von Seiten Höchſtdero Mili 
ECollegiums erfolgt. 

Art. 6. Die ©. medlenbutg /ſwelihſchen Tenppen, mit Ausnahme des Landw 
Bataullons (conf. Art. 7.), nehmen jährlich An den Regiments⸗, Brigade- oder X 
ſions⸗Uebungen der betreffenden preußifchen Truppen Theil. Insbeſondere macht die | 

gehörige halbe Batterie jährlich die Schießubung bei der preußiſchen ten Artilferies 
on gebe mit. 
Die badurch entftehenden Koften werden von der Gh. mecklenburg⸗ ſtrelitzſchen 
gierung getragen. | 
Die Dienftzeit iſt jedoch fo zu ordnen, daß zu dieſen Uebungen im Herbſte die 
1. Dachten BE. Truppen mir mit Mannſchoften erſcheinen, welche mindeſtens ſeit dem 1. U 
im Oienſie fund 
te AT Re das Gh. mestfenbungeftrehigfäe Landwehr⸗Bataillon Halt feine Vet 
: gen, und: insbeſondere auch femme Schieß⸗Uebungen, und zwar nach den preußiſchen 8 
—* jedoch für ſich, ab. 
Art:. B. MU Cini des Landweht ⸗Vataitlens werben die Gh. mecklenburgſ 
1848. Eupplement. 10 
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Truppen außerdem, wie bie preußifchen Truppen, von den preußiſchen Regimento⸗ un 
Brigade-Commandeuren, die halbe Batterie namentlich von dem Brigadier der Lien per 
ßiſchen Artillerie-Brigade befichtigt. 
Die dadurch entftehenden Koften werden nach preußifchen Grundſätzen bemeſſen, m 
von der Gh. Regierung getragen. 
Art. 9. Die betreffenden K. preußiichen und Gh. mecklenburgſchen Truppenthell 
und Militair-Behörden treten mit einander in directe Gefchäfts- Verbindung; desgleichen 
das GH. Militair-Colegium zu Neu⸗Sttelitz mit den K. preußiſchen Kriegsminiſterim 
Art. 10. Aus den mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Gebiete gebürtige junge Leute, welthe 
nach preußiſchen Gefegen die Berechtigung zum einjährigen freiwilligen Dienſte kn 
würden, Fünnen. unter ‚gleichen Bedingungen, wie jeder preußiiche Underigan, © 





preußiſchen Truppentheile ald Freiwillige in den Dienft treten. 


Art. 19. Diejenigen ans dem medlenburg = ftreligichen Gebiete gefitigen | jungen 
Leufe, welche auf Beförderung zu dienen beabfichtigen, legen bie Prüfungen zum Dark: 
peefähnrich und Officier bei den preußiſchen Craminations⸗Commiſ onen ab, und merke 
dabei nach preußiſchen Grundſätzen behandelt. 

Behufs ihrer Vorbildung zum Officier-Examen iſt ihnen der Beſuch einer praufs 


| ſchen Diviſions⸗Schule, ſowie der Artillerie- und Ingenieur⸗Schule zu Berlin gefat 


Art. 12. Die Gh. mecklenburg⸗ ſtrelitſchen Offieiere haben die Berechtigung, ı 
angemeffener Zahl Die allgemeine Kriege: Schule in Berlin zu beſuchen; auch fü di 
mecklenburgſchen Eavallerie-Dfficiere in Dem Turnus der preußiſchen Cavallerie⸗ſRtgunn 
zur Lehr-⸗Schwadron commandirt werden. 

Art. 13. Nach erlangtem Zeugniſſe der Reife erfolgt die Ernennung der, Wil 
bezeichneten jungen Leute reſp. zum Portepeefähnrich und zum Scconde=Lientenan, wi 


S. K. 9. den Großherzog von Mecklenburg-Strelizz. 


Art. 14. In gleicher Weiſe findet bei den Gh. meclenburg ſtrelihſchen Tara 


„ De Beförderung innerhalb Des Etats zum Premier⸗Lieutenant und Hauptmann oder Kb 
niuiſter flattz nur wird dem Befdrdernngs-Vorfchlage ein Zeugniß Des. betreffenden pre 


hiſchen Brigade= und Diviſions. Commandeurs über die Dienfttüchtigkeit des Vertzehle 
mE. 


gen beigefügt, „welches ver Commandeur der gedachten Truppen einzuholen, we 


8. 9. dem. Großhexzoge zu überreichen bat... 
Art. 15. Die Hauptleute und Rittmeifter der mecklanburg⸗ ſtrelitzchen Truppen 


rangiren, in Nürkficht auf ihre Beförderung, zum Stabsofficier mit den gleichnamize 


Ed 


Chargen in..ber preußiſchen Armes, und die betreffenden Officiere erhalten bei ſolchet Be 


J —— je nachdem fie. bei preußiſchen ober. mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Truppen angel 


werden, das Batent von ©. M. dem Könige von Preußen, ‚der von ©. 8. H. da 


Großherzyge von Mecklenburg⸗ Strelitz. 


Art. 16. Die weitere Beförderung ber. Stabs⸗ Dfficiwe bei den, —9— Zauppen e 


|, ;lofgt gemäß ihrer preuhiſchen Anciennetät, und lnach Deu für die pugnfifihe, Armee > 
dieſer Hifi icht geltenden Brundfäpen 


Art. 17. Die Dfficiere der mecklenburg⸗ ſtrelitzſchen Artillerie cPremin⸗ und & 


conde⸗Lieutenants) raugiren ut der. preußiſchen 2ten Urtilferiesörigape. = 


Ueber Verfeßungen von und zu derſelben' hat fich bie Generalaspnfpection ber piu 
Bilden Artillerie, mit dem Gh. Militaire Collegium 24 Neu⸗Htrelin zu einigen. 

Art. 18. Die Sp. mecklenburgeſtrelitiche Magierung verpflichtet ſich. ei: den ib 
rend der Dauer dieſes Vertrages eintretenden Vermehrungen m: Nesfoimaklonen, Im 
preußiſche Offieiere, welche Defekten duuch dns K. Ppreuhiſche Kriegd⸗ Miniſterium übe: 


wieſen werden, und: zwar nut in ben von Dem. lexleren —B—— Charzen u 


Graden anzuſtellen. 
„Art. 19. Die Verwechung der Sb. xats wa iuuden Kruypen erfolgt. nad 


Ymenn.S3 Er 
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:.: ben. Beſtiimmumgen des riege⸗ Miniſteriums. ESollien⸗ beſondere Verhaltniſſe: außer d 
Uebungen eine Disloeirung derſelben in preußiſche Landesſtheile wünſchenswerih mache 
jo kann ſolches nur nach diesfälliger Einigung der beiderſcitigen Regierungen ſtattfinden 

Art. W. Die Venfiopirung der Gh. mecklenburgeſtrelitzſchen Officiere erfolgt na 
dem preußiſchen Benftons-Reglement, und aus der preußifchen Militaie-Benflons = Kaf 
Ste leiſten dagegen zu derſelben den Beitrag nach den preußiſchen "Sägen. 

Da indeſſen dieſe Beiträge bei Weitem nicht zur Dechung der’ Penſion ausreiche 
fa zahlt Die Gh. mecklenburg⸗ ſtrelitzſche Regierung ‚außerdem an Preußen einen, dur 
beſondere Berechnung feſtzuſtellenden, den Zuſchuß deckenden Beitrag. 

Art. 21. Die K. preußiſche Regierung erbietet ſich, aus ihren Beſtänden: 1)1 
Geſchuhe nebſt Zubehör, 2) die Cavallerie⸗ und Artillerie-Waffen, 3) die Eiſenmunitio 
und 4) das Pulver fir die Gh. micklenburg⸗ſtrelitzſchen Truppen, ſowohl bei der erft 
Auscäftung, als auch in der Folge, nah hem etatämäßigen Bebarfe,. und, zu.den Fabr 
Zatjonäpreifen, zu gewähren; auch den Betrag ber erſten Ausrüſtung dexgeſtalt zu crel 
tiren, daß Die Gh. Regierung. denſelben binnen der nächſtfolgenden 5 Jahre in jährlich 
Terminen zinsfrei abtragen kann. 

Art. 22. Ebenſo wie für Mecklenburg⸗Strelit in Anſchung der,” zur Ausführen 
der veränderten Milttair-Organifation zu erlaffenden Geſetze und zu gewährenden Bew: 

| ligungen, die Zuſtimmung der ſtändiſchen Landes-Vertretung erforderlich tft; bleibt au 
fr den Fall, daß etwa beide mecklenburgſche Großherzogthümer in’ der Folge durch € 
‚Lüfchen Eines der vegierenben Großherzoglichen Häufer nder fonft, wit einander Nereini 

. märden, pder wenn eine veränderte Organifation des geſammten Deutſchem Heerweſens 

"erforderlich machen ſollte, eine entſprechende Aenderung oder Aufhebung des gegenwärtig 
Vertrages vorbehalten. 

Art. 23. Der gegenwärtige Vertrag ſoll unverzitglich zur Allerhöchſten und Hoc 
Reh Ratifiratin worgelagt. werden, und die. Ausmechſelung ber Ratificationa⸗Urkuuden ſi 

- Binnen. ſechs Wochen, ober wenn es geichehen Far, noch früher erſelgen. 

Brad aufs Rare. vonben Jnuſurgenten belagert. | ö 

Unentſchiedenes Treffen "bet Ifaszeg, zwiſchen - ben Defersichen unter Sselachi 

und Graf Schlik, und dem Corps Görgeys. 

Mittheilung von Selten der Gentralgewalt an ben E. preußifchen Broollmachigie 

der Reichs Kriegsminiſter habe den. von. ben mecklenburgiſchen und anhaltiner R 
gierungen gewuͤnſchten Anſchluß ihrer Contingente an bie preußiſche Armee, i 
Reichs⸗Miniſterrathe und bei dem Reichsverweſer zum VPoxtrag gebracht, und 
ſey nicht allein die Beiſtimmung zum Abſchluſſe ertheilt worden, fo 
dern man habe auch geglaubt, Preußen zum ungejüumten Vorſchreiten in di 

weiteren deshalb angefnäpften Verhandlungen auffordern zu mäffen, da jedenfal 
davon ein günftiger. Erfols für die neue Formation des wvindedherte au e 
warten. fey. 

Die Sache erſchien zu jener Zeit ſo einfach und naturgemäß, daß fi ie une 
wähnt bleiben Fonnte. Anders jest, wo man bagegen, ald mit ber Bunde: 
Kriegdverfaffung unvereinbar, proteftiren zu dürfen glaubt, obgleich fie die au 
brüdliche Genehmigung. der zu jener Zeit allein berechtigten Behörde erhaltı 
hat. Und doch Hat Defterreich bie militairiſche Competenz der Centralgewa 
noch unterm 24. Februar 1849 daburch anerkannt, daß es derfelben durch fein: 
Bevollmächtigten anzeigte: bie Erhöhung feines Contingents auf zwei Proce 
ber Bevölkerung (Beichluß der beutfhen N.-B. vom 15. Juli 1848) ey vol 
fländig bewirkt, 

10° 
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Die würtembergifdge zweite Sammer beſchließt eine Mrefft, worin ©. M. ben fi, 
ige die Notwendigkeit ſchleuntger und vollſtaͤndiger Anarberming ber wegen 
faffung batgethan wird. | 


Ratification des am 2. April mit Mecklenburg⸗Strelitz abgefchloffenen Vertrages 
duch S. M. den König von Preußen. (Die Natifiration ©. 8. H. des Onf 
herzogs war am 11. April erfolgt.) 


General: Berfammlung ber ſachſiſchen Vaterlands⸗Vereine zu Dresden. Man ke 
ſchließt, der zweiten Kammer wegen ber proviforifchen Kortbewilligung. der Steum 

ein Mißtrauens⸗Votum zu ertheilen, und bie erfte Kammer aufzufordern, daß fr 
der Bewilligung nicht beitrete. 


Die. wuͤrtembergiſche zweite Kammer befchlteßt, daß 1) die von der bentfchen 3.8 
verfündigte Reichöverfaffung in Würtemberg als Gefep beſteht; 2) jeder mir 
tembergifcge Staatsbürger, gleichviel, ob er dem Civil⸗ oder Militair-Stande a 
gehört, zur Befolgung und zum Schuge biefer Berfaffung, eben fo wie der mir 
tembergifchen, verpflichtet iſt; 3) jeder Angriff auf felbe ein Werbrechen if, wm 
beshalb weder Civil- noch Militair- Beamte verpflichtet find, Befehlen Falke m 
leiften, bei deren Ausführung fie fih an biefem Verbrechen betheiligen wire 


Die würtembergifche zweite Kammer wählt eine permanente Commiſſion von fr’ 
zehn Mitgliedern, welche Vorfchläge darlıber machen fol, was durch bar Wi 
bes Landes geboten fey. Die Einfegung einer proviſoriſchen Regierur ka 
nächfter Ausficht. 


Das würtembergifche Miniſtetinm überbringt der. weiten aæammer die ». LEW 
abgebrudte Erklärung des Monarchen, welche jedoch hinter dem Worte Reiq 
wahlgefege den Zufag enthält; unter ber fich non ſelbſt verſtehenden 
Borausfegungan, daß diefelbein Deutfchland in Wirkſamkeit treit 
Der neugebilbete Wohlfahrts⸗Ausſchuß verwirft dieſen Bun und dringt auf w⸗ 
bedingte Auerkennung. 

Miflungener Berfuch der Infurgenten, fich einer Bert von Tometon zu ho 
‚wähtigen. Entfernte Cinfchließung. . 

Auflöfung der Kammern im Königreich Sachſen. u 

Große, von Tzſchirner veranftaltete Bolksverfammlung N Leipzig, welche befchfit 


vom Könige die Bildung eined anderen, als bes eben ernannten ine 
zu fordern. 


® 2: — 12. "Mei. 1.—1%, . 
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2. | Abermalige große Bolfsverfammiung zu Leipzig, mit der Parole: „Aufſtand 
rechten Zeit.” 

9.|.+ Georg Müller, Architekt, zu Wien. 

4. | Der „prowiforische Landesausfchuß der Volkövereine in Baden“ ſchreibt ganz öffer 
lich eine Volksverſammlung zum 12ten und 13ten nach Offenburg aus. 

7. Die Bürgerwehr von Caſſel ruͤckt aus, und erklärt feierlich: an der Reichsverf 
‚fung. feſthalten zu wollen. 

9.Beſchluß ber würtembergifchen zweite Kammer, Die Regierung dringend zu bitte 
1) fie wöge, mit. Bezugnahme auf die von Preußen in ber legten Circular⸗NM 

.G. Band I. Seite 157) ausgefprochene, und zum Theil bereits in Ausführu 

gebrachte Deohung, Die Gentralgewalt auffordern,. nicht gu dulden, daß ein bei 
ſcher Staat wegen einer Volkserhebung zu Gunften ber Neichöverfaffung, 
einem anderen beutfchen Stante ohne ausdrücklichen Befehl der Gentralgeror 
einfchreite, und’ zur Wahrung bes Reichsfriedens, wie zum Schuge ber gef 
lichen Bolföbewegungen, für Anerfennung ber Berfaffung ein. Reichsheer auf 
ſtellen. (Raiver hat ſich das böſe Gewiſſen ſelten ausgeſprochen.) 2) Dieſel 
möge der Centralgewalt für dieſen Zweck unverzüglich Die geſammten würte 
bergiſchen Streitkräfte zur Verfügung ſtellen. 3) Sie möge, mit Beziehung o 
ben Stand ber Dinge in der Pfalz, in Verbindung mit der Central: Gew: 
Schritte thun, um zu verhindern, Daß andere als NReichötruppen :unter den X 
fehlen ber Gentralgewalt, in Folge der Erhebung in ber Rheinpfaß, durch Wi 
tesaberg marſchiren. 


10. | Auf bie Kunde won den Ereigniffen in Duffeldorf und Eiherfeib zerſtͤren mehr 
"Demoknten aus Mülheim die Eölns Mindener Eifenbahn unweit der Stati 
Küpperfteg, um fchnelle Truppenfendungen zu hindern. 

12. | Die Blünderung des Graͤfrather Landwehr⸗Zeughauſes geſchah vorzugsweiſe din 
Dürgermehr. aus Sulingen, welche von dem dortigen Gemeinde⸗Rathe dazu ı 
maͤchtigt worden. 

12. Hochſtwahrſcheinlich im Zufammenhange mit ben Vewoegungen der Rheinpfalz u 
Badens, tritt zu Caſſel ein Congreß von Abgeordneten demokratiſcher Verei 
zuſammen. Bon ihren Beſchluͤſſen erwähnen wir nur: Entfernung ber preuj 

ſchen Telegraphen⸗Beamten, Berabtolgung von Geſchütz und Munition ayı I 
Buͤrger⸗Garde, Aufruf bed Volkes in Maſſe zu den Waffen. 


12. | Borverfammlung zu Offenburg, welche folgendes Altenſtuͤck an die. Regierung 
Gorläruhe fenket: 





Der Landes-Eongreß hat in heutiger öffentlicher Sitzung beſchloſſen, zu fordern: 
1) Die Kammern find alsbald aufzulöſen, 

2) da8 Minifterium Beck hat fogleich zurück zu treten, 

3) eine conftitnirende Landes-Verfammlung ift alsbald zu berufen, und zwar auf Grm: 
‚lage des durch das Vor-Barlament befchloffenen Wahlgeſetzes, und mit Beibehal⸗ 
tung der biöher Air die Wahlen der zweiten badifchen Kammer beftehenden Wall 
bezirke, 

4) die politischen Flüchtlinge find fofort zurück zu berufen, die politifchen Militair⸗ u 
Eivilgefangenen zu entlaffen, alle politifchen Proceſſe wieder zu fchlagen. 

Der Landed-Congreß fordert, daß die Megierung der Deputation, welche dieſe Gar: 
rungen liberkringt, unverzüglich eine bejahende oder verneinende, Antwort, ertheile. In 
Falle der Verweigerung einer alsbaldigen Antivort oder der Zurückweiſung obiger for 
derungen, macht der Landes⸗Congreß die Regierung für alle Folgen werantweriid, 


welche fih aus der jetzigen gerechten Bewegung des Volkes unausbleiblich rpm 
muſſen. 


So unverfhämt und frech Diefes Aktenſtück ift, bleibt es dennoch Hinter km 
des folgenden Tages (S. Band J. S. 188). zurüd. Der Grund davon fl 
darin, bag man in ber Zwifchenzeit Nachricht von den Mifiseir« Ementm ı 
Lörrach und Raftatt erhalten Hatte; fobald diefe einging, wurde nicht ein 
Ruͤckkehr der nach Carlsruhe gefandten Deputation abgewartet. 
-43.| Der auffallende Rüdzug des General v. Millee aus Freiburg (Band L EM 
erffärt fich leider Durch bie Unzuverfäffigfeit feiner Cmürtembergifchen) Tu 
Es ift jetzt bekannt, daß er bereits beim Reichs» Minifterium bie Unmögliäft, 
mit ihnen Hülfe zu leiften, vorgeftellt Hatte. 

13. | Daß die Rebellion in Baben Tängft vorbereitet war, bezweifelt Niemand. Di 
die Fäden in Frankfurt a. M. zufammen liefen, ift weniger befannt, und birft 
aus dem Schreiben eines, ber Tinfen Seite ber National Verfantmlung angehe 
renden, badiſchen Abgeordneten vom 8. Mat hervorgehen. Dafſſelbe befagt 1.# 
„Es iſt ferner nöthig, daß die Kammer unverzüglich aufgelöft, und neue Wahl 
angeordnet werden, und es iſt höchft wuͤnſchenswerth, daß alles Dies noch vot 
dem 12.d. M. geſchehe, und daß die Regierung für ſchnelle Bekannb 
machung ihrer Verfuͤgungen ſorge. Vielleicht Bit Du im Stande, feld 
Maßregeln zu veranlaffen, fie würben viel Unheil von unferem Lanlı 
abwenden.“ 


16 | Der zwiſchen Preußen und Anhalt: Bernburg abgeſchloſenen Wertret (S. Vand l 
S. 444) iſt gleichlautend mit dem zwiſchen Preußen und Anhait-Defſſau⸗Cotta 
am 27. April geſchloſſenen (Band II. ©. 440). Anhalt⸗ Bernburg ſtellt en 
Bataillon, eine Escadron, welche zum 26 ſten Infanterie⸗ und Tien Suraffiv 
Regimente ſtoßen; bie ihn pbliegende Stellung von zwei Gefchügen üben 
. Preußen, 
16. ‚Eine Anzahl polnifcher Offie, aus dem Innern von rate tom, teefen 
zu Carlsruhe ein. 
41% | Bomsbarbenient von Temeswar. 
2. Verna mwiſchen S. M. dem Koͤnige von Preußen ud S. R. $ dem Grij⸗ 
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herzoge von PMedienburg- Schwerin, wegen bed Anfchluffes der ſchweriner T 
pen an die preußifchen. ” 


> . A 
. 


Borbereitende Beftimmungen, um den beabfichtigten Anſchluß im Intereſſe de 
Vermehrung der Wehrkraft Deutſchlands .zu erzielen. 


Art. 1. Die Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſchen Truppen nehmen alle preußiſchen Rı 
ments, auf welchen die taktifche Gleichförmigkeit dieſer Truppen mit denen der pre 
ſchen Armee von der gleichen Waffe beruht, an; desgleichen die fir Die preuß 
Armee ſouſt beftehenden reglementariichen Beſtimmungen, Das preußiiche Militair-Si 
recht und dio preußiiche Militair-©erichts- Drdnung, ſoweit nicht etwa Reichsge 
oder dandegeſetze ‚ die einſeitig von der Regierung nicht abzuändern ſind, Dem 
gegenſtehen. 

Art. 2. Die Gh. mecklenburg⸗ ſchwerinſchen Truppen erhalten, wenn auch nur 
und nach, ſowohl für die Handfeuerwaffen, als für Die ſchweren Geſchütze, das preußi 
Kaliber. Die beſtehenden K. preußiſchen Reviſions-Commiſſionen übernehmen die 
vifion aller Waffen, Geſchütze und Munition, welche aus den Königlichen oder ande 
Fabriken für Mecklenburg⸗Schwexin gekauft werden, wogegen die Gh. Regierung 
aus der Reviſion erwachſenden Koſten erſtattet. 

Art. 3. In Bezug auf Die Qualification zum Portepeefähnrich und zum Seeon 
Lieutenant werden bei den Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſchen Truppen dieſelben gefeglic 
Vorſchriften eingeführt, welche in der preußifchen Armee gelten. 

Art. 4. Die Prüfung zum Portepeefähnrich und zum Seconde-Lieutenant für 
Gh. mecklenburg⸗ ſchwerinſchen Truppen findet in derſelben Weiſe und nach denſel 
Vorſchriften, wie in der preußiſchen Armee, bei preußiſchen Examina tions⸗Comiſſion 
reſp. bei der preußiſchen Ober-Examinations- Commiſſion ſtatt, wen dieſelben nicht 
ſtimmungſmäßig ‚in Mecklenburg einzurichten find. 

Art. 5. Die Beförderung der Offieiere der Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſchen Temp 
erfolgt nach denfelben Grundfägen, wie in der preußifchen Armee. 

A. 6. Dem Gb medlenburg - ſchworinſchen Officier- Corps und den Portep 
fähnrichen wird in einem angemeſſenen Verhältniſſe die Theilnahme an den preußijd 
Bildungs-Anftalten, namentlich der Allgemeinen Kriegsfehule, der Artillerie- und Sn, 
nienr-Schule, der Lehr⸗Schwadron und den Diviſtons-Schulen geftattet. 

Art. 7. In den Königlichen Crziehungs-Anftalten und der K. Militair⸗Schule w 
den bis zu Achtzehn junge Leute ale GH. mecklenburgſche Feafionake, gegen Zahlu 
Me heftimmungsmäßigen Penfion, aufgenommen, 





B. 
Der Anſchluß felbft erfolgt in nachftehender Art. 


‚Yıt: B. Die Gb. mecklenbutg⸗ ſchwerinſchen Truppen bilden eine Diviſion in k 
Durch das deutſche Wehrgefeh vorgefchriebenen Stärke. 

rt. 9. Die Sb. medlenburg = ſchwerinſche Divifton ſhließt ſich dem dritten preu 
fü. ArmeesGorgs an. 5 

Art. 40. Der commandirende General - Diefes Corps hat ſich durch Inſpieirung 
son dem kriegbtüchtigen Zuſtande diefer Gh. mecklenburgiſchen Divifton zu Überzeugen 


80 23.- 26. Mai. 23. - 26. 


ei 11. Die Artillerie wird in derſelben Ari, wie ſolches in der preuciſchen Armee 
geſchieht, durch den betheiligten Artillerie⸗Brigadier beſichtigt. 

Die Koſten der dadurch nothwendig werdenden Reiſen, nach preußiſchen Grundſite 
übernimmt die Gh. mecklenburg⸗ſchwerinſche Regierung. 


Art. 12. Sollte die ebengedach te Gh. Regierung von der Geſtellung der Pioniere 
durch die Centralgewalt für Deutſchland nicht entbunden werden, fo geſtattet die K. preu— 
ßiſche Regierung, daß die Dfficiere, Unterofficiere und Mannſchaften dieſer Waffe die 
Übungen einer preußiichen Pionier-Abtheilung mitmachen. 

Art. 13. Die Gh. mecklenburg ⸗ſchwerinſchen Truppen halten Die Übemgen bis ein 
ſchließlich der Divifions= Übungen, denen Iekteren übrigens der commandirende General, 
wie bei den ‚preußifchen Divifions-Übungen, beiwohnen Tann, für ſich Innerhalb Lane: 
die großen Übungen, bei welchen die Divifionen zufammengezogen werden, macht die & 
mecklenburg⸗ſchwerinſche Divifion in Gemeinfchaft mit "denen des preußiſchen IILtn 
ArmeesEorps. Die dadurch entftehenden Koften trägt jeder Theil für feine Truppen. 

Art. 14. Das Gh. mecklenburg-ſchwerinſche Militairs Departement tritt im direcke 
Sefchäfte-Beziehung mit den K. preußifchen Kriegs-Miniſterium; ebenfo tritt das Com 
mando der mehrgedachten Gh. mecklenburgſchen Diviflon in Direete Gefchäftsbeziehun 
mit dern General⸗Commando des IMten Armee-Corps, und da hierdurch fir Icptens 
eine nicht unbedeutende Gefchäftövermehrung entfteht, fo wird auch während Der Frieden: 
Verhältniffe ein Ch. mecklenburgeſchwerinſcher Offizier zeitweife zu dem genana 2 
neral⸗Commando zur Dienſtleiſtung commandirt. 

Art. I5. Der gegenwärtige Vertrag fall unverzüglich zur Allerhichſten ud Vehhen 
Ratification vorgelegt werden, und die Auswechſelung der Ratifications = Urkunde N 
binnen ſechs Wochen oder, wenn es geſchehen kann, noch früher erfolgen. 

Zu Urkund deſſen, haben die im Singange genannten Bevollmächtigten benfelben 
unterzeichnet und unterfiegelt. 


Berfammlung des Großherzoglich heſſtſchen Volts zu Ebach — Einleitung zu den 
Scenen von Ober⸗Laudenbach. 

Wiederholte Bewerfung von Temeswar. 

Ratification der, mit dem Herzoge von Anhalts-Deffau-Cöthen und Anhalt-Bernburg, 
wegen Anfchluß ihrer Contingente an die preußifche Armee abgefchloffenen Ler 
träge, durch S. M. den König von Preußen. (Die jenfeitige Ratification erfolgt 
am.10. Juni und 29. Juli.) - 


S. K. H. der Großherzog von Baden ruft bie Sütfe des Königs von Preußen au 

Das G.:H. badifche Staats-Minifterium erfucht dad Neichs- Minifterium um = 
litairifche Unterftügung. Letzteres verweift daffelbe an die Krone Preußen, d 
ben einzigen deutfchen Bundesſtaat, „welcher unter ben bermaligen Berhältnife 
bie zur Hülfeleiftung nöthige Militatemacht ftellen könne. “VCVergleiche Band I 
Seite 2373.) 


Vollmacht der proviſoriſchen Regierung der Rheimpfatz für den nach Paris geſen⸗ 
deten Buͤrger Schuͤtz. 

Kr Namen des Volkes der Pfalz! - Durch Gegentwärtiges wird ber Bürger Schup 
von Mainz, Mitglied der conftituirenden Verſammlung zu Frankfurt, zum Geſchäfu⸗ 
träger. für letzteres ee bei der franzöfiichen Regierung za Paris ernannt. Gr Hat bie 
beſondere Miſſion De diplomatiſchen Beziehungen, welche zwiſchen Frankreich und be 











28. 8 Maul 


Sf 


* beſtehen milſſen, taipie und ſelbe zu unterhalten. amentlid ik ei! 
und beauftragt, Alles was in feinen Kräften ſteht aufzubieten, auf daß die franzöfl 
Regierung das Volk der Pfalz unter ihren Schuß nehme, daß fie ihm Hülfe gewal 


entweder durch Zufendung von Kriegemunition und Generalm, ober auch dadurch, !i 


fie ihre Truppen gegen die Preußen marſchiren laſſe, weiße auf dem Punkte ſehen 


unſer Land einzubrechen. 


Die proviſoriſche Regierung ven Ban erſucht Wirrselawöh, das 8 


mando zu uͤbernehmen. 


Selbſtaufloͤſung oder Suscnanteneek ber wöärtembergifihen Sammer ber en 


beöherren. 


Wiederholies Huͤlfsgefuch S. 8 6 hs Vroßherzogs von Baden sa bern ai 


von Preußen. 


LU >: ne Bu NG | 


a di "7, 


1849. Supplement. 
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4. 


12. 


12. 


21. 


wa are dar Ae 


Yun: 


Das in Frankfurt a. M. verweilende badiſche Miniſterium Bed, v. Duſch, Su 
mann) wird vom Großherzoge entlaffen. 


| Beginn ber Beichießung von Temeswar aus zahlreichen Batterien. 


Die Borbut der erften 
und kommt nach Alzei (Die Stärke der Infurgenten in ber ey —* 
einem vorgefundenen Rapporte gemäß, 12,821 Mann mit 8 Gefchügen.) 
Ratification des am 22. Mai mit Mediienburg Schwerin abgefchloflenen Berta 
- buch S. M. den König von Preußen. (Die jenfeitige Ratification erfolgt m 

25. Juli.) 

Kriegsrath unter Borfig S. 8. H. des Prinzen von Preußen zu Mi; U 
wird feftgefegt: das Corps unter General v. Hirfchfeld folle am Alk 
Germeröheim das rechte Rheinufer gewinnen, das bed Grafen v. Grimm 
bemfelben Tage ben Redar bei Heidelberg, Ladenburg oder Mannhein fmm, 
und General:v. Bender biefen Fluß weiter oberhalb, etwa bei Hirſchhom ir 
ſchreiten *) 

Namens der proviforifchen Regierung von Baden nimmt der Kriegd-Commifie kr 
— früher beutfch-tath. Pred. — die Gh. heffifche Enclave Wimpfen feierlich in dit 

Aufruhr zu Buchau (8. Würtemberg), deſſen Einwohner vom Magiſtrat Gani 
und Mimition ertrogen, um bie Rieblinger Revoltanten zu unterflügen. 

Geſetz über die Befugnifle der Dietatur in Baden. 

Vertrag der badifcden Dictatoren mit dem beutfchen demokratiſchen Ausfhuf u 
Straßburg, welcher fich verpflichtet, eine aus frangöfifchen Demokraten gebilkt 
Legion für Baben zu flellen. 





Mieroslawskli hatte bei Waghäufel 9 Linien-, 8 Volfswehrbataillone, 10 Schw 


dronen, im Ganzen ungefähr 11,000 Mann mit 20 Gefchügen. Die gu 


9 Das preußiſche Corps des Grafen v. Gröben beſtand aus folgenden Be 

Erſte oder Avantgarben- Diviflon, G.⸗M. v. Schal, 62 Bat. 4. Ei. Zweite 2° 
B.M. v. Göln 62 Bat. 1 Cr. Dritte Divifion, Oberk Graf Ehliefen, 5. 
1 Esc. Reſerve⸗ Tavalerie 10. Esc. Zuſammen 14,688 Mann mit 30 
Das NedarsGorps unter ©. v. Bender befland aus den Gontingenten vieler death 
Staaten, und war eingetheilt: drke Div, G.⸗M. Freih. v. Schäffer:Bernftein, 9 M 
3 86. Zweite Divifion, GM. v. Bechtold, 9 Bat. 6 Ger. Meferne 2 Balaklı 
Im Ganzen 18,470 Bann mit 24 Geſchuͤten. 

41 
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21. 
23. 


26. 
27. 


29. 





21.—28. Ya. 21.—39, 


Maſſe, bis Wiefenthal vorgedrungen, wendete ſich zu wilder Flucht, alı 
gegen Abend durch Die von Bruchfal kommende ſchwache Abtheilung. | 
griffen warb. 

Beitritis⸗Erklaͤrung des Großherzogs von Baden zu dem berliner Vandrniſe. 

Desgleichen bed Herzogs von Anhalt⸗Bernburg. 

Die Großherzoge von Medienburg erklären ihren Beitritt zum berliner Buͤndn 


- Gapitulation von Arad, nachdem drei, mit Bewilligung bes Feindes in verſchie 


Richtungen ausgeſendete Offiziere, ſich überzeugt haben, daß ein Entſah 
laͤngere Zeit unmöglih fy. Die ‚ Mebergabe erfolgte am m, ber Abın 
der Garniſon am 1. Sul. 


Beitrite-Erflärung bes Herzogs von RNaſſau zu dein berliner Bibi 


11* 





‘% ” N .. f f ° en } j “ 4 


v ⸗ Lu ı . ' 
. 4 . ‘ 
” Yı ⸗ ⸗ ⸗ ’ R 
’, sr “ sur ’ Y zer. 1 Juli. 
24 — J Pe) “ 1? . . - 


T Das neue Wahlgefep für bad Königreich Wuͤrtemberg publickt. 

„gur Erläuterung fpäterer Maßnahmen ift zu bemerfen, daß in einem damals 
eiftatteten Gutachten des Geheimen Raths, womit das Miniſterlum einverha, 
ben war, auögefprochen wurbe: bie durch obige® Geſetz gefchaffene form da 
Landed-Bertretung fey nur tranfitorifch: Käme Feine Vereinbarung über bi 
neue Form ber Landes⸗Vertretung zu Stande, fo werbe dies bie Folge haben 
daß die in der Berfaffung von 1819 gegebene Form ber Vertretung, jedoqh de 
ihre auf Standes⸗Vorrechten beruhenden Elemente, fortbeftche. (Bergl. 12.04) 

Bor Temeswar bie erfte Parallele vollendet. 

‚Zweite Leſung ber medlenburgifchen Verfaſſung. (S. 27. Februar). Ah 
ber veränderten Zeitverhältniffe werben die aͤrgſten habichtichen Gm 
entfernt. i | | | 

Die zweite Parallele vor Temeswar eröffnet. | u 
| Das öfterreichiich-fiebenbürgifche Corpo unter Gr. Clam Gallas trifft (mil 
Wallachei kommend) bei Kronftadt ein. 

Am frühen Morgen mißlungener allgemeiner Sturm⸗Angriff auf den bedeiten Bu 

von Temeöwar. 











AMuguſt. 





19. 


20. 


Die Infurgenten erobern am Spätabend das fogenannte verſchanzte Lager 
Temesmar, werden aber bei wiederholten Sturm-Angriffen auf bie Sübfeite 
Platzes abgemwiefen. 

Beginn bes Ueberfchiffens der Truppen Jellachichs (Südarmee), über die Dongu 
Slanfament, welches wegen mangelnder Hülfsmittel bis zum 12ten dauert, 

Goͤrgey trägt beim F.⸗M. Paskiewitfch auf Vermittelung des ruffifchen Kai 
zur Pacifickrung Ungarns an. Noch felben Tages erfolgt vom General Rı 
ger die Antwort: „Der F.⸗M. Fürſt v. Warfchau beauftragt mich, Sie zu 

nachrichtigen, daß bie einzige Aufgabe feiner Armee der Kampf fey, und 
Sie fih, Behufs ber Unterwerfung unter Ihren rechtmäßigen Landesheren, 
den Oberbefehlehaber bes öfterreichifchen Heeres wenden müflen, welcher al 
mit ber dazu nöthigen Vollmacht verfehen ift. 

In der Nacht gelangt bie Kunde von der Niederlage bei Temeswar zu Görgen 

©. 2. H. ber Großherzog von Medlenburg + Streik loͤſt bie verfaffunggebe 
Abgeordneten⸗Verſammlung auf: 

Drei und zwanzigtauſend Infurgenten unter Görgen legen vor bem ruffifchen Go 
bed General Rüdiger unweit Vilagos die Waffen nieder. Ä 

+ Emft Graf v. Bentzel⸗Sternau, in ber Schweiz | 

Gefecht bei Lugos. Die Nachhut der Infurgenten unter Kmety wird vertrieher 

+ A. Gyrowetz, Eapellmeifter zu ‚Wien. - 

Arad wurde ben Ruffen, und erſt von biefen an bie Defterreicher übergel 
Einige Tage früher batte der Commandant (Damjanich) bie Aufforderung 
3.:3.:M. Schlit abgelehnt, und unmittelbar nachher dem Befehlshaber ei 
ruffifchen Reiter-Abtheilung feine Bereitwilligfeit zur Uebergabe erklärt. 

Zweitaufend fiebenbürgifche Infurgenten legen bei Halßeg vor einer ruffifchen ' 
teilung die Waffen nieber. 

Das beträchtlich verftärkte Blocade- Corpg von Komorn (S. Band. I. ©, ! 
erfcheint wieder vor dem Blase. 


86 September. Oetober. 


September. 

Neues — bemokratifches — Wahlgefeg für das G.⸗H. Hefien. 

15. | Erfte Verhandlungen ber freien Stadt Frankfurt a; M. wegen ihres Beitritt yım 
. 4, berliner Bündniffe. Die geftellte Bedingung: daß Frankfurt Sit ber Bam 
behörbe bleibe, wird demnächft abgelehnt, und auf einen Antrag nad el | 
.  Beitritte, hingewieſen. 





_ Detober. 


Convent ber mecklenburgſchen Ritterſchaft zu Roſtock; gechtsverwahruug, ui Ba 
dreier Deputirten, um ben Rechtsweg, in Gemãßheit. des Patents von Wi 
zu Befchreiten. 


12. | Vortrag des würtembergifchen Minifteriums an den: König, des Inhalte: En 
Ä Abänderung bes Berfaffungs Vertrags koͤnne nur durch Vebereinkunft hi 

Theile zu Stande kommen, laſſe fi diefe nicht erzielen, fo bleibe von Ref 
wegen das Bisherige beftehen. Diefes gelte nicht bloß vom Ganzen, funkt 


auch von ben einzelnen heilen der Verfaffung, foweit dieſelben eine ſelbſtſin⸗ 
dige Behandlung zulaſſen (S. 1. Juli). 


20. Die Gh. mecklenburg⸗ſtrelitzer Regierung wendet ſich wegen Störung des Uniond 
Verhaͤltniſſes durch Medlenburg⸗Schwerin, llagend an das Vundes⸗Eduiedegrn 








26. 


28. 


—._———, — — — — —— 


| 
| 
| 
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8.— 28, November. 8.—28. 


Rovember. 


Denlſchrift, den preußiichen Kammern von der Regierung vorgelegt, worin bie 


über die finanziellen Verhaͤltniſſe des Jahres 1848, und namentkich über bie ! 
wendung ber ihr Damals bemwilligten außerorbentlicden Huͤlfomittel Rechenf 
giebt. Da es jedenfalls lehrreich ift, einen, wenn auch Heinen Beitrag, zu 
Koftenberechnung jenes Voͤlkerfruͤhlings⸗Jahres zu erhalten, fo ziehen wir folg 
Notizen aus. Für die preußifchen Finanzen brachte das genannte Jahr den 
angenehmen Umftand, daß die Einnahme von den Ausgaben um 26,628892 TI 
überfliegen wurde. Einerſeits blieben nämlich die Einnahmen um 7, 344870 Tt 
zurüd, anderer Seit wurden 18,960075 Thaler mehr ausgegeben, als man 
wartet hatte. Darunter befinden fich Zufchüffe für öffentliche Arbeiten, d. h. 
Bezahlung von Pirbeitern, welche wenig uber nichts thaten 2,300000; außı 
bentliche Militair⸗Koſten, vorzugsweife durch bie polniſche Rationalität: verurf 
5,726424; für Reichözwede, einfchließlich der Schleewig-Holfleinee Campa 
4,139987 Thaler. — Die Abhülfe gewährten ben nachmaͤrzlichen Finanzmaͤnn 
der von ihnen vielgefehmähete Staatsſchatz mit 13,142325, einige Beftände 
Vorjahren 4,618958, und ein 8,867609 Thaler betragenber Theil der frei 
ligen Anleihe. 


. Beſchluß bes Verwaltungs Rathes, daß die Gefammtheit ber verbuͤndeten Regie 


gen dem Reichstage gegenüber durch eine aus fünf. Witgliebeen beftehende 
miſſion vertreten werde, wovon bie k. preußiiche Regierung Ein Mitglied ernı 
md deren vier andere Mitglieder von bem Verwaltungs⸗Rathe gewahlt wert 


Bolziehung der Ratifications⸗Urkunde über den Beitritt ©. D. des Sürften 


LippesDetmold zum berliner Bündniffe. 


Königlich ſaͤchſiſches Decret, die beendigte Abwicelung bes Grunbfteuers Entfd 


gungs⸗ Werfe betreffend. Aus naheliegenden Gründen glauben. wir einige 
tigen über dieſes mühſelige und weitlänftige Unternehmen beibringen zu ſolle 

Bon den im Jahre 1843 zur Entfehädigung bewilligten vier Milllonen 
fern waren beim Ablauf ber zuerſt fetgefegten Praͤcluſtv⸗Friſt verwendet 3,328 


namlich: am Rittergüter, ‚einschließlich ber] fhönburgfchen und twilbenfelß 


Herrichaften 1,812744, an Kirchen, Schulen und 'geiftliche ‚Stiftungen 508 
an Communen und einzelne Real-Befreite 1,506861 Thaler. Nach Bewilli 


"einer anberweiten Prächufiv-Seift wurden noch gezahlt 4443 Thaler au R 


güter, 1773. an Lirchen, Schulen u. ſ. w, 492076 an Communen. . 
Die Berwahtung Oeſterreichs ift in einer Depeſche bed Fürſten Schwarzenber 


ben k. k. öflerreichifchen Geſandten zu Berlin enthalten, welche ſpaͤter ihrem 
zen Wortlaute em veriffentiche, hier nachtraͤglich mitgetheilt werden muß. 
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28, November. 28: 





In meiner er Depeſche vom 12. d. M. Habe ich die, nur durch Herrn v. Bodelſchwinghi 
irrthümliche Behauptungen, nothwendig gewordene Beweisführung übernommen, dah ie 
deutſche Bund in dem Weſentlichen feiner Verfaſſung noch zu Recht beſtehe. tm 
ich diefen Beweis wohl als hergeſtellt anfehen darf, kann ich auf dieſe Woransfekung kin 
zur @rörterung einiger. weiteren ragen übergehen. Eines der vorzüglichiten Neck, 
welche fich aus dem Bundesvertrag ergeben, iſt das jedem ber Mitglieder des Bımda 
zuerkannte Recht, zu verlangen, daß diefer zur Bundes⸗Verfaſſung gewordene Leriraz 
nicht ohne feine Zuftinmung eine Abänderung erfahre. Der Artikel VIL der Bund 
acte und der Artikel VIII. der. Schlußacte ſprechen dies deutlich aus. Auf den Artikel VI. 
der Bundesaete geftügt, Hat Preußen die übrigen deutſchen Staaten zu einem befonderm 
Boundniſſe eingeladen, und die Abſicht zu erkennen gegeben, auf Grundlage dieſes Yin 
niffeß einen Bundesſtaat, innerhalb des im Sabre 1815 errichteten, und heilig zu hal 
den Staatenbundes, zu bilden. Dem und wieberholt. ausgedruͤckten Wunſch, diefen Bm 
desftaat in vornhinein anzuerkennen, waren wir nicht in ber Lage zu willfahren, denn t 












‚ lag und das Recht und, unferen Bundesgenoſſen gegenüber, die Pflicht ob, troß allım 


Vertrauen in die Abſichten der fih zu dem angebeuteten Zwecke verbindenden Regienn— 
gen, vor Allem die Entwickelung des won ihnen entworfenen Plans abzuwarien, um m 
meſſen zu koͤnnen, ob fie auch im Stande feyn würden, dieſe Abfichten zu verwirkiden 


md ihre Schöpfung mit den Mechten jener Bundesglieder, welche an dieſem ak ii 
nen Theil nehmen wollten, in Uebereinftimmung zu bringen. Selbſt dann, alı mi 
Bedenken fi und in dieſer Beziehung aufzudrängen begannen, glaubten wi m new 
genommenen erwartenden Saltung verharden zu follen, da es möglich mar, Daß, milk 


nahme son Hiterreich alle übrigen: Genoffen des deutſchen Byues In ben. din Air 
Ben zu fliftenden Verein treten witdden, und wir dann zu der nur noch vom unſan li 
willigung bedingten. Auflöfung des Bundes vom Sabre 1815 unfere Zuſtimmung Yin 
geben Tönen, ohne einen ſolchen Entſchluß por einen unſerer Yundesgenaffen. reiht 
gen zu müſſen. Diefer denkbare Ball ift aber nicht eingetreten, und es haben vieluch 


einige der Bundes-Regierungen den Anſchluß an das preupifche Bündniß abgelehnt. Zu 


gleich hat dieſes Buͤndniß in feiner Bortbildung eine Geftalt anzunehmen, und eine 2 
tigkeit zu entwickeln begonnen, welche den außerhalb beffelben gebliebenen Staaten m 
auch uns Beſorgniſſe einfläpen. Wir haben das k. preufiihe Babinet in wertraulide 
Weiſe auf dieſe Beſorgniſſe aufmerkfan gemacht. Daſſelbe vermag wicht ſie zu theilen 
und iſt entſchloſſen, auf der eingeſchlagenen Bahn fortzuirhreiten. Gs iſt daher an vr 


Zeit, in eins nähere Prüfung der Beſchaffenheit dieſes Bündniſſes und feiner Ctllug 
zu dem deuiſchen Bund einzugehen. Das Statut des Bündniſſes vom 26. Mai ſpih 


ſich dahin aus: daß die angeſtrebte Vereinigung durch das Bedürfniß hervorgerufen wer 


den fey, eine einheitliche Leitung der deutſchen Angelegenheiten herbeizuführen, und de 


bieſes VBindnißß die Erhaltung der. Außern und inneren Sicherheit Deutſchlande, und ir 
Unalb hangigkeit und Unverletzbarkeit ber einzelnen baulichen Staaten zum: Steck hal 


| ‚Wer wird num-Seppeifeln wollen, daß ein Sonderbuadniß, welches, einen ſo bedautenhn 


Thejl :Deutichlanda umfaſſend, die einheitliche Leitung der datſchen Ringelegenheiten be 
beifüßzen will, und ſich biefelben Zwecke vorſetzt, welche der große deutſche Bund vom 


Jahte 1815 verfolgt, biejed Iegteren Kortbauer nicht weſentlich gefährde, ja unmoͤgli 
mache? Kann aber von einem Bündniſſe behauptet werden, daß es nicht gegen die & 


cherheit ded Bundes und einzelner Bundedſtaaten gerichtet ſey, wenn es die Cxriſtenz Di 


Bundes felbft bedroht, und fomit die in ihm allein Schutz mid Gewãhr ihrer Rechte ie 


chenden Bundesgenoſſen bloeſtellt und preisgieht? Wie unter ſolchen Umſtänden de— 


BSBiudniß vom, 20. Mai zu beurtheilen ſey, darüber „giebt. eben der Art. XI. der Bun 
detzaete, auf welchen ſich dieſer Vertrag ftüpt, genügende Austeft. Die mogliche En 


mendung, daß dieſes Bünduiß, aus einem unabweislichen Bebärfuiffe des Hugenbll 





WW: member Mi 





‚beroargegangen, auch: mur eine vorübergehende Beſtimmung Babe, und demgemäß 
in vorahinein auf die Dauer eines Jahres abgeſchloſſen worden, ſey, kann die gegen 
ſelbe zu erhebende Ciuſprache nicht entkräften, denn der Vertrag vom 26. Mai be; 
zugleich die Gründung eines bleibenden Bundesſtaats, welcher under der Beuennung, 
ſches Reich⸗ aus den Gehiete jener Staaten des. hiäherigen - Dautichen. Bades ge 
werden folk, melde die cinzuführende Reichoverfaſſung anerkennen. Der Getwurf 
Neichäverfaffung und die unzweideutig ausgeſprochene Abſicht, ſämuntliche Genoſſer 
Bundes von 1815, mit Ausnahme Oſterreichs, in den Bereich dieſes Bumdesſtaats 3 


. zu wollen, läßt keinen Zweifel übrig, was für den Fall ſeineß. Zuſtandekommens 


dem dentſchen Bunde. werden ſoll und muß. Sind auch am 12, Dectsher. Abaänderu 
dieſes ‚Entwurfs vorgeſchlagen worden, waren Diejelben Doch, der Art, daß ſie ſelbſt 
als unweſenttich und demnach durchaus imgenügenh. Betrachtet werden mäßten, wenn 
- Bein der Sipung des Verwaltumgs⸗Rathes vom 17. d. M. ftattgehahten Verhand 

. gen nicht jeden noch möglichen Ziyeifel über den Werth md, die Bedeuuing dieſer A 
derungs⸗Vorſchläge beſeitigt hätten. Die von Herrn v. Bodelſchwiugh in der Si 
des VerwaltungseRathes pom 17. October freimüthig qusgeſprochene und in Wat 
begründete Überzeugung, daß ein oberſtes Bundesorgan mit monarchiſcher Form 
ala der Auddruck eines Bandes gelten könne, welcher cin Verein ſelbſtſtaͤndiger 
gleichberechtigter Staaten ſeyn ſoll, findet auf die einheitliche Spike, des, heabficht 
Bundesſtaates velle Anwendung. . Es würde daher den biäherigen Genoſſen des 
ſchen Bundes, nach deffen. Beteitigung durch den Bıurdesftaat, nur die. Wahl übrig 
ben, ihre Selbſtſtändigkeit dieſem zu opfern oder vereinzelt hülflos zu bleiben. Daf 
im Urt. L des, Vertrags vom 26. Mai mb im 8. 1, des modificirten Entwurf 
Reichs⸗Verfaſſung ausgedrückte Vorbehalt der Rechte und Verbinblichkeiten, ‚welche 
den Verträgen von 1815 abgeleitet werden, Teinen Schuß diefer Rechte, verbürge, 
aus dem Urt. II. des oben erwähuten Vertrags, wie aus der Natur und Becſchaffeꝛ 
aus dem Zweck und der Beſtimmung des Bundesſtaats hervor, mit deſſen Dafeyı 
Bortdauer- des Bundes vom Jahre 1815, fomit auch der aus demſelben abgelei 
Nechte und Pflichten unvereinbar if. Indem auf Diefe Weiſe der beabjichtigte Bu 


| ſtaat die Spitenz, daher gewiß auch die Sicherheit des deutſchen Bundes wie einz 





Mitglieder dieſes letzteren bedroht, erſcheint ein deſſen Gründung, bezweckendes Bil 
nach Art. XI. der Bundesacte als unzuläſſig. Als weſentliche Einleituug zu der E 
dung dieſes Bundesſtaatg muß aber die Ausſchreibung und Einberufung eines fogenan 
Reichstags (ſeit 12. October deutſches Parlament und jeit 17. Nonember wieder Re 
tag genannt) für den Bereich der mit Preußen verbündeten Staaten. betrachtet we 
Da nun der zu gründende Bundesſtaat den Buud vom. Jahre 1815 wejentlich gefäf 

muß auch der erſte praetijche und entſcheidende Schritt zur Ausführung dieſes Vorhe 
mit den Bundesverträgen im Widerſpruche ſeyn, amd iſt die Ausſchreibiuig eines Re 
tages noch überdies geeignet, jenen Genoſſen des deutſchen Bundes, welche ſich nich! 
bei betheiligen zu können glauben, ernſte Belorgniffe einzuflüpen, Die kaum beich 
tigte Aufregung würde in einem großen Theile Deutſchlands neyerdings apgefacht, 
Megierungen Berlegenheiten mancher Urt bereitet, wielleicht jogar der innere, Fried: 
Bundes berroht, und hierdurch die Einigkeit, nach der wir Alle ſtreben, weſentlich 
fährdet werden. Diefe Gefahren müßten noch erhöht werden, wenn die leitende Ge 
des Bundesſtaats fich, wie dies allen Anjchein gewinnt, als den berechtigten Geutral) 
der deutfchen Nation betrachten, und durch die in Ausſicht geftellten Mittel wirklid 
Bildung eined, an die Stelle des deutſchen Bundes tretenden, Reiches herbeiführen w 
Das k. preußifche Cabinet beruft fich zwar auf die Nothwendigkeit, feine gegen Die 
tion und die verbitndeten Regierungen eingegangenen Verpflichtungen durch die Au 
rung der gemachten Verjicherungen zu erfilllen. Es ſey uns aber geftattet, mit der 


1849. Supplement. 12 


3 08, Mosumiber. 38, 


— sigtet, welche unter befteundeten Höfen und allen Shmbesgenoffen Pflicht ift, bie 
Fiage zii ſtellen? ob es wohl Preußen zuſtand, der Nation, d. h. ſcamntlichen im beut- 
Niſchen Bunde wereinten Staaten gegenfiber, Verbindlichkeiten zu Abernehmen, ohne der Zu: 
ſtimmung der Regierungen verfichert zu ſeyn, welche dieſen Staaten vorſtrhen, und ſich 
. Aberbies anf noch anerkannte voͤlkertechtliche "Werträge fügen, mit welchen die Erfüllung 
ſolcher Verbindlichkeiten Anverträglich if. Bir wunſchen ſehnlichſt, dah das k. preußiſch 
Gabi: endlich zu der Überzeugnng kommen möge, wie nechwendig es ſeh, die Lofung 
der leider ſchoꝛi fo: lange obſchwebenden Frage einer geſetzlichen Neugeſtaltung Deuiſqh⸗ 
ands, in einer Beife aufzufaſſen, welche es allen Mitgliedern des deutſchen Bundes mög. 
lich nat, ſich: am diefen Werke zu betheiligen, und ihnen die Ausſicht eröffnet, daß 
daffelbe "ein Werk der Cinigmig und des Friedens werde, indem 28 den Anforderungen 
te Zar, ben wahren Bedürfniſſen aller deutfchen Stämme, und den Rechten derſelben 
ie jenen ihrer gefegmäßigen Regiermigen entfpeicht. Diefe Aufgabe ift groß, aber fie 
oe zu‘ löſen, und wir werden freudig das Unfere dazu beitragen, daß dies gelingen möge. 
Sollte jedoch das k. preußiſche Cabinet die Überzeugung dieſer Nothwendigkeit nicht zu 
gewinnen vermögen, dann würden wir nicht umhin können, jene Regierun— 
gen, welche ſich anf aus den Bundesverträgen erworbene Rechte berufen, 
“1 in deren Wahrung nach Möglichkeit zu unterſtützen. Wir würden daher, 
| wenn dem auf bie Ausſchreibnug und Einberufung eines fogenannten 
Reichstags bezuͤglichen. Beſchluß des Berwaltungs-Raths weitere Folge 
. gegeben werden wollte, den Zuſammentritt einer ſolchen, die Gründung 
des für aunzuläffig erfannten Bundesſtaats einleitenden, Verfammlun 
ats dem Bundesvertrag zuwider erklären, und deren zur Löfng dieſer 
Aufgabe zu fäſſenden Beſchlüſſen im voraus jede Geltung und Wit 
keit abſprechen müſſen. Eine folge Erklärumg würde ſich mit vollem Reh wi 
dasjenige flügen, was durch den Vertrag vom 26. Mai, den Verfaſſungs⸗Cutwurjf von 
J "28 deſſ. M., Die erläuternde Denkſchrift vom 14. Zuni und die ſeither ſtattgehoblen 
- Beifandlmgen bes Verwaltungs⸗Raths über Die beabfichtigte Einrichtung und bie Be 
ſtimmung des Bundesſtaats befannt geworben iſt. Noch beſtimmter müßte unie 
Widerſpruch werden, wenn ohne Zuftimmung aller Genoffen des beut: 
— ſchen Bundes, oder wohl gar trotz der von einigen derfelben erhobenen 
' @infpradhe, der beabſichtigte Bundesitaat als „dentſches Reich“ an bie 
Stelle des deutſchen Bundes geſetzt werden wollte Für den Fall aber, 
daß die Ausſchteibung eines Reichſtags noch überdies die von uns mil 
"vollem Grund beforgten Gefahren für die Erhaltung der' Ordnung un 
Nude im Gebiet des deutſchen Bundes wirklich herbeiführen follte, mwür: 
“den wir zugleich auch genäthigt feyn, diefen Gefahren mit aller Entjdie 
denheit und uns zu Gebote ſtehenden Macht entgegenzutreten. Zu ba 
üben erwähnten‘ Erflärung und zu dieſem @infchreiten wären wir in dreifacher Cigenicheit 
“verpflichtet: ald Genoffen des deutſchen Bundes, als Garanten der Verträge vom Jahr 
A815, und in Folge unſerer Betheiligung an’ der proviſoriſchen Bundes⸗Central⸗Comm⸗ 
fion. Ew. wollen dem Herm Freiherrn v. Schleinig von dem Inhalt gegenwärtige 
Depeſche Kemitniß geben, und eine Abſchrift derfelben in feinen Händen laffen. 
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Ro, worin der k. veierſche Mirſter der auswarizgen aingelehenhenen dei Beit 


u 409) verkündet. 


befriedigenden Löfung der beutjchen Verfaffungsfrage, und gab fü fih her Hoffnung h 
daß diefe Bundes⸗Commiſſion auf Grund der Zuftunmung €. K. H. des CErzherzt 


daß ‚es während des Interims gelingen werde, bie Bewegung, welche im. vorigen Jal 
"Begonnen hat, zum gefeglichen Abſchluſſe zu bringen. Die k. baierifche Regierung bi 
es dabei für ihre Pflicht, die zur Ausführung: der Convention bom 80, Septeniper d. 
geiigen den Gabineten von Wien und Berlin noch nothwendigen Vereinbarungen du 
keinerlei Einmiſchung zu ſtören, und ſie blieb dieſem Grundſatze ſelbſt dann, noch getr 


‘30. September d. J. zwiſchen der k. k. öfterreichiichen. und k. preußiſchen Regierung i ü 
die Bildung, einer interimiftijchen a nbeseGommit ton begrüßt, ‚und, ungefäugt, ihre & 


- feiner Regierung zu ber Vewwahrung be wienet Cabinets G. Band H. ©: 


Mit aufeichtiger Freude hat die k. baieriſche Regierung den Abſchluß. der. Gongention b 


ſtimmung zu derfelden erflärt. Sie erkannte hierin den erſten Schriti zu einer allſei 





Reichsverweſers und ſämmilicher deutfcher Regierungen bald ind Leben treten, jo ıı 







als Thatjachen einfraten, welche geeignet waren, Zwoifel gegen die Erfüllung der an 


Conventiou yom 30. September d, $. gehfipften Hoffnungen zu erregen. Waͤhren 


nämlich die Convention vom. 30, September d. J. unzweifelhaft die Bundes⸗Verfafſin 


zur Grundlage genommen hat, und die Competenʒ der interimiftifchen Bundes-Commiffl 
auf diefelbe ftügte, entwickelte fich in dem Verwaltungs-Rathe der dem Bündniffe ve 


‚28. Mai .d. J. bheigetretenen Regierungen ein Streit Fiber die Giltigkeit Den Munde 
Verfaſſung, und, der Bevollmächtigte her k. preußiſchen Regierung erklarte in der S 


zung vom 17. October d. J. geradezu, daß bie Bunde; ⸗Verfaſſung acht mehr fort 


ftehe, fendern nur noch eine Einigung der deutfchen Staaten, aus ‚welcher. Ktechte u 


Pflichten hervorgehen. Während ferner zu den, auch von dem E preußiſchen Bevo 


= 


N 


möchtigten iin Verwaltungs-Rathe noch als ' fortdauternd anerkannten, Reiten u 
Pflichten ber deutſchen Staaten’ unverkennbar Dies gehört, daß Beichlüffe über } 


Bunbed-Verfaffung nur durch Stinnmen = Einhelligkeit gefagt werben Können, . und bie 


— 


ESatz auch in der Convention vom 80. September d. J. beſtätigt worden iſt ‚bat 
genannte Verwaltungs» Rath auf Antrag feines Vorfigenden am 17. November d. 
beſchloſſen, dag ein Reichstag nach Erfurt einberufen, und die allgemeine. Wahl der * 
geordneten zum Volkshauſe auf den 31. Januar I. ausgeſchrieben werden ſolle. 

t. baieriſche Regierung verhehlte ſich keinen Augenblick die Bedeutung dieſer, ihrer * 
zeugung nach, unvereinbaren Thatſachen, glaubte jedoch die Löſung der hieraus fi ı 
 gebönden Schwierigkeiten zunächft den Verhandlungen überlaffen zu mäffen, welche be 
halb zwiſchen dem k. k. öſterreichiſchen nd k. preußiſchen Cabinete eingeleitet word 
waren." Durch die k. k. öſterreichiſche Geſandiſchaft am hiefigen Hofe ift mn die 


Regierung in Kenntniß gefegt werten, daß jene Löſung bis jekt noch nicht ‚gelungen i | 


Die Gier abſchriftlich anfiegen®t Depefche, welche das E. Kabinet am 28. Noveml 
d. J. an den Freiherrn v. Prokeſch gerichtet Hat, enthält vielmehr beftimmte Verwahm 
| 12* 


gg: 12.° Deceinber. 12. 





"gegen ben von der k. preußiſchen Regierung eingeſchlagenen Weg. Unter dieſen Wer: 
hältniſſen erachtet es die k. baieriſche Regierung für ihre Pflicht, keinen Zweifel dar 
über beftchen zu Iaffen, im welcher Weile fie diefe wichtigen Fragen benrtheilt. Wen 
die Bundes-Verfaffung nicht von einigen Bundeögliebern ohne Zuftimmung der Übrigen 
abgeändert werden kann, fo ift Mar, daß auch diejenigen Schritte, welche zu einer folchen 
einfeitigen Abänderung führen müffen, den Rechten und Pflichten aus dem Bundesver- 
trage widerſtreiten. Ein derartiger Schritt ift aber die Berufung eines deutichen Reicht 
tags oder Parlamentes in der durch den Verwaltungs-Rath befchloffenen Weiſe. Shen 
die Benennungen zeigen, daß, ber; auf diefem Wege zu bildende Bundesſtaat an die 
Stelle des bisherigen deutſchen Bundes, wenn auch nur allmälig, zu treten beftiment iſt 
Noch uuzmeidentiger"ergieht ſich Dies aber, qus dem Veriafungss@ntinurfe, welchen die 
‚fm ‚Berwaltungs-Rathe: vertretenen - Regierungen dieſein Reichötage vorlegen wollen. Der 
beabfichtigte Bundesſiaat fol hiernach genau diefelben Zwecke verfolgen, welche den In— 
halt der bisherigen Bundes-Verfaſſimg gebildet Haben, und er kann baher nicht als ein 
A." 11 der Binbdesacte‘ zuläffiges Bündniß ſich innerhalb des "Bundes bewegen, 
Avern wllrde unvermeidlich den Bund ſelbſt anflöfen. Die- €. baleriſche Neglerung Tann 
ich daher nicht von der Ueberzeugung trennen, daß das Bindniß vom 6. Mai d. J 
‚bie aus ihm abgeleitete Befchliffe des Verwaltungs-Nathes vorm 17. November 
. zwar nicht: nach der‘ Abſicht der dabei betheiligten Regierungen, wohl aber durh 
ten Inhalt‘ und ihre nothwendigen Folgen, gegen bie Sicherheit des Bundes und ei 
sehner · Bundedſtaaten gerichtet find: Diefe Ueberzeugung gegen ihre Bundesgenoſſen an 
zuſprechen, Hält. fie ſich aber nach; Art. 11 der Bundedaete eben fü fr berechtigt, me 
IE verpflichtet, "und ſie ſchließt ſich daher den deshalb’ ausgeſprochenen Wertafnngen 
f TabinetS an. Die f. Haierifhe Regietung gibt ſich dabei der Hoffnung Ya, ih 
IE oforlige Bllbung "der interlmiſtiſchen Bunded-Conimiſſion die Mittek an die Sat 
“pr "geßen werde, “m bie unter den Bundesgliedern beſtehende Verſchiedenheit der Anfihtn 
N Vfibeh dieſe Lingelegenhen aulszugleichen, Ind’ die von fo vielen Seiten bedrohten gemär- 
Ye ſchafluichen Inteteſſen von ganz Deuticgfant: zu wahren. Die k. Geſandtſchaft wird 
beauftragt, Den Herrn Fretherrn v. Schleinitz unter’ ehrt einer Abſchrift von gegen 
waruiget — im Kenntuiß zit leben. Zu “ 


































” —** Pen in’ eitrem: Eriaffe ed an der auswartigen Angele⸗ 
a » gehfiktten äit den Geſandten zu, Wien © 


Ser f. t. Sefanbie‘ “an biefigen” gef, Freiheri von Prokefch-Oſten, hat mir im 
Anifteage einen, Hegierung eine unter dem WBften v. M. von den ft Minifter-Pri 
Enten, Sihrften Schivarzenberg, an ihr ergangene Depeſche übergeben, welche ich Cr. 
"Abichrift beilege. Ew. ineflen Daraus erfehen, in weicher Weife das f. E. Eabint 
Fiber die Stellung des Bündniſſes vom 26. Mai und tes durch daffelbe beabſich 
* figten Bundesftäntes zu dem deutſchen Bunde von 1815 ausſpricht, und wie es names 
fir nöthig etachtel ſich gegen die von dem Verwaltungsrath beſchloſſene Zuſamma 
rufung einer Vofkfverkietäng q aus den verbündeten Staatey, als dem Bunded= Vertrag 
J 1815 Zuriderlaufend/ zu verwahren den Beſchlüſſe ſen deſſelben i im voraus jede Gel⸗ 
ing und Wirkſamei abzufpreifen,, einen beſtiinmten Widerſpruch fie den Ball einzu⸗ 
fegen, wenn der beabſichtigte ‚Wundesftant, chne Zuſtinumung aller Genoffen des beastfehen 
J F Bunte, als weincher Reich an die Stelle dieſes Bundes gefegt werden wollte, endiich 
„an äftäken, ‚hap, int Zolle e Ausſchreibnng des Parlamenis für die Erhaltung der 
„Rufe und‘ Sihnmg | hi, Gebiete «8 dentſchen ‚Bundes ivirklich Gefahren’ Herbeifüihren 
"fell, eu genthigt, ſeyn foiice, dieſen Gefahren wit aller Gutſchidenhen und zu Gebete 
ſtehenden Died entgegenputr reten. BR 
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Angeſichts dirſer offenen” md unumwundenen Erklärnng bat die k. Megierung | 
noch einmal ernſthaft die Frage vorlegen mitſſen, ob die ihr als Glied des deuiſch 
Bundes und als ſelbſtſtäärdige Macht zuſtehenden Rechte und obliegenden Pflichten 
einen anderen als den eingeſchlagenen Weg böten oder möglich machten? Sie hat 
dieſer gewiffenhaften Prüfnng nur zu den Reſultat kommen können, daß der Weg, 
welchen fig nicht durch Willkür, ſondern durch die Nothwendigkeit der Lmftänbe gefül 
‚worden iſt, nicht ohne großes Unheil für, und Unrecht gegen’ Deutichland verlaſſen m 
den könne, md daß fie denſelben verfolgen dürfe, ohne, ſeh es mit dem Weſen d 
deutſchen Bundes im Allgemeinen, ſey es mit den Rechten und: Inte 

eſſen Deſterreichs insbeſondere, in Confliet zu gerathen. 
Es bedarf kanm einer kitrzen Hinweiſung auf die Entwickelung der dauſchen Zuſtãn 
ſeit dem Maärz v. J., um die daraus für Preußen mit Nothwendigkeit hervorgegange 
‚Verpflichtung klar zu machen, alle feine Kräfte aufzuwenden, um der deutſchen Nati— 
eine größere Binigung und engere Verbindung zu gewähren.” Das Bebürfnig ein 
ſolchen iſt zuerſt von dem Bundestage felbft anerkannt werden; die erften darauf bezü 
lichen Schritte ſind, durch Berufung der KationafsWerfammlung, durch Anerkennung d 
bon Diefer gewählten CTentral⸗Gewalt, Durch das Zuſainmenwirken mit diefee Tegteren 
- wichtigen politifegen Fragen, von allen deutſchen Regierungen gemeinſam geſchehen. T 
Vollendung dieſes Werkes ift dadurch verhindert worden, daß die National⸗VBerſaͤmmlun 
ihre -Befngitiffe überſchreitend, die Vereinbarung mit den Regierungen verſchmähte, m 
Preußen ihr nicht die Hand- Bieten wollte, im mit Gewalt dasjenige durchzuführen, to 
einem minder Ioyalen Beſtreben wohl als kockendes Ziel Hätte erſcheinen können. W 
börfert- mi derſelben Freimüthigkeit, welche der Ef. Minifter-Präffdent mit Recht a 
altbefreundeten Bundesgenoſſen geziemend darſtellt, wohl daran erinnern, daß Preuß 
damalb, mit faſt allen feinen Landestheilen unter Zuſtimmung der Geſammtheäit in di 
Bund 'eingetreten, als die größte deutſche Macht daſtand, Deſterreich aber, Durch d 
feierliche Etklärung vom: 27. November v. J. umd durch die Verfaffung vom⸗ 4. Mä 
derJ.' ſich einne abgeſonderte Stellung gegeben, und abwarten zu moflen erklürt hat! 
bis neben dem verjüngten Deſterreich auch Das verfingte Deuiſchlauid zu neuen a 
feſten Formen gelangt ſeh? Nachdem aber Preußen abgelehnt Hatte, was ihm nicht m 
von der Mehrzahl der anerkannten deutfehen Volksvertreter, ſondern auch von der Meh 
zahl der fonnerninen deuiſchen Regierungen bargebeten war, war es nicht Willkür, nic 
Ehegeiz, ſondern Pflicht, welche ihm gebot, der Nation einen Weg zu zeigen, auf de 
; ohne Verlegung ber Freiheit und der Rechte ber Üegiermigen, das gewünfchte Ziel e 
1teiht Werben Töne. Diefe von Preußen Offen ausgeſprochene Pflicht erkannten dama 
Be diejenigen deutſchen Regierungen an, welche ſich mit ihm zu dem Bünbniffe vo 
26. Mai verbanden; und diefe Verpflichtung Fonnte Nicht aufgehoben werden, dadur 
daß zwei Yon den deniſchen Königreichen von Anfang an abgeneigt waren, mit Preuß 
"zu gehen, cuch nicht dadurch, daß die beiden anderen jetzt das Bedürfniß, Preußen a 
: feinem Wege zu fölgen,. weniger empfinden, als fle e8 im Mai zu thun fohienen ; fie 
aber ‘vermehrt werden, und verftärkt dadurch, daß Die große Mehrzahl der deutich 
Staaten fi, im Vertrauen auf Preußens Feftigkeit und Treue, an Preußen angeichlofl 
hat. Seit Died gefchehen ift, find eö nicht vague und allgemeine Verheißungen, wel 
Meinen zu: erfüllten bat, fendern beſtimmte Verpflichtungen gegen befreundete Regieru 
I gen, gegen die große Mehrheit der Genoſſen des deutſchen Bundes, und es iſt nicht f 
: re Recht allein, fondern fir das Recht dieſer Gmoflen des deutſchen Bundes auf fr 
Veteinigumg, dag Ptenußen einzufceten hat. 
Din Recht können amd müſſen die verbündeten Negierungen zumächft aus ben alt 
Bundesrecht Felbft ableiten. Wir müffen an ber Behauptung feitbalten, daß, auch me 
. dleb ˖ Bundesrecht noch in feinem vollen Umfange beſtaͤnde und anwendbar wäre, «3 mel 
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durch, das Bündniß vom 26. Mai, moch Durch. ven zur bildenden Bundehſtaat verlet 
‚würde. Wir werden hen Urt. XI. der Bundesaete für uns anführen müſſen, jo lange 
man 8 nicht nachweiſet, daß unfer Bündniß, welches zum. Schutz und zur Erhaltung 
der Unverletzlichkeit der Staaten geſchloſſen iſt, und ſich in dieſem Sinne ſchoun bewähr 

.,.bhat, gegen die Sicherheit des Bundes gerichtet ſey, oder irgend einen einzelnen Ct 

., Shatjächlich gefährdet habe, oder eine. Beſtimmung enthalte, welche mit, ber Sicherheit, da 
‚ ‚freien Selbftbefiimimung oder der Jutegrität irgend eiges Bundesgliedes unerträglich in 

oder irgend einem des betheiligten Staaten die Erfüllung feiner Bundespflichten uni 
lich mache. , Wenn man uns einwenden tolle, daß die freie Selbftkeftinunung und die 

volle Souperainetät. der einzelnen Staaten verlegt werde durch ‚Die Uebertragung beſtimm— 

.. ter Rechte an die gemeinfame Lrgiölatur und Executive, jo würden wir darauf erwieden 

daß auch in dem alten Bunde bie volle Souverainetät in dieſem abſoluten Sinne mit 

, beitand, indem die einzelnen Staaten, in allen nicht beſonders ausgenommeuen Yallı, 
. a die Beichlüffe durch Stimmenmehrheit, ſey es Des Pleuums, ſey e8 :der engeren Pur 

4 des⸗ ⸗Verſammlung, gebunden waren; wir würden ferner darauf perweiſen, dah durh 

Art. VE. der wiener Schlußarte, die Abtretung der anf einem Bundesgebiet haftenden Sor⸗ 
verainetäts⸗Rechte zu Gunften eines Mitverbündeten, ohne alte Beſchränkung freigeirlt 
‚a, indem die Zuftimunung der Geſammtheit nur deum erfordert wird, wenn eine fd 

Abtretung zu. Gunſten eines nicht im Bunde Begriffenen geſchehen follte, Wen in 

Geſammtheit gegen eine, ſolche, Durch Verabredung umter zwei oder mehreren Ball 

4 gliedern entſtehende Ueberteagung der Gaypprainetät Fein. Einſpruch zuſteht, fe fun 

ed um ſo weniger irgend einem einzelnen Bundesgliede. Eine Abtretung ber Cam 

zainefät aber findet, wie mir wicht erſt zu beweiſen brauchen, in dem beakakikn 

Burnde oſtaate wicht ſtatt; wollte man diefelbe ihm porwerfen, jo würden wir ba fe 

gierungen von Sachfen und Hannover, welche in Gemeinſchaft mit. ums den Cem 

.. geftaltet hahen, md welche: ſchwerlich fih ‚den Vorwurf gefaffen laſſen mürden, fe 

 .Spugerainetät zu Gunſten Preußens aufgegeben ‚zu haben, die Widerlegung bel. 

.. Es handelt fih vielmehr darin nur um die Mebertragung einzelner Rechte auf die 8 

ſammtleinmg, aljo um etwas viel Geringeres, als was im Urt. VI. der wiener Chir 
- ‚nche. ala zuläjjig bezeichnet worden; und es leidet keinen Zweifel, daß, was von tm 
Mehreren gilt, auch von dem Minderen gelten, d. h, alſo in dieſem Falle, daß ai 
1. Vevgbrebung unter mehreren Bundesgliedern zum Zweck der. Uebertragung beſtimmn 

Rechie auf ein gemeinſames, einheitliches oder zuſammengeſetztes Organ, innerhalb dä 

alten Bundesrechtes giltig iſt. Käme es wm darauf an, Pen alten Bundestag mie 

„: herzuſtellen, fo. wäre das Aeußerſte, was die übrigen Bundesglieder fordern könnten, nad 

AAMnalogie des Art. XVI. eine Vereinbarung ſämmtlicher Staaten über ein es Str 
menverhal miß auf dieſem Bundestage. 

: Diefe Auffaſſung des alten Bundesrechtes, welche wir dem Ahoben n Einſpruch mi 
 gagenbalten müſſen, wird ſowohl duch den Geift, wie den Buchſtaben der Bunte 
Verfaſſung, als ‚Durch frühere Vorgänge geichloffener Bündniſſe innerhalb des Bunde 
...gexeshtfertigt. Wir würden alſo ‚in unjeren guten, Rechte, ſeyn, auch wenn bie ganz 
Drganiſation des Bundes und das alte Bundesrecht in feine, vollen Umfange nf 

pr: ‚Pekkänden. 

J. . Wir find .aber zu der neuen Schöpfung, welche wir Der feeien Aunahrnu der Regie 
rungen und der Völker dargeboten haben, um fo-mehr berechtigt, da dies nicht der Dal 
7 fondern das Bundesrecht in weſentlichen Punkten altexirt; die Drganijation. in ihrem 
inneren Zuſammenhange aufgelöft it, und der Bund nur noch in feinen Grundlage, 

; ‚jtinen Zwecken und jeinen Glievern, und den gegenfeitigen Pflichten und Rechten da 

Aetzteren beſteht. Wir wollen bier nicht darüber vechten, wie viel won dem Aufgegebenca 

pder. von dem Stehengehliebenen zur Perfaſſumg zu rein jeys wir⸗woſlen und a 
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. die Thatſachen halten, Daß dev Bundestag ſelbſt, ala das herechtigte Drgan des Bun 
. eine Renifion der Bundes⸗Verfaffung für nothwendig erflärt, und durch Die Beruf 
der Volksvertreter eingeleitet hatte; daß unter Zuſtimmung und Mitwirkung aller 
gierungen die Thauigkeit dieſes früheren Organs aufgehört hatte, und a. ſeine Ste 
in dee Provijotiſchen Centralgewalt ımd dem Reichsverweſer, ein newed Organ von ı 
fentlich veränderten Charakter getreten war, deſſen Befngniſſe durch einen von : 
Regierungen anerkannten Beſchluß der Rational-Verfanunlung beftimmt' worden, fo 

ı „dor Reichsverweſer keinesweges lediglich als der Nachfolger des Bundestages und 
Gehe feine Befrgniffe augeſehen werden Tonnte; ‚daß dirch bie ganze Wirkſamkeit 
Nationnl⸗Verſammlung und der Centralgewalt die .deutjchen Berhälmiffe in eine fo g 
nene Richtung hineingedrängt worden, daß es auch jet, nachdem die ‚biäherige Form 
Centralgewalt fih ala ‚ınıhaltbar erwiefen, ‚nicht mehr möglich erſchienen iſt, ſelbſt 
ein Interim auf die ältere Form zurückzugehen; daß anch die Bundes⸗Kriegsverfaſſu 
dunrch Die eingetretenen Greignifie und Beſchlüſſe, in Folge deren die Zuſammenſetzu 
und Einiheilung der Heerestheile „einer neuen und: durchgreifenden Angrdnung bedürf 
alterirt, und eine Reviſion derſelbenr unnermeiblich geworben iſt; daß Preußen durch d 
Beitritt faſt feiner guizen Monarchie zu dem Bunde eine andere Stellung in: demſelb 
und einen: Anfpench auf Berückſichtigung derſelben, z. B. bei der Stimmen⸗Vertheilu 
im Plenum wie im engeren Bundesrath, gewonnen: bat; daß endlich die üfterreichiii 
Monarchie Durch die neue Stellimg, welche ihre: Bundesländer zu den übrigen Theil 
des Geſammtſtaates in der Verfafjung vem 4. März, erhalten Haben, ie ein weränber 
Verhältniß zu Deutſchland getreten iſt, welches nach der eigenen: ausgeſprochenen Anfic 
der k. €. Regierung einer beſonderen Regelung bedarf. Mile diefe Thatfachen beweiſe 
daß das alte Bundesrecht nicht mehr in feinem vollen Umfange anwendbar iſt; es 
es nicht auf das öſterreichiſche Bundesgebiet, in welchen fortan die Beſchlüſſe ein 
Bıindeötages nicht mehr in der früheren Weiſe verbindlich ſeyn könnten, ohne mit de 

. nee, verfaffimgemäßigen Zuſtimmungsrecht der Vertretung des Gefammtitaated ; 
eollidiren; es kann es aljo auch nicht feyn auf die übrigen Gendſſen des Bundes, we 
her Tegtere in dDiefer Beztehung Feine Ungleichheit duldet. Alle dieſe Thatſache 
beweifen daher auch, dag der Organismus des Bundes einer neuen durchgreifenden R 
diſion bedarfz und chen in dieſer Vorausſetzung bat Preußen, wie die übr 
‚gen dentfhen Staaten, fi enthalten, gegen die Anwendung der öſter 
reichiſchen Reichs⸗Verfaſſung auf die Öfterreichifchen Bundeslande, ohı 
irgend einen Vorbehalt der Bundesrchte und Bundespflichten, Einſpru 
zu erheben. Eben darum aber kann Preußen auch keinen Einſpruch dagege 
“gelten lafjen, wenn eine Anzahl — und im vorliegenden Falle noch dazu die grof 
Mehrzahl — der ſouverainen Bundesglieder fih, in Vorausſicht dieſer Revifion, ; 
Verabrebung einer unter ſich gemeinfamen Verfaſſung vereutigen, welche die Nechte u 
Pflichten des Bundes= Vertrages noch außerdem ausdrücklich worbehält: Preußen wir 
wie feine Verbündeten, zu diefer Revifion gern die Hand bieten; die ftattgefindene Ein 
gung und Verſtändigung der Mehrzahl der Bundeöglieder kann die Verwirklichung de 

- felben nicht erſchweren, ſoudern nur erleichtern und vereinfachen. Brengen und d 
vereinigten Stauten bilden die Mehrheit der Stimmen im Blenum w 
im engeren Bundesrath, ımd können dadurch Anſpruch auf eine Berudfichtigur 
machen, welche ihnen der Gerechtigkeitsſinn der üfterreichifchen Regierung nicht verfag. 
wird. "Die engere Berbindung dieſer Staaten bildet eines der Elemente, welche bei d 
Neugeftaltung des meiteren Bundes ibre Geltung finden müffen; fie kann eben fo wen 
ein. Hinderniß derielben feyn, wie die k.k. Negierung die neue Stellung ihrer Bunde 
länder als ein ſolches betrachtet, und wie wir feinen Anſtand nehmen werden, die lehter 
als Durch Die Wohlfahrt der öſterreichiſchen Gefammt- Monarchie unabweisbar beding 
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zu voller Geltung kommen zu Lafien, fo erheben wir benfelben Auſpruch für den Bun 
besftaat, weichen mit uns bie Mehrzahl der deutſchen Regierungen für die Wohlfahrt 
Deutſchlands unerläßlich erachtet 

Wenn dieſer Bundesſtaat, deſſen Grenzen nach: dem. freiwilligen Beitritt Der vereinig 
ten Staaten abgemeffen find, fo organiſirt wird, daß in ihm zugleich Die Keime cum 
weiteren Entwickelung liegen tönen, in deren Folge er dereinſt, durch eben fo freiwill 
+ gen, Beitritt. der übrigen Genoffen des Bundes, das ganze Deutſchlaud umfaffen und, in 
feinem Gorrelativ einer Union mit der Üfterreichifehen Geſammt⸗Maonarchie, in die Stell 
des deutjchen Bundes treten märbe: jo müflen wir auch dapır- die Berechtigung in der 
jenigen MHeten des Bundestages und der, in Nativnal⸗Verſammlung und Roichs⸗Verweſet 
1" Rargeftellt geweſenen Central⸗Gewalt jehen, welche entſchieden der Gründung eines deut: 
ſchen Bundesſtaates entgegen zu führen beitimmt waren, und m welchen Deftereih 
felbft entweder ausdrücklich Theil genommen, ober welche es dach ohne Widerſpruch jr 
gelaffen hat. Auf dieſem Wege fortzugehen, Hatte jeder beetiche. Staat das Recht; ım 
diegerfigen haben die Pflicht dazu, welche von der Liebergeugung durchdrungen find, dij 
nur auf dieſem Wege -den verhängnißvollen Seifen der Revolution ein Ziel gelegt werden 
kann, und daß e8 den Regiernngen obliegt, durch Befriedigung der wahren Be: 
dürfnifie der Nation, Deutihland vor neuen Hevolutionen zu bewahren. 
Wir können alſo in dieſer auf Die Zukunft eröffneten Ausſicht weder eine Werlepung 
der Bunbeöpflichten, noch eine Gefährdung de8 Bundes oder feiner Mitglieder, denm 
volle Freiheit der Entichließung gewahrt ift, erblicken. 

Ich glaube im Vorſtehenden die rechtlichen Grundlagen binreichend angertt 
zu haben, auf welche Preußen amd dic verbündeten Regierungen in ihrem Laırım 
anf dem eingefchlagenen Wege fich ſtützen. In dieſer Ueberzeugung ihres guim Re 
und in dem Bewußtſeyn ihres ernftlichen: Willens, keinem Nechte ihrer Mitgenche wm 
deutſchen Bunde zu habe zu treten, vielmehr ale ihre Pflichten getreulich zu elle, 
Tann die 8. Regierung ſich offen und. unumwunden den, ‚verwaßrenden Grklänngn 
gegenüber außfprechen, welche den Schluß der Depefihe des k. Minifters Prüfidenten, 
bilden. 

Wenn fie fich nicht fat. überzeugen tonnen, daß das Bandaiß son W. Mai und da 
daraus hervorgehende Bundesſtaat mit dem Weſen des deutſchen Bundes unvereindu 
ſey, fo kann fie natürlich auch wicht zugeben, daß die beſchloſſene Berufung des Barlı 
. "ments nach Erfurt dem Bundes⸗Vertrage zuwider laufe Was aber die Geltung u 
Wirkſamkeit der Beſchlüſſe deſſelben betrifft, gegen melche das k. k. Cabinet fi wr 
wahrt, fo Hat ſie einfach zu erklären, daß fie weit daron enifernt ft, dieſen Beichlüne 
irgend eine Geltung und. Wirkſamkeit über die Grenzen der frei Dazu mitwirkenda 
Staaten zuzufchreiben, und daß es ihre und ihrer Verbündeten eigene Sorge ſeyn wit, 
daß weder Defterreich noch andere dem Bundesſtaate nicht beigetretenen Staaten daturt 
berlihrt oder in ihren Nechten gefränkt werden. Die Beziehungen dieſer Staaten 3* 


dem Bundesftant werden nicht einfeitig, fondern nur durch freie Vereinbarung und Te 





ſtändigung geregelt werden können. Die echte der Anderen. find uns eben fo bei 
wie unſere eigenen Pflichten, und mir fünnen in dieſer Beziehung Die Verwahm 
Deſterreichs eben jo bereitwillig anerkennen, wie wir guf der anderen Seite jedem av 
gehen deutfchen Staate daB Mecht des freien’ Beitrittö wahren müſſen. 

In dieſem Nechte des freien Beitritts fir Ale ift allein die Möglichkeit begrünte, 
daß der jetzt vorliegende engere Bundesftant. bereinft: als ein deutſches Neich-an Die Stel: 
des deutſchen Bundes trete. Diefe Möglichkeit mußte. der erſte Werfaftungs- Entwur 
vom 26. Mai d. J. ins Auge faffenz fie lag unferem, zu eben der Zeit an das l. I 
Cabinet gerichteten Vorſchlage zu einen Linien des Bundesflantes mit der öͤſterreichiſche 
Monarchie zu Grunde, und wir fteuen ums, die Berechtigung einer. ſolthen Arıffartun: 
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auch von der k. 1. Regierung durch die Erklaͤrung anerkannt zu jehen, daß vieſelbe 
Zuſtimmung dazu hätte geben können, in dem Falle, daß alle übrigen Genoſſen 
beuffchen! Bundes dene von Preußen zu ftiftenden Vereine beigetteten ſeyn wür 
Dieſer Fall iſt nicht eingetreten; und daß ivir dieſem Umſtande und den gegenwärt 
Verhältniſſen volle Berückſichtigung widmen, haben wir durch die von uns felbft vo 
ſchlageneh Modiflcationen des Verfaffungs- Entieurfs gezeigt. Wir würden aber w 
unſerer eigenen Stellung, noch dem wahrhaften Bedürfniß Der dentjchen Nation, ) 
endlich, wie wir glauben, ſelbſt dem eigenen Snterefje Defterreichs, das in der größ 
Kräftigung. feines inneren Staatslebens die Bedingung jener Exiſtenz ſieht, gen; 
wollten wir die Möglichkeit. einer ſolchen Entwickelung für die weitere Zukunft abfch 
den. : Da wir auch ein ſolches Ziel nur auf dem Wege freier Vereinbarung erreich 
halten, Haben wir zur Genüge nicht. nme ansgeſprochen, fondern auch dutch die T 

beisiefen, indem wir den In Frankfurt gemachten Verfuch zu einer, Durchführung 
anderem Wege und unter Anderen Bedingungen entfchieden abgelehnt haben, indem ' 
ferner noch jeßt die Hand zu einer gemeinfamen Reviſion des deuiſchen Bundes biet 
wie fie das k. k. Cabinet ſelbſt als nothwendig anerkennt. Wir ſind alſo weit dar 
entfernt, anzunehmen, daß der jetzt zur Berathung vorliegende Bundesſtaat fon an 
Sielle des deutſchen Bundes trete; und können Der dagegen eingelegten Verwahrung ı 
erwiedern, daß wir seinen folchen Anſpruch nicht machen, daß wir aber der weiteren E 
wickelung der noch nicht zum Abſchluß gediehenen, allgemeinen. deutſchen und Öfterreic 

schen Verhältnifie die künftige Gejtaltung des Bundes überlaffen müſſen. 

Wenn mın endlich das- E. k. Cabinet an dad Ausſchreiben eines Parlamentes für | 
verbiindeten Staaten ernftlihe Beſorgniſſe vor Gefahren für die Erhaltung der Ru 
und: Ordnung ins Gebiete ded deutſchen Bundes knüpft, und für den Kal, daß fol, 
wirklich dadurch herbeigeführt werden fellten, denſelben mit aller Entichiedenheit und | 
Gebote ftehenden Macht entgegentreten zu wollen erklärt: jo können wir zwar dieſe ge 
fürchtungen nicht theilen, find vielmehr der Anficht, dag gerade die Berufung d 
“ Barlamentes, welcher die revolutionaire Bartei aus allen Kräften en 
gegen.arbeitet, das ficherfte Mittel fey, ‚neuen revolutionairen Krifen vorzubeuge 
nehmen aber zugleich keinen Anſtand, zu erklären, daß , falls ſolche Gefahren wirkli 
eintreten, und Ruhe und Ordnung in Deutſchland geſtört werden ſollten, wir zur A 
wendung derſelben unſere kräftigſte Mitwirkung eintreten laſſen, und mit allem Ernſt uı 
allen uns zu Gebote ſtehenden Kräften die bedrohte Ruhe aufrecht erhalten würde 

Eines Gleichen find wir von allen unſeren Verbündeten gewiß, und das von allen N 
gierungen, wie von allen Ständen Deutfchlands tief und Ichhaft gefühlte Bedürfniß d 
Friedens und der ruhigen Entwickelung wird und dabei eine kräftige Stütze ſeyn. Wä 
rend das Interim, auf deſſen Grund die Bundes⸗-Commiſſi ion in den nächſten Tag 
zuſammentreten wird, für Oeſterreich und Preußen und für den geſammten Bund übe 
hanpt, das Mittel zu gemeinſamem Handeln, wo gemeinfame Gefahren es nöthig mache 
darbietet, wird die engere Verbindung, in welche Preußen durch das Bündnig nom 2 
Mai mit der Mehrzahl der deutfchen Staaten getreten ift, ihm felbft und allen dieſ 
Staaten nur eine größere Kraft des Widerſtandes gegen die Revolution, und eine ve 
mehrte Möglichkeit des Mitwirkend zu ben gemeinfamen Zwecken des deutfchen Bund 
gewähren, während zugleich in dem beſonnenen Theile der Nation das Vertrauen a 

eine befriedigende Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe, durch die That erhalte 
belebt und geftärkt, und dadurch ihr Beiftand im Kampfe gegen die ‚Revolution g 
fichert wird. 

. Die k. Regierung spricht hiermit offen und ohne Rückhalt ihre Ueberzeugungen ıı 
Abſichten aus, wie es die offene Sprache des k. k. Cabinets ihr zur Pflicht gemac 
hat. Sie hat danach keinen Anlaß, zu befürchten, daß ſie bei dem ruh 
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gen Fortgehen auf dem eingeſchlagenen Wege, zu welchen fie entſchloſ— 
fen if, in einen Conflict mit den Rechten und Intereſſen der k. k. öfter: 
reichiſchen, oder irgend einer anderen deutjchen Regierungigeratben werde 


Es iſt daher auch nicht blos der Ausdrud des Wunjches und der Hoffnung, fondern ka 


legen der gegenfeitigen Anfihten, und die dadurch erreichte Elare U 


Schluß noch die Zuverficht ausſpreche, dag durch Died offene und juumwundene Dar 
ffaſſung und Fell: 
ſtellung des gegenfeitigen Standpunkts, die freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Defte: 
reich und Preußen, anf welche wir den höchſten Werth legen, und welche aufrecht p 


feſten Ueberzeugung und der erprobten Geſinnung der k. ,‚ wenn ich zum 


. erhalten und zu pflegen, wir nach Kräften bemüht feyn werben, nicht geftört wertm 
‚ tönen, daß wir vielmehr mit der k. E. Negierung und immer in der oft glücklich ke 


, mährten bundesfreundlichen Gefinnung, und in dem gemeinfamen Intereſſe an der Cr 


. . 
un} . 


haltung des Friedens und der Eintracht begegnen werden. 


Ew. ꝛe. wollen pon biefem Schreiben dem E. k. Minifter = Präfidenten abfchriftlid 


5 Mittheilung machen. 


Ich habe mich bei der Berufung auf die rechtlichen Grundlagen unſeres Verfahren 


u auf eine kurze Ueberficht beſchränken müffen; in der anliegenden Denkſchrift Finden En, 
‚ eine weiter ausgeführte Begründung, auf welche ich Sie in jeder Beziehung verwä⸗ 


jen kann, 


Dentidrift‘) 


’ 


Wenu dad Bündniß vom 26. Mai und der danach beabſichtigte Bundesſtaat ke N 


J faſſung erfahren, als ob die k. Regierung mit ihrer Einladung zu demſelben ai im 


unveränderten Zuftänden der alten Vundes-Verfaſſung heraus hervorgetreten ſey, ſo thut 


‚es vor Allem Noth, an den geſchichtlichen Zufammenhang zu erinnern, der Die Site 


“ Preußens bedingt hat. 


‚Die Ereigniffe des Frühjahrs 1848 hatten auf die unabweisliche Nothwendigkeit eine 
Umgeftaltung der Bundes-Verhältniſſe Hingewiefen. 
Die Bundes-Verſammlung ſelbſt hatte fich der Ueberzeugung von diefer Nothwendigkeit 


nicht entzogen; fie beſchloß am 10. März, Die Vnndes-Regierungen zur Abordnung wen 


Männern Des allgemeinen Vertrauens einzuladen, welche bei Revifion der Bundes-Ver— 
faffung auf „wahrhaft nationaler und zeitgemäßer” Grundlage mitwirken follten. Am 
30. März beſchloß fie, die Bundes-Regierungen aufzufordern, in ihren ſämmtlichen Den 
deutſchen Staatenfoftem ahgehörigen Provinzen Wahlen von National-Vertretern anzu 


ordnen, welche am Sige der Bundes-Verſammlung zuſammentreten follten, um zwiſchen 


den Regierungen und dem Volke das dentfche Verfaffungswert zu Stande zu bringen. 


en Vier Wochen nad) ihrem Zufamimentritt faßte die National-Verfanunlung ihre bekannten 


Beſchlüſſe über die Einfegung einer proviſoriſchen Gentralgewalt mit monarchiſch- conſti⸗ 


tutioneller Born, mit verantwortlichen Miniftern, mit felbftftändig beigelegten Befugniffen, 


ohne andere Erwähnung der Bunbes-Berjammlung als die, daß fie qufhöre. 


Die jehr bedenflichen Uebergriffe, welche, in dieſen Beſchlüſſen Tagen, der Uebertritt ta 
zulünftigen berathenden Verfammlung in das Verhältnig eines die Inufende Verwaltung 
controlirenden Parlaments, die von der Ausführung diefer Beſchlüſſe nicht zu trennente 


%) Es war eine wohl aufzuwerfende Frage ob biefes Aftenftürk, nach ber betrübten Erlebigun: 
der Angelegenheit felbft, noch Plag finden könne. Wir haben bies Kefaht, weil die Darlegun: 


von Preußens gutem Rechte ihren, vom Ausgange der Sache ganz unabhängigen, Werth Hat. 
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faktiſche Umwandlung des bieherigen Staatenbundes in einen proniforifchen Bunbesftant 
wie der Beſchluß diefes Wort auch auddrücklich ausſprach — Alles dies konnte, in 2 
tracht der Lage der Dinge, die deutichen Regierungen und auch die k. Biterreichiiche n 
abhalten, jenen Beichlüffen eine maßgebende Kraft zu geftatten, und ihnen vollſtänd 
Folge zu geben. Am Tage feiner Wahl beglückwünſchte die Bundes⸗Verſammlung 
Antrag des T Bfterreichiichen Bundestags-Befandten ©. K. H. den Reichsverweſer. 2 
12 Juli eröffnete derſelbe Gefandte die Sitzung, mit der Eröffning, daß & K. 9. 
diefem Tage die Würde eines Regenten Deutfchlands antreten wilden, und übergab N 
mens der Werfammlung ©. 8. ©. die Ausübung der Functionen, welche der Bund 
Verſammlung zugeftanden hatten, um nunmehr an ter Spike der Gentralgewalt für. 
Sicherheit und Wohlfahrt des deutithen Bundesſtaates zu jorgen. Mit viefer Ueberga 
erflärte der Gefandte die bisherige Thätigkeit der Vundes-Verſammlung beendet. 

Dies find die Umftände, welche das Ende der Bundes-Verſammlung begleitet habe 
ein Ereigniß, wichtig genug, um in feinen einzelnen Momenten feftgehalten zıf werde 
Die k. öſterreichiſche Regierung ift auf der Bahn, auf welcher das bis dahin verfaffung: 
mäßige Drgan des Bundes zertrümmert worden, auf der Bahn, an deren Ziel die Un 
wandlung des Staatenbuutes in den Bundesftaat Tag, mits und vworangefchrittn. S 
bat mitgewieft zu den Befchluffe vom 30. März, welcher eine National-Berfretung 3 
Bereinbarung über ein deutſches Verfafiungsmerk berief; fie Hat die Wahlen zu die 
Vertretung in ihren deutſchen Landen veranlaßtz fie hat Die Aufhebung der Bundes⸗Ver 
fammlung und die Wahl eines Mitgliebes des Kaiſerhauſes zum Reichsverweſer, obglei 
davon die thatfächliche proviforifche Umwandlung des Staatenbundes im einen Bundes 
ſtaat nicht zu trennen war, freudig willkommen geheißen; fie hat durch den Mund ihre‘ 
Brundestags⸗ Geſandten die Thätigkeit der Bundes» Verfanmnlung für beendet‘ erklären 
und die Vereinigung, am deren Spige der Reichsverweſer traf, hr feierlichen Siyun; 
„den dentfchen Bundesſtaat“ nennen Taffen. . 

Es verdient einen beachtenden Blick, in welcher Stellung Preußen, Dautfchland gegen: 
über, ſich zu diefer Zeit befand. EB Hatte im April feine Provinzen Preußen und Bofen 
unter Zuflimmung der National-Berfammlung, dem Binde einverleibt. Ei 
fland, bis anf einen geringen polnifchen Diftriet, mit feiner ganzen Ländermaffe im 
Bunde. Es war, hei einer preußiſchen Bundes-Bevölkerung von über 16 Millionen, 
zur größten rein deutfchen Macht geworden. Es trug für Deutſchland, damals mit allei- 
iger Kraft und zu alleinigem Schaden, die ganze Laſt des däniſchen Krieges: 

Aller der Bedenken über die Haltung, welche bei jenem Beichluffe die Nationaler: 
ſammlung annahm, ungeachtet, trat Preußen für einige Zeit von der ausführenden Ge⸗ 
walt des Bundes zurück, und gab ohne die mindefte Zögerung zu der Errichtung dei 
Gentralgewalt, und der Wahl eines öfterreichifchen Fürſten zum Reichsverweſer, feine 
volle Zuftimmung. Es' hatte vor Allem vor Unger, was danıdls als Heilfam fin 
Deutichland betrachtet wurde, und erkannte in dem Beſchluſſe einen großen Sqritt für 
die Herſtellung des Bundesſtaates. 

Während Preußen ſich auf das engſte an Denſchland augeſchloffen hätte, war Defter: 
reich cin anderer Weg zugewieſen. Es war durch die Inge der Dinge genöthigt, feine 
deutſchen Lande in die nächfte Verbindung mit feinen außer⸗deutſchen, dem Umfang und 
der Eiuwohnerzahl nach weit überwiegenden, zu ſetzen. Defterreich Hat’ dies, noch che ei 
durch feine Verfaffung vom 4. März 1849 dazu thatſächlich fchritt, offen und unum— 
wunden mtögefprochen, und ſein Verhältnig zu Deutfchland als ein durchgreifend verän: 
dertes bezeichnet. In dem Programme von Krenfier, welches am 237. November 1848 
Fürft Schwarzenberg Der üfterreichiichen Reichs-Verſammlung vworfegte, Heißt ed wörtlich 
„Dos. große Werk, welches ums im @inverftändnig mit den Völkern obliegt, ift die Be: 


gründung eines neuen Bandes, dad alle Lande und Stännne der Monarchie zu Einen 
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‚großen Staatskörper vereinigen ſoll. Dieſer Standpunkt zeigt zugleich den Weg, welchen 
das. Minifterium in der deutſchen Frage verfolgen wird. Nicht in dem Zerreißen der 
Monarchie liegt die Groͤße, nicht in ihrer Schwächnng Die Kräftigung Deutfchlants. 
Oeſterreichs Fortbeſtand in ſtaatlicher Einheit iſt ein dentſches, wie ein europfliiches Br 
.; dürfuiß. Von dieſer Ueberzeugung durchdrungen, ſehen wir der natürlichen Entwickelun, 
des noch nicht vollendeten Umgeſtaltungs⸗Proceſſes entgegen. Erſt wenn dad ver jüngtt 
. ODefterreich und dad perjüngte Deutſchland zu neuen und feſten Formen gelangt 
find, wird es möglich feyn, ihre gegenfeitigen Beziehungen ftaatlich zu beſtimmen 
Bis dahin wird Defterreich fortfahren, feine Bundespflichten treulich zu erfühlen.‘’ Hierin 
lag das unumwundene Anerkenntniß, daß das Zufammenjchliegeu der deutſchen Beſtand⸗ 
theile Defterreich8 mit feinen überwiegenden nichtdeutſchen, eine von Deſterreich abgefor- 
derte Entwicelung der deutfchen Zuftände nothwendig mache, und daß erft, wenn die 
erfolgt ſey, das Verhältnig Oeſterreichs zu Deutſchland ſich werde beflimmen laſſen. Wir 
„und mit welchen Folgen Defterreih auf diefem Wege durch feine. Verfaffung vom 4 
. „März 1849 vorgefchritten if, darauf wird unten zurüdgefommen. 
. Unter welchen Kämpfen der Parteien die Verfaffungs-Xrbeit in Frankfurt ihren Bert 
gang nahm, ift erinnerlich. Die Richtung, welche diefe Arbeit einichlug, nıd Die central 
conſtitutionelle Defterreichs liegen .beforgen, daß das Verhältniß Defterreich® zu Deuiſchland 
ſich den swechfelfeitigen Intereſſen entfprechend nicht geſtalten werde. Die Cireular⸗ Not 
der preußifchen Regierung vom 23. Januar 1849 liefert den Beweis, welchen Werth hie 
.. Vegtere auf ein fortgefegt nahe Verhältniß Defterreichd zu. Deutſchland legte. Es murk 
. darin zugleich Die Hoffnung ausgeſprochen, daß die K. üfterreichijche Regierung aud Fri 
Geftaltung, der inneren VerhältniffeDefterreichs auf die Bezie Hungen ju 
Deutſchland die möglichſte Rückſicht nehmen werde, und ſchon damalt geouſer, 
‚daß, wenn die K. Regierung nicht glauben ſollte, an der Entwickelung Deutſchlani u 
vollem Maße Antheil nehmen zu können, die Aufrechthaltung des deutichen Bunded, un 
die Erhaltung der Stellung des öfterreichiichen Kaiſerhauſes vereinbar ſeyen mit dem Ju 
‚ funmentritt der übrigen deutſchen Staaten zu einem engeren Vereine, zu einem Bundes⸗ 
ſtaate innerhalb des Bundes, 
Es lagen hiernach zwei Wege vor, entiveder die k. öfterreichiiche Regierung nahm ki 
Geftaltung der inneren Verhältniſſe Defterreichs auf. die Beziehungen zu Deutichland di 
..ggrorderlihe Rückſicht, oder, wenn fie died nicht vermochte, fie trat zu einem enger 
Bundesſtaate in die dann nach offenen und möglichen Beziehungen auf den Boden di 
. weiteren Staatenbundes. Bu dein eriteren hat diek. öfterreichiiche Regierung, mie vol: 
kommeu anerkannt wird, nach der Lage der Dinge, ſich nicht entjihliehen, Dürfen. Cie 
Hab der Monarchie am 4. März 1849 eine Verfaſſung, welche die deutjchen Lande auf 
daB engfte mit den nichtdeutjchen zujummenfchließt, des Verhältniſſes der deutfchen zum 
‚Bunde Feine Erwähnung thut, und dem letzteren die ihm zuftehenden Rechte nicht ver: 
behält. Hiernach blieb der F. Regierung, wenn der Bund und jein Verhältniß zu Deſter⸗ 
reich nicht ganz in Frage geftellt werden follte, nur übrig, den Plan eined engeren Bundes⸗ 
ſtaates mit allem Ernſte zu verfolgen; — denn um der eigenthümlichen Lage Defterreichd 
‚willen den nen Defterreich felbft geförderten Weg einer bundesſtaatlichen Entwickelung 
Deutſchlands ganz aufzugeben, das war weder von den deutſchen Regierungen zu fordern, 
noch den deutſchen Völkern zuzumuthen. 
Unter den bekannten wechſelſeitigen Zugeſtändniſſen der Parteien war am 28. Mär 
1849 die, Keine berfelben befriedigende Verfaffungss Arbeit vollendet werben. Keine der we: 
ſentlichen Grimmerungen der Regierungen war, berüdfichtigt. Die Veränderungen Te 
., erſten Enuwurſfd jtanden vielmehr. zu dieſen Erinnerungen in fen Hauptfachen im grellen 
. „;&egenjage.. Erwägt man, dab die National-Verſammlung fich un Juni 1848 zur Wabl 





eines Reichsverweſerß ermächtigt gehalten hatte, und daß die Regierungen, ‚bie k. öfter 
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reichiſche an ‚ihrer Spitze, fich beeilt Gatten, d dieer Wahl durch nachträgliche Genehmic 
Wirkſamkeit zu verſchaffen, jo muß es minder überrafchen, daß chen. dieſe Verſamml 




















. am 28. März ſich zur Wahl eines Kaiſers berechtigt hielt. Diefe fiel auf Se. M. 


. die Spike eines deutſchen Bundesſtaates zu treten, der aus den frei hinzutretenden ©: 


.. ach diefer Weg wurde unmöglih. Am 11. April faßte die National Berfammlı 


König von. Preußen. Die Aufregung und ver Gifer, welcher in einem großen T 
von. Deutſchland und auch im eigenen Lande zur Annahme biefer Wahl Hindrängte, 


bekannt. Die k. Regierung erivog .die. mangelnde Befugniß zu diejem Anerbieten, 
.. Rechte der Mitfürften und den. Inhalt der Verfaſſung, auf Grund deren ber An 


erfolgte Sie wich nicht von dem Wege der Vereinbarung, und ließ fich ſelbſt d 
Die firh dagegen auflehnende Haltung der damals verfammelkten zweiten Kammer ı 
irren. In einer Note, welche an dem Tage der Audienz der ftaukfurter Deputat 
am 3. April 1849, abging, wurde zwar der Entſchluß S. M. des Königs erklärt, 


ten fich bilden möchte, zugleich aber wurden die Negierungen erfucht, in’ Frankfurt : 
vollmächtigte zu beftelfen, um ſich über den Bundesſtaat, über das Verhältnig der 2 
tretenden zur Verſammlung in Frankfurt und zu den Nichtbeitretenden, zu erklären. N 





den Beſchluß, an der aufgeftellten Verfaſſung unverbrüchlich feftzubhalten, und am 


April erklärten, die Bevollmächtigten von 23 Bundeöftaaten, daß ihre Regierungen 
frankfurter Verfaffung unter der Vorausſetzung muerkennten, daß ſie für gang Deutſchl 
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Geltung erhalte. Zu einer weiteren Verſtändigung war hiernach nicht zu gelangen. ° 
Wahl ſtand zwiſchen unbedingter Annahme ober unbedingter Verwerfung der frankfu 
Verfaſſung. Die Ablehnung der Kaiſerwürde und der Verfaſſung in ihter damali 


Geſtalt, wurde. in der Note vom 28. April erklärt. 

GEs kann num mit der unbedingteſten Zuverſicht gefragt werden, ob die k. Regierung 
28; April bei dieſer Erklärung ſich der Pflicht Habe entſchlagen können, dahin zu ſtreb 
die deutſchen Verhältniſſe in einer, dem langjährigen Verlangen der Nation, den wied 
holten feierlichen Verſprechungen ber Regierungen gemäßen Weiſe zu ordnen, ob fie 
auf fich. ſelbſt habe zucüchziehen und abwarten können, was die Zeiten brächten? 
kann mit. der unbediugteften Zuverficht gefragt. werben, ob es für die k. Regierung u 
ihre Bundesgenoffen möglich gemeien fey, lediglich auf die Grundlage und Verhältn: 
des derntſchen Bundes oder eines Staatenbundes überhaupt zurückzukhmmen? U 
könnte die Bejahung dieſer Fragen mit der Pflicht, mit der Ehre, mit der Treue, ı 


politischer Weisheit verträglich finden? Für Preußen blieb, in Betracht. der Lage | 


Dinge und der centraleonftitutionellen Verfaſſung Deflerreihe, um eine Möglich! 


ührig, Die Des Vorangehens auf ben Wege des engeren’ Bundesſtaates. Dielen bat 


am 28. Mat in der befannten Note bejchritten, and mit Erfolg. Den von der k.9 
gierung mit den k. Regierungen von Sachſen und Hannover getroffenen @inleitung 


- entfprechend, ſtehen gegenwärtig 27 deutſche Regierungen, mit einem Ländergebiet von 74 


Quadrat⸗Meilen und über 25 Millionen Einwohnern für tie Bildung eines engeı 
Bundeöfinates zulammen. Dem Bortgange wird der Segen nicht fehlen. Sie ji 
in ihrem guten Rechte. . 


Die k. Regierung ift mit ihren Verbündeten in der Bildimg eines engeren Bund 
ftnates: innerhalb de8 Bundes von 1815 begriffen, und ift dabei von den Grundji 
ausgegangen, daß dieſer Bundesftaat nur nuter freier Zuſtimmung der beizutretenden 9 
gierungen, und jeine Verfaffung nur unter Zuftimmung einer Volfspertretung aus | 
ſich anfchließenden Ländern zu Stande fommen könne . Sie verfolgt dabei den W 
den fie in ber Note vom 23. Jauuar 1848 bereits bezeichnet bat, . . 
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Ihre Befugnig zu diefen Unternehmen, und zwar nicht Aberhaupt, fondern fo wie 
hafjelde in dem Bünduiffe vom 26. Mai 1849 fich darſtellt, iſt angezweifelt, und die 
Behauptung aufgeftellt worden, daß dies Bündniß mit dem Bunde von 1815, mit ſei⸗ 
nen Örundlagen und Beltimmungen, mit den aus ihm hervorgehenden Rechten mit 


. Blichten feiner Mitglieder, nicht verträglich fey. Die. erhobenen Bedenken richten ſich 


jedoch nicht gegen: das Unternehmen überhaupt, fondern gegen die fpecielle Art der Ans 
fihrung. Hierin Liegt der Ausſpruch, dab ein ſolches Unternehmen an ſich mit dem 
Bunde von 1815 verträglich jey. Bon diefem Zugeftändniffe wird hier Alt genommen. 
Dad. AUnfechten der fpeciellen Art der Ausführung aber kann nicht als gegründet ancı: 
kannt werden, und ift zunächft durch den Nachweis zu widerlegen, daß jenes Bünduijß 


. Innerhalb ded Bundes von 1845 felbft dann rechtlich zuläffig feyn würde, wenn diefer 
‚mit ‚feiner ganzen Organijation, und mit allen feinen Beſtimmungen, 
was nicht der Fall if, in voller Integrität beftünde. 


Art. XI. der Bundesafte. vom 18. Juni 3815 fegt feſt: „Die Bundesglieder be⸗ 
halten das Recht der Bündniffe aller Urt, verpflichten fich jedoch, in keine Verbin: 
dungen einzugehen, meldhe. gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesſtaaten 
‚gerichtet. wären.” 

Die hier ertheilte Befugniß ift anbeſcheinkt in Betreff derer,. unter welchen Bündniffe 
gefchloffen werben Können. Sie können mithin auch unter Bundesgliedern gefchlefien 
werden. Sie ift in Betreff der Gattung und Art der Buͤndniſſe nur dahin Befchränft, 


daß fie nicht gegen die Sicherheit des ‚Bundes oder einzelner Bundesſtaaten gerifte 
ſeyn bürfen., Unter diefer alleinigen Bedingung find. Bündniffe aller Art, folglih k 


wohl über materielle als politiſche Intereſſen geftatte. Das. Binbuig von 2 Au 
umfaßt materielle und politifche Intereſſen. Es kommt nur darauf an, nachpme, 
daß es, da won einer Gefährdung einzelner Bundesftaaten jedenfalls. nicht Die Rex kan 


kann, gegen die Sicherheit des Bundes nicht gerichtet ſey. Berichtet iſt & augenfäliz 


nicht gegen die Sicherheit des Bundes, es ſoll aber an dem Worte nicht feftgehalten, mi 


‚nachgewiefen werden, daß es auch mittelbar: die Sicherheit des Bundes nicht gefähke. 


Der Zweck des letzteren sit: - „Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit 
Deutichlande, ud der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutſchen 
Staaten” (deutſche Bundedakte Art. IE), oder, wie die wiener Schlußakte Art. I, 

. materiell übereinſtimmend es ausdrückt: „Unabhängigkeit. und Unverletzbarkeit der im 
Bunde .begriffenen Staaten, und Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit 


Deutſchlands.“ 


Der Zweck des Büundnuiſſes iſt nach Art. J.: „Schaltung der äußeren und inneren 
"Sicherheit Deutſchlands, und der. Unabhängigkeit, und Umverlegbarkeit ber einzelnen 
deutfchen Staaten.” 

Der Zweck des Bundes und des Bünbniffes iſt alſo auf daſſelbe Ziel gerichtei. Dies 
Ziel: iſt nicht ein ſolches, deſſen gleichzeitige Verfolgung von: zweien Ceiten her ſich 
gegenteitig ausſchlöſſe. Es beſteht daher nicht nur neben einander, daß ber Bund un 
das Bündniß ein und dafjelbe Ziel verfolgen, fondera die Zuverficht, daß der Bunt 
feinen Zweck erreichen werde, wird durch die Richtung des Bündniſſes anf eben diefen 
Zweck verftärtt.. Zwei Theile, welche daſſelbe Ziel verfolgen, können allerdings ſich 
dabei, fen es durch die Wahl der Mittel, ſey e& durch die. Art ihres Verfahrens, bin 
bernd in den Weg treten. Dem ift jedoch vorgefehen - 

Unmittelbar auf die Aufſtellung des Zweckes folgt im Artikel 1. des Bündniffes die 
Beftimmung, dag fämmtlichen Gliedern des deutſchen Bundes alle aus dieſem hervor⸗ 


‚gehenden Rechte und die dieſen Rechten entſprechenden Verpflichtungen vorbehalten feyen. 
Die. Rechte des deutſchen Bundes ſind alſo auch in dieſer Beziehung gewahrt. In dem 


Bündniß an ſich liegt mithin ein ſolches Hinderniß nicht. Die Beſorguiß Lünnte ſich 
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lediglich an die Handhabung feiner Beftimmungen Eniipfen. Niemand: aber Fanı 
Recht eingeräumt werben, : gegen die Fünftige Handhabung cinen, der Erfahrung 

‚ ektnonmenen Argmohn zu erheben. Stellte fi das Bündniß ein dem Zwecke 

- Bundes entgegenftehendes Ziel, dann wäre ein Einwurf gegründet. Es :ift, daher 
ungewöhnliche Erſcheinung, "daß er ‚der Uebereinſtimmung der Zwecke entinommen 
Sollte aber, da davon geredet worden, die Sicherheit des Bundes ſey gefährdet, 
ſeine Exiſtenz ſey bedroht, der Sinn des Einwandes dahin gehen, es ſey Gefahr, 

der Bund ſich lÿſe, und das Bündniß an feine Stelle trete, fo würde auch einem jo 
Einwande die Geltung nicht eingeräumt werden dürfen. Nur zwei Fälle find den! 
Entweder das Bündniß umfaßt, wie Died gegenwärtig der Walk ift, nicht ſämmt 
Bundeöglieder, dann bliebe die Griftenz des Bundes in feinem ganzen Weſen ungef 

det; oder das Vündniß umſchließt alle Bundesglicder ohne Ausnahme ;- danıı tritt c 
der „That an die Stelle des Bundes, und zwar mit dem freien Willen und Einverſte 
niß aller feiner Mitglieder; dann bleibt Niemand übrig, der darüber Plagen könnte 
würde. Der Zwe des Bündniſſes läßt es mit dem Bunde in wollen Einklange 
fheinen, und weift Die nicht geeignete Benennung eines Sonderbundes ab, welcher 
Namen eben davon trägt, Daß er Sonderzwecke verfolgt. Ä 

85 kommt aber. nicht allein darauf an, die formale Begründung ded Buündniſſes 
den Worten des’ Art. XI. der Bundesatte von 1815 nachzuweiſen. Es il. gegen anl 

Andautungen darzuthun, daß das: VBundniß nach -jeinem Inhalt⸗ die Grundſatze 
Bundesrechis nicht verletze. 

Der deutſche Bund, nach der Akte pon 1818, im r Art. L der wiener Schlußakte 
volkerrechtlicher Verein genannt, iſt bekanntlich ein Staatenbund, gegründet auf | 
Princip der Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit der darin begriffenen Staaten, ledig! 
mit beſtinunten vertragsmäßigen Verpflichtungen derſelben gegen die Geſammtheit 1 

unter einander, zur Erreichung des oben gedachten Zweckes. 

Nim -ift behauptet worden, ein Bündniß, welches ein Oberhaupt mb eine einheitli. 

. Exenitingetvalt fchaffe, welches Souverainetäts-Rechte der Mitglieder auf diefe übertra 
“„werfioße gegen: den Grundſatz des Bundesrechts, welcher die Selbſtſtändigkeit und Una 
hängigkeit der einzelnen Bundesſtaaten gewahrt wiſſen will. Dies muß befttitten werd: 
Es kann dabei fogar ganz davon abgejehen werden, wie mannigfachen Schuß die pr 
jeetirte Organiſation des Bundeöftaates gegen einen Mißbrauch der Grecutiv⸗Gewalt en 
hält, da es zunächſt lediglich auf die Nechtöfrage ankommt. 

Der Staatenbund von 1815 darf nicht als ein bloßer Perſonalbund der Souverai 
oder Regierungen aufgefaßt- werben, er iſt weſentlich ein Realbund. Die Unabhängigke 
‚der im Bunde begriffenen Staaten if} fein Zweck (wiener Schluß-Akte Art. J.), und i 

Art. IV. der wiener Schluß⸗Akte wird ausdrücklich von den an Bunde theilmehmen 
‚den Staaten geſprochen. Die Stimmen im Plenum der Bundes - Verfammlur 
haften, nach Artikel XVL der Schluß-Akte, auf den Beſitzungen. Die Zahl fein 
+ Mitglieder war weder in Bezug auf ein Marimum noch ein Minimum eine gefchloffen 
Artifel VL der wiener Schluß-Akte fieht den Fall der. Aufnahme nener Mitglieder vor 
Artitel X VL ebend. gedenkt des Falls, daß die-Befigiurgen eines ſouverainen beutfche 
Hanfes durch Erbrelge auf ein anderes übergeben, Es äußert Dies Ießtere Beine an 
dere Wirkung auf die Bundes-Verhältniffe, als die dadurch Herbeigeführte- Nothwendi 
keit eines Geſammt-Beſchluſſes über das Stimmrecht im Plenum der Bundes-Verfammlın, 
Rechtlich Hinderte durchaus nichts, Daß ein deutſches Regentenhaus nach und nach di 
größten Theil non Deutfchland Durch Erbgang gewönne, und es hätte dies Feine ande 
Folge gehabt, als die Verminderung der Stimmen im engeren Rathe, und einen B 
ſchluß über das Stimmen-Verhältnig im Plenum. Was aber von dem Uebergang d 
Rechte von einem Negentenhanfe anf ein anderes durch Ten Rechtstitel der Erbfolge gil 








dad muß von dem Uebergange Der Nichte Durch jeden anderen Rechtstitel, in ganz ale: 
cher Weile gelten. Es muß eben fo gelten fin den Kal, in welchem ein bertfcher Rt: 
gent einem andern feine Mechte an einer feiner Beſitzungen oder an’ allen, durch Ceſſon 
abtritt: Sollte dies unſtatthaft feyn, fo müßte es das Bundesrecht durch eine austrid: 
liche Beſtimmung unterfagen. Die wiener Schluß-Afte enthält aber in geradem Gegen 
theil ansdrücklich eine Beſtimmung, welche den Fall der Abtretung von Souverainetiti 
Rechten an ein Bımdesglied für bundesrechtlich zuläſſig erklärt; Artikel VE ſetzt ie: 
daß eine freiwillige Abtretung auf einem Bundesgebicte haftender Soute: 
rainetäts⸗Rechte zu Gunſten eines Mitverbiindeten ohne Zuftimmung ie 
Geſammtheit geſchehen könne. Selbſt das könnte in dieſem Falle noch fraglich ſem, 
ob eine ſolche Abtretung eine Veränderung des Stimmen-Verhältniſſes nach ſich zieh, 
denn die Nothmendigkeit zu ſolcher ift aus Artikel XVI. der wiener Schluß Akte mı 
analogiſch herzuleiten. Nach dem angeflihrten Artikel VI. ſteht jedem Bundes⸗Mitglidde 
unzweifelhaft frei, duch Abtretung der SormerainetätßsRechte perfünlich aus dem Burde 
austzuſcheiden. Der Staat dagegen muß im Bande verbleiben; in Betracht Der zu ihm 
" gehörigen Staaten, nicht der Perfonen ihrer Vertreter, ift der Bund unauflöslich. 

Kann nım ein Bundes⸗ Mitglied feine gefammten Scuverainetäts ⸗Rechte, unbeſchadt! 

|" der Verhältniffe feines Staates zum Bunde, einem Mitverbündeten zu eigenem Rechte 
abtreten, ohne daß irgend Jemand darüber cine Mitſprache zufteht, fo hat er nme 
felhaft auch das weit mindere Recht, der Ansübung eines Theiles dieſer Sonverain⸗ 
täts-Rechte zum Beſten einer Gemeinſchaft zu entſagen; und Hat er das Recht, fi 
Sonverainetäts-Rechte ganz oder theilweife eigenthiimlich abzutreten, fo bat cr m 
ftreitbar auch das mindere Red, ihre Ausuͤbung ganz oder theilweiſe e einem Mithir 
beten zu delegiren. 

" Der Einwand muß daher zrüickgewieſen werden: damit zuglech abet auch tar de 
denken, daß Die Unanflöslichkeit des Bundes einer folchen Abtretimg oder Delegation 
entgegenſtehe. Was die wiener Schluß⸗Akte ausdrücklich geftattet, kann dem Grunde 

von der Unauflöslichkeit des Bundes nicht wiberfprechen. Unter der Ichteren Tann dakı, 
in Uebereinſtimmung damit, daß der Bund ein Realbund 'iſt, nur verſtanden werden, deß 
ein Bundesſtaat von demſelben nicht getrennt werden darf. 
DOb und welche Vereinbarnng ein Vertrag der In Rede ſtehenden Art, wegen te 
Stimmführung im Plenum md engeren Rathe der Bundes⸗Verſammlung nothwentu 
machen, und welche Vereinigung darüber geeignet ſeyn wilrde, das kann hier figlid 
übergangen werden, da, wenn auch bei der ganzen bisherigen Mißeinanderfegung voraus 
geſetzt worden, daß das frühere Bundesrecht und die Bundes-Verfaſſung noch in veln 
Integrität beftche, doch wohl Niemand Darüber in Zweifel jeyn Tann, Daß die an jıd 
anmögliche Wiederherftelfung der alten Bundes-Verfaſſung jedenfall® nur unter neun 
Verabredungen über Dad Stimmen⸗Verhältniß ſtattfinden könnte. 
Es iſt endlich aber nicht ungeeignet, ſich Die Pflichten zu vergegenwärtigen, melde 
aus den Bundes-Verhältniß den einzelnen Mitgliedern ohliegen. Man halte fie ſi 
nam vor das Auge, um ſich ohne Weiteres zu überzeugen, daß gerade in dem Bündnicih 
vom 236. Mat und den danach beabſichligten Bundegſtaat die ſtätkſten Garantieen fü 
: ihre Erfüllung liegen: 

die Pflicht, Deutſchland und jeden einzelnen Bundesfiont gegen Angriff In Schub a 

nehmen; 

der Theilnahme an jedem Bundesfriege, und der Stellung des Contingents; 

der Unterlaffung einfeitigen Friedens⸗ und Waffenſtillſtands⸗Sihluſſes nach cin 
Bundeskriege; 

der Unterlaſſung von Verträgen, welche die Sicherheit des Bundes gefährden; 

der gegenſeitigen Hülfsleiſtungen im Fall aufrühreriſcher Bewegungen; 
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der Unterlaſſung mechcelſauiger Kriege, uud sewaltſamer Verfolgung von Rechtdſtr 
tigkeiten; 

der Unterlaffung von Rechtsverle tungen gegen verbündete und aͤuswärtige Staaten; 

dee Unterlaſſung willkürlicher Uebertragung von Souvperaiuetäts-Rechten an ein Nic 

mitglied des Bundes, ohne Zufimmung der Gefammtheit; 





» endlich der Leiftung der bundesmäßigen Matricular-Beiträge. 


.Dieſe Pflichten heſtehen theils in Leiſtungen, theils in Unterlaffungen. Was jene b 
trifft, fo erhöht dad enge Zufammenjchließen der in den Bundesftaat tretenden Staate 


: Die Kraft, und damit bie. Leiftungsfägigkeit jedes, Cinzelnen; es giebt aber zugleich i 


allen Fällen ‚ in denen flatt des Einzelnen die Gefammtheit eintritt, die flärkjte Gewät 


für die Grfühfungı der. Verpflichtungen. Was die Unterlaſſungen anlangt, ſo bildet grat 


die. Organiſation des Bundesſtaates eine Ueberwachung, in welcher die ſicherſte Sa 


| rantie liegt. -ı 


Nach diejer Grörterung wird es nicht nöthig feyn, auf die Behauptung, daß dag Rech 


des Bundes von 1815 dem Bündniſſe vom 25. Mai entgegeuſtehe, wieder zurückzu 


63 iſt hier mehr bewieſen worden, als zu enehen erforderlich iwar, daß näm 


se da 


B Bund in feiner ganzen —* in voller Sag noch beſtãnde. Dies iſt je— 


vi nicht d der. seh 


Nachdem im porigen Abſchnitt die, aus der Vorausfegung des noch in vollem Umfang 
beftehenden alten Bundesrechts, bergeleiteten Einwendungen abgelehnt find, ift es ange⸗ 
meſſen, dieſer Voransfegung das wahre thatfächliche Verhälinig gegenüber zu ſtellen. 

‚ 3) Mit. der durchgreifendſten Erſchütterung, welche der Organismus des deutſchen 


Bundes im. Jahre 1848 erfahren hat, iſt zu beginnen, wit Dem Untergang ſeines früher 


berechtigten Organs: Im Eingange find die näheren Umſtände angegeben, welche am 
12. Juli 4848 die, unter dem Vortritt der k. öfterreichifchen Regierung und der Zus 
kimmuyg aller übrigen Bundes-Regierungen erfolgte, definitive Aufhebung der Bundes- 
Verſammlung begleitet: haben, Die Bindes⸗Verſammlung konnte ihr Ende nicht ſelbſt 


- heſchließen, dies Ing außerhalb der Sphäre, ihrer bundesmäßigen Competenz. Sie Tonıte 
S. K. 9. dem Reichsverweſer Feine Machtvollkommenheit übertragen, denn zu einer 


Uebertragung ihrer Befugniſſe an irgend Jemand gab ihre, dem nach der wiener Schluß⸗ 
Arte (Art. VII.) beſtändigen, verfaffungsmäßigen Organ des Bundes, fein Artikel des 
Bundeörechts die Macht. Ihr Untergang und die Machtbefugnig, welche S. 8. 9. der 
Reichsverweſer erbielt, wurzelt ausichlieglich in dem Anerkenntniß, welches ſämmtliche 
Bundes Regierungen den Beichlüffen der National- Verkammlung vom 28. Juni 1848 
ertheilt Haben, Beichlüffe, welche das Gefeg über die proviforiiche Bentralgewalt genannt 
worden ſind. Died Anerkenntniß ift theils ausdrücklich, theils durch eoneludente Hand: 
Iıgen erfolgt. Eetztere waren die Zuſtimmung zur Wahl des Reichsverweſers, der di⸗ 
plomatiſche und der ‚geichäftliche Verkehr ſämmtlicher Regierungen mit den ernannten 


Reichs⸗Mliniſterien. Hierin lag unbedingt die Zuſtimmung zu. der Drganifation ; welche 


Die Beisplüffe der National-Berfammlung der Gentral-Megienung gegeben hatten. ©. K. 
H Der Reichsverweſer war damald nicht Tediglich der Erbe ihrer Befugniffe: er trat ein 


alz Niemandes Nachfolger, vielmehr als der proviforiiche Vorgänger des erwarteten Ober- 


hauytes, mit neu verliehenen Befugniſſen, mit neu Hinzugefügten Befchränfungen. Aus⸗ 
üben ſollte er feine Befugniffe nur durch feine Minifter, und diefe folten der National- 
MWexſam yalung ‚verantwortlich ſehn. Un ‚die Stelle bes Staatenbundes, mit der ihm ents 
ſprechende u Organiſation einer auf Suftguchiqnen, geſtellten BevolldiichigienVerſammlung, 
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trat der der Zukunft antleipirte proviſoriſche Dundedſtaat in monarchiſch⸗ conſtilutioncna 
Form. Es handelte ſich dabei aber mehr um die Form, als um die Sache, denn di 
vor Allem nöthige Feſtſtellung des Verhältniſſes der Einzel-Regietungen zum Getul 
gewalt fehlte, und Diefe übie in ihrer monarchiſch⸗conſtitutionellen Form ducch ihre tlep 
Erifteng eine größere zerftörende Kraft auf den alten Bundes⸗Organikmus, ald ihr ih 
fende gegönnt war. 8 ift eine nicht erfchöpfende Auffaflung, wenn man mır die de 
deẽ⸗Verſammlung als erleſchen Betrachtet, und lediglich auf Die Like hinblidi, wih 
ihr Verfchwinden in- Dem Bundesrechte gelaffen Hat. Man bat die Gentralgenalt u 
ihrer wahren, ober bezeichneten Bedeutung in das Auge zu faffen, wen man die Bi 
kungen ihres Eintretens auf die alte Bundes⸗-Organiſation beurtheilen will. 

In dem deutichen Bunde mit feinen Grundgefeken von 1815 und 1820, lagen pm 
ven einander zn haltende Elemente: ein voͤlkerrechtliches und ein amf das Jnnere hi 
Bundes gerichtetes. Dem erfteren gehört an die Allianz feiner Glieder, der Ziek dien 
Allianz, und die wechfeffeitigen Rechte der Bundesglieder unter einander. Dies lm 
findet in dem Art. I. Der wiener Schluß-Acte feinen entſprechenden Ansdrnd, melde 
den Bund einen völkerrechtlichen Verein der deutſchen ſonverainen Fuͤrſten und fen | 
Städte zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverleglichkeit ihrer im Bande kan: 
fenen Staaten nennt. Dem zweiten Glemente, dem auf das Innere des Bundes gah 
teten, gehört die zu einem politiichen Ganzen gebildete Gejammthelt an, nad aufm 
felbftftändige einheitliche Macht, nach innen ein auf die Dauer bereshnetes Inſtiu Di 
Seite des Bundes findet ihre Geltung in dein Art. IL der wiener Schluß, mit 
fie nach innen als eine Genieinſchaft, nach außen als eine in politifcher Einf mie 
dene Gefammtmacht bezeichnet. . Das, was ald die Verfaflung des Burda ka 
worden ift, die ganze Organifation, durch welche Fr bie Geſammtheit, alı wi 
Ganze, eine Lebenäthätigkeit allererſt möglich geworden ift, hat lediglich Beyn ui vi 
zweite Element im Bunde. Die völkerrechtliche Seite wird nicht berührt, my W 
andere, die Verfaffung eine. monacchifche oder collegiale, die eines Sarmbenfond Mr 
Staatenbundes ſeyn, es ſey denn, daß in der Anordnung die Willensfreiheit der Gnydın 
verlegt würde. Als num am 12. Juli 1848 an die Stelle der Stantenbud-rhiei 
proviforiich die YBundesftaats-Verfaffung, Die monarchiichseonftitntionelfe an die Stile 
collegialen, ber Reichsverweſer an die Stelle der Bundes⸗Verſammlung trat, da m 
nicht bloß Die letztere, nicht bloß ein einzelnes Organ zu Grunde: die ganze Snfihis 
in ihrer Michtung nach Junen erlitt eine radicale Umwandlimg; alles, mas hi W 
für die centrale Gemeinfehaft gegolten hatte, erlofh, um Neuem Platz zu machen. 

Die Entwickelung it eine andere geworden, ala fie bei dem’ Ginteit dieſeb Nam p 
dacht war. 

Die Bedingung der Lebensfähigkeit der Centralgewalt eileſch mit dem Erloſcha | 
National⸗ Verſammlung, an deren Beſtehen ſie organifh gekullpft war. Hiermit 
das Proviſorium eines Bundesſtaats gleichfalls feine Endſchaft erreicht. Die k. Rei 
hat von jenen Zeitpunkte ab das rechtliche Beſtehen einer Central⸗Sewalt ferner 
zuerfennen nicht vermocht. Nicht mit dem Scheine eines Grunde Fännte behaupiet 
den, dag mit dem Dahingange dieſes Proviforiums die alte Bundes > Werfaflung | 
in Kraft getreten fen. Sie war ohne allen Vorbehalt definitiv befeitigt worden 
die nicht völkerrechtliche Seite des Bundes tft das bis dahin Beſtandene untergeg 
diefe Seite gewärtigt in ihrem ganzen Umfange, und in diefem in aller und jede 
ziehung die Neugeſtalumg, und hat nur einftweilen für einen Theil ber Gejäätt 
Central⸗Verwaltung, in der Einfegung der Bunbet-Genträb-Bermmiffion, dad inter! 
Drgan gefunden. 

Das völferrechtliche Clement des Bundes iſt dagegen von den Ereigniſſen br 
under geblieben. Während das Verhältniß der Eingelfinnten zu dem Bunde all 
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ſamnitheit aufgehoben war, und nur einſtweilig für emen engeren Kreis fo weit ber 
|: ſtellt iſt, als es durch die ‚Convention über das JInterim geſchehen, dauert die Alli— 
der verbundenen Regierungen in der vollen Zahl ihrer Glieder fort, iſt der Zweck bi 
.Allianz umneräudert geblieben, wie ihn Die Bundes-Verträge audſprechen, iſt in den we 
‚ felfeitigen Rechten und. Pflichten der Bundesglieder ein Wandel nicht eingetreten. 
Was ans dem Allen fir die Bildung eines Bundesſtaats nach dem Bündniſſe vı 
26. Mai folgt, — dem, abgefehen von ihrem Mangel’ an Begründung, Argumente c 
, „dem dahingefehwundenen Gebiete des alten Bundedrechts nicht‘ entgegengefegt wert 
können — das Bleibt vorbehalten. Nur migverftändlich vermöchte man aus der Gone 
tion über das Interim einen Einwand gegen das Gefagte berzuleiten. Sie ſchließt 
Vrerfaſſungs⸗Angelegenheit und was dahin gehört, auddrücklich wen Ihrem Bereiche aut 
2) Auch die Kriegs-Verfaffung bedarf der wefentlichften Umgeftaltung. Schon der 3 
tritt der bisher außerdeutſchen Provinzen Preußens mußte we Eintheilung des Bunde 
hetresaͤbandern. Seitdem ferner durch den fihen in der Bundes⸗Verfammlung vorber: 
teten Beſchluß der National⸗Verſanimlung vom 16. Zuli 1848, die deuitſche Streitmac 
von 1 Proeent auf 2 Procent der Bevölkerung erhöht und alſo verdoppelt worden i 
wird die Zufammenfegung und Gintheilung der Heerecdtheile einer durchgreifend neu 
Anordnung bedürfen, ımd Hierdurch eine Reviſion der Kriegs⸗Verfaſſung vom 12. Apı 
182% unabweislich werden. | 
9) Uber ſelbſt, wenn alles Vorſtehende eine Neugeftaltung der Bundes» Verhältnij 
nicht forderte, würde Die k. Regierung aus einem wichtigen Greigniß den gerechten Ar 
ſpruch herleiten müffen, daß die Bundes: Verfaffung einer tiefeingehenden Erörterung u 
Revifion unterworfen werde. Durch die Bundes⸗Beſchlüfſe vom 14. und 22..April 184 
und vom 2. Mai 1848 iſt die von der k. Regierung freiwillig beantragte Aufnahıne tı 
Provinz Preußen ımd aller an das deutſche Bundesgebiet anftogenden Diftriete des Groß 
herzogthums Poſen, fowie der Stadt und Feſtung Bofen, in den deutſchen Bund erfolg! 
Preußen fteht däher gegenwärtig mit feiner ganzen Monarchie, vorläufig bis auf eine: 
nicht bedeutenden Diſtrict polnifcher Bevölkerung, im beutfchen Bunde. Als dies in eine 


von der Bundes⸗Verſammlung dankbar anerlannten, nationalen und füderativen Gefin 





inung geichahr dw hatte ſchon vorher, am 10. März, die Bundes⸗Verſammlung be: 
ſchloſſen, daß eine‘ Reviflon der Bundes⸗Vorfaſſung anf „wahrhaft nationalei' und zeit 
gemaßer Grundlage” erfolgen fülle; da war fhen vorher, am 80. März, von de 
Bundes⸗Verfammlung beſchloſſen, daß eine Nattonads Vertretung zu berufen ſey, welch 
zwifchen den Regierungen und dem Volke das dentiche Verfaſſungswerk zu. Stande zu 
. Bringen hätte. Preußen trat alfo mit den bis dahin außerdeutichen Provinzen in der 
deuiſchen Bund, aber nicht auf Grund der alten, damals fehon für unhaltbar erflärter 
und zur Umgeſtaltung verurtheilten Verfaſſung, fondern in der zuverfichtlichen, durch 
Bundesbeſchluſſe verbirgten Crwartung einer ueuen, bei deren Geſtaltung es eine Stimmi 
mit zu führen hatte. Ohne diefe berechtigte Erwartung, welche nicht getäufcht werde 
darf, hätte Preußen, das nunmehr, mit geringer Ausnahme, feinem ganzen Umfang: 
nach ein deutſcher Bundesſtaat, und zwar von allen ohne Ausnahme der größte wurde 
nur mit den wefentlichen Vorbehalten über die ihn fortan im Wunde gebührende Stel: 
lung ben gedachten Schritt thun köunen. u | 
. 4) Von einem, von dem vorigen fehr verjchiedenen Geſichtspunkte Her, ift die öſterrei 
. fe Monarchie zu dem dentfchen Bunde in ein mefentlich veränderte Verhältniß ge: 
kommen. Sie iſt durch die Verfaffungs Urkunde vom 4. März 1849 in die Lage ge 
bracht, daß fle die Hauptverpflichtung nach dem, bis zum Mär, 1848 in Geltung gewe 
fenen, Bundesrechte nicht mehr zu erfüllen vermag. Nach dieſem Bundesrechte, und zwa 
nach den, während feines ganzen Beftehens gleichmäßig ausgelegten, und eine‘ andere Aus 
legung nicht zulaffenden Artikeln X, XXXJ. und XXXI. der wiener Schlußacte, 
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- fung vom 4. März 1849 enthält keinerlei Vorbehalt. Es iſt dies nicht als etwas Jr 


Vethältniſſe regle, und es Sache der k. Megierung fen, fich über De Außeren mit ihm 


Zunſtimmung zu einem Bundes⸗Beſchluß non der Landes- Veriretung nicht athangis ge 


Bei ſolchem Hemmniß der k. Regierung würden ſchleunige Binde 





* verpflichten die verfaſſungsmäßig zu Stande gekommenen Bundesbeſchluffe iheili ia 


Bund als ſolchen, theils die einzelnen Bundesmitglieder "unmittelbar, | 
daß es in dieſer Hinſicht noch einer beſonderen Infinuatibvn ver Wußkkcation ie 
' dürfte. Jede Bundesregierung hat die Pflicht, die Bundesbrſchlũſſe zu vollzien 


Als der Buudesbeſchluß vom W. Jimi 1832 von einigen Regierungen mit. erläutenk 
Zuſtzen publieirt wurde, beſchloß am 8. Roveinber 832 die Bundes⸗ Verſammnlu, 
daß durch dieſe Beiſätze der allgemeinen Verbindlichkeit des Bundes⸗Beſchluſſes ine fm 
Beziehung irgend Eintrag babe geichehen können. Eine Zuziehung der Stände werk 
Publication war weder erforderlich, neh ein bon biefen kommendes Hinderniß dem Br 


. gegenüber zuläffig. Ju ber Erfüllung auch der, aus jenen Satzen hervorgehenden Dan 


beöpflicht durfte das Bunbess Mitglied von Feiner Ränbijchen Mitwirkung abhängig p 
macht werden. (Art. 58., wiener Schlußacte) 


Jene Bundamental- Beftimmungen haben bundedgeſehliche Kraft in dem ganzen Kur 
deögebiete. Es bedurfte deshalb keines fie. ſchützenden Vorbehaltes in ben Werfaſſing⸗ 
Urkunden der Länder, welche lediglich Bundesgebiet umfaffen; deshalb nuch keined kl 
hen Vorbehaltes in der preußiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde nom 5. December 1848. & 
enthält aber, um jedem Zweifel zu begegnen, überdies eine ausprüdliche Anerkennm 
des Grumdfages im Art. 110. Aus gleichem Grumde. findet ſich der, am fich nicte 
forderliche, Vorbehalt. übrigens -in vielen Verfaſſungs⸗Urkunden, fo in der k. ſächſiſch 
mürtembergifchen, gb. hefftichen, hannoveriſchen und anderen. Sin einen Reiche dagezı 
welches ur zum Theil Bundesgebiet uniſchließt, und, in welchem «ine bei der Gar 
bung mitbeichließende Geſammt⸗National⸗Vertretung angeordnet wird, iſt ein Felder 
‚behalt eine Nothwendigkeit. Unterbleift er, fo wird die Geltung. des Bunki-ds 
ſchluſſes abhängig gemacht von dem Willen der Gefmunt= Vertretung des Meicrt, W 
zu einem Theile aus Bundeögebiet beftcht. Dies ift der Kal Oſterreichs, ſeine Baik 





fälliges zu betrachten, die Thatſache geht zuſammen mit Euflärungen: der k. Sſterreichiſh 
Regierung, nach welchen fie ſich auch in den allgemeinen Bundes⸗Angelegenheiten und— 
zuordnen nicht vermöge, und mit dem Snhalt des Programme von Kremſier m 
27. November 1848. Es ift nicht zu bezweifeln, daß das Kaiſerreich durch die entſcht 
deufte Pflicht gegen fein eigenes Wohl genöthigt war, fich in diefe Stellung zu verfege: 
jo viel ift aber gewiß, daß, die fortdauernde Giltigkeit des alten Bundeßrechts voran 
geſetzt, ed fih von einem oberften Grundſatze deſſelben losgeſagt bat. 


Wollte man hiergegen ˖ einwenden, daß die Verfaſſungs-Urkunde lediglich die innert 











Volksvertretung zu einigen, ſo würde hierdurch Doch ſtets der Grundſatz vetletzt, daß iv 


macht werden darf. 


Der Einwand, daß die k. Regierung in allen Füllen, in denen Einſtimmigkeit M 
Beſchluſſes erforderlich ſey, und das ſey in den wichtigeren der Fall, ihre Zuftimmun 
nach Belieben ertheilen und verſagen könne, und es im letzteren Falle gleichgiltig fen, 
ob die Verfagung in einem Widerfpruch der Volks⸗Vertretung ihren Grund habe, wink 
gleichfans nicht aufrecht zu Halten ſeyn. Der Grund der Berfagung eines Zuſtimm 
muß nach Art. XIII. der wiener Schluß⸗Acte offen gelegt werden; beruht dieſer Grun 
dann in dem Miderfr uch der Volks⸗Vertreting, ſo iſt die Verſagun ß Kunkepceäptämitch 

Beſchlüſſe zu ein 
Unmöglichkeit werderiz und es darf Eillig gefragt werben, ob «8 mit der Wohlfahrt 


der Ehre der deutfihen Nation bereinbat ſey, daß ſeine Geſetzgebung in den wichtigfa 


12. Deeeinber, | 33, 


Zu gi. in⸗ denen Einhelligkeit erforderlich iſt — abhänigig gemacht wierbe: won. den 
len einer Verſammlung, welche ihrer bei weiten-"IBerwiegenden Mehrheit nach 
nicht⸗dentſchen Stämmen beſteht?. vida 


Diefer Confliet tritt noch in anderer und vollig aldobarte Wei⸗ hervor, wenn 
erwägt, daß die. Bundes⸗Beſchlüſſe nur ausnahmsweiſe Einhelligkeit erfordern, und i 
Hegel nah Stimmenmehrheit gefaßt wurden. Sowohl im Plemim ald im en 
Rathe wurden die Beichlüffe der Regel nach durch Stimmenmehrheit, bort mit ? 
12 mit einfacher Majorität gefaßt. Bar 


1 Aegislalwen -Bbcheäftlinden war nme bui veuen Grundgeſe hein bei den ‚Haupt 

le Über vrgeniſche Eintichturigen,. und in NReligious⸗Anggebegenheiten die Kinhelli 
— * Art. KL—KIV: der wiener Schlußaste) Ob abet überhaupt ein Ge 
genſtaud in dieſe Kategerieen "gehöre, Das wunde um engeren Rathe wiederun durch al 
et entſchieden. (At. VIE der Dtbeaate) - — J 


Es it, als genugſam bekannt, kaum erforderlich auf sole, a in Tegiefativen 
-genftänten mit, Stimmenmehrheit ‚gelangte Berplüfle hinzuweiſen. Beſpieldipeiſe wi 
mit Stimmenmehrheit die Competeng der Bundes⸗ Verſammwlung am 12, Zuli 1: 
proviſoriſch beſchloſſe ſenz am 28. Juli 1818 der Art VI. der. Buundesarte, ‚über die © 
in benen "Stimmen: Einhelligkeit nöthig ſey, authentiſch declarict; wurden an 5. 
1882 gegen Widerſpruch, die, Aufhebung des badiſchen Preheeebes, an demjelben X <. 


gleichfalls unter Einwendungen „die Pape zur dſtechihelug. der 2 
Drdmin beſchloſſen. Mm 


Dieſe tBatfichlich votgekomnenen ‚gabe Hetbeif, daß uns darauf koumi ie allein a a 


be legislative -Gegchflände in Überäinſtimmung mit dem Vindesrechte Mehrheits 
" foptäffe wirklich gefaßt And. ö 


Die oſterreichiſche Verfaſſung vom 4. Mär unterwirft mit Ausnahme weniger, au 
ſchließlich die innere Adminiſtration belreffendet Segenftänbe, das ‚ganze Gebiet der 6 
fetzgebung der Zuſtimmung der Geſammt⸗ Vertretung, 
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Wie ſoll es Daher gehalten werden, wenn mit oder gegen Öfterreiche Stimme dergle 
chen Mehrheits⸗ Beichlüffe gefaßt find? Wird die k. Regierung ſie im erſteren Fall 
unter Bruch des Bundesrechts, ihrer zum größten Theile nichtdentichen Vertretung zu 
Genehmigung vorlegen? Wird ſie im zweiten Falle, enigegen ihrer Verfaſſung, ſi 
ausführen oder, unter Bruch deß Bundesrecht, fie unausgeführt laſſen? Kann Öfter 
reich in Anſpruch nehmen, über deuiſche Geſetzgebung mitbeſchließend zu Mathe zu figen 
wen es fich ihrer Ausfühnng Telker entzieht? Die Mitglieder des Bundes haben ciı 
Hecht. zu. der Frage, wah- gefthehen ſalle zur Veſeitjgung eines an. ſich unlösbaren Con. 
flliecs, und Die Mitglieder nes Buͤndniſſeg vom 26, Mai mäflen, abgeſehen von aller 


maleriellen Gründen, Die Befugniß zu Fach. aus dem ſelhertn Vudeerechte ableh⸗ 
um, bevor ihre eigene Beſchwerde gehoben iſt. 


"Mas folgt nun aus dieſer ohne Zweifel ehabwdien, ie finverdinbaren Stellung 
"ber k. "öfterreichifchen Regierung? Es ‚ag abgeſehen werden von den Folgen, welche 
eine ſo durchgreifend veränderte Etellinig einet der erften Bunbesinächte auf den Beftant 
"es Bundes ſelbſt ausüben könnte. Aber das folgt zunãchſt daraus, daß die k. Regie⸗ 
J rimg fi ſich der Thaiſache nicht verſchließen Tai, daß und in welchem Umfang die Bun: 
desb⸗ Verfaſſung in ihren weſentlichen Bedingungen geſtört iſt, ls daß Grund‘ vorhanden, 
‚daß auch fie ihterfeits die Hand zu neuer, und den Bedürfniſſen der“ Zeit entſprechender 
u idnung der Bundes⸗Verfaſſung biete. Neun Monate ſi Mb verfloffeit, ſeit die Vor⸗ 





fhläge der Töniglichen Regierung abgelehnt wurden, und ber ganze Zeitraum ift che 
Gegen⸗Vorſchlage gebliehen. | . 


Das alte Bundesrecht iſt nicht ferner aufrecht zu halten. Es kommt darauf an, 
es neu zu gründen. on W 





Das Reſultat alles Bisherigen iſt folgendes. Das Bündniß vom 26. Mai und da 
danach beabfichtigte Bundesſtaat ſtehen mit der Geſetzgebung wid Drganiſation tes ta: 
fhen Bundes nicht in Widerſpruch. Beftänden diefe felbft heute noch in allen ihm 
Theilen in alter Kraft, fo würde dennoch alle und jede Befuguiß fehlen, dem Büntuift 
und dem Bundesſtaate entgegenzutzeten. Das alte Bundesrecht iſt jedoch in weſenllche 
Theilen, welche den Bund als Gefammtheit, als politiiches Gange, und bad Werhäl 
der Glieder zu diefem Ganzen betreffen, untergegangen; es befteht nur noch in nm 

völkerrechtlichen Thelle, in der Allianz der Megierungen, in den Zwecken diejer Allan, 
in den wechfelfeitigen Rechten und Pflichten der Glieder unter einander. An Sielt Wi 
fen, was untergegangen ift, wird ein Neues zu fehaffen ſeyn. Dies Neue aber wm 
nur fo geftaltet werden dürfen, daß der Bundesftaat des Bündniſſes vom 26. Mai dm 
feine wohl gewahrte Stelle finde. Cr hätte diefe im alten Bundesrecht gehabt, fe hi 

ihm deshalb, und weil die Neugeftaltung nur mit dem Willen der verbündein Ir 

“zungen zu Stande Tommen darf, in der verjüngten Bundes-Verfammlung nid Ma 
Die verbündeten Regierungen, welche auch nach dem früheren Stimmen -Werhälik X 
Mehrheit, fowohl der Stimmen im Plenum als im engeren Rathe darftellen, Ya 
gutes Mecht darauf, zu verlangen, daß den beabfichtigten Bunbesftante der Ping We 
revidirten weiteren Bunde nicht verfchränkt werde. Died ift ihr wohlbegründete A 
Sie fönnen und werben feines der Bundesglieder nöthigen, fich ihrer engeren Bw | 
dung anzufchließen, aber fie dürfen und werden ſich auch von anderen Bundedglum 
nicht abhalten laſſen, diejenige Gemeinſchaft unter ſich aufzurichten, zur welcher fie vellm 
men befugt find, und welche fie als unerläßlich zu ihrem eigenen Wohl erkannt fa 


| Erwiederung bes preußifchen Minifterd, ber auswärtigen Angelegenheiten auf ſ 
baterifche Note vom Sten d. M. Ä 


Der k. baterifche Gefandte am hieſigen Hofe, Freiherr v. Malzen, hat mie mir | 
trage feiner Megierung Abſchrift "einer an ihn erlaffenen Depefche des k. hair 
Staats⸗Miniſteriums des k. Hauſes und des Aeußern, d.d. München ben 8. Deren 
zugeftellt, welche fich anf das Bundniß von 26, Mai d. J. und bie ans ihm abgelaie 
Beichlüffe des BerwaltungssRathes vom 17. November d. J. bezieht, und die w 
drückliche Erflärung abgiebt, Daß die k. baieriſche Megiering „fi den dedhalb an 
ſprochenen Verwahrungen des k. k. dſterreichiſchen Eabineis. anfchliepe:” . Em. üben? 
ich in der Anlage Abfchrift dieſeß Schreibens. Indem wir bie darin in YAnfprufP 
nommiene Berechtigung ber k. baieriſchen Regierung, ihre eigene Ueberzeugung ie 
. Bundeögenoffen gegenüber auszufprechen, ‚bereitwillig anerkennen, halten wir und in | 
wiederung verpflichtet, derſelben die Depefche mitzutheilen, welche in Bezug auf 
Verwahrungen an den k. Gefandten in Wien unter dem 12ten d. M. gerichtet 
iſt, und welche ich zu dem Zwecke Em. anliegend überfende. Ich theile dabei gem 
Hoffnung des k. Kaierifchen Miniſters, dag die unter den Bundesgliedern beile 
Verſchiedeuheit der Auſichten über dieſe Angelegenheit werde außgeglicgen, und die 
meinſchaftlichen Intereſſen von ganz Deutſchland vor. den Gefahren, die fie in der 
von vielen Seiten her bedrohen, werden gewahrt werden; infofern aber derjelbe 
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Hoffnung an die Bildung der interimiſtiſchen Bundes⸗Commiſſion knüpft, kann ich 
umhin, darauf aufmerkſam zu machen, daß die Verfaſſungs⸗Angelegenheit nach dem 
drücklichen Wortlaute des Vertrages, welchen Baiern accedirt bat, von der Wirkja: 
der Bundes⸗Commiſſion ausgefchloffen, und der freien Vereinbarung der Bundesgl 

‚ Überfaffen worden ift. In diejer freien Vereinbarung, zu der wir jederzeit, ſowoh 
Bezug auf dei weiteren tie auf den engeren Bund, bereitwillig die Hand geboten 5 
und ferner bieten werben, . können wir allein das Mittel fehen, zu einer Ausglei 
ter verichiedenen Anfichten und einer angemeffenen Ordnung der deutichen, Verhält 
zu gelangen. Ew. wollen dem k. baieriichen Minifter eine Abfchrift dieſer Dep 


. nebit der Anlage übergeben. 
Die k. wuͤrtembergiſche Regierung tritt ebenfalls der Verwahrung Oeſterreichs 


Bezug auf den erfurter Reichstag bei. (S. 28. November, 8. December.) 


Inhibitorium der Bundes⸗-Central⸗Commiſſion gegen Ausführung des k. würt 
bergifchen Gefeges, betreffend Die Uebernahme der Boftverwaltung von dem Für 
Thum und Taxis. (S. Band IE. Seite 414.) 


Verfügungen ©. M. bes Königs von Preußen iiber bie veränderte Organifat 
bes Cadettencorps. 


Die. nach dem neuen Wahlgeſetz gewählten Kammern bes G.-H. Heſſen treten | 


jammern. Als Frucht jened demokratiſchen Geſetzes fehen wir unter anderen uͤb 


- Mingenden Namen, fogar den des längft flüchtigen Neichöregenten Bogt un 
den Mitgliebern. 


Vroteft von Seiten Hannovers in Bezug auf den erfurter Reichstag; enthalten 
einer Depeſche des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
hannoverfchen Gefandten zu Berlin. 


Ber der Verhandlung über den, in der Böften Sikung des Verwaltungs⸗Rathes, ti 


- durch den Vertrag vum 26. Mai 1849 verbündeten Regierungen, geſtellten Antrag a 


möglichſt baldige Verftändigung über einen‘ Termin zur Vornahme der Wahlen f 

. einen Reichstag, dem der neben dem gedachten Vertrage vereinbarte Berfaffungs-Entwr 
‚vorzulegen feyn würde, beziehungsweiſe über die Einberufung des Reichstages felbft, h 
‚der 8. hannoverſche Bevollmächtigte die Anficht feiner Regierung dahin ausgeſprochen 
baß die Berufung des Neichätages auf Feine Weile ftattfinden dürfe, ehe nicht diejenig 
Regierungen, welche der Verfaffung fih nicht anſchließen, Die Erklärung abgegeben Bi 
ben, daß fie die in der Einführung her Reichsverfaſſung liegende Abänderung der, rüd 
ſichtlich ihrer fortbeftehenden, Bundes-Verfaffung genehmigen wollen. 


Dieſe Erklärung Hab in ber ihr vorangeſchickten Mechts Augfluthrmng eine nähere Bi 


gruͤndung "gefunden. 


Die ErMflärung Hannovers ift gleichtwohl infofern ohne Erfolg geblieben, ale, il 
gegenüber, die k. preußiſche Negierung und die Mehrzahl der übrigen verbündeten R 
gierungen die Abſicht zu Tage gelegt haben, mit. Beftimmung eines äußerften Termüı 
yur Vornahme der Wahlen behufs des demnächft zu berufenden Reichstages, in ihr: 
Ländern zu verfahren, und e8 den nicht einverftandenen Regierungen zu überlaffen, ı 
und mann fie in gleichen Maße vorichreiten mollen. 


Schon dieſe zu erkennen gegebene Abſicht Hat den Bevollmächtigten von Sachfen uı 
Hannover die Nothwendigkeit auferlegt, in ihrer gemeinfchaftlichen Erklärung vom 2 
Deitober d. J. Rs und ihre Megierungen gegen alle Folgen eines ſolchen Vorſchrit 
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feierlich zu verwahren, und gegen die Befugniß Preußens und der übrigen ſich dem an: 
ſchließenden Regierungen zu einem folgen Schritte, als außerhalb der Zwecke des Bünt- 
niſſes und des Art. XI. der Bundesacte Tiegend, und den Befugniffen des Verwaltungs; 
raths widerfprechend, zu proteſtiren. 


Die Berollmächtigten von Sachien und Hannover haben außerdem in einem ſolchen 
Vorfchritte die Eventnalität al8 vorhanden anjchen müffen, daß es richt gelungen, ven 
Süden Deutichlands in ten Reichsverband, wie er Durch den Verfaſſungs⸗Entwurf ke 
ftimmt worden, aufzumehmen; daß vielmehr nicht mehr zu erreichen’ geweſen, als die 
Herſtellung eines nord und mitteldeutfchen Bundes, und Die genannten Bevollmächtigten 
haben damit zugleich den Zeitpunkt als eingetreten zu bezeichnen gehabt, wo Die Vor⸗ 
hehalte vonn 26, Mai Plag greifen, unter denen die k. ſachſiſche und hannoverſche Rı: 
gierung dem vereinbarten Entwurf einer Reiche: Verfaffung, eines Wahlgefepes und eine 
von Preußen im Namen der drei HauptsPaciscenten des Bündniß- Vertrages zu erlaf: 
ſenden Beitritts⸗Cinladung, ihre Zuſtimmung erigellt haben. - - 

Auch der, aus dieſem ferneren Grunde der Erklärung vom. 20. Dotober d. S. hinzu 
gefügte Widerfpruch gegen die beapfichtigte. Einberufung eines Reichstages aus einem 
Theile von Deutfchland, Hat einer Berüdfichtigung bei der Mehrzahl der Theilnchun 
des Bündniſſes vom 26. Mai ſich nicht zn erfreuen gehabt. 


Ein der k. hannoverſchen Regierung mitgetbeilter Auszug aus dem Protocolle ma 
am 17. November d. 3. zu Berlin flattgefundenen Verhandlung von. Bevollmächium 


jener Regierungen hat. erfehen laſſen, daß, ungeachtet der ferneren ausdrücklichen Vernb 


zung, welche die k. hannoverſche Regierung am 31. Det. d. J. gegen die Rechtsverbin 
lichkeit von bloßen Mehrheits⸗-Beſchlüſſen des Verwaltungs-Rathes an den. Vorſitzende 
des letzteren, durch Vermittelung der k. preußiſchen Regierung gerichtet hat, von jene 
Verſammlung von Regierunge- Bevollmächtigten an dem genannten Tage beſchloſſen if, 


“eine allgemeine Wahl von Reichstags⸗ Ubgeorbneten für den’ ganzen Bereich der, auf 


Grund ded Vertrag! vom 26. Mai verbündeten, drutſchen Staaten auf den 31. Januat 
4850 auszuſchreiben, und, eine demnächſt einzuberufende Reichs⸗Verſammlung aus den 


genannten Staaten, an einem näher feſtzuſtellenden und bekannt zu machenden Tage in 


der ‚Stadt Erfurt zuſammentxeten zu laſſen. 


Ein Beſchluß einzelner, unter dem Namen des Verwaliungs⸗ Rathes der verbũndeten 
Regierungen vereinigten Bevollmächtigten, welcher Angefichts des offenkundig anerkannten 
Mangels einer Vereinbarung über das Slimmverhältniß, und Angeſichts der wieder⸗ 


hylten Verwahrungen und Vorbehalte anderer Theilnehmer am Bundniß gefaßt iſt, Fam 
auf rechtliche Giltigkeit, geſchweige auf vertragsmäßige Verbindlichkeit für Die Legtem 


Keinen Unfpruch machen. Inſofern diefer Beſchluß jeine vermeintliche Witkſamkeit ai 
dem Staatägebiete der verbündeten übrigen Regierungen zu äußern beſtimmt ift, ent 


derſelbe vielmehr einen dem Zwecke des Bündniß⸗Vattrages widerſprechenden, wenn auch 


thatſächlich erfolgloſen Eingriff in die Unabhängigkeit diefen Stanken, gegen den die Re 
girung S. M. des Königs von Hannover ſich gedrungen fieht, eine beſondere Rechts⸗ 


verwahrung einzulegen. 


- Uber auch nach dem beftehenden Rechte des deutſchen Bundes wird jener Beichluf 
on der, Regierung S. M. als unftatthaft, und als ein neues Hinderniß fir die Aus 
führung bes, neben dem Vertrage vom 26. Mai verabredeien, und ven Hannover ke: 
dingungsweiſe angenommenen Verfaſſungs⸗Entwutfs betrachtet. 

- Die Unvereinbarkeit eines deuten Bundesftantes nach Maßgabe diefes Entwurfs mit 
der durch den Vertrag vom 8.; Sımi 1815 begründeten Verfaſſung des deutſchen Bun⸗ 
des ift von Seiten Hannovers niemald verfannt. Sie iſt ia der Erklänung des hanno⸗ 
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g0. Becenbree SO, 


vaſchen Bloollmůchtigten vom 9 October biete Jahres dan‘ Gehsattunge Reife 
dargelegt, untet Begründung der Anſicht, daß dieſt lUndereinbarkeit nit durch 
ſtimmung aller Bundrsglieder zu entfernen ſey. 


Auch beruht. der Lerfaffungs= Entwurf. ſtlbſt auf der Voraudſehung Se ei 
Beitritts aller deuiſchen Regierungen, mit vorläufiger Ausnahme, Defterreichs, nd { 
hinfichtlich Oeſterreichs im 8. 1 ausbrliclic ‚ine, Verftändigung vor, die Preußen | 
dies ſchon wor Abſchluß des Bundniß⸗ Verlrages ‚wenngleich ohue ‚Erfolg, eingeleitet | 
nf deren Unentbehrlichfeit, ‚ beppr zur. Ausfügrung, des Entwurf gefchritten w 





. 
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konnte, ſich ya ſo mehr von fetet perftand, da alfe Rechte und alle Pflichten. aus 


deuiſchen Bunde, mithin auch das Necht der Zuſtimmung zu Berfaffungs-Aenden 
‚Bir ſämmtliche Mitglicher des Bundes im Art. I. des Vertrags von 26. Mai ausd 
lich gewahrt blieben, und der Urt. IV. dieſes Verirags den, fin’ Beſchluſſe vom 17. 
vember unerwähnt gehlicbenen Vorbehalt einer. (nothwendig gemeinfehäftlichen) Feſtſer 
über Zeit, Dt, und Bosm ber Berufung, ber Reichs⸗Verſanumlung hinzufuͤgt; ejne of 
Weg zur Einigung, den ber Beſchluß vom 17. Noveinber nicht bee fendern e 
weilen verichloffen bat. 


Denn der k. hannoverſchen Regierung iſt durch den bei dem t. Hofe beglaubi 
k. k. öfterreichifchen Gefandten ein wom 28. November d. J. datirter, an den k.k. 
fandten zu Berlin ergangener, und zur Mittheilung an hie k. preufifche Regierung, 
ſtimmter Erlaß des k. k. Cabinets communicirt worden, in welchem das legtere, m 
Anrufung jenes bundesgeſetzlichen Rechts der Zuſtimmung zu etwanigen Aenderm 
der Bundes-Verfaſſung, rückſichtlich des erwähnten Beſchluſſes der Negierungs- Ba 
mächtigten vom 17ten v. M. unter Anderem die folgende Erklärung abgegeben hat 


„Wir würden, wenn dem auf die Ausfchreibung und Einberufung eines fogenamn 
Reichstages bezüglichen Beichluffe des Verwaltungs⸗-Raths weitere Folge gegeben wer 
wollte, den Zufammentritt einer folcden, die Gründung des für unzuläſſig erkam 
Bundesſtaats einleitenden Verſammlung, als dem Bundes = = Vertrage zuwider erklä 
und deren, zur Löſung dieſer Aufgabe zu faſſenden Beſchlüſſen im Voraus jede Gelt 
und Wirkſamkeit abſprechen müſſen. Noch beſtimmter aber müßte unſer Widerſp 
werden, wenn ohne Zuſtimmung aller Genoſſen des dentſchen Bundes, oder wohl 
troß der von einigen derfelben erhobenen Ginfprache, der beabfichtgte Bundesftant 
„deutſches Reich” an die Stelle des deutjchen Bundes gejeht werden wollte.” 


Durch eine, auf amtlichen Wege zu dieffeitiger Kenntniß gebrachte Erklärung ı 
Sten d. M. hat die k. baieriſche Regierung dieſer Verwahrung des k. k. öſſerreichiſ 
Cabinets ſich angeſchloſſen. na 

Die k. hannoverſche Regierung Tann, in Uebereinſtimmung mit ihren früheren | 
klärungen, nicht umbin, das won Defterreich angerufene Recht der Zuftimmung zu ei 
Aenderung der DVerfaffung des deutfchen Bundes, auch rückſichtlich der Durch den Vert 
vom 26. Mai erfirebten Begründung eines beutjchen Bunbesftanls, ausdrücklich an 
erfennen. 

Inſofern diefe Zuftimmung abfeiten Deſterreichs duch den. Senf vom 28. Novem 
verfagt ift, und etwa vorenthalten Bleibt, muß auch Hannover die Errichtung des be 
fichtigten Bundesftaats als gefeglich unzuläfftg betrachten. 


Die k. Regierung flieht aus allen diefen Rüuͤckſichten ſich in bie rechtliche Nothwend 
keit verſetzt, der angezogenen Verwahrung des k. k. öſterreichiſchen Hofes unter Erne 
rung ihres eigenen früheren Widerſpruchs gegen eine einſeitige Durchführung des V 
faffungs-Entwurfs vom 26. Mai, mit der ferneren Erklärung beizutreten, daß fie | 
durch vollends fich rechtlich behindert findet, den. Beſtimmungen des Art. IV. ' 


1849, Supplement, 15 





39. Deaaben 3. 


Bimduiß⸗Vertrages Folge zu gehen, ſo lange Defterreih und Haiern auf ihrem Wir: 
ſpruche beharren, und eine Werftändigung mit dieſen und nit anderen, betheiligten 
BuntessRegierungen über das Verſaſſungswerk nicht erreicht ſeyn wirt, 

Die k. Regierung vermag aber zugleich ſich der Beſorgniß nicht zu entſchlagen, di 
ein Verſchreiten Breußend und der übrigen Theilnehmer Des Beſchluſſes vom 17. I 
vember un inne des letzteren, die GeklagenSteertgeften. Störungen ter Öffentlichen Ruk 
und Ordnung zur Folge haben Tann. 

Sie richtet daher an die k. preußiſche Regierung das bundesfrenndliche dringende Er⸗ 
fuchen, geneigteft anderweitiger Erwägung eine Mafregel zu untertwerfen, aus ber dem 
Nechtszuftande des gemeinfamen Vaterlandes wie dem Wohle feiner Bürger ernſte Or: 
fahren drohen. 

Sie hofft um Deutichlande und feiner Einigkeit willen, mit dieſer Bitte nicht eunlhen 
zu werden. 

Wir beauftragen den Herrn Geſandten, den gegenwärtigen Erlaß zur Kennt te 
Herrn Staats-Minifterd von Schleinig zu bringen, und demſelben eine Abſchrift daten 
mitzutheilen. | | 
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